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Anstatt  des  Vorworts 

ein  Brief 

«n  Professor  Br,  Franz  Lieber  jn  New-York. 

Mein  lieber  Freundl 

„Endlich  Inn  Ush  wieder  da'\  nnd  diese  Mal  nidit  in  der  Ge- 
stalt des  Meerschaums*)^  sondern  in  der  ernsteren  eines  TÖlker- 
reditUchen  Beditshnchs,  dessen  Namengebiing  nnd  EinfBhmng  in 
die  Welt  ich  Sie  bitte,  als  Pathe  beiaustehen.  Ihr  glüddieher  Ge- 
danke, der  amerikanisehen  Armee  ein  kon  gefasstes  Kriegsre^t 
als  Instmction  ins  Feld  mitmgeben,  und  mit  den  Mahnungen  des 


•)  Diese  Anspielung  wird  durch  folgende  Stelle  eiues  Briefes  erklart,  den 
Professor  Lielnsr  tun  23.  Augtist  1867  an  Bluntschli  geschiiebi-n  hiatte:  „Gestern 
woids  idi  drollig  und  docb  nidit  untngeiielim  in  ffis^erionert.  Basr  mafner 
SOhns  ist  in  Nen-Hezflu»  «tatioiiH  wBe  SGOO  IMten  von  hier,  ieh  meiiie 
lische  Meilen.  In  einem  Briefe,  den  ich  gestern  erhielt,  sind  die  Worte:  „Endlich 
ist  Bluntschli  wieder  da".  Bluntschli?  sagen  Sie.  Ich  habe  die  GciKrobnhoit  allen 
Gegenständen  im  Gelirauch  NEimeti  -m  geben,  und  so  haben  auch  die  kleinen 
MwrFchaiimpfeifen,  die  irli  luitnuttr  rauche,  ihre  Namen.  Eine  heisst  Satlowa;  ciuu 
andere  liaiuit«  ich  nach  limeu.  Ich  gab  äie  meinem  Sohn  beim  Abschiede,  und 
ifemrAnf  dem  langen,  ecbwierigeQ  und  g«ahfllehan  Mawdie  rtiliiiiaeii  geiniimwn. 
i^iiiMi  Aber,  wie  8k  «eben,  iet  WiwHfrilf  niecler  infttlnirH  in  Jaisii  ÜHracn 
vildeu  Beigsa  Ve^Mtithi».  MSia  Selm  iü  ongafllir  IfiO  «sgUiclis  BMlfln  m 
8m  m 
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Rechts  die  wilden  LciilciischalLcu  des  Kriogs  möglichst  zu  zahmen, 
hcit  mich  zuerst  zu  dem  Vorsatze  angeregt,  die  Grundzüge  des  mo- 
dernen Völkerrechts  in  Form  eines  Rechtsbuchs  darzustellen  und 
Ihre  Briefe  haben  mich  ennuthigt,  dieses  Wafmiss  durchzufuhren. 

Ihre  Kriegsartikel  haben  durch  die  Autorität  des  Präsidenten 
Lincoln  eine  amtliche  Verstärkung  erhalten,  welche  mein  Rechtsbuch 
vöUig  entbehren  muss.  Dasselbe  kann  nur  insofern  Autorität  ge- 
winnen, als  die  lieuti^e  civilisirte  Welt  in  ihm  einen  zeitgemässen 
und  wahren  Ausdiuck  ihres  Ueclitsbewusstseins  erkennt,  und  die 
Macht  auf  die  üftentliche  Meinung  achtet. 

Meines  Eraehteus  ist  die  nonfj-e  RocMswissenschaft  in  <  iner 
Beziehung  hinter  den  Fortschritt»,  a  der  llechtspraxis  zurückgeblieben. 
Sie  hat  ihre  Blicke  zu  lange  an  der  Vergangenheit  haften  lassen 
und  dai'über  dir  Bew*'guiig  des  Lebens  luirh  der  Zukunft  hin  ru8 
dem  Gesichte  veilenn.  Die  Wahrheit,  dass  das  gegenwärtige 
Recht  ein  geworden  es  und  daher  wesentlich  aus  der  Vergangen- 
heit zu  erklären  ist,  Ijedart  der  Ergänzung  durch  die  andere  Wahr- 
heit, dass  das  gegenwärtige  Recht  zugleich  ein  werdendes  und 
berufen  ist,  das  fortschreitende  Leben  der  Meusclilieit  zu  begleiten* 
Viele  unserer  rechtsgelehrten  Collegen  können  sich  nicht  losmachen 
TOn  der  hergebrachten  Vorstellung,  dass  das  Recht  ein  unver- 
anderliches  starres  System  fester  äusserer  Gesetze  sei,  welche  das 
Tdffn^hlfftl^^  Thun  beschränken.  Sie  denken  sich  das  Recht,  wie 
eine  Blauer  und  wie  Spaliere,  an  welchen  der  Gärtner  die  rankeDden 
Pflanzen  anbindet,  wie  ein  Messer,  womit  er  die  geilen  Triebe  weg* 
schneidet.  Nur  schwer  ringt  sich  die  Wissenschaft  zu  dem  tieferen 
Verständniss  durch,  dass  das  Recht  eine  lebendige  Ordnung 
in  der  Menschheit,  nicht  eine  todte  ausser  der  Menschheit  sei, 
dass  nur  das  lebendige  und  nicht  das  todte  Recht  befähigt 
sei,  mit  den  Völkern  zu  leben  und  forlBUflchreiten.  Am  wenigsten 
paeet  jener  lUsche  Gedanke  eines  an  sich  todten  ReciitB  m  einer 
Darst^nng  des  V^erreduto,  das  überall  nodi  nkht  sn  Mein 
Abechhus  gekommen,  eondem  nodi  in  mächtiger  nnaafhaltflamer 
Bewegung  begriffen  ist.  Dm  Becht  des  nntürlichen  Wachs- 
thnms  der  Völker  nnd  Staten,  das  Becht  der  Entwick- 
lung der  Hensehheii,  das  Becht  dea  fortschreitenden 
Lebens  nniss  Ton  der  Wissensdiaft  vniwddentiger  nnd  entschie- 
dener als  bisher  anerkannt  nnd  Tertreten  werden,  wenn  dieselbe 
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flm  lidie  tiididke  und  geistige  lÜBBioii  erfiUlen  boO,  ihre  lencb- 
tende  VbiML  auf  San.  Wegen  der  Menschheit  Toran  zu  tragen. 

D|e  Reohfsviflsensdiaft  darf  daher  meines  Erachtens  nidit  bloss 
die  schon  in  frnhem  Zeiten  nur  Geltoog  gelangten  Kechtssätae  pro- 
tokdUren,  sondern  soll  andi  die  in  der  Gegenwart  ivirksame  Beckts- 
libenengung  neu  aassprechen  und  durch  diese  Aussprache  ihr  An- 
erkennimg mid  Geltimg  Terschaffeu  helfen.  Je  empfindlicher  der 
Mangel  gesetzgeberischer  Oigaue  ist,  weldie  fibr  däß  Forthildimg 
des  VoikflrreditB  sorgen,  um  so  weniger  darf  sidi  die  Wissenschaft 
diessr  Aufgabe  entaiehn. 

Freilich  ninss  sie  sidi  auch  davor  hüten,  der  Zukunft  vorzu- 
greifen. Sie  darf  nicht  nnreife  Ideen  als  wirkliche  Hechtssätzc  und 
selbst  dann  nicht  verkünden,  wenn  sie  ihre  Verwirklichung  m  der 
Zukunft  klar  vorhersieht.  Das  Recht  als  ein  lehcndiges  ist 
immer  ein  gogeuwiu  tiges  und  unterscheidet  sich  dadui'ch  so- 
wohl von  dem  Rechte  der  Vergangenheit,  dit^5  nicht  mehr  ist  als 
von  dem  Rechte  der  Zukuuft,  das  noch  nicht  ist.  Vergangenheit 
und  Zukunft  leben  beide  nur  iusoferu,  als  sie  sich  in  der  Gegen- 
wart begegneu  ujid  fruchtbar  verbinden. 

Li  dieser  Gesiiiiiuug  habe  ich,  mein  verehrter  Freund,  meine  ^Vi- 
beit  aufgefasst  Die  grossen  Ereignisse  des  vorigen  Jahrs,  denen  auch 
Sie  mit  so  lebhafter  Theihiahme  gefolgt  sind,  haben  mich  in  dieser 
Ueberzeugung  bestärkt.  Wir  haben  es  damals  in  Deutsciilantl  er- 
lebt, dass  man  im  Namen  eines  veralteten  und  lebensunfäliigen 
Bundesreclits  die  uaturnoth wendige  Entwickhing  der  deulf^chen  Nation 
zu  einem  politischen  Volke  mit  aller  Gewalt  hat  verliiuderii  wollen. 
Allzu  lange  haben  wir  unter  dem  Missbrauch  des  Hechts  zur  Er- 
tödtuug  des  Lebens  gelitten.  Nachdem  endlich,  Gott  sei  Dank,  jene 
falsche  Autoritiit  des  todten  Hechts  durch  die  Preu«c.it;chen  Siege 
gestürzt  und  tur  die  Neugestaltung  Deutschlands  freie  Bewegung  er- 
stritten worden  ist,  darf  auch  die  deutsche  "Wissenschaft  es  nicht 
länger  versäumen,  das  Recht  der  Entwicklung  wie  der  Völker  so 
der  Menschheit  offen  zu  vertreten. 

Nach  Ihrem  Wunsche  habe  idi  auch  für  eine  französische 
Uehersetzung  dieses  Werks  gesorgt.  Dieselbe  wird  in  Bälde  eben- 
falls im  Druck  erscheinen.  Wenn  ach  das  Buch,  das  den  andern 
trefflichen  Darstellungen  des  Völkerrechts  keine  Concurrenz  machen, 
Modem  dieselben  dnrdi  den  neuen  Versuch  einer  gesetzähnlichen 
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Formiilirnng  ergänzen  will,  sich  al^  biauchljar  erweisen  wird,  so 
wird  wolil  auch  eine  Ucbersctzuug  in  englischer  Sprache  nicht 
ausbleiben. 

So  möge  denn  das  Buch  seinem  freundlichen  Pathen  keine 
Schande  machen,  wenn  es  in  die  rauhe  Luft  des  öffentlichen  Lebens 
eintritt. 

Heidelberg,  im  September  18(>7. 


£in  zweiter  Brief 

an  Professor  Franz  Lieber  in  New-York 

th 

Vorwort  der  zweiten  Auflage. 

Lieber  Freund! 

Seitdem  dieses  Völkerrechtsbuch  in  die  Welt  getreten  iit,  haben 
gewaltige  Ereignisse  Europa  umgestaltet. 

Mit  frivolem  Uebermuth  wurde  der  furchtbare  Krieg  zwischen 
Frankreich  und  BentBchland  begonnen.  Die  deutschen  Siege  aber 
haben  den  Sturz  des  Kapoleonischen  Kaiserthums  und  die  Zurückf 
Weisung  der  französischen  Ansprüche  auf  die  Oberleitung  in  Europa^ 
den  Verlust  von  Elsass-Lothringen  für  Frankreich  und  den  Wieder- 
erwerb derselben  för  Dentschland,  den  Untergang  des  Ktrchenstats, 
die  Einverleibong  Bons  in  das  moderne  KSdgreidi  fialien,  vnd  die 
Wiedergeburt  de«  deotsdien  Ealserreiflln  rar  Folge  gehabt 

Wir  haben  beide  Gott  gepriesen,  dass  er  nns  in  bSberem 
Alter  noch  TergSnnt  bat,  die  Eiliebiing  nnd  Emignng  des  dentscihen 
YdEkes  und  die  Gründung  deq  dentsdien  Reichs  an  erleben.  An 
uns  ist  das  Wort  wahr  geworden:  »Was  die  Jugend  ersebnt,  dess 
geniesst  das  Alter  die  raie.** 

Wir  sind  es  auch  wohl  sufrieden,  dass  das  heutige  deutsche 
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Eauemifllk  ein  gm  «idareB  kt,  ab  du  tonnalige  „rSnkdbe  Boich 
deotoite  Kalioii*' im  Mittelalter.  I)«r  dentache  Kdser  eriutit  nklil 
nMhr,  ivie  Tonnala  der  xOmiBcfae  Kaiaer,  daa  arnnaaafftde  Yeriangcn 
daa  hnpanii»  »andi.  Er  tritt  vAdA  mehr  über  Italien  regieren, 
soeh  fiber  andere  Vdlker  and  Staten  eine  Lelieiiahetracihaft  ISmb. 
Er  erkennt  vielmehr  die  tolle  UnaUiäiigigkdt  und  Freiheii  andh 
der  andern  Staten  willig  an.  Die  starke  Bürgaohaft,  welche  er  dem 
Frieden  der  europäischen  Welt  gewährt,  ist  für  diese  keina  Be- 
drohung, sondern  nur  eine  Wohlthat. 

Er  weist  auch  die  mittelalterliche  advocatia  ecclesiae  von  sich, 
Uiid  duiiuL  die  Verflechtung  mit  der  päpstlichen  Puliük.  Er  sichert 
?iehnehr  den  verschiedeneu  Confessionen  imd  Jedermann  die  Ge- 
wissens- und  Geistesfreiheit,  deren  göttlich- menschliches  Licht  das 
Yaticanische  CJoncil  auszuhlasen  vergeblich  unternommen  liat. 

Wir  wissen  wold,  dass  mit  der  neu  erhobenen  Stellung  des 
deutschen  Volkes  die  Pflicht  derselben  gegen  die  Menschheit  ge- 
waclisen  ist.  Der  barbarische  Rasseuhass  ist  uns  fremd;  wir  er-  • 
kennen  es  gerne  an,  dass  auch  die  französische  Natiou  sieh  grosse 
Verdii  iistr  nm  die  Mtuist  liln  il  erwürben  hat  und  berufen  ist,  auch 
in  der  Zukunft  wieder  Bedeuundes  zu  leisten.  Wir  ^viuilen  es  für 
keinen  Fortschritt  halten,  wenn  wirklich,  wie  Maiicbr  })  sorgen,  die 
französische  F.itelkeit  durch  den  deutscheu  Hochmutii  verdrängt 
und  ersetzt  würde,  denn  jene  weiljlichc  Eigenschaft  ist  doch  liebens- 
würdig und  weniger  verletzend  als  dieser  männliche  Fehler. 

Die  Mäugel  und  die  Schwäche  des  Völkerrechts  sind  aber  in 
diesem  Kriege  in  erschreckendem  Masse  oftenbar  geworden.  Oft  hat 
sich  sogar  bei  Offiziellen  beider  Armeen  und  selbst  in  hohen  Kreisen 
und  bei  hochgebildeten  Männern  eine  grauenhafte  Unkenntniss  dos 
Völkerrechts  gezeigt.  Es  amd  viele  Missgrifle  gemacht  worden,  die 
fdch  nicht  aus  bötem  Willen,  auch  mcfat  aus  der  redit8vei*wirrenden 
Macht  des  Hasses  oder  dem  aufflammenden  Zorne  allein  erklären 
lassen,  sondern  sicher  unterblieben  wären,  wenn  die  Kenntniss  des 
Völkerrechts  allgemeiner  verbreitet  wäre. 

Es  ist  daher  durchaus  nothwendig,  dass  äm  Völkerrecht  und 
insbesondere  das  Kriegsrecht  und  das  Recht  der  Neutralen  sorg- 
fiUÜiger  als  bisher  in  den  Kriegsschulen  gelehrt  werde.  Auch  darf 
Europa  mit  Ehren  nicht  länger  zögern,  daa  amerikanische  Vorbild 
nachiuahmen,  und  die  wichtigateii  Bechta-Yorachnften  den  Qffiziereii 
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«nd  SoUatsa  in  sdiairliBr  Fatamig  als  gednMlrte  BienstintCnustm 
mit  n  golwn.  Oer  gewolmte  biblisciie  üntomcht  m  dar  Volks- 
iclmle  und  im  HMue  irirkt  in  dieoer  HinnGlit  eher  ecUidlioh  nb 
nitdidi,  wefl.  in  dem  alten  Teetamente  noch  die  Bilder  einer  bar- 
barischen «nd  liberaaa  granaamen  Vaadi  wb  eine  toh  Gott  ge- 
voiUte  Nolihwendigkcit  dargestellt  mrden.  Weder  der  veredelnde 
Geiat  dee  Chrietenttinma,  noch  die  modenie  hnmanere  Ginlisation 
kommen  inr  vollen  CMtimg,  wemi  aie  mdit  schon  in  der  Sduüe  Be- 
aehtong  finden. 

Lneoan  8ie  Bi/A,  anoh  diese  meiü»  ergänite  Aaflage  mll- 
kemmen  sein. 

Heidelberg,  1.  Oct  1872**) 

Von  JüLeizeii  Ihr 

Blnntschli. 


*)  Dieser  firief  ist  nicht  mehr  an  seine  Adreflso  gchuQgt.  Wenige  Tage 
naclulcm  er  geschrieben  war.  bmclite  der  Telepjaph  die  unerwartete  and  gehnierr- 
liche  Nachricht  von  dem  Toüc  des  trefflichen  Mannes,  iu  dessen  Leben  sich  die 
Liehe  su  dem  angeboreueu  deatflchen  Vaterlaiide  mit  der  Liebe  za  seiner  Adt^iv« 
keüittti  den  Yerdiiigten  Staten  tqh  Amerika  ywtoden  listte.  TknMhn  Tag« 
mmk  dieser  Naduiefat  criiielt  ich  nodi  Minen  letzten  Artikel  in  der  Bvening  Foet: 
„Bellgioa  and  Ltv."  £r  führte  darin  den  Ofldaaken  ans,  das8  die  Berufung  auf 
religiösen  01aul)en  kein  Flindeniiss  sei  gegen  die  Geltung  der  als  nothwendig 
erkii Minen  Statsgesetjse  und  vertheidigte  die  Wegweisnng  des  Tcsiiitenordens  aus 
dem  I>cut&dieii  lieicke  als  eine  Massregel  zum  bchutze  der  \'oiksireüieit  und  das 
religiösen  Friedens. 
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Wo  immer  Mentoiieii  mit  Menschen  verkehrea  tmd  danemde 
Benehungeii  ftnknfipfen,  cla  regen  lidi  in  ihnen  das  Beohtsgefülil 
und  der  Beohteehm  und  verieagen  eine  gewisse  Ordnung  der  noth- 
wendigen  Verhältnisse  und  eine  wechselseitige  Achtung  der  daraus 
entspringenden  Rechte.  Beide  Eigenschaften  der  menschlichen  Seele, 
das  Rechtsgefuhl  und  der  Rechtssinn,  sind  8el})st  unter  barbarischen 
Stümnjeu  deutlich  wahrzunehmen,  aber  nur  bei  civilisutcn  Völkern 
gelangen  sie  zu  voller  Ausbildung  des  Bewustseins  und  mit  ililfo 
öffentlicher  Institutionen  zu  gesicJberter  Wiiksanikeit.  Sie  können 
wohl  gedrückt,  aher  nie  ganz  unterdrückt,  wohl  una^^leitet,  aber  nie 
zerstört  werden.  Immer  wieder  erheben  sie  sich,  wenn  der  Druck 
nachliisst,  und  besinnen  sie  sich,  weim  die  \  (  iwirrende  Leidenschaft 
erlj^(  lit.  Der  Rechtssinn  ist  ohne  Zweifel  slaiktr  in  den  Männern 
als  in  den  Frauen  und  jene  sind  bereiter  als  die-^o,  ihr  T?«M;ht  gegen 
Jedermann  mit  GriuiJ»  u  und  im  Nothlall  mit  den  VVanen  zu  ver- 
fechtfin.  Aber  an  zähem  und  lebhaftem  Rechtsgefühl  stehen  die 
Frauen  den  Männern  nicht  naeli.  Sie  ergeben  sich  eher  der  ül)cr- 
mächtigen  Gewalt,  aber  sie  empfinden  und  beklagen  das  Unrecht, 
das  ihnen  widerfährt,  nicht  deshalb  weniger,  weil  sie  sich  schwächer 
fühlen  und  weniger  demselben  widerstehen  können.  Schon  in  den 
Kindern  zeigt  sich  diese  Anlage  der  Menschennatur  für  die  Rechts- 
bildung.  Auch  die  Kinder  haben  ein  scharfes  Auge  für  die  Un- 
gerech tigkflit,  der  sie  in  der  Familie  oder  in  der  Schule  ausgesetst 
sind  und  werden  oft  tief  verletzt  und  Terbittert^  wenn  sie  glaaben, 
parteiisch  behandelt  sbbl  werden. 

Wenn  es  aber  eine  ubestraitbare  Wahrheit  ist^  das«  der 
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Mensch  von  Natur  ein  Rechtswesen  und  mit  der  Anlage  zur  Rechte- 
bilduiig  ausgestattet  ist,  dann  muss  auch  das  Völkerrecht  in  der 

Mc  uschcimatur  seine  unzerstörLuie  Wurzel  und  seine  sichere  Be- 
giüiiiiuug  haben.  Völkerrecht  licisst  dio  als  reclitlicli-iiuthwondig 
anerkiiiinte  Ordnung,  wek-ho  die  Ikzieliuiigcu  der  Sialcn  zu  ciiiaiuler 
regelt.  Die  Statcn  aber  d.  h.  diu  urganisirtcu  Völker  bestehen 
am  Menschen,  und  aind  selber  als  einheitliche  Gesanimtwesen  Per- 
sonen, d.  h.  lebendige  mit  Willen  begabte  liochtskörpor,  \^ie  die 
EinzelmciLscbon.  Die  Stateu  sind  wie  die  Kinzelnen  einerseits  in- 
dividuelle Wesen  für  sich  und  andn  rseits  Glieder  der  Mensch- 
heit.. Dieselbe  Meiischonnatur,  und  demgouiäss  auch  dieselbe  Rechts- 
natur, die  jedes  ^'ulk  und  jeder  Stat  in  sich  hat,  die  ündet  er 
vi*  *1  1  in  den  andern  Völkern  und  Staten.  Sie  verbindet  alle  Völker 
miL  unwiderstehlicher  Kuthwendigki  it.  Keines  kann  sieh  dieser  ge- 
mcmbaineu  Natur  entänssem,  keines  dieselbe  in  dem  andern  Volke 
verkennen.  Deshalb  sind  sie  alle  durch  ihie  gemeinsame  Menschen- 
natur verpfiiehtct,  sieb  weehselseitig  als  menseblielic  Hechtswesen 
zu  achten.  Das  ist  die  festx}  und  dauerhafte  Grundlage  alles  Völker- 
rechts. Würde  es  heute  geläugnet  und  untergehen,  so  würde  et 
morgen  vieder  behauptet  und  neu  begründet  werden. 

Bedenken  gegen  das  Völkerrecht. 

Trotzdem  werden  heute  noch  starke  Zweifel  gegen  die  Existenz 
des  Völkerrechts  vielfältig  geäussert.  Die  grund  ;tt:^]ichen  und  die 
thatsächlichen  Bedenken,  auf  welche  sich  jene  Zweifel  stützen,  and 
in  der  That  nicht  geringfügig.  Sie  fordern  vielmehr  zu  emster 
Früfang  auf.  Mau  wendet  ein,  es  fehle  vorent  an  einer  begUnüngten 
AtiMpxnohe  des  Völkerrechts  durch  das  GeietB,  ■odanm  an  einem 
wurksamen  Sobntee  desselben  durch  die  Beditepflege;  und  man  ei> 
innert  daran,  daea  in  dem  Streite  der  Staten  nnd  Völker  der  Enl^ 
scheid  eher  Ten  der  siegreichen  Gtewalt  gegeben  werde,  ab  von  ir- 
gend einer  Bechtsantorttät  Man  fragt  dum:  Wie  Imnn  emstlioh 
fctk  VeDcBErecht  die  fiede  semi  ohne  ein  VoQcergeeete,  welches  das 
Becht  mit  Antorit&t  verkündet,  ohne  ein  VÖlkaigerifiht,  welches 
dieses  Becht  in  Beohtsform  handhabt»  wenn  die  Maeht  addiessUoh 
allflieit  den  Ansachlag  giebt? 

Wir  können  es  nicht  lingnen:  Bieae  Bedenken  haben  ihren 
Grond  in  grossen  Mangeln  nnd  sdnreren  Oehradien  des  VSlker- 
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tocbfl*  I>eiiB0c3i  kt  dar  Sdilnss,  dass  es  hem  Yolkorrecht  gebe, 
fibsnüfc  und  varfelklt.  Fassen  wir  diesdben  schärfer  ins  Auge. 

^  1.  VölkerreclitUclie  Gesetzgebung. 

Wir  siud  heuto  gii-wuhiit,  weuii  irgeud  Fraguu  des  Familicn- 
rochts,  des  Erbrechts,  d(3.s  Yormögcnsrechts  uuftauchen,  ein  privat- 
reclitliches  Gesetzbuch  nachzuschlagen  und  dart  diö  AutschlÜBSö  über 
die  geltenden  liCchWgiuudbätüe  aul'zuüucheu,  oder  wenn  ein  Ver- 
breaheu  vei*übt  worden,  nachzusehen,  mit  welcher  Strafe  es  in  dem 
Strafgesetzbuch  bedroht  sei.  Die  Fundamentalsätze  des  Staatsrechts 
sind  ^'e\v()hiilich  in  Veriabsuiigsurkunden  üft'entlich  m  i  kündet,  und 
ßciiun  iiiuien  wir  in  einzehien  Staten,  wie  z.  13.  in  dem  Stat  Nöw- 
York,  eine  Codificatiun  auch  des  öUentlichen  Recht'i.  Aber  es  giebt 
kein  völkerrechtliches  Gesetzbuch  und  nicht  einmal  einvielno 
völlcerr cchtliche  Gesetze,  welche  die  Rechtsgrundsätze  mit  bin- 
^  dendcr  Autorität  aussprechen,  nach  denen  viilkerrechtliche  Streit- 

fragen zu  entscheiden  sind.  Da  meinen  denn  Manche,  gewohnt  alles 
fiecht  aus  Gesetzen  abzuleiten:  „Ohne  Gesetze  kein  Recht." 

Indessen  sind  die  Gesetze  nur  der  kUirste  uiul  wirksamste 
Ausdruck,  aber  keineswegs  die  einzige  Quelle  des  Hechts.  Bei  allen 
Völkern  gab  es  eine  Zeit,  in  der  sie  keine  Gesetzbücher  und  den- 
y  noch  ein  geltendes  Recht  hatten.    In  der  Jugendpriode  auch  der 

Gnlturvölkesr  gab  es  Ehen,  Erbrecht  der  Anverwandten,  Eigenthum, 
Focdemngsn  und  Schuldea  ohne  Gesetze,  welche  diese  Reditsver- 
hlltnisse  ordneten  und  es  wurden  die  Yerbreohea  bestraft  ohna 
Strafgesets.  Die  in  den  nationalen  Institutionen  vaod  in  den  Volks- 
gebräuchen  und  Uebungen  dargestellte  Bachtsordnimg  ist  überall  älter 
als  die  geaetdich  bestimmte.  Erst  in  dem  reiferen  und  selbsbe- 
wussteren  Lebenealtar  der  Völker  untermnunt  es  der  Stat,  das  Recht 
ia  Gresetabüchsni  ansu^irfiQheii.  Es  kann  uns  dah  r  nicht  be- 
fremden, weui  daa  nodi  junge  Völkerrecht  torerst  ebenfalls  in  ge- 
liMen  EmtiohtDii^  Gebräuchen  und  Uebongen  dar  Völker  Tor- 
Mkndiefai  an  Tage  tritt. 
^  Für  daa  Völkenredit  beateht  alier  in  dieser  Htnaicht  eine  eigen- 

'  ftüttUohe  Sehmrii^cat    Hag  daa  Verl&ngen  nadi  einer  klaren 

'  tatoritativen  Verknndnng  Tolkenechtlicfaer  Geaetie  noch  so  dringend 

(ppocdoi  nnd  die  geiatiga  FSbig^t  an  aolcfaer  Anaaprache  nodi  ao 
nn^HeßmA  sein,  ao  &iUt  ea  dodi  an  einem  anerkannten  Geaets- 
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geber,  der  das  Gesetz  erlassen  könnte.  In  jedem  einzelnen  State 
ist  durch  die  Statsverfassmig  für  ein  Organ  des  allgemeinen  Stats- 
willens  gesorgt,  d.  h.  ein  Gesetzgeber  aiiorkaunt.  Aber  wo  wäre 
der  Weltgesetzgeber  zu  finden,  dessen  Ausspruch  alle  Staten  und 
alle  Nationen  Folge  leisteten?  Die  Einrichtung  eines  gesetzgebenden 
Körpers  för  die  Welt,  setzt  die  Organisation  der  Welt  voraus 
und  eben  diese  besteht  nicht. 

Vielleicht  wird  die  Zukunft  dereinst  die  erhabene  Ideo  ver- 
wirklichen und  der  gesanunten,  iu  Völker  uud  Staten  getheilten 
Menschheit  einen  gemeinsanu-n  Rechtskörper  schaffen,  welcher  ihren 
Gesaniintwillen  mit  nllgf^mein  anerkannter  Autorität  aussprechen 
wird,  wie  die  Vergangenheit  den  verschiedenen  Nationen  in  den 
Staten  eine  einheitliche  liechtsgestalt  gegeben  hat,  und  wie  die 
Gegenwart  wenigstens  das  Bewusstsein  weckt  und  klärt,  nicht  blos, 
duss  die  Menschheit  in  Natur  und  Bestimmung  Ein  Gesammt- 
wesen  sei,  sondern  überdem,  dass  auch  in  der  Menschheit  ge- 
meinsame Eechtsgrundsätze  zur  Geltung  kommen  müssen.  Wird 
einst  jene  zukünftige  Organisation  der  Menschheit  erfüllt  sein,  dann 
freilich  wird  auch  der  Gesetzgeber  fiir  die  Welt  nicht  mehr  fehlen 
und  68  wird  dann  das  Woltgesetz  die  Beziehungen  der  mancherlei 
Staten  za  ntnandftr  und  zui*  Menschheit  ebenso  klar,  einheitlich  und 
wirksam  ordnen,  wie  es  das  heutige  Statagesetz  thut  mit  Bezug  auf 
die  YeiMltniflse  der  Privatpersonen  unter  einander  und  zum  State. 

Mag  man  ab^  dieses  hohe  Endsiel  für  einen  schönen  Traum 
der  IdeaUsten  halten  oder  an  dessen  Eneichung  mit  Znrersiokk 
glauben,  dar&ber  kann  kein  Sfzeit  sein,  dass  dasselbe  aar  Zeit  und 
noch  anf  lange  hin  keineswegB  oreiGiibar  sei  Das  hemtige  ViOker- 
recht  entspricht  diesem  Ideale  nicht  Kur  langsam  nnd  rilmihlig 
fährt  es  ans  der  rohen  Barbarei  der  Gewalt  nnd  Wülkiir  sa  dvili- 
sirtenBeehtsnaianden.  Es  kann  höchstens  als  Uebergang  dienen 
ans  der  ansichern  Rechts  gern  einsohaft  der  Volker  m  der 
endlichen  ToUbewnssten  Rechtseinheit  der  Menschheit  Jeder 
nene  TolkenechtHche  Grandsatz,  welcher  dem  gemeinsamen  Bechts- 
bewasstsein  der  Völker  klar  gemacht  nnd  in  d^  Verkehrsleben  der 
Vdlker  bethStigt  wird,  ist  dann  ein  Fortschritt  anf  dem  Wege  au 
jenem  Ziele. 

Ganz  so  schlimm,  wie  es  der  oberflicUkhen  Betrachtimg  er- 
scheint, steht  es  fLbiigens  nkht  Bs  fsUt  dem  heotilgan  VSIkerreoht 
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JOXht  YÖUig  an  gemeinsamer,  autoritativer  Au8s])rac}ic  ficiucr  Rochts- 
gnmdsatzc,  die  daher  einen  gesetzähnlichen  Cliaiucter  hat.  Indem 
von  Zeit  zu  Zeit  grosse  völkenethtliche  CougressL^  der  civilisirten 
Staton  zusammengetreten  sind  und  ihre  gemeinsame  Rücktüüborzeu- 
güii^j;  in  foimuliitcn  Kcehtssiitzen  zu  Protokoll  erklärt  haben,  haben 
sie  im  Gnmd  dasselbe  gethan,  was  der  Gesetzgeber  thut.  Die  eigent- 
liche Absicht  dabei  war  nicht,  ein  Vertragsrecht  zu  sthatTon, 
welches  lediglich  die  Vertragsparteien  und  die  Unterzeichner  dos 
ProtokoUes  binden  sollt«,  sondern  allgemeine  Rerhtsnormon, 
zunächst  freilich  nur  für  die  europäische  Welt,  festzusetzen,  welche 
alle  euroi)iii sehen  Statcn  zu  beachten  lKd)en;  sie  wollten  nicht  ein 
Wil  1k (irr echt  hervorl)ringen,  dub  ebendeshalb  nicht  weiter  gilt,  als 
jene  Willkiu*  Ma<:ht  hat,  sondern  ein  notliwendiges  liecht  aner- 
kennen, welches  in  der  Natur  der  Verhältnisse  und  in  den  Pflichteu 
der  civilisirton  Völker  gegen  die  Menschheit  seine  eigeutUche  Be- 
gründung liat. 

Die  mittelalterliche  Rechtsbildunp:  war  oft  auch  in  den  ein- 
zelnen Ländeni  nicht  anders.  Man  wählte  nicht  selten  die  Form 
des  Vertrags  und  schuf  den  Inhalt  des  Gesetzes.  Die  heuti* 
gen  Staten  haben  mchi  einmal  die  Wahl  zwischen  zweierlei  Formen. 
Sie  können  ihre  gemeinsame  Bechtsüberzeugniig  nur  in  der  bedenk- 
lichen Form  einer  vielstimmigen  Erklärung  anaspsocihen;  die 
einheitliche  Form  der  Aussprache  ist  für  ihre  Glesammthcit  un- 
möglich, so  lange  diese  nicht  zu  Einer  Rechtsperson  or^nisirt  ist. 
Auch  in  den  Verträgen,  welche  zunächst  nur  unter  einzelnen 
Staten  abgeschlossen  worden  sind,  sind  daher  manche  Bestimmun- 
gen za  finden,  welche  ihrem  Wesen  nach  Recht sgesetze  nnd 
keineswegs  blosse  Vertragsartikel  sind,  welche  die  nothwendige 
Becbtsordntmg,  nicht  die  ConTenienz  der  contrahirenden  Staten  dar- 
staUeik 

Sogiff  die  Gesetzgebung  eines  Einzels  tat  es  kann  so  Tölker- 
rsobtiidM  GnmdsStze  mit  ftffentlidier  Aatoiität  ansspreofaflii  nnd 
dsdnrdi  an  der  Elanmg  und  Fortbfldang  des  Yolkerreoihts  Über- 
hang emern  bedentenden  Anthefl  nehmen.  Die  fozmdÜle  nnd  zwin- 
gende Aatoritat  eines  States  reidit  freilich  nidit  fiber  die  Giensen 
sefaiee  Geblsftes  hinaus.  Aber  die  geistige  und  freie  AntoritSt  des- 
selben kann  dcih  selir  viel  weiter  erstrecken,  wenn  ihr  die  öffent- 
Iklie  Mflunmg  ihren  BeiM  smwendet,  wenn  die  Uebenengong  sieh 
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verbreitet,  dass  jene  Ausspfftdie  dem  Bechtsbefinustfleiii  der  dhrili- 

Birten  Welt  entspreche. 

Wir  haben  in  nenester  Zeit  einen  merkwürdigen  Act  dieser 
Art  erlebt,  welcher  zugleich  einen  bedeutenden  Fortschritt  des  mo- 
dernen VölkeiTCcJits  bozeiVliTiet.  Während  des  nordaniorikunischen 
Bürgerkriegs  niunlick  ist  im  A])ril  18G3  eine  „Instruction  für  die 
Armeen  der  Vereinigten  Staten  im  BVld"  erschienen,  weleln«  geradezu 
als  eine  erste  Codificatiuii  des  Kriegsrechts  im  Landkrieg 
zu  betrachten  ist.  Dieselbe  wurde  Ton  einem  der  angesehensten 
Rechtsgelehrten  und  Statsphilosophcn  Amerikas,  von  Professor  Lie- 
ber, entworfen,  vun  einer  Coramission  von  Officieren  geprüii  und 
VOM  dem  Präsidenten  di  r  Vereinigten  Staten,  Lincoln  genehmigt. 
Sie  enthält  in  157  Paragraphen  genaue  Vorsehritteu  über  die  Kriegs- 
gewalt in  Feindef'lnnd,  ihie  Macht  und  ihre  Grenzen,  über  das 
öfTenthche  und  das  Privateigenthum  des  Feindes,  über  den  Schutz 
der  Privatpersonen  und  die  Interessen  der  Religion,  Kunst  und 
Wissenschaft,  über  Ansreisser  und  Kriegsgefangene  und  die  Beute 
auf  dem  vSchlachtfelde,  über  Parteigänger  und  Freischaaren,  iiljor 
Späher,  Riinber  und  Kriegsrr hellen,  ülKr  Sicherheitspässe,  Sjjione, 
Kriegsverräther,  gefangene  Boten  und  denMissbranch  der  ParlanuMitiir- 
fahne,  über  Auswechslung  der  Krieg«;gefangenen,  Waffenstillstand>5- 
und  Schutzzeichen,  über  die  Entlassung  auf  Ehrenwort,  ül>er  Waffen- 
stillstand und  Capitulation,  über  Mord,  Aufstand,  Bürgerki-ieg,  Re- 
bellion. Diese  Instruction  ist  sehr  viel  ausführlicher  und  durchge- 
bildeter als  die  Kriegsreglemente,  welche  bei  den  europäischen 
Heeren  in  Uebung  sind.  Da  dieselbe  aber  durchweg  Sätze  aus- 
spricht von  idlgemeinem,  voükerrechtlichtlichem  Rechtsgehalt,  und 
da  die  Art  ihrer  Aussprache  in  Uebereinstimiiinng  ist  mit  dem 
Rechtf  bewnstsein  der  heutigen  Menschheit  und  mit  der  civilisirten 
Kriegsführung  der  Gegenwart,  so  wirkt  dieeee  £dict  über  die  weiten 
Grenzen  der  Vereinigten  Staten  weit  hinaus;  und  trägt  erheblich 
dazu  bei,  einen  wichtigen  Bestandtheil  des  modernen  Völkerrechts 
tn  hmnanem  imd  der  Notbwendigkeit  der  Verhältnisse  entsprechendem 
Sinne  zu  allgemeiner Anerkenmmg «abringen.  Die  europäisdien  Staten 
können  bierin  nicht  lange  mehr  hinter  dem  Yoibüde  der  amerikanisciMii 
Staten  sorftcldileiben,  ebne  sieb  dem  beschSmoid«»  Urtbeil  der  offent^ 
Uchen  Meinang  anssnsetaen,  dass  sie  in  der  Eohridibing  des  V^lker^ 
recbti  bintar  dem  Fortsebritte  der  cirilisnrten  Mensobheit  nrftebUeibeo* 
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Ein  anderes  SuiTOgat  der  Gesetzgebung,  welches  in  vielen 
Ländem  die  Ausbildung  des  Privat-  und  des  Stra&editSi  selbst  des 
Statsreoihts  crhebli<di  gefördert  hat,  sind  die  Beohtsb&oheri  in 
denen  die  geltenden  Beoktssätee  Yon  rochtskimdigen  Privatpersonen 
ao^genichnet  und  dargestellt  werden.  Der  Inhalt  solcher  Bechts- 
hücher  ist  in  der  Hanptsftche  ganz  derselbe,  wie  der  Inhalt  der 
Gesetsbficher.  Es  werden  darin  die  geltenden  Beohtsnonnen  ans- 
geepro^en  nnd  yerkfindet  Aber  weil  die  Bechtsbüdier  son  Werk 
der  Privaten,  die  Gesetzbücher  dagegen  ein  Werk  der  Statsgewolt 
ttnd,  so  haben  Jene  keinen  Anspruch  auf  die  bindende  Autorität, 
welche  dem  Gesetze  Gehorsam  verschafit.  Die  BoohtsbüdiQr  haben 
nur  insofern  eine  Autorität,  als  auch  die  Wissenschaft  Autorität 
beeitst  und  als  sie  als  wahr  und  gerecht  erkannt  werden,  fis 
ist  das  eher  eine  innerlidie  und  geistige,  von  der  Kritik  jeder  Zeit 
zu  prüfende,  freie  Autorit&t,  nicht  die  gebundene  untingreifbare  der 
äussern  Gewalt,  welche  dem  Gesetso  gebührt,  und  Gehorsam  erzwingt. 

In  dem  folgenden  Buch  habe  ich,  durch  das  amerikanische 
Vorbild  angeregt,  den  Versuch  gewagt,  ein  sokhes  Bechtsbuch 
des  Völkerrechts  darzustellen.  Wenn  diese  Darstellung  dem 
heutigen  Recbtsbewusstsein  der  cirilisirten  Welt  entspricht,  und 
zur  Klärung  und  Aussprache  desselben  dienlich  ist,  so  ist  der  Zweck 
dieser  Arbeit  erfüllt  ;  womi  iiiclit,  so  wünsche  ich  nur,  dass  es  in 
Inildo  Andern  besser  gelingen  möge,  dieses  bercchligtü  iiodiii£uisH 
zu  beiiiedigen.*) 

2.  Völkerrechtiiohe  Bechtspflege. 

Fast  noch  schlimmer  als  der  Mangel  eines  Völkergesetzes  ist 

der  Mangel  eines  Völkergerichts.  Wenn  der  vermeintliche  Eigen- 
thiimer  einer  Sache  von  dem  Besitzer  Herausgabe  verlangt,  oder 
der  Gläubiger  von  dem  St  huldncr  Zalilun;^  tVirdcrt,  so  finden  die 
beiden  streitenden  rarleion  eiueii  Richter  iin  State,  welcher  ihren 


*)  Die  güustitro  Aufnahme,  welche  dieses  VülkeiTeckt&buch,  desijen  erste 
Auflage  lS6d  ecschieueu  ist,  sowohl  bei  btatsinäimern  als  ia  der  wissenschaftUcheu 
Welt  erfUtren  hat,  beweist,  dass  dasselbe  ein  aeitgemtaes  Viilenielmien  w.  Das 
Bock  ist  hl  firanaflfliseher  Uebenebmng  von  Dr.  Lardy ,  Secretair  der  schweizerischni 
Chaandladllft  1870  in  Poris  herausgegeben  und  von  Ed.  Laboulaye  in  Frank- 
reich eingeführt  Ironien.  An  cinor  cn.Lilischen  Uebersetzung  wird,  wie  idb  hdce»  ga- 
ariMüeL  £ine  Ungarische  und  eine  Italieuisobe  sind  in  AusaickL 
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Streit  rechtskräftig  entscheidet.  Wenn  ferner  Jemand  bestohleu 
oder  misöhandelt  mrd,  so  schreitet  der  Statsanwalt  ein,  die  Ge- 
schwomen  erkennen  iiijcr  die  Schuld  und  der  Strafricliter  l)ostiTnmt  die 
Strafe,  welche  von  der  Stat«:erowalt  vollzogen  wird.  Aber  wciiii  ein 
Stat  Ansprüche  auf  eiueii  Bezii  k  erhe]»t,  den  ein  anderer  Stat  besetzt 
hält,  wenn  ein  Stat  Entschädigung  fordert  für  rechtswidrige  Ver- 
letzung seiner  Intero<^s!on  durch  einen  andern  Stat,  wenn  ein  Stat 
einen  schweren  Friedens-  und  liechtsbruch  Ijegcht  wider  einen  an- 
dern Stat,  so  gicbt  es  keinen  Gerichtshof,  an  welchen  der  Klager 
sich  wenden  kann,  welcher  dem  Unrecht  wehrt,  dem  Rechte  Aner- 
kennung verschafft  und  auch  den  Schwachen  wider  den  Mächtigen 
schützt.  Das  letzte  und  in  manchen  Fällen  das  einzige  Mittel,  wel- 
ches dem  verletzten  Stat  bleibt,  um  sein  Rocht  zu  behaupten,  ist 
der  Krieg  und  im  Kriege  entscheidet  die  Gewalt  der  auf  einander 
st^ssenden  Naturkräfte.  Im  Kriege  siegt  leichter  die  Partei,  weldid 
die  Macht,  als  die,  welche  das  Recht  für  sich  hat 

Unläugbar  ist  daher  der  Krieg  eine  rohe  und  unsichere  Form 
des  KeokUaohutzes.  Wir  können  nicht  mit  Zuversicht  darauf 
rechnen,  dass  die  Macht  sich  dahin  wende,  wo  das  Recht  ist  und 
der  hesser  Berechtigte  in  Folge  dessen  auch  der  Stärkere  sei.  Aber 
eelbst  in  dieser  leidenschaftlichen  und  rohen  Form  der  gewalt- 
samen Selbsthülfe  macht  sich  doch  das  Rechtsgefühl  der  YiHker 
geltend.  Eben  för  ihr  Becht  greifen  die  Staten  za  den  Wafien  und 
unternehmen  es,  indem  sie  alle  ihre  Manneskraft  anspannen  nnd 
das  Lehen  der  Bürger  emsetaen,  ihrer  Rechtsbehauptimg  den  Sieg 
sn  Tersehaffen.  Niemals  ist  es  andi  f^eicbgültig,  auf  welcher  Seite  das 
Bedktsei.  Der  Olanbe  an  das  eigene  goto  Bec^  stiirkt  und  emnäiigt 
die  Kampfenden,  das  Bewosstsein  des  eigenen  ünzeehts  ängstigt  und 
TenriiTt  sie.  Das  offanbare  Bedit  sieht  Freunde  herbei  und  go- 
irinnt  die  Gunst  der  offentlidien  Memung;  das  angenfiOlige  Unreoht 
reist  die  Gegner  zur  Feindschaft  und  ireckt  allgemeine  Missganat 
Der  Stärkste  selbst,  irenn  er  Siager  wvd,  fXtli  steh  nadi  dem  un- 
ühertreffliöhen  Ausdrucke  Bouseean*«  nidit  stark  genug  ohne  das 
Becht  und  wird  seines  Sieges  erst  froh,  weun  es  ihm  glückt,  dem 
Erfolge  der  Waffen  die  endliche  Anerkennung  des  Bechts  su  ? er- 
schaffen. Wenn  der  Steg  dauernde  und  insofern  noünrandige  Wir- 
kungen harrorbnngt,  so  heatimmt  er  wirklidi  die  Bechtsordnung 
für  die  Gegenmurt  und  ihre  Folge. 
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In  der  Jvgendperiode  der  germanischen  Völker  und  theilweise 
noch  im  Mittelalter  war  es  mit  dem  Rechtsschutze  des  Privat-  und 

des  Strafrechts  nicht  viel  besser  bestellt.  Die  niiinnliclie  Selbsthülfe 
war  uuch  da  eine  gewöhiiliehe  Form  der  Rcchtshülfc.  Mit  den 
Waffen  in  der  II  und  vortheidigte  der  l^igentliünier  den  Frieden  seines 
Hauses,  der  Gläubiger  pfaudete  selber  den  siiiinii$?cn  Schuldner,  gegen 
die  Friedensbrecher  wurde  die  FainiUun-  und  die  Blutrache  geübt, 
der  llechtsstrcit  der  llitter  und  Städte  wurde  in  der  Fonn  der  Fehde 
vollzogen.  Sogar  in  die  öffentlichen  Gerichte  hinein  trat  die  Waffen- 
gewalt, der  Zweikampf  war  ein  belichtes  Beweismittel,  und  selbst 
der  Urtheilh,sclielt^  wurde  durch  die  Bemfimg  auf  die  Schwertor 
Nachdnick  verliehen.  Nur  allmählig  verdrängt«^  die  friedlichere  und 
zuverlässigere  Gerichtshülfe  die  ältere  Selbsthülte.  Es  ist  daher 
nicht  nnn'citürlich,  wenn  die  Staten,  d.  h.  die  derzeitigen  alleinigen 
Inhal )<'i\  Träger  und  Garanten  des  Völkerrechts,  in  ilireu  Rpclits- 
Btreitcn  im  Gefühl  ihrer  Selbstätidi^^kcit  und  ihrer  Hechtsmacht  äich 
mobi  heute  vornehmlich  selber  zu  keifen  suchen. 

Indessen  der  Krieg  ist  doch  nicht  das  einzige  völkerrechtliche 
Rechtsmittel.  Es  giebt  daneben  auch  friedliche  Mittel,  dem 
Völkerrechte  Anerkennung  und  Schutz  zu  verschaffen.  Die  Er- 
innerungen und  Mahnungen,  unter  Umständen  die  Forderungen  der 
neutralen  Mächte,  die  guten  Dienste  befreundeter  Staten,  die 
Äeiuserungen  des  diplomatischen  Körpen,  die  Droliungen  der  Gross- 
mächte, die  Gefahren  tob  Goalitionen  gegen  den  FriedeDsbreoher, 
die  laute  und  starke  Stimme  der  öffentlichen  ^leinung  gewahren  der 
volkerrechtlichen  Ordnung  auch  einigen  —  freilich  nicht  immer  einen 
»DSreichenden  Schutz,  und  werden  selten  ungestraft  missachtet.  Zu- 
weilen endlich  werden  völkerrechtliche  Schiedsgerichte  gefaüdet^ 
mkhe  den  Strdt  der  Staten  auch  in  wiiklicher  Bechtsform  nach 
emem  Toigüngigen  PMessrerfahren  entscheiden. 

3.  Angebliche  Herrschaft  der  Gewalt» 
Wer  immer  einen  BKck  wirft  «of  die  Qeschiehfte  der  Vother, 
wird  aadi  die  Wahmehmimg  machen,  dass  die  Macht  einen  grossen 
Aatheü  hat  an  der  Bfldang  der  Staten  und  diese  Macht  erscheint 
oft  genug  in  der  rohen  Fenn  der  physischen  Gewalt,  welche  mit 
dem  fiibel  in  der  Hand  ihre  Gebote  dnrchsetst  und  unter  dem  Donner 
der  KaDonen  und  Im  Gewitter  der  Schlacht  die  VeriiiiUniMe  dar 
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Steten  njugestaltet  Aber  olnrolil  in  allen  Zeitattm  vieL  bnttele 
Gewalt  der  HaditigeD  lidi  Inreit  macbt  und  auf  die  Bechtsordming 
einen  Druck  übt,  nnd  obwohl  Tie!  TerQbtes  Unrecbt  nngestraft  bleibt, 
so  iflt  die  WeltgeBchichte  doch  nicht  ein  wüstes  Durcb^nander  der 
entfesselten  Iieidensdiaften  und  nicht  das  Ergcbmss  der  rohen  Ge- 
waltübnng.  Viehndbr  erkamen  wir,  bei  näherer  Prüfling  und  lieber- 
Icgimg  des  weltgeschichtlichen  Ganges,  auch  eine  sittHdie  Ordnung. 
Der  sichere  Fortschritt  der  allgemein-menschlichen  Rcchtscntwicklung 
stellt  sich  darin  uuzweidt  uiij^  dai*.  Das  Wort  unseres  grossen  Dichtei*8: 
„Die  Weltgeschichte  ist  das  Weltgericht"  spiicht  eine  Iröstüche 
Wahrheit  aus. 

Die  Regel  der  heutigen  Welt  ist  nicht  mehr  der  Krieg,  sondern 
der  Friede.  Im  Frieden  aber  hen*scht  in  din  Beziehungen  der 
Staten  zu  einander  nicht  die  Crowalt,  sondern  in  der  That  dim  an- 
erkannte Recht.  In  dem  friedlichen  \  erkehre  der  Staten  mit  ein- 
ander wird  die  Persönlichkeit  inid  die  Selbständigkeit  des  schwäcb'?te,ii 
States  ebenso  cr.'>;u'litet,  wie  die  des  mächtigsten.  Das  Vüikerrcdit 
regelt  die  l^ednigiuigen,  die  Formen,  die  Wirkungen  dieses  Verkehrs 
weseiitlie]i  fiir  alle  gleich,  f!ir  die  Riesen  \s'ie  fiir  die  Zwerge  unter 
den  Staten.  Jeder  Versuch,  diese  Grundsätze  gestützt  auf  die  Ueber- 
niacht  willkürlich  zu  verletzen  und  ihre  Scbrimkeii  zu  iibei-schreiteii^ 
ruft  emen  Widerspruch  und  Widerstand  hervor,  welchen  auch  dor 
mätdltigc  Stat  nicht  ohne  Gefahr  und  Schaden  verachten  darf. 

Aber  seilest  in  dem  An  sn  aInns  zu  stau  de  des  Kriegs,  in 
welchem  die  physische  Gewalt  ihre  mächtigste  Wirkung  äussei-t, 
werden  dieser  Gewalt  doch  von  dem  Völkerrecht  feste  Schranken 
gesetzt,  welche  auch  sie  nicht  überschreiten  darf,  ohne  die  Vcr- 
dammimg  der  civilisirten  Welt  auf  sich  zu  laden.  In  nichts  mehr 
bewährt  und  zeigt  sich  die  Macht  und  das  Waehsthimi  des  Völker- 
rechts herrlicher  als  darin,  dass  es  vermocht  hat,  die  spröde  Wildheit 
der  Kriegsgewalt  allmählich  zu  zähmen  und  selbst  die  zerstörende 
Wuth  des  feindliehen  Hasses  durch  Gesetse  der  Menschlichkeit  zu 
mäseigen  und  zu  bändigen. 

Ueherdem  dürfen  wir  bei  der  Beurtheilung  gcschiohtUchor  Er- 
eignisse niemals  vergessen:  Was  dem  oberflächUchen  Smn  nur  als 
rohe  Uebermacht  und  als  bmtaie  Gewalt  erscheint,  das  stellt  sich 
der  tieferen  ik^eontniss  in  manchen  Fällen  als  unwiderstehliche 
l^othwendiißnit  der  natttrüchen  VeiliiUiliusse  und  als  nnaiifhaltsamer 
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Drang  bereditagten  Volkslebens  dar,  welcheR  die  abgestorbenen  Formen 
des  Teralteten  Rechts  abstösst,  wie  die  jungen  Man zen triebe  im 
Frühling  das  welke  Laul)  des  Winters  abstosson.  AVo  aber  das 
Tiivklicli  der  Fall  ist,  da  ist  die  Gewalt  in  Waliihoit  nur  dov  (itdjiirts- 
liclfer  des  natürlichen  oder  des  werdenden  Uechts.  Sie  dient  dann 
der  Rochtsbildung,  sie  beben  seht  diei^elbe  nicht. 

Zwar  kann  ich  in  die  glidiondf'n  L<)l)preisungen  des  Krieges 
nicht  einstimmen,  m  denen  sich  nun  aucli  in  Deutschland,  wie  früher 
in  Fraukreith  begaljte  Sehi-irtst(>l]fr  begeistert  fiihlen.*)  Obwohl  ich 
die  männlichen  Tugenden  der  Tapferkeit,  des  kühnen  Muthes,  der 
Anspannung  aller  Körper-  und  Cbnrakterkräfte,  des  Heldentluinies, 
die  bicii  im  Kriege  entwickeln,  sehr  hoch  schätze,  so  hindert  mich 
daran  trotzdem  der  Gedanke  an  den  wilden  Ila'-s  der  Menschen 
wider  die  Menschen,  an  die  rasende  Zerstörungslnst  und  die  Blut- 
und  Raubgier,  die  auch  entfysselt  werden,  und  die  Erinnerung  an 
die  entsetzlichen  und  oft  ganz  nnnöthigen  Leiden,  weleh(^  »ler  Mensch 
dem  Menschen  zufügt,  an  den  zerrütteten  Wohlstand  vieler  Familien 
und  an  das  vernichtete  Lebensglück  von  Tausenden ;  und  der  Jubel- 
gesang  zu  Ehren  des  Kriegs  mahnt  mich  dann  nnwiUkürlich  an  das 
Bellen  der  Wölfe,  im  bessten  Fall  an  das  Brüllen  des  hungrigen 
Löwen.  Aber  das  bleibt  wahr:  Indem  der  KnV  jt  die  Kräfte  der  Völker 
und  die  Macht  der  Verhältnisse  im  Grossen  oll  nbai  t  und  zur  Geltung 
bringt,  bewährt  er  sich  als  «ine  Rechtbiidende  Autorität.  Er 
ist  lucht  eine  reine  Form,  aber  er  ist  eino  wirksame  Fona  d»  Rechts-* 
hüdung.  Er  ist  nicht  das  Ideal  der  Menschheit^  aber  er  ist  heute 
noch  ein  nnentbehrliches  Mittel  ftir  den  nothwendigen 
Fortschritt  der  Menschheit. 

Die  Mängel  also  des  VölkeiTechts  sind  gross,  aber  nicht  so 
gross,  um  dessen  R^y*«««  zu  behindern.  Das  Völkerrecht  ringt  noch 
mit  ihnen,  aber  es  hat  schon  manchen  Sieg  über  die  SchwiariiE^eiten 
erfochten,  irelehe  seiner  Geltong  im  Wege  stehen.  Man  -fergioi^a 
die  BechtszustSnde  der  heutigen  Statenirelt  mit  den  Znstinden  der 
früheren  Zeitalter  und  man  wird  durch  diese  Vergkuchung  der  grossen 
und  segensTBidhai  FortBchritte  gewahr,  ivekh«  das  Völkerrecht  in 


*)  Vgl.  die  Stelleu  bei  Pari eu  Science  Polit.  p.  858  ff.  v.  Treitschke 
PöL  Anff.  N.  F.  n.  S.  782  ff.  Am  weitesten  geht  A.  Lasson  iji  der  Sch|-ift} 
Dm  Gsltsiidesl  «od  aar  Kitog.  Beilitt  1806^ 
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dm  latitoa  JalidmiKlorteii  gemacM  hat  imd  fortn^Lhrend  macht 
Dam  erwhen  inr  aine  BÜrgadiaft  f8r  dk  weiteren  Fortschritte  der 
Zukunft.  Die  VerYollkommnung  des  Völkerrechts  begleitet 
und  sichert  die  Vervollkommnung  des  Menschengeschlechts. 
Halten  wir  Ueberschau  und  betrachten  wir  im  GroBsen  die  Ent- 
wicklung des  Völkerrechts. 

Anfänge  des  Vüikeneclits. 

1.  Im  Alterthnm. 

Einzelne  Koiinu  des  Völkerrechts  sind  zu  allen  Zeiten  unter 
allen  Völkern  si(  htbar  geworden.  Selbst  unter  wilden  und  barbari- 
schen biaiiuiicii  iiiiden  wir-  last  überall  eine  gewisse,  meistens  religiö^^u 
Sellen,  die  Gesanten  anderer  Stämme  zu  verletzen,  mancherlei  Spuren 
des  Gjistrcchts  und  die  Uebung^  Bündnisse  ujid  andere  Verträge 
abzttschüessen,  den  Krieg  durch  den  erklärten  Frieden  zu  beendigen. 

Bei  den  civilisirten  alten  Vulktrn  Asiens,  wie  bosonders  hei 
den  alten  Indiern  mehren  und  entwickeln  sich  thoüweise  die  An- 
sätze lind  Triebe  zu  völkerrechtlicher  Kechtsbildung.  Aber  selbbt 
die  hochgebildeten  Hellenen,  obwohl  sie  zuerst  den  St«nt  menschlich 
begriffen  haben,  sind  doch  nur  in  dem  eng  begrenzten  Verhaltniss 
der  lielieiusehen  Staten  zu  einander  zu  einem  noch  sehr  (iiii'ftigen 
^'ü1kerrecht  gelangt.  Die  Gemeinschaft  der  Keligion,  Sprache  und 
Cullur  hat  in  den  Hellenen  aller  Städte  das  Gefühl  nationaler  Ge- 
meinschaft und  Verwantschaft  geweckt.  In  Folgen  davon  w  urde  die 
in  eine  grosse  Anzahl  selbständiger  Städte  und  Staten  getheilte  Nation 
doch  einer  gewissen  Rochtsgemeiuschaft  inne.  „Alle  Hellenen  sind 
Bröder^S  sagte  man  tmd  erkannte  an,  dass  jedor  hellenische  Stat 
dem  andem  gegenüber  gewisse  RechtsgrundäMie  zu  beachten  ver- 
pflichtet sei.  Aber  die  nicht  hellenischen,  die  sogenannten  baibari- 
tchfliL  Völker  betrachteten  sie  noch  als  „ihre  natürlichen  Feinde", 
mit  denen  keine  Keclitsgem<Mnschaift  bestehe.  Der  „Krieg  mit  den 
Barbaron**  ertchien  ihnen  als  die  natürliche  Regel  und  jede  List  oder 
Gewalt  gegen  die  Barbam  als  erlaubt.  Sie  wiesen  die  Gleichbe- 
rechtigung der  Barbarenstaten  noch  mit  Verachtung  von  sich,  and 
hielten  sich  als  die  edlere  Basse  für  bemfen,  über  die  Barbaren  m 
henwdien.    Das  imr  nkht  etwa  nnr  die  Msinang  der  eitoln  nnd 
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MDMtettdLtigesi  Menge,  es  war  das  ebenso  die  M«imiiig  der  bsriUunten 
ndlOBOplieii  Flaton  imd  Aristoteles. 

Die  Römer  sind  als  die  wcltgcscliichtlichen  Begründer  des  von 
Religion  uiid  Moral  unterschiedenen  Keclits  und  der  Rechtswissen- 
schaft anerkannt.  Aber  auch  den  iiumern  verdankt  die  Welt  noch 
nicht  die  erste  allgemeine  Feststellung  dea  Völkerrechts.  Freilich 
sind  in  dem  alten  Rom  auch  vortreffUcho  Anlange  eines  ciyilisirten 
Völkerrechts  zu  entdecken.  Bevor  die  Römer  einen  fremden  Stat 
mit  Krieg  überzogen,  pflegten  sie  ihre  Forderungen  in  Rechtsform 
durch  ilu'C  Gesanto,  die  Fecialen,  anzumelden  und,  ,v  im  nicht  will- 
fahrt wurde,  den  ivrieg  feierlich  auzukünden.  Sie  kaiuiten  und  übten 
mancherlei  Formen  der  Statsverträge  und  Bündnisse  mit  and  i  n 
ötateii.  Obwohl  sie  während  des  Kriegs  schonmigslos  und  grausam 
verfuhren,  so  pflegten  sie  doch  die  Religion,  die  Sitten  und  theihveise 
sogar  das  Höcht  der  unterthänig  gewordenen  Völker  zu  schützen. 
Sie  erhoben  sich  sogar  zu  der  Idee  der  Humanität,  als  d^  grossen 
Asfgabe  ihrer  Politik  and  fassten  die  Welt  als  £in  Ganzes  in  weit- 
greifendem Gedanken  zasamnien.  Aber  alle  diese  Keime  entwickelten 
sich  doch  moht  sn  einem  humanen  Völker-  und  Weltrecht,  weil  der 
S^mn  der  Homer  nicht  auf  Rechtsgemeinschaft  unter  den  Völkern, 
sondern  auf  absolute  Herrschaft  Roms  über  die  Völker  ge- 
richtet war.  Die  absolute  Weltherrschaft  JBines  Volkes  aber  ist  die 
Yemeiniiiig  des  Yolkecredits  im  Prino^ 

Wir  seben,  die  Eitelkeit,  der  Stolz,  die  Selbsksocht  und  die 
Herrschsncht  der  einzehten  Völker  yerbinderten  Im  AtterÜhmn  das 
WadisÜinm  des  YoIkeiTecbts  nnd  serstärten  die  nocb  scbwachen 
Keime,  beror  sie  erstarkt  waren.  Obne  wesentliche  Gleicbberecbtigung 
der  Tersehiedetten  Ydlker  ist  kein  YSlkerredit  möglich. 

2.  Im  xMiiLelalter.  Christenthum. 

Im  Mittelalter  treten  in  Europa  zwei  neos  Id&chte  entscheidend 
auf,  die  christliche  Kirche  und  die  germanischen  Fürsten 
und  Völker.  Haben  etwa  diese  Mächte  das  YÖlketxedit  zur  Welt 
gebracht? 

In  der  Ibat  leuohten  maikdM  obristliche  Ideen  der  BOdang 
das  Ydjkenmbts  w.  Das  Cihristsiktbiua  MA  in  Gott  den  Yatar 
dw  Mepeohen,  in  den  Manschen  die  Xuider  Gottes.  Damit  ist  die 
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Einheit  des  Menschen gescMechts  und  die  Brüderschaft  aller  Völker 
im  Prineip  anerkannt.  Die  chi'istliche  Religion  beugt  jenen  Stolz 
tler  antiken  SLilbst^ereclitigkeit  und  fordert  Demutli,  bie  greift  die 
Sülbstfeuelit  111  ihrer  Wurzel  an  und  v«.! langt  Entsagung,  sie  schätzt 
die  Hingebung  fiir  Andere  höher  als  die  Hensehuft  über  Andere. 
Sie  entfernt  also  die  Hiudunübse,  welche  der  Gründnng  eines  antiken 
Vülkerrecbts  im  Wege  wai*en.  JUu*  höchstes  Gebot  ist  die  Menschen- 
liebe und  sie  steigert  dieselbe  bis  zur  Feindesliebe.  Sie  wiikt  er- 
lösend und  befreiend,  indem  sie  die  Menschen  reinigt  und  mit  Gott 
versöhnt.  Sie  verkündet  die  Butseluift  des  Friedenss.  Es  liegt  nahe, 
diese  Ideen  und  Gebote  in  die  Iieelitss])ni(lie  zu  iiliersetzeii  und  zu 
GnindsUtzen  eines  humanen  Völkerrechts  umzubiliien,  welches  alle 
Völker  als  freie  Glieder  der  grossen  Menscheiifaniilio  anerkennt,  für 
den  Weltlrietlen  sorgt  und  sogar  im  Kriege  liu-  die  Menschenrechte 
Aelitung  fordert.  Im  Mittelalter  war  die  römisch-katholische  Kirche 
berufen,  die  christiichen  Ideen  zu  vertreten,  sie  hatte  die  Erziehung 
der  tmcivilisirten  Völker  ühei-nonmien.  Dennoch  hat  sie  ein  der- 
artiges ehr i s tl  i  c  h  e  s  Völkerrecht  nicht  hervorgebracht.  Vergebhch 
sieht  man  sich  in  dem  kanonischen  Gesetzbuch  darnach  um.  Nur 
dem  Kriegsrecht  ist  ein  kurzer  und  erfolgUwer  AbsdmiU  des  aUe& 
Decretum  Gratiani  (II.  23)  gewidmet. 

Allerdings  versuchten  es  die  Päpste  im  Mittelalter,  das  Amt 
der  obersten  Schiedsrichter  über  die  Fürsten  und  YoUrar  der 
abendländischen  Christenheit  sich  zuzueignen.  Oeftor  Bflown  die 
Päpste  zu  Gericht  über  die  Streitigkeiten  der  Fürsten  unter  sich 
oder  mit  den  Ständen.  Wenn  sich  mn*  irgendwie  dem  Streite  eine 
rdigiöse  Seite  oder  eine  kirchliche  Beziehimg  abgewinnen  Hess  — 
und  wo  wäre  das  nicht  möglich?  —  so  hielten  sie  ihre  Gerichts- 
bariceit  für  begründet.  BM  bemühten  sie  sich  dann,  Vergleiche  na 
stiften,  hM  spradien  sie  ihr  Urtheü  aos.  Alier  diese  y^erredit- 
liehe  ßteUnng  der  Päpste  litt  doch  an  grossen  M&pgeln.  Wo  das 
fiffentliohe  Bedit  in  Frage  mur,  da  waren  die  mSehilgen  Parteien 
nicht  geneigt,  sieh  dem  geistlichen  Gericht  lu  nnterweite,  nnd  die 
Pftpete  Termochten  nicht,  den  trotsigen  Widerspmch  sn  heseiügen, 
nicht  den  Widersprach  sn  brechen. 

Ss  gelang  den  Pfipsten  so  iranig,  ihr  irtfUDenreoblfiches  Schiedst 
richienunt  dnrdmuetsen,  als  ee  ihnen  {^fiekte,  ifaren  Ansprach  auf 
Weltherrschaft  n  TenriiUiefafin.    Anoh  dieser  Anqpmch  hatte 
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eher  einen  völker-  als  i  inen  staatsrechtlichen  Charakter  angenommen, 
soitileni  das  alte  rouii^tlu'  Weltreich  zen*i.ssen  und  in  eine  giDsso 
Auzahl  TiiKiljliiui,^igt.'r  FürsteiitJiümer  nnd  lu-pubükcn  zürfallen  war. 
Die  Päpste  bogrüudüttjii  nun  diesen  Anspruch  auf  absolute  Welt- 
herrschaft mit  der  reli<]^iösen  Anlorität  (Jottes,  wie  die  alten  römi- 
ßchen  Kaiser  ilm  politisch  mit  dein  Beruf  und  Willen  des  rönüselien 
Volkes  begründet  hatten.  Der  geistlielio  Absolntisnins  war  aber  im 
Priücip  eben  so  wenig  verträglich  mit  einer  allgemeinen  Rechts- 
ordnung, welche  die  Fürsten  und  Völker  in  ihren  Rechten  schützt, 
als  der  weltliche.  Jener  wai*  sogar  gefährlicher,  als  dieser,  weil  er 
seine  Vollmacht  aus  dem  unerforschiichen  Willen  des  aUmächtigon 
Gottes  ableitete  und  nicht  wie  dieser  in  dorn  ansgesprochencai 
Menschen gesetz  eine  deutliche  Schi-anke  fand.  Dennoch  war  die 
behauptete  göttUcho  Herrschaft  des  Papstes  über  die  chrutlichen 
Völker  schwächer  als  die  Hoheit  des  antiken  römischen  Kaisers,  weil 
der  christliche  Papst  ginndsätzlich  genöthigt  war,  die  Zwciheit 
▼OD  Stat  und  Kirche  anzuerkennen  nnd  das  weltliche  Schwert 
nicht  selber  handhaben  durfte,  sondern  dem  Könige  überlassen  musste. 
So  oft  daher  eine  weltUohe  Macht  dem  Papste  ihren  Gdiorsam  oder 
ibxea.  Beistand  Tenagte,  wie  das  trete  Kirchenbann  nnd  Interdict 
nach  im  Mitlelato  niobfc  selten  gefcbali,  so  war  sein  Sprach  nnd 
sein  Geibot  in  sdnsr  Wirksamkeit  getthmt 

Es  aeigte  sieh  alber  im  MittolaHer  noch  ein  zweites  Qmndge- 
brooiien,  wddies  {ede  Geetaltong  eines  pSpatlidien  Ydlkenedits  an- 
mögBek  madite.  £a>en  die  r^giose  Begründung  des  pi^stUdien 
Becbts  Terbinderte  dasselbe  aUgemein-mensoblioih  za  werden.  Die 
Kircha  -verlangte  den  Glanben  als  die  Gnmdbedingong  anoh  des 
Bedits.  Nvr  unter  der  gläubigen  Christenheit  sollte  der  Friede 
Watten  und  die  Rechtsordnung  gelten.  Den  Ungläubigen  gegenüber 
kannte  das  Flapstthnm  keine  Schonung  und  keine  Achtung  der 
Mensehanrechte.  Gegen  die  ITnglftabigen  war  der  Krieg  die  Losung; 
man  üess  ihnen  nur  die  Wahl  awischen  Bekehrung  oder  Vertilgung. 
Jede  Ketaerei  und  den  Unglauben  auszurotten  auf  der  Erde,  das 
wurde  auf  allen  Eanaeln  als  die  heilige  Pflicht  der  Christenheit  Ter^ 
kündet.  Damit  ist  aber  die  menschliche  Grundlage  des  Völkerrechts 
im  Princip  yerneint  Wenn  das  Völkerrecht  Hensdienrecbt  ist,  wes- 
halb sollten  denn  die  ungläubigen  Völker  sich  nicht  ebenso  darauf 
berufen  dürfen,  wie  die  gläubigen?    Hören  sie  denn  auf,  Menschen 
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sa  sein,  weil  sie  andere  Vorstellnngen  liaben  ab  die  Üßrdie  TOn  Qott 
und  göttlidieii  Dingen? 

Die  antike  Welt  hatte  kein  Yolkerxedlit  sa  Stande  gebradit, 
weil  die  aelbatsfiditigen  Volker  den  Fremden,  den  Barbaren  nidhi 
geredit  inirden,  das  chziBfUche  Mittelalter  kam  niolit  daso,  weil  die 
j^benseifrigen  Vc^ker  die  Ungläabigen  für  reoihtloa  kidten.  Die 
reine  Idee  der  Menecblidikeit  konnte  die  Welt  nicbt  erieonkten,  ao 
lange  die  AtnMM|ih&re  Ton  dem  Bandie  der  Brandopfer  verdonkelt 
war,  welche  der  Glanbenekaae  angesündet  kalte. 

Die  Germanen. 

Die  irote  bestimmende  Ifackt  dee  Mittelaltera,  die  Ger- 
manen, brachten  ebenfalls  eine  Anlage  zu  YolkerreohUicher  Rechts* 
bfldung  mit,  aber  auch  diese  Anhige  gelangto  im  Mittelalter  nicht 
zu  voller  Entwicldnng.  Der  trotzige  Freiheitssinn  und  das  lebhafte 
Gefühl  der  besondem  Persönlichkeit,  wodurch  die  Germanen  von 
jeher  sich  auszeichneten,  haben  einen  natürlichen  Zui;  zu  allgemeinem 
Menscheiu'ccht.  Die  in  zahlreiche  Stämme  und  \  ülkerj,chaiLeii  ge- 
theilteu  Germanen  ^varen  immer  geneigt,  auch  andern  Völkern  ein 
Hecht  zuzustliiLibon,  wie  sie  es  für  sich  in  Aa:spi  iKh  nahmen.  In 
dem  Fremden  achteten  sie  doch  den  Menschen  und  hielten  es  für 
billig,  dass  ein  Jeder  nach  seinem  angeborenen  Stammes-  oder  seinem 
gewählten  Volksrechte  beorüieilt  werde.  Sie  erkannten  80  ein  Neben- 
einander verschiedener  Volksrechte  an.  Für  sie  hatten  Persön- 
lichkeit, Freiheit,  Ehre  höchsten  Werth,  nl)or  f^ie  {jlftuht«  n  mchi  im 
Alleinbesitz  dieser  Güter  zu  sein,  wenn  ireiiich  auch  sie  sich  für 
besser  imä  schützenswerther  hielten  nh  andere  Nationen.  Um  den 
Glauben  Anderer  kümmerten  sie  sich  mcht,  bevor  sie  in  die  Sdmle 
der  römischen  Kirche  kamen.  Nidit  einmal  im  eigenen  Lande 
machten  sie  das  Recht  vom  Glauben  abhängig.  Sogar  im  Iviiege 
vergasseu  sie  das  Recht  nicht.  Sie  betrachteten  die  Fehde  und  den 
Krieg  als  einen  gewaltigen  Rechtsstreit  und  glaubten,  dass  Gott  dem 
Rechte  zum  Siege  verhelfe,  in  der  Schlacht  wie  im  Zweikampf.  Auch 
in  dem  Feinde  imd  .  in  den  unterwürfigen  Knechten  und  eigenen 
Leuten  achteten  sie  noch  immer  von  Natur  berechtigte  Menschen. 
Sicher  sind  das  höchst  bedeutsame  Ansäftae  Bum  Völkerreobt,  wie 
der  Belgier  Laurent  zuerst  und  iwMBäA  geaeigt  kat 

Aber  ea  lebUe  den  Gennanen  antega  aovdü  aa  dar  JSinheit 
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des  politischen  Willr! IS  imä  der  «tätlichen  Macht  als  an  der  nöthigen 
Geist*  vi  ilUuiig,  um  einem  neuen  Weltrecht  Ausdruck  zu  geben  und 
(jiltmi;::  7U  verschaften.  Ihr©  Sitten  waren  zn  roh,  ihr  Trotz  zu 
ungelügig,  liire  Fäuste  ZU  derb  und  ihre  Kaullnst  zu  unbiuulit,^  Als 
sie  aber  später  von  Rom  in  die  geistige  und  -itiliche  Schule  und 
Zucht  genommen  wurden,  bekamen  sie  mit  der  Einheit  dos  Papst- 
thums und  des  Kaiserthums  und  mit  der  religiösen  Bildung  auch  die 
Mängel  der  mittelalterhch-römischen  InstitutiouQu  und  Ideen,  und 
jene  Ansätze  konntea  nicht  za  gesuudem  und  firöhlichem  Wachs- 
thnm  gelangen. 

Vergeblich  wurde  nun  dos  römische  Kaiserthum  dem  deut- 
•dien  Königthum  aufgepfropft.  Die  Kaiser  nannten  sich  wohl  noch 
Hfliren  der  Welt,  Könige  der  Könige,  Häupter  der  ewigen  Stadt  und 
Regenteon  des  Erdkreises.  Auch  sie  behaupteten  wohl,  die  obersten 
Biohter  zn  sein  ilber  die  Fürsten  und  die  Völker,  und  die  Sdiirmer 
des  W^eltfriedens.  Aber  die  weltliche  Oberherrliohkflit  der  Kaiser 
morde  in  der  abendländischen  Christenheit  noch  weniger  allgemein 
anerkannt  als  die  geisUiche  der  Fäpste.  Nicht  einmal  in  Deotsdi- 
Umd  und  in  Italien  Termoditen  die  Kaiser  den  Landfriedeii  vor  der 
wüden  Fehdeinst  der  vielen  grossen  und  kleinen  Herren  nadbdialtig 
m  schfitsen.  Um  die  Weltordnnng  m  handhaben,  dazu  reidbten  ihre 
Krifie  üoiik  neniger  ans.  In  dem  Ideale  des  HittelalterB  hensdiea 
ÜbenU  Reobt  und  Oericht;  aber  in  der  Wirklichkeit  regiert  die  loiie 
Gewalt.  Es  ist  beaeiobiend,  dass  die  ,^eit  des  Fanstreckta**  von 
jedannann  auf  die  mittdalteilidien  Zoatande  beeogen  wird  und  dasa 
daa  Wort  auf  kein  andares  Zeitalter  besser  passt  Wo  aber  das 
Faoatredit  in  üebnng  ist,  da  bat  das  YSDcerredit  keinen  Baniii. 

Aufleben  des  modernen  Tö]kjenedit& 

Erst  nadidein  die  IdrcUicib-pq^stlicbe  Einbeit  in  dem  abend- 
Badisahen  Europa  dnrc^  die  Reformation  des  aechszehnten  Jahr» 
bnnderts  aednodien  war,  wie  lange  Torber  schon  die  weltUch-kaiser- 
Ifcke  Etnh^t  sieb  als  vnansfäbrbar  enriesen  hatte,  bekamen  die 
lange  niriick  gehaltenen  Sechtstriebe  Lnft  Die  Wissenschaft,  welche 
iioh  endHch  der  Herrschaft  des  Glaubens  entwand,  förderte  non  ca- 
tilebst  mit  ihrem  Lichte  ihre  Entfaltung.  In  der  That,  die  Be- 
gründung des  neueren  Völkerrechts  ist  Toraus  ein  Werk  der 
Wisscuöchaft,  welche  dua  ächiuimuciiide  iicchtsbowusstsein  der 
aimHlf«h|l,aHT«i«Mthl.  % 
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oivilieirtea  Welt  aufgeweckt  hat  Dann  folgte  ihr  die  etatBmilaiiiBehe 
Praxis  und  fibemalim  die  Pflege  und  Enraiterong  des  YOkerrecbta. 

Noch  heute  sind  beide  Kräfte  thiitig.  Bald  geht  die  WieaeiiMhaft 
voraus,  indem  sie  völkerrechtliche  Gmndsütse  ausspricht  und  erwdet, 
bald  folgt  die  Wissenschaft  der  rüstiger  vorschreitenden  Praxi«  nach, 
welche  von  der  Culturströiuung  der  Zeit  getrieben  und  von  den  Be- 

diiilinüsen  der  Zeit  gedi-ilngt  sicli  entschliesst,  neues  Uecht  anzu- 
wenden und  ins  Leben  einzuführen.  Wenn  (!s  der  Wisscnseliaft  ge- 
lingt, der  Menschheit  ihre  RceliUideen  als  Rechtsvorschiiftcu  kl.u 
zu  macheu,  und  das  Ree  litsge fühl  der  Mächte  di(  se  Vorschriften  zu 
beachten  beginnt,  dann  ist  wirkliches  Völkerrecht  ollVnbar  geworden, 
gesetzt  auch  es  sollte  nicht  überall  und  nicht  auBuaJimktlos  anerkannt 
werden  und  die  Befolgung  nieht  innuer  zu  erzwingen  sein.  Ebenso 
wenn  cö  der  statlichen  Praxis  glückt,  sei  es  durch  diplomatische 
Verhandlungen  oder  in  der  Kriegsübung  oder  sonst  im  Leben  ange- 
sehener Völker  bestimmte  völkcrreehtliehe  Befugnisse  und  Pflichten 
zur  Anerkennung  und  stäügen  Wiiksamkeit  zu  bringen,  so  wird  auch 
auf  diese  Weise  das  allmählige  Wacli^tlnnn  des  Völkerrechts  sichtbar, 
obwohl  es  an  einer  alle  Statcn  bindenden  formcücii  Autorität  und 
an  einer  gesicherten  Reehtsptlcge  noch  fehlt. 

Es  ist  charakteristisch,  dass  das  Bahn  breeliende  Werk  des 
edeln  Holländers  Hugo  de  Groot,  der  mit  liecht  als  der  geistige 
Vater  des  modernen  Völkerrechts  geehrt  wird,  im  Angesicht  des  ent- 
setzlichen Krieges  geschrieben  wurde  (1G22 — 1625),  in  welchem  die 
deutsche  Nation  während  dreissig  Jahren  gegm  eich  ^ber  wüthete. 
Damals  trat  der  hochgebildete  Gelehrte  und  Statsmann  zugleich  dem 
religiösen  Fanatismus  entgegen,  welcher  die  Ausrottxmg  der  Anders- 
gläubigen als  em  gottgefälliges  Werlc  ansah  und  der  brutalen  Boh- 
heit,  welche  ihren  Leidenschaften  und  Lüsten  zügelloeen  Lauf  ver- 
stattete.  Er  zeigte  der  Welt  das  erhabene  Bild  eines  auf  die  mensch- 
liche Natur  gegründeten  und  durch  die  Zustimmung  der  Weisen  und 
Edeln  aller  Zeiten  geheiligten  Beohte,  damit  de  eioh  wieder  ihrer 
Pflicht  «riniifire  imd  M»^fiff"^g  lerne. 

i^efraitmg  des  Vdlkeneckts  von  religiöser  i^laugeiüieit. 

Von  Anfang  an.  war  das  neue  VoUcsrreoht  firat  Ton  dem  antiken 
Vaamrtheil)  dass  nur  das  eigene  Volk  berechtigt,  die  Fremden  eher 
rechtlos  seien  und  ebenso  frei  Yon  dem  mittelalteriidien  Wahne,  dase 
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die  Gültigkeit  des  Mensclienreclits  abhängig  ui  TOn  dem  beionderai 
Gotti'sgluuben.  Mit  viel  Muth  und  groeseoom  Xfacbdrndc  hat  Bodftim 
der  Nachfolger  Groot't,  der  Dentaohe  Pufendorl  ebanüdb  noch  im 
aiebzehntaii  Jahrhundert  irider  dia  ktvdUicbeii  Eiüerer  die  Wahdidt 
vorfodttan,  dM  das  Katar- und  das  VoOcexredtt  mclit  auf  dk  Ghziitfl»> 
hait  aiagaicMowen  lei»  tondam  alle  Volker  aller  BeligioneiL  wbinde, 
well  alk  tur  Menadihait  gdioceiL 

Trots  dieser  audenditenden  Lehren  iit  in  nuerm  tiviliartaa 
Enropa  der  grosse  Fortschritt  der  Wissenschaft  erst  TOr  wenig  Jahren 
SB  dorchgreifender  practisdier  Anerhemiong  gelangt  Noch  die  so- 
gnnamite  Heilige  AUiana  vom  September  1815  wollte  ein  an»- 
schliesBlich  christliches  Völkerrecht  begründen  md  schfitaeaL 
Allerdings  war  sie  nicht  mehr  gans  so  engOi  wie  das  mittelalterUdie 
Glanbensrechi  Sie  unterschied  nidit  mehr  awischen  rerhtglSiihigep 
nnd  nicht  rechtglanhigen  christHchen  Bekenntnissen  und  beseitigt» 
die  feindliche  Scheidung  der  TerschiedeBen  GonÜBSsionen»  In  ihr 
vediaBd  sich  der  katholische  Kaiser  Ton  Oesterreich  mit  dem  prote- 
stsntischflp  Könige  too  FreoaMn  und  dem  griediischen  Gsarea  ton 
Basslaiid.  Die  Tecaohiedenen  Confessionen  soUten  nw  Eine  christ- 
liche Völkerfamilie  bilden.  Aber  man  wdlte  doch  nicht  über  die 
Grenze  der  Ghristenlieit  hinaus  gehen  und  meinte  in  der  cbristiichen 
Religion  die  Grundlage  des  neuen  Völkerrechts  zu  finden.  Die  Türkei 
blieb  noch  ausgeschlossen  von  der  iiirü]}äischeii  Stateugemeinscliaft. 
Freilich  LuLte  nuui  os  schon  seit  J.LiüuunJritcn  nicht  vermeiden 
können,  auch  nut  der  hohen  Pforte  völkerrcciiLliciie  Verträge  abzu- 
ßchliessen.  Aber  erst  auf  dem  Pariser  Friedenscongress  vom  Jahre 
1856  wurde  diö  Türkei  als  ein  bercchligtes  GUeil  m  die  europäische 
Statengenosseuschaft  aui'gfinoninien  und  dadmch  der  allgemein- 
menschliche  Charakter  des  VülkLirechts  bewährt. 

Seither  ist  es  auch  in  der  Praxis  anerkannt^  das«  die  Grenzen 
der  Christuidieit  nicht  zugleich  Grenzen  des  \olkcircchts  seien, 
üubedenkhch  breitet  sich  dasselbe  über  andere  nuihammedauische 
Staten  und  ebenso  über  China  und  Japan  aus  iin<l  fordert  von  fiUen 
Völkern  Achtung  seiue-r  Rechtsgruiidsätv^e,  m  -:^!  ii  liit  Iben  nun  Gott 
nach  der  Weise  der  Christun  oder  der  Buddhisten,  nach  Art  der 
Muhammedaner  oder  der  Schüler  des  Confucius  verehren.  Endlich 
ist  die  Wahi-heit  durchgedrungen:  Der  religiöse  Glaube  be- 
gründet nicht  und  behindert  nicht  die  Kechtspfücht. 

8* 
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Sduraokea  des  YSlkerreclitB. 

Bas  moteno  YOkonredit  ectont  loxwnm  das  Nebeneinander- 
bestellen  der  Terechiedenea  Staten  an.  Ee  soH  die  Edstoni  dar 
Staten  alcbfirn,  nidii  dieselbe  gefährden,  ihre  Kreifaflii  sditbsen,  nidil 
vaterdrttcken.  Aber  zngleidi  legt  es  allen  Stäben  andi  Ffliditen  auf; 
indem  es  de  als  Glieder  der  Menscihbett  yerinndet  und  deshalb  von 
ümen  Aditimg  vor  dem  MsnscbenredLte  fordert  Wflrde  man  die 
8oiiTeränet&t  der  Staten  als  ein  nnbegrenstes  Becbt  fossen,  so 
mirde  jeder  Stat  anoh  dem  andern  gegenüber  thnn  kiSnnen,  was  ihm 
beliebte,  d.  h.  es  würde  das  Völkerrecht  im  Princip  verneint  WBrde 
man  umgekehrt  die  Zusamiuenguhörigkeit  der  Staten  und  die  Einheit 
des  Menschengeschlechts  rücksichtslos  diirchtuhien,  so  würde 
dadurch  die  Selbständigkeit  der  einzelnen  Staten  gebrochen,  ihre 
Eigeiiui  t  und  ihi'e  Freiheit  gurahrdet,  sie  wüi'deu  am  Ende  zu  blossen 
Provinzen  des  Einen  Weltreichs  erniedrigt. 

Deshalb  ist  es  nöthig,  diiss  die  Fortbildung  d^a  \  ulkerrechts 
zugleich  die  Grenzen  beachte,  welche  seiner  Wirksamkeit  durch  das 
Statsredbt  gezogen  sind.  Aus  diesem  Grunde  bestimmt  das  Völker- 
recht zunächst  und  hiiuptsächlich  die  Rechtsverhältnisse  der 
Staten  unter  einander  und  hütet  sich  davor,  sich  in  die  innern 
Angelegenheiten  der  Staten  einzumischen.  Den  Schutz  der  Privat- 
rechte  stellt  es  durchweg  den  Staten  auheim,  auch  dann  wenn  diese 
Privatrechte  einen  nllgumein-nienschlichen  Charakter  haben,  und  greift 
nicht  in  die  llaiidhabung  der  statlichen  Strafgerichtsbarkeit  ein,  wenn- 
gleich auch  hier  zuweilen  menschliches  Recht  in  Frage  ist. 

Es  ist  TÜcht  unmöglich,  dass  in  der  Zukunft  tlas  ^'ülkerrecht 
etwas  weniger  ängstlich  sein  und  in  manchen  i  ;iHi  u  sich  für  be- 
rechtigt halten  werde,  zum  Schutze  gewisser  Menschenrechte  einzu- 
schreiten, wenn  dieselben  von  einer  Statsgewalt  selbst  unterdrückt 
werden;  etwa  so  wie  in  den  Bundesstaten  die  Bundesgewalt  gewisse 
torsdhrifksmässige  Rechte  der  Privaten  auch  gegen  die  Verletzung 
von  Seite  eines  Einzelstates  zu  schfitien  püegt.  Aber  die  bisherigen 
Versuche  völkerrechtlicher  Garantien  zum  Schutze  menschlicher  Privat- 
rechte sind  noch  selten  und  schwach  und  überall  noch  hindert  die 
FWcht  Tor  Eingriffen  in  die  SonTeränetät  der  Staten  ein  energisdies 
YouipehflOEU 
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Massregeln  gegen  die  Sclaverei. 

Eine  derartige  Ausnahme  enthalten  die  TölkerreciUlichen  Mass- 
regeki  gegen  die  Zufuhr  von  NegersclRvon, 

Die  meisten  Völker  der  alten  Welt  iiatteri  die  Sclaverei  ge- 
dnldet.  Die  römischen  Juristen,  wohlbewusst,  dass  das  natüi'liche 
Menschenrecht  die  Freiheit,  nicht  die  Sclaverei  sei,  suchten  diese 
eben  mit  der  allgemeinen  Rechtssitto  aller  Völker  zu  rechtfi^rtigen. 
Auch  das  Christcnthnm,  obwohl  es  den  Geist  der  Bruderliebe  auch 
unter  Herren  und  Sclaven  weckte,  liesB  doch  die  bestehende  Sclaverei 
als  Bechtsinstitut  unangefochten. 

Während  des  IVIittelalters  wurde  in  dem  germanisirtea  Europa 
die  antike  Sclaverei  in  die  weniger  harte  Eigenschaft  miigestaltet 
und  aUmähhch  in  die  bäuerliche  Hörigkeit  gemildert^  aber  es  erhielt 
sich  doch  noch  bis  tief  ins  achtzehnte,  in  einzelnen,  auch  deutschen 
Ländern  bis  ins  neunzehnte  Jahrhund^  hinein  eine  erblidie  Knecht« 
Schaft  (l  'r  eigenen  Leute.  In  Osteuropa  nahm  diese  bäuerliche 
EdgeuBchaft  sogar  in  den  letzten  Jabrfannderten  massenhaft  überhand 
ud  in  den  europäischen  Colonien  von  Amerika  erhielt  seihst  die 
strengste  Sclaverei  eine  nene  Gestalt  nnd  Anwendong  in  der  abeo- 
Inten  Herrschaft^  welche  die  weiseen  Eägentfafimer  über  die  schwane 
AibeiterbeTSafiBning  eikanften,  die  ans  Afrika  dahin  Terpflanat  ward. 

In  allen  diesen  ZeitaUem  kümmerte  ach  das  YSIkeRecht  nie» 
mala  dämm.  Im  achtaehnten  Jahrhvidsrt  nodi  schätzte  und  be- 
günstigte das  freie  England  die  Sdavenzofohr  ans  Afrika.  Noch  im 
Jahre  1713  achiunten  sich  die  en^pisohen  Statsmäuner  nicht»  in  dem 
Erieden  mit  fi^Minien  au  Utrecht  ansdrficUich  ansznhedingen,  dass 
es  den  en^Usdien  Schaffen  gestattet  werde»  hinnen  der  nächsten  Jahre 
einige  tausend  NegersölaTen  jährlidi  in  die  spanischen  Colonien  ein** 
lufiihren.  Sie  betrachteten  den  Menschenhandel  nodi  ab  em  ytut- 
dieilhaftee  S|»eoiiIationsgesGli5ft»  wofür  England  sich  Friiilegien  ein- 
liomen  lassen  mtoe. 

Seit  migeflthr  einem  Jahrhxmdert  finden  wir  eine  entschiedene 
Wendnng  in  den  Ansichten  der  dviUsirten  Welt  Die  Philosophie 
and  die  scii&ne  literabir  brachten  menschlidiere  GnmdsKtae  in 
Umlauf.  Von  da  an  beginnt  in  allen  Ländern  ein  offener  Kampf 
l&r  die  persönliche  Freiheit  wider  die  Knechtschaft,  nnd  die  Oeseta- 
gebung  verzeichnet  und  sichert  die  Siege  der  Freiheit.    BU  Leib- 
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filgenfichaft  und  Hörigkeit  werden  theilwcise  vor,  theilweise  nach  der 
främosischcn  Verküudimg  der  Menachenrechte  in  den  westeiu'opäifichen 
Landern  abgeschafft. 

Jetzt  erst  begiimt  auch  dos  Völkerrecht  die  Frage  in  Betracht 
aa  ziehen;  und  nun  geht  England  voran  in  der  Bekämpfung  der 
Negersclaverei,  welche  es  polher  früher  grossgezogen  hatte.  Der 
Wiener  CJonf^css  missbilHgt  in  einer  förmlichen  Erklärung  Witt 
8.  Februar  1815  den  von  Afrika  nach  Amerika  betriebenen  Neger- 
handel,  „durch  welchen  Afrika  entvölkert,  Europa  geschändet  und 
die  Humanität  verletzte*  werde.  Früher  schon  hatten  auch  die  Ver- 
einigten Staten  von  Amerika  diesen  sdunäblichcn  Seehandel  mit 
BCftnraxzra  Menschen  gesetzlich  verboten.  Die  VenirtlKihmg  dieser 
besonders  gefährlichen  und  schädlichen  Art  der  Sdavenzüchtong 
durch  den  Spruch  der  dTiliflirteii  Menecfaheit  wai*  nun  im  Princip 
entschieden  und  damit  wenigstens  erwiesen,  dass  das  Bechtsgeffihl 
der  Welt  hnmaner  mid  freier  geworden  war,  als  es  im  AlterÜram 
imd  im  Ifittelatter  gevosm. 

FreOidi  zeigte  sich  hier  sofbrt  wieder  die  grosse  Sdnnerigknt 
alles  YSikenredits,  dem  Urtheü  der  ctviBsirten  Blensdiheit  Geltang 
zu  Tttsciiaflbn,  ofaDoe  die  F^^eit  der  einzeben  Staten  za  geffiMen. 
Zwar  Hessen  sich  die  emopSiscIien  Staten  anfangiB  herbei,  der  nn- 
ablSasigen  Bestarmung  der  englisdien  Diplomatie  das  wlaagte 
Visitatioiisreciit  erm&cbtigtor  Kriegsschiffe  gegen  rerdfiditige  Sdsven- 
BohiflBe  isneriialb  gewisser  Ifeere  zDzngiBstelien  und  insofern  eine  Art 
▼oDnrreditliGher  SeepoHsei  auch  im  Friedensiastande  einzniührsii. 
Ja  diesem  Sinne  kam  der  emropSisdie  Vertrag  vom  20.  December 
1841  zu  Stande.  Aber  dieses  üntersadinngsredit  begegnete  dem 
Widefspmcb  der  Veretnigten  Staten,  wddie  beeorgten,  dass  dadnrch 
die  Uebermacbt  der  englischen  Kriegsmarine  über  ihre  Haadekmarine 
ferslSilA  tmd  der  friedlidie  Seebandel  aberbaopt  belSetigt  worde. 
Avfili  Frankreich  sagte  sich  nnn  wieder  los  von  dem  Zugeständniss 
solcher  Dorcbsadrang  nnd  trat  anf  den  Stan^mikt  der  Yereinigtea 
Staten  fiber,  welche  es  forsogen,  gemeinsam  mit  England  Srazer 
aiMZ&steo,  welche  an  den  afrikaniscfaep  Küsten  znn&dist  die  eigenen 
SolaTenschiffa  verfolgen  aber  eidi  hüten  soltten,  fremde  Kauffahrer 
SU  baÜLstigen. 

Auf  den  Torsdilag  der  nordamerikanischen  Bundesregierung 
kam  dann  die  weitere  Verabredung  mit  England  (9.  August  1842) 
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n  Stauda,  gemeintam  die  Staten,  welche  noch  öffontUohe  Sclaveii- 
märkte  gestatten,  cor  Abstellimg  dieses  MiashratiGhs  wi  T^^^iifUi 
Aüflh  diM6  Maasregel  nur  Befreiimg  der  Welt  von  der  Sdunach  der 
SeUverei  igt  moht  ohne  Wirkung  geUielMn.  Insbesondere  sah  sick 
die  Ottomanisdie  Pforte  Teranlaasl,  dem  Andringen  der  Diplomatie 
GekSr  an  geben. 

Neoerdinga  hat  die  Anfhebimg  der  Ldbelgensdiaft  in  dem 
mssisohen  Reich  durch  das  Manifest  des  Kaisers  Alexander  IL 
T«an  19.  Februar  1861  die  grosse  Fhige  endlidi  für  Europa  und  für 
einen  groeaen  Tfaeil  yon  Asien  an  Gunsten  der  persönlichen  IVeiheit 
entschieden.  Noch  nichtiger  ist  der  Sieg  der  Freiheit  ttber  die 
Sdarem  in  Nordamerika  geworden.  Seitdem  die  Verwerfung  der 
SckiTerei  zu  einem  Grandgeseta  der  Vereinigten  Staten  erklart  worden 
ist  (1865),  ist  dieses  Institut  nirgeuds  mehr  auf  dem  gansen  Welt- 
thefl  an  hatten.  Auch  das  Eaiseireich  Brasilien  hat  nun  die  Sdaverei 
gestttadich  au^ehoben  (1871). 

Es  wird  daher  nicht  mehr  lange  danem,  bis  das  allgemeine 
Rechtsbewusstseiu  der  Welt  ^e  grossen  Sätie  eines  jeden  hamaueu 
Büchts  auch  mit  Tülkerrechtlichen  Geranüen  schützen  wird: 

£s  giebt  kein  Eigenthum  des  Menschen  am  Menschen. 
Die  Schiverc'i  ist  im  Widerspruch  mit  dem  Kochte  der 
menschlichen  Natur  und  mit  dem  Gemuinbüwuäbläeiii  der 
Mbuschiicit. 

Migiöse  Preiheii 

Noch  weniger  entwickelt,  aber  wiederum  in  den  Anfangen 
sichtbar,  ist  der  vülkent  chtliche  Sohntz  der  relii^iösen  Freiheit 
gegen  grausame  Verfolgung  und  L'ntei\üückmig  üurcii  den  Fanatis- 
mus anderer  von  dem  State  bevorzugter  Religionen.  Mit  UexJit 
überUisst  man  den  gesetzlichen  Schutz  der  religiösen  liekeniitniss- 
und  Cultusfreiheit  d*m  einzelnen  Staten  und  scheut  sich  bei  geringen 
und  zweifelliaften  Auläshcu  die  Selbständigkeit  des  statlichen  Sonder- 
Itjücns  anzutasten.  Aber  bei  grossen  und  schweren  Verletzungen 
jenes  natürlicii  u  Menschenrechts  bleibt  die  gi3sitt(.'tc  Völkergenossen- 
schaft nicht  mein-  theilnalimelos  und  stumm.  Sic  äussert  zum  min- 
desten ihre  Meinung,  gibt  RÜtbe  und  erlllsst  Warnungen  und  Mah- 
nungen. Zuletzt  kann  eine  grobe  Missachtung  der  Menschenpflicht 
m  enister  Marhtflntiftltong  ftuch  der  Staten  fuiiren,  welcho  sich  vor- 
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xngewriM  berafim  fBhlen,  Ihre  GUabenflgsnoBMn  oder  würdiger  aoch 
das  allgemeiiie  Mensdieiireöiit  wider  die  fanatiiiolMWi  Verfolger  w 
ecyiteeii*  Gegemäber  der  Tfiricd  iet  das  bentts  in  einleben  Flllen 
geeohehen.  Die  europäischen  Üadite  haben  wiederholt  sum  Scbntae 
d«r  cbristlioheii  Bijahs  voHcerreclitlicli  eingewirkt  Das  An&ebeD, 
welches  der  hirdilidie  Ranb  des  jüdisofaen  Knaben  Mortara  andi 
in  dem  zomanisclien  nnd  kaiholisdben  Westeuropa  genuwht  hat|  be-> 
weissti  dass  das  SiEiontliche  Gowissea  der  bentigen  Menschheit  niolit 
blos  dann  sieh  an  regen  anfangt,  wenn  die  eigene  Religion  gekriinkt 
wird,  sondern  anflli  dann,  wenn  an  Ghinsten  der  eigenen  Beligion  die 
heiligen  Rechte  der  Familie  Terletst  werden. 

Clesaiitseluifteii  und  GaiiBDlate* 

Geringere  Schwierigkeiten  standen  der  Pflege  des  iUedlidien 
Verkehrs  von  Stat  zu  Stat  nnd  der  Nationen  unter  einander  im 

Wege.  Zu  allen  Zeiten  hatten  die  Völker  —  wenige  wilde  Stämme 
ausgenommen  —  mit  oinandor  durch  Gesantc,  als  lleprüsen tauten 
unterhandelt  j  und  von  Alters  her  wurden  diese  Gcsanten  erst  durch 
die  Religion,  dann  durch  das  Recht  als  unverletzlich  geschützt. 
Aber  die  Eiunchtimg  ständiger  Gcsantscliaften  in  den  verschie- 
denen Hauptstädten  gehört  erst  der  neueren  Zeit  an  und  ist  in 
Europa  vorzüglich  seit  Richelieu  und  Ludwig  XIV.  allf^emeino 
Sitte  geworden.  In  Folge  dessen  wuide  der  fortdauernde  Zubummüu- 
liang  nuter  den  Staten  in  dem  fortgesetzten  persönlichen  Verkehr 
ihi'cr  Vertreter  lebendig  dargestellt.  Das  \  ulkerrecht  erhielt  so  in 
den  Residenzen  gleichsam  einen  persönlichen  Ausiinick  und  eine 
friedlich  wirki nde  Repräsentation.  Es  fanden  sich  da  wie  iii  Ivnoten- 
punlvtA'U  des  Weltverkehrs  die  Diplomaten  der  verschiedenen  Staten 
zusammen  und  fingen  an,  als  sogenannte  diplomatische  Körper 
sich  als  völkerrechtliche  Genopseuschafton  zu  fühlen.  Wenn  auch 
dahei  selhstsüchtige  Ahsichten  mitgewirkt  haben,  so  hat  doch  augen- 
scheinlich die  Wirksamkeit  des  Völkerrechts  durch  diese  Einrichtung 
sehr  gewonnen.  Wenn  ein  Stat  seine  völkerrechtlichen  Pflichten 
offenbar  verletzen  möchte,  so  findet  er  sofort  in  dem  diplomatischen 
Körper  eine  gewisse  Schranke.  Da  kein  Stat  mächtig  genug  ist, 
um  die  Missbilligung  der  civilisirten  Statengesellschaft  gleichgültig 
hinzunehmen,  so  wird  diese  Stimme  des  Völkerrechts  nichi  leidit 
ltt»6rlürL  Indem  diese  ständigen  QesantsohaAen  sich  immer  weiter 
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über  dio  ganze  Erde  hin  erstrecken,  wächst  der  Verband  aSer  Staten 

zii  ciiicr  gemeinsamen  Weltordnung  allmählig  heran  und  die  völker- 
recbtliclien  Güiautien  nehmen  an  Stärke  und  Ausdehnung  zu. 

Ausser  den  (iesantschaften  liat  das  neuere  Völkerrecht  noch 
das  Institut  des  Consulats  weiter  ausgebildet.  Dio  Zalil  der  Con- 
snln  ist  viel  grösser  als  die  der  Gesanten  und  in  starker  Vermehrung 
bögriflfen.  Durch  die  Consulato  wird  so  ein  zweites  Netz  vülker- 
rechtheher  Acmter  über  die  Erdobei-fläche  ausgebreitet,  welche  dem 
friedlichen  Verkehr  aller  Nationen  dienen  und  dio  Rechtsgemein- 
schaft in  der  Welt  beleben.  Die  Consuln  sind  niclit  wie  die  Ge- 
santen berufen,  als  eiirontlirhe  Stellverti'cter  der  Staten  zu  handeln, 
sie  haben  vorzugsweise  die  Interessen  der  Privaten  in  fremden  Län- 
dern zu  wahren  und  den  heimathlichen  Tlechtssehutz  auch  in  der 
Ferne  wirksam  zu  ninebpu.  Gerade  <1  -hall)  st'Mtrt  ihre  Wirhtio;keit 
in  dem  Masse,  in  weichem  der  intemationale  Verkehr  reicher  und 
bd^ter  wird. 

Zuerst  haben  die  Bedürfnisse  und  Interessen  des  Handels  die 
Kanfleute  veranlasst,  ins  Ausland  zu  gehen  und  mit  Fremden  zu 
verkehren.  Daher  sind  die  Gonsulate  anfangs  nur  als  Handels- 
consulate  gegründet  worden.  Auch  heute  noch  ist  der  Handelsver- 
kehr die  wichtigste  Beziehimg  von  Nation  zu  Nation.  Aber  er  ist 
es  heute  schon  nicht  gans  inehr,  wie  früher.  Es  giebt  bweiie  eme 
Menge  von  Culturbeziehungen  aller  Art,  welche  die  Nationen  eben- 
falls verbinden.  Nicht  einmal  mehr  die  Mehrzahl  der  Beisenden 
siiid  Kenfleute.  Die  versehiedensten  Uieachen  beetanmiMi  die  Pri- 
vaten, vorübergehend  fi\>mde  Laadir  n  besuohen,  oder  sidi  anf 
längere  Zeit  auswärts  niederzidasseii,  Interessen  der  Bädaag,  der 
Wissenschaft,  der  Kunst,  der  Landwirthsdiaft,  des  Vergnügens,  der 
Verwantschaft  n.  s.  f.  Anch  diese  Msaee  von  KidilbMiflfinten  Iritfc 
in  den  Beetererkelir  mit  den  AnslSndem  und  bedarf  gelegentBch 
dsr  Fofdannig  «nd  dee  Sdintses  in  der  Fremde.  IHe  Gonsnln  sind 
berate,  andi  diesen  COnssen  ndUugeulftUs  beimtebsn. 

Indem  so  der  Geediäftakreis  der  Considn  erweitert  imd  ihre 
Oesdiiftsltt  Tfirgrossot  ward,  genügten  nidit  überall  mehr  die  attan 
Handeleoonsahi,  welche  tont  nebenher  das  Oonsnlat  verwalteten. 
Man  konnte  dem  Ifanftnann  niokt  xamnthen^  dass  er  neben  seinem 
eigsnen  Bändel  die  mannigfaltiger,  sdnrieriger  nnd  aablreidier  g^ 
wordenen  GeechiftB  des  Conaolate  oneatgeMidi  als  Ehienpfliebi  be- 
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sorg«,  und  man  ward  genöthigt,  an  dm  begangensten  Hätaen  and 
in  dm  Hutptalfidten,  wo  man  keine  Ctentachaften  nnierhielt»  fäx 
bofloldeta  Generaloonsoln  bu  sorgen,  veUüfae  dann  das  Consnlat  als 
Hanpibenif  verwalteten.  Das  so  im  Wa/disdram  begriffene  Gonralat 
iet  angensdieuilicli  nodi  der  Hebnng  und  Steigerung  fähig  und  ganz 
geeignet,  die  friedlichen  und  freundlichen  Beziehungen  der  Nationen 
nnter  dnander  und  mit  den  Staten  vielfaltig  zu  sicheni  und  zu 
fördern.  Um  den  ersten  Ring  der  G  es  antschaften  wird  so  ein  zweites 
weiteres  Band  geschlungen,  welches  die  Gemeinschaft  der  Welt  pflegt 

Fremdenrecht. 

Keine  Isolirung  der  Staten. 

Die  friedlichen  Siogo  des  neueren  Völkerrechts  hal>en  voraus 
die  Zustände  der  Fremden  sehr  verbessert.  Die  antiken  Völker 
waren  noch  wie  (iie  Baibaren  geneigt,  dio  Fremden  wie  Feinde  7.n 
betrachten  und  fiir  rechtlos  zu  halten,  wenn  sie  nicht  von  dein 
Schutz  eines  einhcimischf^n  Gas^oundes  oder  von  der  Schirmhoheit 
eines  mächtigen  Patrons  gedeckt  waren.  Die  Vcr])annnng  in  die 
Frenido,  das  Exil,  galt  daher  als  Verstossung  ins  Elend.  Auch  das 
Mittelalter  behandelte  die  Fremden  noch  mit  offenbarer  Ungunst,  Dio 
Fremden  waren  genöthigt^  einen  unsidbieren  Rechtsschutz  der  Landes- 
horrn  und  der  Gemeinden  mit  schwerem  Oelde  zu  besahlen;  wallten 
aie  ihr  Vermögen  wieder  ans  dem  Lande  wegziehen,  ao  mussten 
sie  auch  den  Wegsag  mit  Procenten  dos  Vermögenswerthos  erkaufen ; 
starben  sie  in  dem  für  sie  fremden  Lande,  so  pflegte  die  Herrschaft 
anch  auf  ihre  Verlasseneohaft  an  greifen  und  dieselbe  wie  hci-ren- 
loses  Gut  an  sich  an  sieben  oder  doch  die  Wegfiidirt  der  Erben  mit 
erheblioihen  Abzügen  zu  belasten. 

Das  Alles  ist  anders  und  besser  geworden.  Die  Fremden 
werden  nun  in  der  driliairton  Welt  in  ihren  Menschenrechten  ge- 
achtet nnd  in  den  widitigsten  Beaaehnngen  des  Privattechts  und 
dea  Yeikehrs  dm  fiinheimisdMB  dndnveg  glaieligeBtellt  Die  Bar- 
barei des  WiU&ngs-  imd  dea  Eeim&Hareolit  tat  endlieh  ans  Emxipft 
Tsraoliwiniden.  ZaUreiohe  StaatenwtrSge  haben  die  Abangaredite 
glndlflh  abgeadiafiifc  nnd  nobm.  die  Fkeiaagii^t.  Der  dantacfaa 
frivatmaon  lebt  in  Paria  oder  in  Neiw-Yotk  oder  in  Galcntta  «Inm 
ao  akber  wie  in  Beitin  oder  in  Mancibep.   ZahUoae  Fremde  ans 
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äÜMi  IiSadm  der  Welt  wotmen  in  alkn  Wdhtheikii  unter  dnante 
gflnusoht  friedUdi  bdsaiiniiefn  und  ffiUen  sidi  in  Person,  Vemägm 
vnd  Verlnhr  nicht  nnnder  gesdifitet  als  in  der  Heimat  Mii  den 
Aniecinning  der  Traneporiinittol  hat  anch  die  genndosame  Recibta- 
Iküdnng  Sdiritt  geliaUfln.  Andi  de  Iiat  die  nationale  ImÜrÜieii 
durclibroclien  und  ein  internationales  YerinLbrsredit  gesduiffm,  rtm 
dem  sich  kein  Stat  abschliessen  kann.  Wollt«  er  dasselbe  miss- 
achten, 80  würde  or  iiirht  blos  die  Missbilh'giuig  der  civilisirten 
Welt  auf  sich  laden,  soiulern  auch  in  Gefahr  soin,  ziir  Rechenschaft 
gezogen  m  werdi  n,  damit  er  lerne,  in  den  Froiiidcn  die  Menschen 
und  in  dom  Verkehr  der  Nationen  die  Gemeinschaft  der  Völker  zn 
achten.  Der  Gedanke  des  >Voltbürgerrechts,  den  Kant  als  eine 
idealo  nauptfordemiiK  des  n  u  n  Völkprrecht9  ans,£fe5!prorher\ ,  hat 
honte  schon  znm  Theil  eino  i  '  al«'  Wnhrlr^it,  und  dieses  Wdtl  iiircrrr- 
recht  ist  so  wenig  unvertraglich  mit  dem  besonderen  Statsbürgerredit, 
als  dieses  mit  dem  Gemeinde-  und  Ortsbiirgerrecht. 

Nur  in  dem  Innern  der  grossen  Continente  von  Asien  nnd 
besonders  von  Afrika,  wohin  die  CiviKsation  noch  nicht  mit  Macht 
vorgedroagen  ist,  danert  einstweilen  noch  die  früher  allgemeino 
Vemeinnng  des  Fremdenrechtes  fort,  gewisf?  nicht  lange  mehr.  Mit 
vollem  Hechte  nimmt  sich  jeder  Stat  seiner  Bürger  auch  in  der 
Fremde  insofern  an,  als  dieselben  gegen  "Rechtsverweigerung  und 
Gewaltthat  seines  Schutzes  bedürfen.  Der  Statsschutz  ist  nicht  an 
die  Grenzen  des  Stategebiete  ^  ^rohnnnt.  Die  Verbindung  der  Staten 
mid  die  Einheit  der  Menschheit  zeigen  sich  auch  darin,  dass  die 
sdlfitzenden  Arme  der  Statsgewalt  überall  hin  auf  der  Erdoberfläche 
so  weit  sidli  ansstred^en,  als  es  mit  der  rechtlichen  Selbständigkeit 
anderer  Staten  Tertri^;lieh  ist  Dieser  statlidie  Bechtesdnitz  in  der 
Fronde  Ist  anweilen  Ton  maditigen  Staten  anmaasUch  imd  Über- 
mittliig  tßierspannt  worden,  aber  im  Grossen  nnd  Gatusen  ist  es  dodi 
ein  grosser  Fortschritt  eines  wirksamen  Yölkerrechts,  dass  der  inter- 
nationale Yerkelir  imd  die  Bechtssidieriieit  der  F^ramden  nicht  der 
Willkar  einer  Unmisdien  Statsgewalt  IMs  gegeben  nnd  Staten, 
wsldie  diese  Bedite  Terletmn,  aar  GenngÜraimg  imd  EntsdiSdigimg 
angshalten  werden. 

Sslbst  die  völlige  Ab  Schliessung  und  Isolirtbeit  eines  Siatea 
wider  jeden  I^remdeaverkelir,  in  frObersr  Zeit  als  ein  selbatver^ 
sttadlkhea  Beciht  sine«  sonrerluieii  State«  be^rfMbtetk  er8Qliein.t  dem 
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bflnügen  BeehtibewiisstMin  ab  iBine  Verietning  des  »afitilicheii 
IfensoiheiireGlitB,  -wMu»  för  alle  Kationen  emen  gesicherten  Kechis- 
wkehr  fordert,  damH  dlie  Menachenaalage  la  voller  und  racber 
Entfaltung  gelangen  und  so  die  Beetimnnmg  des  MenschengeachlecJht» 
erfSIlt  werden  kSnne.  In  den  letsten  Jaluinmdierten  liatte  sicli  so 
die  ostasiatisehe  Welt  gegen  die  eoropfiisoh-^unenkaaisdie  TöUig  ab- 
geschlossen* Die  chinesischen  pnd  japanischen  Seehäfen  und  Handehh 
stiUtte  blieben  lange  Zeit  den  Sduffan  und  Kanfleuten  der  cbcistüohen 
Kationen  versperrt  Aber  in  vnaem  Tagen  smd  anch  diese  trennen- 
den Scfaranken  tot  der  zwingenden  llacht  des  erstaristen  mensch- 
liehen  Yaikerreebts  geMen  und  die  ostasiatisclien  Beicbe  in  dk 
Handeib-  nnd  Yeilrohrsgemeinsdiaft  mit  den  Enropäem  nnd  Amen* 
kanem  eingetreten.  Im  Jahre  1842  hat  England  das  chinesische 
Weltreioh  anierst  genöthigt,  in  dem  Frieden  tou  Nanking  seine  Häfen 
wieder  zu  öf&ien,  und  im  Jahre  1858  haben  die  Vereinigten  Staten 
von  Nordamerika  zuerst  wieder  Japan  dem  Weltverkehr  erschlossen. 
Seither  bn  ülu  cu  .sich  und  wirken  auf  einander  die  christlieh-niudei*no 
unil  diu  ostasiatisehe  alte  Civilisation ,  und  das  Völkerrecht  hat 
wiederum  einen  gewaltigen  Furtschritt  zum  allgemeinon  Weltrechfe 
gemacht 

Gemeinseliafl;  der  QewSsser. 

Freie  Schifffahrt. 

Würdo  sich  die  Luft  nicht  jeder  menschliehcn  Absperrung  im 
Grossen  entziehen,  liHtto  sicherlich  die  souveräne  Selbstsucht  der 
Einzolstatcn  mn:\\  du'  Luft  über  ihi*em  Lande  als  ihr  ausschliess- 
liches iMgenthuni  anzuHprechen  hier  oder  dort  den  Versuch  gemadit. 
Aber  die  St<iten  haben  keine  Gewalt  über  die  mächtige  Bewegung 
der  Lnftströme,  welche  unbekümmert  um  alle  Landesgrenzen  ihren 
Weg  nehmen.  Auch  das  Meer  und  die  öffentlichen  Gewässer  sind 
von  der  Natur  mit  einander  verbunden  und,  wenn  sie  auch  die 
Länder  smweüen  trennen,  so  dienen  sie  dodi  zugleich,  den  Verkehr 
der  verscbiedenen  Nationen  zu.  erleichtern.  %e  verbinden  auch  die 
Küsten  und  Uftr,  welche  sie  bespülen.  Da  haben  es  aber  die  Staten 
wirklich  lange  Tersncht,  ihre  Alleinherrschaft  möglichst  weit  auch 
über  die  Gewässer  auszudehnen  und  die  Freigebigkeit  der  gemein- 
samen Natur  ansschtieselich  für  sich  auszubeuten.  Sogar  über  das 
ofiiBBellBer  hin  woDte  die  mittolalteittcbe  Statsboheit  ihr  Eigeathnm 
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MsbnftflD.  Die  BepnUik  Genna  nahm  tber  das  Bgtnuelia,  Vanedlg 
vhtx  das  adnatischa  Uaor  fmiigiAliMiiKfiiift  Sedifimehaft  in  Ai^ 
Bprwsh.  Die  Könige  von  Spanien  und  Portnfjal  behaupteten,  die 
weetindisehen  Meere  geliören  ihnen  allein  m,  weil  der  Fftpsi  Alfr* 
zaader  YL,  dem  dieee  Heere  ao  wenig  als  die  westindifldien  LSnder 
jemals  gehSri  hatten,  ihnen  dieselben  geedienht  habe.  Als  Hugo 
de  Grooi  merst  dieee  sinnloBe  Anmassnng  widmAegte  nnd  für  die 
nFreiheit  der  lÜDere**  aeine  Fttxepradm  nnteraahm  (1609)«  mnsete  er 
noch  ipftuflMg^  hergehrachte  MuBsbiftoohe  yrifKMMin«  Lange  nadiher- 
nocii  und  bis  ins  aehtiehnte  Jahihinideri  hineiii  wollte  En^and  über 
die  Meere,  welche  die  Grossbritanuischen  Inseln  umschliesseni  eine 
ausschUeesUche  Seehoheit  behaupten. 

Dem  langsamen  aber  stätigen  Wachsthum  der  völkerrechtlichen 
Erkeimtiüss  haben  endlich  alle  diese  aninasseuden  Uebergriffe  weichen 
müssen,  iii  duiii  iicutigcu  llcciit&biiwusstseiu  der  civilibii"tüu  Weit 
kubeu  die  beiden  wichtigen  Sätze  feste  Wurzeln: 

Kein  Stat  hat  eine  bebuiidorc  Seehoheit  über  die 
offene  See.  Die  unter  einander  verbundeneu  Meere 
sind  der  freien  Schiiilahi  l  aller  Nationen  offen. 

Vor  wenig  Jahren  erst  sind  einige  letzte  Reste  der  alteren 
selbstsüchtigen  Bescbi-äukung  mid  Ausbeutung  weggeräumt  worden. 
Divs  Mannaramcer,  o))\vohl  von  den  TürkiseliLn  Küsten  u:u- 
Schlüssen  ist  und  seine  tngc  Lünfahrt  leicht  von  den  Dardaneiien- 
sciüüssern  beiieri-scht  werden  kann,  und  das  Schwarze  Meer,  welches 
Hussland  für  sich  in  Besciiiag  zu  neliin< n  bemüht  war,  sind  durcb 
die  Friedensschlüsse  von  Adrianopel  (1820)  und  Paris  (1856)  der 
freien  Schifffahrt  aller  Nationen  geöffnet  worden.  Noch  im  JaJu'C 
1841  wurde  der  Suudgoll,  den  Dänemai'k  von  den  Seefahiern  zwischen 
der  Nordsee  und  der  Ostsee  seit  Jahrhunderten  erhob,  als  herkömm- 
hches  und  in  vielen  Statsverträgen  bestätigtes  Recht  von  den  meisten 
Seemächten  anerkannt.  Aber  als  endlich  die  Vereinigten  Staten  er^ 
klärten,  sie  werden  dieses  geschichtUche  Hecht,  welohee  dem  natür^ 
liehen  Recht  der  freien  Seefahrt  widerstreite,  nicht  femer  respecüren, 
licss  sieh  auch  Dänemark  wiUig  auf  den  anerbotenen  Loskanf  mii 
den  europäischen  Staten  dn.  Die  Freiheit  der  Meere  ward  mm 
andi  in  diesem  Falle  anerkannt  (1857). 

Naeiidem  einmal  der  natürUoltö  Zusammenhang  der  öfffaflirihflii 
Geiäner  md  ihre  fiettiiniiung,  dar  fiduflUiit  aller  Nation«  m 
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dienni,  «rbomt  imd  aaeriramit  war,  f^tturtm  diese  Gedanken  it 
weitem  Bafreiimgen.  ManmiiMte  mgestehen,  daee  die  Oehietahoheit 
sich  nicht  gani  auf  den  festen  Erdboden  besduSaken  läset  lUr 
BOflli  als  der  nasse  Kflstensanm  am  Meere,  md  als  die  Bndiien  und 
Bhedcn,  irelohe  Tom  Festland  her  theilweise  beharrscht  werden,  ge- 
hSren  die  grossen  StrOmo  nnd  Fl&ssei  welche  dnrch  ein  Land  fliesssn 
oder  seine  Gzenae  Uldeii,  und  die  Hafen,  wekhe  dnrch  offiantlichis 
WedDS  gest^ütat  sind,  damit  sie  hinwiedar  die  Sohiffi»  ecfafttsea 
hoimeat  einem  bestimmten  Statsgebiete  sn  und  sind  der  Aufsicht 
und  Sorge  des  Einzelstates  unterworfen.  Sie  sind  ein  flicssonder 
Theil  des  Landes,  und  uiclil  wiö  dtw  oii'eue  Meer  frei  von  jeder  be- 
soiideni  Statslioheit. 

Allein  uebou  jener  Zutheilung  zu  einem  Sondergcbii  to  hulss 
auch  die  iiutürliche  Verbindung  der  8iliiin)uren  Ströme,  iliiise, 
Seen,  Häfen  mit  der  offenen  See  beachtet  wcj  d  lu  und  insoweit  ist 
jene  ausschliessliche  üebictahuheit  dui-eh  die  liiicksicht  aui  die  Ver- 
kehrsgemeinschaft zu  ermässigc^u  und  abzuändern.  Von  dem  freien 
und  offenen  Meere  her  fahi-eu  die  Schiffe  der  verschiedenen  Nationen 
in  die  S(M'häfen  und  in  die  Flüsse  der  Staten  ein.  Die  Freiheit  des 
inteniatiuiiaU  n  Verkelu'S  wäre  gehemmt  und  die  Gemeinschaft  in  der 
IJenutzung  öffentlicher  Gewässer  wäre  gestört,  wenn  jeder  Stat  will- 
kürlich alle  seine  Häfen  und  Flüsse  fiir  h  < mde  Schiffe  unzugänglich 
machen  dürfte.  Wenn  ein  Fluss  durch  mehrere  Statsgebiete  hindurch 
fliesst,  um  sich  ins  Meer  zu  ergiessen,  so  könnten  die  eiueii  Staten, 
insofern  ihi-e  Gebietshoheit  nicht  beschränkt  würde,  die  aiuleni  von 
dem  Seeverkehr  absperren,  und  die  Gewäss^  würden  ilirer  natür- 
Üehffli  Bestimmung,  die  Nationen  zu  verbinden,  entfremdet. 

Zuerst  wurde  diese  neue  Forderung  des  Völkerrechts,  dass  der 
Zosammenhaug  der  öffentlichen  Gewässer  beachtet  und  die  Freiheit 
der  SehiiStshrt  geschützt  werde,  im  Pariser  frieden  TOn  1814  in  An- 
wendung auf  die  fiheinsohifffahrt  ausgesprochen  nnd  zugleich  eine 
allgemeine  Durchführung  des  Princips  auf  allen  europäischen  Flüsse 
in  Aussieht  gestellt  Es  war  haupt  ic  hlich  das  Verdienst  des  Preussi» 
sdien  Gesanten,  Wilhelms  von  Humboldt,  diesen  Fortschritt  der 
fdlkflvreohUiflhen  Verkehzagsmeinschaft  anzutragen.  Die  Wiener 
Congressacte  Ton  1815  (Art  108  veririlndete  sodann  die  Freiheit 
d^  ScMbfariaaf  ate  aohiShaKemlUBsen,  «elohe  aweol  oder  mehrere 
OeUeta  dansfasMBien,  nnd  wendete  disssn  OnudaaU  ansdröeklioh 
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auch  auf  die  schiffbaren  Nebenflüsse  des  ins  an,  femer  auf  die 
Scheide,  deren  Mändangoii  knge  Zeit  durch  die  Holländer  für  die 
Belgischen  Schifte  gespcn  t  wai-en,  die  Maas,  die  E11k\  die  Oder,  die 
"Weser,  die  Weichsel  und  den  Po.  Von  da  au  mussteu  aUmählig  die 
mancherlei  aus  dem  Mittelidter  überlieferten  Flosfisölle  der  wachsen- 
den Freiheit  weichen  und  sowohl  die  Uferstateu  als  die  Seemächte 
hatten  nun  ein  festes  Princip  gewonnen,  TOn  weichem  ans  sie  alle 
herkömmlichen  Beschwerden  und  Qebüliren  bekunpAen,  dnroli  weldie 
der  Schifffahitmrkehi'  belastet  und  gehenuttt  war.  Kur  solcbe  Ge^ 
litiireii  btiftben  gerechtfertigt,  weldie  als  QegealelstQiig  eitcfaienen 
fir  notlnraidige  oder  nutalidie  Dienste*  %)8ier  erst  nahmen  die 
Donaustaten  das  neue  Princ^  an.  Aber  endlich  wurde  durch  den 
Pariaar  Frieden  ran  1856  anob  die  Donan  dan  Schifien  aller  Nationen 
geSffiiet» 

Dia  Logik  des  Gedankens  nfitingt  ans,  dieselbe  FreOiaü  der 
ßeliffishrt  anoh  beaÜgMeh  der  Flnase  zu  fordern,  welche  nar  dardi 

von  Katar 

dam  Weltfierkekr  dienen.  Diese  Forderong  ist  aber  aar  ZaH  noeh 
nicht  allgemein  anerkannt  Mandieor  Stat  Terweigert  hente  noch 
fremden  Sciuffen  die  Benutanng  seiner  EigenEüsso,  während  er  fttr 
Seme  Sdiifie  die  freie  ScbiffifUirt  aaf  Flfissan  forderti  deren  Wasser 
nirgends  seine  Ufrr  bespült,  die  dnreh  mehrere  fremde  StaiaB^Usta 
flisssen.  Das  ist  ein  aafftdlemdar  and  grober  Widersprach.  Weshalb 
sollte  Ein  Stat  mehr  Recht  haben  an  seinem  Eigenflusse,  als  die 
sämmtlichen  Uferstaten  zusammen  an  ihrem  Gemeinflusse?  Wenn 
diese  genöthigt  sind,  ihre  Flüsse  dem  Weltverkehr  zu  üfluen,  warum 
sollte  jener  seine  Flüsse  y '^lü  dcii  Welthandel  absperren  dürfen? 
Wie  sollten  die  trenuleu  SehiÜe,  welebe  vüikerreehtlich  befugt  siüil, 
einen  Gemeintiuss  zu  befalu-cn,  diese  Befugniss  verlieren,  wenu  in 
Folge  von  Gebietsabtretungen,  Ein  Stat  in  den  Besitz  des  ganzen 
Flusses  gelangt?  Sollte  z.  B.  der  Po  der  beiniiiaiirt  olFen  sleken, 
so  lauge  er  durch  mehrere  Statsgebiete  floss,  uud  nun  abgesperrt 
wei'den  können,  seitdem  er  ganz  und  pnr  in  den  iiesitz  des  König- 
reichs Italien  gekomraeu  ist?  Der  Mi-  issi]  pi  wai"  ini  vorigen  Juhr- 
iiuiiilrj  t  iidrh  ein  GeiueinsUuiu,  an  dem  auch  England  und  Spanien 
Theil  II  und  gehört  heute  ganz  den  \'ereinigten  Stuten  zu.  Hat 
er  in  Folge  de^^sf  ii  seine  Natur  verändert  und  ist  Reine  Bedcutmig 
für  den  WoltreriLehi:  geduger  geworden?  Jene  Uutecacihfiiduiig  zwi- 


Digitized  by  Google 


Mtei  der  freien  Schiiffahrt  aii£  mehrstatlichen  WeUstrÖmen  vbcL 
der  imfraiflB  Sobifffahrt  auf  einstotUoheii  YfütBttSmm  itt  also  m- 
baltbar. 

Vemittluüg  in  Streitföllen.  Schiedsricliterliches 

Yerfabren. 

GerftÜnen  iwei  SUten  in  einen  ernsten  Bediteetnit  mit  «in» 
ander,  so  sind  sie  noch  immer  geneigt,  in  Ermanginng  eines  tSker- 
reohtlidien  Gerichtshof»,  den  Weg  der  Selbsthülfe  in  betreten,  und 
die  iiiissente  Selbsthnlfe  ist  der  Krieg.  Es  ist  das  dfane  Zweifid 
noeh  eine  barbarische  Seite  der  heutigen  Wettordnong,  md  wir 
müssen  zugestehen,  daas  in  dieser  höchst  wichtigen  HmsirJit  die 
Fortschritte  des  Y^errechts  noch  beschSmend  Uein  sind.  Wir 
hiSunen  höchstens  emigo  unentwickelte  iftwinf^  n,  smer  orafasvteren 
Beditspflege  entdecken.  Auf  dem  Pariser  Gongresse  toh  1866  gehen 
die  Tersammelten  Machte  im  fatorosse  des  Friedens  den  Wnnseh 
zu  Protokoll,  dass  die  Staten,  unter  denen  ein  Streit  sich  erhebe, 
nicht  sofort  zu  den  Waffen  greifen,  sondern  zuvor  die  guten  Dienste 
Clin  r  befreundeten  Macht  anrufen  möchten,  luu  den  Streit  friedlich 
zu  schlichten.  Man  wagte  iiiuLit,  den  Wunsch  als  Rechtsfordenmg 
auszusprechen,  und  die  Mächte  wollten  sich  selijoi  nicht  binden. 

Vielleidit  wird,  was  hier  gewünscht  waid,  spaU-r  in  eine  völker- 
rechtliche RechtspÜicht  umgewandelt,  ebenso  wie  in  manchen  La  ml  in 
die  Rechtsstreite  der  Privatpei  s  ;neu  vorerst  an  einen  Friedensriciit^ir 
zum  Sühneversuch  gebracht  werden  müssen,  bevor  sie  gerichtlich  im 
Process  verfolgt  werden  dürfen.  Es  wäre  damit  der  Krieg  nicht 
verhindert,  a1)cr  eine  neue  Garantie  für  den  Frieden  gewonnen. 

1ti  dl  n  Statenbünden  gibt  es  auch  kein  r>uiidcsgericht,  welche«; 
zuständig  wäre,  über  die  Streitigkeiten  zwischen  den  verbündtt( n 
Einzelstateu  zu  urtheilcn.  Da  kennt  man  seit  Jahi-hundarteu  das 
Verfahren  vor  Schiedsrichtern  oder  Austragen,  welche  den 
Process  ohne  Krieg  dui'ch  Rechtsspruch  erledigen.  Den  Einzelstaten 
ist  es  oft  zur  l^cht  gemacht,  diesen  schiedsrichterUchen  Weg  zu 
betreten  und  sich  aller  kiiegerischen  Gewalt  zu  enthalten.  Auch 
unter  nicht  verbündeten  Staten  wird  zuweilen  dieses  Mittel  der  Rechts- 
pflege benutzt,  aber  eine  allpmeine  Rechtspflicht  dazu  besteht  noch 
ttiflfaL  Yinlliiifiht  vird  es  einen  der  nädistan  vnllMMrrtMJtriMilmn  Cooi* 
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graase  goUngwi,  maa^Bbem  fttr  gewitae  Strettfirftgen  die  Pflkhl  des 
aduedsridiierliclieii  VerfohreiiB  amxasprwhaa  und  dieses  sogleich  in 
Minen  Gnmdrägen  ta  ordnen. 

Es  gtebt  Streitii^ten,  für  welche  die  letote  Rechtaliölfe,  der 
Krieg  Yernjinftiger  Wedse  nmnogliflli  ist  Dahin  gehoeen  dnidnreg 
sDe  Enlechadigungs-  und  alle  Etikette  imd  Bangfragen.  Der  Werth 
dsa  Stosites  ateht  in  aoldian  FSUen  in  einttn  allzu  grossen  Miss- 
Tsrhilltnisse  au  den  netitwendieen  Kriegskosten  und  zu  den  nsrer^ 
neidUohen  Kriegsübeln,  als  dass  ein  Stat,  der  bei  gesunden  Sinnen 
ist,  nah  entseUiessen  möchte,  zu  diesem  Mittel  zu  greifen.  Für  der- 
artige Fälle  sollte  immer  ein  friedliches  Schiedsgericht  angerufen 
werden  können;  sonst  bleiben  sie  unerledigt  mid  verbittern  die 
Stimmung  auf  die  Dauer.  l  itilicii  ist  es  iiicIiL  IcRlit,  geeignete 
Richter  >:u  liiiden.  WiJilt  man  eine  neutrale  grosse  Macht,  80  ist 
miiji  doch  nicht  sicher,  da&s  dieselbe  auch  ihi'e  eigenen  politisdien 
iuieressen  uud  Neigungen  bei  dem  Schiedsspruch  in  die  AVage  lege. 
Man  ist  auch  nicht  sicher,  dass  der  gewaiiite  Fürst,  auch  wenn  er 
kein  eigenes  Interesse  hat,  geeignete  Berather  beiziehe;  die  zuge- 
zogeneu aber  bleiben  oft  verborgen  und  dalier  unverantwortlich.  Den 
ordentlichen  Gerichtsliöfen ,  an  die  man  sich  wenden  könnte,  fehlt 
meistens  die  völkerreciiüiche  Bildung  und  die  freie  slut^iuanniüche 
Praxis.  Auch  die  Juristenfacultäten ,  auf  weiche  Proitösur  Lieber 
vpnvir'spii  hat,  bieten  für  die  KeTiiitniss  statlichor  Dinge  keine  aus- 
rt  i(  liende  Gewähr,  wenn  gleich  die  wisseuschal'tliche  Einsicht  und 
Ehre  in  ihnen  ausgezeichnet  vertreten  ist.  Vielleicht  könnte  zum 
Yoraus  auf  Vorschläge  von  Justizministern  und  Juristenfacultäten  eine 
Geschwomenliste  von  yölkerrechtUch  gebildeten  Männern  der  ver- 
schiedenen Nationen  gebildet  werden,  aus  der  im  einzcilnen  Fall  — 
etwa  unter  der  formellen  I^eitung  eines  neutralen  Statshaupts  (Fürsten 
oder  Präsidenten)  als  Richters,  die  Urtheiler  bezeichnet  würden. 
Obwohl  man  auf  diesem  Gebiete  noch  tastend  nach  friedhcheu 
Bechtsmitteln  sucht,  so  bedeuten  die  im  Jahr  1871  bestellten  Sohieds- 
gerichte  zwischen  den  Vereinigten  Staten  und  Grossbrittanien  und 
zwischen  jener  Union  imd  Mexico  doch,  trotz  der  noch  «weifeihafteBi 
fiiytrosse,  einen  Fartsehiitt  der  YoUtetveohtspraads. 
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Kriegsreclit. 

Beoht  gegen  die  Feinde. 
Die  S taten  sind  Feinde,  nicht  die  Privaten. 

Seine  herriidwleo  Siege  hat  der  hanme  Geiet  des  modernen 

Völkerrechts  gerade  da  erfoditen,  wo  dem  Beeilte  gewShnfich  die 

geringste  Macht  zageschriehen  wird.  Im  Kriege  namlidlli  tritt  die 
magsiye  Gewalt  ^\*^de^  die  Gewalt  ia  den  Kampf  und  die  feindlichen 
Leidenschaften  rinixcu  mit  einander  auf  Leben  und  Tod.  Ehen  in 
diesem  wilden  Stadiiuu  des  Völkerstreites  gilt  es  vor  allen  Dingen, 
die  civilisatorische  Macht  des  Völkerrechts  zu  zeigen.  In  der  That, 
sie  hat  sich  in  der  Ausbildung  eines  civilisirten  Kricgsrechts, 
durch  welches  die  alte  barbarische  Kriegssitte  grossentheils  verdi-ängt 
und  untersagt  wird,  glänzend  bewährt  Die  Kriege  sind  menschlidier, 
gesitteter,  milder  treworden,  und  nicht  blos  thatsächlich  durch  die 
veredelte  lü-iegsiil  ung,  sondoin  ebeuttO  rei^tUch  durch  die  Vervoll- 
kommnung des  Völkerrechts. 

Die  alten  Völker  betrachteten  die  Feinde,  mit  denen  sie  im 
Kriege  waren,  als  rechtlose  Wesen  und  hielten  Alles  gegen  sie  fvir 
erlaubt.  Dem  heutigen  HecbtKliewusstsein  ist  es  klar,  dass  die 
Menschenrechte  auch  im  Kriege  zu  beachten  sind,  weil  die 
Feinde  nicht  aufgehört  haben,  Menschen  zu  sein. 

Bis  auf  die  neueste  Zeit  dehnte  man  überdem  den  Begrüf  des 
Feindes  ungebührlich  aus  und  behandelte  hödistens  aus  sittlichen 
oder  politischen  Rücksichten,  aber  keines we^js  aus  RechtsgrUnden,  die 
unkriegerische  Bevölkerung  des  feindlichen  States  mit  einiger  Schcnnutg. 
Noch  Hugo  de  Groot  und  Pufendorf  betrachten  es  als  hergebrachte, 
auf  dem  Consens  der  Völker  beruhende  Rechtssätze,  dass  alle  S tat s- 
an  gehörigen  der  beiden  Kriegsparteien,  also  auch  die  Weiber,  die 
Kinder,  die  Greise,  die  Kranken  Feinde  und  daes  die  Feinde  als 
sokhe  der  Willkür  des  Siegers  unterworfen  seien. 

&8t  die  schärfere  Unterseheidnng  des  heutigen  Beehtebeweeat- 
sems  hat  den  Qrandgedaaken  Uar  gemacht,  dasi  der  Krieg  ein 
Beohtsfltreit  der  8 taten,  bniehnngeweiee  poHtlseliflr  Mlidite  und 
keineavege  ein  Streit  swiechen  PriTaten  odor  mit  PriTaten 
sei  IMeeer  üatenohied,  den  die  'VnmenBoliaft  ent  begiilf,  ab  ihn 
smr  die  TttooB  thatsjirhlifili  beachtet  hatte,  sidbt  ean»  Beihe  der 
wioliligBten  Folgeningen  nach  aicih. 
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Jote  LidTVidnni  nlnHoli  MA  in  ebem  Doppel^ieilkittnias» 
Ximiial  kl  es  «in  Wamii  für  noh,  d.  h.  dne  PriTatperson«  Alt 
foldw  haX  M  «man  AiMprudi  mI  einen  miten  &eie  Ton  persSn- 
Üoben  IfmSißa^  vnd  Yetm^geiiBrecibten,  mit  Einem  Wort  «nf  sein 
Priynireclit.  Da  nim  der  Krieg  motA  gegen  die  Privaten  geführt 
wird,  so  giebt  es  auch  keinen  Rechtsgnmd,  nadi  veldiem  das  Privat- 
redit  im  Kriege  untergehen  oder  der  Willkür  des  Feindes  blossge« 
stellt  werden  sollte. 

Sodann  ist  jedes  Individuum  ein  Glied  und  Aiigeli (iriger 
einer  Sta  t  s  gr  111  ein  Schaft.  Insofern  ist  es  allerdings  mitbetheiligt 
hvi  dem  iStreite  seines  Stats.  Das  Schicksal  des  Vaterlandes  ist  den 
iüüdern  des  Landes  nicht  fremd.  Sie  nehmen  Thcil  an  den  Erfolgen 
und  an  den  Leiden  des  Stiites,  dem  sie  angehören.  Sie  sind  auch 
durch  ihi-e  Bürgerpflicht  verbunden,  dem  State  in  der  Gefahr  Bei- 
stand zu  leisten  mit  Gut  und  Blut.  In  dem  ganzen  Bereich  des 
öffentlichen  Keohts  eind  alle  Stataangehörigen  dem  State  ver- 
pflichtet. 

Aus  dieser  Unterecheidang  ergehen  sich  folgende  Hanpteataie 
des  modernen  YäUcerredifai:  Die  IndiTidnen  sind  als  PriTat« 
Personen  keine  Feinde,  als  Statsangehorige  sind  sie  be- 
theiligt bei  der  Feindschaft  der  Staten.  80  weit  das  Prirat* 
recht  massgebend  ist,  dauert  also  das  FriedensTerhaltniss  and 
das  Friedensrecht  fort  So  weit  das  öffentliche  Becht  ent- 
scluadet,  ist  das  Feindes Yerhältniss  eingetreten  nnd  wirkt  das 
Xriegsrecht 

In  Folge  dieser  Grundsätze  sind  die  Gefahren,  weldte  der 
Krieg  über  die  fiiedliche  Bevölkerung  herbei  zieht,  sehr  viel  geringer 
geworden. 

Im  Alter thum  waren  auch  die  wehrlosen  Personen,  die  Frauen 
und  Kinder,  in  stäter  Gefahr,  von  den  feindlichen  Kriegern  miss- 
handelt, zu  Sclaven  gemacht  und  verkauft  oder  getödtet  zu  \veiden. 
Der  politische  Verstand  der  Kümer  hielt  dieselben  in  den  meisten 
Kriegen  ab,  von  diesem  vermeintlichen  IWdit  einen  ausgedehnten 
Gehrauch  zu  machen,  denn  sie  wollten  die  Völker  beherrschen,  nicht 
vertilgen;  aber  die  römischen  Rechtagelehrten  hatten  nicht  den  ge- 
ringsten Zweifel  an  dem  Rechte  zu  solchen  Handlungen.  Nur  die 
OöUar  nnd  ibxe  Tempel  gewihrten  einigen  8chnta  tot  dar  Bohheit 
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imd  dem  Bfartdimt  der  Mmaaäm  Krieger;  aber  auch  dämm  Scbnti 
rar  rauachat  und  auf  sahr  eooge  Grensen  beaoihr&nkt. 

Auch  im  Ifittetaltar  gab  es  lam  echfifmnde  BeditBregeL  Dia 
eigentliclie  SdaTerei  war  mcht  mehr  in  den  Sitten,  auMar  etwa  mm 
Naditheil  kriegsgefanganer  Mohammedaner.  Aber  die  Bohheit  war 
grösser  als  in  dam  cMlisirtereiL  BfimeRtieha*  Auoh  IdadUdia  Leute 
waren  der  äussersten  Gewaltthat  und  seObet  dem  Tode  ausgesetzt, 
wenn  der  Feind  mit  Kriegsgevralt  ihr  Land  überzog.  Der  dreissig- 
jälu'ige  Krieg  noch  ist  mit  allen  Gräaehi  soldatisoher  Barbarei  befledct 

Der  humane  Groot  w  agt  es  noch  nicht,  solcher  Missethat  das 
Brandmal  der  völkerrechtlichen  N'ernrtheilung  aulzmlrücken.  Im 
Gegentheil,  er  erkennt  nueh  die  völkerrechtliclic  Erlaubnis«  dazu  an 
und  missbilligt  diese  l^arbarei  nur  aus  moralischen  unJ  vcrnünl Ligen 
Gründen.  Die  einzige  völkerrechtliclic  Schranke  findet  er  in  dem 
Verbot,  die  Frauen  zu  missbrauchen,  zu  welchem  endlich  das  christ- 
liche Völkerrecht  sich  entschlossen  habe. 

Dbm  heutige  Völkerrecht  verwirft  den  Gedanken  einer  absoluten 
^Vlllkürge^valt  über  die  IVivatpcrM  neii  vollständig  und  gestattet  weder 
Misshandlung  noch  Beleidigung,  am  wenigsten  Ttkltuna  derselben. 
Das  Recht  der  persönlichen  Sicherheit,  der  Ehre,  der  iieiheit  ist 
Privatrecht  und  dieses  bleibt  im  Kriege  unversehrt.  Die  feindHche 
Kriegsge^valt  ist  nm*  zu  den  Massn^tjcbi  bcfiiat,  welche  zu  Stats- 
zwecken  dienen  und  im  Int^^resse  der  Kriegslulu  ung  liegen.  Sie  kann 
die  freie  Bewegung  der  Privaten  hemmen,  den  Privatverkehr  unter- 
brechen, Strassen  und  Plätze  absperren,  die  Einwohner  entwaffnen  u.  s.  L 
Wie  das  Privatrecht  sich  dem  gewaltigeren  ^Rechte  der  Gesammtheit, 
d.  h.  dem  Statsrecht  auch  im  Frieden  unterordnen  muss,  aber  doch 
nicht  von  dem  öll'entlichen  Rechte  aufgehoben  und  verschlungen 
werden  darf,  so  legt  das  öfifentJiche  Kriegsrecht  seine  nothwcndigen 
Gebote  auch  den  Privaten  auf,  aber  os  orkennt  zugleich  das  Privat» 
recht  an.  Die  allgemeine  Noth  und  Gefahr,  weldie  der  Krieg  auch 
Uber  die  Privaten  verhängt,  ist  ohnehin  gross  und  schadet  genug; 
die  unvermeidlichen  Leiden  der  Bevölkerung  dürfen  daher  nicht 
gmnd-  nnd  sweoklos  durch  vermeidHcho  Uebel  vorgrössert  und  er- 
schwert werden.  Freüdch  wird  auch  jetat  noch  die  Eechtsregel  in 
der  Praxis  nicht  immer  genan  beMgt,  und  maaeharlei  UngebOhr 
wird  noch  straflos  im  biege  gegen  Privaten  verübt  Aber  im 
Oroseen  nnd  Qanaen  ist  es  wahr,  dase  die  friedüdben  Bewohner 
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iiner  Bfcadi  oder  lelbrt  emes  Doi^  und  enadner  Holls  dm  Gang 
dar  KnegBerngDiflse  mit  w«it  meihr  Bake  entgegensehen  diixfiBn,  ab 
in  irgend  euier  früheren  Fariode  der  Geeehidiie.  £b  ist  ein  grosses 
Verdienst  Yatters,  dass  er  snerst  der  humaner  werdenden  Kriegs- 
fitrang  der  stehenden  Heere  auch  einen  TÖlkexrechtMien  AjBsdznck  ' 
gegeben  imd  durch  seine  klare  Barstelkng  des  neueren  YälkeKTedite 
gerechtere  GrandstttBe  pppulür  gemadit  hat. 

In  einer  andern  Ijage  freüidk  sind  diejenigen  Personen,  welche 
an  der  Kriegsftthrnng  selbst  einen  thätigen  Antheil  nehmen, 
TOrana  das  Heer  nnd  wer  sonst  mit  den  Waffen  oder  durch  persön- 
liche Dienste  den  Kampf  nnterstützt  Nach  der  älterii  wiederum 
barbarischen  Theorie  sprach  man  hier  von  einem  Uctht  der  Krieffs- 
gewalt  über  Leben  und  Tod  ihrer  activen  Feinde.  Das  iiuiuanü 
Völkerrecht  von  heute  verwirrt  auch  dieses  augehliche  Ilecht  der 
Gewalt  als  ginindlos. 

Allerdings  wer  an  dem  Kumpiü  liieil  nimmt,  freiwillig  oder 
gezwungen,  der  ist  den  Gefaiiren  dos  Kampfes  Preis  gegeben  und 
dieser  Kanij  l  wiid  auf  Leben  und  Tod  geführt  So  weit  daß  natür- 
liche Hecht  des  Kampfes  reicht,  ro  weit  muss  auch  das  Kecht  gehen, 
den  kämpfenrlcn  Feind  m  tödten.  aher  nicht  weiter.  Jenes  Bß^ht 
aber  ist  bedingt  durch  die  reclitiichc  Bedeutung  und  begrenzt  durch 
dt  II  Zweck  des  Kriegs.  Niemals  darf  der  Krieg  mit  seiner  furcht- 
baren ticv.alt  selber  Zweck  sein.  Er  ist  immer  nur  statliche  Rechts- 
hülie  und  ein  Mittel  für  Statszwe^ke.  Ji(  halb  ist  die  Kriegspcwalt 
keine  absolute.  Sie  hndet  demnach  Ton  iiechtb  wegen  ihre  (irenze 
und  ihi-  Ende,  wo  sie  nicht  mein*  dem  Stati^zweck  dient. 

Es  ist  daher  erlaubt,  den  Feind,  der  Widerstand  leistet,  mit 
tödüichen  Geschossen  zum  Weichen  zu  nöthigen,  erlaubt,  den  be- 
wehrten Gegner  im  Einzelkampfe  zu  tödten,  erlaubt,  den  fliehenden 
Feind  zu  verfolgen,  weil  das  Alles  nöthig  ist,  um  den  Sieg  zu  er- 
streiten und  zu  sichern.  Aber  es  ist  nicht  erlaubt,  den  Feind,  der 
seine  Waffen  ablegt  und  sich  ergiebt,  oder  der  verwundet  auf  dem 
Schlachtfelde  liegt  und  unfähig  ist,  den  Kampf  fortzusetzen,  und 
nicht  erlaubt,  die  Aerzte,  Feldgeistlichen  und  andere  Nichtkämpfer 
einsetai  zn  tödten,  weU  das  nicht  nöthig  ist,  um  den  Sieg  zu  ge- 
frinnakf  die  unzweckmässige  Tödtung  aber  rohe  Grausamkeit  wärOb 
Die  kiiegeiiaehe  Gewalt  darf  nicht  dem  zügellosen  Hasse  und  wilder 
BMlnnoM  dienen,  denn  sie  ist  Bechtefaülfe  nnd  Stafesgewalt.  Dies 
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Gebot  der  MoucUiGhkAit  tef  «och  laM  wn  der  Mgeregt«  WmA 
dar  kriegeriBciMii  LeMenflchrit  UMidrt  werden.  Der  niHtfn«iM 
Befehl,  „keinen  Pardon  sa  geben  vnd  Mee  niedeframadien^,  kt 
eine  völkerrechtswidrige  Barbarei  nnd  wird  nur  als  Beptemalie  noch 
und  zur  Abwendung  eigener  imcnter  Lebenagie&lir  mgelaaaen. 
Auch  hier  ist  es  wieder  Vattel,  wdicher  die  bnnuuuten  Onmds&txe 
des  iieiieu  N'ölkerrechts  zuerst  mit  Erfolg  Tortheldigt  hat*  Um  dieeet 
Venlieustcs  willen  um  die  Civilisation  gebührt  ihm  eine  liolie  StflDe 
unter  den  Lehrern  und  Förderern  des  Völkerrechts. 

Mit  grossem  Nachtliuck  und  Eifer  für  militärische  Ehre  be- 
streitet er  auch  den  absurden  Satz  der  fiüheren  Schriftsteller,  dass 
man  dem  hurliuickigen  Vertheidiger  eines  festen  l'laizes  den  Tod 
als  Strafe  diolicu  dürfe,  wenn  er  denselben  nicht  übergebe.  Die 
TapfVrkeit  des  Feindes  wird  niemals  ein  strafwiirdiges  Verbrechen, 
auch  uiclit,  wenn  sie  eine  vielleicht  unhaltbare  Stellung  zu  behaupten 
sucht.  "\Y;ilireud  des  Kampfes  ist  Schonung  nicht  am  Platze  und, 
wer  sein  eigenes  Leben  einsetzt,  mit  dem  darf  man  nicht  rechten, 
wenn  er  das  Leben  seines  Feind(*s  anm'eift.  Die  hartnäckigste  Ver- 
theidiguu'^'  kann  dazu  dienen,  dem  übermächtigen  Feinde  Achtung 
abzunöthiu'i  n  nnd  bessere  Friedensbedingungen  zu  erzielen.  Zur 
Strafe  darf  der  Sieger  nur  die  tödtcn,  welche  oin  strafbares  Ver- 
brechen begangen  habcu,  z.  B.  die  Seeräuber,  die  Sj>ione  oder 
Marodeurs.  Aber  diese  Art  der  Tödtung  setzt  ein  straf gerichtliches 
Verfahren  voraus,  weim  auch  vielleicht  das  summarische  des  Stand- 
zechto.    Das  ist  nicht  mehr  Kampfesrecht,  sondern  Strafrecht 

Auch  dns  Kecht,  die  Angehörigen  des  feindlichen  States,  vor- 
züglich die  bei  der  Kriegsfiihning  Betheiligten  zu  Kriegsgefangenen 
zu  machen,  ist  durch  den  Zweck  des  Kriegs  begrenzt  und  darf  ninr 
als  ein  Mittel  zum  endUdien  Frieden  benutzt  werden.  Die  Kriegs- 
gefangenschaft der  neueren  Zeit  ist  nicht  mehr,  wie  die  antike,  eine 
zeitige  Sclaverei.  Die  Grundsatz,  welche  Preussen  und  die  Ver- 
simgtSB  Staten  in  einem  Vertrag  von  1785  anerkannt  haben,  sind 
nach  und  nach  allgemeines  Recht  geworden.  Die  Kriegsgefisngenea 
dtlrfen  nicht  als  Verbrecher,  nicht  als  Züchtlmge  bdiandelt  werden« 
Sie  werden  nicht  aar  Strafe,  aondam  der  Sioheiheit  wegen  und  am 
de»  Feind  eher  svm  Frieden  landOngwa^  in  ihrer  Fraiheit  heschrinkt 
nnd  verwahrt  Sie  dflrfon  daher  nicht  mitahaadeH  und  geqoSlt,  nodi 
M  Arbettw  «ngehaUtm  werden,  W6kh«  ihrer  Lebenaeteihuig  nichl 
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angemeBsen  sind,  auch  dann  nicht,  wenn  man  von  ihnen  fordern 
kann,  dass  sie  ihren  Lebensunterhalt  mit  ihrer  Arbeit  verdienen* 
Sogar  ihre  Bewegung  imd  ihre  Beschäftigung  sind  nicht  mehr  zu 
beschränken,  aU  es  das  Interesse  der  Sic  liei  heit  fordert.  Die  heutige 
Sitte  Terlangfc  sogar,  dass  die  kriegsgefangenen  Of&siere  auf  ihr 
jGhnnwort  in  relatircor  Freiheit  gelassen  werden.  Nur  wenn  sie  die- 
selbe missbrauch^  «n  statsfeindlichen  Zwecken  oder  Fluohtrersndie 
nadwt,  sind  sie  strenger  m  bewachen.  So  lange  nicht  die  Sichei^ 
beit  und  die  gute  Ordnung  damnter  leiden,  sind  ftnch  den  SriegB- 
ggfangBiwn  nnbedenklicli  di^jenigai  Genisse  sa  Terstatten,  für  welche 
sie  anf  eigene  Kosten  sosgsn  oder  die  ihnen  TOn  ihren  Landslenten 
und  Freunden  enn3§^cht  werden. 

Ifit  edler  Sorge  ninmt  sieh  das  heutige  Yotkerrecfat  ancb  der 
verwundeten  Fdnde  an.  Die  Beschlüsse  des  internationalen  Oon* 
graseea  jcn  Genf  Im  Angust  1864,  welcher  auf  Rinladimg  dtr  Schweii 
Ton  einer  grossen  Anzahl  von  Staten  beschickt  wurde,  erkennen  den 
Beditsgrioidsats  an,  dass  die  äntticbe  Sorge,  welche  den  eigenen 
Verwundeten  an  Theä  wird,  anch  anf  die  verwundeten  Feinde  in 
wesentlich  gUidbeor  Weise  ansgedcbnt  werden  solle.  So  ward  das 
ciunstUche  Princip  der  Feindesliebe  in  die  bindende  Form  des 
Menschen-  und  Völkerrechts  fibersetzt. 

Feindliches  Vermögen  im  Landkriege. 

Nicht  minder  gross  sind  die  Fort.schi"itte,  welche  das  neuere 
VölkeiTOcLt  iu  der  Aueikeummg  und  dem  Schutze  des  feindlichen 
Vermögens  gemacht  hat.  Frcilicli  besteht  hier  noch  zwischen  Land- 
und  Seekrieg  ein  bedeutender  Unterschied.  In  jenem  ist  die  alte 
Barbarei  früher  und  vollständiger  überwunden  wortlen,  als  in  diesem. 

Die  antiken  Völker,  welche  den  Feind  als  rechtlos  ansahen, 
betrachteten  aucli  das  Vermögen  aller  derer,  die  sie  Feinde  nannten, 
als  einen  Cregenstand  freier  Besitz,-  und  Wegnahme.  Das  Grund- 
eigenthum  der  Feinde  verlicl  dem  siegreichen  Stat,  ihre  Habe  ward 
YOn  den  Truppe^i  erheutet  und  dem  Feldherrn  überliefert,  welcher 
über  die  Vertheilmig  frei  vir  tilgte.  Keine  Höchts  Vorschrift  hindoi-te 
das  Ilecr,  die  Häuser  der  Feinde  abzubrennen  und  ihi-c  Pflanzungen 
2U  verwüsten.  Die  Sitte  war  freilich  oft  menschliflKn-  als  das  Ilecht 
und  die  Politik  gehonte  oft,  wo  das  Recht  Zerstörung  und  Raub  ge- 
stattete» Aber  in  vielen  FäU«i  aeigte  skh  moh  die  wilde  liohheit 
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«iii6B  bartirisdien  Eriogffeolits  in  üuer  adMosdiolien  GMtatt»  obm 
Mass  und  dmo  Scham. 

Nicht  tiel  anden  war  m  im  Mittehilter.  Die  damaligeii  Fehden 
waren  weniger  Untig  ah  die  antiken  Schladiten,  aber  um  ao 
derididier  fttr  das  Eägenthum  und  den  Wohlstand  der  betraffeaen 
Gegenden.  Das  GmndeigenlJinm  Uieb  swar  meistens  nnrecandeit» 
abor  die  D5rfer  worden  niedergebnnni,  die  Borgen  gebrochen,  die 
Bänme  umgehauen,  das  Vieh  weggeführt,  die  Kibe  der  finedÜeben 
Leute  als  gute  Beute  geraubt 

Auch  hier  bewährt  jener  Grondsats  des  beatigen  Becbts,  dast 
der  Krieg  gegen  den  Stat  und  nicht  gegen  die  Privaten  geffifait 
werde,  seine  heilsame  Wirkung. 

Wir  unterscheiden  nun  zwischen  öffentlichem  Vermögen 
lind  i'rivalgut.  Das  öffentliche  Vermögen,  welches  dem  feindlichen 
State  gehört,  darf  im  Kriege  aniregiiffen  und  von  dem  Sieger  weg- 
genommen werden.  Voraus  liiächtigt  sich  die  luiegsgewalt  aller 
der  Sachen  des  Feindos,  welche  Bezug  auf  die  Kriegsführung  selber 
haben,  der  Waffen,  der  öffentlichen  Magazine  und  Vorräthe,  der 
Kriegscasse,  denn  voraus  ist  die  Kriegsgewalt  berechtigt,  dem  Feinde 
die  Mittel  zu  entwinden,  mit  denen  derselbe  Krieg  fiihrt  und  Wider- 
stand leist?'t.  Femer  ergreift  sie,  indem  mf^  in  feindlichem  State 
fortschreitet,  die  Zügel  der  Statsgewalt  und  nimmt  mit  Recht  die 
öffentliche  Autorität  einstweilen  für  sich  in  Anspruch.  Sie  verfiit^t 
daher  über  die  öffentlichen  Gebändo,  nimmt  di*'  i  in  uizgefiille  aller 
Art  in  ihre  Hand,  und  erstreckt  ihre  Hand  über  die  öffentlichen 
Cassen;  denn  es  dient  das,  den  feindliohen  Stat  su  überwinden  und 
zum.  Frieden  zu  zwingen. 

Indessen  sogar  innerhalb  des  Öffentlichen  Vermögens  beginnt 
die  civiUsirte  Welt  feiner  zu  empfinden  und  wichtige  Unterscheidungen 
zu  machen.  Nicht  alles  öffentliche  Gut  dient  in  gleicher  Weise  dem 
State  und  daher  auch  schliesslich  seiner  KriegsnuMsht.  Viele  öffent- 
liche Anstalten  dienen  mit  ihrem  Vermögen  andern,  eher  socialen 
Zwecken.  Die  Kirchen  sind  den  religiösen  Bedürfnissen  der  Be- 
'^voTiTier  geweiht.  Die  Spitiiler  sind  für  Kranke  bestimmt.  Die  Schulen, 
die  Bibhotheken,  die  Laboratorien,  die  Sammlungen  sind  für  die 
Zwecke  der  Bildung  und  der  Wissenschaft  gegründet  £iben  deshalb 
sind  sie,  wie  die  Amerikanischen  Kriegsrorschriften  es  ansdrUdEan 
(§  84),  nioiit  im  Sinne  des  Siieffveelifcs  $h  üffientiiehei  YemSgsB 
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Door  Banb  Ton  KuutoddltiMi  uod  Dttikii^ykvii,  nodi  in  dsn  Btifv^ 

hdkmskriegen  zu  Anfaug  dieae«  Jahrhimderts  oft  geübt,  ersdiemt 
dem  öffentlichen  Gewissen  bereite  als  anstössig  und  widerrechtlich, 
weil  diese  Dinge  keinen  nahen  Bezug  auf  den  §tat  und  den  Krieg 
haben,  sonderu  der  friedlichcu  CuUur  der  bleibenden  Nation  dienen. 

Wenn  das  heutige  X'ölken'echt  sogar  einen  Theil  der  üftent- 
lichen  Güter  vor  den  Griffen  des  Siegers  bewahrt,  so  versteht  sich 
der  Schutz  des  Privateigenthnms  nun  von  selbst.  Ein  Hecht  des 
Siegers,  das  Grundeigenthum  den  Privaten  wegzuju  imicn  und  sich 
anzueignen,  wird  nicht  mehi*  anerkannt.  Die  EroberTing  ist  ein  Act 
der  Statsgewalt,  und  lässt  das  Privateigenthum  unversehrt.  Der 
Pariser  Cassationshof  Imt  daher  mit  gutem  Gnnide  entschieden,  dass 
beibisl  dit  I  ii  i  st  In  ]ir II  Piivatgüter  kein  Gegenstand  der  Eroberung 
seien  und  dass  nur  Ciir  (rütor,  welche  d^m  Fnr«;t«^n  als  Statshaupt 
2Ufj;('}iiiren,  von  äf^m  siegenden  Fnnde  weggenommen  werd(  ii  dürfen. 
Das  Privateigenthnm  ist  also  mir  insofern  der  Kriegsgewalt  unter- 
worfen, als  es  auch  der  Statsgewalt  unterworfen  bleibt  Die  Grund- 
cigenthümer  müssen  sich  gefallen  lassen,  dass  das  Heer,  soweit  die 
Kriegsoperationen  es  nöthig  machen,  vorübergehend  ihre  Häuser  und 
Güter  besetze;  aber  sobald  das  kriegerische  Nothrecht  mit  der  Noth 
selbst  erlischt,  tritt  waudk  die  JECegel  des  tttam  Eigenthnms  Tcm  selber 
vieder  in  Kraft. 

Endlich  hat  das  gereiftere  Recfatsbewusstsein  der  civilieirtea 
Welt  es  eingseeken,  dass  auch  jenes  angebliche  Beuterecht  im 
Kiieg,  trotz  der  zahkeichen  und  ehrwürdigen  Autoritäten  der  römi- 
schen Kechtswissenscliaft  und  der  mittelalterlichen  Becfate,  eitel 
Uareoiii  sei  und  sich  mit  einer  gesicherten  WeHardnang  durohavs 
nioJift  vertrage.  Es  ist  beiobamend  fBr  imsero  Wissenschaft,  daas 
aie  in  dieser  nichtigen  Frage  nicht  eher  die  Wahiheit  erkannt  hat, 
als  hi8  ihr  die  veredelte  Kriegsftthmng  der  hentigai  Staten  durch 
die  tfaaMchlkhe  MissfaiUigimg  vnd  durch  das  militärische  Veiliot 
aller  Benteomeherei  Toransgegangen  ist  Wührend  die  Geldirtsn  sich 
noch  immer  darch  die  aUen  Antoritfiten  tänschen  liessen,  arbeiteten 
die  Oenerale  mit  elsemer  Disdplin  an  der  Abeflhalftmg  jenes  offen- 
harsn  Ibmhs,  den  man  TergeUich  ekh  bemüht»  als  Recht  ansngehen. 
Wcmiif  denn  sollte  sich  dieses  angebliche  Benterecht  gründen?  Etwa 
oif  den  ahen  Wahn,  dass  der  Feind  ein  rechtioses  Wesen  sei?  Aber 
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d»r  Feind  ist  ein  Mensch  und  jeder  Mensch  ein  Bechtswesen.  Odiff 
auf  clie  Vorstellung,  dass  im  Kriege  die  Gewalt  herrsche?  Aber  e9 
ist  ja  der  Beruf  des  Völkerrechts,  auch  die  Kriegsgewalt  aiit  den 
Zügeln  des  Hechts  eu  bändigen.  Oder  auf  den  Gedanken,  dass  dem 
Fsmdd  sn  schaden  nAtörliches  Kriegsrecht  sei?  Aber  die  Prirat- 
pemnen  sind  als  Bolche  nicht  Feinde,  und  das  Pkivatttgenthani  darf 
dahor  nidit  «jUkttrlksh  gesobadJgl  werden.  Odsr  auf  die  UeberetiH 
•tmmuuig  der  YSUter?  Aber  die  dTÜlsirtefleii  Volker  Tenrerfea  daa 
Beaterecht  als  Baubredit. 

So  entsdiieden  bat  steh  die  chiliairte  Krie^ssfiOmiag  in  usaeKB 
Tagen  nm  der  alten  Barbarei  loageeagt,  daaa  sogar  die  LeiMnaButtdl, 
deren  das  Heer  in  feindlichem  linde  bedarf  legclmäaaig  wngebanit 
und  baar  beasUt  werden.  Die  sehgasslidie  Maxime,  nicht  etwa  anr 
dea  diebsigjährigen  Kriegs,  sondern  aodi  der  Berdationalgriege  jol 
Ende  des  Torigen  nnd  an  Anfing  des  jetngen  Jahrkiaderta,  dass 
der  JSjneg  sieh  selber  endSnen  mitsae  nnd  daaa  daher  die  Heere  in 
Feindesland  auf  Kosten  der  friedHohen  Bewohner  leben  dfirftn,  wird 
heute  Ton  der  öffentlichen  Meinung  als  Barbarei  gebrandmarldL  In 
der  Noth  freilich, .  wenn  auBreichende  Lebensmittel  und  andere  un- 
entbehrliche Sachen  in  ordentlicher  Verkehrsform  nicht  zu  erwerben 
sind,  vielleicht  weil  die  £iuwühner  sie  nichL  dem  Heere  verkaufen 
wollen,  oder  die  Liefermigeu  zurück  bleiben,  dann  kann  es  dem 
Truppenkörper  nicht  verwehrt  werden,  auch  rait  Gewalt  sich  die 
Dinge  anzueignen,  ohne  die  er  nicht  leben  und  seine  Bestiramnng 
6i:füllen  kann;  denn  niemals  kann  die  ötiontliche  Gewalt  ihre  Existenz 
dem  Privatrechte  znm  Opf^^r  1>ringen,  vielmehr  mnss  diesem  der  Noth 
des  St;ito<^  waicheu.  Aber  sogar  in  diesem  äussersten  Falle  erkennt 
die  h(mtige  Kriegsgewalt ,  soweit  nicht  das  llecLt  zur  Bi^steuerung 
oder  dos  Recht  nnf  Knei^-Iasten  (Fuhrwerke,  Fiinquartirung)  die 
FordciMiTii,'  ini(.Mit;j:rlt]icher  (wenigstens  yorUiuti,L'  iiucntgeltlichrT)  Tjcist- 
imgen  rechtfertigt,  die  PHidit  schatzungsgeimisser  Entschädi i,  u 1 1 14  an, 
und  zieht  die  geordnete  Auferlegung  von  Contcibutionieil  auch  der 
aus  2<^oth  erlaubten  Marode  entschieden  vor. 

Am  wenigsten  ist  es  den  Kriegsleuten  gestattet,  die  Hauswirtho, 
bei  denen  sie  einquartirt  werden,  zu  beschädigen  und  zu  bestehlen. 
Wo  dergleichen  Unfug  und  Unrecht  noch  gelegentlich  vorkommt  und, 
aei  es  ans  Bachsucht  oder  aus  Gewinnsucht,  auch  von  den  Offideren 
Bodi  flffHÜBldiwt  wird,  da  «—«M^ht.  diee  nicht  mehr  in  Sinne  affladfsni 
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■H  Widcnprodi  heutigen  Kriegsrechts.  Die  Ehr«  einer  dis« 
eipliilirten  Armee  und  der  ciTilisirten  Kriegsftihnmg  fordert  strenge 
Bestrafung  solcher  Missbräuche  und  Missethaten. 

Nur  'j:auz  ausnahmsweise  wird  im  heutigen  Landkriege  noch 
die  Beute  ct^tuMet.  Die  Kriegsriistmig  insbesondere  der  bewehi  Leu 
Feinde,  ihre  WaÜen  und  Pferde  sind  licute  noch  Gegenstand  erhiubter 
Beute,  weil  vor  der  nahen  Beziehung  dieser  Sachen  zur  Kampfes- 
führung die  Rücksicht  auf  das  Privat^igenthum  zurück  tritt.  Diese 
Sachen  dienen  dem  Krieg  uml  vorfallen  deshalb  dem  Sieger.  Da- 
gegen gilt  e«  bereits  als  unwuidi^  und  dem  civili'.irten  Kriegsrechte 
nicht  mehr  entsprechend,  dem  besiegten  Gegner  scm  (ield  oder  seine 
Klf modc  wegzunehmen.  Auch  der  Kiiegsgefangene  bleibt  Privat- 
eigenthümer.  Nur  wenn  ein  Officier  grosse  Geldsummen  mit  sich 
führt,  so  werden  diese  nicht  aU  Primtgut,  Bondem  als  luiegsmittel 
und  Knegsgut  betrachtet 

Ebenso  wii"d  dem  Sieger  gewöhnlich  noch  verstattet,  dem  todt 
auf  dem  Schlachtfeld  gebliebenen  Feinde  die  Habe  wegzunehmen, 
die  er  zurücklässt.  Die  völlige  Unsicherheit  dieser  Yerlassenschaft 
läset  die  Wegnahme  in  milderem  Lichte  erschieinen.  Indessen  der 
ehrenhafte  Sieg^  wird  solche  Sachen  doch  mir  iiuofem  behalten, 
als  er  die  rechtmässigen  Erben  nicht  kennt,  und  sie  herausgeben, 
sobald  Jemand  ein  besseres  Becht  daran  nachweist.  Die  heimUche 
Maiode  aber  den  SchlaofatfiBld«ni  nachschleichender  Diebe  wird  niohl 
mehr  gednlde^  sondern  als  em  schweres  Verbrechen  bestraft. 

ZmrBQcn  TOctheidigt  man  noch  honte  die  firianbniss  zur  Pliiib» 
derong  einei  hftitnäddg  vertheidigten  Phttses,  mit  dem  Bedfirfinaa 
der  Biiegiftfaraig,  die  Angnifer  dnnii  die  Aneaicht  auf  Gewinn  avni 
Stonne  an  emnüdgan.  Indessen  ist  das  nur  die  alte  Barbarei,  welche 
fepMicht,  sich  in  diesem  letetsn  ScUnpfwinkel  nodk  eine  Zeit  lang 
wider  die  bessere  Becfatsordnimg  an  halten.  Gans  mit  denselben 
scMeahten  Gründen  hatte  man  Tordem  den  Stürmenden  auch  die 
WtBmm  in  dam  erorberten  Hatse  Fkeis  gegeben.  Was  sefaier  Katar 
nadi  sshandKcihes  Unrecht  ist,  das  darf  aach  nicht  als  BeUfanmig 
Tersprochen  und  nicht  als  ein  Mittel  henntst  weiden,  am  den  Pflicht- 
oi^py  IssdenschaftUoh  ^ywfiffr^^pmi 

Feindliohes  Vermögen  im  Seekrieg. 
Viel  «Oer  hat  die  iMs  Barbaiei  im  Seekrieg  der  infisakm« 
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nener,  MntteigeDflnim  anoli  im  Kriege  schfitmdflr  GmndsittM 
videniaadni.  Sie  isl  liier  TtnfigUdi  tca  etneni  State  TerÜieidigk 
worden,  der  m  anderer  Htneidtt  eich  mdangbare  Yerdienete  um  die 
Avebüdsnig  dnes  bnnuuieren  Volkeirechts  erwarben  hat,  nandich  tob 
England,  der  grossten  modernen  Seemacht 

Die  englischen  Statamaaner  vnd  Ifteditsgelehrten  lonam  be- 
haapteten,  das  Beutereöht,  das  im  Landkriege  besser  aufgegeben 
werde,  sei  för  den  Seekrieg  moibt  an^eatbefaren.  Sie  wiesen  darauf 
bin,  daas  die  l4UidniilQhte  in  der  Besitinahme  and  Erobenmg  de« 
feindlieben  Landes  ehi  eingreifendes  and  wiitemes  Zwangsmittel 
besitaen,  um  den  feindlichen  Stat  stnr  Anorkemiting  ihrer  Beohts* 
ansprüche  tmd  Forderungen  zu  nöthigen,  dass  aber  die  Seemädite 
dieses  Zwangsmittels  entbehren ,  -weil  ihre  Macht  auf  die  See  und 
die  Sceküsten  beschränkt  sei.  Sie  gi'imdetcu  auf  diesen  Unterschied 
die  Notliwendigkeit  für  die  Seestateu,  nach. einem  aiitlern  Zwangs- 
mittel zu  fcreifen,  und  als  solches,  meinten  sie,  biete  sich  nur  die 
Unterdrück lüig  des  Seehandels  und  die  Wegnahme  der  feindhchen 
Schiffe  und  Kaufwaareu  an.  Allein  niemals  kann  die  Schwäche  der 
rechtinässigen  Kriegamittel  ein  Grund  sein,  um  die  Zulässigkeit  un- 
rechtmässiger Kriegsmittel  zu  rechtfertigen.  So  Avenig  der  Finanz- 
mann, dem  es  nicht  gelungen  ist,  ein  Darlehen  abzuschliessen,  die 
leeren  Stat-^rassen  dadurch  füllen  darf,  dass  er  den  lleichen  all  ihr 
Geld  wegnehmen  lässt,  so  wenig  darf  der  Kriegsmann  deshalb  das 
Privatgnt  zur  See  berauben,  weil  dh  IxLuionen  seiner  SchifTe  nicht 
ins  Innere  des  Landes  wirken.  Die  Kautieute  des  fcindliclien  States 
sind  als  solche  keine  Feinde,  weder  der  Seemacht  noch  der  Land- 
macht gegenüber;  und  wenn  diese  genöthigt  ist,  ihr  Privatrecht  zu 
achten,  so  liegt  der  f^ef  ^iiacht  ganz  dieselbe  Pflicht  ob  aus  ganz  den- 
selben Gründen.  Die  frühere  Barbarei  im  Ijandkrieg  wurde  gaiis 
ebenso  damit  Tcrtheidigt,  dass  die  Schädigung  der  Feinde  ein  nn- 
enibehrliches  Mittd  sei,  am  den  Feind  zur  Nachgiebigkeit  zu  zwingen. 
Man  hat  dieselbe  ahgesdiafft,  weil  man  das  Unrecht  und  die  Ver- 
derblichkeit dieses  Kriegsmittels  erkannt  hat.  Dieselbe  Einsicht  wird 
endlich  auch  das  Beuteredit  im  Seekrieg  als  einm  Flecken  der 
heutigen  Weltordnmig  erkffimen  lassen  and  dieselbe  davon  reinigen 
helfen. 

Vor  einem  Menschenalter  stand  es  freilich  noch  schlimmer  als 
gegsnwirtig.  SowbU  die  Sehiffe  der  fajndlichen  NatioB  sammt  ihrar 
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Ladung  als  die  feindliclMB  JKaa^^^i  selbst  wenn  sie  auf  neutralen  • 
Sohiffea  TerfUhrt  wurden,  schienen  ein  offener  Gegeostond  der  8de- 
beute  m  aeint  obwohl  sie  mcht  im  Eigenthom  dee  Statoa  wenn,  mü 
wMutm  Krieg  gefiibrt  wurde,  aondem  der  Itivaieii,  gegen  wekhe 
jikbi  Krieg  geföhrt  ward.  Man  bedMiite  nicht  einnud,  daaa  die 
gniftignimg  dissef  alt  gute  Priie  wegganonmeneii  Primtgiiier  BOgikr 
die  Qrenieii  eiaee  Zwangsmitteli  gagen  daa  Feind  übevachreite,  in- 
dem sie  nicht  wie  die  Beaohlagnahme  fiir  die  Fordenuigea  ein  Unter* 
pftnd  ttT^iafffc,  eendem  ttbgr  dm  Frieden  biMpit  wirkt  und  daa  Bedht  ' 
finedlichar  Ptivaten  voUig  anfaehrt. 

Indees^  einige,  fireiliGh  nodi  nidtt  genügende,  Foitachritte 
nnd  gemacht  weirden,  um  auch  daa  Seehriegarecht  in  driliairea. 

Es  vecdieuen  Toorzüglich  folgende  ÜMaragehi  Erwihnnng; 

1.  Die  eadfidie  Hieabilligung  und  Abachai!ung  der  Kaperet 
Nadh  dar  früheren  rlniberiachen  BraziB  begnügten  rieh  die  SeflmMite 
nicht  daniii  cK»'!^  ihve  Kriegmarine  4wi  Boohandul  in  brilifffdMfii 
wii^  die  HhfdttT  nnd  Kanflente  der  feindlichen  Natioii  nach  KrBften 
ra  acUidigen.  Sie  riefen  sogar  die  Kaublust  der  PriTatnntemfihmer 
2n  Hülfe  und  ermächtigten  dieselben,  mit  ihren  KaperschifBen  auf 
Beute  auszulaufen.  Es  war  das  ein  von  8tats  wegen  in  Kriegszeiten 
autorisirter  Scoriiub.  Vergeblich  hatten  sich  im  vorigen  Jahr- 
huutlerl  pliiiautltropische  Männer,  wie  Franklin,  gegen  diese  schmach- 
voUe  Unsitte  erklärt.  Auch  ein  Statsverti-aj;  zwischen  den  Vereinigten 
Staten  von  Xuicl.uaerika  und  Preussen  Vf  in  Jakr  1785,  worin  beide 
Mächte  versprachen,  niemals  Kaperbriefe  widcr  einander  auszustellen, 
blieb  ohne  aligcnieine  Nachfolge.  Während  der  Napoleonischcn  luiege 
noch  waren  die  französischen  Kauffahrcr  ans  allen  Meeren  von  den 
Engländern  weggefegt  worden  und  fmiiz i  sisi  lie  Waaren  nirgends  vor 
der  englischen  Coniiscation  siditr,  so  wtai  die  englische  Seemacht 
reichte.  Die  Conlnicntalsperro,  welche  der  Kaiser  Napoleon  gegen 
England  in  Europa  anordnete,  wai*  nui-  Wiedervergeltung,  aber  nicht 
wirksam  genug,  um  Yon  Kngland  den  Verzicht  auf  die  Seebeute  zu 
erzwingen. 

Endlich  haben  sich  :nif  dem  Pariser  Congress  vom  J^^hr  1856 
die  versammelten  Mächte  zu  dem  wichtigen  Satze  des  heuti^:i  n  ouro- 
päischen  Völkerrechts  geehiigt:  „Die  Kaperei  ist  abgeschaiit." 
Leider  ist  derselbe  durch  den  Widerspruch  der  Vereinigten  Staten 
sofili  Tt^^iM^  ftllpfgnfnin  flitfirirflniitfln  JBfioht  j^ewordent  Die  Wei^^eron^ 
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KocdamerikM  irnttimineii  benlite  Mlkh  auf  einem  Gnmde, 
«&  rieh  ToUe  BüHgimf  wdieot  Der  VxSMobA  «oUte  nicfal  daaiü 
die  Ei^oei  gntheiBsen,  sondeni  er  erUärto  mar,  das«  die  Abeohafftiiig 
deneObea  f)lr  mßk  aUein  «ad,  lo  lange  nidit  auf  dae  verwerflielie 
Beatereoht  rar  See  vberlianpl  TendcMet  werde,  eme  niunreiclieiide 
and  sogar  eine  gefShriidie  Maaaregel  aei.  Ea  Ist  wahr,  die  groaeen 
Seemädhito,  weldie  Uber  eine  saUreidie  Kriegsmarine  Terfügen,  be- 
dfirfen  der  Beibfille  der  Kaper  nldii,  and  ihre  Ueberlegeuheit  im 
fledoieg  über  sohwScJiBre  Seesftaten  mit  lahkeicher  Handetomarine 
aber  wenig  Kriegsachiffen  wird  dadorcb  eher  Tergrtoeit,  weil  nun 
die  letstern  Steilen  der  yieUeicbt  nütdichen  Hülfe  von  Eaperadiifien, 
in  die  Mk  die  Kanffahrer  Terwandehi  können,  enlbdiren  mttsaen. 
Indessen  war  jene  Weigerung  doch  ein  Fehler;  denn  es  ist  nicht 
recht,  was  man  selbst  für  Unrecht  erklärt,  deshalb  festzuhalten,  weil 
daneben  noch  anderes  Unrecht  fortbesteht,  noch  poHtisch  khig,  ein 
erreichbares  minderes  Gut  nicht  anzunehmen,  weil  ein  grösseres 
wänschbares  Gut  noch  nicht  erlangt  wird.  Die  Absciiiitiuiig  der 
Kaperei  Hegt  auf  dem  Wege  zur  Abschaftung  der  Seebeutei  sie  ist 
nicht  ein  Hindemiss  dieser  ijitwicklung. 

2.  Die  Gefahr  für  die  Kauffalirer  ist  femer  durch  die  nenere 
Sitte  der  kriegfülireudcn  Seemächte,  eine  ergiebige  Frist  anzubctzen, 
binnen  weicher  die  Schiffe  der  feindlichen  Nation  ungefährdet  aus 
den  Häfen  des  Krieg  drohonden  States  auslaufen  und  sich  mit  ihrer 
Ladung  na«  Ii  einein  sii  lioi  n  Ilaten  flüchten  können,  erheblich  er- 
mässigt  worden,  iu  dem  Ivi'iege  mit  Ilussland  Ton  1864,  1855 
haben  die  Westmächte  England  und  jbrankreidi  ein  nachahmungs- 
WÜrdigOB  Beispiel  der  Art  gegeben. 

3.  Fenn  1-  ^\  uxden  auf  dem  Pariser  Congress  Yon  18&6  zwei 
wichtige  Gesetze  m  das  Völkerrecht  aufgenonamen: 

a)  „Die  neutrale  Flagge  deckt  die  feindliche  Waare, 
mit  einziger  Ausnahme  der  Kriegscontrebande/*  Da  kein 
Stat  anf  offenem  Meere  eine  Gebietshoheit  besitzt,  so  ist  schon  lange 
da*  völkerrechtliche  Satz  anerkannt,  dass  jedes  Schiff  anf  offener 
See  nur  der  Schutzhoheifc  und  Statsgcwalt  seines  eigenen  Landes 
unterthan  ist.  Die  nationale  Flagge  bezeichnet  den  Stat,  dem  das 
Sdiiff  angehört.  Es  wird  betrachtet  wie  ein  sehwimmender  Thea! 
des  betreffenden  Statsgebiets.  Es  war  daher  nnr  iblgenebtig,  das 
fWiidHoiho  fthfatoiQSBEtlnai  in  aaatraiaa  ^Hihiffftii  abwM  M  f^*^^''**'^^ 
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wie  vefim  «s  In  dem  nfliitralan  Lande  ivSro.  Der  Krieg  darf  daa 
Matrale  Gelmrt  uobt  aaiaelea.  Ei  iet  IViedeoelaiid.  Die  Eriesa- 
CMtrebanda  macht  deshalb  eme  Ausnahme»  weil  sie  der  Kriegeparlei 
ak  soltther  sa  Xiiegsiweokeii  sogeAibrt  irird.  Im  Uebrigen  gilt  mm 
der  Satat  „IVet  Sduff»  frei  Oot^ 

b)  Ueberdem  edl  die  »fiietttrale  Waare**  auch  auf  feind- 
lichem Schiffe  gegen  das  Prisenreoht  gesichert  werden,  d.  h.  das 
Beuterecht  darf  nur  auf  feindliche  Schiffe  und  auf  Waaren  der  feind- 
lichen Nation  auf  feindlichen  Schiffen  angewendet  werden.  Auf 
„unfreiem  Schiff"  kann  es  also  „freies  Gut"  geben. 

4.  Endlieh  hat  der  Pariser  Congress  von  185G  auch  du.s  cjlt 
umnassig  geübte  Blokad erecht  durch  die  Bedinj^ung  beschränkt, 
dass  die  Biokade  „wirksam"  sein  müsse,  um  anerkannt  zu  werden, 
d.  h.  die  Seesperre  gilt  nur  insoweit,  alö  die  Seemacht,  welche  sie 
im  Kriege  anordnet,  dieselbe  auch  thatsächlich  und  mit  fortgesetztem 
Erfolg  handhabt,  also  nicht,  wenn  es  ihr  an  den  nuüiigen  Kriegs- 
schiffen mangelt,  um  die  Ein-  und  AusÜEkbrt  in  den  blokirten  Hafea 
durchweg  za  verhindern. 

Es  sind  das  Alles  bedeutende  Ermässigungen  des  hergebrachten 
Raubrechtes  der  Seebeiite.  Aber  ein  wahi-haft  civilisirtes  Seekriegs- 
recht  wird  erst  dann  vorhanden  sein,  wenn  die  ganze  Seebeute 
ebenso  im  Princip  untersagt  wird,  wie  die  Beute  im  Laiiflkrie??, 
wenn  Schiffe  und  Waaren  der  friedlichen  Rheder  und  Kautieute  zur 
See  ebenso  sicher  sind,  wie  die  Habe  der  Bewohner  des  Landes. 
Diese  Fortbildung  des  Völkerrechts  wird  nicht  mehr  lange  ausbleiben. 
Auch  die  Seemächte,  weklie  bisher  der  Forderung  des  natürlichen 
Bechts  keine  Folge  gegeben  und  der  Macht  der  Logik  ach  nicht 
geiligt  haben,  mtdan  schliesslich  der  lauten  Stimme  der  eigenen 
Interessen  Gehdr  geben.  Das  Beuterecbt,  das  gegen  die  fremden 
Schiffe  und  Waaren  irerübt  wird,  gefSfardet  vad  Ysrktrt  nicht  bloa 
ditö  Vermögen  der  feindlichen,  sondern  gaoa  ebenso  der  eigenen 
Kation,  denn  Handel  und  Verkehr  siiid  immer  wechselseitig.  Aach 
dflr  Handsl  and  der  Credit  der  «dgsnen  Kailfleute  leiden  schwer  in 
M§i  dieser  barbarischen  Ueberspaanong  der  Eriegsttbel;  and  toU« 
flifhsrhsit  hat  staeh  ihr  eigenes  Pritateigenlimm  ^  dann,  wenn 
alles  PrirateigentfaDm  geachtet  wird.  Seit  den  Kriegen  K&glands 
itftlliiqMlMmL  Im«  Ah  amih  in  di^ 
IM.  Der  MijttNln  WMundsl  Muf  mm  m  leinsr  ftitetfig 
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Jonua  mmder  des  TÖlkerrechÜichen  Scbuü^,  als  der  französische, 
oder  nordamerikanische  oder  deutsche;  denn  so  mächtig  die  englische 
Kriegsmarine  auch  ist,  sie  wäre  doch  nicht  im  Stande,  sugloich  der 
feiudlichea  Kriogsmariue  zu  begegnen  und  überall  die  englischeil 
Kaofifahrer  zu  schütien.  Wir  dürfen  dnli('r  wohl  die  Hoffnung  hegen, 
dass  die  Yorschllige,  welche  Bremen  im  Jahre  1859  zum  Schutz  dee 
friedlichen  Welthandels  gemacht  hat^  schliaatlich  auch  die  Billigung 
Sn^hmds  finden  nnd  dann  mn  allgemeinen  Völkerrecht  «hoboa 
Verden.  Leider  ist  der  neneete  Yennch  OeateoUanda  1870»  im 
Kriege  mit  FranhreiGh,  die  Seebeate  ganz  anfsoheben  nnd  te  See- 
handel anch  der  feindlidien  Schijflk  an  tic^frwiit  daran  geedheiterti  daaa 
Fnudoraidi  nicht  diwriff^  ffrt^i^g  {ibecdain  daa  feanaSaiaclia  Vflii> 
ftliran  «aeh  die  I>eat8olifln  in  Eepreaaalian  reiile. 

Die  NeatraUt&i 

Zum  Solilnaae  Tevdient  noch  die  AnalnUbing  der  Bftflhtft  und 
Pflichten  der  neutral»  Staten  erwähnt  in  werden,  wekhe  seit  dem 
Ende  des  Torigen  Jahrhnnderta  ebenfalls  manciie  Fortachiitte  gemacht 
hat.  Indflon  daa  Bedit  der  Neatralitat  waefaat,  irird  ngleioli  daa 
Bedit  nnd  die  Qeifidir  des  Sriegea  eingescbriiakt  Die  nentrakn 
Statan  umaeUieaaen  mit  ihrem  fiiedliclien  Qehuto  daa  Eriegsgebiet. 
An  flnren  Gramen  bricikt  aich  die  Brandung  der  Kriegiftath. 

Es  ist  Uberhanpt  ein  beachtenswertfaes  nnd  preiswiurdiges  Be- 
streben, wie  es  sich  in  dem  neuesten  Russischen,  dem  Italienischen 
und  dem  Dänischen  Kriege  gezeigt  hat,  den  Krieg  möglichst  zu 
localisireu,  d.  h.  die  unvermeidliche  Gewalt  und  diu  Uebel  des 
Krieges  auf  eiu  möglichst  Guge.s  Knegsfeld  einzugrenzen.  Die  ail- 
mählich  erstarkte  NeutralitüL  iulft  den  Krieg  im  Grossen  localisiren. 
Dadmch  wird  die  Welt  vor  einem  allgemeinen  Weltbraml  geschützt 
und  es  wird  die  Macht  des  Friedens  auch  dem  Ki-iege  gegenüber 
fortwährend  bewährt.  Die  neutralen  Staten  vertreten  das  friedliche 
Regelrecht,  setzen  der  Aubiialimo  des  Kriegsreehts  Schranken  und 
tragen  überdem  dazu  bei,  die  Leiden  dos  Kriof^s  zu  mildern,  indem 
sie  den  Verfolgten  und  Flürlitlm^en  eim  Ii  lediidic  Zuilucht  u  riünen, 
und  den  Krieg  eher  zu  beciidi|j;(  n ,  indem  sie  die  J^iiedtdusujiter- 
haudiuugen  erleichtem  und  verim tiein. 

Der  AnstoRS,  welchen  die  Russische  Kaiserin  Katharina  II. 
«of  den  BftUi  ihjcca  luwuslci»  Fftjiua  in  der  aogflnannten  n^wallActoa 


Digitized  by  Google 


49 


Neutralität'^  von  1780  zum  Schutz  der  ueuüalen  Schiihahrt  gegeben, 
und  die  Verabredungen,  welche  in  derselben  Richtung  im  Juiire  1800 
von  den  nordischen  Mächten  Russland,  Preusscn,  Schweden  und 
Ihiin  itiaik  getroffen  wurden,  hal)en  die  Rechte  der  neutralen  Schiflf- 
lahri  m  Kriegszeiten  gekräftigt  und  Grundsätze  zuerst  vertheidigt, 
welche  endlich  auf  dem  Pariser  Gongress  von  1856  ^Igemein  {ge- 
billigt worden  smd.  Noch  ))estehen  freilich  über  den  Begnff  der 
unerlaubten  Contrebaude  manche  Zweifel,  wo1rhf>  den  Handel  un- 
sicher machen;  aber  auch  in  Kriegszeiti  n  und  seilest  wenn  der  Ver- 
dacht der  Contrebaude  sich  erhebt,  ist  doch  das  früher  rücksichtslos 
geübte  Dm-chsuchungsreclit  der  feindlichen  Kriegsschiffe  gfL^  iailKr 
den  neutralen  Hatulclssrlnlien,  sorgfältiger  begrenzt  wordi n.  So 
lange  freiUch  not  Ii  die  Kriegspartei  allein  die  Tri  sengen  chic  bo- 
stellt,  welche  darüber  erkennen,  ob  ein  weggenommenes  neutrales 
Schiff  Contrebande  geführt  habe  oder  die  rechtmiLssige  Blokade  in 
unerlaubter  Weise  habe  brechen  wollen,  so  lange  noch  sind  die 
Garantioi  für  eine  unparteiische  ReditspAege  gering.  Zwar  sind  die 
Priseiigeriolifte  in  neuerer  Zeit  etwas  unbefangener  geworden  all 
früher,  sie  vermuthen  nicht  mehr  wie  ehedem  so  leichtsinmg  oder 
UidfliksdiaftUch  für  die  Schuld  des  eingebrachten  Schiffes,  sie  smd 
geneigter  worden,  auch  die  Vertheidigung  zu  hören  und  zu  würdigen, 
die  Freisprechongien  sind  weniger  selten  geworden.  Aber  der  Grund- 
eharakter  eines  auasddiesslidi  von  der  Pai-tei  gesetzten  und  be- 
seliten  GerichtshofB  wird  heute  noch  festgehalten  imd  deshalb  können 
die  Nentealen  diese  Handhabung  der  Beohtspfla^»  noch  mM  »dt 
Vcrtnmen  betraohteiL 

Indeswn  den  Rechten  der  Neatralan  emfaipreolien  auch  Pflichten. 
Indem  die  Neutralen  verlangen,  daes  sie  Ton  den  Folgen  und 
WndaingeA  des  Kxieges  mogUdist  wenig  beMSen  werdeai  and  dass 
dia  Knagsgswalt  der  Feinde  rm  ihrer  fidedUdifln  Haltung  rttdESiöhto- 
Tott  Tcobei  gehe,  ao  diiifinL  sie  amoh  ihrerseilB  m/M  an  der  Kriegs- 
fflning  sich  hekheiligen.  Die  neutralen  Staten  düi&n  nidit  kxiegen 
hflUfin,  wenn  sie  in  ihrer  friedUdien  Neutralität  geaiciitet  bleiben 
mUkn,  Wer  den  Feind  im  Kriege  und  mm  Kriege  nnientütst^ 
der  hart  anf ,  nentnd  sa  sein,  denn  neaftral  sein  heisst  auf  keiner 
dar  beiden  Seiten  Theilnehmer  am  Kriege  sein. 

Aaf  die  AndUldiing  der  Becfate  und  der  Hiohten  der  Neutralen 
hnt  einen  giMnen  Einflttas  die  NcHitralitateaote  gehabt,  welche  soerst 
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in  ypgdainarita  «nf  dan  Betrieb  Hamiltoiis  «ad  im  EfatTerstimdniss 
»it  dem  Ersten  Prändenten  Watliiiigtoii  im  Jalire  1794  erlassen 
und  im  Jahr  1818  reTidirt  worden  ist.  Sie  ist  von  der  Englischen 
Parlamentsacte  von  1819  nach-  imd  fortgebildet  worden.  Der  letzte 
Bürgerkrieg  in  den  Vereinigten  Staten  hat  freilich  den  Glauben  an 
die  Wirksamkeit  dieser  Neutralitätsgesetze  einiger  Massen  geschwächt. 
Die  Vereinigten  Staten  beklagten  sich  Lkiruber,  dass  England  nicht 
horglaltig  uinl  nicht  entbchieden  genug  die  Begünstigung  der  Süd- 
staten verhindert  und  durch  Liefenmg  von  englisclicu  Schiffen  die 
räuberischen  Kreuzer  ausgerüstet  habe,  welche  die  Meere  unsicher 
machten.  Auch  der  französisdh-deutsche  Kiieg  von  lb7t';71  hat  das 
Bediii  iiiisi»  einer  schärferen  Bestimmimg  der  KeutraUtätspflichten 
offenbar  gemacht. 

Die  theilweisc  widerstrebenden  Interessen  dos  froion  Handels 
der  Neutralen  auch  mit  der  Nation  der  Kriegspartei  und  der  uner- 
lässlicbcn  Enthaltsamkeit  von  jeder  Theilnahme  am  Krieg  von  Seit4> 
des  neutralen  Stats  sind  noch  mit  einander  im  Kampf  und  suchen 
Bodi  das  gerechte  Gleichj^fwioht. 

Das  Beeilt  der  nationalen  Entwiddnng  und  der 

S^lbstbestiminuiig  der  Völker. 

£ft  unserer  Zeit  hört  man  oft  die  laute  Klage,  der  Bestand  der 
Staten  selber  sei  nidit  mehr  wie  früher  durch  das  Völkerrecht 
sichert,  die  Hevolution  von  Innen  md  die  Uebermaeht  von  Aussen 
bedrohen  alle  legitimen  Gewalten,  und  so  oft  ihnen  der  Umsturs 
eines  rechtlich  begründeten  Zustandes  glücke,  so  werde  die  vollendete 
TliKteaohe,  das  heisst  zumeist  das  siegreiche  Unrecht  von  den  Mächten 
eh  mmßH  Recht  gutgeheissen  und  anerkannt.  Man  beschuldigt  das 
heutige  Völkerrecht,  es  liabe  alles  VerständmsB  verloren  för  die 
Bechtsflicheriieit  der  ßtetom  und  ihrer  Begieraagai  «nd  hnidige  jeder* 
Mit  gel&gig  dMii  hmtaleii  Erlinlg. 

Man  mhe  ta,  ob  denen,  wekhe  eo  reden,  m«ht  sdber  aflee 
VeretSadmeB  fthH  m  dto  »atiir  te  VdllnrteclitB  vad  des  ciffen 
Badito  aMiaiq^t. 

Die  iimeMn  YerfiMBiiiigeliidBnuigtti  tSaee  Stete  und  dte  WediMl 
dar  Fftrsten  imd  pyiiaetkB  emd  metetene  Yorgfaiff»  in  tei  Leben 
etee»  «iueliwnToUntiiiid  Stetes  «d  eben  deilwlb  mSohel  siatt-^ 
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rechtlich,  nicht  völlcerrechtlieh  zu  henrtheilt^n.  Das  A  riker- 
redit  ortlnet  nicht  die  einzelneu  Stuten,  sondern  nur  die  Beziehungen 
der  Staten  zu  einander.  Erst  in  zweiter  Linie- tritt  daher  an  das 
Völkerrecht  die  Frage  heran,  ob  r'in  Stat,  der  eine  solche  Um  Wandlung 
erfahren  hat  und  seine  fhat>;i(  lilich  die  Stnt^tjpwalt  ausübende  Re- 
gierung auch  in  d<  r  Statengemeinschait  uiul  im  Statenyerkehr  als 
souveräne  Personen  anzuerkennen  seien.  Für  das  völkerrechtliche 
Verhalten  ist  daher  die  statsrechtliche  Erledigung  gewöhnlich  Mass 
gebend.  Jene  Vorwürfe,  auch  wenn  sie  gerecht  wären,  würden  daher 
eher  das  moderne  Statsrecht  treffen  als  das  Völkerrecht,  welches 
genöthigt  und  berufen  ist,  die  statiichen  Bildungen,  wie  sie  in  der 
Welt  existirai,  aebai  nimmdiir  immerkemea  uid  mü  emander  «t 
ivrliinden. 

In  dir  europäischen  RestanntioiiBperiode  Ton  1815  bis  18dO 
Tomtchten  es  die  Mäobto  dar  Heiligen  AIUm»  sof  den  Congressen 
KB  Afnihf  und  mehr  noch  auf  den  Congressen  von  Laibach  und 
YoQia  das  Princq»  der  dynastischen  Iiegitimität  zu  eflMtt 
Gnmdgcsetz  des  europaiicb^  Völkerrechts  zu  ertieben.  Me  OOtt- 
stitutioDoUe  Bescinäidamg  dar  alnolnten  Fürstengewalt  und  jede 
Aflodemiig  in  dem  neu  pamUrktai  Tanitorialbesitz  wurden  ah  Be« 
Tolataon  ▼erdanunt  und  der  Sdbnte  der  bestehenden  Statraii4(»nt&ten 
aJe  eine  Pflkhl  der  finf  Qroeimiehte  dnzgeeieQt»  melobe  bemte 
mimt  ^  offniKehe  Bedit  in  Enropa  m  nchem  und  an  eefafttMii. 

Diie  Wett^eechidito  hei  tb«r  den  dnaaligen  Verradi  gerichtet» 
110  hei  die  UnMifiihrberiDeili  denelben  en  den  Tag  gelwscht  vnd  die 
Mangel  jenea  OrandgedanloBna  echnmmgelna  ani|sedeclcL 

Die  ndttaUdterliche  VorsteUnng,  welche  ton  der  Legitindttla- 
politik  «1  einem  kfinatUchen  Scfaendebea  wieder  emeckt  wurde,  be- 
trachtete  die  Landeahenacihaft  wie  ein  g^fttBehea  Lehen  und  wie  ein 
Stamme  und  Erbgol  der  Dynastien,  worfiber  befiebig  nt  ▼crittgen 
dem  regierenden  Fanifienhanpte  anstehe,  weUhea  ao  wenig  der 
Wandbnig  aaagosetat  am,  wie  das  feste  der  Priw^^eraen  gehdrige 
Qrandeigendnim.  Y<m  dieaem  Standpunkte  ana  erschien  der  Kampf 
am  die  Begienmg  einea  Landes  wie  der  Kampf  «wischen  Eigenthttmer 
nad  BitnlMr.  Nach  dem  Onrndsatee  solcher  Legitimität  galt  es  ala 
selbstvevstiindlich,  dass  das  geschiektUch  begründete  Tbronrechi 
anter  allen  Umstände,  wie  ein  Eigeatiinm  echaltai  wwdea  mfiM 
wider  jede  Besitzstörung. 

4» 
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Aber  diese  ganze  Grundansicht  von  Ftirstenrecht  ist  noch  un- 
reif und  beinahe  kindisch.  Das  Rocht  und  die  davon  nicht  ahzu- 
ti-ennende  Pflicht,  ein  Volk  zu  regieren,  ist  iu  Wahrheit  kLm  Privat- 
und  kein  Famihenrecht,  es  ist  kein  Eigonthum.  Das  Volk  ist  eine 
lebendige  Person  und  der  Fürst  ist  nicht  ausser  und  nicht  wie  der 
Eigenthümer  einer  Herde  Vieh  über  sondern  in  dem  Volke  als 
das  Haupt  des  Volkes.  Sem  Recht  ist  öfi'entliches  Recht  und 
öffentliche  Pflicht,  Stat#srecht  und  Statsptlicht.  Alle  Fragen  der 
Statsherrschaft  sind  diUier  nicht  nach  den  piivatrechtlichen  Gesetzen 
über  Eigeiithiim  und  Besitz,  nicht  nach  den  strafrechtlichen  Begriffen 
von  Raub  luid  Diebstahl,  sondern  von  dem  Standpunkte  des  Volkes 
und  des  States  aus  und  ihrer  Entwicklung  zu  beurtheilen. 

Das  aber  hat  allmählich,  nicht  ohne  Fehlschritte  und  Missgriffe, 
das  moderne  Völkerrecht  begritien,  indem  es  den  vielfältig  durch- 
Ükshei'ten  Schnürleib  der  alten  Lcgitimitätsdoctrin  abgelegt  hat. 

Es  war  ein  grosser  Fortschritt  in  der  Rechtserkenntnip^^ ,  rils 
man  endHch  einsah,  dass  die  Völker  lebendige  Wesen  seien  und 
dass  demgemäss  auch  das  Verfassungs-  und  Statsrecht,  welches  als 
Organisation  und  gleichsam  als  Leib  des  Volkes  sein  Leben  bedingt 
und  darstellt,  diejenigen  Wandlungen  vornehmen  mnss  und 
erfährt,  welche  nöthig  sind,  um  die  Entwicklung  des  Volks- 
lebens zu  ermöglichen  und  zu  begleiten.  Der  Rechtsbegriff  selbst 
unrde  daduich  vergeistigt.  Zuvor  war  er  todt  und  kalt.  Jetsst  wurde 
er  Toll  Leben  und  Wäime.  Rerht  hoisst  nicht  eine  Ansammlung 
urreränderlicher  Regeln,  sondern  Recht  bedeutet  die  wirksame  Ord- 
nung des  Volks  1  c  Ii  p  US.  Ein  Beeilt,  welches  die  imturgemässe  £ki^ 
Wicklung  des  Volkes  verhindert,  statt  dieselbe  sa  sichern  und  sä 
schützen,  ist  daher  anbrauohbar  fUr  lebendige  Völker  und  in 
Wahrheit  Unrecht,  auch  wenn  es  in  imanfediibaren  Urkonden  ge- 
aduieben  und  besiegelt  wäre. 

Die  Wisaenadiaft  ist  nodi  in  dieser  den  Ouuukter  aQes  olbnt- 
Hdien  Bedits  waadefaidien  Arbeit  begriffen,  wie  die  Welt  in  der  Be- 
wegung begrifEan  ist^  ans  dem  mitbdalteilicben  Herren-  imd  Landes-» 
redfat  die  modernen  Yolksstaten  berronnibflden. 

Aber  beute  schon  diiifen  wir  getrost  als  ein  Ergebslsa  der 
Kimpls  uiid  Snoagenadiaflen  misers  Jalnlnmderts  folgende  modeine 
ynm  dem  heutigen  VaUuRodit  gebilligte  statsredididie  BeobtosSlM 
aussprechen: 


Digitized  by  Google 


1.  Die  Autorität  d«i  gesohiclitHcheji  «nd  formmlirtea 
Rechts  Terliert  in  dem  Masse  ihre  Macht,  in  dorn  es  offenbar 
irird,  dass  dasselbe  das  Leben  des  States  gef&hrde  statt  dsnir- 
sdben  za  dienen  und  die  Entwicklnng  des  öffentlichen  Bechts 
nnmöglich  mache,  statt  dtseelbe  zu  regoüren. 

2.  Alks  öffientliehe  Becht  gilt  nnr,  mvxi^EBtn  es  lebenS" 
kräftig  ist. 

S«  Neben  dem  Becht  der  statUehen  Existeni  ist  anch  das 
Recht  der  statlichen  Entwicklung  ananerkannflB«   Das  Becht 

der  statlichen  Entwiddnng  ist  die  Folge  des  Bechts  der  Existenz; 
denn  in  der  Entwicklung  offenbart  sich  die  Existenz  des 
States  als  eines  lebendigen  Wesens. 

4.  Das  Völkerrecht  olirt  die  Ergebiiisso  der  Weltgeschichte  und 
betrachtet  die  VorhiUtuisse,  welche  sich  als  nuthwcuili^e  und  fort- 
wirkende Grundlagen  und  Bedingungen  des  derzüiLigen 
Völkcrlebcns  manifcstiren,  üicht  Ijlofis  als  zu  duldende  Tkatsachen, 
sondern  als  geschichtliche  Fortbildung  des  Rechts, 

5.  Das  Völkerrecht  achtet  das  Becht  der  Völker,  die  Form 
ihres  gemeinsamen  Verbandes  und  ihres  gemeinsamen  Lebens,  d*  h. 
ihre  Verfassung  selber  zu  bestimmen. 

Bei  uiüiercr  Ei'wägunix  zeigt  sich  also,  dass  jene  Anklage  des 
modernen  Völkerrechts,  als  sei  es  rechtlos  geworden,  völHg  eitel  ist. 
Ganz  im  Gegentheil,  es  ist  der  höchste  ^'orzug  und  die  Ehre  der 
modernen  Kechtsansicht ,  dass  ihr  das  Recht  selbst  nicht  mehr  als 
ein  todtes  und  als  ein  Hiuderniss  des  Lebens,  sondern  als  ein 
lebendiges  imd  entwicklungsfähiges  erscheint.  Wie  der  or- 
ganische Leib  des  Menschen,  welcher  das  Leben  des  Menschen  be- 
dingt, einer  fortwährenden  Wandlung  bedarf,  um  dem  fortschreitenden 
Leben  zu  dien^  so  ist  auch  das  öffentliche  Recht  eines  Volkes  mit 
seinen  Instttntlonen,  der  Entwicklung  bedürftig  und  fähig,  damit  es 
jeder  Zeit  seine  An^gabe  erfüllen  kann,  das  fortschreitende  Leben 
des  Volkes  sn  wahren  und  zu  fördern.  Wie  das  Blut  in  dem  mensch- 
lichen Kön)er  etnenert  wird,  so  wird  der  Statskörper  durch  den 
Wechsel  der  Menschen  im  State  stets  erneuert  Die  Selbst?erToll- 
kommnung  ist  die  Aufgabe  der  Menschheit,  auf  dem  Gebiete  des 
Bechtes  nicht  minder  als  in  allen  endem  Eichtangen  hnmaner  Cultur« 
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Did  ttgeffiliitflB  <tiiwiltMM  IfoiiMotB  inBgMi  ^^nAgon,  um  du 
gEOnen  FortiBdiritle  tu  Tonuisciutiili^toi»  «ddi«  da«  VS&arvedit  k 
aenflnr  Zelt  nuUich  gmnadit  liaii  ireani^ch  am  andi  dannf  Idn- 
weisai,  dMS  nock  weitere  Fortadititto  in  maehen  siiid»  ireim  die 
diiliBatorisolie  Aufgabe  dee  VöDrarreoihtB  erfollt  mid  eine  hnauoM 
Wehardnimg  hergeiteillt  weiden  aoU. 

Wie  die  Wisseiiadutft  für  die  Begründung  und  Erkenninin  dei 
ySUceReehtB  entsdieidend  geworden  iet^  bo  bat  de  die  Fflidit,  andi 
Beine  Fortediritto  Yonobereüen,  sa  betenehten  und  sa  begleiten. 
Obweiil  mm  die  Braads  der  Statwntimer  die  Loitmig  fibevnonunen 
hat,  so  hängt  doch  die  Wiikeamkeit  dea  VfilkaireelitB  hanptriUsUidi 
davon  ab,  dass  seine  Gnmdsiftie  und  Gnmdgedanken  von  der  öffent- 
lichen Meinung  gekannt  und  gebilligt  werden  und  dass  das  öffent- 
liche (Gewissen  darüber  aufgeklärt  werde.  Je  allgemeinor  die  Rechts- 
sätze des  Völkerrechts  verbreitet  und  verstanden  werden,  je  bestimmter 
und  entschiedener  das  Rechtsbc^nisstscin  der  civilisirten  Menschheit 
sich  entfaltet,  unisomclir  ist  aucli  die  Wirksamkeit  des  Völkerrechts 
in  der  Welt  gesichert.  In  dem  Völkerrecht  voraus  bethätigt  sich 
noch  der  Erweis  des  Geistes  und  der  Kraft,  Sein  flüssiger  Stoff  ist 
noch  nicht}  wie  die  andern  Rechtsordnungen,  zu  fester  abgeschlossener 
Form  gestaltet,  aber  unaufhaltsam  wuchst  es  seiner  Bestimmung  und 
seinem  Ende,  dem  humanen  Weltrecht  entgegen. 
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Begrtndiuig.  Natur  und  örensea  des  YSlkerretditB» 

1. 

Völkerrecht  ist  die  anerkaimte  Weltordnmig,  welche  die  Tor- 
schiedenen  Staten  zu  einer  menschlichen  BechUgenossenschaft  ver- 
litiidet>  und  auch  den  Angehörigen  der  verschiedenen  Steten  einen 
gemeinsamen  Rechtsschuts  gewihrt  für  ihre  allgemeia  meosohlioiMa 
«nd  internationalen  Bedbte. 

1.  In  der  Anerkennung  der  Weltordnung  Hegt  mehr  als  in  der 
kwintnfi«**  deiselben.  Diese  kann  blosse  Theorie  sein,  jene  bedeutet  zagleich  die 
Bewikrnv  «taMlbn  in  TMkRhbea.  Dm  WiMen  «Bria  bOdst  nodi  Mn  Beeilt; 
ectfc  fwm  die  MtuM  dm  BediMbeiMlMlm  M  In  te  Fmdl  eiWNai,  M  «Im 
Baektsordnung  da. 

2.  Z (mächst  ordnet  »bs  Yölkerrecht  das  Verhältniss  der  Staten  m  einander. 
Sein  Haaptinhalt  ist  öffentliches  Recht.  Insofern  kann  es  auch,  von  den  ein- 
teilig Staten  aus  betmchtet,  „äusseres  StatsrechV  genannt  werden.  Der 
HanM  Irt  aber  ungenau,  veU  das  Völkerrecht  Ton  wes^itlich  uniTerseller 
iMar,  mUmdm  Reekt  der  UMmdAtHt  lat  Sdion  Hugo  Qrotln«  hat  das  er- 
kMnl>  VttL  17t  ifflket  cmJuna  dfilallB  jm  wtflltatiiii  Mae  ebitatto  MmirfM!» 
ita  inter  dTitateg  antomncs  anlfhnsque  ex  eomwa  jaaea  giwadMi  naeci  potaenart 
et  mt%  apparft,  quae  utilitatein  respicerent  non  copfnnm  Bin-fuTf^ruTn  nod  magnae 
ilhus  uiiivtTiuLatis,  et  hoc  jus  est  quod  gentium  lücitur".  Daneben  ordnet  das 
Völkerrecht  aber  auch  die  überall  gleichm&ssig  wirkwunen  und  unter  den  bdiutz 
iv  MUrtM  Walt  gettelltrai  oder  die  im  Verltiltidai  m  twadiMaMn  fiMMa 
MHhMBlM  IwitoewilWililMi  dar  BMpamaM,  und  InM  Imnkm  Jmtw» 
natleMlwi  Beek«*  ki  iagmt  StaiL  BkM  imito  neihnto^  in  YMhmM 
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Iii  aber  noch  weniger  entwickelt  als  die  ente  und  gewährt  mir  einen  mittelbaren 

ScTnitz,  (hirrh  Vennittluiig  drr  Stnton  Per  engl t'.rTi -amerikanische  Sprachgebrauch 
rioiiiit  das  Völkerrecht  überlianjit  ..international  law",  versteht  aber  unter 
uation,  wie  der  französische  das,  was  wir  Volk  (popalas)  heissen,  d.  h.  das  zum 
Stat  organifiirte  Gemeinwesen,  den  lebendigen  Stat,  nicbt  di«  hhm  Spndi-  wA 
CohurgemeiDKluift,  «etelie  irir  DciitMiM  Nation  Itkm. 

2. 

Die  i^eiiiLinsanie  Menschennatur  ist  das  natürliche  Band,  welches 
alle  Völker  zur  Einen  Menschheit  Ycrhiudct.  Daher  hat  jedes  Volk 
ein  natürliches  lltciit,  in  seiner  Menschennatur  von  den  andern 
Völkeni  geachtet  zu  werden  und  die  Püicht^  dieselbe  Mensdiennatur 
in  diesen  zu  achten. 

Das  ist  die  menschliche  Rechtsgleichheit  der  Yolkfir. 

Li  ■Hill  Xtitcn  hOm  äsmim  WdM  dleie  mMieÜ  cdtiaaft;  di«r  Amet- 
kantaog  hat  dieaeßw  ent  in  dem  neueren  Völkerrecht  gefunden,  und  heute  nodi 
stehen  ihrer  allgemeinen  Durchführung  als  Rechtssatz  vielfaltige  Vomrdieile^ 
QfaMibm>  und  RamenhaM  und  Selbttaucht  ala  Hindemisse  im  Wege. 


3. 

£0  hängt  nicht  von  der  Willkür  eines  States  ab,  das  Völkflir* 
MCht  lU  aditen  oder  m.  vttn\-rrfou.  Da  sich  komStat  seiner  Menschen- 
nator  entledigen  kann,  10  daif  er  sioh  awoii  senier  MaMolMBpflifllil 
nicht  entiieben. 

1.  Wäre  das  Völkerrecht  aussuhliesslidi  das  Erzeuguisti  des  ireicn  Wilkitt 
dar  dpMtaMi  8M«b»  m  «im  iai  Onnte  tOm  yatantfil  Tortragsrecht,  d.  k 

aditaB,  mon  dieselben  nicht  dmdi  Statanrertrag  sanctionirt  yritea.    Et  blieb« 

dann  mqiw  unerklärt,  weshalb  denn  die  Vertr&ge  die  Staten  auch  dann  noch  binden, 
wenn  der  Wille  der  Vfflrtragsparteicu  sich  ändert,  wcshnlh  nicht  jede  Willen»- 
&nderung  eine  Bechts&ndenmg  nach  sich  zieht.    Die  Verbindlichkeit  des  Völker- 
miili  setzt  die  Nothwendigkeit  desselbeu  im  Gegensalsse  sur  Willkür  voraus. 
S.  Anf  tea  Oongm  m  Aadun  im  JUn»  1818  iraids  von  tet  5  europii- 

HDO  VfOMBMBMn  010  ¥€HIIMIIflllMI  OH  CHOfilHIHB  TfllHBRilini  HVOH 

lllr  ibie  wediaelseitigen  Bezichitngcn  als  im  V«lftiital!li  m  aniflnt  8MM 

erkannt  Protokoll  vom  Ifv  Nov.  1818:  ,.Lcs  souTerains  en  formant  cctte  nnion 
aufnisto,  ont  regard^  ciinune  la  basc  fondampntale,  knr  invariahlo  rcsolnticn  lie  ne 
jamais  s'öcarter,  ni  entre  eux  ni  daus  ieurs  relaiiouä  avt^c  d'äutres  itsXs,  de 
l*iikMmtian  la  pfau  stricte  dea  princlpes  du  droit  des  g^u,  priocipes  qni  dana  leor 
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4. 

Li  deniMlbesi  YerbSltnisfl,  in  mSUhem  das  G«meiiil>ewii8st«em 

dar  Mensohheit  an  Klarheit  und  Energie  zunimmt,  wädist  auch 
Yülkerrecht  in  Inhalt  und  Geltung,  denn  das  Völkerrecht  geht  Mi 
dam  Rechtsbewusstsein  der  Menschheit  hervor. 

Vgl  darül)er  die  Einteitun«. 

5. 

Die  civilisirtcii  Nationen  sind  vorzugsweise  berufen  und  befahij,^, 
das  gemeine  HechUbewusstsein  der  Menschheit  anszubilden,  und  die 
civilisirten  Staten  voraus  verpflichtet,  die  Fordtruügi n  desselben  zu 
erfüllen.  Deshalb  sind  sie  vorzugsweise  die  Ordner  und  Vertreter 
das  Völkerrechts, 

Dm  Wesen  der  CiTilisation  besteht,  wie  schon  der  grosse  Dante  erklärt  hat, 
In  der  barmomschon  AasbÜdung  uniTersfller  Menschlichkeit,  der  Humanität 
Das  VölkojTccht  ist  eine  der  edelsteu  Früchte  der  Civilisation,  denn  es  ist  seinem 
Wesen  nach  eine  meuschiiciie  Ordmmg.  Der  Atu»|fnich  der  europäiM:heu  und 
«oerikaidiehen  8fM,  tw  den  «ndern  Yflftmi  ä»  IMger  und  Sddnner  des 
▼OTkerrsdrti  bb  Miiif  ulro  cfne  tttfe  Aniiimtupg,  mon  dernHie  rieh  nicht  auf  Ö* 

6. 

Wenn  c^dch  das  heutige  Völkerrecht  vorerst  unter  den  christ- 
lichen Nationen  ausgebildet  worden  ist,  und  der  christlichen  Heligioft 
vielfältige  Anregung  zu  danken  hat,  so  ist  es  dennoch  nicht  an  das 
christliche  Bekenntiuw  geboiKleii  und  nicht  auf  die  christliche  Welt 
beKhränkt. 

Seine  eigentliche  Grundlage  ist  die  Mensdiennaitiir,  sein  ZMk 
ist  die  menschliche  Weltovdnnng,  eeine  Mittel  aind  statliche  Beoht»* 
mittel,  und  seine  AnshOdnng  ist  das  Wei^  der  mmitcJiliohfln  Wissen* 
tcbaft  vnd  Praxis* 

I)aeYegke»eciitnriMndetaba3|gemito 
«nd  ÜBhaDuaedaaer,  Brahmaidtteii  und  BiddhisteD,  die  Anhinger  des 
Xcngfatsd  nnd  die  Venihrer  der  Gestirne,  die  Glaidngea  nnd  die 
ÜiigUUibigen* 

L  Im  Gegensätze  zu  der  wissenflchaftUchen  Begründung  und  Darstellung  des 
TAwmlai  hsHs  m  »Heillie  AUtanS»  dar  MMIktaillidrti  (14/26.  Sept. 
mS)  nxMi  4m  Tm*  f«MAt,  tafte  «is  ümUUk 
u  fJUmfmm  drAottkfas,     IM  d»  Vtmm  #  reaysMSt  ds 
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d^larent  solcnnellemcnt  qnc  Ic  pr«5scnt  acte  n'a  poiir  objet  quo  de  manifeetcr  &  la 
facf»  de  rUnivers  leur  (letenuination  in^branlablc,  de  ne  prendre  pour  r^t^le  de  leur 
conduite,  soit  dans  l'adniinistration  de  Icurs  ötats  rcspectifs,  soit  dans  leurs  relations 
politiqucs  avcc  tout  autre  gouvernement,  quo  lö»  pi«cepteÄ  de  cette  rcligion  sainte, 
preceptes  de  justice,  de  chMcM  tl  de  paix,  qni  loia  d*toe  uniquement  applicabht 
ä  la  -wie  priv^,  doiveot  mi  eontatlie  indfaiBr  dbectenmil  mr  1«  iMntfoiit  dtt 
princes  et  guider  toutes  leurs  d^marches  comme  6tant  le  scul  moyen  de  consolider 
les  instltuüons  bumaincs  et  de  rexnedior  h  Icurs  imiK-rfcctions."  Der  Versuch 
musste  grundsätzlich  misslingcn,  weil  Christas  ül^r rhaupt  keine  äussere  Weltordnung 
eingefOhrt  und  keine  Rechtsgesetze  gegeben  hat  und  er  scheiterte  thatsächlich  als 
der  Wldentnli  der  Interessen  die  Alliirten  entzweite,  die  neuen  BedOrfnisse  nach 
einer  woea  Bedtttgestakung  düngten,  und  der  aeBatbcwniHü  Qeiak  der  europiüsdMi 
I*hih)8opliie  und  BechtewisBeiTaehaft  am  den  triUnnttiflchen  SchhmmM-  der  Beetan- 
ntionsKeit  wieder  aufwachte. 

9  Dio  Religion  vnl  iiilnt  diV  Menschen  mit  Gott,  das  Recht  ordnet 
die  Beziehungen  der  Menbcfacu  zu  den  Menschen,  l>ic  völkerrechtlirhen  Fmtren 
sind  daher  nicht  aus  der  Ghuibenslehre,  souderu  nach  menschlichen  Gnmdüatzeu  zu 
«ittcheideB.  Die  Beeehr&nkung  des  Völkerrechts  auf  die  diristUchen  Staten  mochtB 
dem  gfauibensd&igen  and  »ndwMwmfn  Odtt  des  MIttdaltea  ebeow  natOrHoh  «i^ 
achelnen,  wie  der  gleidiieitige  Anqpmch  der  islamitischen  Steten  auf  die  Trlbolr 
leistung  der  Ungl&ubigen.  Die  l^utige  Menschheit  fQhlt  und  kennt  ihre  Zusammen- 
gehörigkeit, wenn  gleich  verürbiedeno  T?f'litri(>nc!i  in  ]hr  wirken,  f^in  Stat  erwirbt 
nicht  deshalb  besondere  Ilechte  gegen  einen  audcrn  Stat,  weil  in  jenem  das  diristen- 
thum  und  in  diesem  der  Islam  verbreitet  ist,  und  seiner  Menschenpflicht  kium  aich 
Niemand  ans  dem  Gninde  entzieheu,  weil  er  orthodox  md  der  Andere  nicht  <»rthode«x 
iet  So  wenig  das  menschliche  Auge  oder  Ohr  in  IVdge  des  rellgiOaen  Glaubens 
andere  EJgeDsdiafteii  erhilti  ebCD  so  nenig  irird  des  menschltche  Beeht  dordt  dm 
OlsidMB  getiidsrtb 

7. 

Das  Völkerrecht  ist  nicht  auf  die  europäische  VÖlkcrfamiliö 
beschränkt  Das  Grebiet  seiner  Herrschaft  ist  die  ganze  Erduber- 
Üäoha,  80  weilt  aiif  ihr  akh  Memchen  becühren. 

Dss  lienftlge  YonBeneclit  Ist  voncsl  lunitten  der  ekristliehen  nnd  der 
ettropiisclieB  TdOierliunille,  m  mkiier  natmlich  die  Cbloden  in  Amerika  mit 
m  ttdmm  dad,  entstanden  und  iM  durch  fkn  EfaftOsse  altan&hlich  aber  den 
Erdball  hin  ausgebreitet.  Vgl  §  III.  Die  germanische  und  die  romanische 
Hai^  haben  das  >Ieiste  dnzu  i?ethan.  Ahov  pyrnilc  Aveil  der  Geist  dieser  Puissen 
einen  universellen  Charaitu  r  liut,  und  nach  iiuniauitat  traditet,  so  verwirft  er  grund- 
elteUch  jede  Beachrftnkung  des  VölkerrechU  aaf  bestimmte  Tdlfcer  und  «ffl  sOflii 
VdllBsni  «snd«  wdsn.  Dins  WaWuit  w  eshon  Toa  Pitf enderf  md  Koates- 
qaUs  Usr  §mmM  «wdM»  osi  dsModi  liil  Ms  tief  üis  neonashnto  MdMMilssC 
UMrisk  die  mittelalterUche  BeschittkM«Mf  die «knstttotei  Msn  &i der  LÜtenttt 
nd  fts  dar  AwiiB  tttellsa« 
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Fttr  Enropa  hat  die  Aufnahme  der  Türkei  in  die  ciiiiiipllwAti  DHIm 

gpnosscnsichaft  1856,  fQr  Ostasien  die  Erdffnuiig  der  ReidM  China  seit  1840  imd 
Japau  seit  1854  diesen  Foimliritt  zum  Theil  vollzog.'»'!),  mm  Tiiefl  ein^'eleitet. 
Nähere  Angabeu  hui  Lawrence  (jonun.  8ur  les  dem.  deDruit  Int.  de  Wheaton. 
Leipzig  1868.   L  S.  126  ff. 

So  irait  das  Becbt  der  Menadtheit  rdoht,  so  weit  feidit  du 
YolkeiTedit.  Wo  die  Eägenthfimlifllikeit  der  Staten  lieginnt,  da  tritt 
das  liesondere  Geaefcs  dem  allgemeinen  tot. 

Das  YSSksmiM  hebt  die  Senwtändigkeit  und  Freiheit  der  Staten 
nidit  anÜ,  sondern  setzt  dieselbe  yorans  tmd  aditet  sie. 

Die  AuKhildung  des  Statsrechts  ist  der  des  Völkerrechts  vorauBgegangeD ; 
die  Völker  sorgten  zunächst  für  sieh,  und  waren  anfanj^s  geneigt,  die  andern  Völker 
als  ihre  natürlichen  Feinde  imziu»ehen.  Spat  er^it  erweiterte  sich  ihr  lilick  auf 
du  Allgemeine,  was  sie  zusammenhält«  und  sie  lernten  in  den  andern  Völkern  ihre 
Brfldsr  srken&An. 

d. 

Das  Völkenedit  nöthigt  nur  insoweit  einen  Stat^  sein  buherigee 
Sondeneoht  ausser  Wlrksamkait  sn  setien  oder  abnSndeni,  als  das- 
selbe nitt  den  nolliwmdigen  Gesetaen  des  ysUeennechtB  miTertriglidi 

Die  T^ntenlrückung  des  Sclavenhandels  und  der  Sclavenniarkte  in  vielen 
amerikauiisciieu  und  a&iatiächeu  Läuderu,  daü  Verbot  d^  Seeraub»  gegenüber  den 
BttswAemteten  mn  Nonhfrika,  die  NBthlgung  der  wtimiitlwhftn  Reiche,  den 
VcUlindel  Tinte  md  Wege  sn  OAmd,  inOggo  ab  Beispiele  diMMB. 

10* 

Da  die  Mensdiheü^  obwohl  ihrer  natorlidien  Gemeinsdliaft  imd 
Einheit  bewosst  gewordsn,  doch  nicht  als  Eine  Gesammtpcrson  und 
noch  nieht  einmal  als  eine  Bechtsgenosseasdmft  organtsirt  Ist,  so 
wird  auch  das  gegenwäi*tige  Yfflkerreoht  nicht  in  der  Fonn  eines 
einheitlichen  Weltgesetaes  noch  in  der  Ton  statutarischen  Hehrheit»- 
beschlfissen  geordnet  nnd  Terkfindet. 

Man  kaim  sich  die  Menschheit  als  eine  einheitliche  Gesammtpcrson,  d.  h. 
ak  Weltstat  denken,  sei  es  nun  in  Fom  einer  Welt monar chic  oder  eines  die 
Welt  umfassenden  Buudesstats.  (Vgl.  BluutKchli  Allgeni.  Statsrecht  liuch  1. 
Up.  2.)  Absr  disier  eedttdn  htt  noch  keiiie  giseUchitlelie  Vcnrirkitelniiig  er* 
lAt;  CS  feUt  sosrft  aa  «iaem  Oigia  ttat  die  Weltgeaetsgebvoi^   Ummr  Zeit 
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Hüft  dir  fladnkft  iiner  genossenschAftlichen  Verbindung  der  Staten,  zunächst  der 

europäischen,  näher,  aber  s«Il)3t  ein  solcher  allgemeiner  Statenbund  existirt  noch 
nicht  uiifl  tl:<lier  gibt  es  auch  keine  rechtliclie  Muglidikpit,  durch  Mehrheila* 
beschlüsiic  iür  die  ganze  Verbindung  Yorachrüten  zu  geben. 

11. 

Die  beiitige  Weh  maBB  sich  daher  mit  der  weniger  ToUkommeiken 
Offenhumng  des  Ydlherrechts  begnügen,  welche  In  der  moi^Gfatt  aU- 
gememen  und  gleidunKssigeiL  AneriEennong  der  einzdnen  Staten,  TOTi- 
züglich  der  dvilisirten  Steten  liegt 

Da  nur  die  Einzelstaten  als  fonnale  Autorität  existiren,  nicht  ihr  Yer- 
Uuid,  10  ist  der  Widosprucb  zwiach^  dem  universellen  Iiik*U  des  Y6Ucer- 
xmUs  und  der  pArtienlftriitlschen  Form  seiner  Aingnacihe  nicht  la  vanneiden« 
Das  YAIkerrecht  enchdnt  daher  Bk  ein  Weck  der  Einselrtateii,  nilnend  es  In 
Wahrheit  das  Erzetigniss  ihres  Oemeinbetnustseins  ist. 

Die  englische  Regierung  berief  Rieh  im  Jahre  1753  in  einem  Streit  mit 
König  Friedrich  IT.  Ton  Treussen  auf  diüse  urKprüngHcbe  Quelle  des  Völkerrechts 
mit  den  Worten:  „Das  Völkerrecht  ist  gegründet  auf  Gerechtigkeit  und  Billigkeit, 
«if  die  Kitar  der  Siciie  nad  iriid  te&tigt  dadi  leaee  Uebung."  (PhilUmore 
Intern.  Law  1.  Sl.) 

12. 

Die  Aaerhamrang  TÖlherrechilicher  Qnmdsätze  kana  tob  den 
Staten  ausgesprochen  werden  sowohl  in  TÖlkenrechtlicher  als  in  atate- 
rechtlicher  Form. 

Sic  1<ann  gemeinsam  von  mehreren  Staten  ausgesprochen  vror- 
den  auf  Congreasen  der  Statshäupter  mit  ihren  Ministem  oder  in 
Conferenzen  ihrer  Gesantcn,  durch  Protokolle  oder  in  StatsreirtriigBii« 
sie  kann  aber  auch  einseitig  durch  Gesetze  oder  Yerorduungen  der 
Einselataten  erklärt  oder  in  der  ▼dlkerreehtUchen  Uebnng  dargestellt 
werden. 

1.  Der  DaUaiclued  der  Ooagresie  and  der  Oenferenien  iefc  ein  fliemader. 
Wenn  die  Buiridlupter  (FOnte)  idber  an  gemeiniMneB  Beedtfttnen  wammam^ 
treten,  la  «frd  diaie  Zusammenkunft  Oimgrm  genannt;  wenn  nur  die  Qeeintcn 

ztisanimen  herathen,  so  heisst  (1;is  Conferenz.  Aber  der  Charakter  des  Congrcsses 
wiid  nicht  verletzt,  wenn  ttwa,  wie  z.  Ii.  auf  dem  deutscheu  Fürstencongress  zu 
Frankfurt  am  Main  Iöb«i  au&tatt  eines  regierenden  Ktiuigs  sein  dazu  ermiuüitigter 
Sohn  oder  nach  Umstanden  ein  anderer  UevoUmächtigter  an  den  Verhandlungen 
Thfttl  niarnit.  Der  GongreH  kann  sogar  ohne  FOusten,  lediglich  ans  BemUmicbtfgten 
dar  Staten  gn—naen  treten.  Umgekehrt  es  kann  anch  ein  fionveiaia  gelegeatlkh 
an  den  üerathnngen  der  Gmntcn  llieil  nehmen,  ohne  dass  die  Conferena  um 
daMriUaa  ann  finngr^np  inxd.  Aaf  dau  Goagnmen  veadea  eaticheideade 
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BcMüsse  gefasst,  auf  den  Coiiferenzen  werden  dieselben  vorbereitet.  Zum  Congress 
können  daher  nur  beschlussfahige  Personen  /.usainnientreten,  aa  Ccnfnrenieil 
auch  Personen  Theil  nehmen,  welche  nicht  beschluäüfühig  siiul. 

2.  In  den  Protokollen  werden  die  gemeinsamen  Erklärungen  und  lie&cliluääe 
«afgeoelolineC»  twmhmnyoiao  aoeh  dfo  Voffaehalto  ebiaelner  wtntaMr  Staton  an> 
fMBikt  IMa  gUBiimaiin  Bridtmat  üm  fÜMM-rimmmumilRn  "WUImh  M  nv  daan 
ein  wiiAMidiBr  Vertrag,  wenn  dieser  Wille  dahin  getiditefc,  Bich  je  dtn  aiidaiB 
Parteien  {»ej»enttber  dadurch  zu  verbinden,  nicht  a1»er  wenn  in  demselben  nur  die 
UelKTZfMi'iiuig  knnd  gege]>en  wird  von  dem,  whs  ullgcmeine  Bechtsoninung  sei  und 
daher  auch  von  jedem  State  beachtet  werden  müsse  (§  13).  Was  völkerrechtlida 
lok  Qewaade  des  Vertragsrechta  enelieiut,  ist  bei  n&h^r  Prafaag  <^  dem 
WdMB  mA  GesftUesreclit,  4.  k  eine  BocbM^el,  daren  aodnraniUg  wrirfttd- 
Udie  &«ft  dnidi  dn  Tefftng  nur  »aerkMiiI  lud  beit&iigt,  aidil  «st  naa 
IbagrAndet  wird. 

3.  Wenn  die  Gesetze  und  Vcrordnmv?r!i  (lf*r  Einzelstaten  vßlkerrt  chtliclio 
Terhältnisse  regeln,  so  sind  sie  deshalb  eine  (Quelle  des  Völkerrechts,  <  I  wnlil  hie 
der  fonneUen  Il^racbtung  sich  nur  ak  statsi^echtliche  Acte  darbtelieu.  iJahiu  ge- 
hOmi  &  &  die  Menreglemente,  das  NcidHNiikMibelie  NevtMlitlMiSBMiii  s.  L  C 

13. 

mAt  noch  nJs  Anaffanek  geoMiitsiiiien  Beditabewawattwint  der 
ItoiMUieit  da»  als  Wühttsiwstflouig  dar  einzeinap  Staten. 

]>«  Widonpraoli  eiw»  eimehiMi  State  genügt  daliar  «Immo 
wttdg»  Am  m  den  offiBabiren  Pflkhton  dea  YiSÜBenecbi»  an  cnt- 
tnnden,  als  die  Kichtbeaditung  einer  Beohteregel  ia  emailiien  Sttkn 
die  UebereiiiBtiiiimung  der  Völker  sa  entiffSften  vemiag. 

1.  Der  (Vuuiens  der  Völker  bleibt  nicht  unveränderlich.  Er  wandelt 
sich  mit  der  Zeit  und  entwickelt  sich  mit  dem  Bewiisstsein  des  Menschex^^eities. 
Ja  den  üebangen  der  Völker  wird  aowohl  du  BeharrUche  ala  da«  Vwinderikhf 
daiin  oMbar  <f  14). 

S.  Dm  sogenannte  „conventlouelle",  d.  h.  aof  Tertragffirillan  beruhende 
Völkerrecht  ist  nur  bimlnul  für  die  Vertragsparteien;  das  nothwendige 
Velken-echt  dagegen  bindet,  soweit  seine  Nothwendigkelt  reicht,  ftuch  die  Staten, 
welche  sich  nicht  erklärt  Imbcn,  ja  80gai'  di^ntirende  Staten.  Die  Zweifel,  ob 
ma  Eeditssatz  nothwendig  oder  nur  oonventionel  seit  sind  araft  daicli  den  bloaiea 
Hbweli  anf  ainea  Stalmttag  aa  baMMgai,  waUber  denaalbea  auaepcadia»  dena 
ia  den  Vertiaga  k»a  aawolil  eoBTaatioBallaa  Bedit  willkorlich  üBaigeatellt  als  iiatlw 
«aadigea  Baehl  go-aiBaain  tMffitKoAm  voideii  aab.  Yg).  nataa  %  110. 

14. 

Aus  den  Uebimgen  und  Sitten  der  Völker  darf  man  auf  ihr 
Eechtebewusstsoia  und      die  BecbitsgQfietze  achlieaBoa,  welche  dann 
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nMmt  imärn,  Audi  di«  Ucibaigeii  and  MA  «imribdflrikli  wtA 
«nreibesseiliclL  Die  YemllkoiiiiiiDiiiig  d6t  y&keancwsbUi  »igt  Mi 
in  den  Torbesserton  und  Teredelten  Uebungen  der  Volker. 

1.  liynkorshoek  de  Heb.  belli  praef. :  „Ut  mores  gentium  mutantur,  et 
mutatur  jus  gentium/'  Quaest  Jur.  PubL  IL  7.  ,^ter  mores  geutium,  quae  nime 
nnit  et  «Hn  ftemt,  nllidta  dlttfagweiMhiii  mI;  nam  tmSbm  tuMbax  fMMipii» 
pan  juii  gntHpn.**  D6  tum  kg.  jMcfl:  ,j8cio  ex  idi  miOBe  tUnd  mIqvm  alind 
placere  posse;  sed  scio  eam  rationera  fincere,  quam  usos  probefit**  iMli 
SriiläruiiK  ilfs  cnf^'lisdiCTi  Obcrrichtprs  Lord  Stowel!  bei  PhilHmore  I.  46. 

y.  Gefährlich  und  uii^ioiiau  ist  der  Ausdruck  bei  Vattel  rrelim.  §  26: 
„Loi-squ'uiio  coutume,  un  uiage  est  gön^ralement  6tabli,  si  eile  est  utile  et  raisonnable, 
eile  devient  obligatoire  pour  tootee  ces  natioM-Ui,  qui  sont  censd^  y  avoir  doim^ 
kor  cooBeatcmeot;  et  eUee tont  tenuea  kV^ibuetm  tet  qiim  ceven  tos  nrtm^  tent 
ftt'eUea  n'onl  pas  d^elarä  ox:pro«dmant  m  veeloir  phit  k  mim.**  Somit  in  jam 
ütlmiW  nothwendiges  Recht  offenbar  wird,  dürfen  sich  die  Staten  nicht  los- 
sagen; mm  m  mit  üb  wiUkftrUeli  iied,  kOuMi  lie  mtk  «iOkiilkk  lwnit%t 
werden* 

15. 

Wenn  die  herkömmlichen  Uebungen  im  Widerspruch  sind  mit 
den  e"vvii;cii  Grundsätzen  des  natürlichen  Menschenrechts  oder  von 
dem  fortschreitenden  liechtsbewusstsein  der  civilisirten  \ Dlker  ge- 
missbilligt  werden,  so  sind  dieselben  nicht  oder  nicht  mehr  rechts- 
Tcrbindlich  fßr  die  einzelnen  Staten  und  ist  eine  Verbeeserung  der- 
selben nothwoudig. 

Die  AbschaAmg  der  Sdaveroi  und  des  Beutoediti  ist  überall  im  Gegensat« 
JEU  den  ata  Uttmagm  der  Staten  doich  VerbesMnnf  dar  YAOBenitte  «k«eAlkrl 
werdea. 

16. 

Wie  in  den  Uebungen  der  Völker  su  mt  luk  h  m  den  Aensse- 
rrnigen  erleucht«^ter  Statsmäuuer  und  in  den  Werken  der  Wissenschaft 
das  Itechtsbewusstseiu  der  civüisii  ten  Menschlieit  ausgesproclien.  In- 
sofern die  AVissenschaft  das  Ui  uht  darstellt,  dient  sie  der  Klarheit 
des  Rechts  und  der  Verbreitung  des  Rechtskunde;  in  wiefern  sie 
eine  Autoritiit  über  die  Menschen  übt  und  die  Handlungen  und  das 
Verhalten  der  Süiten  bestimmt,  wirkt  sie  an  der  Fortbildung  der 
Rechtsordnung  selber  mit 

Hase  Orotlua  L  1.  XIY.  „Mninr  (Job  garthm)  pari  aodo  quo  |w 
wm  Kdstm  dO^t  MB  pcipalM»  ei  itaifcawit  pariMcm.*«  Keit  (Oobm.  «T  Ik. 
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Am.  Law.  I    19.):  ^  tm»  wte«  Um  princlpal  joritto  agree^  dM  jmmasftim 

will  be  very  great  in  hmat  of  tiiB  solidity  of  thelr  ina.xims/'  Di«  Autorit&t  der 
Rechtswissenschaft  ist  freilich  nur  eine  Folge  des  Glaubens  au  ihre  Er- 
kciuitniss  des  Rechts,  this  vor  ihr  schon  da  war,  und  nicht  wie  die  Autorität 
des  Gesetzgebers  eine  ursprüngliche  Bechtsmacht  Aber  der  Mangel  einer 
T<ilkBiTeditHelien  Qeistzgebung  erhöht  den  Werth  der  Becondären  Bechtsquellen. 
Indem  die  Winenschaft  Tomehmlich  das  Yölkerrecht  tenmnftmimig  iMgrOodot  und 
mit  AutoritM  veikAndet,  hUft  loA  joie  Lfldce  an^U^.  Hugo  ßroot  hat  in  seinem 
bertthmten  Werk,  welches  die  Grundlage  der  neuem  Wissenschaft  vom  Völkerrecht 
geworden  ht,  su  h  vornehmlich  auf  die  Zeui^iiss*^  weiser  Mlimcr  berufen,  und  ist 
dann  selber  wieatr  znr  Autorität  für  dip  Nachfulger  pfworden.  Wenn  hcuto 
Wheatou  und  Pliiilimore,  Wildiuuuu  uud  Keut,  iieffter  und  Oppen- 
heim dnig  Bind  in  der  Dantelloiig  einea  RechlPOBteea,  ao  nird  man,  andi  obna 
terlntsBaiaaiga  Bemlcaiidmif  wmi  «nla  s«ei£Bl]Mllar  IMnang  geaei«!  aain,  dfl»> 
seihen  als  modernes  Völkerrecht  XU  betracfateO.  Freilich  hat  die  kritische  Prüfung 
den  Au^8prücheu  der  ächriftitdkr  gaganabcr  etn»  gcAMere  Freiheit  ala  besügUch 
des  Yertragarechta. 


ilaauslia,  Das  VttkarmM. 
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Ydlkeriechtliclie  PeisojiGiL 
L  Die  StetML  Ä»  StotqienSiilIclikelti 

I 

17. 

Die  Staten  and  TÖlkenechÜiche  Penonen. 

Die  PeraAnlielLfceit  Iii  dne  notliwendlge  EigeoKhift  dw  Stetn. 
Pertou  im  rediflfctei  Sinn  des  Worts  heinl  ein  Wesen,  mSdm  ftUg  Ist»  Rechte 
in  enferi>eu  and  zu  behaupten  nnd  Yerpflichtongen  auf  sich  zu  nehmen.  Indem 

der  Stat  innerhalb  seines  Gebietes  die  Rechtsordnunj;  sellistäncHg  onlnct,  ist  er  die 
höchste  Berit tsporsou.  Indem  dor  Stat  nach  aussen  mit  audcni  Stnton  in 
Becht8Terh»]Uüt$tie  eintritt,  bewährt  sich  seine  ?öikerrechtliche  Persöuliclikeit, 

18. 

Das  VfUkeireclit  verliiudct  die  vorscliiedcneu  Stuten  zu  einer 
gemeinsamen  Rechts ordüuug,  sowohl  repräsentative  als  absuhite, 
monarchische,  wie  republikanischo ,  grosse  und  kleine  Staten.  Es 
fordert  keine  bestimmte  Verfastiungsform  oder  Grösse.  Wo  immer 
eine  Völkerschaft  zu  einem  regieningsmässig  geordneten  Ganzen  in 
einem  bestimmten  Lande  dau^nd  Terbimdeii  ist,  da  wird  sie  ToUnor^ 
rechtlich  als  Stat  betrachtet 

Die  Verfnmmg  des  States  wird  gnnidwt  nach  den  innern  TefffailtniMD 
eines  Volks  bestimmt  ist  die  Qqpoliatfoa  des  politiidien  Kfepen  des  be- 
treffenden Volks,  und  bildet  die  Onmdbtge  des  Statsrechts.  Erst  wenn  der  schon 
organisirtc  Stat  narh  rupioh  «Is  Porson  erseheint  und  sichgsltead  aaflllti  iMgiUBt 
iCü:  ihn  die  Tölkerrechtliche  Hp^j^hnt^.   YgL  §§  39  f..  11&  t 
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19. 

Eiua  torftbergefaende  Anarchie  lündart  die  Fertdaner  eine«  StfttoB 
nidit^  wenn  die  Beorgamsation  desselben  in  Aussicht  bleibt 

Die  rcgieronfifsinässige  Ordnung  kann  in  einem  State  momentan  dnrrli  Auf- 
stände oder  Revolution  erschüttert  o<lor  zeretftrt  werden.  Dadurch  wird  die  Perbön- 
lichkeit  des  States  nicht  aufgehoben,  so  wenig  als  der  Eixuehuneusch  dieselbe  eiubiuätt, 
mim  dar  Ftibemstaiid  sefaw  flandhingsrahii^t  Uadort  EVuiknldi  m  xnr  Zelt 
dir  Septanbeimde  1796  Bodi  ein  Stat,  iri«  Neapd,  ila  die  BaadMi  Bnffos  die 
Hauptstadt  mit  ihroi  Qtteeln  erftlllten,  Juni  1799.  Die  Auflüsung  der  Statsordnong 
rieht  aber  den  Untcrpin^  eines  States  dann  nach  sic}i.  weiui  die  "\Viederlierstelhin*r 
oder  die  Neugestaltung  der  Ordnung  innerhalb  des  Volks  und  Landes  als  unin(>glich 
erscheint.  Das  ist  nur  der  Fall,  wenn  eine  barbarische  Kasse  die  Zügel  des  ätats 
•bwiift,  wie  In  den  N^ierauiiständen  von  St.  Domingo  1791  oder  wenn  eine  statl- 
feindHch  gestnnte  Menge,  irie  die  Wledertftufer  im  aechaaehziten  Jalubondert  nnd 
die  OoMMMnbinn  in  neuerer  Zeh  mit  Erfolg  den  Stet  vemeiiieB. 

20. 

Noinadenvölker  gelten  nicht  als  Stat,  weil  sie  keine  festen 
Wühnaitae  und  kein  eigenes  Land  haben;  aber  insofern  sie  als 
Völker  geordnet  sind  und  durch  ihre  I!äii])ter  oder  ihre  Versanun- 
lungen  einen  gemeinsamen  öffentlichen  Willen  haben,  werden  de 
den  Staten  ähnlich  behandelt  und  können  völkerrechtliche  Verträge 
schlieesen.  Die  allgemein-menscblicben  Pflichten  des  Völkerrechts 
liegen  anch  solchen  Völkern  ob. 

1.  Den  Wanderstümmeu  fehlt  es  au  der  btatigkeit  und  meistens  anch  an 
einer  wiiknnnn  EinlMli  Sie  sind  hinter  der  SteMnlnklung  zorOek  geblieben. 
Hör  wenn  ale  eich  dtnemd  in  einem  Lende  niederlaaeen,  wie  vonmde  die  Jnden 

in  Palästina,  die  arnbisclien  Nomaden  in  Bagdad  und  Syrien  und  an  den  Kü.sten 
des  Mittelnieercs.  die  Mongolen  in  China,  die  Türken  in  dem  oströmischen 
Reiche,  ktinnen  sie  neue  Staten  bilden.  Aber  auch  wahrend  sie  wandern,  uind  die 
Staten,  in  deren  Gebiet  oder  an  dereu  Grenzen  sie  sich  umher  treiben,  genötliigt, 
Bdt  ibnen  tinselne  BecblsTeriiUtiiisse  durdi  vöIkenechtUche  Yertrftge  sa  ordnen 
eder  ile  snr  Beeditimg  vfllkerredztlicher  Pfllekten  emmlmlten,  Die  Staten  beben 
ein  Recht,  den  HflDodkeonHib  der  Tnrkomannen  m  Texbiiidem  und  die  Bedainen 
and  Kirgisen  zu  nöthigcn,  dass  sie  die  Pflanzungen  der  civilisirten  Naticneil 
nqpectiren,  wenn  gleich  jene  Völker  nicht  das  Recht  von  Staten  haben. 

2.  Auch  die  Indianers tannne  in  Nordamerika,  die  unter  sich  Gemeinden 
von  Ji^ru  bilden,  gölten  nicht  ak  Staten  und  stehen  unter  der  Statshoheit  der 
IMen,  aber  ee  wadmi  mit  ihnen  Vstrlge  von  t^nkerreeiiliiiebem  Gbafakter  abge- 
ffblMtmi  Seit  178&  findet  aidi  in  diesen  Yertrlgen  rugnbnftaetf  die  Beetfaamang; 
ifih  gBMHBlsn  Indiancrstänmie  erkennen  die  Sdnitehehett  der  Vereinigten  Staten 
SB,  «*t  *Tr^*— j^H  ■"■'"T"  Sowraraiaa**  Lawrence  Oonm.  m  Wbeaton  L  966. 
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Dasselbe  gilt  Ton  Statsvölkern  mit  ein«  Kegierung,  weldie  ihr 
bisherif^es  Land  verlassen,  um  ein  nenes  Gebiet  in  Besitz  zu  nehmen. 

Sie  sind  iiixwisclien  iiiclit  Staten  und  daher  nicht  Mitglieder  der 
Völkeigonosseiischaft,  aber  sie  dürfen  sich  den  allgemeinen  Pflichten 
nicht  entziehen  imd  können  völkürrechtliche  Verträge  schliesöcu. 

Zar  ZtÜ  der  growen  Völkerwaadenng  sa  Anfluig  des  Mittelaltm  fud  Um» 
Bill  flftere  Anwendung.  In  der  heutigen  Welt  sind  die  Si;itcii  fester  geworden ; 
iKhov  mvv»j]U-h  i^^t  eine  Erneueniiig  solcher  Aittwindeningfln  mchti  wie  achon  die 
üiuveisuog  auf  den  Monnoneastat  zeigt. 

22. 

Die  Staten  sind  die  Träger  und  Garanten  des  Völkerrechts 
und  insofern  TolkeirreGhtliGhe  Personen  Im  höchsten  Sinne  des  Worts. 

Erst  seit  der  Auflusuug  der  £inen  romano-gcrmauiächcn  Christenheit  d^ 
Mittelalters  in  eine  Anzahl  selbstlmdiger  europäischer  Staten  ist  das  heutige  Yölker> 
recbt  entrtaadeB.  Ei  ruht  «if  der  ürothwendif^ceit  des  menachlich  geordneten  Keben- 
efauuider  der  Btateo,  es  wird  gehmdhabt  dordi  die  Autoritlt  und  geeddttsi  dordi 
die  Ifacht  dieier  8tslfn.  Kliae  es  zu  einer  neuen  einheitlichen  Gesammtordnung 
und  m  gemeinsamen  Organen  ihres  Willens,  würde  die  fje«(enwärtjge  nicht 
orp\msirte  Völkerg^cnossensehaft  zum  orgaaisirtcu  Weltreich  gdeiiiigt,  und  dag 
heutige  Völkerrecht  iu  die  Ir'orm  des  Wcltrechts  in  höherem  Sinne  übergehen.  Vgl. 
oben  §  10. 

28. 

Die  einzelnen  Menschen  hiud  keine  völkerrechtliche  Personen 
in  diesem  Sinne.  Aber  sie  haben  Anspnich  auf  den  Schutz  des 
Völkerrechts,  wenn  in  ihrer  Person  die  \ou  il' m  V  ulkerrecht  gewähr- 
leisteten Menschenrechte  nüssachtet  worden  Bind. 

Die  Anlage  zum  WcUbürgerrecllt(Ksnt)  ist  bereits  sichtbar,  aber  ihre 
AtLsMldnng  ist  nur  möglich,  wenn  es  zu  der  politischen  Oifranisation  der  Wett 
kommen  wird  Der  Kmzelue  ist  zunäelist  ala  Individuum  eine  rrivatpersoii,  sodann 
hat  er  ak  Üurger  der  G^^meiude  und  des  Stats  Antheil  au  licu  o£ftutlichen  Rechten 
der  toiebde  und  des  Stats.  Dort  hat  er  auf  Privatrecht,  hier  auf  Statsrocht 
AmpnidL  Audi  eebe  Mascbenrecltte  waden  snritelut  in  fitste  aad  dnch  tft 
mxhtspfle^  des  Stsies  gSBolitlBt.  Seile  swiiSBhlifthe  PewftilkiilMit  nldit  thm 
über  den  Stat  hinaus.  „Das  gemeinsame  Vaterland  ist  die  Erde."  Heffter  §  1& 
Daher  kann  nuch  der  Einzelnmenscb  vor/iiglich  als  Landeefremder  üi  Ikziehtuigen 
kommen,  welche  durch  da«  YOUcerredit  gesdiOtst  werden.  Gib«  es  ein  Weltrekb, 
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80  v&re  er  in  diesem  WelOittiger.    Da.  es  nur  ein  lockeres  KebowiiHaidar  der 

Staten  gibt,  s/>  ist  er  genöthlgt,  zunächst  bei  dem  State,  dem  er  ak  Statsfrenc^e 
angehört,  aiuii  tlie  völkerrechtliche  Hülfe  m  suchen.  Indessen  zeigt  sich  auch 
darin  die  noch  unvollständig  entwickelte  Anlage  m  höherer  Statcn,^cmeinschaft, 
dm  «neh  fr«iade  SMien  lUk  «na  TOikerrechtlicheu  OrtLoden  de^  verleuten  „W  elt- 
htxgm^  «mwtoffli  ktanen,  and  oft  ««■y*«^,  nemi  €•  in  dem  ScinilJ  des  ge- 
ndtsischea  SIstes  fehlt.  In  msttdigen  FUkn  ibd  m  iu  Arien  Eunifler  m 
engliüchen  oder  mssischen  Gesanten  geschQtst  nordin,  die  ir«der  dem  lygWtfliwi 
noch  dem  ruBSUchea  ötatoreriNUid  angehflttea. 

24. 

Auch  die  Paiteieii,  selbst  die  organisirten  Kriegsparteieii  gelteo, 
wenn  sie  nicht  Staten  sind,  nicht  als  völkerrechtliche  Personen  im 
eigentlithon  Siim,  obwohl  sie  völkeiTCchtliche  Pflichten  zu  beachten 
und  je  nax;h  Umständen  daxoh  das  Yölkenedlit  gesdiütcto  An- 
8|Müche  haben. 

Ein  Vernich  war  StateobOdung  zeigt  sieh  nweilem  in  der  OtgaalMtka  von 

Kriegsparteien,  welche  sich  statliche  Macht  ^«f%nfii  Aber  so  lange  Hie  es  nicht 
zu  wirklicher  Statciibildimg  gebraclit  )iaben,  können  sie  aneh  nicht  als  Glieder  des 
Staten  Vereins  angesehen  werden.  Von  der  Art  wuren  z.  B.  die  aufständischen  Uc- 
wohner  der  Veudee,  wklircnd  der  fnunsöiuschen  Kevolutiou,  die  Tyroier  im  Jahr  lö09, 
da«  Cmpa  von  Schill  1813,  dl«  EMoeluMr  Oailbaldra  1800.        nnten  Buch  VIIL 

25. 

Nationale  Gemeinschaften,  wdLdie  keine  statliche  Organisaftioii 
erhalten  haben,  sind  weder  im  Stats-  nodi  im  Völkerrecht  Porsonen 
fS&wotdeiL  Aber  soweit  in  ihnen  das  allgemeine  Menschenredit  za, 
schBtsen  ist,  ist  der  Schutz  des  Völkerrechts  hegimidet. 

Inwiefern  die  Kationen  zugleich  politische  Völker  geworden  sind  oder  den 
AippMaff  vm  Vfllkem  tiHden,  bedOifeD  ale  heliiea  beeondem  TOllBenedillidMB 
Sdttlna.  Der  Stataacbvts  genllgi  Wohl  aber  wird  «in  TMkerreebtlicher 

Schutz  Bedarf nifls,  wenn  Nationen,  welche  nicht  im  State  eine  politisch  gesicherte 
Stellung  haben,  in  einer  daa  Meuschcnrecht  mi^pnchtenden  Wiüse  von  dem  State 
selber  unterdriickt  werden,  auf  dessen  Schutz  sie  zunächst  angewieaen  sind.  Ks  ist 
ein  auffallender  Maaigel  das  ssaitigeu  Völkerrechts  und  eine  Ueberspannung  d^ 
Statasouveräaet&t,  dass  für  diesen  Schota  mch.  ao  wenig  gesoi^  ist  Die  gemltF 
anno  Anarottang  der  baibarieeben  üieinirohner  in  dem  Hachtgebiele  enropllacher 
md  araerikaniacher  Coloiiieii,  wie  s.  B.  der  IndlaDer  in  Amerika»  ist  eine  Ver- 
letzung des  YöU^rredits.  Aber  auch  die  zeitweisen  Judenhetzen  in  europäischen 
Staten,  in  KnTnänien  noch  im  Jahr  186d,  sind  nicht  Uoaa  atat»*  aondem  ebenso 
völkerrechtswidrig. 
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26. 

Die  christliche  Kizohen  sind  keine  TÜlkenfechtlldieB  Persmieii 
im  obigen  Sinn,  indem  sie  nicht  Träger  und  Garanten  des  Völker- 
rechts sind,  aber  sie  sind  den  Staton  ähnliche  Personen  nnd  können 
mit  den  Staten  in  Rechtsbeziehungen  treten,  welche  einen  mehr  oder 
weniger  ausgeprägten  völkerrechtlichen  Charakter  haben. 

Im  Mittelalter  lictraclitete  sich  die  römisch-katholische  Kirche  als 
oberste  völkerrechtliche  Autorität.  Das  heutige  Völkerrecht  aber  beniht  nicht  auf 
einer  religiösen  uud  kirchlichen,  sondern  allein  auf  pollliächer  und  8tatlicher> 
Autorität.  Aber  es  erkennt  die  Persönlichkeit  der  Kirchen  au  und  betrachtet 
die  YertiAgs  xwbchen  Kirche  tmd  Stat  barande»  dann  ftfanUdi  trle  die  Terltige 
cwiachisi  Stat  und  Stat,  wenn  die  Kirche  nicht  bkns  anf  das  Statflgebiet  begroizfe 
ist,  und  ihr  selbständiger  Charakter  auch  in  der  Organisation  ausgebildet  erscheint 
Am  dentlichsten  zeigt  sich  das  in  den  Concorde ten  zwißchen  einzelnen  Staten 
und  dem  päpstlichen  Stuhl.  Art.  413.  Aber  auch  eine  Laudeskirche  kaou 
Tertragsmäijiüge  Ilechte  habeu  gegenüber  dem  State,  mit  dem  sie  verbunden  ist. 
Hur  wM  dam  du  TeriilltniH  elier  dnen  stati-  oder  prtTatreehtllekeii, 
adlMMr  einen  tdUcerreditlidien  Cheralrter  haben. 

In  Folge  der  schärferen  Sonderang  von  Stat  nnrl  Kii  -he,  welche  die  modenw 
Entwicklung  liebt,  ist  dann  auch  im  Gegensätze  zu  der  IJebimg  des  Mittelalters 
von  keinem  State  eine  üetheiligung  an  dem  Vatt^nisdieu  Concil  der  r<)mischen 
Kirche  von  1869/70  verlangt,  noch  eine  solche  einem  Stoto  angeboten  worden. 
Wobl  aber  hat  abdi  damils  Fkaokieich  vorbehalten,  Allem  entgegen  zu  treten,  vras 
etwft  gegen  die  franiCirfschen  FieOieiten  bescfalowen  werden  sollte,  dronlar  des 
FBnien  de  la  Toor  d'Aineigne  vom  8.  Sept  1809,  in  Acgidi  nnd  Kl^^ 

27. 

Die  Statshäuptcr  (Souveräne)  nnd  die  Gesanten  der  Staten  sind 
nnr  in  abgeleitetem  Sinne  als  völkerrechtliche  Personen  insofern  m 
betrachten,  als  sie  als  Organe  oder  Repräsentanten  der  Staten  er- 
BObeinen  md  mit  andern  Staten  in  Be&ehnng  treten. 

a  gOt  dae  nMn  alUii  tob  dnFonleD,  Hndaai  iMh  von  ninUikiidBeteB 
Baglenmgeo,  ebcHO  aldtt  hkm  von  dm  elgeotHcben  Oewirtm,  laidarn  von  den 

diplomatischen  Personen  flbetlia^   Sie  alle  aber  sind  mr  völkerrechtliche  Pciw 
sonen  in  mittelbarem  Sinne,  durch  Vermittlung  der  Staten  als  der  eigeutUchen 
völkerrechtlichen  rersoueu.   Hören  sie  auf,  Orgaue  oder  ^''crtreter  der  Staten 
sein,  80  erlischt  damit  ihre  vulkorreditUche  Bedeutung  von  selbst. 
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2.  Katotekm^  und  Auerkeuiug  nemer  Stete». 

28. 

Die  iK'iio  8tat(.'iil)i!(luiig  ist  ein  geschichtlicher  Vorgang  in  dem 
politischen  Lehen  der  Völker. 

Das  Völkerrecht  schafit  nicht  neue  Staten,  aber  es  verbindet 
die  gleichzeitig  vorhandenen  Staten  zu  einer  gemainsamen  mensch- 
lichen Rechtsordnung. 

Das  Völkerrecht  erkouut  die  dauerhaften  Ergebnisse  der  Welt- 
geschichte als  rechtsboständig  an. 

Bd  der  BtatenbOdiiiig  whken  vencfaiedene  poUtisdie  Keifte  mBUBmaii,  der 
Onbunig  nad  dtr  Freiheit,  derlCtcht  und  des  WtOena,  der  üntinotiTaD  lUebe  md 

des  leitenden  GedsokMB,  der  inneren  oder  äusseren  Köthigung  and  der  freien 

Selbstbestimmung.  Je  nachdcin  ein  Factor  als  entscheidende  Autorität  erkannt  und 
anerkannt  wird,  erhält  der  Stat  seine  be8(>n<lcrc  Yerfa.^simtrsfonn ,  denn  wer  die 
höchste  Antorität  hat,  der  nimmt  gewöhnlich  die  Zügel  des  Kegiments  in  seine 
Hand.  Nur  die  Oeschichte  mäA  es  efinAtr»  ob  ein  Fürst,  oder  eine  Aristokratie 
oder  die  Gemeinde  der  Bflrger  die  öffentlichen  Angelegenlieiten  leite.  Dm  ABm 
sind  nicht  völkerrechtliche  sondern  statsrecht liehe  Bildungen  und  Bestimmungen 
(Bluutschli,  AUg.  Statsrecht.  Buch  Hl).  Das  Völkerrecht  setzt  das  Neben- 
einander der  Staten  voraus,  wie  sie  grsrhirhtlich  geworden  sind.  Die  vorhandenen 
Staten  verpflichtet  es,  gemeinsame  Keclit-sginindsätze  zu  boaehten. 

Da  das  Völkerrecht  selbst  durch  die  Weltgeschichte  fortgebildet 
irfrd,  so  muü  es  soch  im  flbrlgen  die  Ergebnisse  der  Weltgesehlehte 
le^pectiieo» 

29. 

Die  Frage,  ob,  aus  welchen  Ursachen  und  in  welcher  Form  ein 
neuer  Stat  entstanden  sei,  ist  voraus  statHrechtlich. 

Die  Frage  dagegen,  ob  und  in  welcher  Stellung  ein  neu  ge- 
bildeter Stat  iu  der  Genossenschaft  der  Staten  Zutritt  erhalte»  ist 
wesentlich  völkerrechtlich. 

Die  Aufnahme  des  neuen  States  in  die  völkerrechtliche  Staton- 
g^ffli^ji^^gf^i  geschieht  durch  die  Anerkennung  der  bisherigen  Staten. 

Die  Frage,  ob  sin  whrkUcher  Stat  eodStin^  imd  «as  fär  eine  Veriaaeung  er 

habe,  ist  zunächst  eine  Frage,  welche  ohne  KUWoht  snf  andere  Staten  lediglich 

im  Hinblick  auf  das  bestimmt o,  zu  einem  Stat  geeinigte  und  in  einem  be- 
sonderen Lande  orgauisirtc  Volk,  d.  h.  wcHie  stats-  nicht  völkerrechtlich 
2U  beantworten  ist.  Aber  wenn  ein  neuer  btat  mit  uudcni  SttUen  iu  Beziehuagen 
tritt,  dann  ist  für  diese  die  Ueberlegung  nöthig,  ob  andi  wirUldi  eine  aeoe  Slsls- 
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persönliclikeit  da  rok  nnf  'velrhn  dif»  Rwhtc'  und  Pflichteil  dc3  VölkeiTCchta  passen. 
Als  die  iiordamerikanischeu  Uoiouien  &icü  vou  Engiand  losriaBea,  war  dieser  ge- 
BcMchtliche  Vorgang  zon&chst  ein  Erejgniii  lanAiiialb  irngHufthi«  Stete  und 
Torent  nadi  fugHt^Vm  Steterecht  m  bemiheUeB;  in  dem  Mmm  aber«  in  wächem 

die  Offl"^*«  Om  SelbstaaHligkdt  erk&mpften  und  zu  neu^  Steten  wurden,  entstead 

ein  neaei  Statsrecht  der  nordamerikanischen  Republiken,  und  in  Folge  dessen 
eine  none  völkerrechtlich^  Rcvieliung  derselben  zu  andorn  Staton  Die  Frage, 
ob  dii  btateu  auch  von  den  ul  i  i^^en  europilischen  Stateu  unerkimai  viCitku  sollen, 
war  nach  TÖlkerreclitUiiicu  (irundsatzen  zu  entscheiden.   Wie  die  Stateubilduug  so 

geht  wA  die  Stetaredit  hi  jHewiii  Diugcu  den  VAllLerreelite  forher. 

30. 

Die  Änerkeimimg  des  bei  der  Neubildung  betheiligten  und  viel- 
leicht dadurch  Terletsstm  alten  Stats  hat  eine  stärkere  Wirkung  als 
die  Anerkemnmg  Ton  Seite  der  unbetheiligten  und  daher  neutrakn 
Staten,  aber  es  ist  nicht  nothwendig,  dass  die  erstere  der  letzteren 
TQrausgeihe,  wenn  gleich  sie  einmal  vollaogen  eher  die  letitere 

Die  Anerkennung  von  Seite  des  alten  betheiligten  &tatcs  hebt  die  Zweifel 
and  beendigt  den  Streit  über  die  BenUldung.  Sie  drfldct  denelbea  daher  d^ 
Stempel  der  BeditediaiiMt  wt.  YgL  deriOwr  die  Bede  dee  Mliilaten  Ctaiiing 
bei  PhiUlmere  TL  §  U.  .Aber  es  wird  dem  belhelligtea  alten  Stet  oft  schnenc, 

den  neuen  Stat  anzuerkennen,  als  den  unbefangenen  dritten  Staten.  So  hat,  um 
nur  Beispiele  aus  dem  letzten  Jahrhundert  zu  geben,  Frankreich  früher  die 
Vereinigten  Stateu  von  Kordamerika  anerkannt,  als  der  Mutterstat  England, 
und  hinwieder  £ngland  froher  die  ladamerikanischen  Staten  als  der 
Muttentet  Spanien,  die  BMliten  enropIlMiMii  mdite  frober  das  Ktaigieidi 
Italien,  als  das  mittelbar  betheDigto  Oesterreicli  und  dieeea  ftober  als  daa 
nnmittelbar  betbeUigte  PapattlinnL 

31. 

So  lange  noch  der  offene  Kampf  über  die  neue  Statenbildung 
fortdauert  und  es  demgemäss  zweifelhaft  ist,  ob  wirklich  ein  neuer 
Stat  entstanden  sei,  ist  kein  anderer  Stat  verpflichtet,  den  neuen 
Stat  aozuerkeuneu. 

Beispiele  ans  neuerer  Zeit  sind  die  eine  Zeit  lang  verfehlten  Vemiclke  der 

südamerikanischen  Colonicn  sich  losznreisscn  von  den  Mutterstaten,  die 
unglßcklichen  Kämpfe  der  Polen  1830/32,  1863  xmä  der  Magyaren  1848/49 
für  Herstellung  eines  besooderen  States,  der  nordamerikaniscbe  Südbund 
1861— 6& 


Digitized  by  Google 


VBIkBrfecktUdM  ^'eraonen. 


82. 

Es  kommt,  in  Ermanglung  eines  Weltgeiichts,  jedem  vorhan- 
denen State  zu,  selbständig  zu  beurtheilen,  ob  dip  Neubildung  eines 
States  den  zeitigen  Bpdüi-fnissen  des  Völkerlebers  ciitsi)rcc'ho  und 
eine  ausreiehende  statliche  Kraft  vorhanden  sei,  um  der  Neubildung 
Sieg  und  Dauer  zu  verleihen.  Wenn  er  sich  überzeujTt,  dass  diese 
Fragen  zu  bejahen  seien,  so  ist  er  auch  berechtigt,  den  neuen  iSisA 
ab  Stat  anzuerkennen,  olm-ohl  der  Kampf  noch  fortdauert. 

Tn  dieser  fnihzcitigen  Ancrkcnnuncr  liegt  keine  Theilnahme  an 
dem  Kamj)f  mid  keine  Rechtsverletzung  gegen  äßSk  Stat,  weldier 
aeiaersoits  die  neue  Statenbildimg  bekämpft 

Beis])Irlo  ilic  Anerkemtang  der  Tereinigten  Statea  durch  Frank- 
reich im  Jalir  1778  wilhrend  des  cnph'sch-aracrikanisohcn  Kriegs  iiiul  die  Ver- 
handlungen zwischen  Frankreich  und  Kiif^land  darüber  (vgl.  Whcaton  hist.  d.  Droit 
des  gern  I.  p.  ik>l)  die  Auerkea&ung  der  Bfidamerikanischeu  Staten  durch 
England  1825  (Depeschen  von  Canning  bei  Phillimore  IL  App.  l.\  die 
Amdtmmag  von  Texas  Anwh  Enghnd  1889  (vgl  Lavrenoe  Oonn.  m  WbMfton 
L  8  f  lOX  der  Terms  iwiiekM  Kaglaiid»  Vrankreleli  ni  BvaslaBA  von 
6.  Juli  1827  Ober  Griechenland  ab  einen  neuen  Stat,  die  Anerkennung  des 
Königreichs  Belt/ien  durch  die  V  M  uhte  l*^:^"  trrtz  ih-r  Fin^>mrhe  des  Königs 
der  Niederlande,  die  Anerkennung  des  Königreichs  italicu  an<  [i  in  dem  Neapoli- 
tanischen (kbiete  und  in  der  Bornas  durch  England,  wuiircnd  der  König 
Winm  TL  tod  Neapel  noefa  in  CtaMa  M  to  hiltn  radM  uaA  tnte  der  Protarte 
des  päpstlich«!  StnUes.  (Viß.  die  merkwOidige  Kols  Lerd  Bassels  ten  97.  Oot 
18G0.)  AeoMenmg  des  Lord  Pelmerston  im  Parlement  bei  Gelegenheit  der 
Anerkennung  von  Texas  (Lawrence  a.  a.  0.  in  der  Ausg.  v.  IftGS.  I.  197). 
„Bevor  die  fremden  Miirhto  einen  neuen  Stat  anerkennen,  sollen  sie  das  Aufhören 
der  Feindseligkeiteu  von  Seite  des  alten  Stats  ahwarteu,  die  seinem  Verzicht  lauge 
vorher  gelten  kann;  auch  muss  der  neue  Stat  hinreichend  befestigt  sein,  nm  mit 
aadera  Lindern  'einen  intenuttiomlen  Yerke^or  xu  pflegen;  nnd  er  man  bcma  Ms 
▼c^e  ünabh&n^^teH  besitsen,  als  ein  besondeier  8lst|  nenn  sineli  nicht  vollkommene 
Ruhe  im  Innern,  deren  oft  ahe  Staten  entbehren.  Es  muss  eine  Regienuitr  be- 
stehen, welche  von  dem  Yolke  anerkannt  ist,  an  dessen  Spitze  Kie  ist,  und  tUhig 
ißt  auch  die  Verantwortlichkeit  zu  ühemehmen  für  die  Ilaudluugen  desselhen. 
Aber  die  Weigerung  dra  alten  Stat£,  der  zwar  den  Kampf  einge&tellt  hat,  aber 
■idi  TQiMillti  in  der  Znknnft  seine  Aotoiitlk  benoslsUen,  Ist  kein  ieclifcni&&&igcr 
HindertmgBgnmd  Ute  die  Qbrfgen  Steten." 

83. 

Die  Mhzeitige  Anerkennung  kann  jedoch  in  der  Absicht  ge- 
schehen, sich  an  dem  Kaiopfe  m  botheiligen  und  iür  die  staten- 
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weküier  die  nene  Sttttanfaildiiiig  init  KxiegBgewalt  m  Tnlimdem 
bencJitigt,  .jene  Handlwtig  als  euM  fdndliclie  Tbit  sa  tjetnchtoi 
und  demgen^s  zu  handeln. 

Vgl.  Aiun  zu  §  3'2.  Kiiglaud  hat  in  J-'o!f»e  der  frülicn  AiuTkonntin^  der 
Tereinigten  Staten  durch  Frankreich  1778  ^iixm  Gebauten  vou  Paris  ab- 
gerufen, und  darin  einen  casus  belli  gesehen.  Die  Froclamation  des  französischen 
NadonaloonventB  an  die  TOlker  vom  19.  Nor.  1798  vad  du  AnnUelen  der  finndai- 
genoMenachaft  war  dne  acdre  Besflastigimg  und  Theilnfthine  an  der  Neogeataltaiig 
republikanischer  Stat«n,  ebenso  die  Unterstützung  der  he) veti sehen  Republik 
durch  die  französisrlif^  wider  die  alten  Republiken  der  Eidprenofsfrensdmft  1798. 
Die  voreilifre  Anerkeoiiuug  des  Anfstandes  in  Ciiba,  zu  woloher  das  KcpriisenUmten- 
liaus  der  Vereinigten  Staten  von  Amerüca  am  5.  April  lötö  sich  bereit  zeigtOi 
weldie  aller  durch  die  Weisheit  des  Senats  und  des  Prilddeuten  vereitelt  wurde, 
hatte  S^enieii  gerechten  Anlasi  n  Beechwerden  gegeben. 

34. 

Kein  Skat  iai  Teipflicbtet,  den  neuen  Stat  aofort  nach  dem 
aiegcaicheii  Dnrdibnidi  der  neuai  Statenbildmig  ansnerhennen,  vaim 
nodi  eine  emate  Ge&hr  in  Anaatoht  iat»  daaa  dcor  Kampf  nm  deaaen 
Bdateni  erneuert  werde,  indem  ebendeahalb  eelne  Fortdaner  nodi 
als  awetfelhaft  betrachtet  werden  kann. 

Aber  jeder  Stat  iat  berechtigti  trotz  aoldier  Zweifel  im  Yer- 
tranen  auf  die  Lebenakraft  dea  neuen  Staia,  demaelben  aeine  Aiieiy 
kennnng  zu  gewShren« 

Um  desswillca  geschieht  die  Anerkenming  neuer  Staten  gowühulich  nicht 
gleidizeitig  durch  die  übrigen  St&ten,  sondern  nur  stufeuweise  und  allmfthlich,  je 
nachdem  dfaielbeik  denuügen  Zweifeln  etn  gering«  oder  ein  achweree  Gewldil  bei- 
legen. Kattkrlidi  het  bei  der  Sehltenng  des  Zweifels  auch  die  Neignng  oder  Ah* 
oeigaag  einigen  Einfluss,  und  es  winken  euch  die  |K»lfti«chen  Interemen  bald  mt- 
aOgttnd  bald  forderlich  ein. 

35. 

Der  neu  gebildete  Stat  hat  ein  Recht  auf  Eintritt  in  die  vulkur- 
rechtliche  Stateugcnossönschaft  und  auf  Anerkennung  von  Seit43  der 
Übiifren  Staten,  wenn  sein  Besüind  unzweifelhaft  und  gesichert  ist. 
Er  hat  dieses  Hecht,  weil  er  existirt  iiiid  das  Volk« n  t  cht  die  in  der 
Welt  ezistirenden  Staten  zu  gemeinsamer  Recktsordnimg  Yerbindet» 

Die  Aneikesmng  eines  wirkliehen  flialea  daidi  aadve  Staten  erscheint 
flnOieh  in  der  Form  eines  freien  Actes  souvcr&ner  Staten,  aber  sie  ist  doch 
»iaht  «in  Act      abielaiea  Willkar,  denn  das  YAUGBRecht  verbindet  die 
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fjiinaMm  fitate  «aoh  wider  ihren  Wilko  fi  neMMielicr  Bpdü^gemeinachaft. 
Dfo  In  dar  Iftawi  Llterator  vidftMg  yurtumta»  Mfiiiwiwft  äm  m  von  ten  Manen 

Belieben  einee  jeden  States  «bUbige,  ob  er  einen  andern  Stat  anerkennen  irolle^ 

oder  nicht,  verkennt  die  Bechtsnothwendigkeit  des  Völkcrrrchts  nnd  irtlre  nur  dann 
rirht;«r.  wenn  das  Völkerrecht  lediglich  auf  der  Wiüktir  ihr  Staten  bernlite,  <1  h 
biüt!jit's  Vcrtracrsrccht  wäre.   Hätte  Frankreich  die  EutstehiuiL^  dos  Norddeutschen 
Bundes  nach  löüb  nicht  anerkannt,  so  wäre  diese  Weigerung  olme  Zweifel  als 
Kriegsfall  too  Yiemm  beaadhtet  Wden. 

30. 

So  wenig  ein  bestehender  Stat  sidi  der  T^Ucerrechtlichen  Ge- 
meinflchaft  wiUkiirlieh  entziehen  kann,  ebenso  wenig  können  die 
fibngen  Staten  emen  bestehendeB  8tat  inUkörlicih  ans  dem  Völker- 
Terband  anssdiHeBBeii. 

37. 

Die  Pflicht  zu  vÖlkerrcclitlicher  Anerkeimung  wird  nicht  durch  •  • 
die  Rücksicht  darauf  aufgehoben,  dass  die  Statciibilduiig  nicht  ohne 
Gewaltthat  und  Unrecht  zu  Stande  gekommen  sei,  indem  das  Völker- 
recht die  wirkhchen  Staten  auch  dann  vorMndet,  wenn  sie  Unrecht 
thun  und  die  Frage,  ob  ein  wirklicher  Stat  da  sei,  nicht  Yon  der 
Untadelhaftigkeit  seiner  Geburt  abhängt 

Die  Bildung  neuer  Staten  geht  fast  niemals  ohne  Gewalt  vor  aidl;  indem 
dabei  Ivräftf.  die  bis  dalun  nicht  im  Besitz  der  Statsgewalt  waren,  diese  durch 
Kampf  mit  andern  Gewalthabern  erstreiten  müssen.  Man  braucht  nur  die  Ent- 
stehungsgeschichte der  gegenwärtigen  Staten  näher  zu  prüfen,  so  wird  mau  Ubertdl 
wafamefasnen,  daas  die  alten  Aatorit&ten  und  das  geschichtliche  alte  Recht  der 
Denen  StatenbUdnag  ihren  Widerstand  entgegen  m  setzen  Tersocht  haben  und  dass 
die  neue  Rechtsbildung  genfltltlgt  war,  diesen  Widentand  zu  überwältigen.  Kriege» 
BeTolutionen ,  Usurpationen  haben  einen  weit  grosseren  Antheil  an  der  Bildung 
neuer  Staten  als  friedliche  Verträge,  oder  freiwillige  Verleihungen  und  unwider- 
bprochenc  Statsacte.  Fftr  das  Völkerrecht  ist  aber  inriner  cntschpideiul  die  Existenz 
der  ä taten.  Da,  diese  Kechtüpersouen  sind,  so  müssen  sie  als  solche  betrachtet 
and  flue  Beslelningen  sa  einander  nsniichlich  geregelt  wctden.  Die  Mlngd  hi 
der  Beehtsfisnn  der  iäitateiiuag  haben  gevOhnlldi  nnr  eine  statarechtliehe  Be> 
deotong  und  werden  auch  ststereehtlleh  geheilt  Bas  Yölkerreclit  braucht 
rieh  nif'fit  danim  zu  kun^mcm.  Nur  werir.  im  Kampf  mit  einem  andern  State  die 
Keubüüung  durchgeluhrt  wird,  wird  di^  Frage  2U  einer  völkenrechtlichen.  Davon 
handelt  der  folgende  Artikel. 

38. 

Warn  floi  Stet)  dessen  Beehte  bei  der  Neubildung  eines  andsm 
Stetes  TvrIeM  mvto  tiuB^  ainser  Stenda  iat|  dieaa  Neabildaag  ui4 
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den  Bestand  des  imimi  Stetes  nt  tedundeni,  so  hat  ar  aacb  dae 
fiadit  tdditt  demselben  seine  Anerkfinmnig  länger  sn  benagen. 

Der  Gaiij?  der  Weltgeschichte,  iu  welchem  sich  die  daucrüüe  Macht  der 
Yerhältuisäe  ofi'üubart,  also  auch  das  lebendige  Hecht  bichtbar  wird,  zmtört 
alte  sni  begrOniet  neoe  Beebto.  Weon  jene  nnlnfthur  gewoite  tiad,  so  gehm 
ris  toter,  und  weoa  dta  ihre  Hadik  und  Autorität  bewikrt  Ibsben,  ao  find  de 

nicht  mehr  za  ignoriren.  Spanien  hat  die  Losreissung  der  Niederlsnde  nad 
das  deutsche  Roicb  hM  T'nahliänL'igkeit  der  Schweizerischen  Cantone 
erst  im  Westphiüi&cheu  Frieden  am  rlwnint  So  ziibe  die  ahen  Machte  das  längst 
eEBtorbeue  Hecht  der  IrQhereu  Jahrhunderte  nocii  bewahreu  wullteu,  sie  waren 
dmiodi  irliHiiwWfili  dnrA  die  Macht  der  Zeit  genöthigt,  die  Umgestaltung  aoza- 
erkennett.        imtea  B.  17. 


3»  £iiiflii»s  der  Yerfassimgswandliing  auf  die  völkorreelitUdieii 

YerliiUtiiUse  der  SUteu. 

39. 

Die  besondere  Verfittsung  eines  Siates  bildet  in  der  Begel 
keinen  llieil  des  YSUeneolits,  sondern  ist  dessm  Statsredit 

Die  Yeränderong  einer  StatsTerfossung  hat  daher  in  der  fiegd 
keine  Tolkerredttiichen  Wirkungen. 

Vgl.  oben  §§  17,  18.  Verfa88«nj»8fragen  sind  innere  Statsfragen. 
Ob  ein  Stat  als  Monarcliic  wUr  Repnldik  oder  ob  er  a!>sohit  oder  repräsentativ 
organisirt  sei,  das  ist  zunächst  für  das  Völkerrecht  gleichgültig.  Die  politischen 
Beaehungen  eines  State«  m  udetn  Stttea  werden  durch  lolche  TerfiMsongs- 
indeningen  wolü  oft  genug  Terlndert,  indem  die  frflhem  Marlithiiliwr  gertdnt 
werden  und  andere  Parteien  zur  Herrschaft  gelangen.  Mit  der  frühem  Regierung 
bestand  vielleicht  eine  intime  Freundschaft,  die  mit  der  neuen  nicht  fortgesetzt 
werden  kaim,  oder  es  waren  damals  gespannte  VerhMtnisse  mit  jener,  die  leicht 
mit  dieser  ausgeglichen  werden.  Aber  die  völkerrechtlichen  Hechtsverhdltnisse 
werden  durch  die  innere  Verfaggungaftnderung  nicht  betroffen  und  nicht  ge&ndert 
Möglich  d&K  die  geSnderte  FoUtik  im  Krie«  und  Frieden  anch  dieee  Yerhiltniiie 
im  YerMge  Indect  Dm  ist  aber  nidit  eine  unmittelbare  Wirkung  der  Ynünmmgi» 
ftndemng,  Mndem  eine  Folge  ander»  rechtbüdender  J&eignisse. 

40. 

Der  Stat  bleibt  dieselbe  völkerrechtliche  Person,  wenn  er  gleich 
bald  in  der  Gestalt  einer  Monarchie  bald  in  der  Form  einer  Republik 
arachaint,  in  der  einen  Zeit^^base  oonstituäonel,  in  mar  andecn 
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Mdokraltscb  regiert  wird.  Dednlb  blähen  «usib  leiiie  Buchte  vobA 
Verpflichtungen  gegenttber  andern  Staten  feribeetdm. 

Der  englische  Stat  war  völkerrechtlich  derselbe  Stat  vor ,  wUlirend  iind 
nach  den  Kevolutioneu  vou  lüiü  uud  ubwolil  die  Statsformeu  und  die  Ke- 

gieniDgcn  heftige  Wechsel  erlebten.  Ebenso  blieb  der  französische  Stat  als 
FersoB  fortbestehn,  ungeachtet  er  seit  1780  eine  Reiha  der  dnrchgreifeiidfltai  V«j^ 
fjMwngwiwlMfmageD  er&hren  hat  Die  Inttvidaalitit  dea  Volks  und  dl«  FerldttMr 
des  Landes  beathnmen  die  Existenz  des  States  und  jene  wUmttea  im  WflMn,  vma 

41. 

Da  die  StAten  bJs  Personen  Verträge  mit  eiuaiuler  eingehen, 
so  ist  die  Fortdauer  der  Vertragsverhältnisse  nicht  bedingt  durch 
die  Fortdauer  der  liegierungen ,  welche  die  Verträge  ahgeschlossen 
haben. 

Nicht  bloss  die  Gesanten,  sondern  auch  die  Fürsten  schliesson  die  Verträge 
ab  nicht  für  eich,  sondern  als  Reprasoiitanten  der  Staten.  Die  Staten  selbst 
enrerbeu  düraus  Rechte  und  werden  dadurch  verpflichtet.  Vgl.  unten  Hmh  VI. 
Deshalb  dauern  diese  BechtaverhAUiiiase  fort,  wenn  gleich  eine  andere  Dynastie  in 
etnan  der  8tatea  wast  Hemdiaft  erhoben  oder  die  Mcetidiie  in  die  BipiUik  ubh 
gevandeH  wird.  Der  Satx  wurde  auch  in  den  Verhandlimgen  der  europ&iachctt 
M&chte  mit  Frankrekh  nach  der  Erhebung  Kapoleons  HI.  zvmx  Kaiser  von  Frank- 
reich allseitig  anerkannt  Vgl.  unten  §  123.  Der  moderne  Grundsatz  ist  in  dem 
Protokoll  der  "V  GrossmÄchte  zu  London  (IfV  Februar  18:^1)  ausgesprochen: 
„D'aprös  ce  principe  d'un  ordre  sup^rieur,  les  Traiteb  ne  {)!  rdent  pa«?  leur  p?iis«fl!iro, 
quels  quo  soieut  les  cbangemens  qui  intervieuuent  daus  i'orgauisauou  intorieui-e 
des  peuples.'* 

42. 

Ueberhanpt  werden  Rechte  und  Pflicliten  eines  States  gegen 
einen  andern  Stat  nicht  verändert,  wenn  gleich  die  Kegierungsform 
eines  dieser  Staten  eine  Wandelung  erfährt. 

Auch  das  Statsvermögen  verbleibt  dem  State  trotz  des  WechBels 
der  Dynastie  oder  der  Statsferm. 

Ei  seigt  sich  das  a.  B.  in  den  GreniTerhlltninen,  und  bei  Statadienethar» 
ketten.  DieselbeD  bleiben  dieselben,  neg  der  Stet  monarchisch  oder  iqynbBkmiiich 
xt^fiatt  werden,  dleae  oder  jene  YerftMong  haben. 

4a. 

Nor  diejenigen  TÖUcerrechtiichen  Verträge  und  BeditsverbSlt- 
lutM,  welche  sieb  weaenttiob  mebt  auf  den  Stat  eetbet  eondem  nur 


Digitized  by  Google 


78 


auf  die  'Btntmm  bestumnA^  Begenten  oder  DjnMtieii  im  State  be^* 
neheii,  Teiüeron  dnrdi  eine  Veiibflsiiiigswaiiddimg  ihre  Gdtmig  und 
'VBrksaankeit,  wenn  jene  Personen  in  Folge  derselben  ihre  Eigenschaft 
als  Haupter  oder  Dynastien  dieses  Statee  einbfisssn. 

Deslialb  Imbcn  Yertmge  eiuea  States  mitdorDynastie  eines  andern  States, 
welche  den  Schutz  derselben  bezwecken,  nur  efaift  kadtiiakte  WiEknadnlt  Wenn 
trotzdem  diese  Djntttle  doreh  ehe  Berolatioo  geatant  oder  durch  eine  Usurpation 
beseitigt  irixd  und  die  yeitoimgrtiideniiig  eo  vollzogen  ist,  dass  ein  nenes  Stata- 
recht  zur  Wlrksradcdt  gelangt  ist,  so  hört  auch  fnr  den  Stat,  welcher  die  gestOrztc 
Dynastie  m  schfltj^pn  rersprochen  hatte,  diese  Yeipflichtung  auf.  Beispiele  sind 
die  Vf'rfri\i,'e  Koni*!:  Ludwigs  XIV.  V(»n  Frankreich  mit  Jakob  II.  von  England, 
die  Vertrüge  des  Ivaisers  von  Oesterreick  mit  deu  BourboniscLcu  KunigbliauiiO 
TOn  Neapel  und  andern  Ttolieniechen  FQntoe,  aich  der  Beetanradop  ym  1916, 
die  Tenbceduagea  Napoleoae  IE.  mit  dem  Kaiser  Haximllien  Toai  Mexico  in 
nnsem  Tsgen.  Des  StataMdil  wirkt  in  allen  diesen  Dingen  entecheidend  und  das 
TODMoeciit  wirii:fc  mir  nacbtriglicli  unter  der  Tenmiietnng  des  Statsrechta. 

44. 

Wird  eine  entthront©  oder  vertriebone  Dynastie  später  wieder 
restaurirt,  so  ist  sie  nicht  berechtigt,  die  völkerrechtlichen  Verhält- 
nisse, welche  in  der  Zwischenzeit  von  der  damals  anerkaiiuten  Re- 
gierung geschaffen  worden  sind,  als  nicht  geschehen  zu  betrachten, 
mdem  dor  Stüt  inzwischen  fortlebt  und  soinon  RechtewiUen  durch 
die  jeweiligen  in  Wirksamkeit  begriHenen  Organe  äussert. 

Z.  B.  Es  kam  den  restaurirten  Stuarts  in  England  und  den  restaurirten 
Bonrbonen  in  Frankreich  nicht  zu,  Verträge  als  nichtig  zu  behandeln,  welche 
dort  der  l'rotcctor  ('romwcU  für  England  un<l  der  Kaiser  Napoleon  fVtr  Frank- 
reich iuzwischeu  abgeschlossen  hatte  und  es  wai'  nicht  liechtbilbuug ,  sondern  eitle 
Pynaatenlamftt  wenn  der  roitiMilite  ¥JII''t^  von  Piemo&t»  nnd  der  restemirls 
Kuilline  von  Hessen  1814  die  gaase  Periode  der  Zviedienregiermig  als  nfabt  vor- 
handen fingirten.  Die  Statshandltuigen  verbinden  den  Stat»  der  bleibt»  nnd 
d^halhf  anch  die  vacliaelDden  BnntiliicintaBtinn  <i—  State. 

45. 

Nur  wenn  die  Zwischenregicning  nicht  zu  wii  klichcm  Bestände 
p;elangt  ist  und  deshalb  ihre  Handlungen  nicht  ala  Statsacte  gelten,  > 
braucht  sich  die  restauiiite  Regierung  nidbit  darum  zu  kümmern. 

7r  B.  Die  Zwischenrcgicruug  des  Dictators  Manin  in  Venedig,  KoH^ntlis 
in  Ungarn,  die  republikanischen  I{o?ienu!<ren  von  Mom  und  in  liadeii  im 
Jahre  1849  wurden  mit  liecht  nicht  als  wahre  ik|>ra8eutauicu  der  betrett'eudeu 
fitalen  snerfcMmt 
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4^  VvUsrpaag  te  Stotm,  IMretng  tob  Stot«g«U0t» 
EfaiTerleilnuigen^  Statenfolge. 

46. 

Die  blosse  Gebietsyei-miadenrng  bedeutet  ao  weiug  Untergang 
eüies  States  als  die  Abnabme  seiner  BeTÖUcenuig,  wenn  nur  Land 
«nd  Volk  wessotUoh  dioeelbe  Ttrbkiben. 

Man  sieht  dabei  auf  die  Hauptbestandtheile  des  Landk»,  welche  voirzflgUch 
den  Chwrirtw  des  Statee  bediogai  und  dm  Sem  des  Yolket.  In  dem  antikan 
Banmeidie  blldeteii  Itftlioii  und  Bon  den  BM9<kam  des  rOmlklien  StelM, 

irelcher  daher  noch  als  fortAnienid  angesdieii  ward,  obwohl  eise  xOeoIache  Provinz 
nacli  der  andern  von  den  Germanen  abgerissen  M'urJc.  Auch  in  nnserm  JaJirlumderte 
blieb  Preussen  dErsclbe  Stat,  nachdem  er  im  Frieden  von  Tilsit  10ü7  fast  die 
Hälfte  seines  Gebietes  eiiigebüsst  hatte,  weil  die  alten  äUuumiaude  erhalte  blieben. 
EboMo  Uieb  Frankrsieli  iMdt  den  JUtbmtnBgßa  b  daa  Mtea  Meer  FMem 
ISUßb  und  iva  1871  nnd  Oesterreloh  nach  dem  Yarinste  der  Lomlmidel  1866 
and  von  Venedig  1866  denelbe  Stat,  weil  Frankreich  nnr  seine  frAliem  Eroberungen 
wieder  aufgeben  mosste  und  nicht  die  italienischen  Proviosen,  aoodero  die  Donau* 
Itadfr  den  ILeni  der  östeneichiachen  bilden. 

47. 

Die  Abtretung:  einer  Provinz  oder  «»ines  andern  Thoiles  des 
Statsgebictcs  hat  iusoforn  auf  die  völkeiifi  lillichen  Yerbältnisse  des 
fortdauernden  States  enRTi  KiTifliiRs,  fils  du  innigen  Rechte,  welche 
ihm  bezüglich  des  abgetictcucn  (i  In  t  s  gegen  andere  Staten  bisher 
zustanden,  und  diejenigen  Vei'i)llu:iituugen ,  \v<4che  ihm  bisher  mit 
Rücksicht  darauf  oblagen,  mm  von  ihm  aljgeiöst  werden  und  mit 
der  Abtretung  auf  den  Stat  übergehen,  welchei'  dieselbe  erwirbt. 

Von  der  Art  sind  Grenzregulirungcn,  Bestimmungen  über  den 
Uferbau  und  die  Flussschift'fahrt  (über  Kirchen»  Spitäler  u.  8.  f.), 
offene  Strassen,  besondere  Provincialschulden. 

Ibn  kaui  dleae  Bpfihto  und  Fflkfaten,  iiwoffin  ile  ttwpn  beetfannten  Landen 
HbtOib  anhallaD,  örtUehe,  und  iaaoleni  aie  dnem  bestimmten  Stamme  oder  be* 
stimmten  Personenclassen  anhängen,  persönliche  nennen.  Die  örtlichen  Rechte 
und  Pflichten  sind  an  den  Ort.  die  pers/inHeheü  :m  die  Person  pehnnden  rtnd  folj^n 
dem  politischen  Schicksale  dei^selbe».  Im  Eiii:  *  Im  n  freilich  können  Zweifel  ent- 
stehen, ob  der  örtliche  und  persönliche  Zusammcuimi^  oder  die  lieadehung  auf  den 
8laft  aia  wwonüifh  «nehslat  Die  bn  JUatltäg  der  beiden  Kadibantalea  gaseMaa 
ÜMiateins  tnr  BaseiBhaidig  dsr  ChmsB  gelten  natthriidi  bi  dendben  Wdse  fllr 
die  Oiandladar  fwk,  man  idM»  dai  ab»  OfCBSgeUflC  efaHu  andern  Stet»  afah 
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verleibt  worden  ist.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  den  Verabredung:?!!  zweier  Staten 
über  den  Ufci^chutz,  über  Anlegung  und  Unterhaltung  von  Diuiimea,  über  die 
Schifffahrt  auf  einem  bestininiteii  Flusse,  über  Landungsplätze,  über  Eisenbahneu 
u.  dgl. ;  sie  bei^ieheu  sich  auf  eiue  bestimmte  OerÜichl^t,  und  wirken  fort  auch 
gegenüber  d«n  State,  wekher  ipMer  die  Helieit  flbw  diese  Oerter  neo  enrnban 
haL  Wenn  gleich  dienr  Stet  bei  der  BceiOiidiiiig  dieser  Beehtsverhiltiiiflse  Bidtt 
—Hgswiiiit  bat,  so  kann  er  doch  das  neue  Qcblet  nur  in  dem  reditUcben  Zustande 
übernehmen,  in  dem  es  sich  lufindet,  d.  h.  mit  den  vorhandenen  Ortsrechten 
und  Ortspflichten  Aehalich  verhalt  es  sich  mit  den  durch  Statenveitnige 
^Lrantirteu  persöulichcu  Rechten  z.  B.  einer  betiUinmtenBellgionsgenosiscu&diaft 
eof  Ausübung  ihres  Cultus,  mit  dem  Antheü,  der  einer  beitinnnten  Ottie  mn. 
Aenden  an  der  BenOtanng  Ardidier  AnslalteB  (Kruikflohetl-  und  Wsgehiiisery 
Pfrttadehlnsflr,  BüdnDBNaitsttea  n.  s.  f.)  zng«eiGhert  umden  ist  Biese  Bedita 
gehen  nicht  unter,  wenn  gleich  an  die  Stelle  des  Statee,  sn  welchem  bisher  jene 
Religionsj^eiinweu  und  diese  Anstalten  gehörten,  ein  anderer  f^tnt  tritt.  Aber  immer- 
hin ist  die  t  ortdauer  und  Wirksamkeit  solcher  persönlichen  Kethte  mehr  gefähidet 
als  die  der  örtlichen  Rechte,  weil  die  persönlichen  Verhältnisse  von  der  poliüschen 

LavTenee  Oomm.  n  WUeaton  1 11.  (L  SlO.) 

48. 

Dagegen  gehen  keinetwegp  alle  TertragvnäBugen  Baoltte  und 
Verbindlichkeiten  eines  Statee  gegenüber  andem  Stalen  Ton  Rechte 
wegen,  ireder  im  Ganzen  nodi  im  Verbältnies  der  A^ffdfhmmg  dea 
Gebietes  oder  der  YdkaiaUi  auf  den  abgetrennten  Theil  fibor,  wenn 
gleich  dieser  Theil  nun  m  einem  seUwtSndigen  neuen  State  genrotden 
ist.  IHe  alte  Yertragnperscm  bleibt  berechtigt  wd  verpflicfatet^  der 
neve  Stat  ist  weder  Yertragspenon,  nodi  Nachfolger  jener  Yer- 
ttagqpersoiL 

Z.  B.  Die  Vereinigten  Staten  von  Kordamerika  sind  nicht  in  alle 
▼ertngmrbiltnine  vom  Rechts  w^en  eingetreten,  welche  von  den  E(i«üg^  von 
England  m  dtt  Zeit  ndt  fiemden  Biaten  ■bBWcMosMm  -««den  ivann»  ak  dte 

Bordamerikanischen  Colonien  noeh  einen  Theil  des  -*gWi»iiAn  Beicfaes  büdetcm. 
Ebenso  tritt  das  Königreich  Italien  nicht  ohne  weitors  in  die  sämmtlichen  Ver- 
tragsverhältnissc  Oesterreichs  mit  andem  Staten  ein,  an  welchen  auch  die  ü^tA- 
italienischeu  Proviuzeu  mittelbar  Theil  hatten,  so  lange  sie  zu  Oesterreich  gehürteu, 
sondern  nur  in  diejenigen,  welche  sich  örtlich  auf  die  Lombardei  oder  auf  Venedig 
iaabeaoBdam  beugen,  wie  s.  &  dl«  LoaAetdfiMte  nnd  TenetiiaiiAe  Mndd.  Bei 
dei  Abtretm«  von  Yenetien  an  IlaUen  müde  nnr  dieee  flehali  imd  nl^  m^ekh 
ein  Theil  der  aUgOneinen  OesterreldllidMn  SlatMehuld  von  Italien  übernommen. 
(Tcrhandlungcn  von  1860.)  Ebenso  wurde  die  von  Frankreich  an  Deutscliland 
abgetretene  Provinz  Klsaw-JLoUuriiigMi  1371  vott  jeder  UebecaatuM  dar  firaniAsiiobea 
ätatSBchnld  frei  erkl&rt 
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40. 

SSeirfölH  ein  Stat  in  SEwei  oder  mehrere  neue  Staten,  von  denen 
keiner  als  die  Fortsetzung  des  alten  States  zu  betrachten  ist,  so  ist 
der  alte  Gesiunnitstat  untergegangen  und  es  ti-eten  die  neuen  iStaten 
als  neue  Personen  an  seine  Stelle. 

Ki'uere  Beispiele  sind  die  Auflösuug  des  römischen  Reiches  deutschef 
Nation  iu  eine  Anzahl  souvcräuer  deut^er  btateu  IbOü  und  1806,  die  Tbeilung 
des  Cantooi  Basel  in  die  Halbcantone  Baselstadt  und  Baselland.  1833.  Das  Bd- 
ipiel  der  TlieUmg  der  Yerelnigten  Niederlande  in  die  Königreiche  Holland 
nnd  Belgien  1831  gehört  theilweise  aach  Ueliflr,  obiroU  In  gewlHeBi  Sinae  die 
Niederlande  in  HoOand  fonnpiraiM  fertdanertCB,  nanimflifJi  Im  Teriillliiiai  n 

ColOllitO» 

Wixd  em  Insheriger  Stat  emeiii  andem  State  aiiirerloibt,  aö 
geht  zwar  jener  Stai  unter,  aber  eein  Untergang  aielit  deahalb  nicht 
notinrendig  den  Untergang  seiner  TöQramditliQhen  Rechte  nnd 
Pflichten  nach  nch,  weil  die  YolkseiilMtaiis  nnd  daa  Land  fortdanetn 
und  nnr  in  d^  neoen  Statenrerband  übergehen. 

Yielinehr  gehen  Hechte  nnd  Pflichten  insoweit  mit  Volle  nnd 
Land  auf  den  Nachfolgestat  über,  als  ihre  Fortdauer  md|^ch  und 
in  den  fortwirkenden  Verhältnissen  begründet  erscheint. 

Die  Beispiele  sind  in  neuerer  Zeit  nicht  selten.  Das  cTöte  Napoleonische 
Kaiserreich  hatte  sich  eine  grosse  Anzahl  von  Stateu  nach  und  nach  einverleibt 
Aber  «och  die  dentichen  Staten  hatten  nr  Zeit  der  AafUnng  des  ihn  KsIm^ 
nidw  viele  geirtUofae  und  intükht  Territorien  nmexirt  Eine  Zeit  laag  Imflhfts 

die  Wiener  Oongrouacte  das  enropllsche  Statensystem  rar  Bähe.   Indeswa  batls 

sie  selber  manche  Einverleibung  best&tigt  und  Oesterreich  annexirte  später  die 
Bepublik  Krakan.  Zablrrjcherc  Annexionen  kennt  die  neueste  Entwicklunii:  der 
nationalen  Politik,  insbesoaderc  Savoyens  dnrdi  Frankreich,  der  i t :i  1  i< n ischen 
Fiirstenthümcr  durch  das  neue  K(inigreich  itaiicu  (lÖGO),  der  deutJidieu  Staten 
Hannover,  KsrkssseB,  Hassan,  ScMsswig-Holstsin  nnd  Frankfurt 
dmck  Prenssen  QSSlSy 

51. 

Wenn  ein  Stat  durch  Wahl  oder  in  Folge  des  Erlirechts  daa 
Statsiiaupt  eines  andern  ötates  auch  zu  seinem  Statshaupt  erhält 
(Personalunion),  so  hört  er  Tiocb  nicht  nnf,  als  eine  besondere  Stats- 
person  zu  gelten  $  und  es  tritt  in  diesem  i?  alle  keine  Statenl'olge  ein. 

Jeder  der  ss  terbimdeiMi  Sisten  TttUefbfe  in  selnsa  vmksmdtfÜckfiB  V«r* 
blttntoett.  ha  liittebdtar  wann  die  Beiqiisie  kisflger,  ab  in  imsr«rZflit,  «ekke 
Bl«al«eSll,BMTMkMn«hL  6 
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die  Tendenz  hat,  entweder  die  Pereonalniiion  in  eine  Realunion  umzuwandeln,  da- 
mit die  Eiuheil  in  der  Politik  und  lür  (.loiehhoit  im  Recht  zur  Geltung'  ki  lunien 
(xler  die  bloss  durch  Poi-sonaluiiion  verbundenen  Suiieu  wieder  gi\nzlich  zu  trennen. 
Kenore  Benipi^  lind  die  Yerbindimg  tod  Bdiweden  und  Nonrc^cu,  der  Bstioi^ 
thftmer  Schleswig  tmd  HdateiB  mit  der  Ezone  BAoenurk,  des  Könlgreichi  Hannover 
mit  der  eugliscLcn  Krone,  des  FUrstcnthumH  Neuenburg  mit  der  Krone  PNOSMn» 
des  Gro88herzogthums  Luxemburg  mit  der  HoUtodiachen  Krone. 

So  viel  wirklielie  Süiteii  voi liaudeii  bind ,  so  viel  völkeneclit- 
liehe  rLTsniieii  siud  vorliandeu.  Der  Stat,  wekiier  mehrere  andero 
Statüii  fsiili  ein  vorleibt  hat,  hat  völkerr<MhtlicIi  nur  Eine  Stimme, 
nicht  meiuorc  Stimiiu  H,  da  er  nur  KiiH!  St.itspMi  son  ist.  Umgekehrt 
haben  die  mLlii-orcii  Statin,  welche  aus  der  S|ialtiuig  Einnb  States 
hervorgegangen  sind,  völkerrechtlich  jedar  eine  fcitiinme,  wenn  gleich 
diese  Völker  bis  dahin  zu  Einem  State  geeinigt  nur  eine  Stimme 
liatten. 

In  dem  altern  deutschen  Reiclwroi  ht  und  ebenso  in  dein  früheren  schweizeri- 
8chen  Bimdesrecht  hatte  ein  anderer  Grundsatz;  gegolten,  nämlich  der  ein  für  alle 
Mal  an  bestimmte  Territorien  und  Cantonc  geknüpfter  Stimmrechte,  so  dass  z.  B. 
Oesterreich  und  Rreunen  mehrere  Sthnmeu  in  der  Curie  der  Forsten  und  Herren 
Qbten,  weil  sie  mehrere  Herrschaften  besaana  und  die  schwelserischen  HülbcintaHe 
nur  je  snsammeu  Eine  Stimme  auf  den  Tagsatziwgen  führten.  Der  statlich  richtige 
Gnmdsatz  Ist  aber  später  auch  im  deutschen  Bunde  und  in  dem  schweigeriachen 
Bnndeastate  durchgedrungen. 

5a. 

Mit  dem  Untergang'  eines  States  Terliert  sein  Vor&ssnngsreoht 
(Ke  selbstSndige  Antorilst  und  Wirksamkeit.  Aber  es  ist  möglich, 
bestimmte  statsrocbfliche  Einiichtiingen,  welche  trotz  des  Ueber- 
ganges  in  einen  Nachfolgestat  fortdauern  sollen,  auch  für  die  Zoknnft 
mter  den  SdmtB  dos  Volkecreohts  m  stellen. 

Die  biahorige  Texftaaang  «nd  das  bisherige  Slatsrecbt  hatten  in  dem  ^Willen 

des  untergegangenen  Sta!cs  die  Quelle  ihrer  Antoriüt  und  in  aelner  Macht  die 
Garantie  für  ihre  Wirksamkeit  gefunden.  Jener  besondere  Stat«wille  und  diese 
Statijmaclit  sind  nun  ahor  mit  dem  State  seliger  untergegangen  und  es  ist  ein  luucr 
Stat  an  seine  Stelle  gutret«  n,  dcs.scn  Wille  und  Macht  nun  entscheiden.  El(  n  di  s- 
halb  versteht  rfch  auch  die  Fortdauer  der  bisherigen  Verfassung  und  des  bisherigen 
AlteiUchaii  Bechta  nicht  von  aelber.  In  den  ivichtigBlen  Beaiehuugen  —  teabeoondflie 
der  potttiaciben  Begiemng  und  Vertietang  —  ist  dieselbe  geradem  namSglick 
geworden,  wenn  der  Nadlfolgeetat  «ilUicli  zur  Hensehaft  und  Entwicklung  ge> 
langen  soll.  Sie  können  daher  nur  insoweit  fortdanenn,  sls  der  ÜAChfoigestM 
das  fctr  zul&ssig  erachtet  und  aelneoeits  guthoiast 
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WflU  aber  laaMa  rieb  «ndi  bei  EfnTerieflnDgeii  beetimmte  Ter! aaanngi- 
svatinde  and  EJnriehiaDKan  arbata  und  ea  knanat  traiU  ler,  daaa  daa 

tragsmüssig  rerabrcdat  wird.  So  sind  z.  B.  bei  der  Vereinigung  der  dautaebOB 
Ostspo! fmtlcr  mit  dem  Riissisohtn  IJiIchp  lipstiniiiiU-  Zusicherungen  gegeben 
worden,  zum  bciiuu  der  beättaheudeu  pulitischen  und  couiessionellcn  Beciitf  der 
Bcwolmer.  Ebenso  enUiält  die  Wiener  Cougressacte  manche  derartige  Vur-> 
behalte  bezQglich  der  ZuSlMikmg  von  Lftadem  an  die  loeikumtai  tfosopMm. 
Staten.  Dieselben  haben  frdUdi  nur  ehe  beachrftnkte  Wirksamkeit  und  sind 
inunerhin  unsicher,  weil  die  Einigung  inneriudb  eines  States  mit  der  Z^t  Fortp 
schritte  macht,  und  es  schwer,  oft  unmöglich  und  unzulässig  ist,  der  souveränen 
Stnt.<;?o^valt  Widorstand  zu  leisten,  wenn  sie  an  die  Stelle  des  alten  ein  neues  Eecbt 
SU  seuen  entschlossen  ist. 

Die  Fortdauer  der  französischen  Gesetzgebung  in  den  linksrheinischen  deutschem 
Lkadem  war  anliuiga  wohlbegKAndat,  wird  aber  dnrob  die  gameinaame  Fortbüdnoig 
sowohl  der  dentschen  Reichagesetzgebnng  als  der  basondam  Laadoagaaet^gebang 
nach  und  nach  begrenzt  und  beendet 

54. 

Das  Statsvermögen  der  untergehenden  Staten  geht  in  Activeii 
und  Paafiivea  auf  den  oder  die  Nachfolgestaten  über. 

Es  gibt  efai  atatarechtllcbea  Folgerecht,  das  eine  gewisse  Analogie  hat 
ndt  dem  priTatrcchtlicben  Erbrecht,  aber  nicht  mit  demidben  au  Tonrechseln 

ist.  Da  das  Yolk  des  einverleibten  States  als  Theil  dos  Volkes  des  einverleibenden 
Ptatps  fortlebt,  so  kann  diese  Succession  iiorh  oIk  r  als  ehw  FortsftziuiL,'  dir  Pfrsfiii- 
licbkcit  nutcrifa^st  wcnlen,  als  das  in  dem  römischcu  Erbrechte  geschieht  Das 
Statsvermögen  kami  bestehen: 

a)  ana  ftffaatUcbem6nt6(DoBMiaep«b]ic),  weldm  entweder  Ten  Naior, 
wie  dfo  Affinttilieben  Geiriteser,  Strasse  FUttse,  HIfen  n.  a.  f.  oder  dmrch 
besmdere  ataflicb»  Anordnung  wie  llesidcnzen,  Rath-  und  Gerichtshinaer, 
Casemen,  Gefängnisse  u.  dgl.  dem  Privatrecht  entzogen  ist  und  anS' 
schliesslich  der  öfTentllebcii  Herrschaft  und  Bpnnt^^tmp:  anffohflrt  oder 

b)  aus  Privatgut,  weklus  dem  Fiscu«  gehört,  wie  z,  ü.  einzelne  Ge- 
werbe, laudwirthschaftliche  Grundstücke,  Geld. 

Anf  all  dieaes  Termögen  beliebt  aicb  dieies  atatlicha  Folgerecht  FDr  daa 
affentiiche  Out  Torateht  ea  si<^  Ton  adber,  daaa  dassdbe  dem  State  folgt,  dem  ea 
dient.  Aber  auch  das  Privatvemiögcn  des  States  wird  nicht  herrenloses  Gut,  wenn 
der  Stat  unfiT_'('ht ,  sondriu  da  diePcreon,  wrVhfr  rs  blslior  anpcliniK*.  niclit 
gänzlich  rcmii windet,  sondern  mit  Volk  und  Land,  also  ihrem  Stoll'o  nacli  in  den 
neuen  Stut  übergeht,  folgt  es  naturgcmäss  dieser  persönlichen  Wandelung  nach, 
und  wird  deshalb  Privatgut  des  neuen  States,  in  weldiem  der  Stoff  dea  alten 
Statea  fortlebt 

Ana  der  Succession  dea  ebverleibenden  States  folgt  nicht,  dass  er  alles  Ver- 
vagen  des  einverleibten  States  ccnLndlsire.  Viehnehr  wird  ein  grosser  Tbeil  des- 
aelben  achon  seiner  Örtlichen  Besiehung  ivegea  Im  Laude  (in  der  Frovinz)  bleiben. 

6» 
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jkit  96.  üeberdMB  teuB  die  BQdnng  Ton  FroTineUlfondi  die  bflsondami  Abs* 

lirft^lM^  imd  Bedflr&isBe  der  Prorin«  befriedigen.  Beispiele  Kurhessen  1867. 
Hannover  1868.  Elsass-Lothringen  1S71.  Das  Königreuh  Ttiilii'n  cinig^o 
idle  Statsschulden  der  frühem  einzelnen  italienischen  Staten  in  eine  g«  tiipf nt-niae 
Statsschuld.  Gesetz  von  18(11  und  üliornalirn  1B06  auch  die  päpstliche  6tat8- 
fichiüd  mich  Vcriialtiiisä  der  Bevölkerung  der  llumagua. 

55. 

Sind  mehrere  Nadifolgesfaiteii  Tdrhaiuleii,  welche  an  die  Stelle 
dee  Einen  untergehenden  States  treten,  und  ist  die  Art  der  Theüung 
des  Staatsrermögens  nicht  Tertragssuasig  geordnet  worden,  so  sind 
nicht  die  priTatrechtliGhen  Begehi  der  Erbtheilnng  Imter  mehrere 
Erben  einfistch  anamwenden,  sondern  es  ist  yorans  die  offiantlicli- 
rechtliche  Natur  des  öffentlichen  Gutes  zu  beracksiditigen. 

Die  öffentlich-rechtliche  Statenfolge  und  das  privatrechtliche  Erbrecht  &iud 
ioBOfem  ftlmlicfa^  da»  in  beiden  FUleu  das  bkhorige  Soigect  des  TermOgei»  dort 
dmdi  Uatergang  hier  durch  Tod  «egfimt,  aber  das  Yeimfigen  dendben  snf  andere 
BenoiieD  Abeigebt,  welche  in  gewissem  Sinne  als  Fortsetzer  seiner  Persönlichkeit 
angesehen  werden.  Aber  das  f^esetzlicbe  rrivatcrbrocht  beruht  auf  dem  T'"amilien- 
vcrband  zwischen  Erbla.sser  und  Erben,  weleluT  bei  der  ötatt-ufolge  fehlt,  und  die 
Strttenfol^fe  beruht  auf  dem  totalen  oder  tlieihveisen  l'ebergang  von  Volk  und  Land 
auf  den  Folgebtat.  Die  privatrechtliche  Verlaäseiu>cluift  hat  nur  eine  Beziehung 
not  die  Personen  derEibea  und  wird  daher  je  nach  der  Niha  ihrer  Yerwantschaft 
unter  dieselben  vertheUt,  sei  es  nach  SOmmen,  sei  es  nach  Köpfen.  Das  snrfick- 
gelassene  Statsvennögcn  dagc|j:en  hat  eine  natOrikhe  Beifehung  zu  Volk  und 
Laud  und  den  offciitlicbnn  Bedürfnissen  beider.  Daher  ist  die  YertheÜung 
nach  OffentUch-rechtUchen  Grundsätzen  zu  ordnen. 

56. 

Demgemass  fSHt  das  fUr  öffentliche  Zwecke  bestimmte  liegende 
Gut,  wie  öffentliche  Gebäude,  Anstalten  und  Stiftongen  Ennaohst  dem 
State  zu,  in  dessen  Gebiete  sie  gelegen  sind  oder  sie  ihren  Hanptsits 
haben  und  der  erwerbende  Stat  ist  nur  insofern  eine  billige  Ent- 
schädigung an  die  Theilungsmasse  schuldig,  als  dieselben  bisher  auch 
den  üficntlichL'n  Bedürfnissen  der  Bevölkerung  der  andern  Staten  ge- 
dient iiaben  und  diese  zur  Befrietli^jimg  solcher  Bedürfnisse  zu  neuen 
Vermögensleistimgen  gcnöthigt  werden. 

Selbstverständlich  fallen  an^li  die  fvffenth'chen  Gewässer,  Strassen,  Platae, 
Ktlsten,  Hilfen  n.  s.  f.  ohne  Entschauif^uig  dem  State  zu,  mit  welchem  täe  von 
Katur  verbunden  sind.  Auch  wenn  damit  gewisse  Einkflnfte  verbundai  sind,  wie 
s.  B.  Wegegelder,  BafengebShmi  u.  dgL,  so  Ist  dafllr  kela  Eraati  aar  Xheüiiiig 
an  bifsgeo,  BP  iiSBlg  als  fbr  den  UnterhaH  der  SlniBei^  Hte 
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Anden  ndtUfc  «  lich  s.Bl  ait  cioir  PlkcMiMlalt  fUrKnaka»  neUhe  ndi 

Ton  den  Kranken  der  Gemeinden  beootit  werden  komitcn,  die  nun  einem  andam 
State  ztigetliellt  sind,  als  dem,  in  dessen  Gebiet  die  KrankonfflegeuKtah  gelflfen 
k(L  Da  !«(  ein  billiger  Ersats  in  Anrochnnng  m  bringso. 

57. 

Die  Yorhandenen  Wafifenvorräthe  und  Kriegsausrüstungen  (Ka- 
nonen, Gewehre,  Uniformen  u.  s.  f.)  sind  im  Zweifel  nach  Vcrluiit- 
nibs  der  Volkszalil  zu  vertlieilen. 

Mach  der  Volkszalil  richtet  sidi  auch  die  Welirpili'iit  und  die  Gr;5s8e  des 
Bedürfnisses  der  Ausrilstuug.  Anders  freilich  ist  es.  weua  tlio  WaffeiivoniUhe  durch 
MatrUadarbeiträge  beschaiSft  worden  sind,  wie  in  dem  deuUcheu  Bunde  von  1815. 
Bann  «fad  das  YeiMhuisi  der  Uiatrikä  auch  bei  der  TheOimg  m  beaditen  sein. 

58. 

Die  dgenüidien  Domänen,  die  offentiiciien  Gatsen  and  über* 
bnnpt  das  FriTaieigenÖiiun  des  State,  yrMm  nur  mittelbar  den 
Sienilidbien  Zwecken  dient,  Mdet  eine  gemeinsame  Theflongsmasse 
vnd  wird,  wenn  nicht  besondere  Griinde  eine  Abweidrang  recht* 
fertigen,  nadi  Verbaltmss  der  Yolkasahl  nnter  die  mehreren  Folg»* 
staten  verüieat,  so  jedoch,  dass  die  liegensdiaften  dem  State  Ter- 
bleiben,  in  dessen  Gebiete  sie  liegen  nnd  nnr  der  Schätzongswerdi 
derselben  snr  Vertheilmig  kommt 

Es  gibt  kein  uatOrUdieres  TheilongsverMltnias,  und  keinen  sichereren  Masstab 
der  Tbeüiuig  ab  die  Tolkssahl,  obwohl  flelliicht  die  eine  Berfllkenoig  a.  B.  die 
itidtieche  tot  der  aaderan  cB.  der  bloM  UndHchen  durch  YenauBgm,  BQdnng  and 
dnrdi  hshere  Bedftrftrifne  herronagt  Um  eine  gendite  und  allgemein  ventfndlidie 

Lösung  zu  finden,  muss  man  zu  den  einfachsten  und  orsprünglichsten  Elementen 
dea  Statea  zurftckgeben  und  dag  sind  doch  die  Henacben,  die  er  einigt 

59. 

Die  Statsscliuldün  sind  nicht  nach  Verhaltuiss  der  Volkszahl» 
sondern  wenn  sie  hypothesirt  oder  fiindirt  sind,  im  Ansdiluss  an  die 
verpfändeten  Liegenschaften  oder  das  Fundirungsgut,  im  übrigeu 
nach  Verhältniss  der  Steuerleistimgeu  zu  vertheilen. 

1.  Indem  der  Suit  seine  Anleihen  hj-pothemrt  oder  fundirt,  bringt  er  dieselben 
in  einen  n&hcm  Zusammenhang  mit  andern  Gütern,  und  dieser  ZusammenhancT 
wirkt  fort,  obwohl  der  Sut  sich  auflöst  Die  GU^iger  halten  sich  diuau  uud 
kommen  eben  deshalb  nur  mit  dem  Folgotat  in  eine  nene  Bealehung,  weleben 
dieae  Güter  mgefaUen  sind.  Eine  <^ffM*»"g  der  persfoUcben  Schuld  md  der 
Mmg  iet  Uer  nicht  ebenao  statthaft  wie  im  Frivatrecbt 
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9.  Die  SidiAriidt  der  tttirfgen  StalMehidden  beruht  auf  der  Steuerkreft 

der  Statsgenossen  und  diese  wird  bemessen  nach  der  wirklichen  Stcucr- 
loistnng.  Diese  gibt  dalifr  fincn  trerfchtcrcn  Massstab  als  die  Volkszahl.  Man 
denke  sich  7..  B.  einen  Stut  in  zwei  Stritcii  ouigelüst,  von  denen  der  eine  eine  reiche 
Städttjbe Volker ung,  der  andere  eine  arme  Landbevölkerung  hat  Da  würde  bei  einer 
Yertheilung  der  StttawliDldeiL  meh  der  Yolkaulil  der  eine  Stat  flberlastek»  er  kdniite 
die  Bdndd  nicht  tragen,  und  der  andere  Stat  onveriiflltnisBmJiang  in  der  bisherigen 
Steueilelittiiig  erleiebteit»  eom  Sdiaden  der  Oltad^ear. 

GO. 

Gellt  ein  Stat  durch  Angst^rben  oder  Zerstreuung  oder  Aus- 
wanderung seines  Volkes  riiieli  in  der  Volks-  oder  Landessubstanz 
unter,  dann  er! ü seilen  mit  seiner  Persönlichkeit  auch  seine  liechte 
imd  Verptlichtungen. 

Als  die  Juden  mit  Vertilgung  der  fremden  Einwohner  PalTistina  b(»ebEten, 
ward  der  nene  jüilibclic  Stat  in  keiner  Weise  Rechtsnachfolger  der  dasclhst  nnter- 
gef^anirenen  Statm.  Ebenso  als  ilic  Ciermanischea  Völker  zur  Zeit  der  Volker- 
wuuüening  ilire  alten  Wohnsitze  verliessea,  gingen  auch  ihre  aitcii  Statcu  unter 
und  die  uachrückenden  germanwdaen  eder  deTjachen  Ydlkor  traten  ebenso  venig 
als  ihre  Bechtmachfolger  an  ihre  Stelle  als  das  römiacli-byzantinische  Belch,  welches 
jene  anfiiahni,  deshalb  nun  Bechtsnadifbtger  ihrer  nntergpgangenen  Staten  ward. 

61. 

Die  vorübergehende  Selnväeho  oder  Noth  eines  States  führt 
nicht  seinen  Untergang  herbei;  wohl  aber  die  dauernde  Ohnmacht 
und  die  ofienbare  Unfähigkeit  desselben,  ferner  selbständig  zu  leben. 

Es  gibt  kein  Rrdit,  die  „kranken"  Staten  zu  vernichten  imd  dann  m 
erben.  Es  ist  m()glich,  dass  ein  tief  zerrlltteter  und  gcschwäcliter  Stat  sich  wieder 
erhole.  Wenn  aber  dieswj  Möglichkeit  Ncrschwunden  und  die  Ohumaclit  dauernd 
geworden  ist,  dann  geht  mit  der  Fähigkeit  /m  leben  auch  das  Recht  als  Stat  zu 
leben  unrettbar  unter.  Das  Yfilkerrecht  schfltsst  nur  lebensfähige  Staten.  So  ge- 
llhilieh  dieser  8ati  ist,  wSi  er  M^histisdi  nistbiMdit  veiden  kann,  so  iat  doch 
die  Wahrbflit  dMeelben  nnbestieitber.  ,^iir  der  Lebende  hat  BedH** 


5*  Yölkermlitlielie  BigenBehaflea  der  Staten« 
A.  Handlnngsfähigkeit. 

62. 

Jeder  St<at  ist  als  Rochtswesen  berechtigt,  seinen  Rpciits willen 
zu  äussern  und  Handlungen  mit  Recbtswirkung  vorzinieiiiiit.ii.  Aber  er 
bedarf  daza  besonderer  von  Menschen  erfüllter  rcpräsuntatiTer  Organe. 


Digiiized  by  Google 


TAUnmohtlldke  tmama. 


87 


Well  der  Sti^  eine  G«Baimntperson  ist  imd  in  seiner  Vcrfa^wg  nicht  einen 

natiir]i(  ]ier,  sondern  e'mon  iiachgcbildeteu  Culturleib  hat,  so  bedarf  er  menfichliduir 
Ür.Lr<iii*'  und  A  eii Itter  stiues  Willens  nn<l  seiner  Handlungen.  Das  StatstLftttpt 
repraaentirt  voraoB  den  8tat  im  Verkehr  mit  andern  Staten. 

63. 

Im  Verhältiiiss  der  Staten  zti  einander  "vvird  der  thatsächliche 
Inhaber  imd  Träger  der  Statsgewalt  (das  >vii  ]Jichc  Statsliaupt)  als 
das  Organ  des  Süitfjwilieus  und  als  der  N'ertreter  des  SUites  betrachtet. 

VgL  ttuteu  §  315  S, 

B.  Souverilnetät. 
64. 

Bi«  SooTerSnet&t  eines  States  zeigt  flieh 

a)  in  der  Unabhängigkeit  desselben  Ton  einem  fremden  State 
rmä  in  der  Ablehnimg  jeder  fremden  Statahandhmg  anf 
seinem  Gebiet; 

b)  in  der  Freiheit  deseelben,  ohne  Behinderung  fremder  Staten 
seinen  eigenen  Statsivillen  selbst  zu.  bestimmen  und  nach 
eigenem  Ermessen  zu  äussern  und  zu  bethätigen. 

Die  SouverauetÄt  iüt  zuniu  list  wieder  eJn  stfttsrechtlieher  TJesrriiF  nnd  bedeutet 
die  Stai&gewalt  in  höchster  Voitm  uiid  in  ubcrster  lu^ianz.  Die  völker- 
reditiiehe  Bedeutung  dfinelben  tritt  ont  herror  im  YerhlltiuaB  su  fretodeo  Steten. 

65. 

SouTeranet&t  heisst  nicht  absolute  Unabhängigkeit  noch  absohite 
Freiheit  eines  States,  denn  die  Staten  sind  keine  absoluten  Wesen, 
sondern  rechtKch  beschränkte  Personen. 

Der  Be^riü'  der  SouveiUiiet.it  ist  zuer.-t  in  Frankreich  und  z%ar  in  der  Zeit 
ausgebildet  worden,  ak  das  lVaiuöbii>chu  ivuiügihuui  uUo  ätat^walt  iu  möglichst 
abeolntflm  Sinne  in  eeiner  Band  m  eonoenttiiai  nwternehm,  im  Oegeneetie  zu  den 
Beecbtiakni^  der  ndttdatterlielien  ettndiechen  Becbte  und  der  Lehemverfaewiig. 
Bcith^  jbt  eine  geiriae  Tendenz  zum  Absotedamiig  hi  dw  Worte  verblieben,  die 
schwer  nnsztunerren  {«tt.  Dt'iumcli  widerspricht  dieser  Absolutismus  sorwohl  der 
Recht8nar,<ir  des  modecmeu  VerüasauugsBtatea  als  der  völkenreditliflhwi  Qgneinordmine, 

66. 

Jeder  Stat  tl;trt'  nur  in  dem  Masse  Unnbhajtj^ii^koit  iiiid  Froilicit 
für  sich  aiispredion,  als  sich  mit  der  nothweudigeu  menschlichou 
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Weltordnung,  mit  der  SelbBtändigkeit  der  andfim  &Mm  und  mit 
der  Verbiiidiiiig  aller  Sftaten  Terttigt 

Dm  VflOuRwM  crhlH  ftbcr  beHlnliAl 
•Meo,  mfl  m  dai  fiMklie  UeNwinmiUM'  rtimiitl&te  Statan  Mlilttrt  «bA  «ndi 
dAD  Erteg  durch  Bechtsvofsduiften  civiligirt    Gegen  das  YAlkerrecht  loim  rieh 
kein  Stat  auf  seine  SouvcräiielUt  berufen,  weil  die  Grundlage  des  Völkerrechts 
nicht  die  Willkflr  der  Steten  aondem  die  Offlnfiinar Ji>ft  der  Mennchhait  irt.  YgLwGa. 

67. 

Innerhalb  der  völkerrechtlichen  Schranken  spricht  die  Rechts- 
Termuthnng  fiir  volle  and  ungetheilte  Souvoränetät  eines  jeden  States. 

Die  Souveränctät  ist  die  selbstverstfindltrhe  Klir^^nfwlrnft  dos  wirklichen  Stntrs, 
d- h.  eines  Gemeinwesens,  das  sich  selbst  regiert.  Il  tlii  i;  uml  Eiuheit  sind  mit  dem 
8tat8begrifF  gegeben.  Weitere  Bescliräukuugen  andern  btaten  gegenOber  erfonlem 
daher  eine  besondere  Begrttndung,  wie  namentlich  durch  Verbrige. 

68. 

Za  den  regehnSnigeii  SomiSnekStneQlitoii  enieBStales  gebdren: 

a)  dai  Becbt,  seiiie  Yerfusniig  selber  sn  bestimnieii; 

b)  das  BechtsdbeliiindigerQeseCzgQbmigfUrsem  Volk  1^ 

c)  die  Selbstregiemiig  und  SeUMtrarwaltung; 
^  die  Me  Besetzung  der  SüBatUehen  Aenter; 

e)  das  Bediti  fHa  den  YeKicelir  mit  aadam  Steten  seine  Stell- 
ferlreter  n  benidmen  und  sn  ennSiclifigen» 

Es  kommt  den  fremden  State»  nidit  sd«  sich  in  die  AnstHmng 
dieser  Redite  cianimiscJien,  es  iv&re  denn,  dass  bei  deraeüben  das 
YSUcerredtt  missaditet  wflrde. 

In  der  VerfassunLr  spricht  der  Stat  die  Grundsätze  seines  eipenm  Daseins 
aus  uiui  bildet  er  die  Ürguue  seines  eigenen  Lebens  aus.  Die  Veriiuuiuiiggcbende 
Cteinll  in  dte  SMeBtutlt  U0Sr  Sttt  encMnl  dte  dm  andm  gegeuobcr 
ab  efaw  sieh  selber  ordBead«  Maekt  8o  mtig  nstaw  Naehban  iMncMgl 
rind,  den  Styl  und  die  Einrichtung  meines  Hauses  vir  Torzu^hreiben,  to  tranig 
haben  die  Nachharntaten  eiu  Recht,  über  die  Verfassung  eines  fremrlra  States  Vor- 
schriften zu  gcbcu.  Es  ist  freilich  auch  f(\r  die  Nachbarstaten  politisch  nicht  {rleich- 
gültig,  wie  die  Verfassung  eines  aust(«seudeu  States  beschaffen  sei  und  es  können 
je  nach  UmstAadea  Pttfeeifert>indungen  von  einm  State  nun  andern  bakl  förderlich 
bald  geOhrlkh  «nchdoen.  Daher  hab«  oft  schon  micktigm  Staftm  ainea  Bbdbsi 
geübt  auf  die  TerfassungB&ndenmgen  ihrer  Nacfabantalen.  Die  fransOsifiche  RepnhUc 
bat  sich  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  mit  republikanischen  Nachbar- 
staten, Napoleon  I.  hat  Frankreich  mit  Napolconischen  Vasallenstatcn  zu 
luqgebeu  geaucht  Aber  gende  diaae  Beispiele  warnen  tot  sotoheB  Eingdifen  in  die 


Digiiized  by  Google 


VlIilniMfeilUte  ftanoML 


89 


fri^r'^***  YMftmgdrfUnill  frenider  VOlkBr,  ten  nirgenda  sbd  dnndi  die  Ebi- 
wirkung  von  auiwen  her  dauernde  YerfaasiingBziistftnde  eu  Stande  gekommen.  Auch 

die  Intcrvontionon  der  heilfi^rn  Allianz  in  Italion  und  Spanien  zur  HAr«tPlluag 
der  absolut  I  11  .Monarchie  iiahen  nur  uIhm  ^'^chend  dea  uattirliclieu  Eiitwicklungs- 
gang  2U  fitöreu,  über  uiclit  auf  die  Dauer  zu  hindern  vermocht  Ebenso  unglücklich 
kt  in  iwiiMlar  Zelt  dar  Tenudi  NipoleoM  m.  ausgefallen,  in  Meziko  ein  Kiiieer- 
thiim  mit  fransödeelier  Hotfe  ebuoricfatoiL  Recht  und  Politik  «deen  damnf  hin, 
dm  mm  jedem  TeODe  Aheriasse,  die  Formen  seines  Gesammtlebena  selber  zu  be* 
Btimmen.  Erst  wenn  daratis  eine  wirkliclie  Gefahr  entsteht  für  die  Sicherheit  der 
andeni  Stnten  imd  für  die  YöIkcrrrrhtUche  Rechtsordnung,  ist  eine  Einmischung 
in  die  Yerfa&sungsarbeiten  m  rechtlertigen.  BeacliUüawerth  sind  in  dieser  lümicht 
die  Bepescheu  des  amerikanischen  Ministers  Seward  vom  26.  Scpt  und  vom 
6.  Dec  1868  ttber  Mexiko.  £r  wftiM  m»,  dasi  die  EntwkUnng  m  AaMiik» 
ein«  repnblikftBieehe  eei,  aber  akanH  mglekli  la,  dne  die  Tereinigleii  Steten 
ireder  ein  Recht  noch  eine  Neigung  haben,  in  die  Yerfassimgastreitigkeiten  der 
Mexikaner  whrr  Rrpuhlik  oder  Monarchie  sich  einzumischen.  Aber  r^r-  iM  f^rdere 
das  Recht  der  aineriknnisrhen  Völker,  die  repnhlikanische  Verfassung'  enizut  iliren 
und  bestreitet  den  europäischen  Mouardiieu  das  Recht,  sie  daran  su  hinderu.  Sehr 
wahr  und  schön  ist  das  moderne  Beditipnncip  in  der  Thronrede  dee  Efiidgi 
WPbeimwttBreBMenlteiJBrllfltoMg^ 

aoflgeqmcJiea  «oideB:  Munter  den  Begienmgen  irle  unter  den  Völkern  der  Iwolfgeii 
Welt  ist  die  Ueberzeugung  in  siegreichem  Fortschritte  begriffen,  dass  einem  jeden 

politisfhen  Gemeinwesen  (h>  unahhäugigc  Pflege  ih'r  Wohlfahrt,  der  Frei)ieif  und 
der  Gerechtigkeit  im  n'^dK  u  Hanse  zustehe  uiul  oMii  und  dass  die  Wehrkraft 
eines  jeden  Landes  nur  zum  Schutze  eigener,  nicht  zur  Beeinträchtigung  fremder 
IMUtailsbilt  bentei  1^'* 

69. 

Kein  Stat  braueiit  zu  dulden,  dass  innerlialb  somes  Gobietes 
ein  fremder  Stat  irgend  welche  Statshaiidlnngen  vornehme,  sei  es 
der  Polizei  oder  der  Besteui  img,  der  militärischen  oder  der  Jusüz- 
gewalt.  Jeder  Stat  mi  verpflichtet,  sich  der  statlichen  Ein-  und 
üebergriffe  in  fremdes  Stat^gcbiet  zu  enthalten. 

Vorbehalten  sind  theils  allgemeine  völkerrechtlich  anerkannte 
Ausnahmen  theils  die  besonderen  Statsdienstbarkeiten. 

1.  la  ton  Bereich  der  civiHsirten  europäischen  ihhI  amerikanischen  Staten* 
weit  ist  di(»cr  Gronfbntr  vd^htilndicer  anerkannt,  als  im  "N'erhältniss  zii  barharischwi 
Völkern  oder  Staten  einer  der  unsrigen  sehr  fernen  und  fremden  CiviHsation.  Da 
wird  noch  die  Polizei  uud  die  Justiz  aber  die  ausw&rts  wolmenden  Laudsleute  in 
fremdem  Gebiet  möglichst  von  dem  State  Ihrer  Hefanet  verwaltet.  Der  Qnmdnti 
dee  pereönltekeB  Btehtet,  «eUhes  des  Telk  veriMet,  «o  Inmer  eeliie 
Bossen  sich  aufhalten,  ttberwiegt  da  nodi  Aber  die  Begd  dee  Landesrechtes, 
veldM  ■—nWliwIkh  vm  der  InliaAe  beeteMenSlirtiieirilt  «oteidhibt  irM. 
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8.  AOganwine  vOUnmehliich  ansrinanto  AoBOftfanai  mIiiiI  jl  Bl  dv  Baohl 
dar  ExtanitarkUtat  und  daa  Recht  der  SchüBahrt  Ober  den  Kflahnatmi 

* 

70. 

In  der  Regel  giM  es  nur  Eine  Sonveränotät  für  eiu  bestimmtes 
Volk  und  Land,  irid  nur  Emen  Stat.  Ausnahmsweise  zeigt  sich  in 
sasammeaigesetstfln  Staten  (Statenbfindei},  Bnndesstaten,  StatenmoheD, 
Bondesreidien)  auf  demselben  Boden  und  för  dieselbe  BerÖlkanmg 
eine  DoppelsonyGninetat  wie  eine  zwie&che  Statenbildong,  die  eine  des 
Gesammtstates,  die  andere  der  Einzelstaton. 

1.  15uiu!restateii  und  Statciibftndp  Bind  beides  föderative  tuid  daher  meh* 
rcpublikaaiathe  Verhilnde  einer  An^aiil  von  Einzelstaten.  Aelter  ist  die  Forn  der 
Stateubünde  (Coufödcrationcn),  wclclic  nur  eine  genossenschaftliche  Gcmcin- 
Bchaft  der  mehreren  Einxelataten  za  gemrinaanen  Zwecken  darstellt  und  daher 
nur  GesanteDcongroooo  kdne  einheitlichen  Cknammtoiganc  kennt.  Man  kann  daher 
dime  Yn'biodung  nur  in  unci{yentlichcm  Sinne  Gesanmitstat  nennen.  Sic  schwankt 
noch  zwischen  vö]1<riiT(  htlichcr  MHil  s!;«».<irchtlicher  Gestaltiiiitr.  Tau  dor  Art  waren 
die  Hansestädte  im  Mfttolnläci .  die  Jtepublik  der  Niederlande,  die  schwei- 
zerische Eidgenoßsenschalt  vor  1798  und  wieder  1Ö03  bis  1848,  die  ur- 
sprüngliclie  BundeafOrfassuiig  der  Vereinigten  Staten  Ton  1776  bia  1787 ,  der 
deutsche  Bund  von  18Ii>->18<i(). 

9.  Der  Bnndoastat  (die  Union)  dagegen  ist  eine  c  iuli«  üUcho  Gestaltung 
des  GcsammtstAtes ,  der  schfcrfer  unterschieden  wird  von  den  Einzelstatcn  und  in 
sich  als  Stat  vollstamlig  organisiil  i>t.  Znrrrt  prwhoiut  dicsr  vm  Alexander 
Ii;iniillou  erdachte  modenie  Statfiforai  aufgcbildfi  in  Neu  danu  i  ika  seit  1787, 
und  ibt  in  der  Schweiz  1848  nachgebildet  worden,  lu  der  Uuiou  ist  die  Doppel- 
aoovsitnflttt  klarer  dargestellt  als  in  der  Gooftdeiation,  In  welcher  nach  die 
SouTerftaetlt  der  Kfnaeirtatfm  vOIUg  überwiegt 

3.  Das  Statcnrcieh  ist  mein  dun  nionar«  hische  luid  daher  in  höherem 
Sinne  einheitliche  Gliedenuig  einer  M^'ijizalil  Kiiizilstntcu  dir  von  v'mem  Ge- 
8ammtÄtttt<>  abhfttitn'f?  sind.  Im  MittekUer  hatte  dus  dcut'^c  In«  ilcirii  diosi-n 
Charakter,  bevor  es  seiner  Auflösung  entgegeu  ging,  und  heute  noch  daa  Türkische 
Oavaneareich.  In  gewiaaem  Sinne  ist  anch  die  Ooaterreiehiach-Ungariaehe 
Monarchie  seit  21.  Dec  1867  ala  ein  ans  zwei  Staten  znsanunengosetztes  Doppel- 
rdeh  anfim&aaen,  daa  nach  aussen  wie  ein  Gcsammtstat  erscheint. 

A.  Der  Norddeutsche  Bund  von  1867  md  daa  deutsche  Reich  von  1871 
lassou  sich  nicht  imter  einen  dieser  Begriffe  untcrbr!nj»en ,  wndem  haben  eincu 
cigenthUDÜicheii  Charakter,  den  wii*  nach  der  Aiiltitun^  der  Vt  rfassungsitrktinde 
am  bcssteji  Buudesrcich  nennen.  Dieses  Bundesreich  iät  aiu  eiuem  Camprouiiss 
der  fsnoMedanoi  jdftalwn  roolfln  MyJ»^  flnfatandüii.  Li  der  bnütutieB  des 
Bttudearathea  iat  der  ZaaaanMnkaag  adt  der  fruheni  Fotm  dee  deotschea 
Bundes  von  1815  ala  Staten btm des  nOCh  deutlich  zu  erkennen.  Die  Institutiou 
daa  &eioharaths  erlmieii  aahr  «a  ^  in  Aneiika  und  der  Sohveiz  geltende 
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Verfaäsimg  der  Union  (des  Buüdesstats),  indem  iu  üir  eine  Repräsentatiüu  des 
jjBUMitai  dentachen  Volk«  eraohelnt,  die  ganz  tvadilodMi  urt  von  der  B^prlwik* 
tation  der  Freiuseii,  Bajern  n.  a.  f.  in  den  Landtageii  der  BSnaetataten.  Dagegen 

widerspridlt  die  Verbindung  der  erblichen  Wüi"de  di  s  T\'ini  ,:s  von  Prenssen  mit 
der  Würde  des  erblichen  Kaiserthnms  und  ebenso  die  Verbindimg  der  wicli  f  itrcn 
Institution  dea  lleichskanzlers  und  des  Keichskanzleramtos  mit  änn  Tmissi- 
äckca  Ministerinm  dem  Grundgi  dauicen  des  Bimdesstats,  velclier  ili«-  lit  giei  iiugt»- 
ämter  des  Gesammtstats  und  der  Eiuzelstaten  trennt  Aber  &ic  erklärt  sich  ans 
der  fflBtn^tftWflndBn  Bedentmig  dea  fteoariBdun  States^  welcher  ^—  dCTttwhe  Beiah 
gaetütel  ]iat  md  in  deniaelbeii  aefaer  BeridkeranguEalil  und  aeiner  einlieitUdkeii 
Macht  wegen  eine  so  hervorragende  flteHniy  «Innimmt,  dass  die  übrigen  Staten 
genötliigt  sind,  sich  an  PrenRff>n  nnTuscblippsen  und  anzidehnen.  Das  Haupt  des 
Preussischeu  States  ist  daher  das  natürliclie  Ilauiit  dos  dcutThfn  Pfirlin? ;  und  iu 
der  Begierung  deslieiches  ist  daher  auch  Ktwas  von  dem  Preuäsischou  Ir^iuheits- 
atftte  mlmoosfameiL 

71. 

Sowohl  der  Gesaiiinit.stut  (der  Ütatenverem)  gilt  viäkeiTechtUch 
ab  Stat*persou  als  die  Kiiizt?lstateii. 

Die  SüiiTeränetät  des  (iesammtstate«  äussert  sich  innorhalh 
des  verfassungsmässigen  Bereiches  der  Gcsammthcit  und  die  der 
Eojizelstateik  in  den  SondenuigelegenheiteD  des  einzebieu  Laiulos. 

Die  Persönlidikeit  der  Statenbiindo  /.eigt  aicll  deutlicher  noch  im  Völkei^ 
recht  als  im  Statsrecht.  Die  schweizerische  Kid^'rnosscnsehaft  galt  im  cuniii."ii->ehpii 
Stutensystem  wllhrrnd  Jahrhunderten  als  Kiu  StatKweseii,  olnvdlil  bie  in  sich 
selbst  durchaus  nicht  sla  ätat  oi^ganisirt,  sondern  nur  ein  dauernder  Verband  von 
souveränen  Staten  war. 

72. 

In  den  Buiidesstateu,  den  Statem*eichen  und  den  Buude'^roiclioii 
wird  die  völkerrechtliche  Vertretung  nach  aussen  regelmässig  duich 
die  Bundes-  oder  Reichsgewalt  bestimmt  und  besorgt.  Indessen  sind 
auch  Verträge  der  Einzelstaten  unter  sich  oder  mit  fremden  Staten 
zulässig,  wenn  gleich  in  den  Schranken  der  VerÜMsnng  und  unter 
Au&icht  des  Geeammtstats. 

In  der  BdnieiB  werden  die  TertrSge  der  Gantone  unter  sich  Concordate 
geaannt.  Der  iutercantonale  Charakter  derselben  ist  analog  dem  völkerrechtlichen 
der  Vertrüge  unter  fremden  Staten.  vird  al.)er  dadnirh  modificirt.  dass  die  Cantone 
hinwieder  bundesstatlich  verbunden  bind  und  daher  der  Uuud  eine  Aufsicht  aber 
die  Concordate  übt  und  dieselben  unter  seinen  Schutz  stellt. 

73. 

.     .In  dflBL  SMeDbttndaft  gebärt  di6  diphimatisoliB  YorMimg  MgflU 
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lif^j^^g  dar  Bflgiwiiiiig  der  Ebusolstatoi  n»  IihIoimwui  irt  Mioh  dio 
CUwammflniit  bereditigt»  neb  ab  Eme  nsammeiijswetete  Stntepanon 
▼ertreten  za  lassen  und  YertriLge  absnschliesseii. 

In  den  Statciiluiiiden  tritt  die  Souvcriinctät  der  Einzelstatcu  voller  und  ent- 
Bcliitideuer  hervor,  als  iu  dea  üundeiistateu.  Detihalb  wird  in  der  Regel  auch  der 
OcMnlwIisfllivSflMbi'  voniifnreiae  mit  d»  Ebaebteteii  gepflogen.  Aber  -weil  doch 
dar  BMmrnfmoä.  wieder  ein  Anämie  bat,  deh  ab  TflUrerrechtHchee  Chuutei  dir- 
ntteiUMi,  80  mtias  auch  ihm  die  Befugnis  gemlirt  irarden,  gHmalmnie  Bundes« 
gesante  m  bezeichnen  und  bei  sich  fremde  Gesnnte  zu  empfangen.  Bei  dem 
deutschen  Bunde  waren  manche  fremde  Gesantc  accreditirt  und  iu  einzelnen 
FlÜüien  lieaB  er  &icii  durch  einen  gemeinsamen  Bundesgesauteu  auswärts  vertrete 

74. 

Wenn  zwei  oder  mehrere  Stateu  tliuch  dasselbe  Statshaupt 
nur  TOrübergehend  geeinigt  sind,  so  werden  sie  im  Völkerrecht  als 
zwei  verschiedene  Personen  behandelt  nnd  haben  demgemiiss  auf 
Cuntereuzen  und  Congressen  zwei  oder  mehrere  Stimmen  und  können 
dorcb  Terscbiedene  Gesante  Yertreten  werden. 

Beispiele  treten  ein,  wenn  ein  ErbfOni  in  eineiii  andern  Lande  auf  Lebens 
seit  zum  WahlfQrst  gewählt  wird.  Karl  V.  war  als  römis(  her  Kaiser  und  deutsches 
Reichsoherhaupt  Vertreter  des  deutschen  B^iches  und  als  Körnt;  von  Spanien  Ver- 
treter Spaniens,  ohne  dass  irgend  eine  nähere  atats-  oder  volkerrechtUciie  Beziehung 
dieser  beiden  Stateu  zu  einander  eintrat. 

75. 

Ist  aber  die  Emigung  unter  Emern  Statsbanpt  eine  danemde 
und  ersdiBDit  die  Verfaindiing  der  so  geeinigteii  Skaten  als  eine 
poUtasdte,  wenn  andi  nodi  nicht  als  eine  staterecbtlich  cxEi^aiiiBirte 
Lebensgemeinschaft,  so  wird  dieedbe  TölkeixeclitKcb  wie  ein  Ge- 
sammtstat  betrachtet  imd  in  einer  gemeinsamen  Vertretong  dnieh 
Eine  Stimme  dargestellt.  Soweit  indesaSD  die  YerbSltnisse  der  ein- 
zelnen verbundenen  Staten  besonders  hervortreten,  ist  hinwieder 
eine  besondere  Vertretung  zulässig. 

1.  Von  der  Art  Bind  die  fortdanemden  Personaliinioiien  durch  d!P«;cl!»e 
fürstliche  Dynastie.  Frühere  Beispiele  sind  die  ursprünglicJie  l'ersoji almiion  des 
Erisherzogthums  Oesterreich  mit  der  Böhmischen  und  der  Ungarischen 
Krone,  auch  die  anf&ngUche  Yerbindong  der  Englisehen  mit  der  Sehottiieheii 
md  mh  der  Irisohea  Krane,  die  YertAidiiiig  der  Baeiisehen  alt  der  Polai* 
■eben  Krane  W 1815  bis  18d0,  und  die  Verbindunu'  1>  3  Flintenthums  Nencbatel 
Mit  der  Preaisisebea  Xrane^  das  bsntise  YodikltiiiM  der  EOtaigraiite  SoliwedeB 
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mmI  KorWAMB.  udehB  dWMWWlMin  TOni».  aber  iHrUllTMl  HtnAmnmm  nodi  dto> 

selbe  Gesetzgebung  haben.  Allerdings  sind  aucli  die  beiden  Tölker  dauernd  var* 
buuden  und  würden  cluroli  Ausspruch  der  gemeinsamen  Dynastie  nicht  wipdor  pe- 
trennt.  Insofern  mag  ihre  Union  auch  eine  Realunion  genannt  werden.  Vgl. 
Lawrence  za.  Wheaton  L  270.   Siehe  oben  zu  §  70. 

S.  Wran  die  veifnmdiiMii  Staten  nicht  bloss  das  Haupt  gemeinem  haben, 
«adsm  itedem  noch  andore  Otgßm  mI  «  dsr  Itogierang  «dar  Ooirtugibwng,  m 
beiibkt  da»  tsUd»  RaalnnioB  in  bAbaani  Grade  die  vOQmveditliche  Eäniuil  dea 
zusammengesetzten  Statskörpcra.  ^e  tolcfae  Eealunion  verbindet  (Ue  Oester- 
reich i^c  Ii  f^n  Kronliinder  7«  einem  ^meinsanien  Statskörper;  aber  auch  die 
Verbindung  des  Kaiserthums  (Jt  stcrreich  mit  dem  Königrpirh  Ungarn  narl]  der 
YeriiaaBung  von  ist  in  l'  ulge  des  gemeinsamen  Ministeriums  des  Aeussem  und 
der  Delegation  am  dur  bloeBea  Penonalnnioo  aar  Ttw^inntii«  forlgeBdiritten. 

S.  Dia  volle  atatUche  Einihdt  wird  enreidit,  wann  die  TTnian  nach  dem  eof* 
Haehea  Spiadigebiaache  zur  Incorporatlon  (Incorporale amon)  wird,  d.  h.  wenn 
die  ursprünglich  verschiedenen  Staten  durch  die  Verfassung  völlig  in  Einen  Stat 
umgebildet  werden,  wie  das  fflr  die  Köniirreichc  Enjyland  und  Schottland  seit 
1707  und  für  Grosshrittanien  und  It  Und  IbOl  gediehen  Ist  und  für  die  £iA' 
Verleihung  Polens  in  Kusslaud 

76. 

Wenn  die  Souveranetät  eines  States  abgeleitet  ersdieiiit  um 
der  Souveränetät  eines  andern  Hauptstates  und  in  Anerkennung  und 
in  Folge  dieser  Ableitung  eine  theÜweise  Unterordnung  jenes  States 
unter  diesen  fortdaaert,  so  wird  der  eine  Vaaaüenatat  und  der  andere 
lehenahenrlidier  oder  oberhenlicher  Stat  genannt 

Bie  Tolkerrediflidie  SelbatandigkeH  dee  erstem  irird  dnrdi  die 

notibirandige  Bädcsicbt  auf  den  letifeeni  besobriaikt 

El  sind  bier  tnmwrtta  naBcberiei  UebenjaimMiMfen  von  einer  Ctobnndmbelt, 
wdciia  den  diplomatischen  Verkehr  dea  Taaalkmtatee  mit  audoni  Staten  nnr  dardi 

Vermittlung  des  oberherrlirliea  States  gestattet,  bis  zu  völlig  freier  Bcweping  des 
Yrusftllenstates  denkhar.  Die  deutscheu  Territorialstatcn  des  spätem  ^Tittel- 
alters  waren  solche  Yasallenstaten ,  indem  sie  ihre  Ikgallen  von  dem  deutschen 
Koni^  empfingen  und  von  Kaiser  und  Beich  abh&ngig  waren.  Aber  seit  dem 
Westphäliacben  Frieden  war  dodi  Sbr  Bedil  anerkannt,  ratt  fremden  Hintan 
AWumm  gm  gclüieBBen. 

In  mancherlei  verschiedenen  Rechtsverhältnissen  stehen  die  Yasallenstaten 
der  Türkei,  die  mohammedanischen  Ffirstenthnnier  T-jnis  und  Tripolis,  das 
Vicekönigtluim  Aegypten,  For!;'fn»  fl;is  rhristliche  Fürbtentlium  Serbien  und  die 
rumüuischen  l>ouaufürstentiiunicr  Moldau  und  Wallache!  und  das  Fürstcntiium 
von  Montenegro  zur  hohen  Pforte.  Bas  frOhere  Königreldi  Keapel  war  nnr 
dem  inaaeian  Scbelne  nadi  tfeidwm  anm  Zeicben  der  EbilMit,  ein  Yaealleoelat 
dea  plpafficben  Bon  nnd  b  Wabiiidt  wurde  es  im  eonpilidien  TVOmreciit  all 
ela  irolliainafflner  Stat  betacacbtel  nnd  behandelt 
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77. 

Da  die  SouTeribetät,  in  welcher  Bich  die  Einheit  und  Hoheit 
des  Statee  gipfelt,  eine  natürliche  Tendenz  zur  Einheit  hat,  ao  ist 
diese  Spaltong  derselhen  in  eine  Oherherrliche  nnd  in  eine  Vasallen* 
sottTeranetat  nicht  dauerhaft»  Entweder  erhöhen  sich  im  Laufe  der 
Zeit  die  Vasallenstaton  zu  ▼ollaonreriSnai  Staten,  indem  die  Ober- 
herrlichkeit  immer  mehr  zur  blossen  Form  und  ohmnächtig  wird» 
oder  der  oherherrliche  Stat  zieht  hinwieder  die  verliehenen  Hoheits- 
rechte an  sich  und  einverleibt  sich  den  Vasallcustat 

Die  geschlclitliche  Entwiddimg  beweist  die  Wahrheit  dieses  fiaises.  Im 
Mittelalter  gab  eine  grosse  Masse  von  Vnsnllrnpt:^*cn  sovdlil  in  Fi!ro])a  als  in 
A«;'Vn.  Oej^niwarti;^  sind  fast  alle  vem-hwuiiden,  weil  sie  iii  iIi!l)l^■i;^■t:la^l■Il  umge- 
waudclt  worden  sind.  Nur  iu  dem  Türkischen  Reiche  ist  dieser  Uinbüdungs- 
procesa  noch  nicht  zun  Abschlusa  gekommen.  Das  Völkerrecht  num  diese  natür- 
liche Entwicklung  beachten  und  ea  soll  gie  schätzen,  es  darf  sie  nicht  dadnreh 
hemmen  wollen,  dass  es  unhaltbare  Formen  der  Altern  Bechtabildnng  au 
verewigen  sucht.  Vgl.  über  die  HalbsouTcränetät  des  FürstcnthumH  Hum&nien 
(Widdau  und  Wallachei)  Lawrence  Gornnt  m  Wheaton  (Leipzig  1868 
I.  S.  233  ff  ). 

Der  moderne  Zug  ^ur  Jiliiihcit  zeigt  sich  wie  iu  Eiu'ü|>a  und  Auierika  so  in 
Ostaai^  Die  Anfliebaiig  drar  YaaaDenataten  der  Daimljoa  in  Japan  und  die 
Oonoentrttioii  aller  Stat^gewalt  in  dem  Mikado  (EUser)  Im  Sept  1871  ist  ein 
merkwOxdigcr  Beleg  dafttr. 

Die  SonTeränetKt  der  8chnts»taten,  das  heisst  der  Staten,  welche 
im  GelUhl  ihrer  Schwäche  den  SchntB  eines  mächtigeren  States  ge- 
sucht nnd  sich  der  Sdmtzhoheit  desselben  tmterworfen  haben,  gilt 
ebenfalls  als  HalhsonTeranetat,  weil  sie  durch  eine  übergeordnete 
höhere  Soayeranetat  dauernd  beschränkt  wird. 

Die  Sclmt/Iiolicit  ist  iusoferu  ähnlich  di  r  I.d k  m shoheit,  als  der  Schinnherr, 
mp  der  Lehc  n-hcrr  eine  übergeordnete  Stellung  Iu  lumptet.  Aber  es  wuxl  nicht 
von  jenem  wie  vou  diesem  die  halbe  Souveränctät  des  Schutzsiatcs  abgeleitet^ 
sondern  nur  um  der  Bücksicht  auf  den  Schirmherm  willeu  die  Souveränetät  dm 
Schtttsstates  beaehrlaliA.  Anch  dieses  YorhSltniss  tiUgt  fibrigens  den  Keim  des 
Todes  in  sich,  denn  «in  Stat,  der  aicb  nicht  selber  achfitsen  kann,  Terdient 
nicht  ein  selbständiger  Stat  zu  bleiben.  Die  Beispiele  solcher  Staten  sind 
daher  wieder  sfltcn  in  dem  lirutlgen  Statensystem.  Die  Republik  Krakau, 
wel<"he  unter  der  Scliutzhoheit  der  drei  Ostmächtc,  Ochtii reich .  I^usalnm!  nud 
Treussen,  gewesen  war,  ist         von  Oesterreich  einverleibt^  die  Juuischen 


Digiiized  by  Google 


9 


Inseln,  ein  Schiriatat  Englands,  sind  1864  mit  Grieche  nI and  vereinigt  worden. 
Wenn  auch  die  Donauf ürstent JiüTiier  zunächst  Vasaiieustatcn  (Irr  Ottomnni- 
8chcn  Iforte  z»<r1pich  Schutwtntt  ii  <it  i-  puropiitsrhen  Gro^smächti'  swA,  so  dicut 
dieses  Öchutzverbaltniss  eher  ikizu,  iiir  \\  ach.sthuui  /ur  LuabLajigigkeit  von  der 
Tttiknchen  Hcmehift  sn  fDrdeni,  als  ihre  freie  EatwicUitDg  zu  gefiUifdeo. 

79. 

Den  Golomalstaten,  welche  dem  Matterstate  untergeordnet  sind, 
kann  ebenfalls  eine  bescbrankte  Selbstandi^eit  sngestanden  Rein, 
io  duB  sie  ab  bnHwonrerame  Staten  in  besondere  yöUcemcJitUdie 
Berielningen  treten* 

Schon  die  grosse  Ktiücruuiig  vieler  übci*üOi.i«:hcu  Coloiiitu  \oii  dein  Mutter- 
stale macht  im  Interesse  derselben  eine  besondere  Regicrang  und  daher  aneh  elM 
besondere  Bepräsentation  oft  vOnscheoBwerth.  Wenn  daher  auch  ursprOogUdi  das 

!Mint<  rlaiid  der  allchüge  Sitz  der  SouveräncliU  war,  so  erfordert  das  Wachsthiun 
(liT  Cuioiifc  (loch  mit  der  Zeit  eino  Ans^-tattanL'  mit  trWVscn  n  T>echten  freier  Bp- 
wegung.  So  eutwiclipln  sich  ilic  Coloiiirn  zu  ciL'cii'.hinnluhi'ii  Statswcsrn.  filinlich 
den  Schutxstatcu  imd  schfideu  sich  zuk-t^t  wohl  auch  aib  neue  vulhiouvtrauu  bUiieu 
aus.  Die  Geschidito  von  Amerika  enth&h  in  dieser  Hinsicht  grosse  Lehren  auch 
ftr  das  TOlkerreefat  Als  Yorbfld  einer  gntea  Calonialpolitlk  darf  die  englische 
gegenflber  tqd  Cansdft  und  Avstralien  seit  dm  Kefimnen  von  Lord  Dnrhaa 
(1886)  angesehen  werden. 

80. 

In  uluiliLiifii  X'crliältnissen  theilweiser  Abhänjrigkeit  von  den 
Hauptataten  und  tkeilweiser  Sdbötäudigkcit  stelieu  auck  die  maucherlei 
Nebonländer. 

F/5  konin.t  liier  freilidi  vieles  (h'ninf  nn.  wie  diese  Nebenländcr  heschaffcn 
soi»'n,  üb  die  diiiiu  iebeiiilu  iii  vulkeiung  fuhig  hci,  ihre  öffentlichen  Interessen  tselb- 
btiUidig  zu  besorgen,  und  ob  sie  geneigt  sei,  dos  so  zu  Ihun,  dass  dabei  die  Interessen 
dee  Baiqitstates  nicht  veiktst  iretden.  Wenn  sie  onfäliig  und  feindlich  gesinnt 
ist,  so  wird  ihr  entweder  ttberhanpt  keine  Selbstindigkelt  verstattet  oder  dafür  ge> 
gesorgt  werden,  dass  die  Vcrwaltang  der  besonderen  Landesinteieason  nicht  der 
unterworfenen  Bevölkernag  überlassen,  sondern  von  der  dahin  verpflanzten  Colonio 
des  Herrschervolkrs  l)C>'>rirt  wcrdi^  T>:i  fliese  Nfheiiländer  meistens  durch  Erobening 
dem  Hauptstatc  uaitii wuiiea  wunleu  aijul,  wie  z.  11.  die  Ostindischen  Länder 
den  Engländern,  Algier  dem  Frauzösisclieu  State,  so  ist  es  schwerer,  dieselben  za 
stallicher  Selbständigkeit  hersnznbilden,  als  die  eigentlichea  GoIoiiialUnder. 

C  EecbtBgleicbheit. 

81. 

Jed»r  Stat  ifit  aU  iiechtsper&on  dem  andern  Stato  gleich.  An 
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dem  YdUcerrecht  haben  alle  Staten  gLeidien  Antheii  mul  ^^ckett  i 
Anspnicli  auf  Achtmig  ilurer  Enstans. 

Die  Bedrtii^efdihelt  der  Statat  iil  «benw  in  lenlelieii,  irie  die  Rediü-  I 
gMddwit  der  PriTfttpenoBen.  Der  Unterschied  der  Qfttae»  der  UatM,  dea  Baafei  * 
indert  an  der  wesentlichen  Gleichheit  Nichts,  welche  in  der  Anericennmin:  aller  I 
dieeer  Personen  als  Rechtswesen  and  der  gieichmtoBigen  Annendong  dar  Tdlker*  ' 
rediflic^tpn  (JniTJclsätze  auf  Alle  hpst<»ht. 

iü-kiaruiig  des  Senators  Sunmer  im  amerikanischen  Seuat  am  Hirz  1871: 
mD»  die  Gleichheit  alkrVfliker  ebemo  ein  vOUcerreditliitoGfimdaati  ist,  wie  die 
Oleleliliei»  aller  Menaehen  ein  Aadom  iak  vnaerer  UnehhingtglMitBeridtoMg,  ae 
darf  man  einem  kleinen  nnd  acliwadiesi  Volke  Nudita  dum,  waa  man  eineni  grossen 
und  müchtigeu  Volke  gegenüber  nicht  thun  wttide,  oder  wM  wir  nidkt  dulden 
würden,  wenn  es  g^pen  vom  selber  gnchibe." 

82. 

Kein  Stat  ist  boreditigt,  die  individaellen  Kennzeidien  eines 
andern  Stats  —  dessen  Namen,  Wappen,  Fahne,  Flagge  —  sich 
anzueignen  oder  zu  missbrauchen. 

Ju  diesen  Zeidien  spricht  sich  die  besondere  Peradttlielikefl  eines 

States  aas  und  jeder  Stat  hat  ein  Recht,  iu  derselben  geachtet  zu  werden.  Die 
Rechtsgleichheit  verwischt  nicht  die  iiitliviMnollo  Yersrbiedcnheit,  sondern  erkennt 
sie  an  und  schützt  sie  fUr  Alle.  iSelbstverslaudiich  geht  hier  die  altere  Wahl 
solcher  Namen  und  Zeichen  der  sp&teren  vor.  So  weit  jene  volkogeu  ist,  muss 
dieae  aie  alt  bereHa  Torhaadeasi  Beoht  respectiito  md  darf  keine  Verwiimng 
itUlatt  dmdi  ADt^KHD%  dftwllfw  KaaHB  vnd  ^f^f^f» 

83. 

Jeder  Stat  hat  gleichen  Ansprach  darauf  als  eine  geistig-sitt-  I 
liehe  und  als  eine  Rechtsperson  geachtet  n  werden,  und  demgemäss 
mch  ein  Ikcht  auf  Ehre.  Die  Verletmng  der  Stateehre  befpründet 
das  Becht,  Genugthanng  xn  fordfim. 

Aach  in  dteaer  jfawJaiimig  teriiilft  ea  rieh  mit  den  Staten  llodich.  wie  mit 
4en  ^mteban  Menadwm.  Der  Meudi  ab  aoldier  hat  eine  Würde  nnd  ea  gibt  eine 

gemeinnrae  Henschenehre  wie  eine  Statschre,  die  im  Verkehr  mit  Menschen  und 
Staten  nicht  verletzt  werden  darf.  Freilich  kann  auch  eiti  Stat  in  einzelnen  Fällen 
eine  imsittiiche  und  eine  geistig-niedrige  Politik  verfolgen,  wie  ein  einzelner  Mensch 
zuweilen  schlecht  und  dumm  haudela  kuiin;  und  natOrlich  wird  dieses  Verhalten 
auch  einen  Einfluss  Oben  auf  die  OffimtUche  Meinung  und  auf  das  YertiMien  der 
ttbrfgvi  SlattB.  Aber  der  Reehtaansproch  anf  die  allgemefa»  8ta<aahre  wird  dn» 
dnrdl  ao  wenig  aentdrt,  ak  das  Rocht  jener  Privatpersonen  auf  Anerkennung  der 
gemeinen  Menschenehre,  durch  einzelne  Fehler.  Die  Menschenehrc  straldt  immer 
wieder  nea  kenrar  aus  der  an  sich  hohen  Menachennalnr.       Eibenbilde  Gottea. 
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wii  ftWiBift  Mb  fljtitiohro  au'dem  mftiflgtfttlfifhfin  Wesen  dm  Stfttee.  du  i»*!— t  der  • 
ffaVfitfM^ffn  mild  intlunWfVfiH  Ctoslidtiin^  dw  TfllkiBflBbeni» 

84. 

Ans  der  penonHchflii  Bechtsgleichheit  der  Staten  folgt  oiclit 
gleicher  Bang  derselben  noeh,  du  Beoht  eines  jeden  States,  einen 
beliebigeil  hohen  Titel  anzunebmen.  Aber  es  steht  einein  jeden 
State  zu,  emen  seiner  Bedeotnng  und  MaehtsteUnng  entsprechenden 
Titel  zu  Vehlen. 

Die  beiden  Sltn,  dav  jeder  Stat  AmpnaA  habe  anf  gleichen  Bang,  and 
dam  jeder  Stet  beUehlge  TSiel  annäunen  kOnne,  die  man  imrefieD  ans  der  miisfer- 

standenen  Rechtsgleichheit  gefolgert  hat,  sind  fiilach.  Denn  der  Rang,  den  ein 
Stat  in  der  Gescllsehaft  der  Übrigen  Staten  einninnnt,  ist  nicht  eine  einfache  Wir- 
kung seiner  Persönlichkeit,  welche  für  alle  Statoii  dieselbe  rechtliche  Bede^itung  hat, 
Biuidam  er  ist  die  Wirkung  der  Machtstellung  uud  des  Eiuliussefi,  welche  verschieden 
ibd  «nier  das  Sirten.  Der  Titel  aber  beieidmet  den  Bang,  den  ein  Stat  unter 
den  ^MHfflffn  einninnnt  nad  kann  eben  dMJialb  ^i^^  wfSklbrÜch.  fem  jeneni  ebne 
Backsicht  auf  diese  gew&hlt  werden.  Es  war  der  Qii^el  cter  LftcberÜchkeit,  als 
ttn  Negerh&uptling  auf  Haiti  den  Kaisertitel  fQr  seine  Fütterkrone  in  Anspruch 
nakm.  Als  der  Knrfiu-st  Friedrich  T  von  Brandenburg  am  18.  Januar  1701  den 
Königstitel  annahm,  konnte  die  innere  ik'rcchtignng  desselben  noch  bezweifelt 
werden,  aber  die  Ge»chichte  des  P^uasitfchen  btats  hat  seither  alle  Zweifel  zer- 
■mnt  Aslttilkb  veiliilt  es  sidi  mit  der  .Ajuialnne  das  Kaiser titels 
den  Chraann,  weldie  nur  sehr  aUndUiUoh  Aaericwmwng  foad,  (too  desi  dentscta 
Kaiser  erst  1744,  von  Frankreich  erst  1763  und  tan  Bolen  1764)  und  in  uasem 
Jahrhunderte  durch  Krankreich  imd  Oesterreich.  Anf  dem  Aachener  Con --res s 
erklärten  die  fünf  Grossmächte  ausdrflcklicli  in  dem  IVotokoU  vom  11.  Oct.  lölö, 
daas  dem  Wun&chc  des  Ktirfürsteu  von  lleäseu  auf  Jen  Titel  eines  Künigs  nicht 
zu  entsprechen  sei  und  dass  sie  überhaupt  in  Zukuult  über  andere  Titeleihöhungen 
j^^mmmim  vnAaBdsla  vollem 

85. 

Anf  kajflerliGlien  Bang  und  TiteL  haben  nur  di^enigen  Statea 
einen  natürlichen  ibisprnch,  veldto  nicht  eine  blosse  nationale, 
sondern  eine  nrnrerselle  Bedsatiing  haben  für  die  Welt  odermindestens 
«inen  Welttbstil  und  inaofiam  WeltnUkihte  sind  oder  iralche  doch  als 
Orosaataten  Tenehiedene  Völker  in  sich  einigen  oder  auf  TenchiedsDO 
Yolker  einea  statlich  bestimmenden  EÜnfluss  haben. 

Das  charakteristische  Merkmal  des  Kaiserthums  ist  dai>,  dass  es  sich  als 
Stataautohtat  über  den  engen  Gksichtsiareüi  eines  besonderen  Volkes  und  die  engen 
Grenzen  eines  einzelnen  Landes  erhebt  Das  Xtiseilbuft  bat  ebwa  veltcesehicbt* 
liehen  Ursprang  und  dne  nn!?erseU«  Bedontaag  ia  der  Geschichte.  Oaher 
Bl«ati«kll>  nw  TMMniMM.  9 
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d&rf  auch  der  Kakenitel  nicht  von  der  anmasslichca  Eitelkeit  bl(»scr  Volks-  und 
Landcsfürsten  missbraucht  werdeu.  Die  fränkischen  und  die  deutschen  Könige 
des  Mittelalters  erhielten  denselben  als  römibcke  Kaiser  und  standen  als  Verwalter 
des  Weltfriedens  und  der  chiisüichea  Wellordnang  (dimelB  impeiinm  mmidl  genannt) 
an  der  Spitee  der  ebendUadiaehen  ChriBtenheit.  Der  Rttssisehe  Cor  Feter  der 
6ro68C  nahm  den  Eaisettlbel  1701  in  der  Absicht  an,  die  Krinncrung  an  das  Ost- 
rörnische  Kalsorthnm  zii  emeuem.  Napoleon  I.  wollte  das  Kelch  Karls  des 
Grrosseu  in  moderner  Gewalt  wieder  aufrichten,  als  er  1804  den  Kaiseititel  sich 
aneignete.  Das  Oesterreich  Ische  Kaiserthum  (seit  18(M)  und  das  zweite  fran- 
sösische  (seit  1852)  habea  eine  weniger  universelle,  aber  doch  nicht  eine  bloes 
natfetuJe  and  ebudataiUdie  Bedentnng.  Die  Wflrde  des  deutscben  SaiserB  (sdt 
18.  Jan.  1871)  bat  Beang  auf  die  gieew  Staimigemeineebaft  des  deotacben  Beichee 
nnd  erhebt  sich  dadurch  fiber  die  Wfixde  der  Kfinigakronen,  wdche  den  denlsoben 
£inaelBtaten  xngäiAren. 

86. 

Der  Kaiserliche  Iuuil!:  eines  States  ist  uiclit  bedingt  durch  den 
Emsertitel.  Auch  eine  von  Ivunigen  regierte  Weltmaclit  liat  Anspruch 
auf  kaiserlichen  liaug  und  ebenso  eine  weltmächtige  Hcpublik. 

Die  OroBsbrittanische  Krone  hat  den  Königsnamen  aber  den  Kalser- 
Hchon  Hang.  Keine  nncU-re  steht  ihr  an  imiverseller  IJedeutunf?  frlcich.  Nichts 
wird  die  Bundesrepublik  der  Vereinigten  Staten  von  Nordamerika  hindern, 
wenn  sie  sich  als  Weltmacht  üorsicüen  will,  Kaiserlichen  Hang  anzusprechen  und 
za  behao^tflOL 

87. 

Königlichen  Hang  haben  die  übrigen  wesentlioh  auf  ein  Volk 
und  ein  Land  beschränkten  Staten  von  ainwihwliflioin  UmdGang  und 
erheblich  er  Bedeutung  im  Völker  verkehr. 

Dahin  rechnet  man  nach  dem  diplomatischen  Gebrauch,  ausser 
den  Staten,  deren  Qäapter  als  Könige  völkerrechtlich  anerkannt  sind, 
anelL  die  Bepubliken  von  ähalioW  Groflae  mid  Bedeatung  und  die 
TorfaandfliMwi  Grosaherzogäubn»:. 

Schon  im  Mittelalter  nahmen  die  Kurfürsten  des  heiligeu  römischen  Ileichs 
deniMlier  Matiia  für  ilcli  deoadben  Rang  in  Anspruch,  dm  die  KOniiie  der  andeni 
ehriBtlicben  VöDter  hatten,  üeber  fluten  allen  eAoben  sich  ja  aadi  der  Heiiea 
der  mittehüterlichen  Rclehslelire  in  derwiben  Weise  die  kaiserliebe  Kajeatit 
und  die  pftpatlicbe  HeiligJceit 

88. 

Es  besteht  kein  Rangvorzug  der  Königreiche  vor  den  Republiken 
mit  königlichem  Hang  oder  umgekehrt  dieser  vor  jenen. 
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Das  höfische  Ceremoniel  kennt  wohl  den  Yortritt  der  Könige  vor  den  Groo* 
herzogen,  ahvr  meht  einen  Vortritt  der  KSnigsstaten  vor  den  königliVlion  Freistnteo. 
Die  Maclit  und  U<t  p(jlitisfhf  KinHuss,  wt'lche  die  natürliche  Grundlage  auch  fOr 
die  Kaugordauug  der  btuteu  bilden,  sind  von  diesem  Verfassiutgäunterschied  un- 
aUdiigig.  EngUud  bitte  th  Bepnblik  unter  Cromvell  eine  grtaese  Bedeotnng 
aber  keinen  eadeni  Baaf  ab  nur  Zelt  dee  SBnigß  Karle  I;  and  die  ffMBösie^ke 
Republik  behauptete  im  Frieden  von  Campo-Fonnlo  1797  deneelben  Baaf ,  irie 
Tormak  anter  den  Boarboniacben  Königen. 

89. 

In  allfen  wesentlichen  Beziehnngeu  stehen  alle  Königlichen  Staten 
unter  einander  nnd  auch  den  Kaiserhehen  gleich.  Insbesondere  kommt 
allen  das  unbeanstandete  Recht  zu,  Botschalter  zu  senden  und  zu 
empfangen,  königliche  lycnbleme  in  Krone,  Scepter,  Wappen  anzu* 
nehmen  und  zu  fuhren,  im  Ceremoniel  und  hei  Unterzeichnung  deor 
Verträge  auf  dem  Fusse  der  Gleichheit  behandelt  zu  werden.  Die 
Fürsten  dieflos  Banges  geben  Bich  im  brieflichen  Verkehr  den 
BmdemameiL 

Indessen  erhalten  nur  die  Könige  als  Statshäiipter  den  Titel 
der  Jkli^estät*\  nicht  aadi  die  fibrigen  Fürsten  Ton  K^ii^cheni 
Bang;  imd  es  haben  jene  m  dieeen  den  Vortritt 

DerlStm  der  lii^jeetit,  nrqgrflnfl^ich  auf  den  Kaiser  bescbrftnkt,  ist  adt  dem 

titelsachdgen  aiebeaieiinten  Jahrhunderte  auch  auf  die  K<^iige  aaegeddmt  «erden. 

Jedenfalls  passt  er  nur  zu  einer  Würde,  welche  mit  dcni  Vollgcnuss  der  vollkommenen 
RegierungssonvornnotSt  vcrbimdcn  ist,  aber  nicht  auf  statsrecbtliVh  abhängige  Könige. 
Es  wird  ahor  wokl  schwerer  noch  werden,  die  Titel  su  ermaäiMgeu,  als  die  wirk- 
lichen Hoheitsr^±J;e  zu  veiiuiiuieni. 

90. 

Unter  Staten  Ton  gleidiem  Bang  haben  Je  die  ilteren  den  Voc^ 
tritt  TOT  den  jungem.  Ueberdem  können  die  BukgrerhältniMO  smdhen 
enaelnen  Staten  darch  Vertrag  oder  Obsemnz  bestimnit  sein. 

Die  Vorsuche,  auf  dem  Aachener  CJongr^sse  diese  Dinge  genauer  völker- 
rechtlich 2U  ordiieu,  &iud  nix  den  bchwicrigkciteu  gescheitert,  welche  die  Eitelkeit 
nai  die  liOfiicben  flittan  Jeder  UebereinkBaft  der  Art  ia  den  Weg  stelkn. 

Peeendere  Yertrtge  «ad  GMutaebe  ifaden  n.  B.  fliett  ia  cftnseiafln  Liadeiil 
beaec^  dea  ScJijfi^gmawa   Vgl  FbilUmore,  Inieoi.  Law.  Bd.  U.  f  M  fll 

91. 

Die  Verwantscbaft  der  Souyerane  ändert  das  Bangverhältniaa 
derselben  mchi 

7* 
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Fratokon  des  Wiener  Congresses  vom  19.  Mbs  1815.  Art  V.:  „Lea 

Kons  de  parenttf  ou  (r:xlli;iTicf  de  famillc  eiitrc  los  Cours  nc  donnent  aiicnn  nog 
k  ieuxs  en^loy^  dipioumti^uea.  Ii  eo  est  de  m&me  des  ftUisooes  poUtiqaes." 

92. 

Halbsouveninc  Staten  (Yasallenstaten,  Schutzstatcn,  aLLängigo 
Einzclstaten)  stehen  jederzeit  im  Kaiig  deu  übergeordneten  obcr- 
terrlichen  Staten  (^^cliutzmäcliten  oder  Haiiptstaten)  nach.  Ebenso 
gebülirt  dem  Gesammt&tat,  im  Verhältnis s  zu  den  Emzelstateu,  aus 
denen  er  zusammengesetzt  ist,  der  Vorraug. 

Da  die  ütiterordnung  der  halbsouver&nen  Staten  sogar  dne  statsrechtliche 
Ist,  so  folgt  die  Uebcrordnung  der  Hauptstatt'ii  im  7?;iiitr  von  seiher  daraus.  Es 
gilt  das  z.  B.  von  den  Moldauischen  Fürstcuthümcrn  im  Verhaltiiiss  zftr  Türkei. 
Aber  ebeuao  reditferti^  üich  der  Voixaug  dea  Geaammtstats  aia  det»  daazea  vor 
dem  Einzelstat,  als  dem  Theile.  So  hat  die  amerikanisdie  Union  den  Yorzang  tot 
Pennsylvanien  oder  Tlzginifln  und  das  deutsche  Kaiserreich  den  Tonang  tot  den 

93. 

Gegenüber  dritten  Staten  niuunt  der  halbsouYeräne  Stat  die- 
jenige Stellung  ein,  welche  ihm  seinem  anerkannten  Titel  oder  seiner 
anerkannten  Bedeutung  in  der  Statffiifamilie  gemäss  zukommti  iMben 
und  gleick  TollsoiiYeiSa«!!  Staten. 

Der  Gnmd  ]i«gt  in  der  licgcl  der  OleidiheU,  «dciie  Qbeiaa  efntritt,  «o 
kdne  besonderen  Grtade  einen  Unterschied  rechtfertigen.   Den  dritten  Statu 

gegenüber  besteht  keine  Unt*  r<  nltiong,  und  daher  ist  auch  der  gleiche  Rang  am 
Platz.  Wenn  also  z.  Ii.  Virginien  mit  Brasilien  einen  Vertrag  schliesst,  oder 
Sachsen  mit  Oesterreich,  so  ist  der  Umstand,  dasa  jenes  zu  den  Vereinigten 
Staten,  dieses  zu  dem  Deutschen  Keiche  gehört,  nur  erheblich  im  Verh&ltniss  za 
der  Baadesgewalt,  aber  uicht  erheblich  für  die  lUngstelluug  gegenObcr  dem  aus- 
wAfUgis  Stifte* 

94. 

Die  BaDgerhÖhung  eines  States  bedarf,  um  allseitig  zu  wirken, 
der  Tolkerrechtlichen  Anerkennimg  der  übrigen  Staten,  welche  ia- 
dessen  nicJit  inllkürliob  und  ebne  Grund  rasagt  irardsn  dact 

Vgl.  zu  Art  Die  grundlose  Yen^eigerung  der  Anerkemumg  ist  atnn 
mliMfaiiften  ein  Zeichen  vafimndlfalier  Oenmung  und  kenn  aar  BeWdjgnng  des 
SMei  mtdea,  der  deb  eoqmBMlnvmgffi  lai 
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n.  Statensysteme. 
1.  Gleichgewicht« 

•  95. 

Dm  Oleichgewicht  unter  den  Staten  besteht  nicht  darin,  dass 
dieselben  gleich  gross  an  Umfang  des  Gebiets  und  an  Volkszahl 
und  gleich  mächtig  seien.  Die  Verschiedenheit  der  Staten  an  Gröese 
und  Macht  ist  eine  nothwendigc  Wirkung  der  natürlicfa0n  Unter- 
schiede des  Bodens  der  VolkandiTidualitäten  und  der  geflchieht- 
liehen  Entwicklung. 

Das  Völkerrecht  muss  diese  Verschiedenheit  anerkennen  nnd 
darf  sie  nicht  bekämpfen.  Ihre  Zerstörung  würde  die  Bestinunnng 
der  Menschheit  gefährden,  welciie  auf  der  Wecbaelwiifaing  ver- 
MjluedeBer  ErSIte  beruht. 

Der  Maake  eines  natibematlselieü  Glekligewichti  mr  n  An&ng  des 
XVnL  Mniuiiiderti  beliebt  Man  holfte  toq  seiner  YenrlrUichimg  die  Sldiemng 

des  Weltfriedens  und  die  kindliche  Beseitignng  jeder  Gefahr  von  UniTenalmonarchio. 
Der  bekannte  Vorschlag  des  Abbe  Saint  Pierre:  „Projet  de  la  paix  tHcrnello" 
von  1715  am  Schhiss  des  grmmn  europriisclien  Krieges  gegen  das  Uebergewicht 
Frankreichs,  sucht  diesen  Gedanken  in  einer  neuen  Karte  Europas  darziu>tellen. 
Aber  der  Gedanke  ist  schon  deshalb  falsch,  iroü  er  die  geistigen  Charakterkräfte, 
die  lieh  nicht  alnlUea  lassen,  mlssachtet  und  eine  kOnstUehe  (Helcfabeit  da  «in- 
ricbten  will,  wo  die  Natur  grosse  und  danenide  ünterschiede  neigt 

Frankreich  war  an  Umfang  und  Yolkszahl  unter  der  Regierung  Ludwigs  XIY. 
gewachsen,  und  war  dennoch  zu  Ende  dieser  Regientng  sch^vächcr  als  zu  Anfang 
derselben.  Prenssen  vnr  nuter  Friedrich  Wilbclm  II.  viel  grösser  gewordokf  und 
trotzdem  weniger  mächtig  als  unter  Friedrich  dem  Grossen. 

« 

96. 

Eb  ist  feiBfir  keine  FoKdorang  CHeichgewichts,  dass  die 
bertehenden  Staten  aUenit  mnerindert  erhalten  bleiben.  Es  gibt 
ein  natfiilklieB  und  inaolam  nottiwendigcs  Wachslhum  der  Staten 
und  ebenso  eine  unTenneidUohe  Abnahme  ihrer  Kräfte  und  ihrer 
Wirksamkeit.  Das  Völkerrecht  muss  die  umbildende  Macht  der 
(xeschichte  anerkennen. 

Das  Mittelalter  war  der  Zerbröckelung  der  iSaiioncn  in  kleine  Fürsten tluir;  er 
und  Städte,  somal  in  Deutschland  und  in  Italien  sehr  günstig.    Der  Zustand  war 
«rtH^iciht  so  IsOflS  ^  Terlnhr  gering,  das  nationale  Bsmortnia  idmaob,  die  - 
Oftntlkfafltt  RedftrfaiwB  Udn  mrai  xad  kein»  iwerai  QMxm  die  Edileiis- 
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dtaacr  fMtfhfin  bwlwhtwi.   Li      uMMiwn  ZiA  Irt  dn  Ann»  aadtn  gwwrtuwi. 

97. 

Es  ist  kein  vr>lkeiTeclitliches  Gesetz,  Amn  die  Erweiterung  eines 
Stntsi^i  liiLts  ciiioii  andern  vielleicht  rivalcn  Stat  berechtige»  aucli 
seiufiifieits  euie  Vergrössenmg  zu  Terlangen. 

In  der  statUdkOi  Afuds  des  vorigen  JahrhmidalB  hat  man  sich  oft  laf  dien 

angebliche  Folgerung  aus  dem  Prindp  des  Gleidigevichts  berufen ,  mn  die 
obeningssncht  rait  einem  scheinbaren  Rechtssatze  za  bemänteln.    So  rcrlangte 
Oesterreich  em  Stück  der  Tlirkei,  weil  Russlaad  sich  in  Polen  ausdehne  ]>ic 
Theiluug  i'ülenä  unter  die  drei  Kacfabarmkchte  wurde  auch  mit  solchen  Argu- 
menten iMScbönigt.   Aliüff  wngli  fa  tmaarm  ^AAtny^tiff^  f^.  jgjj^  fff^*^  fltfWt»|pf 

vielftUig  mMmach  getrieben  worden.   Man  hat  noch  im  Jahr  1803  deutichee 

Land  nach  dem  AoMlnick  Ftchte's  ,j:n  Zulagen  gemacht  zu  den  Hauptgewichten  in 
der  Wage  des  eiTropiiischen  Gleichgewichts'".  Sogar  noch  1860  •w'urde  die  Annexion 
öavojrens  durch  Frankreich  wenigstens  ncl>cnher  mit  dem  grossen  Wachsthum 
dea  Königreichs  Italien  zu  rechtfertigen  gesucht  tuid  nach  lö66  die  Einverleibung 
Belgiens  in  Frankreich  von  Napoleon  HL  als  C!ompensati(m  verlangt  f  &r  die  Erweiterung 
des  unddentMihett  Bondee  Uber  die  BQddentechen  Stelen.  Da  dea  vdlkexrecltüiche 
Qleichgvwidit  nicht  gleich  gromn  Stelen,  noch  dn  anrerftnderUchea  Gröesenrerhiltnlm 
der  Torhandenen  bedeutet,  noch  bedeuten  darf,  so  ist  eine  derartige  mathematische 
Anwendung  jenes  Princips  unziilüssig.  Die  Existenz  und  die  Entwicklung  der 
Völker  und  Staten  darf  nicht  nach  so  plumpen  H^eln  beschnitten  und  soge- 
Bchnitten  werden. 

98. 

Das  wahre  Olddigewiclit  bedeutet  das  friedUdie  Nebeneinaiider- 
bestohen  Tersohiedenar  Staten.  Es  inrd  gefiUudrt  imd  gestört^  mnm 
das  Uebeigewidit  Eines  States  so  nnTsrhiUtiiissmäBsig  su  irerden 
drehte  dass  die  Sfiolmlieit  und  FVesheit  der  übrigen  Staten  daneben 
nicht  mtbr  fcribeslelien  Icaim.  in  soldien  Ffillea  sind  nkht  bloss 
die  mAdist  gsfihrdetsn  sehwüsheren  Ststen»  sondern  es  sind  andi 
die  flbrigsn  nngefShHeten  State  veranlasst  md  berechtigt,  das 
Gisidigeindit  hemistensn  md  für  ansreiobendsn  SoMv  desselben 
am*  sorgen. 

Definition  von  F.  v  Oentz  (Werke  Weik  IV.  S.  39)  Gleichgcwirht  bedeutet: 
„diejenige  Verfassung  lu  lieu  einander  bcstciiendcr  und  mehr  o<ler  wenigt  r  mit  ein- 
ander Ycrbttudeucr  btateu^  vermöge  deroi  keiner  unter  ihnen  die  Uuahhaugigkeit 
odsv  die.  neeiBUiflfeeB  fisdie  eines  sndmBi  okne  viifemmsn  widsntend  fen  iiaend 
eimr  %ftt  md  ftlgHeh  oh»  OdUir     M  nltat  lieeihlillgwi  tamn.** 
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Ei  gOt  dieser  Sati  vonfigUeh  von  der  evropftliehaii  Statenfamille, 

welche  den  Fortbestand  einer  Anzahl  selbständiger  Staten  als  GrundbedlBgnng  ihrer 
Wohlfahrt  betrachtot.  Daraus  erklaren  sich  die  »»hlrcichen  und  am  Ende  glQck- 
liehen  Allianzen  wider  diu  drohende  Universahnonarcliie  zuerst  gegen  Kaiser  Karl  Y., 
dann  gegen  König  Philipp  IL  von  Spanien,  später  gegen  Ludwig  XIY.  ujid 
«iedenou  gegen  Kaiser  Napoleon  I.,  soletafc  tdder  die  Bussisclie  Oberherrschaft 
i&  Sfldoeteaiop«.  Aber  nicht  eboiao  idieint  der  Sets  «af  Amerika  amrendher, 
indem  die  Vereinigten  Staten  offenbar  sdion  snr  Idtenden  Hauptmacht  flr  den 
ganien  Weltthcil  geworden  sind.  Wenn  aber  Amerika  bestimmt  ist,  in  die  Yfl^ 
einigten  Staten  mif?!:^»nommen  n\  werden,  so  bedarf  es  dieses  Satzes  nicht;  wenn 
CS  aber  auch  für  Amerika  wie  i'ur  Europa  nfithig  erscheinen  soüti»,  eine  Staten- 
geuusseuschaft  von  einander  unabhängiger  Staten  zu  bilden,  so  wird  der 
.  8its  aodi  in  dae  AmerilnmiiiBhe  Y5llcecredit  anJlKencBmMn  iraiden>  mOmen. 

99. 

Das  Strcbon  nach  einer  auf  die  Uebermaclit  Eines  Volkes  ge- 
stützten üniversalherrschaft  über  die  andern  Völker  ist  eine  üe- 
falirdimg  des  Gleichgewichts  und  rechtfertigt  den  gemeiDsamen 
Widerstand  der  übrigen  Staten. 

Vgl.  die  vorige  Anmerkung.  Mit  dieser  völkerrechtswidrigen  Bedrohung  selb- 
ständiger und  nicht  znsammonpnhArifjpr  Staten  darf  nicht  vcrworhsclt  werden  die 
Bedrohung  nnlialtbarcr  I^articularstateu  durcli  einen  nationalcu  Gross- 
8  tat.  Denn  ea  kaun  die  Einverleibung  jener  durch  diesen  vielleicht  eine  uothwendige 
Bedingung  sein  ftr  die  fiJcherhelt  dar  nationalen  Kiirtwia  nnd  GesannntvoU&fart, 
oder  eine  nnvenneidUehe  Folge  der  nationalen  Entwicklnng  eines  Vote.  Die  Ge- 
schichte Ttalions  im  Jalir  1860,  und  die  von  Deutsc  hland  im  Jahr  1866  machen 
(las  klar.  Das  Gleicligewldit  der  italienisclicn  und  der  deutschen  Particularstatcn 
war  iil)erhau])t  kein  (jut  von  lifthem  luul  von  dauerndem  Werth  nnd  es  kojuitc 
leicht  darauf  verzichtet  werden,  wenn  mau  statt  dessen  die  uusch&tzbaic  Errungen- 
schaft eineä  nationalen  States  und  ciuc  wOrdigcre  Stellung  in  der  Welt  erhielt 

100. 

Auch  eine  theil weise  Uebermaoht  eines  States  kann  die  Sicherheit 

und  die  Freiheit  der  andern  Staten  und  damit  das  Gleichgewicht 

gefiUuden  und  rediifertigt  den  gemeinsainfln  Widerstand  der  ttbrigen 

Staten,  um  dieselbe  zn  beachx&Dken.  Das  gQt  insbesondere  von  einer 

ISwmächtigen  Seehenrsdiaft  eines  States. 

Ein  BefaftM  geben  die  Vertilge  der  nentceleik  Steten  aar  Bekloiptaig  der 
•agliachen  Uni?eraallierriehaft  Qbar  die  Meere. 

•  2.  Heilige  Allians. 

101. 

Die  heilige  AlÜans  Tom  Jahr  1815i  welche  auf  das  Pxindp  der 
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Zweites  Buch. 


christliclien  Religion  ein  neues  christliches  Völkerrecht  begrimden 
will,  kann  nicht  als  modernes  Völkerrecht  gelten. 

Die  heilige  Allianz,  zu  Paris  von  den  drei  Monarchen  von  Rassland,  Oester- 
reich und  Preusson  unterzeichnet  ^^T^  wor  ein  Versuch  der  Restaunitions- 
epoche,  im  Gegensätze  zu  der  fmozöbi»*  lu  u  Kevoiuiion,  ein  neues  Völkerrecht  m 
begründen.  Die  Grundgedanken  waren  zum  Theil  der  religiösen  Ueberlieferuug 
dst  '*^*^V^**>rg,  111«  TTiftil  der  TfawtwJMW  Weltnaildit  cdIooiiiiimb.  Eben 
konnten  de  weder  das  moderne  Bechtsbewnnteeia,  noch  die  Bedttrfiüue  der  dMA- 
sirteren  Y^ßka  befriedigen.  Sie  gehörten  dnem  frohem  Standpunkte  der  Ztat- 
wicklunp^  an  und  waren  daher  nnpec!j?nct,  den  Fortschritt  der  Xcuzeit  zu  leiten 
und  zu  onlnen.  Vgl.  den  Artikel  Heilige  AUianx  im  Deutschen  ätatswörtarbuch 
TOD  Bluntschli  und  Brater. 

102. 

Indem  sie  das  VSIkerredit  awBsdJiessKch  auf  die  Beligioii 
grOndet^  jeAsanA  de  den  Unterschied  Ton  Beligton  und  Becht;  in- 
dem sie  nnr  auf  doistliche  Völker  anirandbar  ist  nnd  die  nidift- 
ciiristlichen  Staten  aoflser  die  menschliche  Weltoidniing  Torsetit^ 
verengt  sie  die  Wirksamkdt  des  Völkerrechts;  indem  sie  Christus 
als  den  „alkimgen  SouTerSii  der  gesammten  dtrisüiclifln  Nalion" 
beaeaohnet,  gecSÜh  sie  auf  die  Abwege  der  Theokralie,  wekke  dem 
politisoliea  Bewnsstsem  der  europäischen  imd  der  crnliairien  Völker 
nberhanpt  fremd  und  unerträglich  ist;  indem  sie  die  patriarchslisrhen 
Ideen  zu  Statsprindpien  erhebt,  passt  sie  nicht  zu  der  Denkweise 
und  den  Bedürfiiissen  der  politisch  erzogenen  und  frei  gewordenen 
Menschheit. 

Man  kann  den  frommen  Geist,  der  dieses  Actenstüf  k  beseelt,  ehren  und  sich 
des  gnesen  Fortschrittes  erfreuen,  welcher  iii  der  proclamirteu  Verbrüderung  dtf 
Steten  der  Tenchiedenen  christlichen  Confessloncu  auch  im  Gegensatz  mm  Mittd- 
«Her  liegt,  das  nur  die  OMrtenheit  Einer  ConMon  als  eine  berechtigte  YStker- 
fitadUe  aaetkannte,  alle  üngUnbigea  oder  AndengUoMgen  aber  a&aachkMS  und 
Terdammte.  Aber  die  oben  genannten  Mängel  sind  so  gross,  dass  daa  Waik  trots 
der  wohlwollenden  Absichten  seiner  (rründer  nicht  fTfVuiTcn  konnte. 

Pie  Bestimmungen  der  heiligen  Allianz  sind  (Jnrrb  die  Wissenschaft  als 
uüzureicheiid  und  theilweise  irrthdmlich  im  Princip  und  durch  die  seitherige  eiuo- 
piiache  GeacUehte  als  wnanriWnbar  und  nnwlrhaam  erwiesen  worden. 

Die  gasanmle  EntwiiUinig  dea  Bedita"  und  dea  Stalabagiifti  aQwoU  im 
Alterthum  als  in  der  Naoseit  bei  simmtUclien  Statsvölkem  widsnpricht  der  theo- 
kratifchen  Statslehrc,  welche  der  heiligen  Allianz  zu  Grunde  liegt.  England  und 
dir  I^apet  sind  derselben  von  Ajifang  an  nicht  bfigetreten:  tnid  die  anderen  euro- 
päischen Staten  haben  sich  seither  theils  auwli ucklich  davDtt  losgesagt,  tbcils  still- 
Bchweigend  dieselbe  fallen  gelassen.    Die  gesäumte  Veriaitfungsbüdung  der  neuen 
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Zeit  wird  Ton  menschlichen  Rechtsidw»n  bestimmt.  In  dem  Orientalischen  Kriege 
von  1854 — 1ÖÖ6  stand  Rnssland,  der  Stifu  r  der  heilipen  Allianz,  gaius  isolirt,  nicht 
bloss  den  feindlichen  Wustmachten  England  und  raukreich,  sondern  ebenso  dem 
ttchNiIlndeii  OoHwreifh  und  dem  aeutnlcn  IPnomun  ge||;enüber;  von  der  vei^ 
tgndneauk  irechselaeitigen  „MrieHaee  aide  et  mooqeb^  (Ait  1  dM  Yertngi)  vir 
WdOB  mehr  ni  nngnttn. 

3.  Peutarcbie. 
103. 

Der  in  Aachen  1818  befestigte  Verband  der  fünf  europäiscben 
Grossstaten  Englaad,  Frankreich,  Oesterreich,  Preussen  und  Russland 
bedeutet  uicht  emon  festen  TÖlkorrcchtlichen  Senat  für  £iiropat 
sondoni  mir,  dass  diese  Staien  zur  Zeit  die  Macht  haben  und  es  als 
gameinsame  Aufgabe  erkennen,  bei  dar  Begnlimng  to  eoropäieQliea 
Angelegenheiten  mitrainrkiett. 

Sie  Wiener  Conipwftn  mnde  namr  den  gMiMiiiten  Bieten  nA  ton 
Spanien  und  Portugal  und  dem  Kömge  von  Schweden  und  Norwegen 

unterzeichnet.  Al)er  man  gewöhnte  sich,  besonders  seit  dem  Congress  von  Aachen, 
auf  welchem  ^Yankrn'rh  vollnifh  wieder  in  die  „hnldrHiflu''  (fompiiipchnft  der 
allürten  Mächte  aufgfhoniüJtn  ward,  jene  fünf  mücliugbitü  Staitii  uk  t:urup»iibcUe 
Pentarchie  zu  betrachten.  Die  fünf  Mäichte  besaaseu  über  zwei  Drittthuile  des 
enngÜHlMn  Bodeni  nad  nmCMton  beinaltt  diel  VinrtiMito  der  eoxoipliidMn  Qe« 
MBiBillifflrMlprTnag-  In  der  mOittiiechen  Madit  waren  eie  den  aiwifi  enropAiedMn 
Staten  noch  mehr  Oberlegen.  Dennoch  war  diese  Vereinigung  nur  ein  anvoil* 
striiidiL-fs  Bild  der  wirl^lifhen  Zustruide  von  Europa.  Die  romanischen  StÄten  waren 
im  V  erlialtuifis  m  den  genuauischcu  zu  wenig,  die  mittleren  und  kleineren  Staten 
gar  nicht  berOcksichtigt  Wenn  aber  ein  Ötat  berechtigt  erscheint  zu  existiren,  so 
kam  ihm  das  Becht  nicht  abgesprochen  werden,  in  der  Yersammlung  der  Staten> 
lenoeaenediaft  andi  eine  Stimme  au  tniben  nad  aet  aa  unnrftlelbar  aai  ea  mlttufliar 
vertraten  aa  aein.  Die  sogenannte  Pentarchie  mag  ab  Anfiu«  einer  (hganieertnn 
Bnofaa,  aber  aie  kann  nicht  als  ihre  Toilendnng  beHiditet  «erden. 

104. 

Die  7a\\\1  der  europäi.schen  Grossstatcn  ist  nicht  abgeschlossen. 
Es  können  neue  liinzutreten,  indem  sie  staik  und  so  actiy  werden, 
dass  ihre  Mitwirkung  in  den  europäischen  Angelegenheiten  ohne 
allgiiiaoine  Gefahi*  nicht  zu  enüiehren  ist.  Es  können  auch  bisherige 
Grossstateu  so  schwach  werden,  dass  es  ungefahrlicii  und  unnöthig 
erscheint,  dieselben  weiter  beizuziehen,  wenn  unter  den  Grossstateu 
über  die  europäischen  Angelegenheiten  verhandelt  wird. 

1.  Offenbar  hat  gegenwftrtig  das  Königreich  Italien  den  nächsten  Ansprach 
danuf ,  an  den  eorofAiaQlMi  Qwetaten  geradmet  m  venlen.  Spanien,  ia^. 
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■edudalcn  Jahrbundcrt  noch  die  erste  europSliAe  OrossDiacht,  ist  durch  di« 
Missrcj^ernnp  seiner  Kiinigc  und  den  vcnlcrMiclion  Einfliiss  der  kirchlichen  Reaction 
demiasfcii  entkräftet  und  eutf^eistet  worden,  d.iss  es  in  nnscrm  Jalirluuidert  nicht 
mehr  als  (irossätat  angeselten  wurde.  Das  kaim  sich  aber  wieder  üudem.  £beii80 
kann  auch  Schweden,  im  siebzehnten  Jahrhundert  eine  Virkllche  Qroflmdit^ 
«iedor  eine  bedeutendere  Stellimg  enrerben,  warn  es  den  Geist  der  Zelt  venteht 
Die  Bedeutang  Preaitens  niiMr  den  GtMtmicfctHi  war  nach  dem Kinkziege  in 
flin  bedenkliches  Schwanken  gerathen ,  hnttc  sich  aber  durch  den  Krieg  vcm  18G6 
und  die  Gründunj?  des  Norddeutschen  Bundes  sehr  gehoben.  Das  neue 
Deutsche  Reich  von  1871,  in  welchem  Preussen  als  mächtigster  Finzektat  eine 
hervorragende  Stellung  einnimmt,  ist  zur  Zeit  die  angesehenste  europäische  (xrosa- 
macht  In  dem  dentscIieB  Kaiser,  der  zuglelA  König  von  Prenssen  fa^ 
wird  sowohl  die  Stoftwuclit  Preussens  alt  die  nach  Aussen  geeinigte  lÜMfat  des 
gesanmiten  deutschen  Yolkee  coooentrirt  Alle  diese  Aendenmgen  in  den  poQt&Kta 
Verfa&hnfss«!  der  Staten  wirken  auch  auf  die  Stellung  und  den  Einfims  nrBek, 
welche  diepon  f?tatcn  in  der  Organisation  Europas  znkommen. 

2.  Der  Jicgriflf  einer  Weltmacht  setzt  den  einer  GrosFmacht  voraus,  verlangt 
aber  flbcrdem  eine  Machtentfaltung,  welche  über  den  eigenen  WuUtbeil  liinausreicht, 
und  datier  tomib  dne  Aditong  gebietende  lÜMrine. 

105. 

Jedar  eoropSiBohe  Stai  liat  «k  Bedit  daxanf ,  daas  seine  be- 
sondm  Angelegenheiten  nicht  von  den  Qmsetaieii  gemeiiiBain  er- 
handelt werden,  ohne  dass  er  zu  der  Yeiliandlung  eingeladen  tmd 

zugezogen  werde. 

Aachener  Protokoll  vom  15.  Nov.  1818:  „Que  si,  r^"^  mieux  attcfndre 
le  hut  ci-dessus  <^nonce  (le  mainticn  de  la  paix  generale,  londe  snr  le  respect 
religieux  pour  les  engagemcutfi  consignös  dans  les  traites)  les  puiasaiiccs  qui  ont 
conconru  an  präsent  acte,  jngeaient  n^cessaire  d'^tabllr  des  xdimioDS  ptrlienlftres, 
seit  entre  les  angnstee  Bonrenlns  eoz-nfimes,  solt  entre  leure  ministies  et  pl&l- 
potentiaires  respecUfc,  ponr  j  tniter  en  eoounnn  de  lenis  propres  intärte,  en  tant 
qa*ü»  se  nq;iparleDt  k  Tolifei  de  leurs  ddlibcrations  actuelles,  l'epoque  et  Tcndroit 
de  ces  r^unions  seront  rhaque  fois  jireahlement  arrett^s  au  moycn  de  conmiunications 
diplomatiques,  et  qne,  dans  le  cas  on  rrs  rt'unious  auraient  pour  olijet  des  affaires 
ap^cialement  liöes  aux  interßts  des  auu'cs  eta.u  de  l'Europe,  elles  u'auront  Ueu 
qa*k  b  mite  dW  imllitloD  fbimflUe  de  I»  jarfc  de  cewt  de  oee  dtate  qoe  lee 
dilee  eAdni  eoneenieniieat,  et  was  h  zteve  eipwe  de  lear  droit  d'^  partidper 
diredonent  en  per  lem  pUnipotentiidres.** 

106. 

Das  Bedit  dee  States,  über  dessen  Verhältnisse  in  der  Ver- 
sammhnig  der  europäischen  Grojssstatcn  rerbandelt  wird,  zugezogen 
m  werden^.erBtreokt  sich  auf  aUe  Verhandlungen.   Er  steht  dabei 
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den  Gmsstftten  nicSit  eine  Pftrtei  ihrem  Kichter,  sondern  als 
ToUberechtigte  Person  und  wesentlicli  gleichberechügWs  Mitglied  der 
europäischen  Statengenossenschaft  zur  Seite. 

Dieser  Gnmdsatz,  welchor  ans  der  viilkcrrc  ciitlichen  Stellung  der  curopiVjpchen 
Staten  folgt,  wurde  auf  den  (Jougresaen  ronLaibacIt  (1821)  und  Vc  ruua  (1822) 
mr  tdet  mmMndig^  hmet  dagegen  awf  dem  Pariser  Congress  (1856)  beachtet 
Bei  dar  TOiiMiiiig  so  efaier  OonfeNos  Aber  die  rtaÜBäte  Vttgt  wurde  dem  KOnl^ 

reich  Italien  gleiche  B^anoBdA  nil  im  Qbrig^  Macliteo  sngeiidMrt  (nim. 

Depegehe  t.  27.  Nov.  1867.   Aegidi  Stntmch.  Nr.  8126.) 

TVagp^Gii  wnnle  ilereolbe  wieder  186Ü  auf  der  Pariaer  Conferenz  zum  Nachtheil 
von  Gricolifnlaiul  missachtet.  Gricchi5?che  Erklärung  v.  9.  Jan.  1869,  die  Coofeieia 
Y.  10.  Jan.   (Stattjarch.  3735  und  3737,  3794r-3798,  3814.) 

107. 

Wenn  die  Znsüiide  einee  Statea  dem  enropäisdieii  FfMen 
Qetabr  Iningen  oder  aeine  Handlnngfln  die  allgememe  Sicherheit  der 
europaisdien  Staten  hedrohen  oder  die  Leiden  seiner  BefoUEenmg 
der  GSfiliBtttion  Europas  unwürdig  und  unerträglich  erscheinen,  so 
sind  das  nidit  mehr  besondere  Angelegenheiten  nur  dieses  States, 
sondern  ist  die  europäische  Stateugeuossonschaft  bereclitigt,  auf 
Besserung  hinzuwirken. 

In  lior  Zeit  der  Intervent  iojisjxjlitik  m  (iunsteu  der  legitimen  Fiii-stcngewalt 
wurde  die  erste  Bedingung  einer  lutenrentiou  arg  missbraudit,  indem  man  da  Gc- 
Ührm  ÜBr  die  eoropftiache  Rechtsordnung  erblickte,  wo  in  Wahrheit  nur  eine  natnr- 
gmimVMSIämi%ikBY9chmBm^  Ebi  BeiqM  dar  sweiten 

Bedingung  ist  dar  Kzieg  der  WeetmAcfata  gegen  Bwhiid  1868--66,  ak  Rnasbod 
die  TOrkei  überzog;  und  anf  die  dritte  Bedingung  hat  nuin  sich  wiederholt  im 
Interesse  der  christlichen  Bevölkerung  der  Türkei  berufen.  Das  heutige  Etiropa 
darf  nicht  mehr  dnlden.  dn.';«  die  blutigen  Ketzerverfoliaftinijen  (xler  die  Hexengoriclite 
nach  der  Weise  des  Mittelaitcrä  erneuert  werden.  Die  civiiisirte  Menschheit  hat 
cn  Becnt.  die  FortMlnitln  dar  MmweliiiriikMt  gegen  den  Walffliilm  wUendeler 
Fanatiker  ni  Bcfatttaen.  TgL  tmtmi  Bach  m 

4.  Allgemeine  Congresse. 
108. 

Zur  Zeit  gibt  es  nodi  keine  ftnerbumte  Becshteordnimg  fiir 
angmme  earc^Sische  Congieese  und  noch  weniger  fitr  aUgemeine 
WeHcoBgreoBO* 

1.  Die  hiBtitntion  eines  TOUrerreditHrfien  Congrcsscs,  aaf  midiem  die  ffltapter 
«ad  Yertreter  der  Steten  sn  gemeimnnwr  Septthnn^  sasmumentreten,  ist  noch  in 
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ihren  ersten  mangelhaften  und  unsicher  tastenden  Anfängen.  Noch  immer  erscheint 
der  CoTiOTess  von  Wien  1814 — 15  als  der  bedeutendste  allpmein-europäische 
Congress.  Die  folgenden  Cougresse  von  Aachen  181H,  Troppau  1820,  Laibach 
und  Verona  1822  waren  vorzugsweise  nur  Cougresäe  der  fOnf  europ&ischen 
CfaraMBtfteUie.  Ber  giwnrtlgB  ToncUas  dw  Stirn  Napoleon  OL  vom  JUv  186S 
m  «inflan  ftllgomeinen  enropftitehen  Congress  ist  Mdier  ohne  Ekfolg  geblieben« 
Aber  die  Idee  der  Congresse  hat  so  sicher  nocli  eine  grosse  Znkunft,  als  die  fort- 
schreitende Menschheit  sich  mehr  den  friedlichen  Mitteln  wi-rendeu  wird,  um  für 
den  Schutz  und  die  zoitgemässe  Fortbildung  ihrer  gemeiusanieu  Lebeusorduung  211 
sorgen.  Dem  KapoleoiÜBchen  CkmgressgcUaiikca  war  i\m  Misstrauen  verderbUch, 
ds88  der  Congress  msentUch  dienen  sollte,  um  die  französische  ObwherriidAf^ 
m  begrflndn  ond  iimnartnan  oder  doch  das  Amehea  des  firannflsisplmn  Salsen 
so  erbOhen.  Eoropa  wizd  aber  schveriich  wieder  war  ToUen  Skherbeit  seines 
Friedens  gelangen,  bis  ein  neuer  Congress  die  Wahrung  und  Fortbildung  des 
Völk'TTM-hts  gefördert  haben  wird.  Heute  (Xenjahr  1872)  ist  das  wohl  noch  zu 
früh.  \  orcrst  muss  der  AngriflF  der  josuitibchon  Römischen  Curie  auf  den  modernen 
ßtat  abgeschlagen  sein.  Aber  dann  wird  es  eine  Aufgabe  des  deutscheu  Kais^ 
Min,  nidit  fftr  denlMhe  OMairikhlBeit  Modeni  ftr  db  Mbeit  md  dM  Beckt 
aller  TdOnr  ertactfadaa  stonatahaa  Sdkn  der  Abt  8i  Pierre  halte  1715  cfaian 
eanpftfaclien  Senat,  auf  welchem  die  XVI  enropUsdien  Steten  jeder  dadi  Sanaloiea 
vertreten  seien,  in  Antrag  gebraoht;  dann  hatte  Immanuel  Kant  einen  pennaaenten 
Steteucungress  vorgeschlagen. 

2.  Neuere  Reformvorschlage  m  einer  Organisation  sind  gemacht  worden; 

1,  von  Profe^wr  J.  Lnrimcr  in  Edinburg 

Jährliche  Congresse,  wekhe  iu  Belgien  od^  in  der  Schweiz 
aawmum  tieteai  nnd  mi  wßA^  jete  8tat  nvei  Abgaoidnete^  von  denen 
mv  ^bur  aliellBiHtt,  ernennen,  wtirde.  Dan  fitlnBoreriilltniss  wflide  Je 
aadl  der  Bevölkerung ,  dem  Einkommen  und  der  Handelabewegnng  be- 
messen. (Dieaer  MasBBtab  wlra  offenbar  England  In  hfldiaten  Grade 
günstig.) 

2.  von  dem  Statsrathsprilsidcnten  von  Purieu  iu  l'aris: 

Eine  internationale  Cummission,  deren  Mitglieder  vorerst  von 
da  Begierungen,  später  von  den  Yolknertietnngen  der  enropilsdun 
TBlks  enaunt,  periedtwdi  ansenwnsntrcten  worden«  nnd  die  AutorllAt 

der  Wissenschaft  nnd  der  Gerechtigkeit  fDr  sich  h&ttcn. 
Ein  völkerrerht lieber  Senat  otler  Parlament  wird  noch  lange  ein  frommer 
Wunsch  bleiben  hiier  auüfiU urbar  und  wenigstens  ein  Schritt  zn  einer  besseren 
Organisation  wäre  ein  völkerrechtlicher  Arcopag,  d.  h.  eine  Versammlung  von 
YdllterreehtBknndigen  Männern,  welche  ähnlich  einer  Akademie  ein  ssdi- 
kundiges  ond  unbefangenes  Gntschten  Ober  vÖIkenechtUdie  Btrdtfrsgen  in  verftasen 
bemfen,  je  nach  Umständen  aach  ab  Scfaledsrlcfater  sn  verwenden  wiren.  Jeder 
8tat  wfirde  dazu  mindestens  zwei  —  nicht  im  aotfven  Statsdimst  befindliche  — 
Männer  ernennen,  den  einen  auf  Vorschlag  des  Ministeriums,  den  andern  ^nf  Vor- 
schlag der  Kümmern.  Die  Grossmachtc  würden  eine  doppelte  oder  dreitat  he  Vcr- 
trt^tuu^  erhalten.   Der  Sitz  der  jährlichen  Versammlung^  wäre  iu  der  bcliweiü  oder 
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in  BfligfiiL  Die  XUi^iflder  utrai  Ton  ihnni  tTntnriiiMWih  oder  SMaUbsereide 
Biit  Bmag  anf  üve  Imlflnwtioiiilt  TMW^tft  n  andijp^fii,   Bt^egen  Ütten  lis 

109. 

Ana  der  ▼olkerredkUieliAii  Eadstenz  te  Statan  imd  ans  flirer 
BeÜieOigimg  am  dem  Scbitdaal  der  exampliMum  Statengenoaaanacliaft 
folgt  daa  natürlidie  Bechi  alkr  earopuadieii  Staien,  iralchA  einen 
aettnändigeiL  Toükeireditlichen  Verkehr  pflegen,  za  einem  allgemeinea 
eoropSiachen  Gongreaa  zogeicogen  sa  werden  and  eine  eigene  Stinune 
an  fuhren. 

Staten,  weLcbe  nnr  im  Bande  mit  andern  Staten  eine  vdlker- 
reehtlicihe  Riiateng  behaupten  können,  aind  nicht  an  indiTidneUer, 
aondem  nor  aar  Geaammtrertretong  beredhtigt 

Kach  flTO'vCin  Grundsätze  rrLfincrpn  am  4.  Jsov.  1863  die  Emladungcn  des 
Kaisers  Napulcon  III.  an  alle  bouverauen  Stateu  Kuropas.  „Jedesmal",  heisst  es 
iu  dem  Einladuugsschreil>eii ,  „weim  starke  Stötise  die  Gruudlogeu  der  Staten  er- 
adiOttert  und  daw  Gt«DMa  v«itiKl«rt  haben,  griff  maa  w  feiaiBätea  T&aaaartfaaaa, 
am      neaea  Etonente  aa  veriiiaden  ood  die  ToUendeten  ün^teitaltaiagaa  m 

110. 

Sind  die  auf  einem  allgemeinen  europäischen  Congresse  ver- 
sammelten Staten  einig  über  vülkerrechtliclic  Bestimmungen,  so  sind 
dieeeU)eii  für  alle  europfiiachen  Staten  verbindliche  fiechtavorschriften* 

YgL  oben  $  U.  Das  gilt  «odi  ftr  die  Meo»  «cidie  alfll*  andUama  M 
aad  daher  ibre  Zaathaaraag  aicht  edUrt  haben. 

111. 

Em  emroi^ÜBclier  Congresa  hat  nicht  die  Antorit&t  eines  Welt» 
congresses,  aber  irann  er  einig  iat,  ao  spricht  er  daa  denseitige 
earepaiache  Beohtabewiiaataain  ancii  bealii^Qh  dea  allgemaaMin  Vdlkffr- 
reehta  ans. 

Darin  liegt  freilich  keine  gcnflgende  Siclierlicit  dafOr,  dass  die^e  Ausspraolip 
auch  von  «Ifn  aimsi^reuropäischeu  Staten  als  richtig  anerkannt  und  beachtet  werde. 
So  wurde  bekamitiich  vun  beito  der  Yereiuigteu  Staten  Ton  Amerika  dM  Verbot 
dnr  Eapeorei,  zu.  welchem  sich  der  Pariser  Friedensoongreas  tqu  1866  vaiattndigft 
betta,  aicht  aaatkannl,  ao  lange  nicht  sagieich  die  tadebwwerthe  Fnzia  der  See* 
baato  ebeaftJla  varbotan  varde. 
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112. 

Die  Anerkennung  und  Wirksamkeit  aUgemeincr  Grundgätaa 
des  Völkerrechts  wird  besser  gesichert,  wenn  zu  der  BeraÜnmg  und 
autoritativen  Feststellung  derselben  mit  den  europ'aisclien  Gross-  , 
staten  auch  die  anssereuropäischen  Weltmächte,  insbesondere  die 
amerikaaisohe  Grossmacht,  zusammenftreten  und  zusammenvirken, 
d.  h.  wenn  der  CSongress  als  Weltoongress  erscbeint 

TgL  fliMn  §  7. 

118. 

Anf  den  StatencongresseiDi  entscheidet,  in  Ennanglung  einer 
schütaenden  Organisation,  nicht  die  Meinung  oder  der  Wille  der 
Mehrheit.  Die  Minderheit  ist  nicht  Ton  Keditswcgeu  verpflichtet, 
sich  der  Mehrheit  unterzuordnen.  Ein  einzelner  Stat  kann  möglicher 
Weise  mit  Becht  seine  abweichende  Meinung  behaupten.  Aber  wenn 
die  Mehrheit  sich  für  die  Nothwendigkeit  eines  allgemeinen  Rechts- 
grundsatzes erklärt,  so  ist  das  immerhin  ein  beat  htenswcrthes  Zeug- 
uiss  für  das  derzeitige  allgemeine  Rechtsbewusstsein  der  gebildeten 
Völker;  und  wenn  gleich  die  Meluiieit  keine  formelle  Herrschaft 
hat  über  die  Minderheit,  so  liegt  doch  in  der  Verletzung  eines 
Grundsatzes,  den  jene  für  einen  allgemein  verbindlichen  Rechtseatz 
erklärt,  eine  ernste  Gefahr  für  den  verletzenden  Stat. 

Wenn  d^iciii^t  die  Congrcssc  orguiisirt  sein  worden,  dann  wird  auch  eine 
Be.Hchlussfatiäuiig  mit  Mehrheit  möglich  worden,  ha  iai  ciue  UuYüllkuinmeDheit  des 
jeuigea  Bectewtendei»  da«  der  shinlM  Stst  tMm  andan  gegenüber  vaek  wäm 
WflncQr  Becht  behaupten  bum,  vekhe  ea  die  noch  bariiarische  Sitte  der  aHea 
dctmaniBclien  Hechtsfindnng  erinnert,  in  welcher  nicht  die  Melirheit  der  Stimmen, 
sondern  die  Tapferkeit  der  Fiiiiste  entschieden  hat  oder  an  das  berüchtigte  Veto 
der  fiiizehieu  rolulschcn  Ma{,niaten ,  welche  das  Zustandekommen  der  Gesetze  zu 
hiu(iem  vermockt  Imt.  Aber  wie  gcrähilich  die  einfache  Einführung  des  Mehrheit»» 
prind];s  ohne  Garantien  gegen  den  Misabrauch  w&ro^  zeigt  schon  der  Hinblick  auf 
den  G^gffinli  dir  Yer&KDiigWL  "WdUe  die  moMURMiwIin  Mehriieit  der  eoroptiedwo 
8Mmi  dfft  nfoUOnniidM  Sdnrab  naeh  momiäiiMliMi  ChmndailMa  btnmMB,  ao 
irürde  das  offenbares  ITnrerht  sein,  «beaso  wie  dia  Banrtheilnng  des  Bussisdieu  Stala 
nach  den  oonititationaUeii  Qyatflnmi  dwr  ttbriggn  fflW|riyiffhffn  Statwi  wnriphtig  vin» 

114. 

IHa  gegonräitigd  Uebuag,  woniMh  anf  dan  CkmgMiaan  nur  die 
RagiarnngflD  diw  Staten  foilntoB  tiiid,  stnnmt  niclit  n  dflm  reprä« 
MntaliTen  CSuurakter  des  modernen  Statsredits  nnd  ist  kemeswegs 

ohne  Gefahr  für  die  VerCcissimgen  der  einzelnen  Staten. 
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III 


Jener  Widerspruch  und  diese  Gefahr  lassen  sich  heben  oder  omiilssigen: 

a)  durch  Yollmachtea  auch  von  Seite  der  Volksvertretung  der  Kiu^ektaten, 

b)  dmcb  dm  Yorbdatt  naidttii^idur  Gcndhiiiigung  vm  8^  der  gcseta- 
gebendeii  Gewalt  in  den  EtosdBtateii, 

c)  durch  din  Yetantvortlidikeit  dflr  HUdater  und  GesMiteii  für  ihn  Stimm- 
fQhning  anf  den  Congrcssen. 

Die  AnwiKhing  der  parlamentarischen  Ycrtretuiig  auch  auf  völkerrechtliche 
Con^TCSse  winl  iiuch  lauge  ein  idealer  Wunsch  l>leil>en.  Inzwischen  k()nn<'n  al)er 
die  VolkäverUetungeu  dafür  sorgen,  dasa  nicht  durch  auäwärtige  Verhandlungen  die 
TerflMroognnftarigBn  Reclite  ihres  Y<dke8  yerletst  oder  die  besonderea  IntenNeen  ihiee 
LandeB  geach&digt  werden.  In  Engend  und  in  den  Vereinigten  Staten  ist  diese 
Sorge  schon  seit  langem  geültt  wurden  und  mit  Krfolg.  wie  manche  Beispiele  zeigen. 
Lediglicli  deshalb  ist,  die  englisclie  Krone  der  Heiligen  Allianz  nicht  iK  igetreten  und 
mehr  als  einmal  hat  der  amerikanische  Sentit  die  d'pll?PVtf''r*M*»  Venhredttugfia 
durch  seine  Einsprache  unwirksam  gemachi. 
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Drittes  Buch. 

YdlkerrechtUehe  Organe. 

I.  JMe  Statsblnpter. 
1.  Beprasentationsreoht  der  Stats&äupter. 

116. 

Das  Statsrecht  bestimmt,  wer  die  Statspersönlichkeit  nach  aussen 
damutellen  berechtigt  und  Torpfliohtoi  9ei  und  unter  ireldisn  Be- 

Die  BUdmif  der  nOdilgen  Orgin«,  um  den  SM  wa  leiten  nstd  im  Kanaa 

des  States  za  handeln ,  Ist  die  Aufgabe  der  StatlmfiMung.   Das  Y^nkerredit  hat 

den  Stat  zu  uohmen,  wie  er  ist  und  bestimmt  nifht  die  Verfassung  der  Statcm.  Ob 
Jemaiid  durch  Erbrecht  oder  durch  Wahl  auf  den  Thron  erhobeu  wird,  ist  für  die 
Frage  der  lUipriiaeutation  im  VöUierrecht  unerheblich.   VgL  oben  §  18. 

116. 

In  der  Begel  hat  die  inildicbe  Stateregiernng  (qoi  acta  regit) 
das  TolkeiTechflSche  BepräBentattonsrecht  aoBintben. 

1.  Li  dem  Ijefleniadifln  Alterümm  Iconite  ei  in  IVage  hnmwwi,  ob  nlclit  der 
Yolksversammlung  dal  Bqptlseiiletknaredit  wkomma,  In  den  modernen  Steten 
wird  überall  die  Beprisentation  ntdi  Aunq  all  An^rim  and  Becht  der  eigenl- 
Uchen  Btatsrcgierung  betrachtet. 

2.  Eine  Statsregieruug  kaun  aber  nur  insofern  von  andern  Statcn  als  wirklich 
betrachtet  werden,  als  sie  in  der  Tbat  regiert,  nicht  wenn  lie  bloss  Ansprüche 
dbmtf  eriwbt,  die  Begiemng  zu  llbemehmen. 

117. 

Wer  in  einem  Lande  die  Regienmgsgewalt  erwirbt,  wird  in 
Folge  desMU  im  väUBeneohlliQhea  Vericehr  als  Qrgen  der  8tat9- 
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Persönlichkeit  befs'achtei  Mit  einem  siegreichen  und  im  Lande  an- 
erkanuU^ii  Usurpator  können  für  den  Siat  verbindliche  Verträge  ab- 
geschlossen werden. 

1.  Die  eorup4uscbcn  IdMlitc-  hultcü  so  abwedueiuü  nut  dem  Protector  Crom  well 
und  ipAter  irieder  mit  dem  König  Karl  IL  und  aadi  d«r  TerbeQNuig  Jacobs  IL 
adt  den  XMge  Wilhelm  DL  Ar  Bi«Und  vmrlifiidlidie  Tertilge  etgeecMomeu; 
ebenso  mit  der  finumOsischea  Directorialregierung,  mit  Napoleon  L,  mit  dem 
gewaltsam  restaurirten  König  Ludwig  XYIII.,  mit  Ludwig  Philipp,  und  wieder 
mit  der  republikanischen  Rcgieruag  nach  1H4H,  mit  Napoleon  III.  nach  dem 
2.  Dec.  mit  der  provisorischeu  Regierung  zur  Landesvertheidigituj?  nach  dem 
i.  Sept.  lÖiO  für  Frankreich,  ohne  näher  zu  prüfcu,  ob  diese  versdiiudcueu  ibtatä- 
htapter  in  ooenctar  Beebtiftnm  nr  Begleiimg  gelangt  eeioL  Die  wirkliehe  B«> 
f  ierang  im  nIMn  hi  der  Lege,  fikr  den  resimtai  Stat  la  haadelB,  well  eie  alMn 
ha  fieiitt  der  Mittel  ist,  um  widsmm  an  liaadefal.  Die  Repräsentation  ist  nur  ein 
Theil,  nur  eine  einzelne  Aeussening  der  Regienmgsthitigkeit  ülu^rhaupt.  Da  der 
Stat  eioe  k-boudige  Person  und  nicht  ein  todtcs  System  von  iurüicllen  Reihten  ist» 
so  kouu  CT  nur  vou  dem  vertreten  werden,  welcher  in  dem  Stat  und  au  der  Spitze 
des  States  als  lebendiges  Stataorgaa  den  Btale  dient,  d.  h.  nur  von  dem,  der  wirk- 
lich die  Beglenmiigewatt  ansObi  oder  anaOlMi  Hart. 

2.  ^Vie  innerhalb  des  States  der  thatsächlicben  Reglenmg;  dem  „actually  King'' 
gehorcht  wird  und  gehorcht  werden  muss  (En^sche  Parlamentsacte  yon  Heinrich  YII. 
1494X  «>  ersoheiut  nach  aiiasra  die  thatsächÜche  Regierung  des  Volks  nwX  Landes 
als  deren  naturliche  Vertreter  In  einer  Note  vom  25.  März  1825  constatirto  der 
englische  Minister  die  aJlgcmeiue  bebtuig  dur  europäischen  Stateo,  mit  dcu  Bj^ß^ 
rm^  da  fl«lo  hi  t«IlDaRwhliieben  YeMir  an  treten.  YgL  PMlUmora  IL  1». 
Anch  die  rtminhe  ESiche  hat  tnMs  ihrer  fc^tfirf-t'-ahm  Neigiu^a  hi  aminnii 
Zeit,  dieeelbe  Maxime  im  Verkehr  mit  den  Stelen  behauptet.  Papst  Gregor  XVL 
hat  ^  in  einer  feierlichen  Erklärung  vom  August  1^31  fbei  Heffter  Völkerr. 
Anhang.  lY.)  als  ein  Bedürfniss  und  einen  alten  (kl  tjik  h  dir  Kirche  bezeichnet, 
das»  dieselbe  mit  denen  verhandele  „qui  actu  summa  rerum  potiuuiur",  aber  sich 
wa^MÜA  dagegen  verwahrt,  daas  darin  eine  Anerkennung  ihrer  BariitmlmiglPBit 
Hegt.  Tndeawn  iet  in  der  Anfhahma  derTBIkerreclitUdien  Reriehang»  nnd  in  der 
Ertheilung  der  gebrlndUichen  Titel  (König  u.  s.  f.)  doch  ille  Anahanmng  dnar 
wirklichen  Regierung  enthalten  und  es  ist  das  nicht  ohne  Wirkung  auf  die  neue 
Rerhtsbildung,  indem  sie  die  Zweifel  fff^f  ti  deren  Bestiind  vermindert  o<I<^r  vollends 
beseitigt.  Nach  beiden  Seiten  hin  ist  die  Dei)eschc  des  Grafen  v.  Bismarck  aus 
Versailles  vom  16.  Jau.  iöii  au  Jul^  Favre  in  Paris  (Statsarch.  4ä8S)  merlcwttrdig. 
Bio  nmdit  dia  ^xMckeunni«  der  -vOlkarMdiklidMn  Teitretoag  IMkreidia  dnteh 
die  ftettacha  Beglemng  der  nationalen  Yertheidignng  auf  Sdle  Deotechlands  dann 
abhingig,  daas  dieeelbe  aorer  „ndndeetafl  Ton  der  frenaOeischen  Kation  selbst  an- 
nfeannt  aal**. 

118. 

Wer  die  Regienmgsgewalt  yerliert,  hört  ia  Folge  dessen  Md« 
dw  völkerrechtliche  Vertreter  te  States  n  seiiL 

•lantsekli,  DasTMlMtfMM.  8 
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m  «ntthrontea  Fürsten  kdimen  käme  den  Stat  tcp- 
1)aidlidiA  y«rferllge  abgcschloM«!  werden. 

Das  nicht  mehr  Avirklichc  Stat^hauj»!,  ausser  Stautie  zu  regiercu,  k;um  eben 
deshalb  den  biat  auch  nicht  reprasentimn.  Jakob  II.  kouute  nach  st'iner  Flucht 
und  nachdem  daa  FuiixQent  seine  Absetzung  in  Fonu  der  angenommenen  Abdankung 
ecUlit  hatta,  nieht  melir  Entlud  TertreMn,  aoeh  die  Bonrbonea  Fmkieicli 
nAmA  fkm  Exita.  DmicMw  gOfc  den  fnrtiifllMBcn  Italien Iselien  und 
deutschen  FOnton  dfettf  Tage.  Napoleon  DI.  war  als  Kri^agelkngener 
(Sept.  1870)  üicht  mehr  l><»r<»rhtfjErt,  Frankreich  tn  v^'rtrpten  nml  cl)onsn  wnijj  die 
Kaiserin  Kugcnie,  trotz  ihrer  Kegentscbnft^vollmachteu  nach  ihrer  Flucht  nach 
Euglaud.  Selbst  wenn  mau  annimmt,  dass  das  Recht  solcher  entthrontoi  Fdrstea 
noch  nidit  erioflchen  und  je  nach  VtattMaAm  nieder  henoatellett  ad,  ao  nmia  doch, 
ao  lange  dieses  Bedit  ideht  aeageObt  neiden  kann,  andi  die  danns  abgeMtete 
Repräsentation  ruhen.  IMe  Zumuthun;;  an  ein  Volk,  dass  es  doidi  dnen  Flkzalen 
sich  veq)fliehten  lasse,  der  keine  Macht  mehr  Ober  dasselbe  besitat  nnd  aniaer  Stauda 
iat,  £ttr  den  YoUaag  maae  Zoaagea  an  KNtgeo,  ia(  mgeieimt. 

119. 

Daraus,  dass  ein  Stat  mit  dem  thaü»äclilichen  liaupto  eines 
States  in  regelmässigen  Verkehr  tritt,  folgt  nicht,  dasa  er  die  Rncht- 
mässidv»  it  Hüiner  Erhehnng,  wolil  aber,  dass  er  die  rechtliche  Wu'k- 
tamkeit  seiner  gegenwärtigen  Stotsstellung  anerkenne. 

Tj^  se  f  117.  Es  ist  datier  mll^idi,  elmohl  nicht  ^weckmri^ig,  dass  ein 
Stat,  wenn  er  eine  neue  Regierung  anerkennt,  zugleich  seine  Meinung  Ober  den 

rcvr»1ntlon&ren  Anfanq:  der  neuen  Gewalt  ausspricht,  wie  das  bei  Gelegenheit  der 
Anerk«  ti?ning  des  neuen  Königreichs  Italien  durch  Frankreich  am  I5k  Jttui  IW&l 
imd  durcljL  rreusseu  am  21.  Juli  liUii  gefichchau  ist 

120. 

Die  Legitinütilt  oder  lOegitiinitliit  de«  Ursprongt  einer  St«t»> 
regiening  ist  eine  Beditefrage,  yorane  dee  State*,  erst  in  zweiter 
Unie  de«  YoIkeiTeobte.  Audi  eine  urspriiuglich  dnrdi  Bochtsbroch 
erhobene  Begierimg  kann  aber  rechtmaaaig  irarden,  irenn  sie  im 
Stete  danernden  Beetand  gewinnt  nnd  angemeine  Anerimmuug  findet 

Tm  Gegensatz  zu  dieser  Wahrheit  hatte  die  Legitimitütsp<»litik  der  Congresso 
von  Laibach  und  Verona  es  für  eine  Auigikbe  der  europaibcheu  Volkerfamilie  erklärt 
überall  einzuschreiten,  wo  iu  ciut^m  State  der  Geist  der  Revolution  sich  lagß  imd 
die  legltfauan  Flinten  In  ihrem  Bete  der  QevaH  auch  vider  die  Velker  an 
achotan  nnd  irfaderiiertnateHea  Am  Uanten  tpiUbt  die  danaUge  Tendeni  die 
Cireolardepesche  des  Fürsten  von  Metternich  aus,  datirt Lafiwch  12.  Mai  1881. 
fia  JieiMft  dadn:  «Lea  SeemalBa  eUUa  wtm  pe  aidownrttta,  «b*U  fl  a'jr  «MÜ 
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fnVnitt  feicriin  cppuMt  %  V6  UhtvbI  domtUiteu''  dft  te  oonjuidioii  bnpie, 
qid  «est  renmMr  m  f«i  edste        G«iiterT«r  ee  qni  «tt  14f  »lement 

Stabil,  tel  a  dA  ttra  to  principe  invariable  de  leur  politiqite,  la  poInt  di  d^art 
et  Tobjet  final  de  ioutea  leurs  r^solutions.  Jamais  ces  Monarqnes  n'out  manifest^ 
la  moinilrc  dispositton  contrarier  dos  am^Horations  rimies  ou  la  r^'formc  des 
abns  qui  se  glissont  tlans  le«  meilleur»  pfoiwmempns.  —  Lea  chninji^meus  utiies 
ou  Dticessaires  dajiä  la  l^islaliou  et  daas  raultuiuistration  des  £tats  ue  doirent 
dMRMT  9»  4»  Ii  lobntt  Xhn,  de  riiupulsioi  idldeUe  et  ddaM  ds  «e«x  qne 
Dlea  A  rendn  vetpoonblcs  du  poDTdr.  Toat  ee  qui  Mrt  de  eette  Ugne,  ocndoit 
nfeetaifaeneilt  an  d^Midie,  aux  bouleverHoinr  ns,  k  des  m&ux  blen  plus  insuppor- 
tables  qiie  wnx  quc  l'on  prt^tend  gu^rir.  l'eiietres  de  cettc  vdrit^  ^temclle,  les 
Sonverains  n'oiit  pas  hesite  i\  la  proolaiiier  avci"  fraiichisc  Pt  Ti^riienr;  Iis  ont  d6clarö 
qu'eu  respcctaut  kä  droits  et  l'iiidepeadaiict:  du  tout  puuvüir  Icjifitiine,  Tis  regar- 
daicnt  comme  lägalement  nulle  et  dt^'savouöc  par  les  principes  qui  constitucnt  Ic 
dnit  TpMkpoB  de  TEunpe^  toate  prAeedoe  rdfenoe  opMe  per  le  HY<dte  et  U 
lioiee  oDTerte'*.  Nech  diem  TiagithwtWagnmdrfteBP  «inde  in  Piemont,  ia 
Neapel,  in  Spanien  intenrenirt  und  die  repr&sentative  Yeifassung  dhwg Ueder 
fiberall  in  die  absolute  Monnrclito  ziirQckgeschraul»t.  Aber  weder  gelang  es,  diese 
Grandsätze  gegen  die  südamerikanischen  Colonien,  die  sich  von  den  euro- 
päischen Mutterstaten  lossagten,  durckiufuluren,  indem  die  englische  Ikgieruug  diese 
IMOdnBg  «oericanBte,  and  die  Vereinigten  Statee  ihr  Monzoeprincipe  der  le^piti- 
leimwfcon  PeHtik  der  enropÜMhee  Hflfe  «Ufegeii  Mteton,  oedi  men .dieaellMii 
in  Bnvopa  auf  die  Dauer  festzulialtML  Zamii  mskoa  lÜBderten  das  Bussische 
LatereaK,  der  Idealismus  Frankreichs  und  das  liberalere  Reditsgef&hl  EngUnds  die 
Anwendung  derselben  auf  die  griech  isrhe  Revohitiof)  Tm  JaJir«  1830  schraclcen 
dif  OstmÄchte  vor  der  VerantwortI)rM;i  )l  und  (iffalir  i  im  s  (juropaischen  Krieges 
•/.aruck  und  erkauuten  die  gewaltsame  Acuderiui^  der  irauzösischen  Dynastie 
*  eod  die  Bavoliitkn  Belg ieni  an.  Setther  ^nd  uodi  «me  BeQie  «n  B^crungs- 
«echaefai  in  den  SoropiladMii  Btaten  erat  thatsichlidi,  wenn  auch  im  Oegemafts 
an  dem  Grundsatz  der  unangreifbaren  Lcgitimit&t  Tollz(^n,  und  wenn  aie  aicih  ala 
nothwendig  und  daucrliaft  erwiesen,  immer  unbedenkliclier  von  allen  enropliscbcn 
Stnten  anrrk:\nnt  worden.  Der  Fortschritt,  der  in  der  AtuTkeiuiung  der  neuen 
Rechtsl)iUiung  je  nach  den  Bedürfjüsäeu  und  der  Entwicklung  der  Yölkor  Uegt, 
ist  also  seit  den  Zwanzigerjahren  dieses  Jahrhunderts  allgemein  gemadit  and  die 
iltere  Lehre  einer  mnoinderHdien  T^fgitittiHtt  In  Ht  Bnmpdkainner  der  ndttel- 
aUfifffrf^fP  AnfciiQpiititan  vamiaaett  wdaou 

121. 

Weim  t8  sr«?eifelhaft  ist,  ob  eine  Person  wirkliches  StafdiAiipt 
geworden  oder  ob  sie  noch  wirkliches  Statshaupt  sei,  80  kann  audi 
die  Befugniss  dieser  Penon,  den  Stat  nach  Ahsmeh  zn.  Tertareten, 
Ton  aadera  Statoe§i8iimgBB  in  Zweifel  geaogen  wwden. 

3M  Ihnrltaiaggii,  wrieHe  «Inen  B^gtaranvnrecMI  inr  FcÜga  iHben,  tritt 
gwidtoMdi  aine  MwlwMfltt  eh»  In  dar  ea  nnjch»  H  ^'äm  »hrtga  Ctei»» 
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liaber  sich  nidbt  bdiMpten  oder  in  BUde  irine  einstveilen  erschütterte  Hemdiait 
wieder  Lerstellcn  könne  und  ob  der  neue  Träger  der  Statsgewalt  sich  in  der  neu 
eingen  nriiürüeii  Stellung  bi'ft'hti|L,a'n  ".verde.  In  dieser  Zwischenzeit  kmu  es  einer 
auaseriiaii)  dieser  i'aiteikiuupfu  sti^heudcu  Regierung  nicht  verargt  werden,  wenn 
jue  auch  im  Zweifel  ist,  w^  sie  als  irahreu  Kepr&aeutanten  des  betreffenden  Stats 
WBL  betrtchten  habe.  Im  ZweifiBl  hat  ate  aiah  abar  eiaar  «vUnfliflhBB  Yeihandho« 
wrft  dam  riiMMi  nod  dam  andttii  zu  enäiattaiL  dann  es  hummtm  »itiit  nrieich  iw6l 
maehiedane  Bog iornngea  and  daher  iwai  Tertr«ier  Ktiiei  8t«t«a  hwlnim 

122. 

Die  Frage  der  Anerkennung  einer  auswärtigen  Regierung  wird 
in  den  modenm  Staten  durchweg  von  den  inländischen  Regierungen 
entschieden;  und  es  haben  sich  dann  die  Landesgerichte  auch  in 
intematioiuilea  ftocesseii  »ach  diesem  Kntacheide  m  richten. 

L  Bi  iat  daa  dna  Flolga  der  Repri88iiMii8e«a]l,  welche  in  den  iu»denaii 
Btaten  von  Knropft  tmd  Amerika  fast  überall  ganz  den  Begimiogai  anvertraut  ist 
Wo  aber  eine  Verfassung,  wie  die  Schwei j'eri'^che  UnndegvcrfftaHunp  (Art  74.  4) 
di^  Anerkennung  fremder  8tateu  und  KigicrunLn  m  dem  (irsi  tzgebendea  Körper 
vorbeh&lt,  da  ist  natürlich  nur  dieser  und  nicht  die  iiegierung  competent  Die 
Cknnpetena  der  statfdwn  Organe  wM  dmeh  daa  Statmeht,  nldit  durch  daa  VöHcer- 

t.  Sie  Tdhenwihllkhen  Bedehnngan  der  verscIuedeMn  Staten  zu  einander 
würden  übrigens  verwirrt,  wenn  es  deu  einzelnen  Gericbtcn  zustünde,  im  Gegensätze 
zu  dem  Entscbeide  der  Stalaregierung  eine  fremde  Regienuig  sei  es  nicht  als  zu 
Recht  bestehend  '^d  es  als  berechticrt  zu  erklftren  Phillimore  (II.  23)  führt 
manche  Urtheüe  der  Jblugllschen  und  ^urdumerikaui&dieu  Gerichte  an,  welche  diese 
Biyal  hcMItfgflL 

128. 

Die  völkerrechtliche  Persönlichkeit  eines  States  erleidet  keine 
Aendemng,  wenn  gleicii  die  RogieniD!^  dessolben  eiTien  Wechsel  — 
und  auch  daim  nicht,  wenn  sie  einen  gewaltsamen  Wechsel  —  er- 
fährt, vorausgesetzt  nur,  dass  Volk  imd  Land  in  ihrer  Individualität 
fortbestehen. 

Da  nicht  einmal  die  vollständige  Wandlung  der  StatsvfTfa?Rung  die  Fort- 
dauer der  Statspii^ü  verhindert  (vgl.  oben  §  41  42),  so  kaua  der  Wechsel  in 
der  Person  und  dem  System  der  Regierung  noch  weniger  eine  so  erschütternde 
Wirkung  hatat 

124. 

Das  wirkliche  Statshaupt  ist  herei  htii^t,  um  Ii  di^  völkerrechtlich 
dem  State  zukommende  Ehre,  Winde  and  iiangsteliung  in  Anspruch 
m  nehmen  und  den  enteprechenden  Titel  m  führen« 
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tnditet,  wenn  erst  die  neae  Regierung  sieb  all  nmweifcUiaft  wirkliche  Begieniiig 

betrachten  darf.  Schon  die  leise  Misflaolitiin«?  welche  NapnlcdM  ITT  von  Kaiser 
Nikolaus  erfuhr,  als  dieser  in  seinem  iSchrei  1k  ii  den  flblidicn  lirudcrnanien  (mon 
frere)  unterlie&a,  ist  von  dem  Ki^stem  achwer  enipüuidcu  imd  geritcht  worden:  und 
dock  Uhb  dcli  d»  TOn  keiiMr  BeditiTerletsiing  sprechen,  iondeni  hdchsteu  TOa 
einem  YenloeB  gegen  die  höfische  Sitte,  denn  et  war  darin  Napoleoa  anadmckHcii 
ala  wirkliches  Statdiaapt  der  IVanaoaes  aneritBnnt  worden. 

135. 

Die  dqybmatudbte  Sitte  fordert,  äam  die  in  regdmanigeiii 
VoMir  mit  einander  befindlicben  Staten  einaaider  jeden  Pwaenen» 
irediBel  in  dem  Statshaupt  anzcigcu.  Die  XTnterlassong  oder  Ver- 
sdnebnng  dieeer  Ansage  ist  indessen  tdxM  als  Bechtsrerietzimg  jn 
Mraehten  nnd  bat  keine  Aendemng  der  Beetorerliilbusse  snr 
Folge. 

Zuweiku  wird  die  Anzeige  aus  dem  Grunde  aufgeschoben  oder  vermieden, 
um  unangenehme  Erörterungen  über  die  KechUnätisigkeii  der  Aenderung  zu  ver- 
meiden  und  die  atille  Heflang  der  Zeit  sieht  m  itAren.  In  dieier  Weise  verfahr 
die  neue  Begüsning  des  Xdnigreldia  Italien  1888/64  oiit  eioer  woUbereduietai 
ZarOddkaltnQg,  um  nicht  die  deutschen  ^UiU-n  zu  üeindseligeii  GegenlDBsenmg^ 
an  veranlassen  und  nicht  der  östtTreichischon  Politik,  welche  dem  neuen  Stat  die 
Anfrkennnng  verweigerte,  willkommenen  Aolass  zu  Demonstratiouea  au  geben. 

2.  Die  Statshäupter  als  sonyer&ne  Personen. 

126. 

Die  Frage,  ob  dem  Jeweiligen  Statshaupt  anch  persönliche 
Souveränetät  zukomme  oder  nicht,  ist  zonächst  wieder  eine  Frage 
des  Statsrechts,  nicht  des  Völfcerrecbta. 

In  der  B^l  wird  diese  Frage  in  den  heutigen  Monarehlea  bejaiit, 
«ad  in  deakenftigeiiBepabllken  Terneint  Der  Fttnt  wird  ah  eine  aoaveiiiie 
Fem»  beCnditet,  der  lepnbUkaniache  Prftaidettt  nicht  Das  war  nicht  immer  so 
ist  nicht  noAvendig  so.  Die  alt-römischen  Consuln  galten  nicht  minder  als 
souveräne  Personen  als  die  Könige  der  andern  Völker;  und  2rwi8chen  den  erblichen 
Beichsfürstcn  des  Mittelalters  und  dem  gewählten  liugeu  der  Republik  Venedig 
wurde  in  dieser  Hinsicht  kein  Uuterscbied  gemacht  Der  Grund,  weshalb  die  heutigoi 
Bepubliken  ihren  Begierungen  diese  p^aOnlicbe  Eigenschaft  absprechen,  ist  der,  de 
wollen  dieselben  fortwährend  d«»n  erinnera,  daaa  ihre  GewaH  eine  abgeieüsle,  keine 
nqrQn^Uie  sei,  wllunnd  die  aenarchischen  Völker  es  IMmd,  dioBslieitdssStalSi 
in      MMesUt  des  MesardiSB  pewanüch  darsBSteilep. 


Digitized  by  Google 


118 


JinHi  BÜKMm 


187. 

Die  Famflien  der  Souveräne  in  den  enropSiadien  Staten  werden 
als  „souTeräne  Familien"  bezeichnet  und  sind  unter  sich  ebenbürtig. 

Der  Au.s(lnifk  f?onvcrrinc  Familie  ist  frfilich  ungenau,  denn  der 
Familie  kommt  keine  Sonveräiictiit  xu,  weder  die  uri>i»rangliche  StatssouvtrSnctSt, 
nocli  die  concentrirtc  Fdrbteu&ouver&net&t.  Yielmehr  sind  alle  ihre  Übrigen  Glieder 
Unterthanen  des  State  and  des  Statsliaupta. 

128. 

Wenn  fßeick  dar  FtSaideEt  eiaer  KepubGk  oidit  als  flosrsrSn 
gflt,  ao  koDunfln  ihm  dflnuodi,  imakai  er  alt  Befnrltoentant  seises 
States  erachemt,  alle  diejenigen  Bedile  n,  weld»  dem  acnraineit 
BepiiaeiitaDteik  eines  Statea  gebikren. 

Inwiefern  er  den  Stat  repräaeutirt,  ist  in  ilnn  das  Rocht  des  States  zu 
elireil,  den  er  darstellt  Es  pilt  das  auch  \on  dem  Rang  und  den  bcsondorn 
Ehren  des  rq;>ublikaDl8cheu  Stau  im  YerhiUtiiiss  zu  den  miunardufichen  Statea. 

129. 

Die  Unabhängigkeit  eines  States  gegenüber  andern  Staten  wird 
durch  die  Una])liängigkcit  des  Statshaiiptes  von  fremden  Statsgewalteu 
bewahrt.  Die  Stalshäupter  sind  in  der  Regel  keiner  fremden  Stats- 
hoheit  tmtcrvs'orfen,  aucli  dann  nicht)  weim  sie  ein  fremdes  Stats« 
gebiet  betreten. 

Die  sogenannte  Exterritorialität,  von  der  in  dem  folgenden  Capitel  die 
Bede  «?pin  wirtl,  ist  cinp  wpit  getriebene  Anwendung  dieses  Grundsatzes,  welche 
die  vuikerrcclitliche  Besdirunkung  der  Statshohcit,  die  mrh  im  übrigen  auf  di\s  ganze 
Land  ausdeluit,  £u  Gunsten  der  fremden  äouverftoe  erkiareu  uud  recktferügeu  auU. 
Die  Bttekiidit  iaf  die  Teikevraehtliche  Sicherheit  nad  Unabhängigkeit 
der  YertreCer  der  Staten  hat  bler  da*  Uebergeirfclit  eriaqgt  Ober  äS»  BQckaidÜ  auf 
die  bemtdeie  itatirechtliehe  Oebietshohelfc 

130. 

Die  Soirerano  können  jedooh  in  fremdem  Qebiet  ihre  B^ntoag 
TOn  der  dortigen  Stategewalt  nur  inaofem  behaupten,  als  sie 

a)  daselbst  als  soureräne  Personen  bekannt  imd  anerkannt  sind, 

b)  als  ihnen  der  Eintritt  in  das  fremde  Land  nicht  untersagt 
worden  iet,  oder  sie  nicht  gemahni  mdan  eind»  deaeelbe 
wieder  zu  rerlassen, 

e)  als  die  beiden  Staten  flkh  im  Med»  aü  Barnim  befinden. 
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1  Zu  a)  Wcmi  cit;  Siuivoian,  wi\hrend  der  in  frnTidcm  I>ande  ist,  entthront 
wird,  80  kann  ihm  auch  der  8tat  seines  Anfcntlialtsoi  i8  tlie  Anerkennung  ent^iclm 
and  er  ist  nachher  als  Privatpersou  nix  betracliUsii.  Wenn  eio  Fürst  nach  ueiuer 
bMiiQniinffodBrMAMiiwrAkdialang  In  «in  ftvaidei  Lmd  ileiit  ind  daheriikkl 
iMlirbeBidiligtfliMlitint,  deaSIal  n  MprlMndno,  to  hat  er  iiMhk»lnB«ehfc  tmt 
diflw  Aosnahmsstcllung.  Als  die  Exkönigin  Chrtitlae  von  Schweden  in  Frank- 
reich ihren  Diener  Monnldesdii  tödten  lies«;  (1057),  war  sie  dafür  dm  französischen 
Gerichten  verautwortlicli ,  wenn  gleich  die  französieche  Regierunj?  sich  dumiif  be- 
schränkte, sie  deshalb  au»  Fraukieich  m  verweisen.  Auch  die  Königin  Marie 
Stuart  war  schon  Jahre  lang  von  England  nicht  mehr  als  Königin  von  Schottland 
Aiiti1kiiiiit(     ihr  der  Ihnjcms  yimrtit  widOb. 

2.  Znb)  Jeder  Statist  zttnftdutMUKiiUefl^ichHen>  sein«  QeUe^ 

daher  aiäii  zu  dulden,  dass  sich  in  demselben  ein  firerader  Souverän  gegen  seinen 
Willen  festsetze.  Er  kann  daher  demselben  je  nach  Umst&nden  den  Eintritt 
in  daä  Land  verweigern,  ohne  eine  Rechtsverletzung  zu  begehen  und  er  kann  den- 
selben zum  Austritt  anhalten.  Je  nach  Umständen  kann  aber  darin  nicht  bloss 
«ine  UsflnnBdHdikii^  ■ondetn  sogar  eine  BdeüHgung  citeant  iraden,  mmi  Midm 
in  Oer  amusiii  gwcMMH,  cue  Jünre  an  Dttreinwwn  tstats  omr  Benies  roiBuni  sn 
verletzen. 

3.  Zu  c)  Im  Kriege  kann  der  fremde  Souverän,  der  als  Feind  zu  betrachten  ist, 
gefangen  gesetzt  werden.  Die  Gefan?rt»nnahiiae  des  Kurfdrsten  von  Hessen  durch 
Preusbeu  im  Jahr  ISGi'i  war  nicht,  wie  es  in  dem  Manifest  des  Hentofrs  von  Iviuäsau 
vom  15.  Juli  heisst  „ein  in  der  Geschichte  der  Civilisation  einzig  daätehcnüt^  Bei- 
•piel'*.  0ie  Beiq^ide  m  krieg^gefangenen  Flinten  aüid  in  der  enrepAiiclieD  nnd 
in  der  dentedboen  Oeedtdchte  nicbt  teilen.  Die  Kriemnefluurenidiaft  dee  Kitfewt 
N  1  poleon  I.  ist  noch  in  frischer  Erinnerung  der  heutigen  Welt,  welche  nun  irMlf 
die  Krfapgefai^teaeciheft  Nnpoleona  OL  erlebt  hat.  Vgl.  unten  $  143.  MS. 

181. 

Wenn  v'm  Souverän  in  einem  fremden  iState  ein  Amt  annimmt 
80  wird  er  durch  das  Amt  dem  fremden  State  verpÖiehtet.  Er  ist 
verbunden,  so  lange  er  das  Amt  bekleidet,  alle  Pflichten  desselben 
auazuübeu  und  bleibt  insofern  der  fremden  Ötatsgewalt  untergeordnet 

In  dies^  Lege  eind  i>faH«M>  dentsehe  Fürsten,  welche  zugleich  als 

Generale  in  der  Pretissischen  Armee  dienen.  Freilich  ist  hier  leicht  ein  Conflict 
möglich  zwisclien  der  statsrechtlichcu  Amtspflicht  und  der  völkerrechtr* 
liehen  belbstftndigkeit,  dessen  Lösiuig  in  Art  132  g^ebcn  wird. 

132. 

Bern  Souverän  steht  es  jeder  Zetfe  zu,  dia  Ank  in  fremdsm 

State  wieder  zurückzugeben  und  seine  soaTsariiiM  SMUm^  nwdor 
geltend  zu  machen.   Ebenso  »teht  es  der  fremdeii  Statsgewall  frai* 

ihm  du£  ^Imt  ohne  Wixza^  wiuder  abzunehmen. 
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Vgl.  darüber  die  vorige  Anmerkung.  Kommt  es  wirklich  zum  Conflict,  so 
ist  derselbe  dadurda  zu  b^eitigea,  dasB  der  Füisl  entweder  sich  anf  aeiiie  völker- 
mktllehB  SielUng  sarfteksielit,  Mm  «  4m  taido  8mmmf^  ■ledarlegt, 
«te       Ilm  4m  leMen  difenoMUM  miA  m  wf  ^  vBlhineolidiclM  SuBng 

larQckgewiesen  vird.   Allerdings  lAot  ildi  Mich  das  Gegenthefl  iIb  Lösung 

drnkrn,  das  Aufgeben  flcr  Bouveräuen  Stellung  und  das  volle  UelH-rgehen  in  den 
fremiicn  Statsdienst.  Dann  wird  aber  der  FOnl  FnntmoA  und  kommt  aicht  mebr 
als  fouTerftne  Person  in  üctrachL 

133. 

Reist  ein  Souverän  inoognito  in  fremdem  Lande,  so  iriid  seme 

gouyeräne  Eigenschaft  ignoiirt  und  er  als  FrivatpenKMi  beliandelt. 

La  Nothfiül  aber  kann  er  das  bicognito  aUegen  nnd  sich  als 

SonferSn  sit  eriseimeii  geben.  Von  da  an  kann  «r  die  fiecbte  emee 

ScfiTeriiis  ansprechen. 

Ein  bekannter  Fall  ist  die  Heise  dei  Csars  Pstsr  «a  ThiMliai  iaes^ito 
im  ot^fffipff  i^Bsr  0MinitKlHift  Bsck  fioMa. 

134. 

Wenn  der  Pjüsident  einer  Republik  in  fremdem  Lande  reist, 
80  wird  er  in  der  Regel  als  Privatperson  betrachtet  und  behandelt. 

Insofern  er  aber  daselbst  als  Kepräsentant  seines  States  auf- 
tritti  hat  er  dieselbe  Befreiung  von  der  fremden  Statsgemdt  anao- 
ijprechea,  irie  ein  SouTerftn  in  fremdeni  Lande. 

BegBl  nadikiMMlnns  dnlMi  licili  an»  Js  w^f^flifi"  dem  StatAnqil  persftih 
liehe  SoaTer&net&t  oder  nur  repr&sentatiye  Darstellung  der  Ststs* 

Bonveränetät  geschrieben  wird.  In  der  Monarchie  ist  die  sonver&nc 
Erschf  immg  die  ikgei,  die  Erscheinung  als  Privatperson  die  Ausnahme.  In 
d€i  Eepubiik  ist  diese  die  Kegel  und  jene  die  Ausuahme.  Vgl  oben  zu  §  128. 
Der  ÜDiandiiBd  der  monardiiBelifla  ead  dar  wpeMifciainlien  YerfMwing  bcgritaidel 
kefaiM  UMencided  In  den  Bedttea  und  HUehten  des  v^dkemehlliidien  YerinluL 
dtf  durdk  die  SlabribSiQler  venolUelfc  nird. 

d.  Vom  Becht  der  Exterritorialität 

185. 

Zu  Gunsten  fremder  Somraae  oder  fibeciun^t  in  Gunsten  der 
Fttionen,  irekhe  einen  Stat  In  frendeu  Lande  reprisentrai,  inrd, 
mn  flire  Unahh&ngigkeit  von  einer  andern  8la*|geinitt  an  sichern, 
in  msmiiar  Beawimng  fingirt ,  sie  seien  ansseriislb  des  fremden 
Landes  (eiCra  territorimn),  gleidi  nie  wenn  sie  überallhin  ihre 
Heimat  mitzunehmen  vermöchten. 
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Die  Flrtion  der  Exterritorialität  ist  nicht  der  Grund  der  Exemption  von 
fremdes'  Statsgewalt,  welche  jene  Personen  in  fromdera  Lande  gcniossen,  sondern 
nur  eine  bildliche  Darstellung  dieses  Aosmhmcrochta.  Der  «irklicbe  Grund 
lifigi  in  der  völkervedttUckflii  Aohtmig  Tor  der  Unabhängigkeit  der  repriicntiim 
8MeB  fai  ilucn  Y«Mr  mil  elHUBdw.  y«L|lS9.  Die Elette  iriilti  MmB»  mr 
nkthv  de  «iikl  aiekt  ftbtr  4ie  wirUieliea  GrOade  der  Sxemiioii  ISmm. 

136. 

Die  erterritoriale  Person  wird  der  Statshoheit  des  eiubeimisclieii 
States  in  der  Regel  nicht  unterworfen,  obwohl  ne  thatsächlich  in 
dessen  Gebiet  sich  aufhält. 

Der  einheimische  Stat  bleibt  jedoch  berechtigt  zu  fordcni,  dass 
die  cxterntoriale  Person  hinwieder  seine  Unabhängigkeit,  SicherheÜ 
und  Ehre  niohl  Tsrletze  und  die  zur  £riieitiing  derselben  nöthlgea 
Msasregeln  sa  ergreifsn. 

Die  EMBitiflo  nm  dw  einkeiniKta  Olslsuiilt  M  anr  ein  neg stiTOs 

Recht,  sie  hindert  die  Amabung  derselben  gegen  die  exterritoriale  Persern.  Aber 
sie  ist  nicht  eine  positive  Ik»fugniss  des  Exterritoriftlpn ,  nun  seinerseits  den  Stat 
aJiz\iL,TCLfeü,  der  ihm  jene  Rticksicht  und  Guiiafc  erweist.  Der  Stat  ehrt  in  dem 
fremüeu  SouTerän  einen  Gtenotseu  seiner  eigenen  Souveräuetat,  aber  er  braucht 
n^Hbt  Jtiiuyn  ffffffnVfirm  F^iiyi  fa  wHum  Jtt«^  n  drHfff  &  Ist  irtedBriiph  iH 
uH  Bsdift  seecMiea,  deei  Oeeeale  gebegen  gaielrt  wnden,  mO  de  sa  eiaer 
YcrBchwömsg  wider  die  Regierung  Thefl  nahSMO,  kk  dSND  I/and  sie  waren,  z.  B. 
der  ^(  hwedisehe  Gennle  in  Sagtani  m6  (Wheaton  hisL  L  806> 
unten  i 

187. 

Die  eitenitoriale  Fenon  ist  der  PoBnigewaH  des  etnheimiBdien 
States  mdit  luitenrarfeiL  Die  Fdisei  darf  keinen  nmnittelbacen 
oder  nutteUieren  Zwang  gegen  sie  üben.  Aber  die  Beiini  ist  nicht 
gehkdert,  dicgemgen  Massregeb  xa  ergreifiatt,  welche  nddiig  sind,  nm 
Rechte-  odor  SicharheitsgBfiihrlMhe  Handlungen  der  eztenitoriAlen 
Person  n  iraihiiiden  nnd  die  «xterritoriide  Psnon  ist  ihrerseits 
Tetbnnden»  die  allgemeinen  poHieilichen  Anordnungen  imd  Ein- 
nchtongen  des  Landes  nicht  zu  stören. 

\\  oiJte  die  exterritoriale  Pcrsou  z.  B.  Schiesaprolien  in  ihrem  Garten  vor- 
ndiwen,  welche  diu  i\acul>&ni  bedrohten,  oder  ein  Feuer  auzünden,  durch  welches 
ga  laeiB— laea  lHaiBf  la  Oefchr  naeiBt  wartea,  eo  wtee  die  Ptaüset  im  »edtt» 
des  sa  Uaden.  Die  BAoWekft  saf  die  Wmde  dee  Umadea  fiCale  anw  rieh  ver- 
einigen lassen  mit  der  uothwendigen  Senge  für  die  eigene  Sicherheit.  Die  baa« 
und  feucrpoiizoilichea  YefaeWften  getoea  dabor  auch  ftr  die  Wehaaagsa 
der  BitfirritoriftWiii 
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188. 

Die  etterriioriale  Person  ist  Btcbt  steueniflichtig.  In^efem 
aber  im  LAnde  Gebiiltrea  «zlioben  werden  für  oflfentiiohe  Diensi- 
laistiiiigen,  so  ist  auch  die  entenitorude  Person,  insofem  sie  dieoe 
Leisttingen  henntiBt,  nicht  TDR  Rechts  WQf^en  TOS  d0r  Cksbühr  hei^^t» 

Die  Steuerbefreiung  erklärt  Bich  zunächst  wieder  aus  der  Verueinung 
der  Steuerhoheit  dea  eiuheimischeu  States  über  den  fremüeu  bouvexiui.  DieBelbe 
wird  aber  aus  Courtoisie  zuweilen  in  weitcrem  Sinne  geübt,  als  die  rechUichft 
GimeqiMi»  des  Pkiodps  ÜnderL  £i  nntelit  ddt,  daai  der  EiftecrftoriiilA  JaSaat 
EiiikomneBS-«der  YorinOgeiiMfceaer,  keiner  Krieg«*  oder  Armeiietsiier 
unterwocHn  M  XBtA4mm^  ^  Zoll-  und  Oetroifreiheit  genient  flkr  dk 
Effekten  und  WaAwn,  welehc  er  mit  sich  fnlirt  oder  m  seinem  Gebraudio  kommen 
l&88t.  Aber  z\«'ifcllialter  ist  sduni  die  Ikfreiung  von  Weg-  und  Brücken- 
geldern, weil  das  UcbOhrcn  sind  fOr  die  Aiüage  und  Unterhaltung  der  Wege  und 
Brftekea.  Tadewirn  die  Gonrtobie  reicht  gewAhnlidi  so  weit  Ridit  ciicne»  fv^Oük 
es  eidi  Bk  den  Tsxen  tSt  Bnvnk  von  GmndiieekMi  oder  ssdern  flsdheiB,  oder 
bezQglich  der  Oerichtsgebthrea  In  ntoOMsen,  welche  der  Exterritoriale  ftdf 
willig  vor  den  einheimischen  Gerichten  tthrt  oder  fahren  l&sst.  Diese  GebQhren 
werden  meistens  gefordert  und  ki^)?infti  jf^donfalls  gefordert  werden  F>el1»«tverständnch 
sind  Buch  die  rostjjebilhren,  die  Tclegraphengel)ühren,  diu  Kosten  für 
Beuuuung  der  Eiseobahnen  ohne  Unterschied,  ob  diese  Anstalten  von  Privaten 
nmenomiiien  oder  von  Ststs  wegen  besorgt  wetden,  nidit  In  Jener  BteaerfteilieÜ 
hbtfMSuL  Vlflrd  der  BxlenlkKislo  smvriiett  sneii  fon  den  Briefporti  befreit,  so 
iit  dst  dns  ihn  srviOMns  OsftiliglBeiti  fesins  BeditipBiclii. 

189. 

Die  Landesgerichte  nehmen  in  der  Hegel  keine  bürgerliche 
Klage,  insbesourlero  keine  Sohuldklage  gegen  die  externtorialen 
Personen  an  und  dürfen  gegen  dieselben  keine  Zwangsmittel  an- 
wenden, weder  gegen  deren  Person»  noch  gegen  deren  Vermögen. 

E»  Im  dst  ifieder  afnr  eise  SVilge  der  penöslichs»  UnabhängigkeU  des 
EktHiitedti«      sidsier  Btslsnnslt  Die  Ci^lgeriekisktrkeit  iet  MOSA 

nur  snm  Schutz  der  Bivstiedil«  vnd  des  PrifttredEchrs  eingefahrt  Das  Privat- 
techt  aber  ist  in  seinem  Wi^n  nach  für  Jedermann  dasselbe  und  hat  mit  Stats- 
fsATiveranetHt  nichts  m  schafFen.  "Wcmi  d<T  ^'uiveräri  ein  Ila'is  sich  zuferti^a-ii  lässt 
oder  ererbt,  oder  einen  Mictlivertrag  eingclit,  odor  einen  Wechsel  ausstellt,  so  er- 
icheint &c  in  allen  diesen  Kechtsgeschäi'ieu  ganz  elMnso  als  Priva^erson,  wie  jedes 
AndM  Hi  hnndell  in  dOMellisw  BsBÜsfamf,  andi  daesribeB  CbnaMsiB,  all 
«eneften  WOsmitsm.  Ah  Pttiliilgeiilhmsei  ,  sb  MsIgllaUger  oder  SduddiNc 
lek  er  in  keiner  Weise  Bepräsentant  des  Stats,  nicht  Souver&n.  Wenn  trotzdem 
die  civilisirten  Staten  ihre  Gerichte  anweisen,  in  der  Br^r]  kerne  Civilkla^o  frcgcn 
die  fiiterritqrislen  Fenonen  «tuunohmeo,  so  lie^  der  Mau^itgrund  in  «ter  vülker* 
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reditllfllieii  BleliiAft,  DnvMin^      g«rl«litltok«a  Xwasgi- 

mittel  (Arrest,  Pftndang,  Concturs,  Yenilberung)  gegen  die  privatrechtliche  Person 
nnd  ihr  Vermögen  mittelbar  auch  ihrf  völkerrechtliche  Unverletzliclikeit,  Unab- 
h&ogi^eit  und  Ehre  treffen  uud  gefahrdeu  würde.  Man  zieht  es  <]■^}\(^r  vor,  im 
Interesse  der  Sicherheit  und  Wttrde  de«  »tätlichen  Verkelirb  von  der  strengen 
Consequ^  des  fMrivatxechtUelien  OnuidBittzes  abzusehen,  und  will  das  Gericht  nidil 
der  CMUtf  imtUMm,  te  mIm  AntttMt  iMi  BMiehliot  irfg».  U«bertaii  kam 
dieser  Befrefanf  der  Extnrntorkden  ton  der  OhngerkhtriMrkeH  Jene  Ftetioa  n 
Statten,  indem  non  fingirt  wtnrde,  sie  wohnen  nicht  Innerhalb  des  Qerichtsbezirkes 
der  inländischen  Civilgeriebte.  pondcm  ilir  Domicil  lie^f»  in  ilirer  Ilelmat.  Während 
daher  im  Mittelalter  noch,  welches  den  priTatlichen  Charakter  des  Ikchta  mit  Vor- 
liebe betont,  die  privatxechtUche  Klage  gegen  Fürsten  unbedenklich  Überall  an  die 
Hnd  ffßBmsBtik  wuidüi  wo  die  CteridilibMrkBit  en  Mk  besrOiidei  enchlen,  lo  Irt 
digesHi  itt  dMT  neoeni  Zeit  Ae  Kwiüoa  der  eooierlniB  PersMMi  aMit  tob  dw 
fremden  CiTilgerichtsbarkeit  allgemeiner  zur  üebung  der  gebildetea  TüMher  ge- 
worden. Im  Jahr  1827  liat  sich  das  franzt^ßigche  Civilgericht  von  llavTC  sogar,  un- 
geachtet der  abweichenden  Meinung  der  Statsanwaltseliaft,  für  incomi«*teut  erklärt, 
eine  Civilklage  gegen  den  Presidenten  der  Kegerrepublik  von  Haiti  an  die  Band 
an  nehmen.  Vgl  Phillimore  IL  App.  lY. 

m 

Ausuahinsweise  wird  die  oiidieimische  Gcricht&barkeit  der  Civil- 
gerichtc  begi-ündet: 

II)  insofern  die  Klage  auch  dann  hierorts  anzubringen  wäre, 
wenn  der  Exterritoriale  in  \V;ihrheit  ausser  dem  Lande 
wohnte  und  die  Ex<  i  ulion  ohne  Guriüirdung  der  statlichcn 
Unabhängigk<  it  und  lOhre  durchzuführen  ist,  wie  iubbe- 
sondere  bei  llealklagen  auf  liegendes  Gut; 

b)  insofern  der  Exterritoriale  eine  besondere  Privatstellung 
z.  B.  als  Kaufmann  im  Lande  inne  hat,  oder  ein  ein- 
heimisches Amt  bekii  uU't  und  daher  in  dicken  Eigen&chafteu 
der  inliindischeu  Gericlitshoheit  untergeordnet  ist; 

c)  wenn  der  Exterritoriale  vcrtragBmässig  oder  sonst  in  rechtlu  h 
wirksamer  Form  die  hiesige  Gerichtsliarkeit  anerk^Tnit  hat. 

Auch  in  diesen  AusnahinalaUen  ist  jedoch  der  lumuttülbare 
Zwang  gegen  die  Person  (Person alverhaft)  insoweit  zu  imterlasseu, 
als  dadurch  die  völkerrechtüchon  Beziehungen  verletzt  werden  könnten, 
und  es  hat  mch  (he  gerichiiichfi  liixeoitioii  aal  TOiixu^^fiiisreditUcho 

Zwamrunittfli  ZU  hftanhröiilrftn- 

L  Zita)  Dfe  Ylndtcatton elnee OnrndstOfti,  weldMiderBxtenlioilile  Im 
BfttU»  lütt  iil  OUT  for  dm  Ti>ndwyflii'htnn  dnvofciQflkbreai  wo  du  C^fQDdrtftcic 
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wlrlrn<»h  gelegen  ist  Ebenso  äio  Klagen  ans  Nachbarroebt  (/.  H  w^cn  "VVasser- 
ablauf)  und  auf  oder  gegen  behauptete  Dienstbarkeiten.  Dagegen  für  Arr ost- 
klag eu  kommt  iimwieder  die  Eücksicht  auf  die  gefikhrdete  Würde  und  ir  reüieii  d^ 
Beklagten  hcnuMod  in  Betndit,  «nvie  die  &«&gung,  6m  die  aiodmie  Bedite» 
UUiiiic  ia  ScbiOdldaflBii  tiwriienpt  oidit  gwelgl  ist,  die  feficfatUdie  Od getun«  der 
ialliidiachen  Gerichte  über  auswärtige  Souveräne  oder  Gesaiite  stUttksseQ. 

2.  Zu  b)  Wenn  ein  Statshaupt  zugleich  oiu  Handclsetabliasemcnt  betreü)!  und 
als  Kaufmann  au  dem  liandelsrerkehr  Thcil  ninnmt.  no  hat  er  sich  in  dieser 
Elgeuschaft  des  Vorzugs  seiner  W(\rde  beg«beu  und  muss  vor  dcu  Handelflgerichten 
für  fieiue  Uandelsgeschflite  Bede  stehen.  Ebeoso  liat  der  engUsche  Master  of  roUs 
in  «iMn  Froee«  dei  entthraiten  Henop  von  Bnumedhweig  g^en  den  Kfinig  von 
mmom  und  Hang  wn  OmilNriMid  (18.  Jan.  1844)  lein  XMuSi  daUn 
sprodwn:  ^1  am  of  opinion,  that  his  mi^jeity  the  Sng  of  Hanover  ia  and  ou^ 
'to  be  exempt  froni  all  liahility  of  bccncr  sncd  in  the  Court  of  thh  t mnitry,  for 
any  acta  done  by  him  as  King  of  llanover,  ur  in  Iiis  characar  ui  Sov-ereign  Prince, 
but  that,  beisg  a  subjea  of  the  Queen,  he  is  aud  ought  to  be  liable  to  ))c  sued 
intte  Coiirta  of  thk  oowitiy,  in  nipeek  cC  «ny  acta  and  titMiettOM  done  by  him,  er 
tnuMchlieaMyliwebewi  WiiQod  es  wtject^.  (PliilllniorelL  AiipuI7. 8. 588X 

8.  Zne)  Wenn  dne  sonferlne  Fmn  oder  ein  anderer  Exterrit^nialer  sich  dl| 
Klage  gegen  ihn  gefallen  Iftsst,  oder  wenn  er  etwa  selber  eine  Civilklage  in  dem 
fremden  Lande  anstellt,  so  muss  nr,  oder  sein  Vertreter  slrh  nach  der  Procoss- 
ordnnng  des  anerkannten  Gerichts  in  dem  Fi  r(ssr  fügen  und  kann  fOr 
Bich  kein  weiteres  Privilegium  ansprechen.  Im  letztereu  i'nil  wird  er  sich  dalier 
nech  der  Wdeiletetnng  nidik  enbdelcn  kAmen,  wo  dleee  eli  nottuwendig  gilt,  noeh 
der  BenUnng  dtt  FnweerikDelen»  venn  er  nnteriiegt  ba  JUhr  1888  fgtwMf^  du 
«Ql^ifiche  Obergericbt,  dass  firemde  Souveräne  ebensowohl  vor  den  Billigkeits-  idü 
vor  den  Rechtshöfen  Klage  führen  können  (Phil lim ore  II.  App.  lY.  S.  548).  In 
einem  andern  Fall  wurde  ebenfalls  in  der  Appcllafionsiustanz  von  den  rcchtsgelehrt^ 
Lords  von  England  der  äatz  ausgesprochen,  das»  ein  fremder  iSouveräo,  wenn  er 
vor  eiiwm  englischen  Gerichte  eine  Eloge  verfolge,  jedem  andern  Privatkläger  gleidi 
nbelMHideln,  abo  je  naf^  lafftwApwiM  derSacbe  üminch  der  — ^***iflr''^  eeL 
(Prooeaa  awiaclHn  dem  EBntge  von  Spanien  und  dem  Haoae  Bullet  und  Widder. 
Aug.  1833.  Fhillimorc  II.  App.  lY.  &)  Anf  eine  Widerklage  da^eaen  brandik 
sich  der  Exterritoriale  nicht  einznlas«on.  weO  dieselbe  eine  Klage  ist,  und  alle  Gründe, 
wekbe  g^sen  die  Znlaasang  von  Kla^  qpredien,  auch  auf  die  Widerkla^ie  passen. 

141. 

Die  exterritoriale  Person  ist  der  Strafgerichtsbarkeit  des  ein- 
heimischen States  nicht  unterworfen.  Dieser  Stat  liat  aber  das 
Recht,  Uioils  die  nöthigen  Massregeln  zu  ergreifen,  um  ein  Vergehen 
des  Exten  iLiirialen  zu  verhindern,  theils  von  dem  iSUdr.  des  Exterri- 
torialen Geuugtiiuung  zu  fordern,  wenn  dicsier  diu  Hüclitsoidiiuiig 
des  Landes  in  einer  Weise  verletsti  wdche  an  sich  zu  strafgericht- 
licher  Verfolguiig  berechtigt. 
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Aaeh  dfeee  nmtfimiiimg,  welehe  dweh  den  iUcbu^bmi  Ckhnoeh  der  drlli- 
lirteii  y^äker  b^tl^  wird,  ist  singuftr«  Recht,  weil  dieselbe  di«  tu  dcfa  berechtigte 
WirksandEeit  der  Strafrechtspflc^e  hemmt.    Es  Terhält  stell  dmh  Ibnlich  wie  mit 

der  statsrwhtlichen  UnveraiitwortUchkeit  der  Sonvrrilne.  Aber  ee  ist  yworkinässip, 
daran  m  erinnern,  dass  ^^ofährlich  ist,  die  Haltbarkeit  soleber  Bechbkfictioneii 
auf  eioe  xa  liarte  Probe  zu  setzen. 

U2. 

Wenn  die  exterritoriale  Person  in  dem  Lande  faindlidie  Hand- 
hungeii  Terfibt»  ^  '"fon  der  einheimischeii  Begiemiig  als  Feind 

erklärt  und  iMÜiandelt  und  im  Noih£BJl  gefangen  genommen  werden. 

Das  ist  Jiiclit  Anw«*ndnn£f  des  Straf rt^chts,  sondern  d^^s  Kricgsrpcbtx  I)ie 
Gefaageuschalt  i&i  Krlegsgefangeuiichaft,  nicht  Strafgel4LU{^uii>y.    Vgl.  obeu  zu  $  1^, 

143. 

Der  cinhcmiische  Stat  ist  jeder  Zeit  berechtigt,  der  exterri- 
torialen Person  aus  urheblithen  (iründen  das  GaBkeciit  uud  d^uiut 
die  Fortdauer  der  Exterritorialität  zu  küiuligüD. 

Die  Kündigung  darf  nicht  auf  einen  kürzeren  Termin  gestellt 
werden,  als  es  dem  Exterritorialen  möglich  ist,  mit  Sicherheit  das 
Land  zu  Terlassen. 

Ygl  oben  an  §  m 

144. 

Wenn  der  Exterritoriale  andere  Personen  In  ihrem  persSn* 
liehen,  Familien-  oder  VermQgensrechie  gewaltsam  angreift  oder 
ttostUeh  bedroht,  so  ist  auch  ihm  gegenüber  die  Nothwehr  erianbt 

Phillimore  II.  105.  Der  rfPwaltthat  darf  man  mit  Gewalt  begegnen, 
und  weiüi  iu  Folge  der  Nothwehr  gegt  a  wi(ierre<"htlithe  GoMTilttl^at  der  Exterritoriale 
mnkommt,  so  ist  das  keine  Verletzung  des  Völkerrechts.  Das  Ikcht  der  Nothwehr 
toi  BatOrliebss  MeBiehsiireelit,  usldifls  itm  dsm  YiHk»-  wie  von  dem  8W»> 
iwiB  mHHuwm  wHOM  iBH%  mon  wwtufucB  nvran  om. 

145. 

Die  Exemtion  von  der  einheimischen  Statshoheit  \vird  anch 
auf  die  FamiUengenossen,  Beamten,  Begleiter  und  Diener  des 
Exterritorialen  aosgedelmt.  Sein  Grefolge  hat  indessen  nur  einen 
mittelbaren  Ansimidi  auf  Exterritorialität,  nichl  un  seiner  selbst 
will^,  soodem  nur  ana  B&doriofaA  «mf  den  eateritorialen  Go- 

WgBhflWPir 
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Die  FamiUengenoaseD  haben  TlicII  nn  Beiaer  Befreiung,  uisofern  sie  that' 
B&chliVh  zu  ihm  geijöron,  r1»o  in  seinem  Hanse  -wohnen,  aber  nicht,  wenn  sie 
eine  be  1  liständig^e  Stellung  «.usserhalb  seiner  Familie  behaupten.  Im 
IcL^teru  FaU  sind  sie  fremde  riivatpersuueu  gleich  audem  Frenideu.  Die  Ueber- 
gänge  ani  etaw  in  diB  Mideni  Zuittod  ktaMA  Mkh  m  mmh&M  ZmOMi 
dm  AnbM  fibfla.  Ber  Hinilehnr  d«r  Kinder  dei  Eitandtoddn  fifelM  m 
Gefolge,  aber  die  idirigeii  Ldmr  am  Ort»  ireldie  nur  «faudne  Ltlmtmidflii  gAm, 
gshOran  nkht  dasa. 

146. 

Der  Eztemtoriale  daif  nidit  sem  Ausnahmereeht  dm  mia««» 
branehm,  mn  Penonoi,  wetclid  im  Lande  gerichttidi  oder  polüei- 
lich  T6rfi»1gt  werden,  dnrdi  Anfaahme  in  sein  Gefolge  dar  dnheimi* 

sehen  Geridits-  oder  Polizeigewalt  m  entziehen. 

üoherhanpt  ist  das  Privilegium  im  Sinn  des  guten  Glau!) (  im  zu  inter- 
pretiren.  Als  ein  Musiker,  um  seinen  Gläubigem  zu  eutgehen,  sich  iri  tlir  <.;ai>eile 
eines  Bayrischen  Gesanten  in  London  aufnehmen  Uesa,  wurde  diese  Aulaahme  von 

Dienit  udigewieiMi  nL  in  ÜmBctar  Wdie  modan  noch  ftges  ■rtww  nadve 

lagebliche  Diener  dÜMM  Gesanten  verfahren,  der  offenbar  das  Privilegium  zu  einem 
Qii^blUiriielienMmHrtemiaBbnnd^         Stehe  die  nUe  W  WüdmMA  L 194. 

147. 

Die  Personen  im  Gefolge  des  Exterritorialen  sind  in  der  Regol 
ebenfalls  von  der  Gerichtsbarkeit  des  einheimischen  State^?  befreit. 
Dieser  Stat  ist  aber  berechtigt,  von  dem  State  des  Exterritorialen 
zu  fordern,  dass  er  den  einheimischen  Gläubigem  oder  andern  ein- 
heimischen Klägern  Recht  gewähre  und  wegen  der  im  Itaade  ver- 
übten Vergehen  und  Verbrechen  dieselben  bestrafe. 

Yattel  (nr.  I  m)  MehM  «bor  einen  neilnrttidifaB  Fdl,  deriidi  In 
England  ereignete»  tle  tbi  tmoW—i  im  G^lge  des  französischen  Botschaften 
Marquis  tou  Bosny,  spätem  Herzogs  Toa  Sully,  sich  einer  Tödtung  schuldig  machte. 
Derselbe  wurde  von  dem  Botisehafter  zum  TchIo  verurtheilt  u»d  die  TlhlrirhllMH 
der  englischen  Justix  anheimgeatelU,  dann  aber  UM  Begnadigung  ein. 

148. 

Verübt  eine  Person  aus  d^-m  Gefolge  des  Exterritorialen  ein 
Veigehen,  so  ist  der  Letztere  In  l  eclitigt,  dieselbe  nntln,L(onfall.s  ge^ 
fangen  zu  uehmen  und  in  soine  Heimat  aui"  Bestrafung  zu  uberschickeu. 

Die  Gefangennahnic  dt  r«?elben  dtircU  dn^  ciiihejmi??che  «Stats- 
gswalt  som  Behuf  der  Ueberüeienmg  an  den  Exteriitocialen  oder 
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d6««ii  Stat  ist  mdxt  Yetleiiaiig ,  sondm  Anerkemiimg  dieser 
nuttelbareii  Ezteiritorislitai 

Die.  (icfangt'nnalimn  treschieki  in  liiesom  F:\ll  nicht  in  der  Absicht,  die  ei^'t-ao 
Gei'kUtebafkeit  ausxuübeu,  auch  uichl  iu  der  ^leiuuug,  den  Irouideu  h>t&t  zu  ver- 
lolMD,  aoodin  In  iln  T<imI^  di—wlhwi  ia  dar  niner  OerkktditriBeife 

behfilfUcli  sn  mäoL 

149. 

Es  stellt  den  Exterritorialen  froi  ,  ihr  Gnfolc^o  fl  r  ortspolizei- 
liehen  und  gerichtlichen  Autorität  ebenso  unterzuordnen ,  wie  die 
andern  Bewohner  des  Ortes  es  sind.  Keiueufalls  dürfen  die  Gcfolgs- 
loate  ungestraft  Störaugeu  der  öüeutlichon  Ordmuig  des  Orts  Yerübeu. 

Wenn  die  Moitgdeiite  des  Ezterrkorialen  ünterthanen  des  ebheiimechett 

States  selber  sind,  so  werden  sie  gewöhnlich  dessen  Jurisdiction  unterstellt.  Es  kann 
das  aber  iiiibedenklicli  aiuli  auf  Angeliörigc  des  States,  den  der  Exterritoriale  re- 
präscntii-t,  aus;^cdchut  werden,  sobald  dieser  es  zweckniiissiu;  findet,  denn  sie  haben 
alle  keiu  ixirsonliches,  buudcm  nur  ein  abgeleitetem  Hecht  auf  Exteriitünaliiat.  Auf 
dem  Friedenscongress  zu  Mauster  in  Weetpluden  am  Schluss  des  dreissigjährigen 
ErU^  kaoMB  •»  die  OmmtMi  Obeveiii»  um  dis  BmI-  wd  Stnitfoet  fluw  Qefolga 
im  Znm  cu  kehen,  dteaellNm  gemeinsam  der  Ortsf  oliaei  na  onterverfen.  lieber- 
haupt  ist  eine  allzu  weite  Ausdehniug  der  Exterritorialität  für  die  Rechtssicherheit 
niid  füp  rifVpTitlicho  Orihumg  durchans  schädlich  nnd  nicht  zn  empfehlen.  Das 
Vülkermhi  lunlert  gnindsatzlich  nur,  datts  die  Ehre  und  Freilicit  der  Staten  in 
ihren  lieprasentauteu  geschützt,  uud  durdiaus  nicht,  dem  die  Miüsethateu  der 
IndlTidnen  begflastigl  «erden. 

150. 

IHe  Ezamtioii  des  Eztenitorialen  erstreckt  sich  auch  auf  die 
Wohiumg,  welche  er  Itine  hai,  aber  nicht  snf  den  Ormdbesiti» 
iralGhen  er  als  I^Yatmann  beiriithschaftet 

Wenn  ein  Öouvcrau  ein  Gut  in  einem  freiuden  Laude  kauft,  um  seine 
OqUaUni  darin  ssaafegen,  und  wim  Tecmögen  In  saldier  WeiM  as  beilrtbsbhsllea» 
nicht  tmi  daselbst  als  Bouverin  su  leben  ond  den  Stet  reptUmÜtfm  se  Ismen,  so 

ii>t  kein  Grund  da,  dieses  Gut  SIS  exterritorial  zu  betrachten.  Nur  inwiefern  dss 
Hotel  des  Exterritorialen  seiner  Person  als  Wolinung  dient  und  in  Ful"e  df-^=f>n 
seine  repräsentative  Stellung  und  Freiheit  sichert,  gilt  dasselbe  &h  exempt.  Daun 
darf  es.  ohne  s<'inen  Willen,  nicht  von  der  einheimischen  Statsgewalt  betreten  und 
durchsucht  werden.  Ais  die  liuiiäifiche  Fiuanzwache  am  3.  Aprü  1758  in  das  Hotel 
des  Schwedischen  Gessatea  in  Petersburg  eindrang  nnd  ein  paar  Diener  desselben 
gOugm  nahm,  vdche  beedmldigt  men,  das  Statsmooopol  Tcrlelxt  sn  Üben, 
gab  die  Kaiserin  Elisabeth  dem  beleidigten  Gosantcn  volle  OsaagCfanaag  mpa 
dies«  TeiaelBaai  dw  YdlhiBeobis.  Yaltel  IT.  1 117. 
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161. 

Die  Wotmnng  dee  Estetritorialea  darf  nicht  sunt  Asyl  miai- 
Imncht  wdfin  für  geridiüicli  YadEölgto.  Bar  Estemtariato  iai 
YQipifliclitet,  BoldieiL  IlflditlfngMi  die  Anfaehme  m  vntemgen,  be* 
riehiingttweise  dieselben  an  £e  ordenfficiie  Gerichtsgewalt  ananliefeni. 

Oft  wurtle  ein  solclips  Asylrecht  behauptet  and  oft  auch  auagt'ßht.  Am 
weitesten  war  ilioscr  Missbrauch  in  Tiom  gediehen,  wo  ftuch  die  Kiirheii  oiii  Aayl 
•gewahrten.  Im  Mittelalter  dieutexi  diu  zaiürcicheu  Asyle,  welche  in  Uerrcuhüfen 
und  Kizehen  und  toh  SclmtiheiUgen  gewfthrt  wurden,  um  die  vüde  Terf ul^nuig  der 
Bhitndbe»  der  Fehde  und  einer  batheriacheD  Joatli  xu  wilwttnn  Mtt  dner  dfitt- 
nrten  und  einer  wirksamen  Bechttpflagc  aber  sind  dieselben  nicht  mehr  vereinbar. 
Bjnkcrshock  (de  jiirc  legatomm  c.  21)  bit  den  Beweis  gefülirt,  diiss  keinerlei 
völkerrechtliche  Rechtsgründe  für  ein  derartiges  Asylrecht  sprechen.  Seither  ist  diese 
Au&icht,  die  schon  Hugo  de  Groot  (II.  lö,  b)  vertrat,  allgemein  von  da  Wmm- 
Bchaft  anerkannt  irarden,  wenn  gleich  eimelne  Exterritoriale  immer  noch  von  Zeit 
n  Zeit  den  Yenueh  ^-^fJ^^ft^  inoh  Our  lagdiiUchtt  A^^lreehi  nimi"ifrfn 

152. 

Ebenso  ist  das  Qnartier,  welches  der  Eztemtoriale  anf  Beisea 
beeogen  bat  and  ist  der  Wagen,  in  dem  er  fabrt,  m  Ehren  sdner 
Sichedieit  und  Unabhängigkeit  vor  poliieiUGher  oder  geriohtliGher 
GemUfibnig  gefiraiii 

158. 

Die  Exemtion  erstreekt  sieb  auch  auf  das  dem  Eztemtorialeii 
gehörige  HobiUar,  welches  m  seinem  Gebrauche  dient,  nie  insbe* 
sondere  Arbeitstische,  Sdirünke^  Kisten  nnd  Kasten,  die  Avsstattnng 
seiner  Wobnnng,  Wagen  nnd  Finde. 

Der  alte  technische  Anadmck  iur  die  Üeirüiung  ist:  ,Jjegatu8  instructos  et 
ean  imlnnnentai**   Die  Aiarffimmiy  der  BflfifitiitT  saeh  ntf  die  MfMWtti  ridHrt 

I fi ■    M Iaa  o  ^«   A  ■■ 

4.  Die  Familiengen osaen  der  sonTeränen  Personen. 

154. 

Die  Ehegatten,  Kinder  und  andere  Anverwante  einer  Bouve- 
riinen  Person  haben  als  solche  kein  Becht  der  StHtveränetät,  soiidfim 
sind  Unterthanen. 

Sie  hftbffl  diihi^r  jui^hi  wenn  sie  in  ireiBdem         sind|  kfliTvwi 
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BeditsanspraolL  auf  Etemtion  im  der  dortigeii  Sfcabgmlt  nocb 
anf  ErtatitoriaUtat. 

Alle  diese  Fenonen,  selbst  der  Ge mal  einer  regicreiukti  Köuigin,  der  nicht 
zugleich  Mitregent  ist,  oder  die  Gemalin  eines  Königs,  obwohl  sie  den  Titel  Königin 
fuhrt,  Bind  nicht  Bepriaentaaten  dee  States  Mlbst,  itoch  Träger  der  BoonatoeUtt, 
also  TfUbenrachtlich  oime  Anrecht  anf  jane  Privilegien,  welche  um  der  Soorerlnetii 

oder  ITcpräsentation  des  States  willen  zugestanden  werden.  Die  Courtoisie  geht 
aber  hier  zuweilen  über  die  Rechtsnothwendigkeit  hinaus  und  befm't  zu- 
weilen auch  solche  hohe  Persoiwu  von  mandien  fiel&etigiwgoD,  deren  andere  Beisende 
ausgesetzt  sind. 

155. 

Das  Statsredit  bestunmt  zunächst  die  Titel  und  den  Bang, 
veldiA  diesen  Personen  zukommen.  Aber  damit  diese  Titel  und 
Bangetnfen  im  T^kerrechtUdien  Verkehr  beachtet  werden,  mfiaeen 
dieeelbeii  dem  herkömmlichen  Gebrauche  entsprechen  oder,  wenn 
■ie  erhobt  werden  die  Erhiäiiaig  von  den  M&chten  aneikannt  wor- 
den aeiii. 

T]^  dia  Protokoll  dv  Itaf  ttnmiable  mf  der  Oontetoi  m  Aaeken 
im  IL  OtL  ISlSt  OiUbMi  imMul  m  nAno  tenw  Vmgßgmm^  de  ne 
npoonattre  ä  Favenür  aucun  cheagmant  nl  duis  les  titns  des  Mavmlai  ni  dans 
ümr  de  ptinooi  de  leim  mtiaoos  muh  tn  ttre  grtabkimat  canmnai  «nan  eoz.'* 

156. 

I)ie  üemalinnen  der  soTiveränen  Fürsten  führen  in  der  Regel 
denselben  Titel  und  habtn  dinselbeu  Rang,  wie  diese,  aber  nicht 
ebenso  allgemein  die  Genuilr  von  souvcniuen  Fürstinnen. 

Die  Gcraalinnen  der  Kaisor  uiul  Könige  werden  Majestäten 
goaaimt,  obwohl  ihnen  die  eigentlichen  Migestätsrechte  nicht  zustehn. 

Pktaia  Albert  erkUk  all  QeDUd  tar  KQnfgiBi  Tlefeoria  von  England  den 

Königstitel  nicht;  dagegen  wurde  dem  Herzog  Ferdinand,  ebenfidll  ans  dem 
Hause  Coburg,  ali>  Geaial  der  KOnigin  Maria  U.  da  Gloria  von  Portugal  der 
KßagßäUbl  ¥erlieheQ. 

167. 

Den  Frinaan  der  aooferSiien  Blaaer  koonnt  regabdKaaig  die 
'  ribMfoIgende  Rangstufe  in  der  Titnlator  so. 

Aus  Kaiserlichen  Häusern  der  Titel  Kaiserliche  Iloheit,  aus  Königs- 
ktaMm  der  Xltal  KAniglicke  BokoU,  In  GwoMhwmgliiTbmi  Wimm  Hokeit, 
dtt&lipdMaiichKBBitfidwHDhrftiiws 

■ndiwm  Tenraole  na  hmoißAn  odar  Itoflkkar  AUnall  Dnroklauekl 
M«»t»«iiitawTiOMm«hL  9 
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156. 

Die  Prinzessinnen  von  souveränen  Hilusem  pÜegen  den  ange- 
borenen höheren  Titel  bei^subelialten,  wenn  sie  in  Folge  ihrer  Heiratk 
nur  einen  minderen  Titel  erhielten. 

Die  Gemalin  eines  I'riiizen,  welcher  den  Titel  Hoheit  iiihrt,  kann  so  den 
Titel  Kaiserliche  o^lor  KonigUcbe  Hoheit  führen,  wenn  sie  ma  einem  Kaiser- 
oder Köuigghause  sUumuL 


IL  Andere  Orguie  des  TöULerrecktlkhw  Y^keJirs.  Geauite. 
5.  Beoht  «nd  Pfliokt  des  Tölkerrechtlichen  Verkehrs. 

159.  * 

Jeder  Stat  ist  als  souyeriiiie  Penm  berechtigii  Gesaute  und 
andere  Agenten  mit  dem  Auftrag  m  erneniMii,  Sellien  VecJuiur  mit 
andern  Staten  zu  Termitteln. 

JUmmtotiauaiB  Mseiive  0osaatM]ialtsreelii^  ktdM  Asmndaagder 

160. 

In  zasammengesetzten  Staten  (Statenbünden ,  Bundesstaten, 
fitetenreichen,  Bundesreidwn)  wird  dieses  Recht  je  nach  der  Vor* 
fassung  derselben  entweder  rem,  den  Eina^taten  und  dem  Geeammt- 
state,  oder  nur  von  (Heseln^  oder  Tdrikenradiend  Ton  jenen  oder  loa 
diesem  geübi. 

In  dv  alten  Dentiekea  BeicbiTerfasiaiig  Batten  die  LisJeibwin  du 

Geflantenredil  enriHrben,  neben  denKaiier  undBeich  insgeaammt  Der  deutsche 
BtiikI  von  1816  erkannte  das  vorzugsweise  Gesantenrecht  der  Einzdstfitfn  an, 
si  lilo  s  aber  eine  G^amintvprfretung  uirftt  aus.  Die  Verfassiuifj;  der  Vereinigt»'?! 
biateu  von  Nordamerika  von  I7ö7  concenuirt  das  Gesantenrecht  fast  aaaachlieiaiich 
in  der  Besd  dei  Prtrideeten,  elMBeo  die  schweiserische  BandeiTerfsssang 
Ten  1848  in  der  des  Bmdemtfie:  beide  TexAuMuiMa  edüIesseB  aber  <tltMt  imendefii 
aoBserordentliche  Vertretung  der  Bfcwnhteti«  nicht  rüDif  eais,  aber  ordnen  dieeeüie 
der  Aufsicht  der  Bundesgewalt  anter.  Auch  einzelnen  Tttrkiachen  Yasallenstaten 
ist  ein  beschränktes  Gesantenrecht  zo^staiHlen  wordei)  Nach  der  Vorfftssting  dta 
Deatschen  Reiches  ernennt  der  Kaiser  die  Keichsgesanten.  Daa  Recht  der 
Efanselrtaten,  ftür  ihre  besonderen  interesaen  Gesante  zu  bestellen,  ist  nicht  aufge- 
belNB»  ab«  a»  «loMM*  lad  dB«  die  CbenMlett  Bebte  sAr  b^ 
(Art  1L> 
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VölkerredkUkhe  Orguiß. 
161. 

Ausiiiiluuswei.se  wird  das  Recht,  einen  Oesantcu  zu  senden, 
auch  auf  die  Vicfl^diiiL^e  und  die  Statthaitor  euUegoner  PlroTÜutoa 
oder  abhängiger  I^andur  übertragen. 

Da  diese  Provinzen  oder  Länder  eine  besondere  relative  Sonderex  ist  enz 
\ü\hm.  bcdfirffu  sie  untor  ümstÄnden  auch  oinc  hosondcre  Vertretung  Da  der 
Ilauptstut  der  grossen  Kutferming  wegen  nicht  in  der  La{;e  ist,  diese  Vertretung 
wirksfun  zu  besorgen,  so  ist  eine  Uebertra^uug  Uleües  beschrankten  (jksanteurecht« 
Mf  die  beiondere  ProWndal-  oder  taadenegierung  nicht  m  entbehren.  Fälle  der 
Art  tbA  f.  B.  die  Geeanten,  wekhe  von  den  eagUsehen  Beglernagea  fa  Oi(> 
fadiea,  fa  Aaitralien,  von  der  Holländischen  Colonialregierang  ia  Oi^ 
aden  versendet  werden.  Ks  bedarC  jedodi  eiaer  beeoodfln  Snniditignag  ven  Seite 
der  eottTerftnea  JQiaaptregienmg. 

162. 

Die  WaJü  das  Gmain  odoricenln  tMk  dem  Abandnlato 
frei  Ea  wxA  hum  iMstnunto  8teiideMig«iiclMft  crfofdirt. 

Das  Wahlrecht  folgt  wieder  aus  der  Souverauetat  des  Absendestats.  Bhl 
bertlMler  Staad,  etwa  AäOh  oder  felaiiMher  SM,  iit  andi  flir  die  ebenlea 
CSaMa  derflniatwi  aidil  tttorimlkht  m  vcalff  alt  flto  aedeia  eltenAe  SteMntar. 

Ein  Botschafter  aus  bflrgerlicher  Familie  het  gauw  daeselbe  Recht,  wie 

ein  Botschafter  von  fürstlicher  Abkauft,  denn  er  repräsentirt  in  beiden  Fällen 
nicht  «eine  peisönlkhe  und  Stendeawflrde^  iondeca  den  Stat  und  deewa  Soaveria. 

163. 

Jeder  Stat  ist  in  Folge  des  völkerrechtliclicn  Verbandes  aller 

SUiLen  veipliichtet,  den  Gesanten  eines  andern  volkerrechtUch  an- 
erkannten States  zu  empfangen  und  anzidiören.  Nur  besonder»  er- 
hebliche Ausuabmsgründe  können  eine  Abweisung  rechtfertigen. 

Die  allgemeine  Weitrcrnng,  Gesaute  zn  empr^igen,  würde  HiV  Möglich- 
keit eint'S  Y«ilkßrrechtlieheu  Verkehrs  ausschlicssen.  Damit  aber  wäre  d  r  \f»!kcr- 
rechthciic  Verband  der  Staten  unwiiksaiu  gemacht.  Dagegen  wird  die  Zuiää&ung 
ständiger  Gesanten  eis  ein  Act  des  Friedens  betrachtet  und  ia  Kriegneiten 
teer  iHedUdie  TeAelir  gewdhnüdk  tbfelnradien.  Von  der  besoadern  "WtSgium^ 
eine  bestimmte  Persoa  sa  enqpfingeo,  baadelt  §  161 

164. 

Dem  Empfangstate  steht  es  za,  gewisse  ihm  wartösaige  P«r- 
mmm  aidi  alt  Qeaante  oder  Agaate  za.  Yexhitton. 

Mtt  Grand  emgl  ee  larteiB^  ww  ela  Stat  etw  fca  eineiiMti^^ 
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b«i  dSmm  Stete  «ooedttimi  «Dl;  dih«  kt  in  einem  solchen  Fan  die  Annahme 

dieser  Person  nicht  zu  erwarten.  Bynkersboek  (Quaest.  PuU.  H.  v.)  orwihiit 
eines  FjiMp??,  in  dem  En'ilsnMl  als  froeiinten  luxcli  dem  Hag  einen  Mann  schickte, 
welchfr  zuvor  von  der  Holiaudiscli-OstiiuHschcri  ConijjajTnie  venirllirilt  wonlon  war, 
dass  üuu  die  Zunge  gesclüibst  werde.  Derselbe  wurde  antangs  i^iderrechtiicb  in 
SoDaad  gefangen  gMetst»  dann  «ber  mit  Bedit  anriMisewieMn.  Ei  iit  «dK« 
sozdchender  Grand,  sich  eine  Penon  ab  Geaaaten  an  TeiMai,  die  aieh  suvor 
dnrcli  Vaondere  Gehässigkeit  vaA  Faindacliaft  gegen  den  baaendeten  Stat  oder  dessen 
Haupt  herrorgethan  hat  Dagegen  wäre  es  unpassend,  wenn  etwa  ein  Stat  über- 
haupt keine  bürgerlichen  Personen,  oder  keine  Frauen  i\h  Gesantc  empfangen 
wollte;  denn  die  Suuides-  oder  Geschlcchtsuntorschiede  biiuta  keine  rechtlichen 
Erfordernisse  oder  Hindernisse  für  daa  Amt  eines  Gebauten  uud  kujinui  auch 
keinen  Ghnnd  so  pen&illcbeni  Anatoai  geben. 

165. 

Ebenso  kann  der  Emplyigtiat  die  Annaliinft  eines  penenUeh 
mfllii  flnetSmigen  Qeeanten  dann  Terwelgem,  wenn  derselbe  als 
Träger  eines  das  Beeilt  oder  die  Ehre  des  Empfangsstates  Terletien- 
den  ys^^i*  evsoihflinft» 

Eine  widitige  Anwendung  dieses  Satzes  ist  die  auf  die  päpstlichen  Legate 
waä  Heneien,  die  nadt  den  KiRfaeogeaebMi  YolliiuMliten  in  Anaprndi  nehmen^ 
uMb  ndt  dem  YerfMamigneeht  des  beacndeten  States  nicht  mtariglich  sind.  In 
Folge  dessen  wurde  schon  vor  der  Bevolution  am  fran/nsischen  Hofe  kein  |ii{at> 

lieber  Gcsauter  angenommen,  welcher  nicht  eine  hcschriUikte  Vollmacht  vorweisen 
koimte.  Das  franzüdsche  S(;u.sli(  wnsstsein  gestattete  nicht,  dass  die  päpstlichen 
Gesanten  die  Ansprache  uud  Aumassungen  der  römischen  Hierarchie  mit  den 
Tttlkerreclitlielken  Prlfilegien  dar  Gaaanten  decken  und  auarOsten.  Aua 
Mmllfkan  Qrtadan  kann  Jeder  SM  die  Ami^iim^  ^  Jeasttaa  ab  Chaanlai  vw^ 
valgeiB* 

166. 

Femer  gilt  es  als  ein  ausreicliender  Grund,  die  AinialHiio 
eines  Gesanteu  za  yerbitten,  welcher  ein  Unterthan  des  beseudeten 
States  ist. 

Das  war  eine  Zeit  liuiy  llaxime  des  französischen  und  ist  noch  Gebrauch 
des  schwedischen  t>tats,  keiuou  Gesanten  zu  empfangen,  der  Unterthan  dieser 
kaaandetai  Stete  n.  Uaa  aekent  den  Oonflkt  zwischen  den  Bechten  des  Ge- 
aeatea  aaflhalikiiigliMt  sa  Ehren  deiftajea,  dflBernvrftntlrtaiddMPilte 
«Bfen  den  Stel»  den  er  ab  Datertihaii  mgehOfft 

167. 

Die  TSOraireohtliche  gute  Sitte  verlangt,  dass  vor  der  Ab- 
sendoDg  eiiisa  Qmteajsm  dem  ^«"f^fs^'^  dmKMi  Aami^t  $mM 
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und  die  Femm  geiuuint  werde.  Wird  keine  Einspracshe  igmatM^ 
«o  wird  angenOBunen,  der  Genannte  m  dem  Emp&ngstate  nicht 
anstoeeig. 

Durch  diese  Uebung  wird  auch  eine  schroffe  Zurückwciäuug  vermiedeiL  Es 
genügt  gewMidi,  iam  der  se  liewndende  St«t  boIim  Bedenken  gegen  die  fragliche 
Penon  tMM,  an  denAbeeodeHii«  ra  bwltmiWBj  eine  aadeee  Fenoa  n  «lldea 

168. 

Ist  ein  Gesanfter  einmal  aufgenenuuen,  ao  ganieoat  er  alle 
Rechte  und  Ihtm  mtm  Stolhmg  und  es  darf  nachtrügltch  nioht 
eine  £inB{nra£he  gegen  seine  Person  erhoben  irerden  ans  Griinden» 
welche  schon  znr  Zeit  seines  Empfangs  Torlagen  und  bekannt  sein 
konnten. 

169. 

In  der  Annahme  des  Gesanten  liegt  die  AnerkeniiiiTig  dos  Ab- 
seudestfits ,  bezichimgsweiRe  der  Statsregierung,  welche  denselben 
beTolbuächtigt,  durch  den  Kmplangstat 

Es  widenpridtt  der  Eiiüieii  des  Stetes,  der  fcpi'fttoaürt  wtfta  soll, 

gleichzeitig  zvei  verschiedene  Gesante,  den  einen  dee  vertriebenen  Fürsten,  der  anf 
"Wiederherstellung  hofft,  den  andeni  des  vielleicht  durch  Usurj^tion  zur  (iew?i!f  ge- 
langten L'llrsten,  als  Kepräseutauteu  des  Einen  Sfat«  zu  empiiuigen.  Imlcm  der 
Euipfaugstat  den  einen  uder  den  andern  cnpfaugt,  cridaxt  er,  dass  er  dessen  YoU- 
nedilgeber  «Ii  des  wirklielie  Btstdiei9t  betnekte.  Die  Amiüa»  die  Geeeuten 
der  jMoeii  Begiernsg  ist  debor  ndt  derXkiiltanBigdeB  (Senaten  darslIeaBeglenuig 
m  verliiiidcn.  YgL  oben  |  88  IT. 

6.  GlABsen  nnd  Arien  der  Gesamten*  Diplomatischer  Körper. 

170. 

Als  Gesante  werden  diejenigen  Personpn  betrachtet,  welche 
von  einem  State  ermächtigt  und  dazu  beglaubigt  sind»  dessen  Hechte 
nnd  Interessen  bei  einem  andern  State  m  Tertreten. 

Die  Ermichtigang  allein  gewahrt  Dodi  nldit  db  SIellDiig  and  Bedite  einee 
Oenateo;  andi  der  gehflime  Agent  ist  ermirJitlgtj  es  nun  die  BegtaabtgoBg  gegen^ 

171. 

Das  hentife  Völkerrecht  onterscfaeidet  drei  bis  Tier  (Sassen 
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1)  die  BoMiafter  (andiMMdoiin); 

2)  die  Gwaiiteii  im  mgam  Sinn  (bkwjU)  und  die  bevoll> 
mäcSitigteii  Minitter; 

8)  die  Geaohaftstngw  (cfaargls  d'ai&dres). 
Zwisdiflii  der  iweKen  und  der  drittem  Gbise  ndmen  die 
liifiii{«bHTgmdentflD  eine  IGtteleteiliitig  enou 

Im  Atterthnin  g»b  es  nur  Eine  duse  T<tt  Geamten«  von  den  ROmeni 

Legntl  genannt.  Tu  den  v^ntlichen  Beziehungen  sind  sich  aach  heute  noch  alle 
Classcn  gleich.  Die  üntcrscbiede ,  wclclie  seit  dem  fünfzehnten  JahrhTindert  nach 
und  nach  aufgekommen  sind,  haben  vonielmüich  einen  Bezug  auf  die  iMtKeibmg, 
das  Ceremoniel  und  den  Hang. 

Auf  dem  Wiener  Cougreäs  wurde  von  den  acht  M&chten  am  19.  M&n 
1816  ein  PkotokoH  nnteneidmet,  dnwn  Aitikel  1  die  oirfgen  8  Oeenn  viter* 
Miheidet: 

„Les  employäs  diplomatiques  ionl  pivtagte  en  troie  fl—ei; 

Celle  de«  ambassadeurs,  legatcs  ou  nonces, 

Celle  des  envoyds  ministrcs  ou  autres  accreditfe  uuprt's  flf^«?  souverains, 
Celle  des  charg^  d'afiaires  accr^t^  aapr^  des  minifitres  chai^;^  des 

niEUrai  ^tnngtoet**. 
Dan  kam  mm  daa  Pkotoikoll  dea  Aachener  Oongreaaea  der  fimf  Groaa* 
mldiH  vom  21.  Not.  1818;  «elelkea  die  tlette  2S«MMDda8ie  aneriaumte:  „D  est 
arrSt^  entre  les  dnq  coora  que  les  ministres  rodens  aocr^t^  anprte  d'eUes 
formeront  par  rapport  ä  leur  mm  une  daaw  iotcnnMiaire  CBtre  lea  miaiMrea  dn 
aeoond  ordre  et  lea  chargds  d'afiaires''. 

172. 

BoMiBfter  werden  in  der  Regel  mtr  TOfn  Steten  toü  Kdniff- 
Hdiem  Bang  abgeaendel  und  empfangen.  Die  Legat!  und  Nenden 
des  Plates  hellen  den  Bang  der  Botediafter. 

Die  Botschafter  allein  reprSeentiren  auch  die  äussere  Wttrde 
des  SonTerann,  der  sie  beglaubigt. 

1.  Die  Beschränkung  der  Botschafter  aui  die  ätaten  von  künigUchesn  Bang 
beruht  weniger  auf  einem  festen  Bechtagnm&ata  all  anf  der  Bitte  mid  bal  eine 
natOrÜche  ünterlage  in  den  grosseren  fflr  Ueinere  Btaten  noTerhahnissmiasigen 
Kosten  aohsher  Vertretung.  Jh  aber  ma  die  Botsehafter  die  persönliche  Wnrde 
des  Souver&ns  rc])räsentiren ,  so  ist  grundsätzlich  nicht  einzusehen,  weslialb  nicht 
auch  eui  souveräner  Ilerüog  oder  ein  fiiirlfrf>r  Fürst  bei  ausseronientlichem  Anlaas 
lieh  nicht  ebenfalls  in  seiner  pcrbunliciitii  Wurde  vertreten  lassen,  d.  h.  daJier  nicht 
ebenfaUs  einen  Botsdu^ter  senden  dürfte,  der  dann  freilich  keinen  höheren  Bang 
behaupten  kfimt»,  als  aetn  TcUnachtgeber  besitat,  also  den  Botschaftern,  welche 
XQoiga  vertreten,  nachateiien  mflmte. 

2.  Die  Lcgati  a  laterc  oder  de  latere  (die  Cardinttle  fohrcn  diesen  NamenX 
oder  die  nnacii  (NichUMinAte),  irekhe  der  Fapit  enteemlet»  habM  dmidivrag 
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eher  kirclilfche  als  politische  Missionen  tind  repräsentiren  daher  den  Papst  vor- 
nehmlich iii  seiner  Eigensrhaft  ah  llauptcs  der  römisch-katholifjchen  Kirche  Die 
Bedetttiu^(  und  der  Hang  dieser  päpstlichen  Repräsentimten  ist  daher  unabhängig 
TOB  der  Fortdiiier  cinoi  KfwhwutiHm 

ft.  Protokoll  des  Wiener  GoagresmB  «an  19,  Wkn  1815  Alt  IL: 
nlies  ambaaeadean,  l^gatea  oo  noaces  out  aenb  ]&  canettre  iapg<wttiatlt" 

173. 

Die  Gesiiiitcii  der  zweiten  Classe  werden  wie  die  Botschafter 
bei  dem  Souverän  des  Empfangstates  persönlich  beglaubigt,  aber 
repräsentiren  nicht  zugleich  mit  dem  State  auch  die  peraönlifäie 
Würde  (Dignität)  des  Souveräns. 

Die  I&temimoieii  des  Papstes  werden  ihnea  gleichgesteUt. 

Yfß,  SB  Ali  172.  Dahin  gefa<M  die  aogtaatimtai  bevoUm&clitigten 
Minister  (plena  potentia  nmoiti),  die  anaserordentlichen  oder  ordentlichea 

(lesn-nteii,  die  Gesanten  srh locht wef».  Auch  der  Oesterreich isrlu-  .Jntprnnncius" 
zu  Coustantinopel  gehört  in  diese  Classe.  !^«s  ist  die  eim'entliche  Haupt-  und 
Regelclasse,  über  irelche  sich  die  Botschaltcr  uxn  etivas  erheben  und  welche  die 
folgenden  CllaiMn  nilkt  völlig  eoelcliiB. 

174. 

Die  Geschäftsträger  werden  nur  bei  dem  Ministerium  der  aot» 
wärtigen  Angelegenheiten  ])oglaiibigt.  Für  die  Rangstufe  ist  es  un- 
^  erheblich,  wenn  ihnen  der  Titel  Minister  TerUehen  wird. 

Dagegen  erhalten  die  Ministerresidenten,  welche  bei  dem  Hofe 
be^^bigt  werden,  einen  mittleren  Rang  zwischen  der  dritten  und 
vierten  GUsse. 

Tgl  sn  { 171. 

175. 

Die  Eigenscliaft  einer  ausserordentlichen  Mission  oder  VoUmaciit 
gibt  keinen  hohem  Bang. 

Protokoll  vom  19.  M4rz  1815  Art.  III.  „T.es  cmployes  dfpkiWaliliMS  m 
aMw  ertraoBdiaaiw  a'ont  k  ce  iitce  mcoha  aupänorit^  de  rang.** 

176. 

Unter  einandpr  nehmen  die  Gesant^n  einer  jeden  Classc  ihre 
Bangordnung  nach  dem  Tage  der  offidellen  Anmeldmii^  ilucr  Aiikimft. 

Ebenda  Art.  IV.  „TiCS  employt-s  diiih>matiqucs  prcndront  rang  entre  eux  daus 
chaque  clas«^  d'apres  la  date  de  h.  rrntili«  ;M  in]i  officielle  de  Icur  arriv(^c.  Lg  prüscut 
rigkimeiit  n'ajpportera  aorane  inuovauou  rciaUvement  aux  repr^entana  du  Pape." 
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177. 

Die  VenwatochaftsTerbiataiiiwe  unter  den  Hofen  haben  kernen 
EinfloM  auf  den  Bang  ihrer  GeeanteiL 

neada  Art  Tl.  „Lm  lieoi  de  pwoit^  w  d'alliaoce  de  tenlBa  entn  tos 
OoQii  ne  dmieat  aacon  mg  %  leun  employte  diptoantiipw  de  ehaqne  daa».** 

178. 

Bei  der  Unterzeichnung  von  Acten  und  Verträgen  nnter  mehreren 
Staten,  irelche  aidi  das  Alternat  zugestehn,  entscheidet  das  Looa 
nnter  den  MhuBtem  ftber  die  BeiheDfolge  der  Unterschriften. 

Kbeada  Art  VII.  „Dam  les  actet»  ou  traitis  eutre  plusieurs  puissauces  qui 
adaietteat  Talteniati  le  lort  d^cideia  eatra  les  münstreii  de  Toidre  qd  deraa  tee 
sshi  daae  lei  sigBiÄarai.**  Statt  deaeaiifad  oft  die  Beiheafiilse  aachdflaAafaagf- 
bnehsta1»ea  der  Statenamea  gewiUt,  an  jede  EUgnacht  der  SteDatig  iliaa- 

179. 

DarftDB,  dass  ehi  Stat  ständige  Geeanle  eines  andern  Statoa 

empfängt,  entsteht  keine  Yeipfliehtang  des  letztem  States,  ebenftUs 

ständige  Gesante  bei  jenem  State  zu  beglaubigen. 

Es  kann  auch  ein  Stat,  ohne  seinem  Rechte  oder  seiner  Ehre 
etwas  zu  vergeben,  fremde  Gesante  von  höherem  oder  geringerem 

Bang  empfangen,  als  er  hinwieder  absendet. 

Tnler  den  GrosinDächteii  wird  freilich  das  Interesse  möglichster  Gleich- 
heit auch  in  der  Repräsentation  meist  dahin  wirken,  daas  sie  sich  durch  Gesante 
von  gleich  hohem  Baog  Tettreten  lassen.  Aber  das  ist  keine  Bechtsnothwendlgkeit 
Die  Befapiek  flind  nicht  edtea,  in  deoen  eis  Stat  ehtea  Genalen  «ea  höherem 
Bsag  fujtitf^,  als  er  abseadet»  oder  aBgekelirk. 

180. 

£s  gibt  sowohl  ständige  als  nichtständige  Genante.  Zn  den 
ktatem  gehört  auch  der  Interimsgesante,  welcher  fiir  den  ständigen, 
aber  aar  Zeit  abwesenden  oder  verhinderten  Gesanten  die  Geeohifte 
beaoigtk 

ItfeMT  Clegeaiatz  hat  keinen  EiaflaM  auf  den  Bsag  des  Qesutea,  soaden 
OST  auf  die  Daner  seiner  YoUmacht 

181. 

Die  Ceremonialgesi^ntpn  fministres  d'etiqnette,  do.  ceremonie) 
vertreten  lediglich  die  persönlichen  Beziehungen  der  üöfe  und  Be- 
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gtenmgen  vnd  bgdlgfca  mr  V^tnliuig  m  8MigeMiifteii  einer 
«mdem  Ehaiditigaig,  in  Folge  weLober  sie  nnflifiroB,  Uoeae  Cere- 
monuJgesaote  sn  eein. 

Solche  Ceremoniiüge&autc  werden  oft  zu  gewissen  Feierlichkeiten,  bei  Krö- 
nungen, H«irftt]iswerbiingcu,  Vemiililnngen,  Taufen  «stBendel  und  tat- 
piyigen,  oder  n  BeglflekwftnieheBgeiL  Anch  die  ee  den  Fatpet  froher  ge- 
amMm  legetl  TeTereetlae  der  laftoMwtoi  IMoi  geMrm  Udwr. 

182. 

Die  gleichzeitig  bei  einer  Begienmg  beglaubigten  Gesantaa 
aller  Classen  bilden  zneammen  den  djplonuUisohen  Körper  (ooxpi 

dqolomatique). 

Derselbe  istnieht  eine  juristisdieoderpoUtisdie  Person,  sondern 
ein  freier  Verein  terachiedener  Personen,  aber  er  steDt  die  Völker^ 
tecbtliche  Gemeinscbaft  der  Staten  dar  und  iet  berechtigt«  den  ge< 
melnsamen  Empfindungen  und  Meinungen  einen  Auadmck  n  geben. 

Diriii  licgi  ein  Kiefau  elnoc  TMpwiwfihtflcäien  Qigpiiintlon,  der  licli  In  dw 
Zolonfk  wflittr  entwidDeln  Itat  Die  ttbmiaatinnMnit  MflwTWgiliiBinniin  dM 

dipIomatbdMn  KOrpers  hat  eine  gewisse  Tölkerrechtliche  Autorit&t,  die  jb 
missachten  nicht  ungefijirlicb  ist.    Der  Sitte  nach  fflhrt  gewöhnlich  —  wenigstens 

hei  bloss  formellen  Aonp'^fnnu^cn  des  (b'plomatischcn  Kfirpcrs  —  der  älteste  (d.  Ii. 
am  längsten  daselbst  amiueiule)  Gesanto  das  Wort.  Ks  steht  aber  kein  Rechts- 
grund der  liemclittung  eines  audern  Sprechen  eut^gen. 

7.  Anfang  der  diplomatisclien  Sendung. 

183. 

Dem  Abeendestat  gegenfiber  begbmt  der  OharalEler  einee  Ge- 
aanten  schon  mit  der  Tollsogenen  Ernennung.  Im  Tolkerreehtlichen 
YeriGBhr  ndt  dem  beeendeten  State  irird  die  ESgensohaft  des  Gesanten 
dnroli  das  CMflir  begiaubigt 

184. 

J)a8GraditiT]8tdieediriftUclieiindf^^  irakha 
der  Oesante  mm  Behuf  seiner  BegUnbignsg  bet  dem  beendeten 
State  erihfilt  und  demselben  mitOeat 

185. 

Das  Creditiy  wird  gewöhnlich  in  Form  eines  Beglaubignngs- 
■direÜNBS  Qetee  de  er^anoe)  ansgeetellt  und  in  den  obem  Qassen 
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Toa  Soayerän  an  Sottveriii,  in  d«  Uaate  te  ChMehfiAttcagor  fW 

186. 

Schon  vor  ücbprreichung  des  Creditivs  wird  der  Gesanto,  der 
sidb  dörch  seine  T  insc  oder  in  anderer  glaiibhaftpr  Form  als  ssolclicn 
ausweist,  als  eine  vulkerrPchtHcli  besonders  gesicliertc  und  begünstigto 
Person  behandelt,  nix-r  erst  in  Folge  der  Abgabe  und  Aunahine  des 
Creditivs  erhält  er  (1<  m  bosendeten  State  gegenüber  volles  Gesantea- 
recht  seinem  Bange  gemäss. 

Das  Völkerrecht  nniM  dm  Geaanten  idioii  unterwegs  schfltzen,  wenn  er  an 
den  1>f>«?fn(loh'n  Hof  reist.  Aber  erst  von  der  Ueberroirlump  des  Creditivs  an  ist 
er  wirkliciier  Gosanter  bei  dem  besendeten  State.  Bis  tiahin  war  er  dcsigiiirtcr 
Geaaater.  Auf  jenen  völkerrechtlichen  Schutz  hat  der  G«siuite  auch  in  einem 
firentden  Lande,  durch  wekdies  er  i«Iife,  einen  nataigeniMen  Anspnich.  Sie  Er- 
nMvdang  der  ftanaOnsduii  Ocmirtmi  aadi  Yenedig  und  Oomtanänopel  in  der 
Lomliarde! ' gib  dem  Könige  Fran^  I.  einen  gerechten  Gnmd  ni  der  emstesten 
Beschwerde  gegen  Kaiser  Carl  Y.  «b  Ober  eine  soInraK  Yerletamg  des  YaSku- 
recbta.  YgL  Yattel  IV.  §  84. 

187. 

Der  Uebenddumg  des  GreditiTs  geht  die  Notification  der  An- 
kmft  des  Gewmton  bei  dem  Miwlatorima  des  Aeiiseem  Yorhyer.  Von 
da  an  wird  der  dqdomaÜMlie  Alterarang  gereohnet  (Art  176). 

Mit  der  Notificatitm  wird  die  Mittheiiiing  einer  Abschrift  des  Oeditivs 

188. 

Der  Untencliied  der  Terschiedenen  Gassen  der  Gesanten  hat 
einen  Einfluss  auf  das  bei  der  Ueberreichimg  und  Annahme  des 
Creditivs  übliche  Ceremoniel  und  auf  die  persönlichen  Beziehungen 
am  Hofe,  aber  ist  für  das  statlicbe  Aeohtsreriutttniss  selbst  nidit 
erheUich. 

So  Um  der  Botschafter  seine  Ankauft  durch  einen  Oavalier  der  Oeaantadhaft 

,oder  seinen  Serretär  anmelden,  die  OoiBnten  rvK'eitor  und  dritter  ClMie  sdmflnn 
unittittelbftr  an  den  Minister  des  Aciissem.  Der  Botschafter  wird  mit  Kanonen- 
aohflaasn  bei  dem  feierlichen  uliitirt,  die  fibrlgoa  Gcwaten  oubti  vl  4^ 

189. 

Das  Ceremoniel  wird  im  Einzelnen  durck  die  Landes-  und 
Hofsitte  beetimmt»    Aber  es  ist  eiAe  völkerrechtliche  Pflicht  des 
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Bi^tegftatM,  Iii  imaiiSSbm  aiislitB  asnoHbiai,  was  ^^.Are  def 
Abflendestates  verletst  oder  dmi  Bang  desselbeii  herabsetzt  Dem 
Gesanton  davf  keine  vnwfirdige  Znmntliuxig  gen^^m  Verden  imd 
jeder  Oeaante  hat  Ansprucli  auf  die  voOen  zegefanSadgen  Ehren 
seiner  darae. 

An  despotischen,  insbesondere  an  orientalischen  Hüten  wird  dem  Stat&haui>te 
oll  dne  abgöttische  Yerehrong  bezeugt  und  es  werden  daher  an  £e  Oesanten  der 
CnbAbb  Stuten  nwBQQn  Zranidningen  gemacht,  Ab  mit  der  waids  ftdcr  MlhiHwr 
sich  80  wenig  vcrtn^,  als  rail  dar  WiidB  dir  iBBrtoatirtea  Steten.  Obwohl 
daher  der  besendete  Stat  selber  das  iossere  Ceremoniel  bestimmen  kann,  so  ist  doch 
dnr  Ofiimiffi  in  fffifffl«  Bffht^  vonn  er  eich  Hwiirf  ZmuiitlHu^^  ni^ht  jf^inap  UM* 


190. 

Die  Besuche  der  Gesanten  und  bei  Gesaiiton  und  ebenso  die 
Einladungen  zu  Festen  uud  Tafeln  fallen  in  den  Bereich  der  Höf- 
lichkeit und  der  Sitte,  nicht  in  den  des  Völkerrechts,  so  lange  da- 
bei die  Ehre  und  der  anerkannte  Bang  der  Stateu  und  ihrer  Ver- 
tieter  unverletzt  bleiben. 

Etikette  Verstösse  sind  nicht  an  sich  beleidigend,  sondern  tnir,  wenn  darin 
die  Absicht  der  Beleidigung  offp^linr  wird.  Im  vorigeo  Jahrhundert  battoi  diese 
Dinge  noch  mehr  Bedcutimg,  iilä  iu  uusrer  Zeit. 

8.  Persönliche  Beckte  nnd  Pflichten  der  Gesanten. 

191. 

Die  Gesanten  haben  däs  Becht  der  UnTerietdiaiiceit 

Wenige  Sitae  doi  Ydlkerrechto  Ubea  itoe  m  Me  mid  allgemeine, Anw* 

kennong,  nkht  bk»  unter  den  civiliairten  Staten,  sondern  sogar  unter  barbarischen 
Völkern  gefunden,  wie  die  Unverletzbarkeit  der  Gesanten.  Im  Altertbum  waren 
dieselben  unter  den  Schutz  der  (iötter  gefitellt  und  galten  insofern  als  persona« 
saiictae.  Die  Scheu  vor  den  Göttern  musste  damals  nocii  die  Ohnmacht  des  Yölker- 
fteto  «MtaeB.  Sie  widiim  Wdl  ateDt  rfi  «ater  d«n  Seinta  dai  meavehlieken 
TiUcerreehts.  YfL  dvObsr  Hag«  Orot.  IL  e.  la  1. 

192. 

Der  Stat,  bei  welchem  die  Gesanten  beglaubigt  sind,  ist  nicht 
bloss  Yerpflichtet,  sich  jeder  Gewalttibong  gegen  dieselben  zn  ent- 
halten, sondern  auch  dieselben  Tor  jeder  Vergewaltigung  zu  schittsen, 
welche  ihnen  toh  iBflinrn  Bewohnern  des  IifadftB  droht» 

Dem  State  BegtfreOSch  auch  gegen  andere  Penooen  die  Pflicht  ob,  sie  wider 


14/^  OriMwfiiMh.  - 

directen  iiJftHcervarkehrs  mit  Bezug  auf  die  Gesantm  t;(  teigert  und  gleidisam  po- 
tenzirt  Deriifseudete  ^tat  hat  darauf  eiue  besondere  borge  zu  verwenden  und  je 
nach  BedQrfnus^^  Gesanten  eine  ausserordentUche  Bedeckung  oder  ädmtnridM 
flor  Sidiuiiiif  iNdiittidiiBBi 

193. 

Die  widerrechtliche  Verletzimg  des  Gesanten  gilt  zugleich  als 
Verletzung  des  repräseutirten  States,  und  in  schweren  Fällen  als 
Verletzung  aach  der  TÖlkfirrechtlicheu  Statengenossenschaft  überhaupt« 

Alle  Staten  sind  dabei  betheiligt,  ätm  die  Unverletzlichkeit  der  Gesanten 

tnetkannt  und  geschnt^t  Mpihf;  thhvr  m\d  aucli  die  übrigen  Staten  berechtigt, 
theils  das  I3egelircn  tun  (jemigümung  des  zunächst  betheüigteu  Sr;'tis  /ii  unter- 
stützcu,  Uieilä  Bogar  vou  sich  aus  aiif  Wied^herstellung  des  Beclits  und  bühue  zu 
dringen.  Ygt  PhilHimore  IL  142. 

194. 

Wird  ein  Gp«ant.er  in  gerechter  jSütliwekr  verl«  tzt,  so  ist  kein 
Gnmd  zu  völkerrechtlicher  Beschwerde  dl^  denn  Nothwehr  ist  erlaubt. 
Vgl  oben  1 144. 

195. 

Ein  Geiaiiler,  der  aidi  in  (Mia  begibt»  irt  MMib  den  ZofiQlett 
dieser  Gelabr  ansgefletit;  wenn  er  dabei  verletet  wird,  eo  iet  das 
keine  Beletdiginig  eeiiiee  States  and  keine  Yeiletsiuig  des  Ydlkerreoihts. 

Weuu  er  z.  U.,  ohne  die  nuthige  Voraicht  zu  üben,  sich  in  einen  auixuiireri- 
■cta  Haufen  begibt,  and  an  dem  OtiMiMikiiiipfc  Hwü  nfannit  oder  vom  er  wUk 
auf  einDtnlldnlla*  und  bei  diceer  Getagesib^  «erwiadel  oder  gar  «rtfidiet  «iid, 
so  trifft  diese  Verieteung  ihn  nicht  als  Gesanten  nnd  daher  auch  nidlft  den  Ton  ihm 

repräseutirten  Stat.  Eb  ist  das  ein  persönlicher  Uufall,  fllr  den  nicht  der  '<tf\t 
verantwortlich  gemach  werden  kann,  der  die  UnTerletaUchkeit  des  Gesanten  ra 
achfltaen  hat. 

196. 

Ueberdem  kommt  den  Gesanten  das  Recht  der  Erterritorinlität 
zu.  Dasselbe  erstreckt  sieh  auch  auf  ihr  CMblge  nnd  ilire  Wofammg 
(§  135  iL). 

Die  Lehre  von  der  Exterritorialit&t  mode  vmvehmlicb  im  HfabBck  anf  die 
A  nimahmcwt^ylteii'g  der  Gciairtcn  anegwbiMet. 

197. 

Der  besondere  Schutz  und  die  Excmplion  voti  der  einheimischen 
Statsgewalt,  wnlche  den  fremden  Gesanten  gewühlt  werden,  beziehen 
sich  vorzüglich  aui.  ihre  I'upiei'e,  Acten  und  Ck)rrespundeiizeii. 
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108. 

Demgemäss  sind  auch  die  Curiere,  welche  mit  amtUchen  De- 
peschen vüii  Gesuutcn  und  an  Gesante  geschickt  werden,  vor  polizei- 
licher oder  politisdier  Wegnahme  ihrer  Depeschen  gesichert. 

199. 

Die  Verletzung  de«  Brieflgehehimisses  bezüglich  der  amtlich 
beieichneten  Gesantencorrespondeuz  ist  auch  als  Verletzung  des 
Völkerrechts  zu  missbilligen. 

Obwolil  (lifsp  Anwenilurit(  d<'^■  Grundsatzes  selbstverständlich  ist,  ho  hat  sich 
dodi  die  Fraxiü  mauciier  ÖUteu  so  weuig  daniadi  gerichtet,  uiui  sich  su  oft  durch 
diapoBÜMto  hmtMtTtdaciBMfclaMen,  die  Bnefe  au  diuchsp&hen,  dass  eben  dieser 
lOtdinndi  dkUtt  fBfklhft  huitt  ulehlilfv  Di^HciMi  in  €9UAnni  m  **'fcfflyw  md  dft» 
durcli  imVawWrh  for  Dritte  zu  vmkm  vnA  fäm^m  DepMchta,  4ie  man  hmtt 
aichero  will,  gar  aioht.niar  dec  jPttrt  taumMmm,  wmkn  mit  jwwdiin  Cnkwa 
m  vcneiiideiL 

200. 

Mit  der  Woihiniiig  des  Oennten  ist  kein  Asj^lredit  wtoidfiii. 
Vielmehr  ist  der  Gesamte  veipfliehtet,  wenn  ein  Ton  der  einheimi^ 
seihen  Geridite-  oder  Poliieigewalt  Verfolgter  sicli  dahin  geflüchtet 
luit)  entweder  den  FHiditling  an  die  anständige  Behörde  aasinlielto 
oder  die  Nachforschung  nach  demselben  tauk  In  seiner  Wdmnng 
XU  gestatten. 

YgL  oben  77.  Ala  ein  engUacher  Botachafter  17S6  ia.  Madrid  aich  weigerte, 
den  is  tefn  Hotel  gnftnrhftrtnn  ^ftnfatJwm  IBuiitwr.  Deuag  «an  Bl^peeda,  wmm^ 
XefiBn»  müde  dendbe  gsvihaa»  hmnugdieh.  IMber  die  Fom  dea  Yerfahreni 

hatte  England  Gnmd  zur  Beednmds,-  aiber  in  der  Hauptsache  war  Spanien  im 
Recht  (Phillimore  II.  204).  In  Martens  Eraihluugün  (I.  217)  findet  sich  ein 
Bericht  über  den  Tergeblichea  Versuch  des  englischen  Gresauteu  iu  Stockhoiiu,  den 
in  sein  Uotei  geflüchteten,  w^^en  eines  SttUsverbrechens  verfolgten  K&ulmauu 
Springer  sn  letten  (1747).  Bm  HoCel  nntde  Ktt  mianikiiSatm  Truppen  «ttetdlt 
^nA  ^  fnikMing  p^i^^  Mwgfyflffwt  iwirilfw  Pur  (Icwiintp  ahor  unnlfl  sfitwimfni. 
mil  erm  Utk  WngMi  war  in  der  Asidithnimg  nIdm  SduM. 

201. 

Ebenso  wenig  kann  der  Gesante  sich  auf  die  Freiheit  seiner 
Equipage  bemleDt  nm  Flüchtlingen  dnrohsahelfan,  welche  er  in  seinen 
Wagen  aa^Bncnunen  hat 

In  Sbum  Sdhta  AU*  die  elnhelnMiS  Gtllelili-  eder  Polizeigewalt 
1«  Wiftt  sahm  nsi      FMMUtfW  foMM,  se  M  das  Ma»  Taafatamii  dai 


i^'iyui^uL.  Ly  VjOOQle 
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Ytfhmeiita.  Eh  Bristol  ans  Rom  f&hrt  Vattel  an  (lY,  119),  laim  dm 
französischer  Geaanter  rergobttdi  naudkto,  mfolgto  Niwpdtftimr  vtr  d«  plpit» 
Beben  Wadum  n  retten. 

202. 

Der  Geeante  darf  Bern  Hotel  nicht  m  feindUdieii  HandlmigeB 
gegen  den  Stai  miwbraiichen  lassen,  bei  welchem  er  beghtnbigt  ist 
Yerletrt  er  dies«  Pffiuli*,  so  sdiiitil  flm  aach  dk  EiteRiterialitat 
nidit  m  dwjmilgen  llaairegelii,  weklie  db  BelbstoiliaHng  «ad 
Kctherung  des  besendeton  States  erfordern. 

Er  darf  also  insbesondere  keine  V  tTsaiamlungeu  von  Yerschwomeii  dusell^t 
gestatieu,  keine  Waifeiimagaalae  (k  einrichten,  zur  Unterstfttzang  eines  Avi* 
itandes  o.  s.  f.  Als  der  aduredische  Geiai^  in  London  an  einer  Ymtkmtna^ 
fmtaa  dm  XMdg  voi  SaglMid  Tina  aalai,  Jim  Mmtr  deaOlBB  vnMIai  eai 
SiIm  ttllßm»  in  Beschlag  nehmen.  Dieses  Verfahren  wurde  im  äm  m^kAm 
Stataseeretftren  der  Diplomatie  gegenober,  die  anfangs  Bedenken  ausspraeh,  fCMfel* 
fertigt  Mftrteaa  Ommi  GdttluM  L  7&  YgL  auch  Yaitel  IV.  lOL 

203. 

Der  Gcsante  hat  das  Becht  der  freien  Religionsübang  in  dem 
GesantHcliaftshotol,  zunächst  für  sich,  seine  Familie,  sein  Gefolge 
und  seine  Dienerschaft. 

Dieses  Privilpjiitm  dos  Gcsanten  hat  seinen  Werth  grossentheils  Terloren, 
seitdem  die  Cultuslreiheii  al^  allc:enipirxe8  Recht  die  frühere  Unduldsamkeit 
in  den  meisten  civiliairtßn  Statea  endlich  verdrängt  hat.  Aber  es  ist  heute  noch 
tm  Bedentang  an  den  Staten,  wdche  in  dieser  Hindcht  hinter  im  Firtschritte 
d»  Irft  —iiilgiiMliiliin  Mal 

204. 

Den  Gesanten  der  oberen  QasseB  wd  allgemein  ein  soge- 
nanntes Capellenrecht  zugestanden,  d.  h.  das  Recht,  in  weiterem 
Sume  ibuierlialb  der  eztemtorialen  Wdmnng  Cut  den  Qottesdiensl 
in  iOffgsiL 

Sa  ^^OmnMAge  Grund,  du  Chpeihnndil  aaf  Jene  CTiwm  n  lie* 
schränken  und  den  CMdtflsMfm  sa  nm^bü,  ImM^  nicht.  Dasselbe  ist  aar 
freiMr  sa  Chunm  der  fwnsii—rB  QeHmtca  galtoltel  nad  ■nerHant  vovdaa. 

205. 

In  dem  Capelieiirocbt  ist  enthaltour 

a)  eine  gesantschafUiche  Ca|talld  üts  CulUissvecke  su  bauen 
nnd  2tt  bfiBBtapn^ 
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b)  düie  Befugniss,  einen  besondeEii,  der  QeBanfeehaft  beige- 
OKdnetot  CfeMtdMii  (Prieeto,  ftediger)  für  den  Gotteedknet 
20.  halten, 

c)  das  Bedii,  aneb  andere  Personen,  mindestei»  die  Landsleute 
und  Sobntebefohlenen  des  Gesanten,  gewöhnlich  auch  andere 
fremde  Grlanbensgenossen  zur  Theihiahme  an  dem  gesaut- 

schaftlichen  Gottesdienst  zuzulassen. 

Die  neuere  licchtebildung  kt  wie  überkiupt  der  Ciütadreiheit  80  Mich  einer 
Anadehnuiig  des  CapelleureditM  gOnitlg.  Indown  bnmit  snneilen  aooh  ek  Vnbot 
In  efnaelnen  Staten  IQr  denen  ünterflnaeo  vw,  den  andengJtoUfoi  OottesdteoBt 
zu  beradMO.  So  vir  et,  so  bmge  der  Papst  in  Rom  regiert«  (bis  1870),  den 
Körnern  untersagt,  dem  proteBtantisc^Sü  8ottöiwtoMl  in  dtr  flWWritriwn  Qmal^ 
ichaftectpeüe  m  Bom  beianiwohneu. 

m 

Es  ist  nicht  noünrendig  in  dem  Oapeilenrecbt  anch  die  Be- 
ftgniss  iabegriffiBfn,  den  Oaltos  nach  ausen  Inn  Öffieintlkli  darai" 
stellen,  irie  insbesondere  dnrdi  OlockengdSinto,  Prooessionen,  Er- 
sdüganen  des  Geistlichen  anssexhalb  der  eiiinirten  Hänne  in  der 
Thwht  seines  Urddichen  Amtes. 

^merhalb  der  Gapelle  dagegen  und  in  dem  QesantBchaftrfiotd 
dflvf  der  OeistUohe  vngeldnderi  in  der  Amtotraclit  ersdieinen.  Er 
darf  daselbst  Taufen  und  Trauungen  yoUziehen  nnd  auf  dem  dasn 
gehörigen  BegriUnussplatse  den  Trauergotteadienst  abhalten. 

I>aä  Capelleureclit  des  Gesanten  ist  sunäcbst  iiausrecht  dettielli»en  uimI  er- 
itoMkfc  ridi  dMbilh  iridis  anf  dsn  i#Mi#fifcfn  OeltM  aoMriiai^  desItownMkiAe* 

207. 

Die  vorübergehende  Abwesenheit  des  Gesanten  hindei*t  die 
Furüiauer  des  ge&antscbaftlichen  Gottesdienstes  nicht.  Wird  aber 
der  ge^nnt'^chaftliche  Verkehr  abgebrochen,  so  erlischt  auch  das 
Capellem-echt. 

m 

Die  Familie,  die  Begleiter  nnd  Diener  des  Gesanten  haben 
■  ebenfalls  trete  B^igionsübung  inneibalb  des  Gesantaohaftshotelg  je 
nach  ihrer  BeiÜgiQn  nnd  Gonfession. 

Es  gilt  das  auc]L  dapn,.ifaui  dies»  FenoMn  eine  andere  Coafesaion  be* 
lemen,  ak  derOeaante  idbet  Die  GkpeHe  s.  R  ehMiPreniBiachenoderDeatacfaen 
OaMlia  toan  uslsrtMitlseh  idn»  irttomd  der  flewie  uttst  huflsMaA  M, 
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209. 

Der  Gesaata  and  iein  Gefolge  sind  der  Stralgiericlitcibflzkeit 
des  beeendeten  States  mdit  unterworfen.  Dieeer  Stat  aber  Ist  be- 
leditigt^  wenn  dmroh  solche  Personen  die  Rediteordnnng  des  Landes 
m  stnfwfirdiger  Weise  Terletst  worden  ist,  auf  dipbmatisohem  Wege 
Genngttmnng  nnd  je  nadi  ümstSnden  Entsdwdigang  sn  fordern« 

TgL  «Xmint  I  141  f. 

210. 

Verübt  der  Gesante  selber  eine  strafbare  Handliiui;,  so  kann 
solches  der  Kegienuig  des  Abbciidestateg  niipezeigt  uml  Abljcrufung 
und  Bestrafung  des  Gesanten  gefordert  werden.  In  scliwereii  Fällen 
köuuen  auch  dorn  Gesanten  sofort  die  Pässe  zugestellt  und  er  in 
kurzer  Frist  aus  dem  Latide  weggewiesen  werden.  In  Nothfällen 
und  insbesoiub  ro,  wenn  der  Gcsanto  an  hochverrätiicrischen  od»  r 
feindlichen  Handlungen  gegen  das  Jjaud  theilgenommen  hat,  bei  dem 
er  beglaii!)}gt  ist,  kaiia  er,  um  die  Ansprüche  des  verletzten  States 
auf  Genugthuung  zu  sicbem,  gefangen  genommen  werden.  Aber 
sogar  in  diesem  Fall  darf  das  ftinhQimi§r.hft  Straigericht  nicht  über 
ihn  richten. 

Vgl.  oben  §  14'>  Ein  T^eispiel  ist  die  Geflftngennahfflü  des  Prinzen  von 
Cellamarp,  Sp  iinHchen  Gei>aaLfn  in  Paris,  der  sich  an  einer  Verschwörung  gegen 
die  (liunaiigc  inuizui>iscUe  Begienuig  betheiligt  iiatte,  1718.  Maodie  Juristen  be> 
bsepteltti  Mmt,  dar  OmmHo  vBiwüke  du  Filfikginiii  durch  «In  sckweni  Yei^ 
Imcim  MIHI  dn  bawmdaton  BM  «dar  daiiaB  floDiaita,  äbar  die  Wooiig  vni 
Oretina,  dass  sdlai  ia  solchen  Fällea  die  Strafgewalt  des  besendeten  Stats  nid^ 
Eur  Anwendung  komm<»,  ist  die  ht n.si  hende  geworden.  Wfi!  hier  leicht  die  vöUcer- 
reehtlichen  Bmehuugen  au  eint  r  impfiiidlichen  Stelle  verwundet  werden,  darf  in 
solchen  Ftilen  nicht  eine  onteig^rduete  ikhorde,  sondeni  nnr  die  oberste  Autorität 
daBtUdtiiigc  MwadMa 

211. 

Wird  das  Vorgehen  von  einer  Person  aus  dem  Gefolge  verübt, 
so  ist  der  Gesante  verpflichtet ,  mitzuwirken ,  dass  der  Angeklagte 
Tor  Gencht  gestellt  nnd  wenn  adinldig  erfiinden,  gestraft  werde. 

212. 

Die  Befreiung  von  der  Strafgewalt  des  besendeten  States  und 
die  Unterwerfung  unter  die  Strafgewalt  des  Absendestats  erstroLkt 
sich  auch  auf  yokhe  Diener  freiudux  Geaanten,  welche  Unterthauen 
des  erstem  sind. 
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Ek  Imnmt  hier  aaf  die  Zeit  an,  in  welcher  die  gerichüiche  Yeifolguiig  be- 
ginnt Gegen  dm  wiiUidieii  Diener  de«  Geooiten — bona  fidet  des  IHensiies  wird 
jederzeit  voxnnsgesetzt  —  wird  sie  ans  Bflckridit  anf  die  T^Ukerrechtliche  Exemtion 
vorerst  gebenmt  berielwoijpiwehw  abgelenkt. 

213. 

Diese  Befreiung  erstreckt  «idli  nicht  auf  Peraonen,  welche  ohne 
Amt  und  ohne  Dienst  lediglidi  ans  freier  Neigung  oder  Gewinnsnoht 
nch  einer  Ocsantschaft  anschliessen,  noch  auf  solche,  welche  nur 
mm  Scheine  in  ein  Dienstverhältniss  eintreten,  in  Wahrheit  aber 
von  dem  Gesanten  unabhängig  und  nicht  der  Gesantaohaft  bdge» 
ordnet  sind. 

TgL  oben  i  146. 

214. 

Wenn  der  Gesante  in  Anbetracht,  dass  die  unabhängige  Stellung 
der  Geeantschaft  und  die  Intereeeen  des  Absendestats  nicht  in  Frage 
geaetit  werden,  Personen  aeinei  Gefolges  oder  semer  Dienenohaft, 
die  wegen  eines  Vergehens  entweder  auf  handhafter  Tliat  ergrifien 
WQirdfin  sind  oder  sonst  in  unverdächtiger  Weiee  verklagt  werden, 
der  ordentlichen  Landeegerichtebarkeit  zur  Beortheihmg  freiwillig 
überläset  oder  übertiefrrt,  so  igt  das  Geridit  nicht  dnrch  yölker- 
rechäiclie  BSolBtiiiditen  gehinderti  aeine  regehnägaige  Gerichtsbarkeit 
aossnüben. 

Inwiefern  hier  der  Gesante  die  YorBohrlften  «od  lastraetioBea  des  Absende» 
Hals  gebihig  beaditst  habe^  M  eine  Krage  des  Stats*  nickt  des  Tdlker rechts, 

welche  in  den  Bereich  der  Yerantwortlichkeit  AUlt,  die  der  Gesante  seiner  Regierung 
schuldet.  In  der  We^c]  darf  der  Gesante  liiit  Rückaicht  auf  seine  völkcrreclitliche 
Stellung  und  Aufgabe  weder  für  sich,  noch  für  diejcnigeu  Personen,  welche  mit  den 
öfi'enUichen  Gesch&ften  des  Amtes  bekannt  sind,  auf  die  Refreiuug  von  der  eia- 
bsinlidieDSlnt^eBieliiAsMtvenid^  sieh,  noeh  soidie  Bemsn 

nm  Schaden  seiner  Btdhmg  nnd  seiner  Amtsthittlgksit  dieser  Gerichtsbariceit  frei- 
vÜUg  nnterver£em. 

215. 

Der  einheimischen  Statsgewalt  ist  es  nicht  venvehrt,  Personen, 
welche  zur  Gesantschaft  gdiören,  wenn  sie  auf  handhufter  Thnt  in 
Veräbnng  eines  Vergehens  ergriffen  werden,  vorläufig  in  Haft  zu 
nehmen«  Knr  Ist  sofort  dem  Gfresanten  davon  Kenntniss  2a  geben 
nnd  der  Gefangene  zu  dessen  Yerfilgimg  au  steUen* 

aisntsehU,  »M  YiUunMfel,  10 
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216. 

Dem  Gesanten  kommt  wohl  eine  Discipliiuirgewalt  über  seine 
Angehörig '11  z\k  aber  in  der  Kegel  keine  eij^entlicho  Strafgerichts- 
barkeit. Ausii;ilinien  bedürfen  einerseits  der  l'j  luiichtigung  des  Ab- 
seudestats,  andi-erseits  der  Zulassung  des  Eniptangstats. 

Da  der  Ansprach  auf  Exterritorialität  für  aicli  allein  nur  die  Aus- 
BchlleKsnnrj  der  fremden,  an  sich  berechtitrten  Strafgerichtsbarkeit,  nicht  aber 
die  Ausübung  der  eigeuen  Strsrfgewait  von  beite  des  Exterritorialen  begniudet, 
80  kann  es  auch  nicht  von  dem  ^messen  des  ÄbMndMtalM  allein  aUiiiiigen,  seinen 
Geeutan  diese  Gewalt  so  flhertngen.  Der  bewadete  Stat  kann  sich  jedeAaeatamg 
der  Stni^Bwalt  in  Meinem  Gebiete  doidi  eben  fremden  verbitten.  Per  Oennte  lit 
in  der  Regel  nur  zu  dei^enigcn  vorbereitenden  Gerichtshandlungen  er- 
mächtifrt,  welclse  zur  Sichernnfr  des  nachfolgenden  Gerichtsverfahrens  uothig  sind. 
Ausnahuibwt  ibf  wird  den  fränkisciicn  Gesauteu  und  sogar  den  ConsuUi  in  der  Türkei 
und  hinwieder  muaeim&milschen  Gmnten  in  Europa  eine  Strafgeridttibtttoit  dott 
«her  ihre  diriiÜidMn,  hier  über  ihre  rnnharnmcdanierJOTi  Landileate  sngeetandeo. 

217. 

Der  Onaate  kaan  den  änaaem  Thatbostand  des  Vergehens, 
■oweH  derselbe  nmeriialb  des  erienitorialea  Bezirics  eriLonnbar  ist, 
comBtatiren,  seine  Angehörigen  «mvernebmen  md  das  einheimische 
Geridbit  anfibrdeni,  daas  es  auch  eeineneits  in  semem  Bereieh  die 
Thataaehen  featatette  und  Zeugen  einrernefame.  Er  kann  die  ange- 
Bchnldigto  FanNin  aeinee  Gefolges  veihaften  und  ffir  AhUefenmg  an 
das  EOBtandige  Geridit  des  Ahsendeetota  sorgen. 

218. 

Da  der  Gesante  auch  der  Civilgenchtebarkoit  des  Empfang* 
states  nicht  nnterworfen  ist,  so  darf  er  audi  nicht  vor  Gericht  ge- 
laden werden,  um  eine  OiTilklage  zu  beantworten,  noch  darf  irgend 
ein  Geciohisxwang  gegen  aeine  Person  oder  aeme  Habe  aiosgeflU 
tmden« 

Vgl  oben  zu  §  139.  140.    &i  Ekigland  ist  unter  der  KOfdgln  Anna  im 

21.  April  1709  ein  besonderes  Gesetz  zum  S<-hutz  der  Gesanten  erlassen  -worden, 
nachdem  zuvrr  die  Verhaftung  eines  Russischen  Gi  -nnfrn  wocrf^n  Schmiden  heftige 
Beschwerden  des  Czars  Peter  über  Yerletzuug  des  Völkerrechts  hervorgerufen  hatte. 
Das  Gesetz  wurde  als  Genugthunog  für  den  beleidigten  Rossischai  Hof  betrachtet 
Die  üebengen  der  Vdlher  gehen  in  dieeer  Befrehug  der  Qmatm  vm.  der  CM^ 
gerichtsbarkeit  vielleicht  weiter,  ab  die  isnem  Becfatigrtnde  —  insbesondere  die 
Rücksicht  auf  die  Wtlrde,  Sicherheit  nnd  ünahhtagfgkelt  des  repr&sentirten  States 
eseK&cdein.  fii  iatdite  oflsote  atfer  MIiriiniMh  m  disMJMiikiiem 


VllrtmrmiiHriM  Cfegtte.  Uf 

aMWht  worden,  indem  einaelne  Geeante  dl— Bw  so  lefakfaii%tt  Sehuldcnmachm 

atisgebcutet  Iiabeu  uud  daim  die  Gläubiger  zu  Schaden  gekommen  sind.  Uebrigem 
ist  der  Gesante  i>o  wenig  als  ein  gouveriiner  Fürst  gehindert,  eine  ScUuldfrage  oder 
eine  andere  bürgerliche  lieelitsstreitigkeit,  freiwillig  an  ein  Schiedsgericht  oder  selbst 
an  das  ordentliche  Gericht  des  besondeten  Landes  zu  bringen  und  dessen  Urthdl 
•»Kall  gßj^üUL  Di6  Jniiiton,  ndclie  ihn  dann  vttiiiBdsni  wolkMi,  ttlMxqNtPiMii 
das  Jubatvm  dm  Abaeadegtatea,  ftr  dessen  W&sde  niidl  Sklwrlicit  es  je  nach  U»* 
st&ndeu  ganz  unerheblich  sein  kann,  derartige  Civilproccsse  ausschliesslich  der  eigenen 
Gerichtsbarkeit  vorzubehalten.  Ob  der  Gesante  das  thun  dürfe  oder  nicht,  ist  eher 
eine  Frage  des  Stats-  als  des  VöJkprrpcht«  Fr  ist  statsr  erbt  lieh  vetpflichtiSli 
die  Instruction  su  befolgen,  die  er  yüu  üeiucr  ivL-gieruiig  ciupiiui^t. 

219. 

Da  die  Ckfolgdeote  das  Geaantea  nickt  tan.  ibm  Pärtoiii 
■onten  lediglidi  um  der  Qesantodiafl  irillen  toh  der  CifügenchU« 
barkeit  des  Landes  befreit  sind,  in  dem  sie  sich  thatsaphlich  »o^ 
halten,  so  kann  der  Gesante  yerstatten,  dass  dieselben  tot  diesem 
Landesgerifiht  belangt  werden  nnd  es  kann  imter  dieser  Voraus* 
a«iAm|^  das  Gericht  die  Ela^  an  die  Band  ^wiP^TOf^fti  Yerietsmis 
dar  vSOEBRedMliclMn  BSelnkhlen. 

TgL  oben  su  §  149. 

220. 

Dem  Gesanten  steht  in  der  fiegiel  keine  bürgerliche  Gerichts* 
barkeit  in  Streitsachen  zu  über  seine  Angehörigen.  Eine  Ausnahme 
wird  nnr  durch  besondere  VoUmacht  des  Absendestats  und  durch 
Znlassmg  des  £mp£ang8tat8  begründet 

Vgl  oben  S  Sie. 

221. 

bugügcü  sind  in  der  Regel  die  Gesanten  befugt,  Acte  der  frei- 
willigeu  Gerichtsbai-keit  mit  Bezug  auf  dio  Gefolgspersonen  und 
überdeni  mit  Bezug  auf  ihre  Laiidsleute  uud  Schutzbütoldeneu  vur- 
zuueiimeu,  soweit  ein  derartiges  Bedürfoiss  vorhanden  ist.  Insbe- 
sondere können  sie  üutersclirifteu  und  Urkunden  dieser  Personen 
amtlieh  boglaubigen,  letzte  Willenserklärungen  aufnehmen,  bürger- 
liche Staudeaverhältnissü  (Geburt,  Ehe,  Tod)  beurkunden  und  im 
Interesse  der  Sicherstollung  von  Yeriassensdutften  sehützende  Mass- 
regeln theils  ergreifen,  theils  veranlassen. 

Die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  hat  weniger  den  Charakter  dfr  Gcrichtahoheit 
«a  afel^  ate  dar  gevaltloi m  &««i^(»k(U4e»  Sie  kaaa  daher  awb  npbe<<piihttrli 

10* 
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von  den  "BufingtM  wagemuuSm  irttden.  Aus  tlmlMKwi  OrtndMi  kiiai  to  Cto* 

MBte  andi  ZeugenAus-sagcn  nriner  GelWgsleute  zu  Protokoll  nehmen. 

Es  ist  rill  Beiliirfniss  dos  fnt<*mati(»iiul('n  Tcrkflirs.  divss  die  Elion,  wt'lche 
von  Landsleuten  dos  (iesanten  in  dessen  Wolmung  abgeschlo*;spn  und  nüch  dem  be- 
treffcndon  Landesrechte  ads  gültig  erklärt  werden,  auch  audcrwarUs  als  gtütig  aner- 
kannt werden,  wenn  gleich  das  PrivUegiam  der  Extonritorialhit  deh  nfalit  auf  jene 
FtaNMn  baMiL  TgL  dartbor  Lawrence  in  der  Genier  Berne  de  dfoft  intenat 
1870.  8.  968ft 

222. 

Die  Steiieifreiheit  des  Gesanteii  berulii  mir  iiisofeni  aul  IN  rhts- 
nothwendigkcit,  als  sie  eine  Folge,  der  Befreiung  desselben  von  aller 
Statshohcit  des  besendeten  States  ist.  Ihi-c  Ausdehnujig  iiber  dieses 
Mass  hinaus  mag  iu  den  Sitten  und  in  der  Gastfreiindliclikeit  be- 
gründet sein,  aber  ihre  Bescbriinkung  auf  jenes  Mass  kauu  nicht 
als  Verletzung  des  Völkerrechts  beüachtet  werden. 

Yg].  §  138.  Im  Einzplnon  weichen  die  Sitton  und  Toronhnuigon  dor  f»5n- 
aelncn  Sfaton  vm  einandor  ab,  und  es  ist  nacli  Ileff teri»  Aus<lruck  (Vidlven-.  217) 
„eine  vüiüg  gleicliförmjge  Kegel  bei  diesem  völkerrechtlichen  PrivUegiuni  nicht  er- 

midicih."  Ei  irt  i.  B.  keine  Terlettung  de«  Y^Hheiteehla»  irtnn  von  dem  CkMutcn 
nie  TOB  tndim  Bffwiifty^i  fltntm  and  Prftffr^wiimiH^  gefioideit  werden,  dnrohl 
du  ana  HOfUöhkeit  oft  nnteriaaKO  wird. 

223. 

l)er  Gesante  ist  veiiDflichtet,  die  Zollbefreiung,  wenn  ihm  die- 
selbe für  die  Bedürfnisse  seines  Haushalts  gewahrt  vviid,  in  gutem 
Glauben  zu  gel)raiuiien  und  er  darf  dieselbe  weder  zu  eigenen 
Handelszuveeken  ausbeuten,  noch  zu  Gunsten  dritter  zollpflichtiger 
Personen  luis.sbrauchen.  Das  \ Olkerrecht  hindert  die  Zollbehörden 
nicht,  auch  die  Sendimgen  von  Wanren  an  den  lusanten  einer 
I'rulung  zu  uuLi  i werfen,  "wenn  nur  das  liotel  des  Gesanten  und  die- 
jenigen lüiume  (Statswagen,  Archiv)  verschont  werden,  für  welche 
er  den  besondem  Statsschutz  in  Anspruch  nimmt  inid  die  Ver- 
sicheriing  gibt,  dass  sie  keine  zolli^chtigen  Güter  in  sich  schliessen» 

Wenn  der  Gesante  zugleich  Kaufmann  ist,  so  sind  seine  Handclswaaren  der 
gewöhnlichen  Verzolhtng  unterworfen.  Die  Zollhefreinii?  hfnilit  im  Gnmdo  mehr 
auf  Courtoisie  als  auf  Ito<'ht ;  denn  die  Z(dle  lai<scn  sicli  t  i  ht  ben,  ohne  die  iiurnunität 
des  Gesamteu  irgendwie  zu  gclahrden,  und  so  gut  der  Gesaute  die  Lebensmittel, 
die  Kleider,  die  IKHiebi  deren  er  bedarf  benhlon  iuih,  elMnao  gut  kann  er  die 
danof  «eleglanZone  beatielten.  SaadenladieZoilgeBete  vom  8.  JnHlSe?  ArL  Iß 
erkennt  denn  andi  ^eaea  Privilegiam  nicht  ala  aaKKtverstandlidi  an,  und  aberlM 
ea  den  BeiiemBieB,  den  Oewaten  fteipiBW^  alter  anf  Beeipnaig  der  Baikmagn 
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wamMm.  Jn  Bttdag  Boil  nn  Neir-Toik  14  Afril  tm  bat  M  Muk 
„AaMdcanus"  (Lieber)  gegen  dieses  Privileg  ■immpiniliiiii,  th  nicht  »dir  nl^ 
gantai.  ri  ■nmiflil  ihm  iiiil  fliiiwl  iiliwi  iwimiwlwiflii  ITiiilHiLiim  iIiiimlTmi. 

224. 

In  allen  zweifelhaften  Fällen,  wo  Conflicte  über  die  Ansdehnang 
oder  Beschränkung  der  Exterritorialität  mit  fremden  Ge&anten  drohen, 
sollen  die  untern  Landesbehörden  ea  Termeiden ,  TOn  sich  aas  dem 
Entscheide  der  obersten  Kegiemngsautorität  vorzugreifen  xiiul  ist 
durdi  Verhandlung  dieser  mit  der  Gesaotschaft  ein  firenndliohefl 
EinTerständniaa  anzustreben. 

El  iii  daa  eine  aar  YeriiatuBg  schädlicher  Streitigkeiten  wichtige  Maxime. 
Der  Amtaeifier  der  ünterbehMen  atefat  leicht  nur  daa  NftdMte  und  bentheiH  daa 

nach  dem  gewöhnlichen  GesdiJtfiqgMft  wilivand  di»  Oente^fa^erang  dnen  weiterm 

Horizont  von  höherem  Standpunkte  aus  Qbcrschaut  und  d  Ii  r  die  Rücksichten  Ton 
fstat  zu  Stat  richtif»pr  zu  würdigen  versteht.  Der  Ge«uite  iät  berechtigt,  bei  einem 

drolicmlen  CVnitlictc  mit  einem  ünterlveamten  diesen  darauf  hinzuweisen .  diiss  er 
wühl  thue,  au  huLere  Behörde  siu  berichten  und  weitere  Befehle  ab^uwurteu. 

225. 

Der  Gesunte  ist  veri)fliihtct,  die  Selbständigkeit  und  Ehre  des 
States,  bei  weldiem  er  beglaubigt  ]>\,  m  i  L'taltig  zu  achten.  Er  darf 
sich  nicht  in  die  mnern  Landesangelegenlioiten  ungebührlich  ein- 
mischen, und  hat  sich  all^r  autoritativen  Acte  zu  enthalten,  welche 
in  den  Bereich  der  Stat^liokeit  des  b  si udeLen  States  eingreifen-  Er 
soll  alle  Aufreizungen  o(b'r  Drohimgen  udcr  BestechungcMi  unterlassen, 
durch  welclio  die  Freiheit  des  Volkes,  die  Autorität  der  liegierung 
und  die  Ehrbarkeit  des  poütischeu  Lebeus  gefährdet  oder  Yerlets^t 
würden. 

Blosse  Meinungsäusserung  und  Krtheiluug  von  guten  Rätlien  bezüglich  der 
hmem  Politik,  zumal  im  Privatverkchr,  i»t  nicht  als  unerlaubte  Einnii^;«  hung  zu 
betrachten.  Aber  inunerhin  ist  auch  hier  Mässtgung  zu  empfehlen,  damit  uiclit  der 
Eindruck  einer  versuchten  Kimmschuiig  entstehe,  welche  der  fremden  Macht  und 
ihrem  Tertreter  nicht  aakommk  Die  Chmute,  irekhe  die  freie  Beaprecbong  von 
ongebQhrBelwr  Zodringlidikeit  unteracheldet,  kann  nur  dordi  den  «ngebOdelen 
TüA  der  Fenanea  ime  gehalten  verden. 

220. 

Ohne  Ermächtigong  dee  Absendestats  darf  der  Gesante  weder 
Geeohenk»  noch  Orden  von  den  Emplangstato  annflhmfln» 
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DkIIIm  SrA« 


Die  reinrftsentatiTe  SidfaiBg  des  Gesanten  erfordert  nldit  allein,  dass  der 
Omtntr  sich  nicht  durch  ppr^önHche  Khrcn  oder  Vnrthpnf>  von  df-m  hes(»nd<»ten 
8tatc  pcvrinncn  la^tso.  sninii  rn  ^In«''?  er  mif  h  den  Schein  einer  solchen  Gewinnung 
Ycrmeide.  Aber  T^tun  der  AljsendesUit  darüber  beruhigt  ist  und  seine  Zustiuimong 
gibt,  80  ist  der  Gesante  auch  nicht  gehindert,  eine  Ananidmung  von  den  to- 
iffiMlflfn  fliite  •DiniMlHiien. 

9.  Ende  der  diplomatisohen  Sendung. 

227. 

Wenn  die  diplomatiHclie  Sendung  zu  einem  besondern  Zweck 
geschehen  ist,  ^vie  vorzüglich  bei  Ceremonial gesanten,  W>  vird  die- 
Belbe  durch  ErfUlliyig  des  Auftrags  beendigt 

228. 

Ist  der  Gesante  in  fortdauernder  Eigenschaft  beglaubigt,  so 
wird  seine  Gesantschaftsst^llung  gewöhnlich  durch  die  Abberufung 
beendigt.  Das  dem  besendeten  State  mitgetheilte  Abberufungs- 
schreiben (lettre  de  n^pel)  hebt  die  GeUang  des  Greditivs  ant 

Dem  Ahaendeatat  steht  es  jederzeit  frei,  seinen  Gesanten  ahzabenxCen.  Die 
Abhemfung  kann  aber  erst  for  den  beaondoion  SM  redrisverUadUch  «titov,  mnii 
ihm  dieselbe  aogeseigt  wurden  ist 

m 

Der  Tod  oder  die  Abdankung  des  absendenden  Souveräns  hebt 
die  Wirksauikf  it  des  Creditivs  nicht  nothwcndig  auf. 

Der  Grund  ist,  weil  das  Btatsh.iupt  fortdauert.  T^nn  gleich  die  Person 
des  Fürsten  wechselt  und  das  Statshaupt  den  Gesanten  ermächtigt  hat,  nicht  das 
ftiUHdis  IndlTidonm.  Ucbungsgemias  wird  durch  die  Notifieation  der  Thron* 
folge  Olms  Abberafluis  die  Fovtdrair  des  aUoi  GMÜifi  von  Seite  des  Abseads- 
itatB  bflBtitfgt 

280. 

Wird  dagegen  der  absendende  Souverän'  durch  eine  Statsuni- 
wälzung  entsetzt  odor  sonst  gewaltsam  entthront,  so  dass  die  Nach- 
folge nidit  durch  die  regelmässige  Thi-onfolgc  bestimmt  wird,  so 
mrd  die  Fortdauer  des  alten  Creditivs  als  zTweiielhaft  betrachtet 
Uebungsgemäss  wird  in  solche  Fällen  ein  neues  Creditiv  erwartet 
und  gegeben. 

Wenn  nhrr  (lor  Absendestat  durch  eine  blosse  Notification  (Ins  nlti''  (  rcditiv 

beetttigi  und  der  Rmfliingittt  liek  dabei  beruhigt»  ao  beiteht  kiein  TüÜEerwhüichee 


m 


Hemmniss  seiner  Gültigkeit    Der  Grand,  wesshalb  in  diesen  FAlkn  «ndan  ge- 

haitflr  !t  wird,  als  in  A^n  vorigen  F&lleiK  ist  der,  dass  solche  Umwälztingen  zugleich 
eine  SVandlung  der  F  litik  bedeuten  mid  es  daher  zweifelhaft  erscheint,  ob  der 
von  der  gestürzten  licgieruiig  eruamite  Cresante  auch  dag  Vertrauen  dtr  neuen 
Begiernng  habe. 

231. 

Wenn  dur  Souvohiii  des  Eniptaiigstiitos  stir])t,  l)ei  welchem  der 
Gesante  ])ersöiiUcJi  beglaubigt  war,  so  winl  tii)uugsgemäs>a  ein  neues 
Creditiv  an  den  Thronfolger  ausgestellt.  Aber  es  gibt  kein  völker- 
rechtliches Hindemiss,  diiss  alte  Creditiv  «tätlich  lortwirkeu  zu  lassen. 

Da  der  btat  und  das  Stntshaupt  dieselben  bleiben,  wenn  gleich  die  Person 
de»  Fürsten  geändert  wird,  so  ist  aiich  liier  kein  nöthipender  Rechtssruiid 
vorhanden,  um  dem  anerkannten  Creditiv  beiiie  Wirlibiuukeit  zu  uuuiehen.  Nur  die 
atplonAtilclie  Sitte  hat  bier  die  Amrteliiiiig  «iiM  Maen  GnditiTi  diigellihrt» 
wdü  nur  in  dar  Absicht,  den  Oennten  und  Ihren  Begierongen  einen  Jüdew  m 
mtediaffen,  im  daa  Verkehr  mit  den  neuen  Fomea  In  frierlicher  Weise  einzu- 
leiten GecreTinbcr  dem  Begierangswechsel  in  BepridOni  bertoilt  ditM  Uebuig 
nicht,  obwohl  das  BechtsferltftJtnisB  dasselbe  ist. 

282. 

Wird  der  SoureorSB  des  Empfimgetate«  gewaltsam  entaetsty  so 

Ist  es  sweif elhaft  gewordent  ob  der  Gesante  ferner  bei  seinesr  Person 

oder  bei  der  nenen  Begientng  bei^anbigt  sei.  Wenn  der  Absende 

etat  die  letitere  aneikennt,  so  wd  eine  Bestittigimg  des  alten 

CreditiTB  oder  selbst  die  Fortsetsong  dee  Geschlftsverkdirs  mit  der 

neuen  Begierang  als  genügend  erachtet,  um  derselben  gegenüber  die 

IVirtinilLUttg  des  Greditifs  sn  sidiem. 

Y||L  sn  I  SSO.  In  solchen  Ftilen  tritt  oft  anfkngs  ein  Sdnranken  und  eine 
Dnaicheriidt  darflber  ein»  ob  der  Gesante  noch  bei  den  gestOrsten  Somertn  oder 

nun  bei  der  neuen  R^entng  beglaubiirt  sei.  Da  beide  ein  Interesse  haben,  den 
Verkehr  fortsnisetzen ,  der  erstere  in  der  Hoffntmg  auf  Wicderlien:tpl)!iTi(r  seiner 
Autorit&t,  die  letztere  in  der  Absicht  sinf  Sicherung  ihrer  neuen  Stellung,  o  muI 
beide  bereit,  die  Fortdauer  des  CrtMlitivs  zu  gew&hren  und  geneigt,  in  diesem  huuiü 
das  Teriniten  der  Gennlen  einlegen.  IMber  üncdett  helne  von  beiden  Be- 
ghmagen  oewe  Oredtttw^  mdeni  liilt  ildh  gm»  m  die  ihrer  AHHMsiiBg  ganetigea 
Aenvemagen  oder  BiMidlMgen.  T|i  eben  §  89  md  antan  §  897. 

233. 

Eine  Aendemng  in  der  Person  des  Bünisters  des  Auswärtigen 
übt  auch  daiiu  keinen  EmtlusH  auf  die  Fortdauer  des  Creditivb  aus, 
wenn  dasselbe  lediglich  an  das  Ministeriuni  gerichtet  war. 

Das  ist  der  Fall  bei  den  CreditiTen  der  Geechaftstr^er. 
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234. 

Bei  schweren  Verletnmgen  der  Rechte  oder  der  ESue  semee 
Stalles  kann  der  Geiante,  attdi  dme  eeme  AJibemftuig  ebmwaiien, 
seine  Pässe  fbidem  tmd  den  diplomatisciien  Verkehr  abbrechen. 

Seiiieiii  State  gogcnültcr  wird  er  freilich  für  ciue  solche  Handlung  verant- 
wortlich; uud  diese  Hückfiicht  wird  ihn  daher  gewöhnlich  abhalten,  uhne  beaoudero 
Anfing  dneo  derartigen  BSm  n  «ooMtOL  Für  die  finnentm  Fille  aber,  ins- 

allzu  schwierig  ist,  muss  dieses  Eeeht  des  Gesanten  doeh  anerkannt  werden.  Das- 
selbe ^h^iolut  vemrinrn.  hir^se  in  P"V)i'^n  Fftllen  dffll  mprftwmtirtCin  Btlt  dun  ffflWtiflll 
Gefaiuraoi  uud  ikleidigungeu  vorerst  prei^geboi. 

235« 

Bei  »dnrerer  Yersdiuldiuig  des  Gesanten  gegen  den  besendeten 
Stai  und  ebenso  in  Folge  eines  ernsten  Streites  mit  dem  Abaende- 
stat,  kann  die  besendete  Bogienmg  dem  Gesanten  ebenfiUs  esnseitig 
seine  Hsse  aorOfiksteUeii  nnd  ihferseitB  den  d^hümatisclMn  Yeifcidur 
abbrechen. 

Der  Abbruch  des  Verkehrs  und  die  W^eisuug  daa  Gesauieu  ist  uicbi  als 
ein  Act  der  WUlkflr  in  das  beliebige  Ermeeeen  der  beeendeten  BegSemog  gestellt, 
Mmdem  es  bedarf,  am  diese  schweran  Muaregelii  T^Ukerrecbtilidi  sa  rechtfertigen, 

eines  ernsten  Grandes.  Ein  neuM  Beispiel  ist  die  von  den  Vereiniften  Staten  er- 
iriikte  Enttewng  des  nmieciiea  Ocowton,  (Stataaich.  1871.  46(N»— 4611.) 

286. 

Die  Beförderung  eines  Gesanten  zu  höherer  Rangcla-sse  vciaii- 
lasst  übungsgemüss  die  Uebergabe  eines  neuen  Ci  i  (.litivs.  Aber  in- 
zwischen dauert  das  Kedit  der  Vertietimg  auf  Grundlage  des  alten 
Creditivs  fort. 

Ein  Eeehtsgmndsatz  liegt  dieser  Uebung  nicht  zu  Grunde.  Wurde  der  Ab- 
mdntet  Bangerhöhung  dnfedi  notifidren,  so  w&re  d»  Rmpfangaat  nicht  ge- 
Uadart»  das  flr  gwflgwd  m  nmitim. 

237. 

Eine  blosse  Unterbrechung  der  diplomatischen  Sendung,  welche 
die  Fortwirkung  des  Creditivs  z^veifelhaft  macht,  findet  Statt: 

a)  in  Folge  von  Streitigkeiten,  welche  noch  nicht  zum  Ab- 
bruch aber  zu  einstweiliger  Einstellung  der  4ip^op^ftt*#o^^n 
Functionen  fuhren, 

b)  bei  Statsumwälmrt^^cn  in  einem  der  beiden  Länderi  deren 
AiugaAg  noch  imgewifis  ist,  • 


WlkeiiMlittidii  OfiMM. 


158 


c)  wenn  der  Qesante  in  Folgd  persönlicher  Hindemuse  TOrÖber- 
gebend  «user  Stande  ist^  seine  Thatigbait  fartxoaeiaen. 

In  zweifelhaften  F&lleu  der  ersten  und  zweiten  Classe  hibigt  es  immerhiu 
TOD  dem  Ermenoi  der  Staten  oder  ihrer  OesuHen  ab,  dtem  ZweUSeln  dne  grOnars 
oder  geringere  Wizfaug  m  verstatten.   In  FftUen  der  dritten  Art  wird  die  Ver- 

hantlluii;;  mit  Nothweudigkeit  unterbrochen.  Dahin  gehört  z.  B.  die  Abspemnig 
der  Vi  i  l  i  ulnnfj  in  Krii  pizcitcn ,  oder  eine  Krankheit  des  Gcsaiiton.  Jie  ihn  zur 
Vertretiuif;  unfähig  macht  —  ohne  Zwifirhpnvertretung  —  u.  dg!.  In  dii  s(  r  Zwischen- 
zeit wird  die  Wirksamkeit  des  Creditivs  als  »uapeudirt  betrachtet.  Wenn  jedoch 
^  H-wimiiM  beseitigt,  oder  die  UagewiBbeit  m  Ottuten  der  Fottntnuig  dee 
diidenatiadien  Terkehn  gebobco  wird,  ao  tritt  daa  alte  Credltir  wieder  in  YoOe 
Kraft  und  wird  nn^'cnonnnen ,  es  habe  auch  in  der  Zwischenzeit  gegolten.  Wird 
umgt  kchrt  diese  Zwischenzeit  durch  den  Abbruch  des  Verkehrs  be<»idigt,  ao  vird 
augenonunen,  das  snspendirte  Creditiv  sei  unwirksam  geblieben. 

238. 

Wird  die  diplomatische  Sendung  in  friedlicher  Weise  durdi 
Abhenifung  des  Gesanten  beendigt  und  ist  derselbe  hei  dem  Soa- 
verän  persönlich  beglaubigt,  so  kann  eine  dem  feierlichen  Empfang 
entsprechende  feierliche  Verabschiedung  des  Gesanten  stattfinden. 
Der  Gesante  erhält  dann  gegen  das  Abberniongsschrciben  ton  dem 
Souverän  des  bo.scndeten  Stats  ein  BecreditiTBchreiben  (1  öftres  de 
recreance)  an  den  SouTerän  des  Absendestats,  welches  die  Beendigong 
des  bisherigen  RepräsentatLonsrerhältnisses  beurkundet. 

Jene  Feierlichkeit  und  dieses  Becreditiv  sind  aber  nicht  noth- 
wendig,  nm  das  frühere  GreditiT  ansser  Wirksamkeit  m  setien. 

239. 

Unier  alloi  Umständen,  selbst  nadi  einer  Kriegserk^urung,  hat 
der  Empfangstat  die  Pfliditf  dafür  zu  sorgen,  dass  der  scheidende 
Gesänie  nnrersehrt  das  Stabgebiet  verlassen  könne*  Wenn  nothig, 
hat  er  ihm  bewaffiiete  Bedeckung  ztun  Schntse  beizugeben. 

I)ic  Unverletzbarkeit  des  Gesanten  ist  wie  bei  der  Herreise  s  '  mich  bei  der 
Bttckreise  zu  wahren;  und  e&  ki  Ptiicht  des  Stateü,  die  Gefalircu,  welche  ihm, 
iMinieiitJich  TOB  angeregten  Parteien  drohen,  durch  seine  Schutzmittel  an  entfernen, 
Dtbei  wird  indenen  vocatugeeetzt,  dato  der  Gesante  ohne  Yenrag,  sobald  es  die 
Natur  der  Verh&ltnisro  gestatten,  mrttckreise.  WDl  er  daaenid  in  dem  Lande 
bleiben,  in  dem  er  frtüier  als  Gesanter  fungirt  hat,  so  tritt  er  durchaus  in  die 
Stellung  eines  Privatmanns  zmrQck  und  hat  keinen  weiteni  Anq^mdi  anf  einen 
beaondern  ^ualificirten  äckuxi» 
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340. 

StifU  der  fremde  Gessate  mnerhalb  des  einhdmiedwii  Stete- 
l^eto,  80  pflegt  übtnigflgemSwe  die  eigene  Kendei,  oder  wenn  keine 
geeignele  Peraon  in  derselben  Yorlumdeik  iet,  eine  befrenndele  Q»- 
eanteoluift  die  Yeilaaeeiiecdiaft  unter  Siegel  sn  nebnien  nnd  einst- 
weilen tidier  sn  steUen.  Nur  im  NothilEd],  wenn  ftberftU  keine  der- 
artige Hülfe  sor  Stelle  ist,  wird  die  Siegelnng  von  der  einheimisrAen 
Behörde  Torsnndbmen  sein. 

die  fronde  einschreitende  Behörde  jeder  Dnrchsodiang  der  Gesang 
sdiaftspapiere  m  enthalten  and  sidi  an£  Sicherstellang  derselben 
an  beschränken.  Die  Leidie  darf  in  die  Heimat  de«  Gesanten  ab- 
geföhrt  werden. 


HL  Ten  den  Agenten  und  Conuaissären. 

241. 

Blosse  Beauftragte  ftbr  nicht  vStkenechtUdie  nnd  nidht  intern 
nationale  Angelegenheiten  eines  auswärtigen  Statee  haben  keinen 
TiSIkenreditlichen  Charakter. 

Doiiiu  gehören  ü.  ^i^uBtea  zum  AUsckluss  eines  Darleheus  mit  PriTalp' 
gl&abigt!rn,  zum  AiikMif  von  Lebepulttele,  sor  Bcrtelhing  von  Wate  in  fremdn 
Mrikm  n.  dgIL 

» 

242. 

.  Die  geheimen  Agenten^  weldie  zwar  in  der  Absicht  entsendot 
werden,  die  öffentlichen  Interessen  eines  Statos  in  freiiidcm  Lande 
zu  wahren,  aher  olmo  als  SUitsbcauftragtc  daselbst  amtlich  bezeichnet 
zu  werden,  haben  auch  wenn  sie  sich  als  geheinio  Agenten  zu  er- 
kennen geben,  keinen  Ansijruch  auf  einen  besondem  völkerrecht- 
lichen Schutz. 

Sic  werden  nnr  als  Privatpersonen,  nicht  als  Reprff^fTitnTitPn  S'tats 
trachtct,  und  gonipsscn  daher  nur  den  allgemeinen  Rechtsschutz  lur  die  Fremden 
Oberhaupt.   Dähin  geh^n  auch  diejenigen  Personen,  welche  als  Techniker  oder 
Experten  die  Einrichtungen  in  einem  fremden  Lande  stodiren  imd  darOber  Bnfdkt 

243. 

Dagegen  stehen  öffentUch  ennächtigte  Persanen  (A|^nt^  und 
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Cmaaan&re),  wekbe  ohne  den  Gbarakier  ton  Gesanten  sa  baben, 
Ton  einem  State  oder  von  deeaen  Beihdfden  an  einen  andern  Stat 
oder  deeaen  Behörden  al^geachickt  werden,  mn  gewisae  ^ffentfiche 
Geschäfte  daaelbat  ahramachen,  unter  dem  heeondem  Schntca  des 
YiKikerrechta.  Iber  auf  Siemtion  Ton  der  GericfatabariEeit  imd  anf 
Ebeterritorialtt&t  haben  aaÜGfan  Fteaonen  kehien  Anspruch,  wem  niciit 
ud  80  weit  nkhi  durah  beaondere  Yergüiistigimg  dee  besendeton 
States  ihnen  sokhee  ^erstattet  worden  ist. 

Solclic  SciKhiiigen  kommen  andi  in  mitm'eordnctcn  ZweifTcn  ticr  PoHzei- 
oder  Ger ichtsverwaltung,  in  Angflcgcnheiten  des  Strasseriwcscns,  der 
Post-  und  Eiseubahnverbindung,  der  Grenzregalirung,  des  Uferschutzes 
mi  Waiierhanei,  bei  hitonnlianicii  XadutrieaaiitflllBBgea  «.  &  1  fw. 
WflO  lÜB  entweder  eine  veOnRvditfidie  Matfoft  ludMUt  tBMfen  die  BeiMnnigeD 
VM  fltat  Bu  Stat  zu  ordnen  sind,  oder  dodi  eine  iaiNiiationale  und  zugleich  amt- 
liche Anfp^bc  in  einem  fremden  State  zu  lösen  bemfiu  liad,  10  TCnUfloeD  ite  eine 
beeondere  IkrOcskiichtigung  dee  YOUceitecbti. 


IT.  Ton  den  Consnln. 
244. 

Die  Conaidn  aind  iddit  wie  die  Geaanten  beglaubigte  Vertreter 
fremder  Staten  im  tSlkerrecihtliciien  Verkehr»  aber  eie  aind  aner- 
kannte Vertreter  vnd  Schtttaer  dea  intanintionalen  FriTatrerkehra 
der  Fremden  hn  Inland,  berieliBUgaweiae  der  Bnhaimiadieu  im  Ana- 
land,  innerhalb  ihres  Consnlarbereichs. 

Das  Institxtt  der  Consuln,  im  Mittplnlt<^r  ans  den  städtischen  Handels- 
körpcrttchaften  hervor^gang^n,  liat  rliu  eine  gcsellschüftliche  als  yolitiache, 
eher  eine  internationale  als  zwiscliuiiätatlicke  Bedeutung.  Die  Oonsuhi  dienen 
«Msfl^idi  dem  PriTmtTerimhr  der  nmchledepen  Natiooen  auch  in  der  Eremde, 
ncBi  fleni  venieiir  oer  oceieB. 

245. 

Die  Consuln  erhalten,  wenn  sie  nicht  zu^eich  Geschäftsträger 
und  daher  Gesante  sind,  kein  Greditiy,  aber  ein  Patent  von  der 
Regierung,  welche  sie  beauftragt.  Di^es  Patent  (lettre  de  proyision) 
wird  dem  Ministerium  des  Auswärtigen  in  dem  Lande  mit^etheilt, 
wo  das  Gonanlait  aemen  fiüi  bat« 
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156  MtoiBych. 

Der  Consul  bedarf  keines  Creditivs,  well  er  nicht  emiÄchtigt  ist,  fOr  den 
Stat  als  dessen  Vertreter  zu  liaiidelQ.  Aber  er  bedarf  ein<^  Pateute,  weil  er  ge- 
nöthigt  ist,  in  dem  fremden  Laude  den  Auftrag  seines  States  m  documentiren. 

246. 

Damit  der  fremde  Consul  im  Inland  aaerkaimt  imd  xu  senifir 
Wirksamkeit  logitimiit  werde,  ist  das  sogennTiTite  Exequatur  von 
8eite  der  einheimiecheii  Statsgewalt  notliwendig,  d.  h.  die  Anweisung 
an  die  untern  Orts-  und  Bezirksbehörden,  mit  dem  Coiianl  so  weit 
nothig  in  amtlichen  Verkehr  za  treten. 

Du  Exegiiatar  ist  du  aehrifOIdier  Anftng  der  Staatmgleraiig  aa  die  enter* 
geoKdneten  Behörden,  den  fremden  Goond  in  solcher  Kigenxiheft  wumerkenuen 
nnd  demgemAss  zu  behandeln.  Betör  das  BiequaCnr  ertlMÜt  M,  darf  der  Coeaal 

247. 

Es  hSagt  Ton  der  einheimiscJien  Begiemng  ab,  ob  sie  in  ein- 
sehten  Städten  die  Errichtung  von  Gonsolaten  gestatten  wolle. 

Anch  dieser  Eutscheid  beruht  uidit  auf  blosser  Laime  und  Willkür.  Wo 
ein  grosser  uud  bedeutsamer  HandckTerkehr  seinen  festen  Sitz  hat,  vie  Insbe- 
Modere  in  den  Seeitldteo,  die  an^ch  Handebatildte  abid,  de  wird  die  JBrrlehtung 
fon  Conaulaten  im  lateräae  dicaee  Verkehrs  schicklicher  Weise  nidift  venagk 

werden  können  nnd  wflrde  die  unmotivirte  Ausschliessong  der  Consulu  eines  States, 
während  andern  Stuten  die  Erriclitnn«?  von  Consulatoi  venMtet  Würde,  von  jeaeni 
State  mit  Recht  Als  eine  Beleidigung  an^esehn. 

248. 

Ebenso  ist  die  Landesregienmg  berechtigt,  einer  beetinmilen 
ihr  miesfaUigen  oder  angeeignet  ersoheineiiden  Penon  das  Eseqiiatar 
zu  Terweigfim. 

lu  dem  Exequatur  liegt  aoch  die  Anerkennung,  dass  der  Gonsnl  keine  in- 
grata  persona  sei  Die  Weigenug;  daa  Exeqoator  einer  boeUmmten  Person  ra 
ertheilen,  bedarf  keiner  Angabe  der  besonderen  GrOnde,  ans  welchen  diese  Penon 

249. 

Ob  ein  Consul  aus  seiner  Heimat  gesendet  oder  unter  den 

Büwohueru  des  Cousubitssitzos,  und  sogar  unter  den  Unterthanen 
dos  State«,  wo  das  Consulat  gelogen  ist,  eniannt  werde,  ist  für  den 
Bang,  wie  für  die  Rechte  luul  Pflichten  der  Consuln  nicht  erheblich. 

Indessen  w«.  i  doti  den  Consuhi,  welche  auBschliesslich  oder  doch 
vorzugsweise  dem  Cuuäuim-bcrufe  Icbun  Luid  nickt  ein  i'iivailguvvcrbe 
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als  Haiiptbenif  betraibeii,  den  Bemfth  uaä  Amtsconsiifai  (consules 
missi)  eher  die  Privflegien  der  diplomatischen  Personen  verstattet^ 
als  den  Wahlconsuln  (consules  electi),  welche  das  CSonsiilat  nor  ab 

Nebengeschäft  verwalten. 

Die  AustU'himiiji  der  Consulatsgesrhjiftc  wird  manchenorts  so  groivs,  dass  die 
Thätigkeit  eines  ganzen  Mannes  crfordori  wird  und  die  Nation  hat  ciu  so  grosses 
bterane,  die  Bechte  Ihrer  Angchurlgcu  im  Anabuide  sorgfältig  und  unpartdioch 
gewahrt  und  umsichtig  geaehfitit  m  wlneii,  daas  dafOr  die  bloite  NebeDferwendmig 
eines  Kaiifmaiiiis  und  seiner  Comittifl  nicht  melir  genfigt,  sondern  die  beHMur  ge- 
Sfliiilto  'i'iiiUi^'keii  von  ordentlichen  Ticamten  erfordert  wird.  So  ausgedehnte  Anits- 
ptiichten  worden  von  hoRoIdcten  iterufsrotisuln  erfüllt  Die  Verbessfnuifi: 
des  Consuiarwesenä  beruht  asu  gutem  Theil  darauf,  das»  au  den  wichtigsten  Yerkekri»- 
kuoten  Berufs-  und  Amtsconsulate  errichtet  werden,  an  welche  sich  dium  eine  An- 
ndd  TOD  KeboioinsnkMa  der  Esnfleute  JMe  Engl  in  der,  die  Nord* 

aBierikaner  und  die  Frassoten  Üben  die  Nolbmdl^^kdlt  besoldetar  Oonsnliit» 
fiel  froher  begriffen,  als  die  Deutschen  ^reassen)  uml  die  Schweizer. 
Vgl.  die  Znsammenstellung  hei  Quo  hl  d.  prenssischc  und  deutsche  Consularwesen. 
Berlin  1863.  S.  221.  Das  detit.selio  Oonsnlatswescn  (Kcirhsverf.  Art.  56)  ist  nun 
durch  das  Gesetz  vom  8.  Kuv.  lbG7  guurUnet  wonlon.  Die  lierufiBConsuln  müssen 
Belehssngehörige  sein  und  sich  Ober  Ihre  wfHensdnftUdieD  Kenaliibie  mswdBSB. 
Sie  dftrflm  keine  Handelqgeschftfke  betrelbeiL  FOr  die  Wahkoosnln  besteboi  diese 

250. 

Die  Consuln  sind  insofern  auch  politische  und  diplomatische 
Agenten,  als  sie 

a)  beaTiftra^  sind,  über  die  Erfüllung  der  Handels-  und  an- 
derer Verkohrsverträcfe  zu  wachen  und  wenn  widerrechtlich 
verfaliroTi  würde,  die  ürtsbehörden  um  Abhülfe  anzugehen, 
])ezip]iuii^sweise  ein  höheres  Sinschreiten  ihrer  Uesanten 
od or  liegierung  anzuregen, 

b)  als  ihnen  von  ihrer  liegierung  aufgetragen  wird,  über  die 
ötTeutlichen  Zustände  auch  des  fremden  Landes  Benoht  zu 
erstatten, 

c)  als  sie  besondere  pohtischc  Yolhnachten  erhalten. 

Ihre  amtlichen  Acten  und  ihre  Correspondenz  mit  ihrer  Re- 
gierung oder  ihrer  Gesantschaft  oder  andern  Consuln  stehen  unter 
dem  Schutz  des  Völkerrechts  imd  dürfen  Ton  der  einheiiniscfaen 
Statsgewalt  nicht  derchsBoht  werden. 

Bi  bestell  kaiaHliidmin  fllr  den  8lati  dsrOonsnhibsrtellt»  liAdtnOhm 
sMh  «I  politiselier  Bwk*liiHi»iing  ss  badkaen.  Da  dl»  Consnb  gwKballcii' 
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licht  in  der  "Bmläma,  iondeni  in  einer  Proviuciatatakdt  wohnen  nil  aMiA  mit  dar 

dortigen  Regierung,  sondern  durcliwej(  uiit  den  Uflrjfcm  verkehren,  bo  wtTtlpn  ilire 
Wahmchmnngen  einen  andern  ('e5i(  fitskreis  und  einen  anderen  Charakter  haben 
alii  die  der  Gesanten,  aber  sie  können  trotzdem  von  hohem  Wcrthe  »ein  für  die 
Kenntniss  der  Zustände  und  die  Beziehungen  sowohl  der  betreffenden  S taten  als 
der  NationoL  Wichtiger  aber  als  die  politkdien  BerUdite,  die  doch  nur  ant- 
nalmsiMiia  4eft  CoDaabi  obUegen,  sind  die  eonmerclellen  Berichte,  wakshaviuv 
zugsweise  in  den  GeschUftskreis  der  Consuln  gehören.  Die  Cktnsuln  können  fOr 
die  Handeln-,  Verkelirs-  und  Culturintcressen  ihrer  Landslonto  durch 
einfache  Mittheiluug  ^tätHtischen  Materials  und  i)vret  eigenen  Wnhnu  lirminxen 
nach  Uiuständea  sehr  nuLziich  wirken.  Auch  dieiie  Seite  der  int  er  uatiu  aalen 
Wirthaehftfti-wKlColtarpflege  lik  iim^efaier&iiditbarttEntwiddnug  fähig. 

251. 

Die  Consuln  dürfen  ihren  Statsgenossen  Pässe  iu  die  Fremde 
ansstellen  und  ebenso  ihren  dort  erscheinenden  Statafirraidflii  ¥Smb 
ia  du  Statsgebiflt»  dessen  Auftrag  de  erhalten  liabea. 

Dar  FMa  iat  biv  eine  TifigitiiBatliiMnrlnniflii,  inngfl^HMt  *n  Oimalaii  dbiaa 
fiebanden,  ms  denselben  dem  Schals  der  femeii  BdMcn  zu  enq^eUett,  und  all* 

AUige  Hindemisse  der  freien  Bewegung  wegzuräumen.  Da  die  Consuln  vomehm- 
Hch  die  Interosson  doK  FrpTndenvorkehrs  zu  wahren  haben,  so  eignen  sie  sirli  zur 
Ausstellung  solcher  Pässe,  die  freilich  in  Fol;?e  des  allgemeinen  und  leichter  ge- 
wordenen Verkehrs  glücklicher  Weise  grosfieutheils  entbehrlich  geworden  sind. 
TiiiliiMnil  h&nirt  ea  fon  dem  beaoftgMwadan  State  ab.  diaie  Yottmaoht  dar  flnunlii 
nr  fimanHalliing  oder  adbal  mm  Faaniit  n  terwigein  oder  in  liHwhrtiilmn 
Dia  an^wihan  Oooaola  a.  JL  abd  darin  baiehcinki  Yemdnnng  foa  1848  $  S9L 

252. 

Die  Consuln  haben  keine  Gerichtsbarlccil  zu  üben,  wenn  nicht 
ausnahmsweise  'ihnen  eine  solche  übertragen  und  in  dem  Lande 
ihrer  Wirksamkeit  anerkannt  worden  ist. 

Tom  Mittelalter  her  haben  die  europäischen  (fränkischen)  Consnln  in  der 

Levante  und  m  den  MnhamniedanlHehen  Staten,  YmOglieh  au  den  Kdsten  des 
Mittelländib*  Iii  n  NTeeres  eine  derartige  Ausuahmsstellung.  Auch  in  den  Ostasiatt- 
scheu  btateu  hat  dieselbe  eine  neue  Auwcudung  erhalten.    Vgl.  unten  §  269. 

253. 

In  Streitigketten  ihrer  Landsleate  können  sie  in  Sduedsrichtem 
erwiklt  werden. 

In  dieaein  lUla  luilian  afo  dalllr  an  aotigeB,  da«  anf  die  Berafang  gugen 
ib«n  ^ndi  aa  die  Ortsgerichte  verzichtet  werde.   Ohne  diese  Clansei  Ist  Gefidir 

vorbanden,  dass  der  Spruch  des  Consuls,  der  vielleicht  dem  Landesrecht  der  Par- 

taittt  anti^^fiah^  von  dwi  ^Vt^prifhtfjt,  die  ein  aadacea  Birohit  hftfinJdfi'v  vewocfM 
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254. 

Sie  sind  berechtigt  und  verpti lebtet,  die  Rechte  abwesender 
und  nicht  geh<>rig  vertretener  Statsgenossen  in  dem  fremden  Gebietö 
zu  schützen,  indem  sie  y.u  diesem  Behuf  die  erforderlichen  Mass- 
regcln  ergreifen  und  einleiten. 

Sie  haben  weder  imperium  noch  juris*lictio,  aber  eine  Art  von  Patrotiat  und 
ProrTtnitur  in  NothfJillcii  im  luterease  ihrer  Laiulsleiitp  Es  ist  durchaus  jn^nd- 
los  und  uupasseud,  diese  i uternationale  Bechtshüllc  auf  die  Kauileut&  uud  die 
Schiffipnannachaft  zu  beedurftnken.  Die  andern  Bdaenden  haben  gua  denselben 
AiMpnMsk  auf  Bfi»<rtiF  in  ^^nifti^Pf^  yiin  HaimoMa^int 

255. 

Sie  können  daher  VerlasseiiBOhaften  ihrer  Landsleute  unter 
Siegel  steDen  imd  Gelder  desselben,  sowie  Wawen,  Sdnüdtüel  ud 
mdon  VcnnSmiMtödbd  in  Vennüimiiff  haIwumi. 

ünler  JUnddeoleu**  vantdMii  wir  it  i^tmm  ZwannnMihng  dfo  BCbser 

uid  ünterduHMB  des  Statr^;.  dem  die  Consuln  dienen,  im  weiteren  Sinne  werden 

aber  die  Pfr^onon  mitbi  u'rilT'n,  welchen  der  Stat  im  Ausland  als  seinen  Schwtz- 
befohleneu  uml  Uutz^erwanten  dieselbe  Hülfe  gewahrt.  Wenn  die  auwrspnden 
Erben  sich  selber  helfen,  bo  wird  die  Verlassenschaftspflege  des  Consuls  cutbehrlich. 

866. 

Wo  e»  das  Bechft  imd  die  Hutweeaen  ihrer  Lendeleiite  erfor- 
dern vad  diese  whindert  sind,  fSa  sidt  edber  in  eorgen,  laomieii 
die  Gounbi  üir  dieielbeB  bei  den  Orte*  nwd  LsadeebeliSiden  die 
ma  i^dtarfteUung  dsceelben  nfiäugen  Anträge  gtellen,  Beediwerdea 
eiliBlieii,  Fkoteeto  enureielieiL 

Dan  Kixlit  der  Consuin  zur  Vertreinng  iur  ihre  schtUabedurttigen  Landa- 
kiita  iit  fimOich  mr  «iii  Koihrechl  imd  betdotakl  dek  dte  MHh  mt  die 
Vothhülfe.  DteCooiidadDldnmiiMhBiflhtliendilig^ 

gBKh&fie  zu  machen,  sondern  nur  berechtigt,  d^fen^eo  YovriditBnMaBre^'ela  m  et' 

}?reifen,  welche  zur  Erhaltung  ihres  Vermöji^Tis  und  insbesondere  zur  Abwendung? 
Yon  drohendem  Schaden  dienen.  Da^'egcn  ItOiUirfen  sie  zu  einer  bloss  schutzeuden 
Yertretong  selbst  imProce»  vor  Gericht  keiuer  bcsouderea  YoUmacbfc,  (Vgl  Eenl 
OünmeikL  L  & 

257. 

Sie  lind  ele  emächtigt  zu  betrachten,  in  Hotbiatten  diejenige 
ttttfi  m  gtnrahmn.  neldbe  fldordfiriioli  irti  um  ihrai  Lndalevte« 
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die  RftoUrabr  in  ihre  Hfläonat  rndf^oh  m  maehen  oder  hfllfUbedGxf- 
tigon  LandBleuten  inNoihiälkn  die  imentibehrUGlie  ünteratütoiig  aiif 
öffentUdbe. Kosten  m  gewaliren. 

Die  Cou&ulii  vertreten  die  SUaUhillfe,  die  soust  innorJüilb  des  Stiitsffchicta 
in  NothfUlen  gew&hrt  wird,  in  der  Fremde.  Durdi  sie  erstreckt  der  Stat  seine 
rettenden.  BbidB  Uber  den  Erdboden  hin.  Aber  tofnwifalh  rdcfat  diese  mitlicbe 
Borge  Aber  die  Bedingungen  und  den  Umfikag  der  ngelmiMig  geflbien  StatdiQlfe 
hinaus;  denn  es  ist  kein  Qnmd,  die  Bürger  ausserhalb  Auer  Heimat  besser  la 
schtXtzen,  als  in  dersollM*n  »  dirf  daher  die  Ennfu  Iitipinpr  /n  '^nUher  TTülfe  nur 
unter  mhr  ongen  Bedingiuigeu  und  In  eugem  rnifaiig  vcrstauden  uiid  keineswegs 
atif  eine  allgemeine  Unterstützung  aller  Personen  ausgedehnt  werden,  welclu)  in 
dm  ftenden  Ltude  ndi  mr  wihinir  widttirMi  frihr^fff  und  m  TOfiiclien,  inf  MboU 
liehe  Soften  wieder  beinnnkehren. 

258. 

Die  Consuln  der  Seestädte  und  der  an  Flüssen  oder  Binnen- 
seen gelegenen  Städte,  welche  mit  dem  Seeverkehr  in  Verbindung 
sind,  üben  innerhalb  gewisser  Schranken  eine  Schiffspolizei  ans  be» 
sQglich  der  Handel»-  und  Verkehrsschiffe  ihrer  Landsleute. 

Sie  prüfen  und  visiren  die  Scbi£Sq>apiere  und  ertheika  die 
erfordeiüclieii  Bewsheimgoiigeii  snm  Ein*  und  Amlaiif. 

Diese  Schiffspolizei  findet  ihre  8clir»iike&  t)  in  der  PoUzeiholieit  des  Stete% 
in  dessen  Qebiet^ch  die  Schiffe  finden,  b)  in  der  Rücksicht  auf  die  nationalen 

Interessen,  welche  von  dem  Consiil  im  Ausland  ru  waltrfti  sind,  c)  deiin,  disdi^ 
selbe  sich  nur  ,^uerhttlb  des  achiffisraums"  ^Itend  mAcUeu  juuui. 

259. 

Bei  Streitii^teii  awiedieii  dem  SddffBcapifSii  tmd  den  Scbifi»-' 
kutea  (Matrosen  oder  Passagicrun)  fiben  sie  das  Yermittleraint  aus 
und  sind  berechtigt«  erhebliche  Thatsachen  festinsteUen  und-  in  be- 
ufaindfln,  und  nneriüssliche  Vonichtsmaaaregehi  an  traffim  aom  B»- 
hnf  des  BeebtosohntMS. 

Diese  vermittelnde  Stellung  wird  von  dem  Consul  auf  Ansuchen  einer  der 
beiden  Parteien  eingenommen,  die  schiedsrichterliche  (§  253)  nur  im  EinverstAndnisi 
beider  Flarteien.  Das  dentsche  Handelsgesetzbodi  erüieill  den  Cbomln  sogar  eine 
profiMMtiadie  GeriehtabMkeit  Aber  die  flcJiUftmimnichsll  (Art  687). 

200. 

Die  Gebiets-  und  GerichtshnVif  it  über  dio  fremden  SfhifTe  in 
eilüieimischeu  Häfen  kommt  in  der  Mcgel  dem  cinheimisclien  State 

sn«  Aber  soweit  die  Steeitigiceiten  auf  das  Schiff  and  die  ^darauf 
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fiihrandan  Personen  boecbrifaikt  sind,  die  Ordnung  des  Landes  oder 
Hafens  nichi  gefittiidet  ersoliemi  und  die  fti«lM»i'iifiMftliA  BehÖrdtt  nicht 
um  ihr  Einsdireiten  «ngemfen  wird,  1mm  der  CSonsid  anoh  eine 
DisdpUnargewalt  üben  nnd  das  INÖthige  im  Interesse  der  guten 
Ordnung  und  des  Friedens  anordnen. 

Es  kann  ein  solches  Einschreiten  des  Consols  wichtig  werden  z.  B.  in  F&llcn 
von  Insubordination  der  Matrosen  oder  UnfOgsamkeii  der  Passagiere  auf  den  Schiffen 
oder  gegenflber  tod  WQlkflriidikeit,  ChmniiilDBit  oder  8oKg|oel|^t  eines  Sehift- 
atvüiiui.  Der  Onuul  «nebtini  dabei  immeriiin  alt  eine  itatQeh  anerkannte  und 

ermächtigte  Autorität,  welche  in  Ermanglung  der  Landesautorität  die  statliche  Ord- 
nung und  Sorge  darstellt  und  ha:ulha1)l.  Die  Grenze  solcher  Discipliiiargewalt  ist 
nicht  fiberall  dieselbe,  sie  verscliielit  sich  nach  den  liesonderu  Luudessitten  und 
Umstundeu.  lu  einem  cirilisirtcn  Laude  wird  slo  euger  zu  bemessen  bciu,  als  uu 
ifav  IwüMidMn  JQMe  oder  miler  'Vradeo,  no  et  ttbertunpfe  la  einer  «likiHMa 
fllaieeewalt  fidOt  Yiß.  mUeQ  I?.  isa 

261. 

Wenn  Matrosen  desertirten,  so  kann  der  Gonsol  die  Landos- 
behörden  angehen,  dass  dieselbeiL  frieder  eingeÜMigen  imd  auf  daa 
Schiff  aorfiekgebraoht  werden. 

Die  Ge&kren  fllr  die  ScUfUnt  und  die  dum  geknüpften  Intowon  sind 
In  diciWH  IUI  so  gHM^  deiB  de  fff^  penflnUdien  Zivaag  gesen  dMCftfiy^ 
Matrosen  rechtfertlgcu.  Der  Consul  H  ab«  irleder  bmÜBii,  in  diesen  NotbfUle 
den  öchifEifilhnr  Imiinwtfthi^ 

262. 

Die  Consnln  sind  auf  Begehr  der  Betheiligten  verpflichtet,  den 
Seeschaden  sowohl  der  grossen  (gemeinscliaftlichon)  als  der  beson- 
deren Haverei,  soweit  derselbe  aus  dem  tbatsächliclien  Zustande 
ersichtlich  ist,  zu  cunsUiUren,  nöthigenfalls  mit  Zuzug  yon  Sachver- 
ständigen und  darüber  Urkunde  auszustellen. 

All  grosse  Harerei  versteht  man  „alle  Schaden,  wekhe  dem  ScMff  oder 

der  Ladung  oder  beiden  zum  Zweck  der  Errettung  beider  ans  einer  gemeinsamen 
Gefahr  von  dem  Schiffer  oder  auf  dessen  Geheisa  vorsätzlich  zugefügt  werden,  so- 
wie auch  die  durch  bukiie  Mi\ssregeln  ferner  verursachten  ScMdeu  nud  die  Kosten, 
wdche  eu  dies^  Zweck  aufgeweuüet  wcrdeu".  Kegriffisbestimmung  desdeutsdien 
HaDdekgesetdmcfa«  Art  709.  Die  groese  Haverei  vird  vom  SeUfl,  Fradd  und 
T^iiin^  gwi^JnyiifflHfih  gieiiiigtm.  Anderer  dnvdi  einen  TJn&Q  vemnadhter  8ee- 
adiaden  wird  als  besondere  Haverei  betnehtet  (Deuteches  Handelsg.  Art  703) 
und  von  den  "Bifji—^tLftMaf«  des  ^i^s^fif  ffHI  der  T^f^ng  iqh  ji^i^m  phiifJn  für 
getragen. 
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268. 

Sie  erÜiGÜeii  nach  BedOrfiiisa  Enn&slttigiiiig  sn  den  nöfliigen 
SdiiSsreparatoren  und  irenn  das  Sddff  seeimt&ditig  ist,  selbst  som 
Veiicaiife  desselben. 

Natürlich  wieder  ont^  der  Yorausgeüsimg,  dass  nicht  der  SchifGseigenthümer 
mUmt  m  Mb  M  oder  Min  BcfOllmiditigter  tat  fta.  handeln  kum. 

264. 

Im  Falle  eines  Sc^^ifofamohs  in  dem  Bertich  oder  in  der  Nähe 
ihres  Gonsolats  sind  sie  ennfichftigt^  Alles  m  TerfSgen,  was  nötbin; 
ist,  um  die  schifMckigea  Personen  an  retten  nnd  Ton  Schaff  nnd 
Ladung  mH^dist  viel  VemSgen  in  bewahren.  Zu  diesem  Behuf 
können  sie  auch  den  Yerhaof  der  geborgenen  Güter  vonuhmeii 
und  haben  im  KoflifiiU  die  Liquidation  an  besorgen  oder  an  flber^ 
mchen.  Sie  haben  darfiber  dnrch  Yermitthmg  ihrer  Regiernng  den 
Betheüigten  Beohnung  abzulegen,  und  sind  denselben  für  getreue 
GeschSftsflihmng  yerantvortlidk. 

Bei  ScUffbrttchen  wird  dai  Bedflr&uM  einer  NoihhOUe  In  hikJaton  Hans 
iUillisr*  Um  dwislltett  irird  auch  dio  ThltttsHmilt  der  Ooninbi  hier  besooden  &a- 
geslN^  und  ihre  Vertrolii^iolliusito  in  wiiaiiflBi  IhnfraBS  inignlnflf 

265. 

Je  nach  ihi( m  Landesrecht  sind  die  Consuln  berechtigt,  den 
Civilstnnd  ihrer  Laudslcut«'  zii  bpnrkiirulcn  und  ihi'cn  Landslenten 
als  Notare  zu  dienen  und  die  btandesregist^r  zu  führen.  Sie  nehmen 
demgeraäss  Act  von  Geburten  und  Todesfällen  ihrer  Landsleute  und 
wii'ken  nach  Umständen  bei  Ehescbliessungen  mit,  an  der  Stelle  des 
bürgerlichen  Beamten. 

Ob  und  in  welchen  Formen  die  Consoln  such  die  Functionen  dei  Civil- 
Btandsbcaraten  im  Auslände  zu  Lcsorgon  haben,  hängt  freilich  znnächst  von 
ihren  besonderen  Instructionen  nnd  dt'r  Beschaffenheit  des  Landesrechts  ab, 
wekhes  für  die  StatagenoBsen  diefi<3  iiiu^e  regelt.  Wo  die  Civilstaudsbflcher  nach 
der  Weise  des  Mittelalters  noch  vorzu^weise  oder  auaachliemlich.  durcti  die  Qdst* 
Hehn  besorgt  werden,  da  uüd  jene  Thitigkeit  weniger  In  Ansprmvb  aeaemmMi 
uMdSB,  alB  ue  dis  Slfstem  höKgßMm  StsnMMkdier  doMkpfaiiit  iifc.  VfL 
obsa  sn  Alt  SiL 

266. 

Kur  ausnahmsweise,  in  Fol^  besonderer  EnuächliguJig  ikrei' 
Statsgewait,  ertheilen  sie  auch  Voliyährigkeitserklänuigen. 


m 


Das  ist  ein  Act  der  Statsgewfek  Im  8tzm  der  jnrUielfo;  mi  ätm  hat 

der  Consul  in  der  Regel  iiiclit  zu  üben.  Indessen  wird  angenoromen,  vr^im  der 
ernennende  Stit  die  Kmiächti{fung  dazu  gebe,  liabe  der  8tat  de«  Consulatsiüces 
küia  Interesse,  einer  solchen  —  wesentlich  privatrechtliclieu  —  Verfügung  ent- 
gegen za  treten.  Dal^  bedarf  es  keiner  besoodarai  ßrlaubniss  desselben. 

267. 

Dem  Consvbi  wnrd  das  Backt  to  Siterritorialität  nicht  zog»- 
staadttL  AnA  smd  «le  in  der  Regel  von  der  OrtegerichtsbaiUt 
nicht  befreit  Sie  haben  keinen  beeonderen  AnBprnch  aof  Steuer- 
befreiung« 

KTdl  ito  aidit  $m  Btkt  repräsenllrBii,  tontan,  «emi  uaA  Im  Ihmflii  und 
Adkng  flfne»  fremden  Statt  hsqpMfcUMi  Privatlatereieea  fertmea,  le  Ina- 
mcn  fimie  die  Prifflegkn      QcMBimi  idcbt  ta. 

208. 

Indessen  erfordert  die  internationale  und  die  völkerrechtliche 
Bedeutung  des  Gonsulats  eine  schonende  itücksiclit  auf  die  Würde  des 
Amts  und  die  Sichenmg  seiner  Wirksamkeit.  Insbosontb  i  ist  eine 
Verhaftimg  des  Consuls  nur  im  Nothfall  ziiliissig  und  sind  seine 
Amtspapiere  Tor  unberufener  Durchsicht  zu  bewahren., 

Oefter  ist  ffkr  die  Consoln  die  BelMung  von  jeder  Haft  gefordert  WNcdea. 
Indessen  ohne  zureichenden  Grund.  Wenn  der  Consul  eines  Vergehens  angekla^ 
wird,  so  wird  auf  den  Stat,  der  ihm  das  Amt  übertragefl  hat,  insoweit  Rücksicht 
zu  Behmen  sein,  als  die  Intereaseu  cbs  Amts  und  die  £hre  des  huua  es  erfordern ; 
mtor  nicht  Im  Uebrigeu  geht  te  PtooM  in  geirohatem  Oeage  fort  Ba  wU 
nttat  UmstiadMi  niÜiMm  4Qa  CoBtnl  iw  la  fffny  Wehmaig  beiadimi  mi 
huMea,  ftatt  in  ein  OffentlichM  Gefängniaa  abzufQliren,  Ut  Mflk  iar  Auftrag  gebende 
Btat  maenjehlit  Min  nnd  YoiMiie  ftr  tüm  mrinrn  Vcrtnang  gittiiffffli  taebea  vlfriL 

269. 

Die  Consnln  christlieiier  Staten  in  nicht  christliohen  L&idem 
erhaUen  gewöhnlich  weiter  gehende  Vollmachten  auch  der  Gerichts- 
barieeit  und  haben  dann  Theil  an  einer  ansgedehnteren  Lamunitäti 
ähnlich  den  Geschäftsträgem. 

Der  Grund  liegt  in  der  grösseren  Verschiedenheit  der  gun/en  Stats-  und 
Rechtsordnung.  Sie  lasst  es  als  ein  B^ttrfnisa  erscheinen,  dass  über  die  Unter- 
temi  dar  malma  gtaten  BUht  skia  ^MXttg  frcmiM^I^  flsil>Mi>ertnW  geübt,  Ma- 
den ibn  BeditofsrIyUlBian  iw**  ascli  Itcfhtr  iMwillwilt  wmdiiL 
Zu  den  Oonsnlaten  in  der  LeTtnte  und  in  den  Mohammedanischen  Staten  im 
Mittclmeers  koniTnen  in  iienerer  Zeit,  auch  dir  Cnnsnlnto  iu  China  urul  Japan 

HBd  «tf  dfiB  In»elB  des  chtumiichen  lud  stälea  Wettmeera  Mmni.   Diese  Ooii- 
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suln  rcpr&scntiren  dann  als  Träger  der  Gerichtsbarkeit  auch  den  Stat  in  höherem 
Grade  als  die  gewöhnlichen  Consuln,  wenn  plrich  noc^h  iu  miudercm  Grade  als  die 
eigentlichen  Gijüinten.  Daher  rechtfertigt  sicli  eine  milssige  Ansdehnnng  der  Pri- 
vilegien der  Gesauieu  auf  ae.  PreuääiBcheü  Gesetz  vom  2^.  Juui  1865  über  die 
Oftrifhliilwiyfcflit  dar  n^ftt^V^i 

270. 

Es  ist  Sacho  des  StatB,  welohor  den  Consul  bestdlfe^  sei  66 
demaeUieii  eine  Besolden ^  auszusetzen,  sei  es,  4ie  Gebühren  zu  be- 
•timsMii,  welche  derselbe  für  seine  Vemohtaagen  sdieben  darL 

Die  efaieii  Ctainiln  sind  besoldet,  die  andon  nidit  Baasder  Ernennungs- 
lUt  du  sn  bertfamiMa  hat,  Ist  ieOMtvetstlii^^  Aber  mkIi  das  Becht,  die  G6< 
bfthren  für  die  AmtsTerrichtungcn  festziuetaen,  steht  diasem  State  zu  tuid 
es  wird  darin  nicht  ein  Eingriff  in  die  ausschliessliche  Finanzhoheit  der  Ortsre- 
gierung gesehen,  weil  diese  Verrir^itnngen  sish  immer  mir  auf  fremde  PftUHHm 
beziehen,  welche  die  Th&ti^eit  des  Cousula  in  Ansj^iich  nehmen. 

271. 

Ebenso  ordnet  der  Emenuimgsstat  die  Bangdassen  seiner 
Consuln.  Die  Errichtung  eines  Generalcousulats ,  welchem  andoro 
Ck)nsulatc  untergeordnet  werden,  bodaif  der  Zulassung  des  States, 
in  dum  dasselbe  gegründet  \vii'd. 

T>ip  rnterscheidnngrn  der  Geucralconsuln,  ferner  der  Consuln  erster 
und  zweiter  Classe  und  der  Viceconsuln  haben  grossen  Theils  ihre  Bedeutung 
in  der  vetachiedenen  Rang^itttfe,  weniger  in  der  Verschiedenheit  der  Functionoi 
und  Aufgaben.  Indwaen  kann  ein  VerüiUtnlsB  der  Üeber-  und  Unterordnung  statt- 
flidML  InbaiondMe  SImb  die  flMiwiBl<Miiiiiilii  gew<ilB8eh  eine  AaHrfiAt  sber  IHe 
iOdaHl  OaMdate  eines  bestimmten  Bereiches  aus;  und  nehmen  die  blossen  Con- 
snlaragenten  überhaupt  Inina  aaBwttiidüg»  SielfaDii  efai,  amdera  rind  Halfe- 
arbeiter eioea  Coniok. 

272. 

0ie  Gonsuhi  sind  berechtigt,  ihre  Wohnung  niit  dem  Wappen 
und  der  Flagge  ihres  States  zu  bezeiclinen  und  damit  ihren  Tolkor» 
rechtlichen  Charakter  auch  dem  Publikum  gogeuüber  daizustellen. 

278. 

Dio  Sft«ts0Biia]i,  weklie  den  Gonsol  bestoOi,  faum  Jedmett 
flmik  Avtog  mtUÜshsn.  Soklies  ist  aber  der  Begiemiig  des 
Attfluhfameetstes  ansozeigen. 

Danut  erlöscht  anch  die  Widcsamkeit  des  £ieqpa4ur  von  .^echtawegM. 
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274. 

Ebenso  kann  die  Statsgewalt  des  Gonsulatsitzes  ihr  Exeqnator 
viderrofen,  wenn  dafür  ernste  Grunde  Torhanden  sind.  Sobald  dem 
Consul  das  zur  Kenntniss  gekommen  ist,  hat  er  seine  amtUchen 
Yerrichtungen  einzustellen. 

275. 

Gehört  der  Gonsnl  nicht  dem  Lande  des  Oonmlataitsee  an,  «o 
ist  der  Anfaahmeatat  TOipflichtoi^  auch  ffir  aicliera  Wegmg  des  a]>- 
berofenen  oder  entlassenen  Gonsnls  zu  Borgen. 

Yl^  mm 


Viertes  BucL 

Die  Statshoheit  im  YerbUtniSB  zum  Land.  Gebietshoheit 

1*  Bedenlniig,  Erwerb  und  Terlnst  der  QeliietBlielieit. 

276. 

Die  Statshoheit  (Souveränctät)  heisst  in  ihrer  Auwcndung  auf 
ein  bestimmtes,  dem  State  zugehöriges  Gebiet  (Reich,  Xiand)  Ge- 
bietshoheit. 

Die  Gebieilhoheit,  als  eiiuselne  Anwendnng  der  nach  innen  gerichtetea 

SomrcrSnetät,  ist  mnärhst  ein  Begriff  des  Statsrcchts;  aber  iuwiVffTn  das  TöITfcr- 
recht  diese  Anwendung  in  den  Verhaltiirs^^rn  und  Beziehungen  der  verschiedenen 
Stateu  anerkennt  und  schfttzt,  erhält  dieselbe  eine  völkerrechtliche  Bedeutung. 

277. 

In  der  GeUetahoheit  liegt  oklit  das  Efgeufimm  an  dem  Boden. 
Inwiefern  aber  der  Boden  des  Privateigenthums  nicht  fähig  ist,  wie 
bei  öffentlichen  Gewissem,  Wüsten,  Gletschern  und  ahnlicher  Wfld- 
niss,  oder  wenn  der  Boden  zwar  des  Eigenthums  fähig  aber  noch 
nicht  in  Besitz  genommen  und  zu  Eigenthum  erworben  worden  ist, 
oder  wenn  derselbe  von  den  Besitzern  und  Eigenthümom  wieder 
verlassen  worden  und  ins  Freie  zurückgefallen  ist,  insoweit  steht 
dem  State,  welcher  die  Gel)ietßholieit  hat,  auch  das  Recht  zu,  über 
solchen  Boden  \vii1hsrb;ift]ieJi  zu  verfügen,  Lezirhungsweise  Eigun- 
thiiJü  daaaii  zu  verleihen  oder  die  Besitznahrae  zu  gewähren. 

1.  Die  Gebietshoheit  gehört  dem  Öffentlichen,  wie  das  Eigenthiun  dem 
Privatrecht  au  und  beide  Arten  der  Ucrrschaft  treffen  nicht  zusauuaeu.  Die 
FerNDf  welcher  Gebietahoheit  zukonunt)  ist  und  kann  nor  sein  der  Stat,  weil  nur 


XMa  SMAolMfl  in  y«UMi 
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Slat  die  Offentlktei  BsAOtanobU  nnd  Mür  dAoMehe  Hmdiiift  tet  D». 

gegen  das  Eigenthmn,  welches  nur  PrivatherrBchafl  ist,  kommt  ragdoelirt  nnr  dea 
Privatpersonen  zu.  wolohp  flas'?elbe  als  Privatgut  verwerthen  können.  Wenn  der 
Stat  znflÜHg  ancli  Privattigeiiihum  Imt,  so  }jat  er  es  nicht  als  8tai,  soudcrn  ebenso 
wie  jede  andere  I'rivatpeniou  und  verfügt  darüber  in  den  Geschäftsfonnen  des 

Ihifml  II  il  I  I 

xiivnNGini. 

8.  Bar  Mn»  mMiht  tkk  dto  «ffienllfdi-vBcfelll^  StUdMmcM  Midi  in 
tMüdnlUicter  Richtung  anstatt  des  Eigenthums  an  solchem  Bodcu  geltend,  an 

welcliem  entwedf^r  Pn'vntcigenthuni  nicht  mfiglich  oder  nicht  (uoch  nicht  oder 
nicht  mehr)  vorhanden  ist  Tn  der  letztem  Hinsicht  freilich  sind  zwei  Meinungen 
miSgUch  und  beide  in  der  Hechts biUluug  vertreten.  Nach  der  einen  ist  der  cigen- 
tliiuiifftbige  aber  nicht  im  Eigenthnm  befindliche  Boden  als  herrenlose  Sache 
an  betracbteB,  wdobe  dnroh  IMe  BesttnuduM  (oocnpatio)  ins  BSgwanm  gelangt 
Ibch  der  andern  niadift  tfeh  die  Ocbietohol^t  an  dem  el^BnlMiMtltMii  Bodtn 
nach  alten  Seiten  als  ursprQnglich  statliche  Bodenherrschaft  geltend  und 
kann  daher  nicht  Jedermanu  «Ivn'^elbon  willkflrh'ch  sich  aneignen ,  Rondcm  bedarf 
mau  dazu  der  Erm ächtigun ■;:  des  Stats  Wnv  die  erste  Meinung  wenfptens 
zum  Tbeil  in  dem  alten  romisciieu  Kecht  aueriuumt,  so  beherrscht  die  letztere 
Mcinmg,  «ekhe  den  germaalioheB  RadiiinrfdilB  ot^id*,  die  nodeme 
Wdi  Am  flWtrUgiliin  iriid  diMdbe  In  dm  OoMn  SnglMidt  nd  der  Yav* 
einigten  Staton  von  Nordamerika  durchgeführt  Die  Interessen  einer  geordneten 
und  friedlichen  Besitznahme  und  Cultiviruiig  des  Bodens  werden  offeidjar  durch 
die  letztere  Rechtsbildung  besser  geschützt  und  gefördert  als  durch  die  erstere. 

3.  Der  unwirthliche,  des  Eigenthums  unfähige  Boden  kann  auch  nicht 
im  Eigenthnm  dee  8Mi  eeb»  obvolil  nun  die  Hoheit  des  Stats  darOber,  insbesondere 
nb«r  die  Offuilioben  Gewiawr  oft  Eigenthmn  nennt  Die  Gnoaen  des  virtbHehfln 
Bodens  werden  aber  dmdi  die  fbrndncitende  Cultnr  auf  Kosten  de»  omriithlichea 
Gebietes  beständig  erweitert,  und  umgekehrt  durch  schlechte  Cultur  und  Vemach- 
lässigimg  wieder  verengert.  Insbesondere  übt  eine  geordnete  Bewteerung  und  Ent- 
wässerung einen  mächtigen  Einäuss  aus  auf  die  CnlturfiUiigkeit  des  Bodens. 

278. 

An  statenlosem  Land  wird  die  Gebietshoheit  erworben  durch 
die  Besitznahme  einer  bestimmten  Statsgewalt.  Der  blosse  Wille, 
Besitz  zu  ergreifen,  genügt  nicht  dazu,  auch  nicht  die  symbolische 
oder  ausdrückliche  Erklärung  dieses  Willens,  noch  selbst  eine  bloss 
vorübergehende  Besetzung. 

Zur  /( it  der  grossen  europiuschen  Entdeckungen  überseeischer  Länder  meinte 
man,  schon  die  blosse  Entdeckung  unbekannter  Länder  sei  ein  genügender  Bechts- 
lüel  for  die  be^uuiptefee  Oebielihoheit  Während  Jahrhunderten  beertlndete  die  eng- 
liicbe  KgooB  ibre  Ikmäuit  Uber  den  noidHaerikMibdifln  OontbMut  dmlt,  da« 
in  ihrem  Auftrag  ein  ktümer  Beeblunr,  der  Yenetianer  Caboto  zuerst,  im  Jahre 
1406,  die  amerikanisclie  Koste  vom  SGsten  bis  zum  38sten  Grad  nördlicher  Breite 
firtdffift  habe,  wenn  id^cb  er  nnr  der  KAste  entlang  mfibien  war  und  in  fc«i™w 
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Weise  das  ungeheure  Land  besetzt  hatte.  Nicht  anders  leiteten  die  Spanier  nnd 
Portugiesen  ihr  Recht  im  Süden  und  in  Cenlralamerika  zunärhst  ron  ihn  r  Knt- 
declvinitj  lior  und  die  Yertheiluag  der  neueu  Welt  unter  die  beiden  Volker,  welcho 
der  PüpäL  Alexander  VL  im  Jahr  1^3  vomahm,  war  eine  SchUchtung  und  Aua- 
glofchiing  n>rar  «fawltlgftn  AngtHlrfiA,  und  dl»  ÜMtitigung  flutf  «if  dfa  Kntdfldniiif 
ehor  als  auf  die  Baritmahme  gegründeten  Ansprllche  dnrch  die  Tomehmstt  Aatraitit 
der  Christenheit  Die  Entdedcong  Ist  aber  nur  ein  Act  der  Wissenschaft»  nicht 
der  Politik  und  daher  anch  nicht  geeignet,  Statsgcwalt  zu  hcgrflnden.  Viel- 
mehr besteht  die  öffentüdi-rechtliche  Bcsitznalime  in  der  thatsächlichen  Aus- 
übung der  ordueudun  und  schütsenden  Statsgewalt,  verbunden  mit 
dm  Willen,  dai  tMaidoN  Lud  wf  die  Denar  atatUA  si  bchenicbm.  Dia 
8|BiboiA  der  Hwntf^^ft^  wie  Aa^P^anaen  einer  SUunn.  Idnnen  dfane  Atafcht 
Idar  fl«f*fr^,  aber  ntiAi  den  Mangel  einer  realen  SMeheneoinfl  enelmn. 

279. 

Diene  Beeitmahme  kann  auch  im  Auftrag  oder  mit  VollmacJit 
einer  Sfntegmlt  dmch  FrivalpereoiMD«  innbeeondere  dordi  Goloiiintai 
ToülMMRnL  wttdfln.  aller  mar.  indem  ne  in  dem  bislier  etafcenloeen 
Lande  eine  dffentlidie  Gewalt  anfiriditan  oder  sogar  olme  YOiiierigen 
Auftrag,  aber  miter  der  Vorametcnng  nachheriger  Genehnugimg 
durch  die  Statsgewalt 

Die  Er^'eiterung  der  euroinuHclitni  Statsherrschaft  in  den  au&8ereuruiiai.schen 
L&uderu  ist  grosseutheils  durch  solche  Vermittlung  der  Colonisten  bewirkt 
mrdai,  nddie  eleh  in  nnbewetelnnnndwIasBcnMi  Gegenden  nneledeiien  nnd  Hire 
lieimieriie  ttelewdanng  dute  wpAenalBn.  Der  voriierige  Anftag  dee  dercfa  eolite 

Vennittkr  Beite  eigreifenden  Stats  kann  unbedenklich  durch  die  nachherige  Ge- 
nehmigung ersetJit  werden.  Es  hinflert  nirhf«.  in  dieser  Beziehung  die  Analogie  der 
privatrechtlfchen  Occupation  anzuweml'  ii  Auch  kann  im  Prinrlp  nicht  bestritten 
Verden,  da^  sogar  ohne  StaUvollmadit  und  Statageueluuiguug  eine  ganz  neue 
Stntenbildnng  dedeidi  entatelwn  kann,  dMe  Anenaadenr  anf  dner  nnbewohalen 
iDeal  einen  nenen  8M  fftnden,  «le  ee  i.  B.  die  aaeitewanderten  Norweger  aaf 
leland  w&hrend  des  Mittelalters  gethan  halMB.  Eine  Reihe  neuer  Staten  in  Nord- 
amerika sind  in  dir^rr  Weise  durcli  Prlvatoü  ppfTnindet  worden  und  erst  später  ist 
die  Anerkennung',  truher  des  europäischen  Muttcrstats,  später  der  Aidci  ikaoischen 
Union  hinzugekommen.  Wenn  aber  neue  Staten  so  entstehen  können,  so  kOonen 
noch  eher  vorhaadene  Stuten  in  dieser  Weise  erweitert  werden. 

280. 

Ist  die  ntotenlofe  Gegend  im  Beeitn  und  GenoM 
BoiiOB  EMfanmen,  so  dfirfSsn  dieselben  nicht  wiOkQrlich  und  gewaltsam 
Ton  den  dvüinrten  Colonisten  vordrangt  werden,  sondern  sind  ram 
Belnif  gerogelter  Ansiedlung  von  denselben  friedlich  abzufinden« 


jBm  ßclmtcd  dw  AwtiiHnip^ff  wirf  wtt  Anihnitang  der  CUftnr  dwEf 
der  coloniaurende  Bist  sefaie  Stetshohflit  andi  fliier  Ton  Wüdsft  be- 
sessene Gebiet  erstreckeii. 

Es  ist  die  Bestimmang  der  Erdoberfläche,  der  menschlichen  Cultnr  sn 
dienen  and  die  Bestimmung  der  foruchreiteudeu  Menschheit  die  Civilisation 
Uber  die  Erde  s«  Terbreiten.  Dtae  ITfiiilfiiiiiHiufl  Iii  aber  nicfat  aaden  so 
efMÜBD,  aii  fndoBi  die  cMMirfrleB  NtUoMii  die  EMdmeg  md  Tötung  der  vfiden 

6t&Dune  übernehmen.  Dazu  ist  dir  Ausbreitung  der  cMBlfarlen  Statsautoritjüt  noth- 
wendig.  Die  wilden,  ohne  Stat  lebenden  St&mme  kennen  gewöhnlich  das  Grund« 
eigenthnm  so  wenig  als  den  Stat,  aber  sie  benutzen  das  I<and  m  ihren  Viehweiden 
und  Jagdgründen.  Ein  Recht  der  höher  gesitteten  Ilationen,  sie  zu  vertreiben,  Üsst 
lidL  durch  Ißcto  bogrttnden,  »  wenig  «Ii  einBecht,  sa  tOdtee  nnd  tmaenen. 
PieiieMdidwliBBSdMBrMhitri^  fam  die  Szistees  eller  mentcMiebee 
Wesen  an  und  schätzt  dos  Leben  und  die  erhuibten  Oenttve  des  Wilden  so  gut, 
-rir  (Iis  Eigenthum  der  Civilisirten.  Im  Mittelalter  noch  wiiren  die  Christeu  sehr 
geneigt,  alle  NichtChristen  als  rechtlose  Wesen  zu  betrachten  und  die  l'äpstc  haben 
freigebig  den  Königen  (im  Hecht  zugestanden,  alle  nichtcliristiichen  ^'atiüueu,  selbst 
mm  dien  in  Staten  lebten,  ihrer  Uenschaft  zu  unterwerfen.  Selbst  die  heutige 
Vna\»  TCtftbrt  gelegentlkii,  freOlcb  nicht  mehr  ans  reUgifieer  ücMiBbang,  noch 
■dir  rQdoii^tslM  fißgm  muMlUittB  PiiWB,  Die  riebÜge  VeiMItB  ist  aber  lebn 
ziemlich  frflh  erkannt  und  auch  angewendet  worden,  besotulers  von  den  Puritanern 
in  Neu-Knplnnd  lind  William  Penn  in  Pennsylvanien,  welche  den  Indianern 
den  BckIoii  alikanitru,  den  sie  urbar  machen  und  zu  rTnindeigenthutn  frcwinneu 
wollten.  Wuiu  erst  die  rechtliche  Möglichkeit  der  Ansiedluug  gcwunnen 
in  und  In  Folge  dmm  •tetUche  Haiidwn  de  leben  kduiea,  dann  iai  auch  die 
KnflnvendiABik  Uar.  Jm  iBiirt  AMtiidhinr  mrwM  Aam  fl*^*Thiititiii  abr  fltr  ^ii*iTr"*if 
des  Grundeigenthane  iieduf  und  die  Wege  aar  Erddmng  auch  der  wilden  Nachbarn 
sind  erfifttipt  ^\'eiin  Ileffter  (§  70)  zwar  anerkennt,  dass  ,,der  Stat  ülterliaujit  seine 
llerrschalt  über  die  Erde  ausdehne",  aber  mvht  zn^ibt,  dass  ein  bestimuiter  Stat 
skh  statenlosen  SU&muieu  aufdringen  dürfe,  so  hcisst  das  ein  theoretisches  l'riucip 
anerbuBiien,  aber  seine  practische  Auwenduitg  verwerfen,  denn  „der  Stat  Überhang" 
lebt  Bor  in  der  Qealalt  bwrimnrtar  Statao.  Wenn  die  denladia  Natifln  ihree  Cteltoc^ 
beruf  erfüllen  und  nicht  inuner  ivie  bisher  ihre  anawandemden  Nachkommen  zur 
Auflösung  in  fremde  Nationen  verurtheilen  will,  so  wird  auch  ue  dem  Vorbild  der 
civilisirten  Westvölker  (oh'vn  und  nicht  blos«;  ..in  nbstrarto*'  denken,  Bondem  ihren 
Stat  „in  concreto"  colonlsiieDd  und  civiliairend  ausbreiten.  VgL  Yattel  L  1.  6.  81, 
Phillimore  1.  244  f. 

281. 

Kein  SUit  ist  berechtigt,  ein  grösseres  imbcwoiuites  oder  un- 
ßtatliches  Gebiet  sich  statJidi  anztieignen,  als  er  statlich  zu  ordnen 
und  zu  civilisiren  die  Macht  hat,  und  diese  Macht  thatsacklich 
lUtöüht. 


m 


Der  Bechtagnind  der  Occapation  liegt  nur  in  der  statlichen  Natur  und 

Stimmung  des  Menschcngescliledita.  ludera  ein  Stat,  wie  das  ton  England  io 
Nordamerika  und  in  Australien,  von  Spanien  und  Portugal  in  Btkiamerlka 
und  von  deu  2>iiedcrlaudeu  auf  den  iiisuiu  dcä  stillen  Oceans  geschehen  ist 
täbe  mgeblidw  Startshttnekaft  Ober  nnertttitUeh«,  anbewohnt«,  «te  mr 
ma  WUden  beiroluits  Linder  «rttamkt,  die  er  in  Walufaelt  weder  nt  enUilmi 
meh  iteUkh  su  beherrschen  die  Macht  hat«  so  wird  jene  statliche  nnd  Culturbe> 
Btimmnng  nicht  erfüllt,  f^oudern  im  Gorrfntheil  ihrem  Fortschritt  ein  Ilemmnlss 
ent?f's:engestellt,  indem  andere  Nationen  verhindert  werden,  sich  da  anzusiedeln 
und  andere  S taten  verhindert,  sich  daselbst  civilisircud  einzuricliten.  Nur  die 
wahrhafte  nnd  danernde  Besetzung  ist  als  wirkliche  Occupation  zu 
belnciliteii,  die  btaae  ediebbeie  Oeenpetioii  loum  hOchHeai  dflaSobeb  dee  Beelitz 
nidil  wirkliches  Recht  gewMoeo.  Ein  Stat  verktit  dite  da«  Yfilkmedit  xaM, 
wenn  er  sich  einer  Gegend  bemftchtigt,  welche  nur  angeblich  und  scheinbar  von 
einem  andern  Stat  früher  in  liesitz  genommen  worden  ist  Wenn  auch  darüber 
leicht  Streit  entstehen  kann  7^^  i  r  hen  den  beiden  StJiten.  so  ist  das  nur  eine  i)oli- 
tischc  Bücksicht,  die  zu  erwogen,  nicht  eine  rechtliche  Schranke,  die  zu  be- 
ichten ist 

282. 

G«flelueht  die  Besitznahme  von  der  Seeküfite  aii^,  so  wird  an- 
genommen, dass  das  hinter  der  Küste  liegende  Binnenland  insoweit 
ndtbesotzt  sei,  als  es  durch  die  Natur,  insbesondere  durch  die  ins 
Meer  einmfindenden  Flüsse  mit  deraeibeii  sa  einem  naturliclien 
Gaxunn  verlranden  ist 

Dieser  Grundsatz  wnrde  von  den  Vereinigten  Ötateu  in  einer  Verhand- 
long  mit  Spanien  Mier  das  GeUet  too  Lniriaas  am  beiien  aasgeaproehen.  (Tgl. 
Phillimore  I.  237.)   Sie  entopüschen  ObUmlea  gingen  geiKiluillGli  von  ebiem 

Seehafen  der  Küste  ans,  welrhnr  dann  als  das  eigentliche Genirnm  der  ganzen 
Colonio  lind  der  Herrschaft  üljer  das  Land  anpf^seheii  wmrdp  Eine  engere  Be- 
bchraukung  ist  ebenso  nnpractisch,  wie  eine  v  i  in  rr  Ansdelnning,  jene  weil  die 
CiviUsation  und  Stateubilduug  genöthigt  ist,  vuu  da  aus  ihre  Macht  zu  erstrecken 
nnd  daa  BInterlMid  mid  Flnssgebict  genothigt  ist,  anf  dieaem  Wege  in  denTerkehr 
fldt  andern  Natfonen  einsntteten,  nnd  diese,  wefl  je  grosser  die  Entfenumgen  sind 
nnd  je  weiter  die  Linder  sich  im  Innern  erstrocken,  auch  der  Znsaannenhnng  mit 
dfr  Ffistc  schwiicher  winl  nw}  fr-inz  nrne  selbständige  Verhältnisse  rafiglith  sind. 
Der  obige  Grundsatz  liat  daher  auch  keine  absolute,  sondern  nur  cinp  relative 
Geltung.  Wo  grosse  ströme,  wie  der  Mississippi,  etueu  ganzen  Continent  dunh- 
tttmuk,  kann  naa  dem  Bedts  da*  Mündnng  natürlich  nicht  die  Herrschaft  über 
das  gsnse  FUssg ebiet  abgeleitet  weiden.  In  der  aHen  Welt  aehen  wir  eft» 
dass  umgekclirt  Ton  den  Quellen  der  Flüsse  her  allmihlich  das  StotageUei  akh 
ober  deren  Gebiet  und  bis  an  die  Mündung  ausgedehnt  hat.  Von  den  Quellen  des 
Indus  und  Ganges  her  ist  die  alte  indisch-arische  Eroberung  nllmahlirh 
TWgedrungen  bis  ans  Meer.   Am  Oberrhein  setzten  sich  die  alten  Gennanea 


mt  BttUUbdk  Im  Y«AlltaiM  wm  ImL  OflUatfMlitÜ  m 


Mier  fest,  ah  m  im  Ansltofen  des  Ehcins  ius  Meer  und  der  österreichlielk» 

ungarische  Donaustat  ist  nicht  im  Besitz  der  Sulinamüuduiigcu.  Pic  Behauptung 
eugliscbcr  Publicisten  und  Statsmänner.  dass  England  im  Besitz  der  amerikanischen 
Seeküstc  auch  eine  Herrschal'l  habe  über  deu  gauzea  aurdlicheu  Uoutiaent 
Amerikas,  von  Meer  zu  Meer,  war  offenbar  phantastisch  Qbertrieben  und  wuxdo 

283. 

Wenn  svel  Staken  Ycm  swei  beoaehbarte  Pimkteii  aas  sich 
colonkireiid  festsetaen  und  stalHidieii  Beaits  ergrdfam  und  mdit  durcli 
die  Bfifikaicfai  aaf  den  natorlidiett  innem  ZnaainaMaihaiig  aveier  ver*- 
sdiiedeiur  Flnaagebiete  und  eme  Bergadieide  ihre  Gebiete  tiob  natnr- 
gemte  nnteradhadaa,  ao  md  eiae  outtlece  lime  awiaclieii  den 
beiden  Qebleten  als  Grenae  angenommen* 

PkiUimore  a.  ft.  a    SdbatversMadUdi  kua  fertragsmässig  aadi 
cIbb  ndm  QmidKife  leiateedfli  veidn. 

284. 

Daa  StatageUet  iat  in  der  BegeL  unTerinaBerliob  nnd  nntbeilbBr. 

Die  VeriiiBserHelikeit  end  dia  Tkeilberkeit  das  BMigelM  «ite- 
ihwtot  der  ogyariadun  Nator  der  DemriiaMglwit  und  dar  Einheit  dea  State.  Wdl 
das  Statsbewusstaein  im  Mittelalter  wenig  ausgebildet  war  und  das  Statsgebiet  wie 

em  im  KiVontlmni  des  Landes)[frm  befindliches  Chrundstflck  betrachtet  wurde,  so 
DJt'iatc  mau  damil'j  Territorien,  wie  Landgüter  verkaufen  und  untermehrerc  Erben 
vertheileu  zu  duricn.  Freilich  Bchou  damak  suchten  die  btäiuie  oft  solchen  Uebeln 
dnah  Yartiage  an  begegnen,  nehhe  rfe  mit  di  Famai  ahaeMoaaaa.  Abermir 
aUnihUeh  tat  dU  ildaige  Regel  «rkamt  und  in  daa  aUgeaufae  Statareebt  der 
Mwa  Zait  cB%aaflniBun  imdn. 

285. 

Ausn;ll^ns^vi  ISO  kauii  ein  Stat  eiuen  Thoil  seines  Gebiets  aus 
politischeil  Gründen  imd  in  öffeutUch-rechtliciier  Form  an  einen 
andern  Stat  abtreten. 

Es  ist  das  nicht  eine  sachliche,  dem  Privatverkehr  entlehnte  VcrJlnsseninjr, 
sondern  eine  irtatUche,  in  Inhalt  und  Form  öffentlich-rechtliche  Abtretung.  Am 
öftersten  kommt  dieselbe  in  l'"rie<lonssch!ü8sen,  nachdem  ein  Krieg  die  poli- 
tische I^othweudigkcit  derselben  klar  gexmichi  iiat.  Sie  kauu  aber  auch  ohne  Krieg 
aas  Ebrida  in  die  poliüadis  ZuedaaMai^Dait  «mI  MriDJf  vallHieB  waien. 
EfaMM  der  aaerkw&idigalflB  und  rflfamlkdMten  Bebele  dieser  Art  ist  in  Jahr  1868 
die  Abtretung  der  Jonischen  Inseln  an  das  Königreich  Griechenland  von 
itc  der  en  tTHsrhen  Krone.  Andere  neuerf  Ilc  isjnclp  fiiier  frio<!!irlien  Abtretung 
Um  AlffriHtflii^^ii  Öavojena  an  Jb  rankreich  löiA>  wu  ömi«  Italiens,  die 


TtaMiBirii. 


des  Asterreichiichen  Antheils  an  Ama  FQrstentiiam  Lauenbsrg;  an  PreaaseB 
1865  und  die  der  niwhflwn  Hwitwinya  In  l^ordaaer ika  an  Tertintg tea 
SUten  1807. 

m 

Die  Beditsgfiltigkdt  diier  deraiügen  Abtretung  setrt  Tozans : 

a)  die  winn^Tnnwmi^A  poUtisohiO  WiUonieEkUttiuig  wmM 
des  abtretenden  als  des  empfangenden  States, 

b)  die  tfiatslioMidw  BedtserigrQifiiog  von  Seite  des  enndben- 
den  States, 

c)  mmdesteiis  die  Aneilcemniiig  Ton  Seite  der  politisoh  be* 
reebtigtan  YjSlkendiaft,  veldie  das  abgetretene  Gebiet  be- 
wohnt md  nan  in  einen  neaan  Stat  IKberlritti 

d)  die  Abwesenheit  eines  ensten  TgPcerreditüohep  ffindamisses. 

1.  Zn  s)  und  b)  Durch  den  TorCn«  sllda  der  Mdeii  Bütaa  nM  die  Ab> 

tretung  nicht  Tollzogen,  sondern  nitf  TCllMMitet.  Ohne  Statsreglerung  gibt 
CS  keine  Statshoheit.  ])ie  IcUtcro  muss  also  durch  die  entere  bevthrt  weideo 
und  das  geschieht  durch  die  dauernde  Be&itzergreifuug. 

2.  Zu  c)  Die  Anerkennung  der  politisch  berechtigten  Völkerschaft  ist 
dadialb  nnwUssUch,  weil  dieselbe  nicht  ein  wiUen-  und  rechtloser  G^ienstand  der 
YeriUMNmig  lit^  Hodsm  eia  Inhcinitigiy  TlMiiiidlltiill  dea  SMi^  und  der  Wldenbuid 
der  BevöIlcBniiig  eine  friedliche  Bcsitacrgreifung  unmöglich  macht.  Es  gnflst  abflr 
die  Anerkennung  der  Nothwendigkoit,  nnd  es  ist  nicht  nöthig,  wmn  auch 
wtinschaiswerth ,  die  freie  nnd  frru(1i''o  Zuatinunnng  der  Bcvölkenmg.  Auch  die 
Nothwendigkeit ,  der  man  pirh  wi  ln willig  und  ungern,  aber  ans  Einsicht  in  das 
UnTermeidliche  unterorduvi,  begründet  in  öffentlichen  Verhältnissen  neues  Bccht. 
UaBB  AMtenssg  ttegt  dalMr  admi  la  de»  C^herian,  nehta  mm  der  neuea 
laadeMgtanoiB  cmeisl  and  is  dem  Uaterlaseea  des  Widerttaadee  gegaa 
dieselbe.  Die  freie  Zustfamiiaqg  dagegen  iit  ss^ch  eine  setlTe  Billigung  dar 
Abtrotiing.  Besser  ist  es  unzweifrüip.ft  wonn  die  letztere  gewonnen  werden  kann 
und  der  erwerbende  Stat  nicht  gcüöthigt  ist,  sich  vorerst  mit  der  erstem  zu  be- 
goOgen.  Vgl.  unten  §        "Mi.  Verschiedene  Fomi^  der  Zustimmung  sind: 

1.  BrOf&mag  der  Wahl  salidien  der  alten  ssd  der  neaea  flülejoageew» 
BdMfl»  fadem  Sbiae^  da»  wer  aieh  aickt  Or  Belbdifllliiag der  frShena 
'"liii  .1  iiiaennerhefl  eridiit  lüs  abergetreten  in  die  neue  betrachtet  wird. 
Die  Personen  dagegen,  welche  jeue  Erkl&mng  abgebrn,  sind  dann  ah 
Fremde  in  dem  abgetretenen  Lande  anzusehen,  imr!  komu  n  oOthig^ifalls 
mr  Auswanderung  getrieben  werden.  In  dieser  Weise  wurde  durch  den 
fransösisch'deutachen  Friedensvertrag  vom  10.  Mai  1871  den  Bewohneni 
der  abgetretenea  Vimbmm  Blheee  IrfUhringna  die  WiM  Ue  am  1.  Oet 
tm  ee«Aiet  lafeehen  der  dealeclMB  od«  der  freasiMielMa  Yeihe- 
genoasensclMift. 

S.  Abstimmung  der  Einwohner  über  die  .Abtretung  in  dem  Siime,  daas 
ftngftn^mwi^y^  ytii^  die  Mehrheit  spreche  f Qr  das  ganae  abgetretene  Laad* 
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DIeie  F«  Sit  k  awflwr  Zeit  besonders  durch  den  Einflius  Napoleons  m. 

unter  den  romain'^rhen  Nationen  in  Uebung  frcl-ninnicn.  Sie  entspricht 
dem  deniokratischea  Zuge  der  Zeit,  und  befriedigt  das  Selbstgefühl  der 
Massen,  ist  aber  in  bohem  Grade  der  Gefahr  des  Missbrauchs  and  der 

11.  Abitimmnog  durch  die  ReprftMnUtion  der  LandeibevflDnniog; 
Diese  Form  sagt  mehr  der  Deokwdse  der  Engländer  sa»  midie  dto 
Prfifung  und  Eutgduidiuig  über  Statofragen  «her  der  Bepclwiitaitioo  de» 
Volks  als  der  Massen  anvertrauen. 

Welche  Form  inmicr  gewilldt  wird,  der  Uauptentscheid  kann  doch 
nicht  in  die  Willlcür  dieser  Bevölkerung  gelegt  werden,  die  immer  nur 
ein  Theil  dnee  Gamsen,  nicht  dieses  selber  ist  Der  Haopteniedieid  liegt 
in  dem  Viliftn  der  Staten,  bedehnngewefae  der  YAlker,  die  tiber 
ihre  Theilc  verfügen. 
3.  Zu  d)  Als  Spanien  im  Jahr  18Ö0  dir  Prjvinz  Luisiana  iw.  flif  fmn- 
zf^ische  Republik  abtieteu  wollte,  erhoben  Euglaua  und  die  Vcreinigtcji  SLatcu 
Einwendung  dagegen.    Die  Abtretung  von  Luxemburg  au  Frankreich  1Ö67  wurde 
von  IVeosMn  nidit  zugestanden.  Wflide  England  die  Insel  Onba  von  Spanien  er- 
waben  voDen,  so  wttrde  ohne  Zwdftl  die  Mnerihmiichfl  Vvkn  darin  eine  echwexe 
Ycrletmng  der  «nwffnmBffliWi  SicMieit  erbUcken. 

287. 

Wird  das  ganze  Statsgebiet  abgetreten,  so  ist  das  zugleich 
Untergang  des  bisherigen  Stats  und  Einyerleibung  deöäöii)eii  in  den 
erwerbenden  Stat. 

Es  ist  das  daher  stmige  genommeu  nicht  mehr  Abtrotmicr  f;oudem  nur  Ein- 
verleibung. Den  Schein  der  Abtretung  hat  dieselbe,  insokrn  sie  in  Form  der 
Abtretung  der  Hoheibn^chte  von  Seite  des  bisherigen  i^  ürütea  au  ein  anderes  Stats- 
Jmxxpt  geschieht,  wie  i>  B.  in  der  rilhmlinbwn  Abtretung  derBofaenidOeKiMheiiFlimeQ- 
thttnMr  an  din  Kmw  Vnmmu,  Aber  dem  Weeen  nMb  iifc  dee  EbferleSbong^  nefl 
in  entiMAendflii  AqgenbHek  dee  üebeiguigB  nur  Ein  StU  «brig  Udbt 

288. 

Ohne  Ueherti*agung  des  abtret<}nden  State  kann  ein  Statsgebiet, 
oder  ein  Theil  desselben  von  einem  andern  State  in  Besitz  genonunen 
und  rechtmässig  einverleibt  werden: 

a)  in  Folge  der  Yerzichtleistuug  der  bisherigen  Statagewalt 

auf  die  8t« tsherrschaft, 

b)  in  Fdl^  (l  r  woWbogriindeten  Beseitigung  der  bisherigen 
Statsgewalt  durch  dio  Bevölkerung;  und  dos  freien  An- 
schlusses derselben  an  den  erwerbenden  Stat, 

c)  in  Folge  des  n otlnvoiidigeii  Fortschritts  in  der  EntwiokliUig 

eifieB  «iiij/^TiiÜAn  Htftts. 
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In  allen  diesen  FSDen  ist  die  Anerkemnmg  der  neuen  State- 
gewalt darch  die  polituch  bereditigte  BerSIkenmg  des  erwarbenen 
Gehiets  eme  Bedingnng  des  reditmässigen  Erwerbs. 

1.  Diese  Anerkennung  (vgl.  zu  §  18*J  uii  l  /u  §  2Sü)  ist  nicht  nöthig  zu 
thatsächlicher  Unterwerfung  uud  Beberrscliung ,  über  sie  ist  notiiweudlg,  um  dem 
neuen  Erwerb  den  Stempel  des  Rechts  aufzudrOckoo.  In  der  Anerkamwmg  wild 
die  danernde  Kothwendigkeit  d.  h.  das  Recht  der  TOricdertai  ZtuHade 

2.  Dem  ausgesprochenen  Ycnielit  steht  dM  thstrtchliche  VeriMm  öm  be> 

lenenen  GebietMhcilcs  gleich. 

Als  die  Römer  ihre  Hoanitcn  und  ihre  militäri^rlicn  Stationen  aus  den  Ger- 
manischen L&ndem  hinter  die  tircuzwalle  uud  den  iiiiuiu  isuidclizogeu ,  war  das 
ein  thaMeUidier  Venicht  auf  ihre  Hemcbaft  attnerhalb  dieser  Grauen.  Wenn 
ein  nodener  oolonisirander  Stat  dne  bisher  heietale  Inad  oder  EOstengefend,  ohne 
für  den  Statsschutz  zu  sorgen ,  verl&sst,  SO  hsmi  ein  sndsier  Stat  rechtraJtoJger 
Weise  sich  dieses  Gehiets  bemächt I;,'en. 

3.  WoblbegrUndet  ist  die  Bcseiti^ninj?  der  bisherifren  Statsherrschaft,  wenn 
dieselbe  In  einen  ernsten  und  daueniden  Widerspruch  gerathcn  ist  mit  dem  Becbt 
oder  mit  der  Wohlbhrt  der  BefOlkemng,  so  dass  die  gesicherte  Existom  eder  die 
EMiiiddnng  denelben  eine  Aendsrang  Meit,  oder  wenn  dieselbe  nothwcndig  et* 
sehsinti  nm  dso  Fortsehritt  einer  grSsNien  (netfanelen)  LcbcnsgcmehiBdiaft  wß^ßxh 
zu  macheu,  zu  welcher  die  Dcvolkening  sich  rrrwamlt  und  zugeliörig  fühlt.  Bei- 
spiele sind  in  neuerer  Zeit  die  Beseitigung  des  souveränen  Färstenthnm?  Neu- 
chatel  und  der  Eintritt  diescä  Cantons  in  den  schweizerischen  BundcsHtat 
(lö4ö>,  ebenso  die  Aufnahme  von  Texas  in  die  Union  der  Vereinigten  Staten 
tnls  des  MsiiBialsohSM  Mostes  (IBIb),  die  Efancrisibang  dsr  iteHenisAsB 
FOrsteiitk&sier  Teseaaa,  Medena  and  Parma  in  des  SDoigreldL  Italien 
(1860)  nod  der  Eintritt  der  Bepnbük  der  Jonisehen  Insdn  in  das  KkSfftkk 
Oriechenland  (18G4). 

4.  Wenn  sich  ein  ueuer  ^tai  l»iidet,  vielleicht  aus  einer  prösscru  Zahl  von 
verbundenen  alten  Staten,  oder  aus  Stücken  derselben,  so  entsteht  immer  zugleich 
f{nf  flfliiliitilinhifiit  jCMs  Stets  and  eins  ilMiflwulwi  oder  glinfilfhft  Terdtingiuig 
der  Mshffiflgsn  fluMfltshfliwriit  dfir  sHwi  fftstm  Die  Qvnndsitas  flbsr  nsoe  Staten- 
bOdong  nnd  Anerkennung  neuer  Staten  (§  28  ff.)  finden  snmit  hisr  wisder  An- 
wendung. Gfinr  wie  die  ursprüngliche  Statenhildung,  so  ist  auch  die  Statsentwicklung, 
sobald  sie  als  notlnvendig  sich  erweist,  geeignet,  eine  bisheri'^o  ncbietshoheit  zu 
Gunsten  einer  neuen  Stat^uheit  zu  beseitigen.  Diese  Umgestaitung  kauu  möglicher 
Weise  von  der  BevöUcerung  der  einverleibten  Theile  nicht  gewünscht  wer^  und 
taneeii  nethwendlg  und  deshalb  gerechtfertigt  sein.  Die  Sftenlari- 
•atloD  geistlichen  Farstenthtner  In  Deutschland  and  die  Einveiieihaag 
Ihrer  Gebiete  in  die  benachbarten  Staten  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts,  die  gteieh- 
j!Cltii?e  Mod  intisirung  wldreirltrr  hi'^lvr  rc i/bcnnmittelbarer  nerrsch^^ffen.  und 
■wenigstens  theilweiäc  aucb  die  liurt-h  üt'trt,'  l*i>  Srjit  l'^flf'  vo1].:iil''i''H'  Ein- 
verleibung von  Hannover,  liurhesseu,  iSa&sau  uud  i*  rankiurt  in  Prcussen 
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und  ebeaw  die  Emvcrleibang  von  SchUiwlf  •Holfft«ill  In  Presiien  indk 

Gesetz  vom  22.  Dcc.  18G6  sind  aus  dkf^r  nothwendipen  Entwicklnng  dps 
modernen  deutschen  Statslebens  zu  erklilren.  Indem  sich  die  Isation  als 
£iii8  fUlilt,  uud  zum  Volke  wird,  schafft  sie  sich  mit  Hecht  die  Bedijigungeii  ihres 
gtatlichen  Gmirnntlrttem,  und  et  tküA  den  Thailen  das  Becht  nicht  su, 
dnt  Leben  dei  Oftnsen  sa  Terlilsdera.  ,J3t  ilelil  der  gnMwmHim  Yelki- 
perBon  das  Recht  lUi  verlebte  politiaehe  Gewalten,  welche  ihre  Existenz  oder 
flm  finfewkUang  atOren,  m  bfleeiti0en.**  TgL  v.  TreitBchke  PoL  Anff.  B.  &  8i8. 

289. 

Obwohl  die  Erobenmg  eines  staüichen  Gebietstheils  im  Krieg 
znnächst  in  der  Form  kriegerischer  Gewalt  voUaogen  wird,  so  be* 
gründet  sie  dennoch  die  Statshoheit  ü})er  das  eroberte  Gebiet  und 
wird  als  rechtmässige  Erwerbart  betrachtet,  insofern  durch  den 
Friedensschluss  oder  auch  ohne  solchen  durch  Aufhören  des  Wide^- 
fltandee  und  Anerkennung  Ton  Seite  der  politisch  berechtigten  Be- 
Tölkerung  die  Fortdauer  des  nenen  Statsrerbandes  als  nothwendig 
flicii  dantollt» 

Ton  Alten»  her  wird  die  Eroberung  ahi  üegrUadong  einer  neuen  Statshohdt 
dBt  SHagtn  Uber  des  enberte  MIet  hetaditet,  ud  maa  beruft  aiefa  dabei  snf 
dea  CoBseaeai  f  «atinat  Tkolita  sMabi  täti^  de«  ftiner  empfliwVmde  Redüa* 

gefOhl  der  heutigen  Menschhiit  gegen  diese  Annahme;  denn  die  Eroberung  erscheint 
ziinfichst  in  der  Gestillt  eines  Gewalt nrts  nnd  nicht  nln  Kechtsact.  Die  Ge- 
walt ist  aber  keine  natürliche  Kechtsquelle,  sondern  xmiyekehrt  das  Recht  liat  die 
Aufigabe,  der  Gewalt  Schranken  aa  setm.  Französische  Verfassung  von  llüi 
VL  yi.  „La  aetion  fran^aise  i«M»ee  k  eaMpfendie  aaeeae  gnen«  dMs  la  im 
de  lUie  des  eeaqalleB  et  a*eaD|lotaia  jaaiaie  aee  teeee  «eam  k  Ubertd  d*aacaa 
peapto.**  Vgl.  Volney  bei  Laurent  ttadJY,  73.  Leider  haben  dieFranzoeea 
dieses  grosse  Princip,  das  sie  verklindet  hatten,  auch  diimals  nicht  im  Leben  be- 
folgt. In  der  That  liat  die  Erobenmg,  insofern  sie  nur  als  physische  Unterwerfung 
mit  Gewalt  unter  die  Herrschaft  des  Siegers  erscheint,  fOr  sich  die  Krai't  nicht, 
neues  Hecht  zu  schaö'eu,  ausser  höchstens  das  vorübergehende  l^othrecht 
des  Krlega  Daadt  die  Brdberaag  Becbt  bfldnd  nirke^  anue  neeb  ein  aadene 
leehdlehea  Monemt  an  dem  der  thiWirhHfhwi  Ueberiegenheit  des  Siegers.  JdniD- 
fcommen,  es  muss  insbesondere  die  Nothwendigkeit  der  Umgestaltung 
offenbar  geworden  sein.  Dann  ergibt  sich  daraus,  dass  jene  Gewalt  selbst  nicht 
rohe  und  blosse  Gewalt  war,  sondern  dass  sich  in  ihr  die  Macht  dor  natür- 
lichen Verhältnisse  und  ihrer  Entwickeluug  gezeigt  hübe,  uuü  in  dieser 
Ibdil  iit  dMiagi  der  atiiliBto  Meb  an  atatüdier  KeeUafaUduig  an  eitaMBL 
Daa  wird  im  FriedeaaeebUsa  lonm  Idar  geaHMbt;  demi  iadcai  die  krieg» 
führenden  Parteien  Frieden  schlieaata,  erkennen  aie  die  dauernde  Kotinraadigkcit 
der  im  Frieden  bekräftigten  Ordnung  an.  Dem  Friedensverträge  steht  aber  die 
Aaerkanaaag  der  BwOlkening  besiehuagaweiie  das  ginzliche  ErlAicbea  jede« 
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WidcrstAnils  gleich  I'ii  offeübar  gcwordeoe  Uufäliigkeit  nr»!  UnmögUclikeit,  den 
Kampf  fortzusetzea  oücr  zu  eineaeni ,  madtt  jene  Bec^t  büüeiide  Macht  djenfalls 
offenbar.  Dia  Amürimiig  tOim  dar  iltn  Xttdlteben  SutJiDhrfl  9km  MltÜM 
tat  in  ff MMMMtiir  mid  roViitfr  Fonn  derEnüMmng  voOioflni  «otdoi  nd  dMniodl 
In  flmm  Erfolg  anerkannt  worden.  Die  GrünJang  der  meisten  ge manisches 
Staten  auf  römischem  Boden  ist  ebenso  ilm-ch  Eroberung  gcschchc^n  und  ßfter  dmdl 
Awfirtwmmng      BcnrtdkiBning  Als  dnnsh  FrioduniwrMflwo  bcwtfttiKt  wocdieii« 

290. 

Auch  wenn  es  an  einem  besondern  Rechtstitel  für  den  Erwerb 
fehlt  oder  sogar  erweislidi  die  anfängliche  Besitznahme  gewaltsam 
und  mit  Verletzung  des  Rechts  vollzogen  worden  ist,  aber  der  Be- 
sitzstand so  lange  Zeit  ruhig  fortdauert,  dass  derselbe  nunmehr  von 
dem  Bewusstsoin  des  Volles  als  fortdauernd  notlnvendig  anerkannt 
Wild,  so  ist  anzunehmen,  der  ursprüngliche  Gewaltzusüind  sei  von 
der  reinigenden  Macht  der  Zeit  in  den  entsprechenden  liechtszustaud 
umgewuudelt  wurden. 

Eine  Verjährung  iu  die^m  Sinne,  freilich  ohne  Uass  eine  bestimmte  An« 
zahl  Jahre  wie  in  der  privatrechtlichen  Ersitzung  fixirt  werden  kann,  nnd  ohne 
di«  die  priTatreehtlMien  Bedingimgeii  diftr  gelton,  tat  TOnmredilUch  geradem 
«nenllwitfUch,  nenn  nidit  die  Entwidklnng  der  geecMchtHdien  Stateobüdnng  und 

Statenorweitenmg  einer  nie  endenden  Bestreitung  Preis  g^ben  werden  soU.  Die- 
selbe ist  denn  auch  in  der  TTaiiptsachc  schon  von  TTnj^o  Grotini  TT  4.  1  i\h 
nothwendig  erklärt  worden.  Nnr  indem  die  reiuigcude  luid  llf  (  ht  Inld«  ude  Macht 
der  Zeit  anerkannt  wird,  kanu  das  Gefühl  der  Rechtssicherheit  uutcr  den  V^Ukern 
befeillgt  nnd  der  allgemein»  Mde  gesichert  nvOm.  Vgl.  eben  f  87.  88.  PhiUl- 
mof  e  I  W  ft 

Für  diese  stats-  und  völkerrechtliche  Verj&Tinmg  wird  weder  justns  titnlna 
erfordert,  denn  das  Statsgeblet  ist  kein  Gegenstand  dos  Geschäftsverkehrs,  noch 
jene  bona  fides,  de«  Privatrechts,  welche  durch  die  Ken)itiits<^  anfc'e?iohf"n  winl  dnsa 
ein  Anderer  darauf  Rechtsanspruch  habe,  \^uiil  aber  bona  fides  in  dem  öileut- 
lichen  Sinne  des  Glaubens  au  die  JS'othweudigkeit  solcher  Gestaltnng 
der  7er]iftUnitee. 

291. 

Ueberhaui)t  ist  jede  neue  Statenbüdimg  zugLeieh  Begründung 
einer  neuen  Gebietshoheit 

Vgl.  darüber  oben  §  28  f.  Die  IMUetshohelt  ist  nur  eine  einzelne  Eigen- 
schaft und  Richtunt,'  der  Statshobeit,  nnd  diese  die  foigerietoige  lagMiecheft  der 
fizisteni  dee  SUti. 

m 

Sie  FofiBHi  dM  fonteeiMkhm  V«dnlin  und  ckr  jttM^ 
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raoihtliolien  ^TUlenstrldiinmg  in  Kauf»  und  TamwhTqrirSgeii,  Zv- 
fertigimg  im  Qmndlmch,  Yetpfindimg,  Erbeinsotioag  und  YemdUshi- 
sias,  Erlnrertasg,  oVpoIiI  im  Mittdalter  vielfiOtig  meb.  auf  die  Land6t«> 
hflmoliall  angewoideA,  nnd  moht  mdir  anwendbar  auf  den  Enratl» 
modenor  Stataliolieit 

£iu  Tausch  ist  heute  noch  möglich,  aher  nur  iu  völkerrechtlicher  nnd  stats- 
rcchtlichier  Form,  2.  B.  in  einem  Friedeoii-  oder  eiucm  audcru  Statüverlrag,  uicht 
mdir  I&  frinteBcMiehwr  Fem.  D«r  Y^rkaaf  dagegen,  dnroh  irakhen  auf  dar 
einen  Seite  die  SiaiAobrit  veriuMrt  mid  aof  der  andern  Seite  ädtat  dne  Samme 
Geldes  bezahlt  wird,  ist  unsers  Zeitalters  unwOnllg.  Wohl  aber  lassen  sich  schikSt* 
b'cher  Weise  mirh  mit  Btatffl^chtHch  und  völkerrechtlich  motivirtcn  AbtreUtngen 
GeldleiRtiin'-'rii  verbinden.  Weil  die  Gehietshoheit  kein  l'rivatrecht ,  kein 
Kigeutkum  ist  im  privatrechtUdien  Sinn,  sondern  butsrecht,  so  passen  auch  die 
foa  der  Pdrafcwillkftr  benntrteo  Fomm  det  Privatrecbn  nickt  tnf  die  BegoUnmf 
diteer  (tfentilcilien  TciriiHlfnilio 

293. 

Das  Erbrecht  ^nastiBoher  Häuser  kann  insofern  noch  den 
rechtmäflsigen  Erwerb  einer  Statsbobeh  begründen,  als  dasselbe  za- 
gleich  als  Throniolgwecht  eine  ter&ssangsmasBige  Oeltnng  hat  oder 
die  Anerkennung  der  poHtisdi  bereditigten  Berolknmng  hinsotritt. 

Am  liingsten  haben  sich  die  mittelalterlichen  Auaichteii  eines  Familienerb- 
rechta  in  den  dynastischen  Häusern  und  vorzüglich  noch  in  den  Anachauungen 
dstttteher  Tolksstamme  «iludiw.  In  anearn  Tsgoi  i^tauAle  msa  Boeh,  frsiHdi 
nm  WmsiHWn  fremder  YODnr,  In  JMsdtead  die  Frage  des  Erbreckts  in  den 

Nordalbingischen  Herzogthümem  Schleswig  und  Holstein  wesentlich  aas  dem  ver» 
wickelten  Stadium  des  mittelalterlichen  Privatfürsteureohts  allein  entscheiden  zu 
können.  Das  Throiifolu'«  recht  iu  dem  modefncii  Suitr  über  ist  nichts  als  ein  Stück 
8tat8verfassuug  und  ganz  dena^ben  Umgestaltungen  und  Yeranderungeu  aus- 
geeetat  wte  diese.  D«  mamwad  einen  privstncktUdm  Amfmk  «nf  die  Begierong 
ebiee  Toflcet  kat»  noch  In  dem  eniwkftalten  Biete  kalien  kam,  aUe  TlVMh 

folgß  mHanäüSäd»  Suaoession  ist,  so  legt  die  modens  Bechtsbildung  den  dynasti- 
schen FrhnnsjirOchen  nur  dann  Wirksamkeit  hei ,  wenn  sie  anc)i  in  der  Statsver- 
fnRsiMiir  ii(  gründet  sind  oder  all^rmeine  Aneckenoung  im  X4Uiüe  finden  und  keine 
öüeutiiciien  Kecht^{plinde  entgegenstehen. 

Das  bestehende  Statsgebiet  kann  er^'citcrt  werden  durch  Zu- 
wachs, insbesondere  durch  Erhebung  der  Seeküatc,  durch  An- 
Bchwemmimgeii ,  oder  diuch  künstliche  neue  Anlagen  und  Bauten 
auf  bisher  imstatlichem  Boden.  Es  kumi  ebenso  vermindert  werden 

BUal«caii,  Dai  Völk«mckt.  IS 
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dttteh  Tenenkniig  der  E€«te»  dnrdi  Wegsdnremmung  der  Ufer  und 
diuroh  erneiierto  Yerodniig  und  Bfioifanig  der  statlicfaaL  Cultor« 

Die  «inea  Enrettenmgen  mtd  Vennbideniiigeo  des  Stittgohieto  d&d  «in« 
not1iw«ndige  Wxrkaiigd«r  Matar,  die  «ndmda«  fr«i«Werk  derM«B«cli«a. 

Bft  du  Meer  nicht  Statsgebiet,  sondern  frei  von  jeder  Sti^fewalt  ist,  so  verändert 
natiifj^pTnibis  der  Rückgang  oder  das  "Vordrinjrcn  des  IVIcers  aucli  den  Umfanff  des 
btatsgebiets.  licdcutende  Aenderungen  der  Art  sind  noch  in  geschkhtlichcr  Zeit, 
grössere  Creilicli  in  voigeacliichtlicher  Zeit  vorgekumiueu  und  im  Kieincii  bind  fcot» 
ivtlirend  A«iidflningeii  mhamOmm,  I>i«  y«riiideniageii,  irekh«  der  Manach 
duth  TTtetanteii  oder  dnrdi  CuMvinng  am  Waafeemand«  bewiiH  darobnag 
auf  ainan  «ngen  Banat  baaduiiikL 

295. 

Wenn  sich  neue  Inseln  im  Strome  oder  Flusse  bilden,  so  ge- 
hören sie,  abgesehen  von  besoiulern  Verträgen,  dem  ziiiuiehst  ge- 
legenen Uierstate  zu.  Entstehen  sie  in  der  Mitte  des  Flusses,  so 
unterliegen  sie  der  Theilung  der  beiden  Uferstaton  nach  der  Mitte. 

1.  AehnHrlo'  Gntndsiltze  liat  das  romisc^ho  und  deutsche  Privatrccht  Ixv 
Eüglich  des  Gnuuleigeathumä  auf  der  neuen  Insel  ausgesprochen  (L.  7.  §  3.  D.  de 
adq.  rer.  dorn.  Sachsenspiegel  IL  66.  §  2).  Das  Qnmdeigenthum  ist  freilich 
slahl  dia  Otmdlaga  dar  fltaftdiftlwfti  und  die  Analogie  aafaHv  (Imiidaitw  afaid  nur 
adft  Tanidkt  auf  das  Statancht  anzuwenden.  So  moas  fitr  dieaaa  der  Bat«  aaa^^ 
kannt  werden,  dass  die  neue  Landbildung  innerhalb  der  Grenzen  eines  States,  auch 
wenn  sie  nachweisbar  durch  Wejariehwmimnnp  fremden  BwI^^th  lie\nrkt  ujhI  «If^slialb 
dem  frühem  G>Tnndb»!sitzer  zu  I'ügenthum  verldeilwn  würde,  aus  statsrtt hilielien 
Gründen  dennoch  zu  dem  Gebiete  gehört,  in  dem  üie  entsteht;  denn  uumogUch 

kann  «tnStat  aich  dordi  Uom  Erdanspülung  rm  dem  Ufer  ««gdiiagan  mtd  eiMB 
freaadan  8lal  akh  da  faaiaoiien  laaaim,  blam  mll  daaEfgaatiinm  aadenBcdatUclMa 

von  einem  zum  andem  Ufer  TeneCil  wird.  Wer  lägenUrilmer  sei,  ist  für  die  Stats- 
hoheit  mnz  gleichgflltfg,  und  weder  die  Ausdehnung  «'  iner  Macht  noch  die  Sichf  rlirit 
f>eiiM  1  Grenze  ist  von  der  Frage,  wem  das  Gmndei^jeuthom  geliöret  ^ttfr^gg  zu 
uuiciiuu.   Vgl.  darüb^  auch  Oppenheim  III.  7. 

2.  Dank  HenUUmig  toa  loadn  kann  «berdan  die  Landesgrenae  Inaofem 
enpattert  «avdan,  ak  mn  m  dem  Dfer  der  Lmd  a»  sadi  dam  Ifeace  hb  dar 
Stat  seine  Macht  weiter  als  bisker  van  dam  TlmMoht  her  erstrecken  kann  Ein 
Beispiel  einer  m »lohen  Erweiterung  dnrch  Inselbildting  in  der  ^lündung  des  Mis- 
sissippi fulirt  Phiilimore  an  I  240.  Der  Liferstat  kann,  schon  um  seiner 
Sicherheit  villen,  nicht  zugeben,  dm&  die  im  Meere,  d.  h.  auf  statenlosem  Boden 
«nfihmdwie  Inael  der  freien  Oocupation,  vielleicht  einer  rivaliBirenden  Madit  oAm 
Btete,  aendam  fialmdir  bapfladet  die  Stataholieit  «bar  daa  FlnaegaUei  nad  «bcr 
die  MOndnng  des  Flnaem  ein  natOxlidiaB  Anrecht  auf  die  Besetzung  der  Inaeli^ 
die  durch  Anacbwenmuingen  dea  Fhna»  Ja  Irfahar  freiem  Meer  gebildet  werden. 


296. 

Wo  zwei  StatRg«  biete  zoRanmienstossen,  amd  die  Nachbarstateu 
Teipflichtet,  die  GTenzlinie  gemeinBMn  m  ordaeii  und  mogUchst  Uar 
n  beieiciineB. 

DfeFfitdit  der  Gwittbaiüiiuuuag  fejgt  «w  dem  frtedKcheii  Kebwwlniwdwdii 

der  Statin.  Jeder  von  beiden  ist  berechtigt,  Iii»  an  feine  Grenze  zu  hertMlm  md 

jeder  verpflidifct,  nicht  darüber  liinaus  !n  das  NachbÄrgebiet  überzugreifen.  'Daher 
hülif'ii  heido  liecht  und  Ptticiit,  die  Grenze,  die  sie  von  einander  scheidet  und  ihnen 
gemeümm  ini,  auch  gemeinsam  ins  Klare  zu  setzen.  Die  Analogie  des  privat- 
reehtlielieii  JodiBEimr  ftithmi  ngundonim  flndM  hier  Amren&mg,  innneiliia 
imCHrlidi  nüt  BerOcksicbtigaxig  der  VntencUed«  ndschen  dem  Gmndeigenfhiim  der 
Privatpersonen  und  der  öflleotlidi-reclilUchen  Katar  der  Gelifeldiolieit.  Als  Grenz- 
zeichen werden  Marksteine  oder  Grenzpfahle  gesetzt,  Griihon  gezogen,  eine  Lichtung 
durch  den  Wald  hergestellt,  WftUe  und  Mauom  gebaut,  schwimmende  Tonnen  be- 
f  eedgt  IL  dgL 

297. 

Wenn  ein  Gebiigsnig  die  Grenze  lifldet  zwischen  swd  Ländern, 
80  wird  im  Zweifel  angenommeii,  dass  der  oberste  Berggrat  und  die 
Wasaerscheide  die  Grenze 

Die  Bergzüge  abd  sehr  eft  Y61k«rsdbeiden.  Irt  die  BMm  det  dbeniea  Ber^ 
gxalB  enredfiht,  ao  int  xngleieh  die  Wassencheide  geftmden.  W»  dfo  Wasser  nt 

Thal  fliessen,  und  ddi  da  m  httlh  und  Flus^  einigen,  so  sammelt  sich  auch  der 
Verkehr  der  Menschen  von  allen  umb'egenden  Höhen  her  in  dem  einigenden  Tlial. 
Frühe  schon  haben  anfge weckte  Nationen  das  bemeilct  nnd  daher  au  jener  Linie 
die  natürliche  Grenze  erkannt 

m 

Bildet  em  Fhus  die  Giense  und  ist  derselbe  oidit  in  den 
amaschlieasKdien  Bemta  des  einen  Uferstatea  gelangt,  so  ivird  ün 
ZweiM  angenommen,  die  Mitte  des  Fhisaes  sei  die  Gienie. 

Bei  scfaiffbara  Ftfissen  md  imZvttfel  derlliahisg  alsMttle 

1.  Weit  öfter  bilden  die  Flüsse  nicht  die  Grenze  zwischen  zwei  Lftndem, 
lendeni  dlansn  snr  Terhindoog  und  snm  Yerbehr  der  bdderoeltlgen  üferbewohner. 
Gewöhnlich  finden  wir  dieselbe  Nation  und  denselben  Stamm  auf  beiden 
Ufern  angesiedelt.  Daher  fliessen  sehr  viele  grosse  Ströme  und  Flösse  innerhalb 

desselben  Stfttst^ebiots  und  trfhfin^n  dnnn  zn  diesem  Rtfitsr^hict.  Der  Nil  in 
Achten,  der  Indus  und  Ganges  i»  Indien,  der  Tigris  and  der  Eaphrat  in 
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Assyrien,  Medien  und  Pcrsien,  der  Po  in  NordiUlien,  die  Weser  und  die  Elbe 
in  NoniJeutsrhland ,  aber  auch  der  Mississippi  in  den  Vereinigten  Staten  von 
Nordamerika  u.  s.  £.  gehörten  fast  iu  allen  Ztiiteu  meifiteus  auf  beiden  Seiten  der* 
•dben  Nation  md  denMeTbcn  Stete  an.  And  der  Bhein  iai  auf  baldaii  Ufern 
im  dratodiaii  SügunMi  bawoihiit»  mid  dia  Dobao  9Sm^  darch  Bajeriaeliai^  Oester» 
reichischea»  UogailNiiea  und  Türkisches  Gebiet.  Aber  zuweilen  werden  die  Flflaae 
allerdings  zur  Grenze  bcnntzt  zwischen  zwei  Ländern,  Pfi  ^-cil  verschiedene 
Natinrtt  11  nwr  I  is  an  den  FIuss  kamen,  aber  sich  nicht  dartibt  r  liin  wagten,  sei  es 
weil  hauptsachlich  nülitluriache  Grunde  auf  di^  Art  der  Beechraukung  einwirkten. 
80  2Qg  sich  das  ^fttera  rdmiaeli«  Kalaenrelek  anf  die  SOdaaite  der  Denaii  md 
auf  die  Weetseito  vom  Bhein  anradc,  am  sich  besser  gegen  die  Bbftlle  der  Ger. 
uaaan  au  TertbeidifSB. 

2.  Die  Iluasgrenze  ist  für  die  Yertbeidigung  des  Gebiets  insofern  nfltz- 
lieh,  als  dem  feiridlichen  Uebergang  natürliche  TTindermsse  im  Wetrc'  stehen,  welche 
durch  die  Kiitgökuüijt  noch  verstärkt  werden  können.  Sie  ibt  uberdem  insofern 
auch  eine  klare  Grenze,  alä  die  Ufer,  als  je  dem  einen  oder  andern  State  auge* 
hOnit,  adiaif  beaeidmet  alnd  Alier  imUelirigniiitdieFliiasgreDae  nicht  aweek- 
aftaatg,  «eU  die  dgmtiiche  Grenalide  famittea  deaFfansea  beettadig  verwiaekt 
und  anch  verändert  wird  und  wenn  die  Flüsse  schiffbar  sind,  die  SchiffTahrt  sich 
gerade  auf  der  Grenzlinie  bewegt,  daher  die  Unterscheidung  der  Statshoheit 
während  der  Fahrt  entweder  zweifelhaft  winl .  oder  nac)}  nudern  ErwJlgtmgen  als 
der  GrenzUnie  bestimmt  werden  muss.  Mau  untersucht  daher  gewöhnlich  nicht,  ob 
daa  Schiff  eher  dlesselte  oder  Jenaeite  der  MtttelUnie  alch  bewegt  habe,  mon  etwa 
die  «iiirfftiiftitrfie  Oomoetena  aher  efai  verObtea  YcraolHn  an  ermittdn  ist.  atmUtmi 
nfamnfe  im  Zweifel  an,  dass  je  nachdem  daa  Schiff  dem  einen  oder  andern  üferstat 
anyehAre  odar  auch  nur  da  stationirt  sei,  die  Gericht<?hnrkeit  des  betreffenden  Stats 
im  Zweifel  b^;rOndet  sei.  Der  Thalweg  selbst  gilt  dann  als  eine  gemeinsame 
Grenze.  Mit  Unrecht  wird  er  als  neutral  beaeichaet.  Er  gehfirt  nicht  keinem 
der  helden,  aonden  eber  jtdta  der  beiden  Chebiet«  an,  aoieil  daa  iBwihanpl 
TQfff^  iaL  fir  nird  daher  von  beiden  Tfatienin  Ural  aar  Sdittdirl  benMrt^  und 
kainer  der  beiden  Staten  daif  djeaeo  Qeimdli  hemmen.    Tgl.  tmten  §  303. 

3.  Die  Mitte  des  Flusse?  kann  anch  von  dem  festen  Uferrand  aus  be- 
messen wenfrn.  Aber  wenn  der  Fluss  selber  veränderlich  ist,  so  ist  es  iinpa-ssend, 
eine  bewegliche  Grenze  durch  eine  unbewegliche  Linie  fiziren  zu  wollen.  In 
neuerer  Zeit  zieht  man  bei  schiffbaren  Flossen  den  Thalweg  vor,  weil  eben  da 
der  H^mptdiUB  aidi  bewegt^  wddier  ab  Qrenae  dient  Der  Aaadmeii  iafe  aogar  in 
den  fiaaaflabdh  geachil^benen  Friedensvertrag  ven  lAneville  vom  9.  Febr.  1801 
Art  ni.  ttbexgegangen:  ,4e  Thalw^  de  TAdige  servant  de  ligne  de  d^marcation** 
und  war  früher  für  die  Bhein^en^e  zwischen  Fraokreidl  Vnd  DentoOiyaDd  aosr* 
haont.  KeichMle^utaüonsbeschluss  von  1^  §  30. 

209. 

IHe  FKnii^miae  irt  nisoliBni  YBritodcrlioh^  ab  dar  Ftnaa  aain 
Batt  und  acian  lUweg  gelegent&Gii  HcSndaEt 
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Wenn  tber  te  nnu  sein  Batt  gaai  Tfld&irt  «nd  eine  neue 
Bicihtimg  einsdilSgt,  dann  bleibt  das  alte  Fhi88l>ett  die  Grenze. 

Die  Verändcmncr  des  Thalwegs  kann  auch  kfirjofUch  darcb  WasserbfiTitoTi  be- 
wirkt werden.  Schoo  doshalb,  weil  dadurch  die  g:eijjeinf>aine  Grenze  at^iciit  wird, 
U&rf  kein  Uferstat  willkürlich  solche  üferbautea  vornehmen,  weldie  jene  Aeodorong 
iHtdi  tfoh  riaiHtti  WM  digiogm  die  FioiBoiiecliaii  bi  neehMleeitigeni  Sbnef* 
■lliidiibi  rtSkogn,  ee  iriid  nnhfidwiMich  anek  der  UmOidi  veitiidnis  Thahieg 
all  Gioiie  anerkannt 

Wenn  der  THm^i  eine  f^nm.  andere  Richtung  nimmt  und  dn  nencs  Bett  gräbt, 
8o  ist  das  nicht  mehr  die  unvermeidliche  Wandelbarkeit  der  Flussgreiize ,  Bondem 
ein  neuer  Einschnitt  in  das  eine  oder  andere  unzwdfelhaftc  btatsgebiet  iünein 
in  iJbveiohnng  von  der  bisherigen  Landesgrenze.  Das  darf  natflrHch  keinen  Oe> 
InelBVEiliiat  dee  einen  nod  lifline  CMUetienTälennig  des  oden  Stala  begirUndea* 
YgL  Hngo  GroUna  IL  8.  i  16. 

300. 

Buioweit  nicht  die  Nationalität  eines  Schiffes  eTit8chei(Iend  ein- 
wirkt, steht  beiden  Uferstaten  eine  concnrrirendo  Gebietshoheit 
(Pdizeigewalt  und  Gerichtsbarkeit)  über  die  auf  der  GrensUiue  hin- 
fahrenden Sohifie  m 

Tgi  an  f  898.  816. 

301. 

Ebenso  wird  die  Mitte  eines  Landsees  als  Grenze  z\\nschen 
den  entgegengesetzten  üferstaten  vermuthet,  wenn  nicht  duixh  Ver- 
träge oder  Uebung  eine  andere  Grenze  bestiniint  ist.  Danebon  wird 
die  freie  S  lufPfahrt  auf  dem.  Öee  für  beiderlei  Uforbewohner  als 
Itsgeli  anerkannt. 

Hier  muss  die  IGtte  von  beiden  Ufern  ausgemessen  werden,  da  es  einen  Thal- 
mg  nicbft  gftt»  oderirenigAeM deoMUw  nkfefc  eben»  denküch  ist»  wie  MVMMbb. 

302. 

Bildet  das  freie  Meer  die  Grenze  des  Statsgebiets ,  so  wird 
angenommen,  der  nasse  Küstensaum  sei  noch  so  weit  der  Stats- 
hoheit  unterworfen,  als  die  Statsmacht  vom  Ufer  her  sich  darüber 
erstreckt»  also  auf  Kanonenschassweite. 

Eine  genaaere  oder  engere  Grenze,  wie  insbesondere  die  von 
einer  Seem^e  oder  drei  eof^üschen  Meilen  von  der  Küste  —  zur 
Zeit  der  £bbe  —  kaim  TertmgsmSssig  oder  statsrechtUcli  bestimmt 
mordeii« 


Google 


18S 


Utrl«  Bock. 


1.  Diese  AoBdehinmg  der  Gebietshoheit  Aber  das  feste  Lud  hinaus  in  den 
Bereich  des  seiner  Natur  nach  statenlc^en  Meeres  ist  freilich  nur  eine  be«?rbninkte. 
keinp  vo1lFtnnf1ii!o  Vf^l.  darOber  unten  §  31Ü.  322  £F.  Das  Mass  der  Au  irlmniiL': 
ist  uberdcm  seit  Ertiuduag  der  weittragenden  gesogenen  GeschOtae  erbeblich  grosser 
geworden;  udessen  ist  älese  Erweiterung  nnr  die  mUüSkb»  WAmag  der  gesteigerten 
StBiHMflIit  Aa&agi  noeiite  der  Hammenrarf,  dann  der  Pfeilecfcass  die  engere 
Qfente  beieidmen,  denn  kaa  die  Erflndiing  nnd  der  groeee  Fortadttitt  der  Fenei^ 
Waffen  in  einer  Beihe  von  Abstufungen  von  den  nnsichem  tind  nur  in  kurzer 
Flugbahn  wirkenflen  ersten  Geschützen  bis  zu  der  scharf  nnd  wefttreffendcn  ge- 
zogenen KanmiL  der  Gegenwart.  Immer  ist  der  leitende  Gedanke  der:  ..Terrae 
dominiM"'  tmitui,  ubl  mütur  anuorum  vis"  oder:  ,,quou8que  e  terra  imperari  potest." 

S.  Die  Seegrenee  ven  8  (englischen)  MeOeo  oder  einer  SeenMile  iet  i.  & 
in  denTerCrtgen  svieiten  England  nnd  den  Vereinigten  Suten  rtm  AnmUcn 
fom  28.  Oct.  1818  (Art  1)  und  Ton  Frankreich  und  England  in  dem  Vertrag 
vom  2.  Aug  1"^;  (Art  0  and  10)  anerioumt  V|^  Oppenlteim  VflQRiMkt  IIL 
I  6.    Phiüimore  I.  235  f. 

3.  Da  die  neuen  Geechtltze  bis  auf  5  englische  Meilen  wirken;  so  fragt  sich^ 
oll  die  Uaherige  Gtenie  fen  8  Meilen  nldrt  m  kan  bemessen  iit  Vgl  darober 
die  Nete  dee  amerfkantsfJwn  IDnlMera  Semid  an  den  wigHerhen  QeedilftiMgev 
In  Washington  vom  16.  Bept.  1864,  worin  folgende  Fragen  gestellt  lind:  1)  Sdl 
nun  die  Gerichtsbarkeit  des  Küstenstats  von  3  auf  5  Meilen  erstreckt  werden? 
2)  Wenn  die  Kanonenkugeln  der  Kriegrachiife  auch  nicht  den  neutralen  KOetcn- 
saum,  so  wenig  als  das  neutrale  Land  erreichen  dürfen,  sollten  jene,  die  Schuss- 
weite von  5  Meilen  vorausgesetzt,  erst  in  einer  Entfernung  von  8  Meilen  von  der 
BMei  fSmoa  dOrÜBn?  8oD  ftMunpt  kein  hesUmiiHee  Maai  (in  Heilenadil)  der 
l^atkamg  amewnuneD  weiden,  eonden  Aflee  von  der  IVegmite  der  €Mioese 
■M*«itfg  gemacht  werden? 

Wenn  zwei  Staten,  welche  an  das  freie  Meer  grenzen,  einander 
80  nahe  sind,  dass  der  Kiistensaum  je  des  einen  Stats  in  den  Küsten^ 
sanm  des  andern  hinUbciTuidit,  ao  siud  sit*  veq)flichtet,  einander  in 
dem  gemeinsamen  Gebiet  wechselseitig  den  Küstenschutz  zuzuge- 
stehen, oder  über  eine  SdieideUme  sich  zu  vereinbaren. 

Bas  VerhiUtniss  der  beiden  rfrrstatcn  vrh-i]  liier  ahnlich  wie  in  den  Fallen 
der  Flus»>  oder  Seegreose.  £•  tritt  eine  concurrirende  Qebictshoheit  ein. 


t.  Ociintlklie  Clewisser.  Die  lleerafMkelt. 

304. 

Dm  Meer  ist  von  Natur  zur  Sonderherrschaft  ungeeignet  und 
dem  gomemen  Gebrauch  aller  Kationen  geöfbet  Das  Meer  ist  frei. 


i^'iyui^uu  Ly  VjOOQle 
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An  dem  f  ffonfii,  freien  Meer  ist  keine  Gebietshoheit  eines  cin- 
zdnen  States  oder  mehrerer  verbu&dener  Staton  mögUch  und  zulässig. 

Noch  im  riebgefanten  Jahrhundert  ^mochten  m  efaunbie  Statea,  rieh  eine 

Aitsschliessliche  Seflu^rrschaft  über  bestimmte  Heere  amnunassm  und 
andern  Nationen  die  SdiiftTalnt  oder  I'ischerei  daselb.st  m  verbieten.  So  z.  B. 
Portugal  und  Spanicu  in  den  Ufit-  und  Westindischen  Meeren  unter  Berufung  auf 
die  Verleihung  des  Papstes.  Auch  England  behauptete  ein  besondcretj  Kcclit  auf 
die  Meere  m  haboi»  iveldie  dfo  britiaelieD  losdii  nmfliwen  imd  ebrebte  sogar  eine 
nnlvenelle  Henaehaft  zur  See  flberhanpt  an.  (Vgl.  Baeon  bei  Laurent  £tiid. 
XT.  S.  51)  Gegen  dieee  Anmassung  erhob  sich  Hugo  Groot  in  seiner  be- 
rülnntcn  Selulft  ,.mare  irijerum"  (Utrecht  1609)  mit  wissenschaftlichen  GrOndcn. 
Dem  heutigen  Ket  htsliewusstsein  der  Menschheit  ist  die  Freiheit  des  Meeres  von 
jeder  Statsherrschafl  nicht  mehr  zweifelhaft;  und  die  seefalirenden  Völker  üben 
diese  Freiheit  in  allen  Richtungen  unangefochten  aus.  In  Folge  dessen  ist  der 
grCeacro  Thdl  der  firdoberfüdie  allen  Töikern  gemeinsam  und  dient  aa  dem 
menachlicheii  Terkehr. 

305. 

Das  heutige  Völkerrecht  gestattet  nicht  mehr  die  Abschlicssnnj» 
cm  ^  Meeres  von  dem  Weltverkehr,  welches  von  Natur  oder  durch 
meuscliliche  Cnltnr  der  Scliifffahit  2;ugänglich  und  mit  der  offenen 
freien  See  verbunden  ist,  auch  dann  mcht,  wenn  jenes  Meer  von 
einem  Ötatsgebiet  umscliiosäen  ist. 

In  alter  Zeit  war  diese  Regel  noch  nicht  aneifaHmt.  Die  Phönizier  und 
Karthager  betrachteten  das  mittelländische  Meer  grossen  Tlieils  als  ihre  See, 
ebenso  später  die  Römer.  Danemark  machte  v'mo  Zeit  lang  ähnliche  Ansprüche 
der  Herrschaft  über  das  Balli&che  Meer;  die  licpublik  Venedig  wollte  im  Adria- 
tischen  Meer  allein  herrschen,  die  Republik  Genua  im  lignrischen  Meer,  die 
Tttdoel  behmqrtete,  da«  das  Aegftisehe  wie  das  Marmarameer  ibr  Eigeothmn 
sei,  Bmialand  weigma  finaadeD  Natlooflii  ^e  Seeikbrl  anf  dem  achwarsan  Meer. 
Alle  diese  Frätendonen  mussten  schliesslich  der  steigenden  Anerkennung  der  Meere»* 
frciheit  weichen.  Durch  die  Pariser  Coiigics«!)«  tc  von  1856  Art.  II.  ist  der  Satz 
aasgesprochen  worden:  „La  mer  Koire  est  ueutralisäe,  ouvole  ä  la  marine  mar- 
chando  de  toutes  les  nations". 

806. 

Geschlossene  Meere  mden  nur  insofern  anerkaimti  als  sie 
für  die  Schifffahrt  vom  offenen  Meer  her  unzugänghch  und  von 
diesem  valiig  abgetnunt  sind.  Dieselben  sind  dann  ähnlich,  irie 
die  Biimeiueen  ndt  sfiasem  Wasser,  der  Stalshohflit  mitenroifeii. 

Sni  von  jdier  anerkaimtea  Bebptel  H  das  Todte  Meer  in  BfAea,  An 
dem  Kaapiscliett  Meer  begegnea  deh  Terachiedeae  Hationen  and  SMea,  ilwr  eins 
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Viertes  Bück 


Yerbinduiig  mildem  W<llaiHri*iilehl  dl.  0bliH^1wii|  ämm^f(mMhm 
Meer  sa  niMliai,  liegt  dali«r  idciit  lelir  feiM. 

807. 

Auf  offeaem  Meere  ist  sowohl  die  Schif^Eiiuct  als  die  Fiadiflni 
fiir  all«  National  und  für  Jedermaiui  yölUg  M. 

JHeSdfalflMirt  ist  nmichsl  alsHandeli-  und  YerkehrssehifffAhrt  frei 

Eben  für  den  Weltverkehr  ist  das  Meer  offen.  Neben  der  Schtfffahrt  zum  Yerlcehr 
konmit  als  zweite  Hniiptniitzung  des  Meeres  die  Fischerei  in  Betracht.  Auch  in 
dieser  Hinpu  ht  hat  kein  Stat  ein  Recht,  für  seine  Fischer  ein  Privilegium  anzu- 
sprechen und  diu  fremden  Fischer  davon  auazuachliessen.  Die  reichen  Schätze  des 
Miera  ibd  dar  gaano  MeoMiUidt  offn.  N«äi  im  MlitielnAeii  Jefarinuideit  nnale 
rieh  die  Krone  Dinemark  dae  laewMieeeHeTie  Kedit  der  FIach«rei  an  In  den  Ge- 
wässern der  Nordsee  in  der  Nähe  von  Island  und  Grönland  und  gerieth  darOber 
mit, den  Verrinir^en  Strton  rlrr  Niederlande  in  Streit,  Auch  die  Beschriuikimw 
dieses  Rechts  auf  15  Seemeilen  von  der  Kflste  weg,  welche  die  däni^rhe  Regiening 
schliesslich  augestand,  ist  durcliMis  ungenügend  und  wurde  von  den  andern  Staten 
nicht  anerkannt  In  onaenn  Jahiinmdert  entstand  wiederiioh  Streifc  twisehen  Eng» 
bnd  imd  den  VereliiigleD  Steten  toq  Kecdamerika  Uber  die  ergieii%B  Fbeheret  in 
den  Glewässem  ron  Neufundland.  Ein  Vertrag  vom  2.  August  1839  gestai^  den 
Amerikanisclien  Fischern  die  Fischerei  zn  bis  auf  drei  Meilen  von  der  Küste.  Vgl. 
darüber  Phillirnore  I.  IBO  ff.  lieber  die  Fischerei  an  den  frfin?:r«isrh  rncH-^rhen 
Küsten  ist  im  Aov.  ISö?  ein  neuer  Vertrag  abgeschlossen  worden,  weicher  in  dem 
gemeinen  Heer  die  absolute  Freiheit  sichert,  In  den  Eigeogewäseem  dag^n  die 
iwrttffliiilt  Fliflimwi  veriMhllt» 

308. 

Das  iU'clit  der  freien  SeliilFlaiirt  auf  offcTiem  Meere  wird  nicht 
verletzt,  sondern  luuli  Umstiinden  geschützt  durch  völkoixedltUche 
Beschränkungen,  der  Kriegamanne  in  beatinunten  Meeren. 

Ein  Beispiel  lat  dtft  Beschränkung  der  Zahl  der  BttaataelieA  Krieg!- 

schiffe  im  j^clnvrtrren  Meer,  welche  der  Priri^er  Friede  von  1856  angeordnet  und 
die  Löiidouer  Conferenz  von  Ihii  wioilor  iLutfiegeben  hat,  ein  anderes  i«ä:t  das  Ver- 
bot der  Durchfahrt  fremder  Kriegsschiffe  durch  die  Dardanellen  und  den  Bospiiorua 
von  Seite  dar  k  Ffbtlfc  TciMge  von  London  13.  Juli  1841  und  Paria  SO.Märs  1856. 

309. 

£iner  beschränkten  Gebietshoheit  unterworfen  sind: 

a)  der  dae  Land  bespäleade  Ktiatenaaim  (§  d02), 

b)  die  Seehafen, 

c)  die  MMveseinbriuilie, 

d)  kleinere  uriadien  swei  Vor^rÜagen  des  Landes  gelegene 
Btushten» 


Die  nabt  Büdtbng  Midier  Tbefle  des  Meeres  mm  Lande  und  zun  Stat 

rechtfertig  eine  relative  Ansdohming  der  Gebietshoheit.  Dieselben  wcrdai  als 
Zugehörigkeit  des  Lande»  l)etrachtet,  dessen  Macht  und  Schutz  sich  darül)er  er- 
ikreckt. Die  Sicherheit  des  ätates  und  seiner  Beditsordnong  ist  dabei  so  offenbar 
liiliiiwlil,  4mi  dtr  gBvtihrta  UütMilab  dnr  BMWMMflliiiiiitfMiito  bei  Btichtgn  akhl 
imnflr  als  geBfigend  «Mhtet  wird.  IndaHea  iat  dieta  Anadehnof  dodt  nur  d» 
zuzugestehn,  wo  ihre  Gründe  wirkraon  sind  und  nicht  wo  der  Unfaiig  dar  Bodift 
sich  weiter  crstreclct,  und  lediglich  als  Theil  des  offenen  Meeres  erscheint,  wie 
z.  B.  in  der  Hudsous-Bai,  und  in  dem  Mcerhu-icii  von  Mexico.  Unbe- 
stritten ist  die  Seeherrschaft  Kuglauds  zwisclien  der  Insei  Wight  und  der  Englischen 
Küste,  aber  keineswegs  gutzuheissen  in  dem  ganzen  Kamd  oder  in  dem  Meer 
cwiachoi  £ngland  und  Lrland,  wenn  gletdi  der  «"g^^f  Admiralitfttshof  die  Lehre 
von  den  ,^ngen  Meeren"  (Narrow  8eaa)  oft  mit  Erfolg  über  OebOhr  aai- 
dehnte  und  grosse  Stücke  des  offenen  Meeres  ids  sogenannte  „Königskammern" 
(King's  Chambers)  in  Beschlag  zu  nehmen  versuclite  Per  Vertrag  2\\'iscl]en  England 
und  Frankreich  vom  2  Amt  1839  über  die  CaaialÜscherei  bestimmt  in  Art.  5,  da^ 
die  Üaien  von  weuij^tr  als  zehn  Seemeilen  weiter  Ocöuung  noch  vou  dem  zum 
liSttdi  jpdlOK^I^CA  JQtoiCfflMHOft  UflSfiMHlt  ^VMPdflB«     ^SbODflO  klDA  dUiB  EbOTMldMlft  dttT 

Torirei  über  die  Meereogoi  der  DArdanellea  und  dea  Bosphoraa  nkht  be- 
zweifelt werden,  wMm  gMdi  daa  neuen  YOlkarreciht  ftr  die  freie  Sdiiffifohrt  auch 

durch  die^p  Meerenj^n  ins  schwärzt»  Meer  sorgt  Pariser  Vertrag  vom  30.  Mar?: 
1856.  FiTiinli  II  K'i  i(  f^'sschiffcu  wird  die  Durchfuhrt  untersagt,  ausser  zn  K!irea 
eines  titatähauiXcs  an  liord.  Erklärung  der  h.  Pforte  vom  28.  S^t  (Stäb>arch. 
Kr.  8666.) 

310. 

In  Folge  dieser  beschrankten  Ctefaietohohoit  ist  der  Stat  be- 
rechtigt, alle  zum  Schutze  seines  Gebietes  tmd  seiner  Bechtsorduimg 
Bothigen  Massregeln  auch  Uber  diese  Theile  des  Meeres  nn<;zudehiieii, 
polizeiliche  Anordnungen  zu  treffen  bezüglich  der  Schifffahrt  und 
der  Fischerei,  aber  er  ist  nicht  berechtigt,  im  Frieden  die  Durch- 
fahrt oder  die  Benntsimg  dieser  Gewüsser  für  die  Sohifffahrt  will- 
k&rlich  sn  nntenagen  oder  mit  Stenevn  zu  beschweren. 

1  So  kaan  der  Vferatat  Ini  DnlerMM  leiaai  Zollsystena  die  firandn 

Schifiie  anweisen,  nur  itt  bestimmten  Stellen  aa  laadea  und  sich  des  Verkehia  aiit 

den  Küstenbewohnem  zu  entlialten,  im  Interesse  der  Sicherheit  die  Annäherting 
von  bewaffneten  Schiffen  verhindern  u.  .«  f  Selbst  Verbote  der  fremden  Fischerei 
kommen  hier  mch  vor  und  werden  anerkannt.  Die  Reguliruug  der  Fischerei  iu 
diesen  Gew&ssem  ist  ganz  unbedenklich.  Insbesondere  wird  die  heimische  Angel- 
fiaelierei,  «eklw  dnidt  aohwlBaacpde  Bq|ee  erittnabar  gemacU  nkd,  gßgaa,  die 
0raadfise]ierei  dl  dmdi  FoÜMffecnrdaai^iai  gpaehMI 

2.  Eine  sehr  storke  und  tat  Chrunde  nagwachte  Benntaung  der  Seeherrsehaft 
geschah  durch  Dänemark,  iiidem  e«  wiihrend  Jahrhuiuli  it(  n  im  I^rsitz  <!<  r  Iwiden 
Enboagen,  welche  dea  Sondpass  eineugen,  auf  der  eiuaigen  Fabnitraflae  aus  deut 


baltischen  Meere  in  die  Nordsee  den  sogenrinnton  Sund  zoll  erhob.  Den  mittel- 
alterlichen Rechtsansichten  iv^ar  diese  Zollerliebung  nicht  ebenen  ;>ngt^gip:,  wie  dem 
modenjen  Rechtsbewnsstsein.  Die  eiiropÄischen  ßtateai  iiesseii  sich  daher  dv^f  Ho- 
lästigung  gefallen  und  suchten  nur  durch  Vertrage  eine  weitere  Erschirerung  za 
TGzlifiten.  EM  der  oflioM  und  mticliifdiiiip  Widexspcuch  der  Vtttfaügtsii  Statsn 
von  Amerika  nOtUgte  Dinemuk  Aber  AbUtoong  dee  SondcoUs  m  nchandela.  Seit 
dem  Jahr  18&7  k/b  vm  diese  Bc^hwerdc  der  Schifffahrt  von  den  Abflgen  8M8D  ver> 
tngsmlirig  kqgekiaft  und  die  freie  ächiffiEahrt  am  1.  April  1Ö67  heigesteUt  wüfden. 

311. 

Die  Ströme  und  Flüsse  gehören,  wenn  sie  innerhalb  eines 
Landes  fliessen,  zu  dem  Statsgebiet  des  Laadea,  wenn  sie  zwischen 
zwei  Staken  die  Grenze  bilden ,  im  Zweifel  je  zur  Häifte  bis  in  die 
Mitte  den  beiderseitigen  Uferstafcen  so. 

Yiß,  oben  m  Ali  S96u 

312. 

Schiffbare  Ströme  und  Flüsse,  welche  das  Gebiet  mehrerer 
Staten  durdifliessen,  begründen  ein  gemeinsames  Recht  und  Interesse 
aller  dieser  Staten  an  der  geordneten  und  freien  Benutzung  der- 
selben zur  Schifffahrt. 

Jeder  der  betheiligten  Staten  ist  verpflichtet,  auf  seinem  Gebiet 
sowohl  für  die  Offenhaltung  des  Fahrwegs  f&r  die  Schiffe  als  f&r 
ämt  Unterhalt  der  Leinpfade  sn  sorgeiL 

Es  ist  das  einer  der  venigen  Fortschritte,  welche  die  Entwlckhmg  des  Völker- 
rechts ]iaii|»taichficli  auf  Betrieb  des  IVeinsischeii  Oesaaten  WÜb.  v.  Humboldt 

den  Verhandhui^rcn  des  Wiener  Congresses  verdankt.  Die  Wiener  OongreBsacto 
von  1815  Art.  ins  lautet:  „Lea  Puissanccs.  dont  los  dtats  Bont  g<'>por<^  mi  travers^s 
jjar  UDO  nn'iiie  riviere  navigable,  s'engageiit  a  regier  d'un  commuu  acconl  tont  cc 
qui  a  rapport  ä  la  uavigatioa  de  cette  rivl^rc.  Art.  113.  Chaque  ^tat  riveraiu  se 
ebargera  de  Tenlretiai  dw  ciiemins  de  halage  qui  passent  par  son  tenritoire  et  des 
tmniDt  nfoesBilres  poar  la  ndm  ^tsndne  dans  le  llt  de  1»  iMtoe,  poor  m  ftiie 
^[Mronver  aucun  obstacle  &  kt  navigation."  Der  Flnss  bildet  Siii  nsUbüches  Band, 
velches  die  Länder  verbindet,  die  er  dnrchfliesst.  Sein  GevrJlsspr  erpibt  sicli  niclit 
vOlh'g:  der  Snnderhcrrschaft  ein«*f?  States,  es  fliesst  weiter,  iinbekummert  um  die 
statliche  Gremse.  Ks  dient  daher  auch  der  pemeinsamea  Schifft'ahrt,  iioweit 
der  Fluss  schiffbar  iai.  Ks  ist  uur  eine  Anerkennung  dieser  natOrUcl^  Veiiiftlt^ 
irisse,  wenn  die  BechtaordiraDg  diesen  ZOTMmwnhang  nnd  diese  Qemefaiichaft  sehntet, 
und  nidit  gestattet,  daas  einer  der  UfuwUlen  einseätlge  HmiMw  bereite,  sondern 
fiehnefar  alle  Uferstaten  verpflichtet,  zur  Erhaltung  der  Schifffahrt  die  nöthigcn 
Miutsreprclu  (  Ti  Raimigang  des  FMwtts,  HflnteUimg  der  BMtoraie  nad  Lein- 
j^ade)  anjwqnineiL 
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818. 

Die  Flu88-  und  Schifffahrtspolizei  roII,  soweit  gi^  iz> iiisame 
Interessen  betrifft,  auch  gi nuiiisain  tkuL  denselben  üeciitsgrund- 
siitzen  geordnet  werden.  Aiisnahmen  erfordern  eine  besondere  Be- 
gründung. 

„R^anant  ponr  la  libre  navigation  dei  tifttres.  Art  JL  La  navigation 
dang  tout  le  conra  des  riviArrs  itifliriuf'^As  .  d\\  pomt  oü  charunc  d*elle  devient 
navi^able  juaqu'ä  sou  emboucimre,  sera  entiöreiaeiit  librc  et  iie  pourra,  sous  le 
rapport  du  conuacrce,  etre  iuterdit«  k  persoime,  en  se  couformaut  toutelbiB  aux 
rtiJwDMrta  td  moat  anMi  pouv  m  poUm  ^im»  naatii«  vaSinm  ptnt  tom,  et 
•nad  fimiaUe  41»  poiaflile  an  ocnmeiee  da  tonlea  ka  naticiia.  Ait  HL  Le 
g)st«me  qiü  aem  tebfi,  tast  pow  k  peN^ption  des  dralla  qne  pour  le  mainte 
de  la  i)olice,  scra,  autant  quc  faire  so  pomra,  le  mtme  ponr  tout  le  cours  de  la 
riviorc.  ft  s'ötcndra  aussi,  k  moins  qua  des  circonstances  partioilR'ics  ne  s'y 
oppoBcnt,  sur  ceux  de  embranchemeos  et  confliions  Qoi  dans  leur  coura  naTigablo 
s^parent  ou  IraverBeut  diff^euü  eiata.'' 

814 

Wenn  die  sehifibaran  StiQme  oder  Flfisse  mit  dorn  offenen 
Meer  in  Yerbindimg  stehen,  so  sind  dieselben  den  Sduffen  aller 
Kationen  im  Frieden  offen  m  halten.  Die  freie  Sduff&lirt  darf 
nicht  zum  Nachthejl  eiiiaelner  Nationen  gehemmt,  noch  nngehOhrlich 
heUMigt  werden. 

1.  Dj>  WiPTirr  Congressactc  sprach  diesen  Gnmdsata  znnflrbst  nur  für 
die  europftistheii  i  iuose  und  mir  unter  der  Vonvussetziuitj  auK.  dasa  eia  FIurr  durch 
swci  oder  mehrere  Slatügebiete  lliesst.  Axt.  lOÜ.  „La  uavigaüon  daus  tout 
le  com»  dea  ibttrc»  indiiii^  dana  Taiticle  pi^eMent  aeia  entifaremaiit  Hbre.** 
Alter  gaai  diaaelben  Grtknde,  «dche  die  bete  FlnaaMhiSlakurt  In  EnropA  ala 
vöIkeiTCchthVbe  Forderung  rechtfertigen,  finden  auch  wS  die  amerikanischen 
Ströme  und  in  allen  "Weittbcilen  Amvcndmig.  Das  neue  völkerrechtliche  Princip 
muas  al!?o  allmJlhlich  überall  zur  Geltung  gebradit  werden.  Sodann  Ist  die  Be- 
schränkung des  Gruiidsatses  aot  die  sogenannten  Gemeiaflüsse  deshalb  uuhaltbar, 
wen  die  SddiKdirt  auf  dlaaen  aidik  bteaa  fbr  die  Sdblife  der  üferataten,  aondem 
für  den  WeltTerkehr  frei  ist  und  iiieltt  efaumaehen  iat,  weaahalb  die  swei  oder 
mehreren  Üfentaten  verpflichtet  sein  sollen,  fremde  Schiffe  zuzulassen,  während  ein 
einzelner  Flti^at  dieselben  an  der  Einfahrt  verhindern  könnte.  Der  Eine  Stat, 
desscu  Gebiet  der  Fiuss  allein  durchflicsst ,  Vnnn  nicht  mehr  Rechte  \md  kein« 
grikäüere  Herrschaft  habeii,  als  die  mehreren  Ulerstaten  an  einem  Gemeinflussc  zu- 
sammen. Es  gibt  keinen  inueru  Grund,  wesahalb  für  fremde  Nationen  die  ä€hiir- 
fiüirt  auf  den  Rhein  freier  sein  aofite,  ala  auf  der  Themse,  eonet  mflaate  niaa  sn 
der  imrianigiin  ScMuaeibilgaiimg  fcoBeaea»  daai  die  läBlgaeg  einea  geuMi  Fhiaa- 
«Malaie  daifrUarnater  mehrere  0tatea  geMk  mfi  in  Btaem  8Utf  gebiete 
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die  Aaflnbang  der  Mcn  ScfaUffahrt  fbr  fremde  Nationen  mdi  iidi  zöp^c,  die  zur 
Zeit  der  Yietetaterel  ab  Völkerrecht  gegolten  hnttc.  So  war  B.  der  Mississippi 
froher  ein  Gemeinstrom  und  ist  jetzt  ganz  in  dem  Gebiet  der  Vereinip:ten  Statcn. 
Ebenso  ist  nun  der  Po  ein  italienischer  Fluss,  der  früher  ein  Gemeinfluss  gewe&cn 
war.  Die  FrcUxelt  der  Weltschifffalirt  auf  dii^u  Fltiaaen  giündet  sich  nicht  auf 
die  Betheiligung  mehrerer  bestimmter  Statoi  an  douFhimfer  md  der  FhiBriioheTt, 
aondeni  anf  den  Zmammenhazig  des  Fhuns  mit  dem  tnkn.  Meer  and  anf  die 
YefWndung  der  Gewlaer,  irelche  den  Verkehr  der  Menschen  Tcrmitteln.  Die  ins 
Meer  mündenden  Ströme  sammt  ihren  NebenflOasen,  welche  sir  ^^-il^ir*  rul  ihrr^s  T.mifes 
aufnehmen,  gehören,  soweit  der  Weltrcrkehr  sich  darauf  t>ew^t,  zum  Meer  und 
es  wirkt  dessen  Freiheit  auf  ihre  Freiheit  zurttclc. 

9.  Beachtenswerth  sind  die  Yerheiidlangen  der  Bhefanftratalcn  mit  dem 
KOnigrdeh  der  SOednlnd^  mlelMs  efaie  ScndeilieRiditft  fliier  die  BhriiniilliidiingBi 
Mhcnpteie»  mO  es  in  den  Tertrtgen  nicht  heleee:  tjaeqoe  dani  Ia  ner/'  sondern 
nur:  Jusqu'ä  la  mer"  1816 — 1831.  Endlich  musste  doch  zugestanden  werden,  daae 
der  letztere  Ausdruck  ebenfalls  den  Zusammenhang  des  Flusses  mit  dem  Meer  be- 
deute Alu  r  wiidr nun  weigerten  sich  die  Niederlande  später  für  die  Schifttmr- 
haitimg  der  lüieiumündungen  zu  sorgen.  Endlich  aber  bestimmte  der  neue  Schiff* 
fidutmrlrag  von  17.  Oei  1868  in  Art  t  „Die  Sdiiffidirt  eaf  dem  Bhein  und 
•einen  AaflOeeen  nn  Bteel  Ue  in  dee  effne  Meer  loll  eomU  anfwine  ab  al»«Mi 
den  Fahrzeugen  aller  Nationen  zum  Transport  voa  Waaren  und  Pecsenen  gfr> 
stattet  sein.  Art  2  T>ie  zur  Rheinschifffnhrt  gehörigen  ScMffe  fd.  h.  ■reiche 
die  Flagge  eines  der  KhcinuferBtaten  führen  dürfen)  können  auf  jedem  beliebigen 
Wege  durch  das  uicderliUidische  üebiet  vom  Rhein  in  das  offene  Meer  fahren  (also 
auch  anf  der  Scheide).  Sollte  einer  der  Wasserwege  anbmMlilMr  mvden,  eo  soll 
die  wa  deeMn  Eneü  der  ntederiandiedifln  SdiifllMirt  ugewleMie  WiweiHieeee 
andi  der  SchiffHahrt  der  flbrigea  üferiUten  offen  bleiben." 

3.  Aehnliche  Streitigkeiten  wurden  zwischen  Belgien  und  den  Nieder- 
landen über  die  Freilmlttmg  der  Scheide,  TwsQt^ich  der  Oaterschelde  ge> 
führt  1Ö46.  1840.  1Ö59— 1ÖG6. 

4.  Der  Vertrag  zwischen  England  und  den  Vereinigten  Btateu  von 
iünerikn  Aber  den  Lewreneestrom  vom  5.  JiDd  1866  eldiert  den  AngeliBifgen 
der  beiden  Steten  die  freie  BdilWBilu'i  sn. 

315. 

Es  düi-fen  nur  solche  Gebüiiren  der  Bemitzrmg  der  dem  Welt- 
verkehr offenen  Gewässer  auferlegt  werden,  welche  als  Gegenleistung 
für  die  Anstalten,  Werke  und  Arbeiten  zu  rechtfertigen  Find,  l'ür 
welche  der  Stat  im  Interesse  der  Schifffahrt  und  eines  geordneten 
Ziist^indes  sorgt,  Ebenso  dürfen  die  Vorschriften  über  Stapel-  und 
Ijaiidungsplützc  nicht  dazu  mißsbrauoht  wordrit,  durch  Nüthiguiig 
zum  Anlanden  und  Umladen  die  Schifffahrt  zu  erschweren. 

Kur  aUmAhlich  geii^  es,  diese  Folge  doi  Principe  der  freien  SchlfflEahrt  znr 
Oritom  wo  Vr^iyn  und  die  whlroifhfin  Junten,  mnii  die  wittnleHfiiticihe  Inndcn 
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koMt  den  Verleb  beMlnrart  hit,  ab—dhmite.  BbmIw  BMÜnnnmgffi  bertRHoh 

der  GemeinflOBse  hat  wieder  die  Wiener  CongreBsacte.  Art.  HL:  „Les  droite 
gtir  1a  navigatioi!  seront  fix6s  d'une  mani^  oniformc,  invariable  et  assez  ind^pen- 
danU'  de  la  qualiie  difterente  des  marchandises  pour  ue  pas  rcndre  necessaire  an 
exameu  deuille  de  la  cargaisou  autremcut  quc  pour  i-ause  de  fraude  et  de  coutra- 
vcntion.  —  Lft  taiif  «no  itali  r^lä,  il  ne  pourra  plus  ttie  ungmmrt«^  que  par  «e 
«nmugwMit  canran  dM  Mi  rftenini  Ift  mriffäSoa  ffMa  dlaulns  ilnilt 
^elconques,  oatre  cenx  ßx^s,  dans  le  r^glement."  Art.  114:  „On  n'dtablira  nalle 
pari  des  droits  d'ötappe,  d'echelle  on  df  relaclie  forc^."  Belbstverstäjidlicli  ist  die 
Erliebung  von  WaareuzöUcn  eine  gaiu  andere  Angelegenheit  uud  bat  grond- 
s|^sUch  mU  der  finandellen  Belastung  der  Schifffalirt  uicUts  zu  scliaffen. 

316. 

Bk  BiimenseGii  gehdran  ebemw)  dorn  Statsgebiete  xn,  Ton  äm, 
sie  umflcUotaen  werden.  liegen  dieselben  zwuicheii  mebreren  Staton, 
BO  ifttden  de  analog  den  StrSmen  behandelt  Abgeeebea  von  be- 
aondem  Verträgen  und  Yeriiiltadaaen  breitet  jeder  Uferetat  eetee 
Btairiiolieit  itm  Ufer  ans  bie  in  die  lütte  des  Sees.  Die  Benutnmg 
des  Sees  ist  jedoob  gemeinsam  fttr  die  Sduffifobrt  aller  Uferbewohner 
imd  wenn  der  See  mit  dem  Meere  in  schiffbarer  Verbindung  steht, 
auch  für  die  SchifiEfahrt  aller  Nationen. 

Die  Binnenseen  sind  ^wöiuilich  nur  ausgebreitete  und  iji  Fnljrp  der  Aus- 
breitung ruiiig  gewordene  iuäsbecken.  DaLer  ist  das  Jbluasrecht  aul  diese  ISeen 
inalog  aomditiHMBy  uid  der  ZmmmeiJisQg  init  Hesi  md  Hser  woihl  n  IhMtfTilwifi. 
Eine  Abgcoming  der  MitteUinie  ist  flneflich  hier  noch  schwieriger  ab  auf  FlflsNO 
nnd  nea  kt  aas  pmetisebon  Grtlndcn  genötingt  c  ino  concurrirende  Gewalt 
leichter  znzugestdiea  oder  die  Natknislitll  der  Sohifie  n  bertftksifihrtgML  Tgl. 
oben  xa  §  dOO. 


4»  Scblffifeidit» 

317. 

Die  Schiffe  werden  als  schwimmende  Gebietstheüe  des  Landes 
betrachtet,  dem  sie  nach  ihrer  Nationalitiit  angehören  nnd  dessen 
JElagge  sie  an  föhren  berechtigt  sind. 

Die  vfiDDeneehdiehs  Aw—Kia^  ^^gm  dteSeUfliB^  waklie  tsn  donLsade  heg, 

welchem  sie  angehören,  auf  die  offcue  S<^  hinausfahren,  ^ridusm  wandernde 
oder  schwimme  Ilde  Theile  des  Territoriums  seien.  —  Vattcl  nennt  das 
Sohiff  Mportion  du  tenitoire"  1, 19  —  ist  schoa  ^entlieh  alt,  uad  hat  eioen  nator- 
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liehen  Griiiul  in  dem  fortwirkenden  nation»Ien  Zusammenhang'  dos  Prhiffs 
mit  (U'm  Land,  dtjr  in  der  Flii^^cc  symbolisch  dai^cstcllt  wird,  in  dem  Scliutzbc- 
durluiäfi  Uiäi  iädiüiB  gegen  feindliche  Angride  luid  iu  der  Aumlehnung  der  uatiaiittlen 
Macht  und  des  nrtioMlwi  Yeritahn  durck  die  Krieg»-  ud  H»Tid<ilro>rine>  Jhhae 
jifc  M  auch  sebr  wichtig,  dlA  Kadonalittt  der  Sehifiie  kkr  ra  ftdlBB.  Dte  eof 
Bedien  Juristen  sträubten  sich  einige  Zeit  gegen  die  Anerkemuillg  jenee  SitHi 
bezüglich  der  Handelsschiffe.  Für  Krifirs.siliiffe  war  dieselbe  ttnvcrmeidlirh,  -weil 
in  dem  Kriegsschiff  die  bestimmte  Statsniaeht  liandgreiflicli  fiililbar  war.  Aber 
die  Augehurigkeit  der  Uandelsschitfc  au  den  ötat,  dessen  Flagge  sie  fahren,  ist 
ebenso  unzweifeUiaft 

318. 

Wenn  die  Schiffe  auf  offener  See  fahren,  so  erstreckt  sich  die 
Gebietshoheit  ihres  States  ungehemmt  auf  den  Bereich  der  Schiffo 
und  den  Theü  des  Meeres,  in  welchem  das  Schiff  sich  gevade  befindet. 

Sbelitae  Folge  dieiee  SMns  uldieBegrtiidiiiig  der  stttllokea  Oeriehti> 
^«rkeit  In  tUmä  Veigehenlllleii,  «dd»  ikli  vlbMoi  der  Seeiriirt  erdgiMB»  nt 

die  AusschlioMneg  einer  fremden  GCTiAUlwaAait    0ae  gtU  iber  nicht  bloss  im 

Vergehen,  di»»  inn^-rludb  des  Schiffes,  sondern  auch  von  solchen,  welche  etVS  VQB 
adb.ininiBettden  Ödu£8i;eQ068ea  um  dasselbe  her  verübt  worden  sind. 

310. 

Wenn  aber  die  SchiftV  in  f  in  iromdes  Statsgebii  t  riiifnhrr»n, 
indem  .^i>'  iu  einem  froindeu  Seeiialen  Anker  werfen  oder  cinon 
Strom  oder  Flusb  befahieu  ii.  dgl.,  so  werden  sie  der  iremden 
Statshoheit  eo  lange  antergeoi-diiet,  ala  sie  sich  in  deren  Bereich 
aufhalten. 

Die  fremden  Schiffe  können  sich  so  wenig  als  fremde  Reisende  der  Stats- 
hoheit entziehen,  in  deren  Herrschaftsbereich  sie  ^ekomroen  sind  Es  gibt  keinen 
Grund,  diese  StaU^lKilieit  innerlialb  ihres  Gebiets  zu  heunnen,  und  fremden  Schiffen 
InunumtäUirechte  üu^ugesteheu.  Die  Poli/ei  des  Uafeubtata  erstreckt  sich  daher 
Aber  eOe  fremde  SdüfTe  im  Hafen  und  die  Gerichte  dceeolben  elnd  oenpeteot  rar 
TenvaUnng  der  Beehtapdeg^  mch  nenn  die  w«*ma|ipa^  Streit  unter  "itmUmr  haben 
oder  einVerBeheaterttbeii,  weü  dieedben  ddi  Innerbalb  dleees  Stategebieti 
befinden. 

820. 

Kadfissen  wirkt  die  Tlntorordnimg  der  Sduffd  und  ilirer  Mann- 
schaft unter  ihre  nationale  Statsgowalt  insoweii  fort,  ab  entweder 
das  YSlhenfedit  dieselbe  reriangt  oder  die  Stst^gewalt  des  Anfen^ 
haltaorts  dieselbe  gewähren  ISsst  Die  Conaidn  Tennittehi  Jena 
Unterordnung  unter  die  natiouriA  IMahoheit 
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YgL  oben  {  260.  IMe  fimOriidie  Jurisj^mtais  ertemt  die  fremde  Ge- 
richtsbarkeit in  den  Fällen  an,  wo  ledi|^ch  amter  den  fremden  Schiffs- 

lenten  Streit  ist,  ohne  dass  derselbe  die  crpmcinft  Ordnung  und  den  Frieden  ge- 
fährdet, und  chciiKo  in  I) i sei pl  i n :ir f u  1)  e n  der  Schifisniunnschaft.  Sogar 
als  ein  Matrose  deci  amerLkHui^cheu  Sciiiti:«  The  SaUy  im  Hafen  von  Marseille  von 
einan  Sdiiftofikier  verwvadet  wurde,  weil  er  den  BefeUea  deeMÜMA  nidifc  folgen 
wollte,  «berHeM  der  Steteeib  (1806)  die  Beociiieildiig  den  ftmerikenieeheft 
Consul.  Phillimore  I  849.  lies  Gutachten  des  Statsratbs  Tom  90.  Nor.  1806 
spriclif  tl:>riih*>r  folgende  Grundsätze  ans:  „Consid^rant  qu'un  vnisscau  nentre  ne  pent 
fitre  iiuietiniuient  consid<*r(^  coinine  lieii  neutre  et  (jue  la  i»r'>tection  qiii  lui  est 
ecoordee  daus  lea  ports  frau^ii»  iie  saurait  detutaisir  ä  la  juridicUon  territoriaie, 
pour  tont  ee  qnl  teodtt  lox  fniMi  de  I*dtet  — >  ()a*eiaei,  le  nineea  nentre  ednls 
dene  hb  port  de  l'tol  eefc  de  plefn  drnit  aonmie  uuc  Ms  de  polioe  qui  rAgtaewit 
le  licu  otL  ü  Oit  recQ  ->Que  Ics  gens  de  son  ^Sqiupe^e  sont  Clement  justldiUee 
des  tiibunaux  du  pays  pour  les  dölits  qu'ilä  y  commettraieut,  nienie  i\  boitl,  envcrs 
d<'s  iiersonnes  ^trang^res  ä  T^uipage,  uinsi  que  ]jt)ur  les  Conventions  civiles  qu'ils 
pourraient  faire  avec  elles;  —  Mais,  que  si  jusque-la,  la  juridietioa  territoriale  est 
kon  de  doote,  U  n'ea  eik  pae  ainii  k  Y4guA  dee  ddUle  «oi  le  eoennettnt  h  M 
da  Talanit  nentre  de  la  pert  d*tiB  bMnme  de  l'^qulpe^e;  —  Qa*eii  ee  eae,  lea 
droits  de  la  paissance  neutro  doivent  £tre  respectös,  comme  s^agissant  de  la  die- 
ciplinc  inti'-rieure  du  vaissau,  dan.s  la  quelle  rautorite  loeiile  nc  doit  pas  s'ingercr, 

toutc's  les  fois  que  son  fiecoon  s'est  pM  i^ckm^  w  %ue  la  tnununillitft  du  porfc 
n'est  pas  compromise.'^ 

321. 

Avsiuilunswoise  gdlten  als  OKtecritonal  und  toh  der  sbibeimi- 
sdieii  Stat8g0iraH  befreit 

a)  fremde  SdiiffB,  weldie  BOUTerane  Pereonen  oder  fremde  Ge- 
flBDte  «n  Bord  lieben  nnd  m  deren  musohUeflelidier  Yep- 
f&gong  fdnd  (§  150.  152), 

b)  fremde  Erieg88chi£fe^  insofern  sie  mit  ErlanbniBs  des  States 
in  dessen  fiigengewasser  eingdanfen  sind. 

1.  Die  erste  Aemahine  iii  mir  eine  Auwendimg  der  regefaulmigeo  Extani* 
toriaHttt  der  Soorerftzte  md  Gennten  md  reicht  eben  deeabaib  nicht  Ober  die 

Boniligen  Grenzen  donelbcD  hhuuis.   Wenn  z.     eAl  SoQverain  oder  Gesanter  mir 

ein  Postschiff  benutzt  neben  andern  Passagieren,  so  beschränkt  sich  seine  Tm- 
iBTuiitAt  und  Extenitorialltut  nur  auf  die  Rätmie^  die  er  mit  seinem  Gefolge  und 
seinen  Effekten  in  jBeachlag  geuuuunen  hat. 

2.  Die  Extenitorialität  der  Kriegsschiffe  beruht  noch  weniger  auf  einer 
Mrtnrrechtiidien  Noüdgmig  ab  die  Exterritorialit&t  der  SoaTerlne,  sondern  ist  ein 
^igwHndniie,  welches  die  Seeatalen  eimmder  wedudaeotig  und  der  Tdlkersitte 
gemäss  gewähren,  und  hat  seinen  Grund  nicht  bloss  in  der  gegenseitigen  Freundlich- 
keit, sondern  vielmehr  in  der  Sch^riMri-^'keit  nnfl  rtefahr,  die  örtliche  Polizei-  und 
Statsgevahi  ge^über  der  wohlbewaöneteu  fremden  fichiflhmannachalb  thfttaftffhliffib 
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gj^bm  zu  machen.  Die  Grundbedingung  dieses  Zugestindnlnes  iil  aber  Imnier  die, 

dnss  dem  fremtlon  Kriec^sdnff  der  Einlanf  in  das  Eigen ffewn «t'^f» r  erlaubt 
•wonlen  ist,  lll!ll^o  wie  die  Privilegien  fremder  Souveräne  im  Inland  die  frei- 
willige Autnalime  derselben  vurausüetzeu.  Diese  Befreiung  von  der  Ortfl^ichts- 
biilDA  «nd  Orlipodiet  bfldidit  rfcik  ■]!»  1^ 

wiedttr  Um  nttflrUche  Grenze,  iraos  «twa  tod  dem  Scldflh  aas  reehls-  oder  «rdnimg»* 
irfdrige  Handlungen  gegen  die  übrigen  Schiffe  oder  die  einheimische  Bevölkerung 

vcrfVbt  wurden.  In  difser^i  Falle  i-t  die  Ortsbehörde  vollkommen  berechtigt,  die 
2um  Schutze  des  Halens  uötliigcn  Massregclu  zu  ergreifen,  nöthigenfalls  auch  das 
fremde  Kri^isschiff  aas  dem  Hafen  vregzuweiaen.  Ebenso  wenn  die  Mannschaft 
im  Sfienndift  aof  dem  Laad»  Yergehen  wflbt,  kann  dieaelbe  der  einh^iml* 
tehen  QtMUitgnn^  nntenrortou  imdaa.  Jaämam  iai  in  tokhaa  FUltn  dam 
Commaadaoten  des  fremdtn  Kl^gsschiffs  ohne  Ver/ug  Anzeige  zu  machen  und  ein 
EinvcrstJlnduiss  (Iber  die  weitere  Verfolgtmg  und  Bestrafung  der  Schuldigen,  sei 
es  durch  die  Ort^^fr^Tirlite,  sfi  e<?  durch  die  Justiz  des  fremden  Kn'efT^schiffs  zu 
verbuchen.  Die  strenge  Conscqueuz  dei;  Eechtä  spricht  für  die  Anwendung  der 
Landesgerlehtabarkeit,  aber  die  BOdisicht  auf  die  YölkeniUe  und  die  frennd- 
Hdm  BaaMiimgia  aa  dan  «nwart^au  Stalea  «niialill  flAer  dna  Anadehnssi 
d«r  fremdaa  MftHnegerickiabMkttlt 

322. 

Schiffe,  welche  bloss  durch  den  Küsteusaum  eines  fremden 
States  hindurch  fahren,  werden  der  Statshoheii  des  Küstcnstates 
nur  in  so  weit  vorübergehend  unterworfen,  als  sie  die  militärischen 
und  polizeilichen  Ordmuigen  beachten  Tnüssrn,  welche  derselbe  zum 
Schutz  seines  Grebietes  und  der  Küstenbewoimer  für  uöthig  erklärt  hat. 

Vgl.  oben  §302.  810.  Die  Oerichtsb  arkcit  des  Kttstenstats  erstreckt 
sich  in  der  Begel  nicht  anders  auf  diesen  KüstPTisaiim,  als  soweit  die  Handhabung 
der  Milit&r-  und  Polizeiholicit  das  uothig  macht.  In  allen  übrigen  Bezie- 
hnngeB  «bd  daa  Sdiiff  beliadit^  als  um  et  auf  offener  See,  d.  h.  als  ein 
acbwimmender  The&  aeliMa  oalkaakn  State. 

Die  fremden  Schiffe  haben  sich  der  Hafenordniuig  und  in^^be- 
sondere  den  scepoli/ii liehen  Vorschriften  über  LootsLii,  Komor- 
quenrs,  und  den  g*^tindhftitq^liigAi^i*^h^  Anordnungen  der  Hafen« 
Obrigkeit  m  lügen. 

Bei  diesen  Verordnungen  sind  jedoch  die  verschiedenen  see- 
fahrenden l^ationen  nach  denselben  Beoht^grondsätzon  zu  b^mndebL 

0er  erste  Satz  ist  eine  Folge  des  in  §  319  ausgesprochenen  Prindps.  Da» 

hin  frebören  die  Vorschriften  über  il  i*  Sjf^nnlc  Jer  Ann&hernng,  über  das 
Anlegen  der  fc>diiit<\  FestmaclK d  derselben,  i  euer  au  Bord,  die  Laternen, 
die  Benutsung  der  iiateuaustälteD}  aber  auch  die  yerwdniuig^  der  Sa^ 


nitatspolUei  nir  Abw«hr  von  antodmdaii  baldbeila,  je  mäk  Piwtladen 

die  Nöthigong  zu  den  Contumazanstalten. 

Der  zweite  Satz  schützt  das  allefineine  Recht  des  WcltvcrlcoTir«;  gigOl  dOI 
Missbraucb  der  Polixeigevalt  aum  AnanhliiiH  «liwelner  üatioaeu. 

824. 

Zunächst  ist  es  (Las  Recht  eines  jeden  States,  die  Bedingungen 
festzusetzen,  unter  deitLii  er  diu  Aiigchörigkeit  (National i':it)  seiner 
Schiffe  ancrkcimt,  dieselben  ermächtigt,  seine  Flagge  zu.  iuiii'en  und 
sie  unter  seinen  Schutz  nimmt. 

1.  Wie  es  offenbar  die  Sache  des  Statsrechts  ist,  die  Bediogungen  festzn- 
sctzcn,  unter  denen  ein  Stat  cinzehie  Personen  und  Familien  iu  seine  Statsgc- 
liüSäciischaft  aufnimmt,  so  fallt  ebenso  in  den  BtTokh  des  Statsrechts  auch  die 
Festsetzung  der  Bediuguugeu,  unter  dtiueu  ein  Stat  die  Sdüü'ti  als  slatsgenüssig 
wertoant.  Die  Flagge  H  4m  Sjmbol  and  Keanieiclieii  dieser  Auge- 
börlgkeit  m  eloflD  beatiiiinitaD  State.  Indeown  lo  einlettchtend  jener  BechteaXi 

80  irird  er  doch  noch  nicht  vollstlB^  anerkannt. 

2.  Auoli  fVw.  Wühl  der  Flagge  in  Farben  und  Bildern  ist  zunächst  Sache 
des  betreffenden  Stats  und  nur  insofern  völkerrechtlich  bcbchriuikt,  als  nicht  eine 
bereits  vorhandene  Flagge  gewühlt  werden  darf.  Die  Flagge  soll  die  Terscluedenea 
Hetfeam  dantoUeo  qnd  nntenchflideii.  Vgl  oben  §  82. 

825. 

Aach  den  Btnneoetaiaif  niclit  Ucmb  das  Kfistonsialai  steht  das 

Keolit  zu,  uationale  Schiffe  m  haben  und  eine  nationale  Flagge  zu 
führen.  Dagegen  wird  das  Recht  der  freien  Schifffahrt  und  der 
nationalen  Flagge  nur  denjenigen  Völkern  zugestanden,  welche  ihrer- 
seits die  völkericciiilichen  rüicliten  anerkennen. 

1,  Wie  alle  Nationen  an  dem  Welthandel  Theil  haben,  so  haben  auch  alle 
an  der  freien  Weltschülfahrt  Tlieil.  Es  besteht  k(,in  llechtsgrund,  um  irgend  eine 
Kation  zu  nöthigen,  sich  für  ihren  Handel  fremder  Schiffe  zu  bedienen,  statt  eigene 
dum  terwenden.  Wenn  in  neuester  Zeit  in  der  Scfaveis  der  Vorschlag  eiiter  oatlo- 
aalen  Fkgge  gemacht  wurde, »  kannen  ketnenftJlt  BechtigrOade  der  Amiahme  diwes 
TflTschlags  im  Wega  tbäusa.  Nor  die  Zwedunivle^kaift  einer  derartigen  Neuerung 
kann  in  Frage  kommen,  mid  je  naeh  poUtiiidiai  Ervignngen  Innn  sie  fcndilBden 
benrtheüt  werden. 

2  D:i"egeu  wird  den  Scliilfeu  barbarischer  Stämme,  welche  die  biciierheit 
des  \VciLliandeli>  und  der  civiMrten  ädiiäiahrt  gefaiirücn,  kein  Hecht  der  freien 
8dkifl&fart  mgeBtanden  oad  weidm  dMben  andi  anf  offener  See  niofat  geduldet 
8.  ZmreDen  «inl  die  Fbw  nv  m  «inidnea  Sttdtea  gsttbt»  sogpyr  nm 
Unterschiede  von  der  Lindcsflagge^  vie  a  K  £e  Flagge  von  Rostock  sich  von  der 
Mecklenburgischen  unterschieden  hMla  Tndawii  ist  das  eher  ein  UebnxMl  mittet- 
aiasuekU,  aw  VMkermat.  18 
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atterlicher  Znstftnde,  als  eine  Erscheinung  des  modernen  Lebens  und  jcdenfani 
bedarf  der  besondere  Gebrauch  uincr  st.ldtischen  Flagi^c  ihv  Erlftiilmiss  imd  An- 
erkennung des  Stntes,  weldicm  die  Süult  /.u^'cliört  Ancli  die  deutsclie  llaiulola- 
mariue  luit  nun  eine  gemeiuMonu  Flagge  erimlten.  Völkerrechtlich  stehen  nur  die 
Statcu  miteinander  in  unmittelbarer  Verbindung. 

326. 

Zum  Beweise  te  Nationalität  dienen  die  dffenlilidi  bemloiii- 
deien  Schiffspagdere,  irelche  Ton  dem  Sdu&eapitan  nötbigmiUb 
TOfsaweieea  sind. 

Als  solche  Sehiffspapiere  dad  fa  UeboBgi 

a)  der  Beilbrief,  ela  Zengnbe  fiber  den  Baa  oad  das  Signataneat  dei 

SchiffiL  Er  gibt  Aufschluss  aber  die  Herkunft,  die  lUnAxt,  daa  Baa- 
material,  die  Grosne  und  den  Namen  des  SchitTs,  und  dient  aacb  daaai 
die  Identität  des  Scliiffs  erkeiuibur  zu  inachen. 

b)  der  Seebrii-f  oder  Seepass,  eine  Legitimation  znr  Seefahrt  unter  na- 
tionaler (lagge.  Derselbe  ist  meistens  auf  den  Namen  des  bchiffü- 
fabrera  (Capitäns)  ausgestellt; 

c)  da  Elgeathamacertifieat  dea  Bhedere; 

d)  die  Haaterrolle  (rolle  d'equipage}»  Teneiehaiia  Ober  die  Schifflgaana» 
Schaft  nnd  deren  Nationalität. 

Es  können  auch  in  einer  Lrkiuido  die  meisten  oder  alle  vorgenannte  Zwecke 
zusammen  berücksichtigt  werden.  Das  Einzelne  gehört  nicht  der  völkerrecht- 
lichen, sondern  der  etatarechtlichen  BeBtummmg  so.  Nur  die  Kothwendigkeit 
aiaar  antitentiaehen  Beadnadm«  dar  Natieoalitift  i*  vUlkttiodillidh  aodraeadik. 

327. 

Nach  biaheriger  Uebung  setzen  auch  die  Seemächte  ihrerseits 
di<3  Bedingungen  fest,  unter  welchen  sie  die  Nationalität  fremder 
Schiffe  innerhalb  ihres  Gebiet(..s  (in  Seehäfen  und  Flüssen)  aner- 
kennen. Es  darf  das  aber  nicht  in  so  beschränkender  Weise  ge- 
sdiehen,  dass  dadurch  der  freie  Schifffahrteverkefar  einer  fremden 
Kation  nmnögliclL  gemacht  oder  nngeböhrlidi  erscliwert  sind. 

Die  gegenwirtlgea  Hafeaordaaagea  gerade  der  groana  Beemidtte 

sind  noch  nicht  ganz  von  dem  engherzigen  Geiste  der  frflheren  Ansschlienong  der 
fremden  Schiffe  und  der  Begünstigung  der  eigenen  Sehiflte  befreit.  Man  wollte 
jenen  doch  noch  den  Verkehr  erschwei-en.  wenn  gleich  man  denselben  nicltt  rni^hr 
verhindern  wollte.  Diu  englische  zur  Zeit  der  Ik'puhHk  unter  Crom  well  er- 
lassene Navigatlousacle  von  ICbl,  damals  fiir  die  iiiiitwicklung  der  euj^ischen 
Ifitt^aa  aflttflldby  var  aoaeddieBdicfc  Ja  dflWi  8eadei^it6r0^ie  dttr  en^Je^bea  Bhedflrrf 
nd  SoUflKMirt  erlaaBon.  Aadem  Slalee  aluaten  dieaelbe  nach  and  ae  binderte 
jeder  hinwieder  den  andern  in  der  freien  Thätigkeit.  Die  neuere  onglinche 
Narigationaaoie  vom  S9.  Juni  1840  beaeitigt  eiaea  Tbeil  der  aMsa  Schranken, 


iüb  ätoMMdult  in  VmUMbIm 


iMä.  GdiAtaliolielL 


195 


■bar  towiflrt  nodi  HirtffltwHtliyt  des  Bamib<M>l«h»a  imd  tarn  ^4  dar  ICy»- 

leJitfl^  wofür  es  keiue  mreicihQiiden  Eechtsgrttnde  gibt  Es  ist  nicht  eLazuschen, 
vcsshalb  ein  nationaler  Rheder  nicht  auch  eiiicn  Freiiulfu  als  Caintiüi  mlcr  fremde 
Matr<^iscu  anstellen  dürfte,  indem  die  Nationalität  einer  l  'iilirik  oder  einer  llaiidi  ls- 
iurm  auch  keinen  Abbruch  erleidet,  wenn  fremde  Techniker,  Commis  und  Arbeiter 
von  denelbea  l>aiictoft»gr,  verto.  I>ieMlbe  weitgeheade  Forderung  hat  dfe  frsn- 
sötU«h«  QflifltigebBafr  Dfo  TereinigUn  Statea  -mi  IMaiiMilk»  fofta» 
die  IbtfQOtUtit  von  */»  der  Mannschaft,  Russland  dagegen  nur  ^  Prens- 
Ben  sab  ganz  ab  von  diesem  Erfordemiss  Scliun  diese  Vergleichung  itcigt,  wie 
willkürlich  diese  Beschränkung  ist.  Am  liberalsten  ist  das  Norddeutsche,  nunmehr 
deutsche  Seereclit,  welches  das  Recht  die  t'la<,'ge  zu  führen  lediglich  von  der 
Reichsangehurigkeit  ilaa  ächiflseigeuthünierä  abhängig  macht,  aber  Kin- 
tragung  in  dm  MtaiilidiA  ficUflhngiiler  fonleri  QsmIr  t.  9{k  (tat  1807. 

Es  bestellt  keiii  yÖUnrrechtlifihes  Hudomiss  fttr  die  eint ehen 
Staten,  woßh  aispriiiiglidi  fremden  Schiffen  in  Friedeiiazeiten  Auf- 
nähme  in  die  eigene  Nationalität  zu  gewähren  od«r  dieielben  Tor- 
nbergehend  unter  den  Schuts  dar  eigenen  Flagge  an  etaUen.  Nur 
darf  das  nidit  in  betrügerisdier  Absieht  gescihehen,  noch  aar  Sdifidi- 
gung  bestehender  BechtsvadiSltniaBe  damit  Missbranch  getrieben 
werden« 

1.  Wie  der  Uebergaug  der  Person  aus  einem  Statsrerband  in  einen  andern 
möglich  ist,  so  auch  der  Uebergaug  eines  Schiffes  in  eine  andere  Nationalität 
Dem  State  koxomt  das  Becht  die  Bedingnngea  festzusetzen,  onter  denen  er  die 
Aufnahme  eines  feUher  fioaden  Scbiffee  in  seäien  Verband  gestattet.  Aber  aadk 
hier  wie  überhaupt  im  Staten-  und  Völkerverkehr  ist  die  bona  fides  zu  beachten. 
Würde  ein  Stat  fremden  Schiffen  nur  in  der  Absicht  vorübergehend  seine  FIagj?o 
gestatten  und  dicselljeu  als  seine  Schitlc  bezeichnen,  um  die  ZoD'mHza  des  be- 
fahrenen btates  zu  umgehen  und  dies^  Schiffen  Zollbefreiungen  zuzuAseuden,  an 
denen  aie  ihier  waihnm  JSMLmSSm  nach  keinen  AstheU.  haben,  wo  «flide  steh  der 
ktxtere  Stat  das  nicht  gefUIen  lassen  nABeen. 

2  In  fnlherar  25eit  wunlen  im  Mittelländischen  Meer  oft  die  Schiffe  der  nord- 
deutsclien  Seestädte  unter  den  Schutz  der  danischen  Flagi^e  gestellt,  um  dieselben 
gegen  die  riratenscliilVe  iler  muhanmiedauischeu  Kfl8t«n8taat*ju  zu  (sichern,  mit  welchen 
Dauenmk,  aber  nicht  die  iiauiestadte  Yerti«ge  hatten.  Diese  Leüie  des  Schatzes 
hat  nun  für  JDeutsclUaud  ihr  Ende  gefunden.  Aber  für  Staten  mit  Haiidelwmrins 
ohne  BUegnnarine  kdonen  aodi  heule  ahnSdie  Bedfltfblne  sich  seigen.  Wttrda 
I.  E  die  Schweis  eine  eigene  Flagge  zur  See  gestatten,  so  wftre  sie  genötfaigt,  den 
Sdsits  flisse  freadn  SeeMstee  miyihtn 

329. 

Der  Gefarancb  einer  fremden  Flagge  ohne  £!rlaiib&iss  dea  be« 

18» 
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traflendsn  State  iit  imtomi^  imd  irird  insofani  ab  Yflrgolieii  b6ittaft| 
all  darin  sei  es  eine  betarfig^dsdie,  tä.  es  eine  die  Ehre  des  Stafee 

gefährdende  Handlung  zu  erkennen  ist 

tSttwoliI  der  Stat,  dessen  Klawp  missbraucht  wird,  als  der  Stftt,  welrhom 
gegenüber  der  Miäsbraudi  geübt  wird,  habeu  ein  Kecht  und  luterease  sei  es  lie- 

flttielililMikeit  HuannnckB.  Zmüni  irardm  alwr  taute  Ftanen  ohne  itrftf- 
bare  Abiieht  mtguotmf  md  dann  IM  aodi  keiit  Gniiid,  eine  Blmfe  m  Ter> 

SSO. 

Auf  offianir  See  aollen  sidi  die  begegnenden  Bdaßo  in  der 
Regel  redite  aosweidien.  Jedodi  sind  die  Dan^fiMÜiiffs  Torzugsweiee 
verpfliditet,  den  Segelschiffen  tmd  vor  dem  Winde  segebide  Sdiiffe 
den  bei  dem  Winde  liegenden  auszuweichen. 

Alle  dies«  Regeln  habeu  nur  einen  relativen  "Worth  imd  wird  natürlich  vor- 
ausgesetzt, da^  d vis  Answelchen  möglich  sei.  Dauii  aber  iüt  es  billig,  dsm  daa 
Schiff,  de«an  Bewegung  IMtm  m  lallen  «nd  gMer  fal»  Mdi  Tortttgsweise 
suiweielie.  IHa  angUsohe  SohttUirlnd»  toa  18M  (17.  n.  la  YkL  t,  104) 
entliitt  daxOlMr  in  1 896  die  Hegel:  „the  hctau  of  bodi  lUfs  ihall  be  yet  pod 
so  IS  lo  psflt  OQ  the  portsidft  mt  sach  othec*'» 

881. 

In  engem  Fahrwasser  sollen  die  Dampfschiffe,  soweit  es  sicher 
und  thanHch  ist,  die  Seite  des  Fahrwassers  oder  diejenige  Mitte  des 
Fahrwegs  halten»  welche  auf  der  StonerboidBetto  liegt 

SügL  mmMum  m  1864  §  »«. 

832. 

Bei  Nachtzeit,  d.  h.  in  der  Zeit  zwischen  Sonnenuntergang  und 
Sonnenaufgang,  sollen  die  Segelschiffe  auf  der  Fahrt  und  wenn  sie 
an  Stellen  ankern,  wo  eine  Begegnung  mit  andern  Schiffen  statt- 
finden kann,  ein  helles  weisses  Licht  aufstecken,  Dampfschiffe  aber 
ausser  dem  hellen  weissen  Licht  auf  dem  Fockmast  ein  grünes  Licht 
auf  der  Stenerbordseite  und  ein  zothes  Lichi  auf  der  Backbozdseito 

Bas  weisse  licht  an  der  Mastspitze  soll  in  dunkler  Nacht  und 
bei  klaier  Luft  wenigstens  auf  5  Seemeilen  hin  sichtbar  sein. 

Aach  hier  lut  dae  Terardmmg  der  BritbcbeB  AdmtwUtat  Grandafetoe  am- 
flHBfoahaBt  ivUie  !■  YbkM^  «od  daa  aadan  SSailaini  caladielMa  and  tob 
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der  Uebung  anpnommen  worden  daä,  Bi  dlenk  die  Beachtung  deneDMQ  irfedor 

znr  Vcrnicidmiir  ninr=  frcföhrlichfri  Zusammenstosscs  der  Schiffe.  Nach  englischem 
Hecht  k&uu  der  Eigenthunicr  eines  dnirb  den  Zusammenstoss  verletzten  oder  in 
den  Grund  gebohrten  Schitfs  Uaun  am  ^chadloshaltung  mit  Erfolg  gegeu  den  V^- 
trator  des  «ndam  Schill  Idagen,  wn  4m  cweüe  Schiff  jene  Vorschriften  miss- 
ftdttet  und  den  Zuaanunenston  foneknUttt  bftt  nnd  mgleidi  die  Mumsehaffc  dei 
entfln  Sohlffs  den  nOthigen  Fleiss  vergeblich  ao^Kewendet  hat,  um  der  Ge&hr  wa 
entgehen.  Vgl.  Abbott  (Lord  Tenterden.)  Treatise  of  the  law  relative  to 
Mcrchant  Ships  and  Senmon  Ed.  1<)  bei  W.  Shee.  London  1866.  Ueber  dM 
deutsche  Recht  vgl  im  deutsche  Handeli^esetzbuch  Art.  736  iL 

888. 

Niem.als  darf  einem  in  Seegcfalu-  befindlichen  Schiffo  und  dessen 
Mannschaft  der  Weg  zur  Rettung  naeli  dem  Lande  verschlossen 
noch  die  Benutzung  der  zur  liottung  vürkandeneu  üffentUchen  An- 
stalten versagt  werden. 

Heffter,  Vrdkorrecht  §  70.  1.  Ks  ifrt  da-s  ein  Gebot  der  Menschlichkeit, 
welches  die  civili.sirton  Stjit<>n  als  verptlirhtend  in  neuerer  Zeit  werliseLseitig  aner- 
kennen uud  defiseu  Miäsachtuug  zu  gegrüudeleu  Keclaniatioueu  berechtigt.  Auch 
den  beiheriedien  ßUbauMii  gegenüber,  weld»  dieee  MnecheHpflidbfc  ftttotun,  diid 
die  chrilfirfrtni  Staton  bereditigt,  diese  Fovdennig  nüt  Zwaag  dnrehzasetsai.  Ans- 
f&hrUdie  BestmununKcu  Uber  diese  Pflicht  entiiAh  da«  engliBehe  Sehifffalirti« 
geeets  m  185i  |  488  f. 

884. 

Kiemaikd  daif  ridi  m  dm  Peraoneii  oder  an  den  Ottern  der 
Sduffbr&dugen  Tergreifen*  Das  sogeoaimte  Straadredit  ivird  ab  ein 
barbarifldier  und  ToUrarreditBwidriger  Mf  ssbraach  nieht  meihr  geduldet. 

Im  Milttilalter  uoch  waieu  die  Schiffbrüchigen  uud  üue  Güter  der  Gefalir 
MSgesetxt,  von  den  EOstenbewobnein  als  Beate  behandelt  wa  werden.  Die  Per* 
aonen  wurden  oft  zu  Sol&ven  gemadit  oder  ihnen  tün  Lösegeld  anlgeswimgeDt  die 

Güter  wurden  weggenommen.   Man  sachte  dieses  J^  m  lireclit  damit  zu  verthel- 
digen,  dass  die  hiilflo.scn  Fremden  Feinde  nud  aia  solche  rechtlos  und  ihre  Güter  , 
herrenlos  geworden  seien.    Die  humanere  Rechtsbildung  der  neuen  Zeit  vcrwii-ft. 
diese  Barbarei  und  achtet  auch  in  dem  Fremden  sowohl  das  jEiecht  der  Person 
ab  ^8  Ei^^enthnnia. 

335. 

Die  Schiffstriimmer  (Wrnok)  und  die  gestrandeten  Waar  n  sind 
kein  Gegenstand  der  freien  Occu});itioii,  ausser  wenn  die  Eigenthüiner 
in  unzweideutiger  Weise  auf  ihr  Eigenthtim  verzichtet  haben.  Sie 
können  von  den  Eigcnthümern  jederzeit  so  lange  angesprochen  Wör- 
den, als  nicht  die  Eigenthumsklagd  ¥6i;)ährt  ist. 
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Dasselbe  Btdii  Meht  anch  den  Personen  zn,  irelolir'  nnf  diese  Gflter  ver- 
sichert sind.  Das  engHscho  Boliifffahrt.sp:P8etz  von  ISäl  §  477  vcri>t1ichtct 
die  ganze  UferRcmeindc  liir  den  Schaden  einziistehn,  welcher  von  den  Ufer- 
bewohuera  aa  dem  Wrackgule  verflbt  wordeu  ist,  und  bedroht  überdem  alle,  welche 
Bicli  an  dieser  unerlaubten  Wegnahme  beHMillgl  faalNii,  aMih  um  Initt  nuimm 
Ymffkm  dMte  Bogt»  all  <iii«r  OeUhane. 

336. 

Dagegen  ist  ein  mSsaiger  Ansprach  m£  Beifauige-  und  Berge- 
Idin  Tou  Seite  der  rettenden  und  bergenden  Uferbewolmer  ivold 
begründet 

Per  eigentUflfae  BergeloiiD  (Salvage)  seM  efiMii  SdiUnirodli  oder  doch 
daa  y«rlMe«ii  dea  Sdiüli  in  Seciiotli  dnrdi  die  BcJiifljmMmnidMift  vrana.  Iii  a»- 
dem,  beaiehaiigsweise  mindern  FiUen,  in  denen  der  Schiflfsmannscliaft  nur  dritte 
Personen  zu  Hülfe  kommeu,  ist  nur  von  Hülfslohn  die  Rede.  Vgl.  (Iber  diesen 
Untenrhlcd  d;i.s  deutsrhe  IIandol??esetzI)iich  Art.  712.  Der  Ausdruck 
Re  ttu  ng.s  1  0  h  n  hoziclit  .sich  v(»rziii,'li(  h  auf  die  Rettung'  von  Menschenleben.  In 
allen  diesen  Fallen  hiud  die  Personen,  welche  gewoludich  mit  eigener  Gefahr  und 
aohwerer  Ärtwlt  bftUrekhs  Dienste  teistan,  tttreditigi»  einea  Loha  an  Mm. 
Abar  aa  darf  dieaa  Facdecnng  nicht  ao  weit  gaapannt  «erdaa,  daaa  diaaelba  in  der 
Praxis  wieder  zu  einem  vr  rdecktcn  Baafaradii  Wird.  Sb  dnf  aidlt  auf  das  Un- 
glück und  die  Koth  der  Seei'iihrer  ft]>wdirt,  sondern  nur  Ersatz  fflr  nttl/liehc 
Dienste  verhin;,'t  werden.  Dm  deutsche  Handelsgesetzbuch  setat  für  lienjeUdin  als 
äußerstes  Mass  den  (hritieu  Theil  des  Wertkcs  der  geborgenen  Güter  fest,  weiches 
nvr  in  ainnelaen  Awmalimen  Ida  aoC  die  HftUte  des  WerUies  erhöht  werden  darf, 
Art.  748,  749.  lai  Kinanhnn  entselMldet,  «p«m  Aber  daa  richtige  Mmb  Streit  ant- 
alaht,  das  richterliche  Ermessen  mit  billiger  Erwi&gung  aller  Umstände.  Ebenda  744 
Von  einem  Rettungslohn  für  Menschen  ist  in  dem  Gesetz  nicht  die  Rede. 
Indessen,  wenn  auch  das  Lclx  n  ein  unschätzbares  Gut  ist.  so  ht  äctch  die  Arbeit 
für  Erhaltung  des  Lebcuä  wohl  zu  «clitttzcn  und  es  ist  zwerkni;i.s.sit:er,  im  Inieresse 
der  Lcbcusrottung.  von  Rechts  wegen  für  diesen  Lohn  zu  sorgen,  der  aus  dem  ge- 
retteten  Gut  an  beaaUen  Ist,  ala  Alka  wn  dem  guten  Willen  der  BetbeiUgten 
abhlngig  an  madien.  Die  Beatinrnrangen  der  engliacben  Scbifffalirtaecte 
ton  1864  finden  aldi  Art.  468  f .  Vgl.    Kaltenborn»  Seeredit  IL  (  147.  148l 

387. 

Die  Uferstuten  .sind  völkerrechtlich  verpflichtet,  nicht  bloss  die 
zur  Rettung  in  Seenotb  IjelinUlicher  Schiile  vorliandenen  ütVentlichen 
Austulteji  auch  im  Dienste  der  gclahrdeteu  ficiuden  ÖchilVe,  ohne 
linterseliied  der  ISaUoiialität  uder  Religion  zu  verwenden  als  über- 
deni  lü  M  liitTbrlicLigen  Personen  und  Güter  möglichst  zu  schützen 
und  zu  bewahien. 

In  ^FV^f^  werdaa  die  Dnnwitcin-  welche  den  Anftw»  haben,     war  Bettanc 
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iBd  zum  Sdiittie  der  gefährdeten  Schiffe  und  ihrer  Bemannung^  nöthigen  Maavogulii 

anzuordnen,  receivers  (Aufnohmcr)  gonr\nnt.  Sie  sind  berechtigt,  die  allgemeine 
Beihilfe  (Irr  TCOstenbewohner  und  der  in  der  K&he  befindlichen  Boote  auÜBurufen. 
Schiffiahrtsacte  von  18ö4  §  f. 

m 

Jeder  Stat  ist  berecbtigti  für  die  Ausgaben,  welche  er  zur 
Bettung  nnd  com  Unterhalt  des  Lebens  firemder  SohiSbriicluger  g^ 
macht  hat,  nöthigenialls  T<m  deten  Heimatstate  Ersata  an  fordern, 
wenn  dieselben  nicht  in  der  Lage  sind,  diese  Kosten  selber  ohne 
Yemig  au  ersetzen.  Vorbehalten  bleibt  dem  Heimatstate  der  fie- 
gress  auf  die  betheiligten  Priyafpersonen.  Die  aüg^emen  An- 
stalten dagegen  für  Bettnng  Schiffbrüchiger,  weldie  der  Stat  ge- 
troffen hat^  fallen  anf  seine  Kosten«  nnd  es  ist  daf&r  der  andere 
Stat  ni<dit  mm  BSraatze  TCffninden. 

Diese  Ersatzforderung  des  State??  an  den  Stat  hat  ihren  Grund  iu  der  sub- 
sidiären ri'Iicht  des  ätates,  düä  Lebeu  äciucr  Angehörigen  im  Nothfoll  m 
whatMn,  eine  Pflicht,  «ekbe  freilich  noch  immer  nicht  in  dem  VwStag  sncrlowmt 
iflt»  wie  de  ee  wdieate.  ladem  dnr  eine  Stat  ÜBr  die  IVemden  in  ihrer  Noth 
Mtgt,  leistiet  er  daher  auch  dem  Ileimatsfate  derselben  einen  Dienst  und  leistet 
das,  was  dieser  nach  natürlicluin  Recht  in  der  Notli  seiner  Anc^örigen  ffir  die- 
Belbea  zu  leisten  hatte.  Wiril  dii  ses  Rwht  anerkannt,  so  wird  eher  und  besser 
tBat  HOlfo  gesorgt,  und  anigleich  das  richtige  Ycrhältniss  der  KUstenhuidcr  gegen- 
Aber  den  Bfamenländem  gewahrt  Natarlkb  iit  der  Eflieenstftt  nicht  gen^tthigt» 
jene  Forderung  gehend  zu  machen  tmd  es  sprechen  auch  manche  Qrttnde  der 
Zwe<tfnfnibwigkeit,  freilich  nur  unter  der  Voraussetsnng  einfff  hoben  Ctvillfiations- 
Btufe  dafür,  dass  ein  Klistcnstat  alle  diese  im  Interesse  der  Humaiiitilt  aticli  für 
Fremde  j?emachten  Verwendungen  anf  seine  eij»cncn  Kosten  übernimmt. 
Wird  diese  Sorge  wechselseitig  von  den  UiVrstiuen  .^  libt,  so  liegl  darin  im  Grossen 
auch  wieder  die  Ausgleichung  der  Kosieu.  Jedenfalls  aber  gehören  die 
Betinngsanatalten  an  den  poliwilidien  Eiuricfatnngen  eines  States,  welche  ni- 
nlehst  dem  tfgwwn  Statazwecke  dienen  und  sind  daher  nicht  In  Annanimni^  za 
■»ingen. 

339. 

Keinem  State  kommt  im  Zustande  des  Friedens  eine  öflfent- 
licho  Gewalt  über  £ramde  Schiffe  auf  offener  See  ziu  Die  Flagge 
deckt  das  Schiffl 

Ei  Ist  das  Hiß  Conseqnenz  der  beiden  Sätze  a)  dass  das  oiTenc  Meer  von 
jeder  besonderen  Statsgewalt  frei  ist  und  b)  dass  die  Schiffe  scliwim- 
mende  Theile  ihres  nationalen  Statsgebiets  sind  (§  317).  Auf  jedem 
Schiff  dauert  aiao  das  Ain%iyijafiiA  xs^ecUt  und  die  cinheimiflche  Ötat^gevalt  fort, 
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wenn  es  auf  otfeoer  8m  M  nad  im  j«dem  Schiff  iüt  «Uo  fremde  OUtige— It 

840. 

Dagegen  ist  jeder  Stat  verpflidiiet,  f&r  BesdiftcUgniigen  oder 
Bdeidigungeii,  welche  dvrdi  die  Mamuehait  aeiner  Schiffe  gegen 
fremde  Sduffe  oder  deren  Mannecihaft  auf  ofiSoner  See  yerfibt  werden, 
den  Klägern  gutes  Recht  za  halten.  Auch  auf  offener  See  ist  die 
friedliche  Bechtsordniing  wechselseitig  an  achten  und  die  gewaltsame 
Sdbstiittlfe  nnr  in  NothMen  gestattet 

Die  Statcnlosigkcit  des  Meeres  bedeutet  nicht BechUosigkeit,  sondern 
Im  Gegentheil  friedliche  Bechtsgeinei&e«h«ft  aller  Nationen.  AbKotk* 
Olle,  welche  die  SelbBthtUfB  im  QegeoBatM  m  der  legehniüigeii  Qerichtshfilfe 
wditfertgen,  gelten  a)  alle  lUe  dv  Nothwehr       aalen  |  848)  gegen  b(le> 

willigen  Angriff,  b)  die  Fälle,  in  denen  zur  eigenen  Rettung  gegen  die  Ge- 
fährdung von  R^'if»'  oinos  andcm  Schiffes,  auch  wenn  dicsolbo  nicht  bea1)f=i<htic^ 
und  nicht  als  Vergeln-u  zu  betrachten  ist,  diirchgreifenilc  Mn<;'rPL'olu  nothwendig 
erscheinen,  c)  die  Falle  der  vorherigen  Kechts Verweigerung  von  Seite  des 
fremden  Sleii. 

341. 

In  Friedenszeiten  ist  kein  Stat  berechtigt,  fremde  Schiffe  in 
ihrer  Fahrt  auf  offener  See  aufzuhalten,  noch  sie  durch  seine  Offiziere 
7u  besuchen  und  Vorzeigong  ihrer  Papiere  zu  fordern  oder  gar  ihre 
Schiffnänme  darchsnchen  an  lassen. 

Da  kein  Stat  eine  Pollieigewalt  aber  fremde  Schifft  anf  of- 
fener See  hat,  so  darf  er  auch  keine  Handlun^n  vornehmon,  wefche  sich  nur 
ans  einem  Bechte  der  Polizeiaufaiclit  erkhlren  und  bofJTündcn  Hessen.  Die  fr<-m- 
den  SrhifTo  sind  durchaus  nicht  schuldig,  ajusulialteu,  twudcm  berechtigt,  ohne 
liückhicht  uul  üic  Zumuthungen  eines  andern  SchifEs  ihre  Heise  fortzusetsen.  Za- 
weflen  heben  vohl  eeenlditige  flMen  weiter  gehende  AneprOdM  goedit  vad  gfi' 
legcndidi  eine  Art  ?en  Beepoliaei  aaeb  (tetaideSebift  fibcnifoll  Aber 
es  wird  das  heute  nicht  mehr  zugestanden  und  dieee  AiBlieailil^  iefc  veoigeteni 
thateicblkh  selbst  von  £nglaad  anfjgegeben. 

842. 

Wcsiiji  jedocii  die  Mannschaft  eines  ficiiulca  Schiffes  in  den 
Eigeiigcwilssem  eines  States  oder  auf  dem  Lande  ein  Vergehen 
verübt  hat  und  desshalb  von  der  einheimischen  Strafgerichtsbarkeit 
verfolgt  wird,  so  darf  die  Verfolgung  gegen  das  fliehende  Schiff  über 
die  Eigengewässer  hinaus  in  die  olFeiiü  See  fortgesetj^  werden. 

ist  aber  einmal  das  SchiÜ  dieser  Verfolgung  entgangen,  so 
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dBjf  M  flpftter  nkltt  mdur  auf  offaaer  See  von  den  Sduffn  de« 
wieteten  Staies  aagegnfini  veidaD. 

Die  Verfolgung  uuf  die  offene  See  biueiu  gilt  dann  nur  als  Fortsetzung 
Aar  ÜB  dn  EigengtwiwarA  buynmmn  Varfblgong  mA  lUe  BMibtfiHtigung 
dfawr  wird  mf  je—  mugedgiml.  ])leee  Amdehonnig  iefc  «ker  nMUg,  um  die 
Eamkcit  des  Strüfrechts  za  tldken.  Dieeelbe  findfll  ihre  noünrandige  Graute,  wenn 
die  Verfolgung  abgebrochen  iverdeo  nnu& 

343. 

Die  Piratenschiffe  werden  wegen  ihrer  Gemeingefährlichkeit  nicht 
geduldet.  Sie  haben  keinen  Anspruch  auf  den  Schnts  der  Flagge 
und  können  jeder  Zeit  auch  auf  offener  See  angegriffen  und  ireg- 
genommen  werden. 

Als  Piraten-,  Räuber-,  Seeräuberschiffe  worden  die  Schiffe  be- 
trachtet, welche  ohne  Eimächtigung  eines  kriegführenden  States  anf 
Beute  falii-en,  sei  es  auf  Mensohenraub,  sei  es  auf  Raub  ?on  Ofitem 
(Schiffen  oder  Waaren)  oder  auch  auf  böawiUige  Zerstömi^  toh 
fremden  Gütern  aiugehen. 

Schon  Cicero  erklärt  deu  „pirata"  eiueu  „communis  lioslis  omni  um"  (de 
effic.  L  8, 29).  Die  Seerinber  gelten  akFeiade  detMenBchengeechleehte 
und  Ihre  ünterdrfldmng  wiid  ab  eb  Bedit  und  eine  Pfikkt  aller  dTÜisirten  Steten 

betrachtet.  Desshalb  wird  auch  gegen  Seeräuber  das  Hecht  der  freien  Schifffldut 
und  der  h^^^^onderen  Nationalität  nicht  gewahrt.  Da-s  Interesse  der  allgemeinen 
Vprkrlvrssicherheit  rechtfertigt  die  Beschränkung  der  allgemeinen  SchÜfTahrtsfrei- 
heit.  Die  Seeräuber,  wekhe  jene  fortwährend  als  Feinde  bedrohen,  dOrfen  sich 
nieht  auf  dieee  benfen. 

In  den  mditan  ErUlmngen  dee  Begrilb  wiid  die  fewinnsaektige  Ab- 
sicht der  Seeräuber,  der  aniinus  furandi,  als  Hauptmerkmal  hervorgehoben.  Die 
meisten  Fälle  des  Seeraubes  haben  auch  unzweifelhaft  diesen  Charakter.  Aber 
wenn  ein  Schiff  in  der  Absicht  ausfährt,  fremde  Schiffe,  vielleicht  einor  verhasstcn 
Nation  zu  zerstören  und  ihre  Güter  zu  versenken  odor  an  dem  Ufer  Verlieemn{?eu 
anzurichten,  die  llausser  in  Brand  zu  stecken,  und  das  Alles  nicht  aus  Gewinn- 

nditi  londeni  ans  Hase  oder  Baelie,  so  wiid  aneh  ein  iokliee  Sdiiff  «k  Plnrten- 
eddff  m  betrachiea  sein,  weü  die  QemeingefUurllekeit  dieeelbe  und  das  Verbre- 
cherische solcher  Unternehmungen  ebenso  offenbar  ist.  Der  Richter  Jcnkins  et^ 
klärte  folgende  3  Merkmale  für  nöthij»  zum  Drgriff  des  S^eeraubs:  a)  ^rewaltsamer 
Angriff,  b)  Wegnahme  fremden  Gut.s,  v)  Erregung  von  Furcht  des  Berauhten. 
Phillimore  i.  §  Süö.  Dem  zweiten  Merkmale  fügen  Andere  mit  Recht  zu  oder 
Mord  oder  Menschenraub.  Dase  das  dritte  notbwendig  sei,  darf  Ulllg  veneint 
weideo,  denn  die  Heekewtlnimnng  dee  Verleteten  ist  fOr  das  Verbrechen  ohne  Be- 
deutung. Auch  wenn  die  Angegriffenen  sich  nicht  furchten  und  deu  Kampf  ndt 
ikn  npoilnbinii  itupruliih  dwirhfwhlftiit  ifad  diew  ^hnw^  idi  fioortwiHT  m  bMlnfou- 
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Wenn  ein  ernster  Verdacht  bestellt,  tes  ein  Sdiiff  ein  BSnber- 
sduff  Mi,  so  ist  jedes  Enegssdiiff  dnes  jeden  State  eis  ernudiligt 
zu  betrachten,  dasselbe  amohalten  und  m  nntersudian,  ob  jener 
Verdadit  begrGndet  sei 

Wenn  dnige  SchriftateUer  auch  In  dieaem  Falle  den  Kriegaschiifen  dasBecht 
tbqpredMD,  SeepoHni  wa  oben  nnd  ein  verd&chtigea  PirateDBchiff  anmhalten,  ao 

verkenson  sie  das  driniircnde  Bedürfniss  aller  Nntitmen.  von  der  Seertuberei  befreit 
zn  werden.  Wiirdo  die  soiistiLre  Rck«'!.  dass  kein  Siat  auf  üffcncr  See  üImt  frcindo 
Schüle  eine  M.iohl  id>en  dürfe,  absolut  fpstijflialtrn,  so  wäre  damit  die  Verfolgung 
der  Seeräuber  in  den  meisten  Fällen  unmöglich  gemacht.  Jene  liegel  aber  wird 
aaeriouiat  im  Interesse  der  Sicherheit  und  Freiheit  der  iricdlidieu  SeefUir».  In 
demaelben  Intenew  irizd  detaelben  die  ergftnsende  Auanabne  biumgeAlgt,  daas 
alle  Staten  gleifTtmteafg  berechtigt  alnd,  die  T^i^Mh  tb  Feixtde  sa  Tedolgen. 
Zu  diesem  Behuf  mttawB  eie  diteelben  «och  Ibmneiti  «qgraflim  IcOmNo,  wenn  ale 
aieb  aeigen. 

345. 

Ergibt  sich  bei  der  Pkiifiing,  dass  der  Verdacht  unbegründet 
sei ,  so  ist  das  angehaltene  Schiff  berechtigt,  Gemigthuung  und  je 
nadi  Umständen  Schadensersatz  m  fordern. 

£ü  iüt  diis  die  Oarantlc  f^gsn  }iiaah>ef^h,  jesea  Yerfolgangwecbta  mm  Kacb- 
theil  der  rechtmäaeigea  bchiäXabrt. 

346. 

Erscheint  der  Verdacht  begründet,  so  wird  das  Binbersduff 
als  Prise  genommen.  Dassdbe  kann  in  jeden  Halbn  eines  dhrili- 
sirfcen  States,  nicht  nothwendig  des  Nehmeetates,  gebracht  nnd  da- 
selbst die  Mannschaft  tot  Gericht  gestellt  und  bestraft  irorden.  Das 
betreffande  Prisengericht  entscheidet  auch  Uber  Schiff  und  Gnt 

Dem  HcclU  der  V(Tfolgung,  woran  all*'  civil i>irlen  Staten  «l^  iclmiasäsig  Tlicn 
haben,  entspricht  das  Kecht  der  Bestrafung,  worin  wieder  alle  Staten  concur- 
riren.  Aber  das  gilt  nur  von  der  völkerrechtlich  erkannten  Secräubcrci 
nnd  Ist  kdneawmi  auf  die  FlUe  anaandeluien,  wekhe  nur  nach  beaonderem 
Landeageaet«  ala  Pbaterie  behandelt  «erden.  FUr  aoldhe  FlUe  gdten  £e  ge- 
wöhnllclu  n  Grundsätze  der  Gerichtsbaifedt  Wheaton,  hltenL  Law.  Mit  8. 
bj  H  Dana.  BoaUn  1866.  §  12L 

347. 

Insoweit  kciiio  .'uulorn  Eigenthiiiiisreclit<->  als  ilcr  Kiiuber  selbst 
iu  Betiaclil  kuximien,  wiid  duä  geuommeue  liäuberbdiiil'  äanmit  der 
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Beiraftiimg  «nd  Ladnog  ab  gvte  Seebeole  dem  8Cste  sQgeqaPocIifltt, 
dessen  Sehlff  das  Bftitbetsdiiff  genonunea  hat  Es  lilingt  Ton  diesem 
State  ab,  die  Maimschaft  des  EriegsschifiiBS  daffir  aa  belohnen. 

E»  kt  dtm  eiue  aualoge  ^luwcadnug  des  Kri^jsreclits  auf  S^ente,  wolche 
«Mar  dwH  «Ulrt  iM,  dM  die  SeevMbar  Feinde  aller  States  liAd. 

348. 

Wird  em  Pnvatschiff  Ton  emem  Seet&nbersciiiff  an|{e|pnffen| 
aber  dieses  von  jenem  überminden  nnd  ist  der  Sieger  ausser  Stande^ 
die  gefangenen  Ranber  sidier  zu  terwabren  und  nach  einem  ge- 
eigneten Seshafen,  der  in  aeiner  Bichtong  liegt,  absniiefem,  so  ist 
derselbe  berechtigt,  standrechtlich  Uber  die  Bänber  an  riohten  und 
ein  Todesnrtheil  sofort  zu  Tollziehen.  Es  ist  jedoch  in  solchen 
Füllen  ein  sorgfältiges  Protokoll  Uber  die  Zusammeneetsung  und  die 
Vediandlnng  dea  Qericiits,  die  Aussagen  der  Zeugen  und  die  Yer- 
theidiguDg  der  Angeldagten  anfinmelnnett. 

Die  Vcrtheidigitng  dvr  Handelsschiffe  gegen  die  S€€iaul)er  ist,  wenn  irgend 
eine  Aussicht  auf  Erfolg  vorhanden  ist»  nicht  bloss  ein  Becht,  sondern  aiae  Pflicht 
der  MMinspiisft  (Vgl.  KaltenboiD,  Seerecht  L  8.  181.)  ist  du  eift  FsU 
bereehtigter  Selbsthülfe  (oben  f  243),  in  welchem  die  Oewalt  des  Capit&ns 

sich  bis  zur  Gerich tsgemtlt  steigert.  „Es  geht  den  lUubeni  an  die  Bn^i",  ist  die 
alte  Sccmauusdrobting,  Aber  wenn  hier  drr  Sclbstliülfo  oiuo  m  fincrreileiulo  "Wirk- 
aarokeit  vorstatttt  wird  so  ist  es  nnrli  ciue  lie€lit.s]ifliclit  ikrcr,  weicht»  sie  üben, 
ücu  Ausnalimefall  genau  und  surgiaitig  m  constotiren,  und  zugleich  eiue  Qarantio 
gegen  den  mOgliotai  MSiitoMMb  jcaes  Notfaredds  m  ai^eraditer  Ckwalttlist 

849. 

Da  kein  Stat  hn  Frieden  berechtigt  ist,  Soebente  an  machen, 
so  darf  anch  kein  Stat  im  IVieden  Schiffe  ermächtigen,  auf  Beute 
ansaufiEduren.  Geschieht  es  dennodi,  so  macht  sidi  der  Stat  der 
Piraterie  schuldig.  Alle  dvilisirten  Staten  sind  in  diesem  Falle  be- 
rechtigt, den  Firatenstat  als  einen  gemeinsamen  Feind  an  bekämpfen, 
und  denselben  an  awingeii,  dass  er  für  den  verübten  Sehaden  Ersata 
leiste,  Oenugfhuuiig  und  Garantien  für  künftige  Beachtung  des 
V6Ikierrecht8  gebe. 

1.  Walirend  langer  Zeit  emiedrigteu  aich  die  euroi)ai»chen  btateu  dazu,  an 
die  Pirntenstaten  der  nordafrikanischen  Seekaste  Trflmt  m  benUen,  um 
dsdnidi  tta  ihxe  ninileksBMIf>>  SidmUit  gtgm  den  Seennb  sn  erkanlBB.  Alt 
in  unsenr  ln  flndUdi  das  lOttelllndisdtt  Meer  m  dUeerOeCibr  befreifc  and 
bat  die  anvflidigs  DaMaag  fen  CkateneMen  ani  aa^riiOtl, 
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2.  Auch  in  diesen  F&nen  sind  die  Kriegsschii^'c  aller  ßtaten  Teranlaest  und 
ermächtigt,  solche  Piratcnschiffc  anf  offener  See  anzugreifen  und  wogrunehmen. 
Die  Mannschaft  derselben  kann  aber  in  diesem  Falle,  weil  sie  die  Erlaubnis«  ihres 
States  filr  sich  hat,  nicht  wegen  Piraterie  gerichtet  werden,  sondern  ist  in  der  llegel 
ilt  kriegsgefangen  m  MnaMn  So  wndt  w  dm  «ngiiadwii  AdmfralHtte- 
gnidrtdMf  (Bleuler  6ir  J«iikiiis)  im  Mbr  1668  fetechkdin,  ab  AlgieiMb«  PI* 
raten  an  der  bfodMii  Kflfle  geftngcn  wurden.  Phillimore  I  965.  Wlldman 
L  a  202 

S.  In  dem  grossen  amerikanischen  Bürgerkriege  erklärte  der  Präsident 
Lincoln  (lU.  April  1861)  alle  südstatliche  Kaperschiffe  als  Piratenachiffe 
und  bedrohte  dieselben  mit  der  8tnüfe  der  Seeräuber.  Indessen  erkUMe  dch  das 
engliaelie  OMiaas  gagen  ^Qeie  Antdehnmig  das  Bogrift  ab  nicbt  im  YSBunedät 
bagrftndei;  md  thatateWicit  wurden  auch  in  den  Nord^aian  gefimgoie  Seeleute 
solcher  Kapendüüs  ab  XHegagefangene  behandeU.  Wkeatonliitera.  La».  % 
Amn.  D*na. 

850. 

Wenn  toh  SoU&lMiteik  eines  nationalen  Sduffiss,  d.  h*  eines 
Sdiiffes,  weldies  sich  niclit  dem  Verbände  mit  einem  geordneten  j 
State  entAigen  hat,  anf  o£Eaner  See  Banib  oder  Mord  oder  andere 
Veilireelien  veHQjt  wevden,  so  ist  die  Tolkeneohiliofae  Geriditsliarkeit 
Aber  Seeräuber  nidit  begründet,  sondern  nnr  die  statsredhtlidie  des 
States,  welchem  das  Sdiiff  zugeliöri 

Anders  ist  öj,  wenn  die  aufndireris<']ie  SchifTsmannschaft  eines  unter  nalio- 
mlex  Flagge  falirenden  Schiffs  nun  sich  von  der  öt&tfiordniuig  losgesagt  hat,  und  | 
dgianwIlUg  Btaberei  betreibt  Dadurch  vird  das  Schiff  mm  PintoachiE  üaber 
einen  Fall  der  Art  ana  den  Ckileaiaehen  Oewiaaem  bericblak  Pkillimore  L  867. 

Wenn  gleich  die  ¥on  einem  en^disctien  KriegssrhlfT  ^efiuigene  Mamuscliaft  an  die 

(iericlite  von  Hin'  7ur  Hrstrat'iini'  nlH  rliefert  wunle,  ko  erac)f*''tc  sicli  (bxh  der 
en;rlisclic  A(lininilit:i'*-!iof  el>enfalk  für  zuständig.  Dagegen  ^'lit  liir  alle  aiKlcni 
Verbrechen,  die  nicht  v ulkerrechtlich  als  Seeräuberei  betrachtet  werden,  die  ordent- 
liche Gerichtsbarkeit 

351. 

Das  freie  Bfeer  darf  nidit  zur  Zufuhr  von  Sclam  über  See 
missbraucht  werden. 

Die  Schi£fe,  welche  gegen  das  völkerrechtliche  Verbot  Sciaven 
führen,  unterliegen  aber  sanäcihst  der  Qerichtsbarkeit  des  States, 
weldiem  sie  angeliören. 

1  Dia  l>antige  Vakgrredrt  venrirft  die  InrtitnÜaaeii  derSdanrerei  ab  sümb 

Widerspruch  des  natttrlichen  MensdiMitecIlbi  TgL  daitber  Buch  V.  Art.  360. 
Frülior  gjtlt  dt-r  Handel  insbesondere  mit  farhipen  Sciaven  als  erhnd)f,  und  noch 
in  dem  Frieden  von  Utrecht  von  1713  üew  sich  Kn^Uuad  von  Sfaiiicii  amh 
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jyai*iMi  ^  BmM  mniBhiim.  fhift  fiMrtmw^  AnwW  Tfoprwlmni  iHJUliilIcili  In  dto 
SpttiscbeQ  C!oloiuen  einzufOlgMB.  Seither  hat  das  moderne  Rechtsgefahl  diesen 
Bändel  als  ein  Verbrechen  gegen  die  Menschlichkeit  gehrandmarkt  Auf 
dem  Wiener  Congress  erklärten  »m  8  Febr.  1815  ira  Anschluss  an  den  Znsatz 
de«  Pariser  Friedens  zwischen  KugiauU  und  Frankreich  vom  30.  Mai  1Ö14  die 
wwMHiiriten  lochte  ibr  Veriangen  „de  nattce  n  iene  an  flAn  qql  «mit  A 
kngtcnpe  dM  TASO^  Ugiwl«  l^Enope  et  «tti«^  l%iiiiiaail6"  md  wnptmhm 
einander  beiuMtebai  in  der  möglichst  baldigen  „lihqMtiCii  valmelle  de  la  traite 
des  ndgres"  (Wheaton  histolre  L  183).  Auf  den  Conj^rcsscn  von  Aachcu  1818 
und  Verona  1822  wurde  die  Abschaffung  des  Nr'j:erhaudcls  neuerdings  im 
Priucii)  ausgesprochen.  Vor  alleu  audern  Staten  v^ar  Kuglaud  bemüht,  dieeen 
BchMdlichen  Seehandel  zu  uuterdr&cken  und  scldoss  mit  einer  grossen  Anzahl  von 
0tataii  dwQlMr  beMntee  Teitrtge  ab.  Bas  YBtaMuim  dieser  Vertilge  giU 
PUUlmMa  L  |  807.  Yen  grOMlev  Bedeattu^  «araik  IneheMadiw  die  TexMge 
mit  Frankreich  (Verträge  von  1831.  1833.  1845),  mit  Spanien  (1817.  1822. 
1835),  xnit  Portugal  (182(;),  mit  den  etu'op&ischcn  Nord- und  Ostmachtcu  Oester- 
reich, Preusseu  und  Eussland  (1845),  mit  den  Vereinigten  Staten  von 
Nordameiika 

S.  b  Tiden  Ttttfifea  und  OewtaDn  wird  dieew  Tttbotne  Bwdel  der  8e»> 
rftttberei  gleiehgestellt  und  matdm  die  SeUTenichiffe  wie  Pirateneeliiffe 

bedroht.  Indessen  ist  diese  Gleichstellung  durchaus  nicht  selbstverständlich  und  es 
Iftsst  sich  der  völkerrechtliche  Begriff  der  Piraterie  nicht  ohne  weitera  auf  ganz 
andere  Handhmgcn  lAcrtragcu.  Die  Pirateric  gefährdüt  die  Sicherheit  des  ge- 
sammten  Sccverkelu^,  der  Sclavcnhandel  bedrolit  den  Seeverkehr  gar  nicht,  souderu 
bedroht  nur  das  Meuschenrecht  iu  seiner  eigenen  Ladung.  Die  Piratenachiffe  er* 
tenacB  keine  geerdneie  Statsgnndi  Aber  Mi  aa,  die  SdaTsnaddffB  ftloen  nlsr 
nirtfmialfr  Hagge.  Sie  UnteidrDokBng  dee  SdaMniuadeila  hat  dalief  aneii  oldht 
denselben  internationalen  Charakter  wie  dift  Verfolgung  der  Seeräuber.  Deshalb  be- 
stellt nrirli  keine  allgemeine  Concurrenz  aller  Staten  in  der  (irrii }  tsbarkeit 
über  das  weggenommene  Sclavensohiff,  sondera  ist  sunftchat  die  nationale 
richtsbarkeit  begründet 

852. 

Soweit  durch  Statenverträge  ein  Besuchs-  oder  Durchsuchungs- 
rocht  gegen  die  dgmu  Sohiffe  fremden  Kriegssdiiffen  zu  dem  Behuf 
gestattet  worden  ist,  um  Tefrdächtige  Solmiischiffe  anzuhalten  imd 
je  nach  Umstänclen  zur  Yerantwortnng  m  deheii,  ist  dieselbe  aos- 
zaaben. 

Aber  es  versteht  sich  ein  solches  Becht  nicht  von  aelbrti  waxsk 
nicht  gegen  Sduffe  eines  States,  welcher  die  Zvfiihr  von  N^geKsdam 
mit  den  Strafen  gegen  Seeeranb  bedroht. 

Die  SdiwieriiMti  ^  Tobot  des  Sdaranbaadeli  anf  offiBnar  See  dnrcfam- 
fthren,  ohne  zugleich  ditt  Tdlkerrecbtliehe  Selbst&ndigkeit  der  Flagge 
nad  die  freie  Schifffabrt  a«  gefährden»  ist  bei  den  diplomatischen  Yeiiiaod- 
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lungen  sehr  entscheidend  hervorget3«ten.  Als  eine  englische  Parlamentsacte  vom 
Jatir  X'^'V.^  die  englischen  Kronzt^r  nin ächtigte,  auf  verdächtige  Pürtiigiesische 
Sclavcn&cliiiie  zu  fahndeu,  wiuiie  ditbeibe  vielseitig  als  eine  völkcrrechtswiilrige 
Aniaaättiuig  isluglaoiLi  getadelt.  Durch  den  Vertrag  Engluuds  mit  Portugal  von 
IStt  mwie  ein  vtohaeUeitigei  üntenndnafvedik  (right  of  iMidi)  zagaämktL 
Iq  dm  Tertng  der  fttaf  enropfciiolieii  Grostmftcht«  toh  10A1  wr  eriM» 
ätm  die  Sclavenschiffe  „den  Schutz  der  Fla^e"  einbüsna  mid  dM  ^  M&chte 
ihren  }>fvtillTn;\r)itii„rtfii  Kretizeni  tlas  lleciit  wechselseitig  zn^ostehn,  jedes  Srhiff, 
das  eiuer  der  betrettenden  haüuueu  angehört,  aus  verstilndigeu  Yenin*  ht sin uuden 
zu  untersuchen.  Auch  soll  dieses  liecht,  „droit  de  visite"  geuamit,  mcht  im 
IfitMltadtataJlMr  miA  imr  Ui  m 

BHäin  ia  dMB  tthrnttwlien  Ifiaace  «eittit  mOax   laäemn  wwd«  diMsr  Tering 

i«n  dem  franzötuschen  Könige  nicht  ratificiil,  eben  weil  gegon  dlMn  ünlMIflhiiig»' 

recht  sich  ernste  Bedeulien  erhohen.  Die  Diplomatie  fing  nun  an,  gemuier  7.ri>5chen 
einem  Besuchsrecht,  droit  de  visite,  im  engem  biau  und  (  iuem  I)iirch- 
Buchsrecht,  droit  de  perquisition,  zu  unterscheiden.  Eudiich  ksua  im  Jahr 
UM5  dB  Yerbng  svisAai  EngUmd  nd  Fvuilmieli  n  SlindB,  in  mUMn 
swar  dM  aUa  Droit  de  ^te  (im  ipeHan  Sinn)  anfgagebm,  abv  dacb  in  Art  7 
bestimmt  wurde,  daat  die  beiderseitigen  Kreuzer  an  der  afiftanladian  UM»  er- 
mächtigt seien,  die  wirkliche  Nationalität  der  Schiffe  zu  prüfen,  welche 
unter  englischer  wler  französischer  t'lagge  fahren,  und  vielleicht  nur  unter  diesfr 
Flagge  ihren  Sclaveuhaaüel  oder  andere  Verbrechen  zu  verbergen  suciien.  Zu 
diesem  Behuf  muss  aber  natthrlich  das  fremde  Sdüff  doch  besacht  und  seine 
Bqpieit  jnBiean  ali«eaalien  miden.  Agibt  sieh  dabai,  da«  daa  flehtf  wlOäkk 
aiaer  Haticm  angebdri,  deran  BagiarDag  das  ünteistidiiuigsieeht  aldit  anadnonCi 
80  muas  dasselbe  ohne  Verzag  verlassen  und  jedenfalls  über  das  ganze  Verfahren 
genaues  Protokoll  geführt  werden.  Die  Instructionen  der  beiden  Stiiten  an  ihre 
Kreuzer  sind  genau  und  werden  wechselseitig  milgellieilt.  Die  lebhafteste  Fansprache 
machten  die  Ycreiuigteu  Staten  von  I^ordumcrika  gegen  da»  Durchsuciiung»- 
ncfal,  indem  de  die  Mdar  ftr  die  firafe  SehüHsbit  betonten,  «akhe  aiae  der- 
artige SeepoUiei  vanttgUcb  EngUntb  zur  Folge  haben  trttode.  Der  MMdeBt 
Webster  behauptete,  dass  das  Droit  de  visite  und  das  rhigt  of  search  bisher 
Immer  als  dasselbe  Recht  betrachtet  und  nur  als  KriegsnH^if,  Tiicht  im  Frieden  an- 
erkannt worden  sei.  Die  Vereinigten  ötateu  erklärten  daher,  ein  derartiges  Recht 
keiner  Seemacht  zuzugestehen.  Dagegen  verstanden  sich  die  Vereinigten  Stateu 
daan,  an  der  aWrantwhea  Efiste  gemoxmin  mit  Eegfauid  Krenar  m  hahen,  am 
den  Sdarenhandel  mdgüchst  au  TWhimfcrn.  Man  aiehft,  der  Widacspmch  der  Ver- 
einigten Staten  war  von  Einflu^s  auch  auf  das  Verhalten  von  Frankreich.  Auch 
mit  Rra.silion  gerieth  England  über  dies«-  Seejioli/ei  im  Jahr  IS-lT)  in  Streit. 
Seither  lir't  s'rh  die  Gefahr  einer  ungebiilirlichen  Pf  rhrrrschaft  Englands  n-hnliürh 
vermindert,  indem  auch  anderu  btaten  eine  ansehnliche  Kriegsmarine  imiwisclieu 
geschaffen  haben  und  England  die  FreiheU  des  Meers  im  Frindp  imd  in  dessen 
Conaeqiiaiuen  rnnfteemder  ala  frfllier  aaerimmt  Hbr  aeheint,  daea  ein  wecbaei- 
aeltiges  Besnchsreelit  gegenober  von  SchUfto,  ^Idie  ferdbditlg  sind,  eine 
fidadie  Hegge  sa  fthren  mi^  aegleldt  als  Sdavenadiüfo  benotak  an  Verden,  wenn 
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ümm  Beeht  in  «oUgeotdiiitaB  iNam  nd  tei  nOAlg«!  Cmmto»  «egan 
IGaAinnßb  «ngefibt  wird,  gefahrlos  für  den  redlichen  SchififahrtsveiMv  wd  diO- 
nocb  ein  nothwendi^ps  Mittel  sei,  tlas  Verbot  der  Negerzufuhr  wirksam  m  machen. 
Das  andere  Mittel,  eigene  Kreuzer  /u  halten,  welche  fortwährend  eine  Küste  be- 
aufsiGhtigen ,  ist  sa  kostbar  und  in  der  Fraxit»  ohne  Anhalten  der  TerdächUgen 
8ciUff6  dodi  nkhl  dmtiifiifDlraL  Der  DBMch  du  TonMintfiditn  BdnrcnHUA 
Im*  iUi  jeM  Ii»  ento  tttf  die  Prttfang  der  Katleaalttit  des  Beliiff»  m 
beichrftnken  und  darf  nur,  wenn  weitere  YerdtchtsgrOnde  sich  ergeben, 
m  einer  DiTrelisuchuiif,'  führen  Tv-r  Vertraj»  zwischen  England  und  den  Ver- 
einigten Staten  vom  7.  April  l^>'<^^  irs-hi  von  diesen  Grunds&t^en  ans.  Die  beider- 
seitigen eigens  dazu  ermächtigten  Kreuzer  dürfen  verdächtige  Sclavenschüle  unter 
gßwimm  Bedingungen  an  der  efrflmrtidMm  Kftate  imd  in  der  Nite  ton  Ocäm  sd- 
faettm  und  diiwlniwriniw 


5,  Y«i  dfn  StAMienitlNurludfoB« 

353. 

Wenn  die  Gebietshoheit  eines  States  zu  Gunsten  eines  andern 
States  —  oder  ausnahmsweise  auch  zu  Gunsten  einer  unter  völker- 
rechtlichem Schutze  stellenden  Kürperschaft  oder  Familie  —  ver- 
tragsmässig  und  dauernd  beschränkt  wird,  so  wird  diese  B^chränkung 
Statsdieastbarkeit  genannt. 

1.  Wir  nennen  diejenigen  Deschränkongen  der  O^Ietshohoit,  welche  aus  dem 
völkerrechtlichen  J^nsammenhang  der  Staten  und  ans  der  allgemeinen  Natur  der 
Verhaltnisse  mit  Hechtsnothwendigkelt  sich  ergeben,  wie  die  PHicht  zum  Gcsanten- 
veikehr  und  Fremdenschutz,  die  Gewäluung  der  freien  äcidfffahrt  auf  den  grossen 
StrOnien  und  am  Kürtamenm  n.  dgL  niclil  DteneHierhriten,  «ett  lia  sn  d«  regel- 
mftBBlgen  Reehtaordnnng  geboren,  weil  hier  die  Staidiohelt  aelbsfc  ab  ein  dft> 
durch  nothwendig  bcsi  lir&nkteaBeclkt  erscheint  Die  eigentlichen  Statsdienst» 
barkeiten  vorstehn  sich  nicht  von  selber,  sondern  bedürfen  einer  besondern  Be- 
gründung im  elnzehaeo  FalL  Sie  sind  ein  jus  singulare,  for  velcbea  keine 
Vermathuug  spricht 

2.  DieAnalogie  der  privatrechtlichen  Qnmds&tae  über  die  sogemumieu  Fr&dial- 
servltiiten  darf  nur  mit  Vondcht  angewendet  werden,  well  ea  ateh  luer  ni&t  un 
Tefldltnisse  handelt,  welche  der  Willkür  von  Privatpersonen  anheimfallen, 
sondern  um  Zustände,  bei  welchen  das  Wohl  der  Völker  bethciligt  ist.  Die 
Sicherheit  und  TTiifibh.lnpf^keit  der  Siaten  ist  doch  ein  ganz  anderes  Ding  fil-^  daa 
Gnandeigentluun  tuid  daher  eine  Boachränkong  d^elben  von  ganz  anderer  W  iikung 
als  eine  Privatservitut 

354. 

Der  Begi'ündimg  einer  Statsdienstharkoit  durch  Vertrag  steht 
^  Berufung  oxd  nnvordenkliofaen  Besitz  gleich»  insofern  aus  der 
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fiurfcdauenidcn  Ausiibong  solcher  Besclirünkiiiig  ohne  Widerspruch 
des  Ijeschränktaii  StafteB  anf  die  Auorkoimiiiig  der  DieoftUMoinit 
durch  dieten  gesddoaseD  werdfln  kann. 

El  iit  nrnafljlMi,  dfe  hftrkdmmHehtB  fflttiJiMrthirhiitem  m  tgutkmt 
aber  man  duf  dodi  aUlft  laidithin  derartige  Beschr&okuiigaB  als  ursprQnglich 
gewillkürte  annehmen.  Vielmehr  bedarf  es  cini^K  strengen  Beweises  dafür,  «lass 
nicht  rt'va  t\fT  hcKchrilukte  Stat  bloss  tnitwüliL^  uiul  aus  Freundlichkeit  iVir  (.Ilh 
Naclibarn,  aber  uhiic  licditttverbiadUchkcu  äich  die  thatsächliche  Beachräiikuag  iiabu 
geüftUea  iMsea,  toodoEi  dMIba  ils  aoOnnDdlg  «al  Undmd  tnirtim»  liilit. 

355. 

Die  Statodknstbarkeiten  bestehen  entweder  darin,  dass  der 
dienende  Stat  um  derselben  wiBen  verhindert  ivird,  seine  Statehoheit 
in  einer  bestinmiteu  Richtung  Tollständig  auszuüben  oder  dsnn, 
dass  derselbe  genöthigt  wird,  eine  statlidie  Aetion  des  fremden  be- 
rechtigten States  innerhalb  seines  Qehietes  au  dniden,  die  er  ohne 
die  Bienstbarkeit  verwehren  dürfte. 

Die  «nttm  Siflnstekato  besfedMn  im  Klehtthnn  (k  nsn  ftsiaido)  nnil 
ibid  ym  negativer  Witknng,  die  Iststain  di^egoi  sind  positiv  und  bsrtdhn  im 
Dnldea  eines  Thuns  (in  paHeodo)  von  Seite  des  bereeütigten  Stats. 

856. 

Negative  Dienstbarkeiten  sind: 

a)  die  Beschränkung  eines  States  in  der  Grösse  seines  Heeres 

oder  in  der  Anlage  und  Zahl  seiner  Kriegsschifie  oder  in 
der  von  Festungen  u.  s,  f., 

b)  die  Veii^Hiclituni,^  eines  Stats,  sich  jeder  an  sie  Ii  Ijl  LTÜiKleten 
Gerichtsbarkeit  übei*  die  Angehörigen  des  berechtigUiM  iitatea 

zu  ciiliiultcn, 

c)  die  Sckranken,  welche  der  Ausübung  der  Kii  t  henhoheit  aus 
Bücksicht  auf  den  berechtigten  Stat  gesetzt  wt^rdeu, 

.d)  die  thoüweis©  Befreiung  gewisser  Köiperachaften,  Stiftungen 
oder  Stände  von  der  Steuerpfliclit  in  dem  dienenden  State, 
wenn  diesell  o  uiit  Ilückaicht  auf  einen  berechtigten  l^achbar- 
stat  zugestanden  worden  ist, 
Q)  die  Veriiinderung  von  Zollstationen  zu  Gunsten  des  freien 
Grenzverkehrs  der  Nachbarn. 

Es  sind  das  nur  » iiijdelue  liLispiele,  welche  otter  vorkuiiuaeii  und  meistens 
In  Friedeittvertragcu  uauur  bestimmt  oder  bei  Gebietsabtreiuugcu  vorbuLalteu 
Yfrtw  siad. 
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357. 

a)  das  Beeht  einefl  tanden  Stats,  die  tnlfiaidisohen  StrasMii  m 
8«men  TnppenmfirftclieQ  n  bemitaeii  (EtappenttraBSOi), 

b)  das  Baciift  emee  fremden  State,  einen  infibidisolMn  Gebieto- 
fhfiQ  unter  Umetfinden  mit  s^en  IVuppen  za  besetKon» 

c)  daB  Beckt  emee  fremden  State,  seine  Gericbtebarkeit  oder 
Poliseigewalt  oder  Stenarbobeit  auf  einen  inlandiscben  Ge- 
bietetheÜ  anssndehnen, 

d)  das  Beobt,  Zollstadonen  daselbst  ansolegm  und  m  vnter- 
baHeOf  Dorcbsncbmigen  dort  vononehmen, 

e)  das  Beeilt)  Postanstalten  daselbst  sa  erricbten  vnd  das  Post- 
regal auszuüben. 

358. 

Im  Zweifel  ist  allezeit  zu  Gunsten  der  dienstfreien  Statshoheit 
und  die  anerkannte  Dienstbarkeit  aU  ein  Ansnabmeieobt  in  be- 
Bcbränkendem  Sinne  sn  inteipretizen. 

Je  grtaMr  dar  Werth  bt,  mklMi  die  flndsrae  SUttuetwlckluiig  der  Bin- 
heit  nod  Treilieit  te  6Mi  mioliielbt,  nm  m  nentger  gSutig  wetäm  dien 

ÜUenaäMHdkeiten  betrachtet,  welche  immer  jener  Einheit  Abbruch  thun,  indem  rfe 
die  wnii  auch  beachr&nkte  Herrschaft  eines  fremden  States  heyrrüidon,  und  immer 
diese  Freiheit  hemmen,  indem  sie  den  einheimischen  Stat  verhindern,  seine  Sou- 
Teränetät  vollständig  auszuüben.  Sie  sind  daher  weit  hinfälliger  als  die  privat- 
rechUtchen  Semtoten»  indem  sie  unter  ünwMtadwi  von  etner  nenen  flüteeotwiddnag 
Terdiiiigt  und  beadtlgt  werdeii.  Yi^  f  859. 

859. 

Eine  Statsdienstbarkeit  gebt  unter 

a)  dnrcb  einen  BefreimigsTertni^  des  pflicbtigen  mit  dem  be- 
recbtigten  Stat, 

b)  dnrcb  Yerziöbt  des  berechtigten  State.  Als  Yendcbt  ist 
aucb  ein  über  ein  MenscbenaUer  fortgeeetater  Nlcbtgebrancb 
ansnsebea,  wenn  die  Veranlassnng  som  Qelnrandi  wiederbolt 
gegeben  war, 

c)  wenn  dieselbe  aolgebSrt  bat,  mit  der  EntwieUnng  des  YSUter- 
rechts  TertragBch  zn  sein, 

d)  wenn  dieselbe  mit  der  natmrgemassen  Fortbildung  der  State- 
veilassmig  oder  mit  den  öffentlichen  Znständen  nnd  Be- 
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dürfioissen  dee  Pflichtigen  Landes  nnwtri&c^  und  dwhalb 
mdeidHch  und  unamfiihri)»  gewoidm  ist 

Üft  dM  StUnedit  mid  ebenso  Am  Tfflkeneciit  mv  um  der  geneifisemeii 
Offeatlieliett  Bedarfi&iue  vtllen  alt  netliweiidife  OrdnvEg^der  «ffent- 
Ifohen  Zttit&nde  bMteht,  so  kana  ^  aach  im  Einzelnen  nicht  aufrecht  eriuüten 

worden,  insofern  es  mit  der  allgemeiiipn  Entwicklung  nicht  zuj^cich  fortdauern 
kann.  Diese  üoitwickluug  kann  und  fln  l  nuAit  dnirK  Verträge,  welche  einer  andern 
vergangenen  Zeit  angehören  und  (LamalH  einen  biun  iiatten,  der  iuzwi&clieu  verloren 
gegangen  ist,  vcrUndert  «erdeo.  Denn  iu  Ueno  db  Steten  und  die  Manplilirit 
an  der  ErfUlimg  Huer  BiwdiMttm^  iMaäMa  tnd  dae  Weaan  du  Reite  aaflNr 
verderben.  In  dieaar  Weiie  sind  unzählige  Statsdienstbarkeiten,  -welche  Jm  lllttBt 
alter  entstanden  waren  nnd  damals  zu  der  lu.'rrsclicndeu  Lcli^nsvcrfassang  passten, 
seit  der  Ausbildung  des  modernen  States  mit  dem  Lehensrcchtc  untergegangen. 
Wenn  ein  Stat  in  seinem  Innern  Einheit  und  Gleichheit  der  Kcchtspflege  einfobrte 
md  in  Folge  deaen  die  patrimoiiiale  QericUabadMife  der  ChmdhenB  abediafile» 
BO  UeH  er  sieh  anch  nicht  abhahsn.  aaa  denaalben  Grftnden  tmil  jilnfcrii  dnrcli 
seine  Yerfassungs-  imd  Oeaeiacsreform  die  potrimonialc  OerichtdiarlBBift  eiim  frem* 
den  Landcsherm  in  seinem  Lande  abzuschaffen,  M-elchc  mit  jener  grundherrlichen 
Gerichtsbarkeit  des  einheimischen  Adels  wesentlich  identisch  und  ganz  cl>en  so 
wenig  mit  den  modernen  Gnmdsfitzen  der  Rechtspflege  vertraglich  ist  In  Ihn- 
Hcker  Waiaa  tat  betooders  seit  der  finuuöaischen  Berolntion  die  im  BfittaUler 
dbarüaCBrte  Terfleektuig  yeraeliiedener  Landeeliokeiten  anf  demaelben 
Gebiete  gaUlal  «In  eiaCulMNa  und  gleiataMBn  BaäOgnMtalm  hw- 
alelll  vortaL 
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Die  Slateliolieit  im  TerliUtniBS  zu  den  Personen. 

h  SehtttB  d«r  penUiftli€B  Freiheit. 

360. 

Es  {5il)t  kein  Eigenthum  des  Menschen  am  Menschen.  Jeder 
Mens  eil  ist  Person,  d.  Ii.  ein  rechtsfähiges  und  mit  Becht  begabtes 
Weseiu 

Dieser  natOrlldio  TfrrLtssfitz,  der  schon  von  den  römisclicn  Juristen  erkannt 
wurde,  ist  wiUireud  Jahrtausendea  von  den  meisten  Völkern  gegen  ilu"  besseres 
Gewisse  miüsaditet  uud  verdunkelt  worden.  Im  Alterthmn  hat  man  sich,  um  die 
ttUMtOriidie  fiekverd  m  rechtfertigen,  auf  die  gemeüie  BechtsObang  der  Völker, 
das  Jos  genlfiim  berafen.  Hör  gans  albniUIeh  und  langsam  hat  die  enropliaclie 
Civilisation  jenen  sch&ndlidiai  IfiltlttAneh  der  Gewalt  des  herrschenden  über  den 
dienenden  Menschen,  den  man  Eigenthum  nannte  und  mit  dem  Eigenthum  an  ITaus- 
thieren  auf  eine  Linie  stellte,  (gemildert  und  endlich  abgeschafft  und  das  natürliche 
Menschenrecht  der  Pcraou  oucrkanut.  Als  bereits  in  Italien,  in  England  uud  in 
Frankreich  die  Eigensdhaft  aufgehoben  war,  bestand  dieselbe  noch  in  einigen  deutschen 
li&ndem  fbrt,  und  sp&ter  ab  in  Deotschland,  erat  In  unem  Tagen  wurde  tie  In 
Rnihmd  beaeiUgt  80  bfldete  ridk  nach  und  nach  das  enrop&ische  Becht  ans, 
welches  die  Sclaverei  nicht  mehr  als  wirkliches  Becht  in  Europa  gelten  liess,  sondern 
die  persönliche  Freiheit  als  Menschenrecht  ehrte.  Kn<  h»lPT7i  die  Vereinigten  Statcn 
von  Nordamerika  sich  ebenfaiLs  gegen  die  Sclaverei  dar  bchwarzcn  erklärt  und 
innerhalb  ihres  Machtbereichs  die  widerstrebenden  ätaten  geuothigt  haben  (1865), 
die  penflalkto  Fcdheit  und  die  bttrgerüchen  Bechte  aoch  der  dunkeln  Pmun 
anzoeitomen,  und  naebdem  nun  auch  im  Sfiden  des  annflfcitiiiiichfln  Ckmtinenta 
fif^Uen  die  Befreiung  der  Sdavcn  gesetzlidi  efaigeftthrt  wurde  (1871),  ist  jenes 
Menschenrefht  auch  in  Amerika  durchgedrung'-n  nnd  nunmehr  zu  angemeiner 
Ancrico iiiiung  in  dem  Rechtabewusätsein  der  christlichen  Welt  gelangt.  Die 
^him^&ische  Oultur  in  Ostasieu  hatte  schon  lange  vorher  denselben  natürlichen 

X4» 
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TtiWtTitMfiT  anerkannt  Man  darf  daher  in  Zukunft  nicht  mehr  irie  Uiher  die  Bb- 

mfung  auf  die  SouvcränctM  einzelner  Staten  polten  lassen,  wolcTipr  nicht  ver- 
wehrt werden  dürfe,  bei  sich  die  Sclaverei  festzuhalten  oder  eiuziituhreü.  Höt  listenB 
dürfen  Uebeigangsbestimmungen,  welche  aus  der  herkömmlichen  Sclaverei  schritt- 
weise 

der  StalflD  dnf  nkht  mdir  lo  watgutht  mtden»  da»  Mvdi  dw  liohere  und 

allgomcittcrc  Recht  der  Menschheit  TmiUlitet  wird,  denn  die  Staten  sind 
menschliche  Otguigom  vaA  pflidiiig,  dai  tSDffmdn.  edtaimte  Mwuchanfecht  sa 

861. 

Das  YoQEeneciht  erkennt  kein  Recht  der  SdaTeni  an,  weder 
wenn  ISnzelne  nodi  wenn  Staten  sie  behaiq>ten. 

£b  ist  das  nur  der  negative  Ausdruck  des  obigen  Princi|)a  der  persdoUcheu 
BMheilj  wddia  dii  Ydlkemclil  «MriBnat 

962« 

Wenn  fremde  Sckren  den  Boden  emea  freien  States  betreten, 
80  werden  sie  sofort  TOn  Beohts  wegen  als  Freie  betracktet  nnd 
ohne  dass  es  einer  Freilassung  des  Herrn  bedarf^  auch  gegen  diesen 
in  ihrer  Freiheit  gesdiütat 

Sie  Luft  dsB  freien  State  nadit  aodi  ih^twBw  nad  calMhisdSBsr  fiei« 
Sil  bn  mMMm  die  Loft  der  freien  Stadt  Dannlt  bedniften  die  etgann 

Leute,  welche  in  die  Stadt  gefluchtet  waren,  rint  r  T'rsit:  nng  der  Freiheit  von  Jahr 
und  Tag  und  waren  meistens  vor  Ablauf  (UtscIIm  i!  der  Vintlication  der  mxchjagendcu 
Herrn  ausgesetzt.  Wenn  heute  ein  fremder  Herr  n  it  seinen  Sclaven  als  Dienern 
in  ein  freies  Land  kommt,  wohin  auch  die  Fahrt  in  Ircieu  Sdiifie  auf  offener  See 
gehört,  99  sind  die  letstem  berechtigt,  gegen  jede  GewiJt  des  Heira  den  Söhnti 
der  Gerichte  oad  je  imät  ITmettoden  der  PoUcei  aaramfen.  Dieser  Sehnti  wird 
mbedenklich  gewilirt^  ohne  dass  der  betreffende  SdaTOUrtat  tkh  deshalb  als  über 
die  Missachtung  seines  nationalen  Rechts  beschweren  kann,  dam  das  Yfllkmiedit 
h&lt  die  Sclaverei  niigands  mehr  für  Becht 

3G3. 

Es  wird  weder  überseeischer  Handel  mit  Scla?en,  noch  werden 
Sdavenmärkte  geduldet. 

Viclmelir  ist  es  das  Recht  und  die  Pflicbt  der  civilisirten 
Staten,  wo  solche  Missbräuche  noch  geübt  i^erdeo,  deren  Abstellung 
zu  fördern. 

England  gebührt  der  Ruhm,  die  I3arbareskeustaten  zuerst  thcils  durch  diplo- 
matischen Sünffuss,  thcils  duixh  kriegerischen  Zwang  (IJeschiessung  von  Algier  im 
Angost  1816)  dahin  gebracht  au  haben,  dass  sie  auf  die  Chnsteusclaven  Yerzidit 
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kirtoten,  für  Gegeamurt  vnd  Zoknnfi  Aach  Fraukreidli  wirkte  in  dcrscibon  lUchtung. 
Die  cnropaische  Diplomatie  erreichte  auch  in  Constantinopol  ähnliche  Zugestüudnisse. 
Aber  noch  ist  die  Sclavcrei,  und  sijid  Belbst  die  Sclavenmärkte  abgesehen  von  Süd- 
amerika, WO  ue  nun  im  KrlOsdien  begriffen  sind,  bei  den  rohen  Kationen  von 
MlttiJMiim  md  im  Lmani  tod  AMka,  wekhe  von  der  Bewegung  der  christlichr 
ariidm  GffOIntkii  bisher  wenig  barührt  sind  und  der  Ansbreltiug  der  UmiMitiat 
noch  Tiele  Hindemisse  entg^nseizcn ,  in  voller  Uebung.  Zuletst  wttdflQ  albv 
aucli  diese  barbarischen  Rassen  CMlcr  haihbarbarischen  Nationen  der  wachsenden 
Macht  des  humaner  gewordenen  modernen  Yolkencechts  sich  nicht  ««f^^Hm  kOmien. 


2»  T<m  der  StatsgenossensehifL 

364. 

Jedem  Stat  steht  das  Kocht  so,  selbstrinclig  festzusetzen,  unter 
welchen  Bedingungen  seine  Statagenosienschaft  (Statsangehörigkeit) 
erworben  und  Tedloren  werde* 

1.  Bi  Ist  daa  ninftdmt  eine  innere  Angelegenheit  des  Stataa  und  dal« 

eine  statsrechtliche,  nicht  eüie  völkerrechtliche  Frage.  Aber  insofern  als  die 
Angehßrigkeit  eines  Individuums  zu  einem  bestlnunten  State  aucli  von  fremden 
Staten  zu  beachten  ist,  schliesscn  sich  internationale  Wirkungen  an  den  statsrocht- 
lichen  Entacheid  au  und  hat  sich  das  Völkerrecht  damit  zu  befassen. 

9.  AnwAMirfi  BtiMn  ^  die  Rechte  dw  lenehiednen  fltaleii  m  dSee» 
ninrfftiit  og  bildwi  lieh  df*M*»  Vennntfanngen  ftr  ein  gemeiiunBice  Beeilt  VgL 
Blnntschli  De  la  qualitu  de  citoyen  d'un  £tat  ou  point  de  vue  dea  lelatimf 
imenatifloalM  in  der  Qenter  Berae  de  Droit  hrtein.  1870.  VI 

365. 

Im  Zweifel  wird  angenommen,  dasB  dio  Ehefrau  durch  die 
Heirat  in  dio  Statsgenossenschaft  ihres  Ehemannes  eintrete. 

Der  Ehemann  und  der  Vater  als  Ilaupt  des  Hauses  vcrbjüdct  mich  dio 
Glieds  des  Hauses,  die  Frau  und  die  Kinder  mit  d^m  State,  zu  dem  er  geliört. 
Dabei  wird  jedoch  vorausgesetzt,  dass  die  Ehe  iu  diesem  btate  als  rechtagOldg  an- 
ei^aont  werde.  Bas  englische  Recht  wollte  froher  d«  GroodHli  nur  In  Ver- 
hittniai  m  fremden  Aernn  laintaMn,  «ddie  BhtfinilHr  hänAaut  dämm  die 
Engl&nderinnen,  weiUhe  ftemde  H&nner  heirathen,  nocli  lunner  als  Englftaderiiuien 
betrachten.  Diese  unheltee  PngleifJiheit  ist  dnch  die  HiatundiiatiooMcto  von 
1370  siOgehobeD. 

865«. 

Ebenso  erbatot  die  ehelicheii  Kinder  in  der  Begd  duroh  die 
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Oebort  die  Statagenoflaeiiflduift  ihre«  Vaters,  ohne  Unteredued  ob 
sie  Jm  Lmde  oder  aoMerhalb  deflselbea  geboreii  worden  aind. 

Wenn  später  der  Vater  eine  andere  StatadpenoMensohaft  er- 
irirbt,  80  folgen  ihm  die  miiiderjähzigeii  Kinder,  weikiha  in  aeiiier 
EanBhaltimg  leben,  nach. 

Diese  Gnmds&tze  werden  iu  neuerer  Zeit  von  dea  meisteu  Btateu  anerkamiL 
In  Euglaud  hatte  skh  die  mittelaltierlfciiie  Aosicht  big  auf  die  neueste  Zeit  eiiialtea, 
vonaeh  die  von  fremden  Eltern  gesengten  aber  in  England  geborenen  Kinder  im 
Zvaifel  das  ««gMaftha  Bflotgenecht  endeten.  Die  Katuralisatiousactc  von  1870  hat 
swar  die  strenge  DnrdiflÜinuig  dieees  Qmndaataea  aber  nicfai  den  Qnmdaata  selber 
ToUflttiidia  fttrfiyff»iMMi 

Bio  melieliciien  Kinder  erhatten,  wenn  aie  nidit  von  dem 
State  des  gestSndigen  oder  erlnitteLten  Vaters  an^enonmien  werden, 
das  Heimatereoht  in  dem  State  der  Mutter,  aber  folgen  dieser  nicht 
in  einen  andern  Statsrerband  nach,  wenn  sie  später  dorch  Heirat 
eine  neue  Statsgenossensehaft  erwirbt 

1.  Der  erste  Satz  folgt  aus  der  sichcru  Abstammung  de»  lüudes  vou  der 
VxMer»  Nor  in  der  Ebe  gilt  die  Abatammnng  Tcm  Yaler  ala  ebenao  lieber  and 
entBchrfdet  4beidem  die  RftpImMit  «nf  die  leitende  Stellung  des  Täters  im  Hanse 
und  die  bedeotKuii  hervortrelende  Beafelmiig  desselben  zum  Stale.  Ausser  der  Ehe 

and  ausserhalb  des  Hauses  kann  zunächst  m\r  dio  AbHtnmraung  von  dfr  "Mutter  über 
die  Angebörigkeit  entscheiden.  Indessen  uehmcn  niaiicho  Hechte  der  Eiuzclstatcn 
auch  die  unehelichen  Kinder  in  das  Heimatsrecht  auf,  das  der  Vater  besitzt,  wenn 
er  dieselbea  als  sebw  Kbuder  annittnat  oder  sogar,  wenn  er  ab  Yater  geticbllHdi 
erwisBen  und  erUirt  mideD  ist 

9.  Der  zweite  Satz  liat  seinen  Grund  darin,  dass  die  Mutter  nicht  ala  Bnapt 
BOndeni  nls  Glicil  der  Familie  m  (lic  Ehr  kommt  und  damit  iii  einen  neuen 
Statsvcrbttud  eintritt,  daher  watk  ihre  K index  nicht  selbstaiidig  nftrhTiiflhffli  ktm. 

866  a. 

Findelkinder,  deren  Eltern  unbekannt  sind,  envcrben  die  Stata- 
geuoBseuBchaft  des  Landeä,  iu  dtm  öio  ^ciiuidcii  werden. 

867. 

Sa  ist  möglich ,  dass  Jemand  ^en  festen  Wohnort  in  efnem 
Lande  besitat  und  daselbst  niedeiigelaBsen  ist,  ohne  in  den  Stats- 
▼erband  diesea  Landes  eunotreten  und  ebenso,  dass  Jemand  Gnmd- 
eigenthnm  m  einem  Lande  enrirbi  nnd  bewirthschaftot,  ohne  Stats- 
genosBo  dassOnt  m  wevden* 
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Wenn  Hefftcr  §  59  alle  „In  einem  Lande  Domlnlirten"  d  h  jpdrn,  der 
darin  eine  feste  häusliche  Einrichtung  fttr  sich  getroffen  hat  (Landsassen  im 
weitesten  Sinne  des  Wortes)  als  StaUaugehdrige  nadi  vülkerredulichea  Qnmdsfttcen 
bcrtelMiit,  80  giii  «  imIbm  BtMhMiiB  m  ndt  b  flibt  !■  iMn  dtflUrten 
BiMBnaiMgNHsAiHiiAlaMlirifvtateKtHtfla^  mlite 
nicht  in  den  Statsverband  ihres  Wolmorts  av^mommen  sind,  sondern  in  dem 
nationalen  Statsverband  verbleiben,  dem  sie  vor  ihrer  Nu  Icrlassnng  in  fremdem 
Lande  anpehört  haben.  Die  Niederlassnng  nnd  der  Gcwerbsbetrich  poschirht  7ti- 
aäuch&t  aus  privatrechtlichen  Motiven,  und  es  ist  k^aeswegs  notbwcndig,  dass 
imk  dfo  tUtuMhUick«  Ibrfobft,  mm  tiam  fllitwlwd  ia  einen  andern 
tenVriMB«  ficbiniiB  whA.  Vmt  Oid»  tMli$  IT)  «UM  niMdM, 
tf»  knfalii^Hte  AdMimng  in  einem  firentei  iMd»  Im  Zweifel  nicht  iii  Ant* 
UBisnDMr  nwnrf'itn  wtL  Sie  nMhialit  niabi  jnot  tmrit  dB  ntoar". 

3G8. 

Jeder  Stat  ist  Tcrpflichtet,  seine  AngehSrigen  wieder  in  seinem 
Lande  aufzunehjiien ,  wenn  sie  von  andern  Staten  ans  öffentlich- 
rechtlichen  Gründen  heimgewiesen  oder  zugegchol^on  vrcrf^en  und 
kein  Stat  berechtigt,  seine  Sträflinge  einem  unhetheiügteu  öUte» 
ohne  dessen  Erlaubnus,  zuzaschieben. 

Die  Ileimweisung  und  der  Zuschnb  findet  haaptsftchlich  ans  awei  QrOnden 
Statt,  n)  wenn  die  Tiidivlducn  ausser  Stande  sind,  sich  selber  zu  ernähren  und  der 
Holle  bedürfen,  b;  wenn  die^elbeu  die  Rechtssicherheit  in  dem  fremden  Lande  l>c- 
drohen.  Der  Heimatstat  kann  sich  in  beiden  und  in  &hnlicheu  Fallea  überhaupt 
aldit  weigern,  setne  T«dJwite  auJkuindimeat  da  ile  n  ninem  Lnde  gehOieiL 
Htm  dämm  Ist  auch  die  Strafe  der  YerbiiuiiiDg  nur  anter  der  TomaMlnag 
durchzufahren,  dass  die  verbannten  Personen  sidi  in  der  Fremde  su  erhalten  im 
Stande  sind  und  nicht  tiberall  ziirürkirHwiesen  werden.  In  neuerer  Zeit  beklagen 
sich  die  Vereinigten  Staten  von  2\ortlamerika  und  wohl  noch  andere  ausser- 
europaijiche  Coloiiiakuitcii  darüber,  da^  die  europäisdieu  Stateu  ihre  Gefangulüse 
dftdnfdk  eiäotten,  dm  dg  Ygribwchwr  und  litdBiliclMi  OmliMtol  docfhiammnidMn 
Immd  und  üire  Uebeniedlnog  itiilfflrrtlMitn  DieM  PmoltwMfflo  Ist  akhl  ebne  Cfarud 
und  oa  entstehen  ans  einer  solchen  Pradi  fbr  dll  Ck)lomen  ernstliche  Gefahren. 
Die  überseeischen  Staten  können  sich  gegen  solchen  Missbrauch  ihres  Gebiets  da- 
durch waliron,  dai»H  sie  ihren  P^nt^hluss  ankündigt  n.  sie  werden  ^olol'.e  Verltreclier- 
colomsteu  wieder  in  den  absendenden  Heimatütut  zur uckbriugüu  käibeu. 

Oua  ifaid  lift  da»  ZwM  bmcbüg^  nnd  der  Hefiiniihit,  dar  mta»  Aa^M^ta 
■nftwhnwn  noM,  ulfd  btZaknnft  nidd  mabr  daa  firanda  Luid  ah  eLaea  ba^nwaan 

Ort  für  Verbrecheroolonisten  betrachten.  Fr.  Lieber  (Brief  an  den Statnecretär 
Fisli,  vom  LH.  Sept.  18G9)  «rlilacrt  vor,  dass  dieser  Unsitte  sowohl  durch  Vertr4ge 
als  durch  htrafgesctzc  ent^CL'cn  gewirkt  werde,  und  im  Notbfall  die  Vereinigten 
btaten  äeiuigthuung  von  den  Staten  fordern,  wciciic  dcu  IruundUchen  Verkelir 
mliiibun  Bbanaa  w  l&i^hHid  im  Bacfatai  ah  aa  deb  flbar  dia  ZiiMidiaig  lan 
Onmmiiilan  aaa  Ataakiaieb  beacbiM  (187^ 
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Zur  Vermeicltiiig  der  Haimftiioiit^Mit  itt  die  Anndnnft  be- 
gründet, dm  ans  dem  Wohnwrt  in  emem  beetanuntaa  State  oder 
leUbek  ane  lange  fortgeaettstem  Antethalt  in  einem  Lande,  in  Jk* 
ywanglniig  anderer  Gründe  f&r  einen  andern  Statsrerband,  aof  Stats- 
angehorigkeit  geeohloBeen  werde. 

Heimatlose  irate  die  Vmmak  wamak,  dirai  SMMqgeliflflgM  an- 
Mviit  la  §n  «faffirfrtai  fltolwpitt  hertaht  cfa  alIgMaainw  IoIüwmb»  dMi  ei 
keine  fiMmatloBen  gebt.  Sie  sind  eine  Ausnahme  Ton  der  wk-litigcn  Kegel,  dass  4lft 
IndlTiduen  im  Statsverbandc  leben  und  raeistcns  auch  eine  Gefahr  für  die  Pirhpr- 
heit  der  Gesellschaft.  Daher  die  Versuche,  die  Falle  der  üeimatloaigkeit  m  M^lichst 
KU  beschranken.  Die  Convention  der  deutschen  Staten  Tom  15.  «luui  1851 
bestimmt,  daus  jeder  Stat  Personen,  wekhe  keinem  der  Steten  cnreisUch  BOgetoen, 
dtmi  Iis  AagAerigt  M  lieii  inftwlanwi  aafliM^  nena  dfMeÜMf  ftnf  Jalu»  liag  als 
To^i&hrige  sieh  in  seinem  Gebiete  aufgehalten  oder  als  Eheleute  daseHnt  Mch  mir 
•edis  Wochen  lang  gewohnt  oder  daselbst  ihre  Ehe  geschlossen  haben,  eventuell, 
wenn  in  diesem  Ijaiido  geboren  sitnl  Der  wechselseitige  Zuschub  von  lieimat- 
lof^f  a  l'enoucu  vuu  eiueui  State  zum  aiideru  ist  nicht  bloss  inhniuan,  suudeni  auch 
mit  üüfahren  fiir  die  Sittlichkeit  und  die  Sicherheit  verbuuUeu  uihI  eine  (Quelle 

370. 

Wie  der  fireie  Mensch  nicht  an  die  Scholle  gebunden  ist,  so 
ist  auch  der  freie  Statabüxger  nicht  an  daa  Land  seiner  Üeüaat 
gebunden* 

Die  TeriiUtnisse  in  beiden  Fftllen  sind  allrardin^  nidit  gleich,  denn  im  ersten 
Fedl  wird  nur  das  Verb ältuiss  einer  Person  zu  einer  Sache,  dem  Grund- 
stock gelöst  und  es  ist  s/'lhstveretÄndlich.  ila.^s  dir  Sache  kein  Recht  zuküwml,  die 
Person  au  sich  zu  leübeiu.  im  zwcitcu  i^uU  dagegen  wird  der  Verband  zwischen 
dOB  ämiam  Statsgenon«  «ad  dem  gum  Stal  gelost,  alio  dn  Terband 
sirliehea  swel  Ferseaea,  rem  inm  flbmdem  die  leMne  der  entern  «licr- 
geordnet  ist  Indem  die  frohere  BeebliUldung  diese  Abhängii^t  betonte,  sprach 
sie  den  entpe^TP^wsetrtcn  Grundsatz  ans,  dass  kein  Suitsgenosse  v.!lTl<nrlich  auf 
seine  Statsiuigehurigkcit  verzichten,  J)ezie^iui?sweisc  aus  Beijvem  riitenh  uienverband 
auätrutcu  dürfe.  —  „Nt^u^testexuerepaihom.'*  —  Die  Auswaiiderungsfreiheit 
ilt  i«a  fidin  eofppiiMkea  8Men  idioa  aail  MMneheeeltew,  vom  England  «ifc 
IBIO^  inwtiMft  «ndeo.  D«  tarkiaehe  Oeseti  mm  19.  Jaa  1869  fordert  eine 
IMaubniss  des  Suitana  für  die  Ottomanischen  Statsangehörigen,  wenn  sie  in  einen 
nndrm  StntsverlKUnl  tibcrtretrn  wollen.  Vgl.  Statsarcti  Nr  3935 — 3943  Verhand- 
lungen darubtT.  Jüttigc  btatsrechte  legen  noch  auf  «lic  l  orm  der  ..Entlassung*' 
ans  dem  ätatsr^band  dam  Werth.  Aber  alhnählich  hai  doch  die  Ansicht  Geltung 
•dangt,  dam  et  dm  fimim  miipflrdig  sei,  eeine  Angehtaigen  wider  Willen  {«Mt  m 
halten,  alt  hInb  de  Statehftrige,  and  dme  et  fttr  die  heotffe  GMHealiOB  aad 
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dm  nkhtttti  WechseWerkehr  derllriioMB  mft  fl^pterikte  «i,  tfa  volte  Ani- 
wftnilvraBgifreilieit  mneilniinn. 

371. 

Durch  die  TcdlsogoM  Avwandeniiig  wird  das  Band  gelöst, 
dnrcb  wddies  der  Auswandanr  Udler  mit  semem  frühem  Heimat- 
laade  Yerhtmden  war. 

Die  Auswanderung  wird  dadurch  vollzogen,  dass  der  bisherige 
Staisgenosse  sein  Heimatland  in  der  Absicht  Terlässt,  die  Stats- 
genossenschait  mit  demselben  aufzugeben  und  Ton  einem  andern 
State  in  dessen  StatsTerband  aufgenommen  wird. 

Es  kann  Jemand  sein  Vatcrlnnd  in  der  Absiclit  verlassen,  andenvUrts  ein 
Etablissement  zu  gründeu  oder  irgeud  eiueu  Berui  zu  treiben,  ohne  däsa  er  die 
Absteht  hat,  sein  StatabArgarrecht  «n&ogebeo.  Das  ist  nicht  Ansmuklerung.  Aber 
such  die  Ahdcht  aUeln  geaflgt  nicht  snr  LOeoog  des  Bandes.  Ahgeaehen  vom  der 
in  manchen  Staten  gefordertSB  Eotlassang  ans  dem  Ststsverband,  ist  als  eutschcidsod 
die  Aufnahme  in  oino  neue  Statsprenossenschaft  anzusehen.  Denn  e« 
besteht  ein  f^lliTn;  iiif ,  völkfTrechtlichcs  Interesse,  keine  neue  Heimatlosigkeit  auf- 
kommen zu  iosscu.  Daher  dauert  die  alte  btatsgenossenscbaft  in  völkerrechtlichem 
Sinn»  dennoch  fort»  bis  dte  nsoe  so  ihre  Stelle  getreten  in ;  aber  auch  nicht  darOber 
hinana,  gKgu  den  Willen  des  Betheiligten,  weil  sonst  leicht  Oonffiebe  swischen  den 
beiden  Stales  entattiien,  die  im  Interesse  des  friedlichfln  Yerkohis  m  Tsmeidcn 
sind.  Der  nf^ne  ?>fatM-crl)and  verdient  deshalb  den  Vorzug  vor  dem  üUem,  weil 
dieser  nicht  mehr,  wohl  aber  jener  mit  dem  Willen  des  Ausimndereis  und  mit  den 
thatsüchlichen  Verhältnisseu  desaelben  zusammen  stimmt.  Die  frauzü^ächo  Gesetz- 
gebung (Cod.  dv.  §  17)  spricht  das  richtige  Princip  aas:  „La  qualit^  de  Fransais 
SB  pcvdia  par  la  natnnJiaation  sd  pajs  dtnuiger.** 

872. 

Wenn  ein  Auswanderer  von  dem  State,  in  deaaen  Gebiet  er 
einwandert,  als  StatsangehÖriger  aufgenommen  (natmaliairt)  wird, 
und  längere  Zeit  (mindestens  fünf  Jahre  lang)  in  dem  letsteren 
Lande  ^ebt  hat,  so  ist  diese  Aendenmg  der  StaAsangehörij^t 
auch  von  dem  State,  ana  dem  die  Anawandening  Statt  gefnnden  hat, 
in  ihren  Wirbrngen  selbst  dann  aiunerkennen,  wenn  der  Auswanderer 
nicht  in  gehöriger  Form  entlassen  wocden  war. 

DerOonflict  nraterStataa  und  Over  Ctasetsgebnngen,  deren  jede  efawF^noa 
all  flnin  aQSMkliSHUchea  StttiVBaoMa  betssdilet,  bedatf  ^pfc^ffHf^  shiv  T^t^w^^ 

welche  durch  die  Zeit  hezlidlgef&hrt  wird.    Der  Naturalisationsvertrag,  der  am 

•  22.  Febr.  1868  zwischen  dem  Norddoutschen  Bunde  luid  den  Vereinigten 
Staten  von  Amf»rikf»  abttosfiilops'  ii  wurde,  ist  fiir  diese  Ausgleichung  der  ver- 
ächiuduieu  ötatbäyütemu  l:kihn  hrcchuud  geworden.  Art.  1  bestimmt:  „Angehöri^ 
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des  Norddeutsrhen  Ptmdrs,  welche  natnrfilfBirt^^  StatsAngehörige  der  Vereinigten 
Staten  yon  Amerika  geworden  sind  und  iimt  Jalue  kng  ununterbrochen  in  den 
Vereimgten  Staten  zugebracht  haben,  Bollen  von  dem  Norddeutscheu  liuude  als 
Atnfflflawhflie  Angehörige  bemduet  und  th  Kdche  behtnM  frerden."  Ebcnto 
iB  imvekelKttD  fUL 

373. 

lu  der  Kegel  ist  jedes  Individuum  nur  niit  Einem  State  ver- 
bunden und  ist  die  Statsgeuossenschaft  wie  das  Statsbürgorrecht 
auf  Ein  Laad  beschräiikt. 

L  Sie  Natur  der  fltiUBBiionMcliift»  «elclw  UmiMtor  eis»  TaMbung 

ist  des  StatsbOrgerrechts,  ist  so  entscheidend  für  das  ganze  perstelieke  Bedilvrar» 
h&ltniss  und  der  Verband  des  Eiuzolncn  mit  dem  State  ist  ein  so  enger,  d&SS  eine 
Spaltung  der  Einen  Person  nach  zwei  Staten  hin  oder  eine  zwiefache  Verbindung 
dfirselben  erhebliche  Schwierigkeiten  and  ernste  Bedenken  gegen  sich  liat.  Man 
kua  olae  BedeulMi  zugleich  Mitglied  irerKhiedener  Actiengeaeüsfhaften,  Iber  iilcilt 
ebenso  leicfat  Borger  in  zwei  Staten  sein.  Daher  ist  in  manchen  Lindern  die  ge- 
■MtBche  Bestininmng  vorgeadlffifliben,  dai^s  Niemand  neu  als  Statsgeuosse  aufge- 
nommen (naturalisirt)  werde,  wenn  er  nicht  aus  seinem  bisherigen  Statsverbande 
entlassen  wonleu  sei.  Man  will  dadurch  den  möglichen  Condicten  einer  zwie- 
fachen Statsgenossenschaft  entgehen.  Aber  es  lässt  sich  in  dieser  Form 
nicht  immer  helfen,  weil  mögliche  Weise  der  eine  Stat  die  Entlassung  verweigert, 
w&hrend  der  andere  die  Natoralisatfon  Ar  gerechtfeitigt  and  swedaaftsBig  hilt 

2.  In  snaanimengesetsteii  Staten  (Bandentaten  und  Statcnreicben) 
kommt  regelmassig  eine  doppelte  Bezichtmg  der  Statsangehörigkeit  und  des  Stats- 
burgen-echts  vor,  einmal  gegenüber  dem  Gesammtstatc  und  sodann  gegenüber  dem 
Eiiixelstate.  Diese  beiden  Verbände  widerstreiten  sich  niclit,  weil  der  zusammen- 
geeetete  Stat  in  sich  selber  deutteibeu  Gegensatz  zwischen  Einem  Gesammtstat  und 
mehreren  Binaetoatea  friedlich  m  einigen  weist.  Aber  die  Vetfoindong  heider 
BQzgerrechte  ist  nöthig,  nm  das  Teridttafai  an  fremden  Staten  la  kUUen.  Wer 
Bttiger  dei  yantahtatw  IMt  mm  anoh  B«f|er  des  qiinmmtiiiimn  seiiL 

Ananriiinwrelae  kdnnen  ein  Kfaiwlner  und  dowoti  Familie  nnl 
zwm  oder  mehreren  einander  fremden  Staten  als  Staisgenowen 
bmideii  MuL 

Wenn  aut  diMer  DoppenbeBAhimg  nch  «ja  Confliot  der  Steto- 
Kwdile  und  der  Bttrgeqpftklitaii  ergeben  sotttei  so  nird  angsnommeiif 
daee  der  StatiTerixBid  Tonognraue  iririnam  sei,  in  deeeon  Liade 
der  Doppelbixger  gegenwärtig  nohsA  md  daes  die  Wakaamkett  des 
Statiferbands  mij^eiidirt  lei,  in  deeaen  Lande  der  Dojvpelbilrger  wof 
Zeil  Mfltt  noliiit 
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unleugbar  vor.  Die  standesherrlichen  Familien  in  DeutsoidaBd  gablBma  öfter  glcicli- 
zeitiiT  flf'i^  Statsvcrliando  zweier  oder  mehrerer  deutscher  Statcn  an  und  ilure  H&upter 
haben  dann  Stimmrecht  in  den  ersten  Kammern  verschiedener  btatcu.  Ebenso  finden 
sich  manche  andere  Beispiele,  dass  Angehörige  eines  Stats,  ohne  den  Verband  mit 
iliMai  ilteii  Yaierla&d  abalOwn»  In  diiea  firamden  Btafidlmak  atagetretai  und  in 
Folge  denen  aneli  StatagenoaMn  eines  andern  Btet«  geworden  elnd.  Idi  liatte 
frflher  angenommen,  dass  in  dem  Conflictfall  das  ältere  Hecht  vorgehe.  Aber  ich 
Labe  micli  seither  überzeugt,  dass  der  Grundsatz  der  Auswandemn^rKfreiheit  und 
zupleicli  der  th;\tsäcldich  nähere  Verband  mit  dem  State  des  "Wohnorts  als 
entscheidend  anerkannt  werden  muss.  Vgl.  v.  Bar,  Internat.  Privat-  und  Btraf* 
'xedH  a  88. 


8.  Hohettmolit  vaA  Selrnlq^eht  &ob  Stetes  gegoMat  Minen 

StetegeiuMmn  tm  Anslaiid« 

375. 

Der  Stat  ist  berechtigt,  aus  öffentlich-rochtlichen  Gründen,  ins- 
besoiHlore  zur  Erfiilluiig  der  Kriegs^! »Ak  Ii t ,  seine  Augohöiigon  aus 
einem  l'rcmdeu  Lande  weg-  und  heimzui'uren. 

Der  fremde  SUxt  ist  aber  nicht  verpfliclitet,  demselben  bei  dem 
YoUzug  dieses  Befehls  beizustehen  und  solche  Fremde  aus  seinem 
Gebiete  wegzuweisen. 

Han  nennt  Htm  Bedxt  jns  aToeaadi  Ei  M  eine  Folge  der  Hemdiell 

des  Stats  Aber  Mine  An^ibOrigcu,  aber  diese  Herrschaft  ist  nicht  eine  abwlofte, 
sondern  eine  verfassungsmässig  beschränkte.  Ks  darf  daher  der  Rückruf 
nicht  aus  blosser  Laiuie  Kcsehehrn.  Aber  audi  den  wohl  begründeten  Rückruf 
braucht  der  AuicutiuiLsstat  uiclit  zu  unterstützen,  du  das  ganzo  Yerhaltuifis  nur 
derBanefanag  desStelegenoieea  m  seinem  Hefanatetat  angehört,  der  AsfentlukUntat 
aitiMe  fcafai  Tnfcmn—ft  diBui  ""'^  diliBf  Gnxud  hat.  d&B  netsflnlidie  Freiheit 

der  fremden  BrfMntoi  Oder  derer,  die  aidh  in  eeiiiein  GeUete  enflkeften  iroUen,  m 
bcurhrftnkm 

876. 

Die  Steuerpflicht  gegen  den  Stat  wird  in  der  heutigen  Rechts- 
bildung regelmässig  von  dem  Wohnort,  und  nicht  von  dem  Stats- 
verbaud  abhängig  gemacht. 

Ausnahmsweise  aber  kann  der  Heimatstat  von  seinen  im  Aus- 
land lebenden  Bui^^eni  oder  Angehörigen  gewisse  Steuern  (z.  B, 
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Aimurnkmaak)  findara.  Wenn  sImt  das  gaichieht,  so  ist  der  Stat 
des  Wohnorts  oder  Anfenthaltsorts  in  keiner  Weise  Terbnnden,  bat 
der  Stenererlieliiuig  mitimrirkeiL 

Der  Wohnort  ist  der  Centralort  des  j^ersönllchsn  Lebens, 

Wirkens,  Gcniessens  der  Steosupfllditigen  und  Hues  OnshsHs.    Um  dess- 

willon  bnlt  si<Ji  der  Stat,  wenn  er  Steuern  fortl  rt.  vorzugsweise  an  diesen  Ort. 
JVw  Ik'itreibuüg  vou  Steuern  im  Aaslande  ist  üLierdcm  tliatsücliUcb  schwer  durcli- 
zuiuiiren,  weil  der  Ümi  dort  keine  Steuererheber  hat  und  keine  Zwau^^uttci  au- 
mudsn  ksnn,  und  der  ftende  Stst  trint  A««i**ifw  stine  Zvsnfmittel  Ona 
fttr  sokshs  Zvscke  nMit  snr  TeiftigQng  stsOL 

377. 

Gnmdstücke  und  Gewerbe  werden  in  der  liegel  nur  da  ver- 
steuert, wo  jene  liegen  nnd  diese  betrieben  werden. 

Der  Stat,  in  dem  dieselben  riiA  befinden,  hat  gerade  ein  lutoteww,  skh  sfamr 

Bestcnenmg  durch  den  fremden  Stat  ni  widersetzen,  auch  dann,  wenn  der  Eipen- 
thümer  des  ünuidstücks  oder  des  induBtriellen  oder  1  liuidclaetablißsements  ein  Stats- 
genosse  dieties  ict^eren  States  ist  Dmui  duppelte  Besteuerung  vou  deuunclbcu 
Stetierobject  ist  üeberbQrdimg  desselbra  mit  Steuern,  und  wirkt  in  nationalwiiUi^ 

Der  Stat  kmm  über  die  Statsgenossen  in  Ircmdcm  Lande  seine 
Gerichtsbarkeit  nicht  üben,  wenn  nicht  ausnahmsweise  der  fremde 
Stat  das  zugesteht. 

fieiiipieto  sokbw  Anmshmwi  siebB  oben  $  216.  S^a 

879. 

Es  hängt  ?on  der  Laadesgesetzgebung  ab,  zu  beatunmen,  in- 
wiefern die  Privatgesetae  i&r  die  StaAsgenoBsen  ancib  im  Auslände 
iQofatSTerbindHdi  seien. 

In  der  Be^  wirkt  auch  die  Civilgcsctzgebung  nur  inneriislb  des  I^mdes; 
d.  h.  des  sofnaonteTerritorialprincip  ist  «nlsölMidsiML  Dss  enlgsgeagesalMto 
Persoaalprincip  wirkt  am  ehettm  in  den  persönlichen  und  FamittenveAUt- 
ntaeen,  wie  z.  B.  den  Bedingumoi  der  Ehe,  dem  TonBiiiMlKlisItsracfat»  dsm  gesets 
liehen  Erbrerbsod  o.  dgL 

880. 

Der  Hdmatatat  lat  botaabtigt  md  im  VeriiiQtmsa  sii  saiiMr 
Iladll  auch  Teipfliditet,  aernen  AagdiSrigen  im  Analaiid  den  den 
Umständen  angemesaenen  Sehnte  daroh  TSlkeneobtlidia  Mittel  an 
gawäbten* 


i 
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a)  wotui  dsr  firanndd  Stal  mÜmt  in  voDunTScihliwidrigw  Weiso 
wider  sie  yniMaea  hai, 

b)  wenn  die  TiCashimdlimg  oder  YerletaEooDg  jener  Penonen 
«war  nidit  unmittelbar  dam  fremden  State  aar  Last  iaUt» 
aber  dieser  keinen  Eeehtsschnti  dagegen  gewittirt 

Der  Heimotstai  ist  in  eoldien  litten  berechtigt»  von  dem 
fremden  State  Benitigong  des  Unrechts,  Qenngthnmig  nnd  Ent- 
acbSdigimg»  nach  Umstünden  andi  Garantien  gegen  ähnliche  Ver" 
Xetnngen  wa  fordern. 

1.  Fälle  der  Art  sind  z.  Ii.:  Der  fremde  Stat  nimmt  die  Reiseuden  ohne 
Qrund  gefangen,  macht  sie  zu  bclaven,  nöihigt  sie  xu  einem  ouüeru  Keligioosbe- 
kenDtoiss,  beraubt  sie  Ihret  Vermögens,  behandelt  ne  son^  in  grausamer  Weke, 
fSiletet  n  nwMw»  die  SelMiti  dee  BMiAdi>  xntd  Rmdüiwikelni  sbgeiddone' 
nen  VertrSge  oder  dls  gute  Sitte  des  internationalen  Verkehrs.  Nur  die  Staten, 
nicht  die  Privatpenonen  sind  völkerrechtliche  Personen  im  ci^'eutliclien  Sinne,  aber 
auch  diese  haben  durch  Vcrmittlunt?  jener  einen  Ansprudi  uuf  vö!kerrecht- 
licheu  Schutz.  Im  Jahr  18^7  hat  Grosäbrittauieu  dem  Behencher  von  Abys- 
ainien  den  Krieg  erklärt,  wcU  derselbe  ongliache  Unterthanen  widerrechtlich  ge- 
flymn  Mdt  lud  die  Begierasg  dowolbfln  gtwtfflfiii 

%.  WM  dar  Lülikte  im  Aailaiid»  nmkehafc  nidtt  dardi  den  taadon  Stet 
d.  h.  durch  dessen  Organe  (Beamte,  Diener)  oder  der  von  dw  S^iti^ewalt  begQn- 
stigten  Bevölkerung  in  seiner  Person  oder  seinem  Vermögen  verletzt,  sondern  durch 
Privatpersonen,  denen  allein  die  Rechtsverletzung  als  Schuld  nnpercchnct  wer- 
den kauu,  z.  B.  durch  Räuber,  Diebe,  Baufer  u.  s.  f.,  so  tritt  keiucäwcgs  iu  erster 
Lilie  der  heimatliche  Statsschuta  ein,  sondero  es  hat  auaftchrt  der  Sti^  in  ctessen 
GiUet  die  BecMmrintemg  iit,  dmcli  aeine  Bedilq^flege  ftr  Beniligiiiig 

dM  Unrechts  oad  je  nsA  ümtladen  Bestrafung  der  Verbrecher  zu  sorgen.  Mit 
gutem  Grunde  wOrde  dieser  Stat,  dem  aUein  die  Gerichtsbarkeit  in  seinem  Lande 
Eukomint,  e!?\e  nnzeitige  Eimengnng  eines  fremden  Stats  in  die  Verwaltung  seiner 
Eecht^jiMego  sicli  verbitten.  Der  beleidigte  wier  verletzte  Angehörige  eines  andern 
Statra  muss  sich  demnach  zuuäclist  an  die  Behörden  des  States  um  Kechta- 
hoM^  inndMi,  in  da»  er  vobnt  Nur  venu  Um  dv  Btditiweg  abgeadudftm 

Tntion  lefDes  Bdonlitates  vorhanden.  Man  bat  dch  hier  vor  zwei  Extremen 
zu  hQten,  dem  einen,  wrlches  die  Statsangehörigen  im  Ausland  schutzlos  der 
Bcdrängniss  und  MisshajuUuiiir  Preis  gibt,  —  es  war  das  bis  auf  die  neuere  Zeit 
die  wohl  begründete  Klage  der  Augehörigen  deutscher  Klein-  und  Mitteletatea 
—  nnd  d«a  ledMn,  einnr  nagebaiirllelien  Einaiiclinng  in  die  frende 
Bedd^pfbgB  nnd  Yenraltnng  in  Chnuten  ^ren  BtetmigehAriga,  mklie  die  dtplo- 
antieoiie  ünilentatznng  da  aiimfcn,  wo  sie  aleidi  andern  Pdn^ienonfln  nor  be* 
rechtigt  sind,  ordentliche  Recht--,rn5ttf  1  nnzuwciiden  —  eine  Ucbcrspannung  des 
StatSBchutzes,  die  man  nicht  ohne  Grund  zuweilen  Kugiaud  vorgeworfen  liat.  Im 
eratem  Fall  wird  die  Sicherheit  der  Privatpersonen  im  Ausland  gefiUirdet| 


Digitized  by  Google 


im  xweium  die  BechtsglelchMt  4«f  Stataa  waä  dk  SolbstABdtgMt 

der  Bechtspflege  bedroht. 

9.  In  allen  diesen  Verhältnissen  wird  Obrigeiiü  l>oiia  fides  vomusgeBetzt. 
Wenn  uuter  dem  bchciu  der  georduetcii  iiuchtspäege  die  fremden  L>ande«geriehte 
uNeni  ntelmiignfifliilyiii  effenlier  ala  leditliie  beheiiMB  eder  eeiiier  fffi%«*ft«*»t 
wigen  bedrtdoBDt  neon  ife  flHn  siv  wilwiiihwF  BedhlMlMli  fniUum,  In  Weliiiieift 
aber  ihn  der  T^fidgimg  Preis  gdtee,  so  ist  aach  in  MUben  TUlai  der  Heimat- 
stat berwhtigt.  sirh  seines  Stiit.s'-'f^iK»««eu  diphTmatisch  anznnehmen.  Nicht  treil  er 
einen  Process  verliert,  den  er  gewinnen  zu  mü88<>n  nn'inte,  auch  nicht,  well  viel- 
leicht nach  der  Meinung  der  einheimischen  Juristen  das  fremde  Urtheii  unrichtig 
iMi  liat  er  AatgnA  eaf  SelHiti  dei  Heümtitati^  MBdem  w,  nll  dar  ftamde 
Staft  In  llini  dnt  YOlkerreeht  nissachtet 

380  a. 

Dageg^  lind  die  SUtea  nidit  Tttiifliebtet,  fSr  Vfirlnite  und 
Sch&den  einsustehen,  wddM  Fremde  zur  Zeit  TOa  inneni  Unroheii 
und  Bürgerkrieg  ebenso  wie  Einheimiiolie  erlitten  haben. 

Vgl.  C.  CalTo  in  der  Berue  Intern,  von  Rolin-Jaequemyns  ISGO  S.  417  f. 
£k  ««den  deftr  Arasserangen  von  Baroa  Cbme  und  Lord  Stanley  angeführt  von 
1849  bei  CMegenltflt  dee  PaitHineleadeh  Vmam  «aide  «biar  engltoriMB  Beda- 
Bmitai  sn  Chuütea  foa  ffintftaJma,  «oMie  bei  Gelegnbeil  im  Benrehitionen  von 
Neapel  und  Florens  geschädigt  wurden,  von  den  Cabinetten  von  Oesterreich  inid 
Russland  widersprochen  Note  des  Fürsten  Schwar^nbcrg  vom  24  April  1850 
und  des  Fürsten  Nesjselrode  vom  2.  ^Lii  1h5();  „On  ne  peut  pixs  admettrc,  qu'  un 
souverain,  forcü  par  la  rebelliou  de  ses  siyeta  de  rccouquerir  une  ville  occupee 
per  ke  insurg^  mÜ  eMigd  d*indeniiiieBr  lee  eteaag^  qui  an  »Uiea  de  pareillfli 
fiinwelanna,  eift  pA  te»  ikUmtm  de  perta  ea  pi^ijedioee  qiietaiaqnei.'* 
Vtm  denof  eeine  RecUunation  fallen.  Ebenso  verweigerten  die  T^inJgten  Statai 
\-<m  Amerika  jede  Entschädigung  fOr  Verluste,  welche  Spanische  Untertbanen  1851 
in  New-Orlcans  erlitten  hatten.  El>ensö  in  dem  amerikanischen  Bürgerkrieff  von 
1061— -65.  Ein  neuores  Beispiel  enüiuit  der  Oonfexenzbesdduss  der  Qroasmächte 
nm  1&  Jen.  1869  m  Mi  in  dar  TOtklaeb-OsieekbekM  fleAa  Die  fliffiiiihAn 
l^fliiiini  beildtt  *M4  im  Becfat  der  fleerblrtlgtiBn  Itekea  eaf  ThtttuMiHfui^  an 
Uigia  und  die  Tlkrini  eikawie  du  Recht  der  griechischen  Gerichte  an,  darflber 
Kit  Tirthrflcn.  Sie  verlanglB  anr  ond  nÜ  Baätt,  dm  ein  ocdanapianliMe  Becht 
lertau  Itenchtet  werde. 

Wenn  zuweilen  einxebie  Seenuciito  anders  gehandelt  und  ideine  btaten  «ur 
Batwhadigung  gezwungen  bebm,  lo  aar  dee  Miwhcemli  der  Oberiegenen  Jlacfat 

38011. 

Insofeni  das  Stimmrecht  und  die  IHOdbaiMI  nicht  von  dem 

Wohnorte  bedingt  ist,  sind  die  im  Analaode  befindlichen  State-  und 
GemeindejpQuoasen  nicht  rechtlich  gehindert,  daaeelbe  aoMouiien* 
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Dieie  Rechte  haben  wesentlich  einen  petiOiilichen,  nicht  einen  terri- 
torialen Charakter.  Die  Entfernung  int  dann  nur  ein  tbatsächliches,  nicht  ein 
rechtlirhe?  Hindänuis.  Dfir  fitutgytnfiMft  Junik  in  die  Hflimftt  reiMU  und  dA  sein 
Bechi  ausüben. 


4.  Uolieitsrecht  uud  Bechtsschutz  gegenüber  den  Ausländera 

im  Inland. 

381. 

Keiii  Stet  irt  bovBditigfe^  dm  Fremden  fibedwEpi  die  Betroteng 
Bernes  Gelnets  sa  nntersagen  mid  sein  lAad  von  dem  allgemeinen 
Yerkebr  abnupeiTen. 

Der  8el»«ti  dei  friedlleben  Terkehte  iaiwritolbto  MwMKhMt  bite 
Pfliokt  dei  drOiiiiten  Völkerrechts.  Die  iltere  Lehre,  roa  der  Soaverftnettt  des 
StataB  aiiigBlieiid,  folgerte  daraus  die  Berechtigung  der  Stattfeiralt^  alle  Eramden 

ansmgchliessen.  Aber  die  State»  sind  Glieder  der  Menschheit  und  desshalb  ver- 
plliclitet,  die  Ver^iiidunj»  der  Mensclien  zu  achten,  tind  ihre  Souveräuetät  ist  kein 
absolutes  Kecht,  Houderu  ein  durch  das  Völkerrecht  bcächrjmktea  Recht  Die  all- 
gemeine AbaeUiMnmg  von  jedem  FremdenTerkehr  ist  in  den  verschiedooen  Z^t- 
alten  TQQ  rfnwlnffli  Statoa  trarsocht  wonlen,  und  nicht  bloss  ron  barbarischen 
Stammen,  irekbe  alle  IVenuto  alt  Feinde  hassen,  sondern. ton  Colturvölkem,  wie 
im  Alterthum  von  Aegypten,  und  in  neuerer  Zeit  von  Paragoay  und  Japan.  Das 
heutige  Völkcrreclit  duldet  nbor  diese  Abachlihssung  nicht  mehr.  Freilich  gelingt 
es  nur  allmäliüch,  die  völkerrechtliche  Verkehrs-  und  Keisefreiheit  zur  An- 
erkennung 2U  bringen.  Kbenso  wenig  ist  die  Ausschliessung  der  anderagläubigen 
nmite,  irfa  I.  R  in  Maniiko  wd  Bodum  dar  CMten  m  Addeii.  Vgl.  oben 

im 

382. 

Jeder  Stat  ist  berechtigt,  eiuzelncn  Fremden  aus  Gi  iiiulen  so- 
wohl des  Hechts  als  der  Politik  den  Eintritt  in  sein  Land  zu  unter- 
sagen. 

Die  Ausschliessung  bedarf  der  STotivirung  mit  Grtoden  der  statlichen  Ord- 
nung und  Sicherheft  oder  des  AfTentlicln  n  Wohls.  Sonst  wäre  sie  im  Widerspruch 
mit  dem  völkerrechtlichen  Qrundüatz  den  freien  Verkehrs.    Die  Beurtheiluug  der 

OtOnds  steht  aber  bei  den  Stale^  dar  seiMs  GeUeti  die  Btatahfthflit  ant- 

mUMn  bttoftn  IM» 

883. 

Ebenso  ist  der  iiilandiscliü  Stat  berechtigt,  aus  öffentlichen 
Gründen  einzelne  Fremde,  welche  sich  nur  Yorübergehend  in  seinem 
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Lande  aufhalten,  aus  seinem  G«biete  wegniw^sen.  Haben  sie  aber 
emen  festen  Wohnsitz  daselbst  erworben,  so  genieweii  sie  anoh  den 
damit  YerbnndeneiL  erhäbten  Bechtsschntz. 

Das  BogoHumle  Droit  du  renvoi  dtrf id0dnr  nidittlsdiialiioliilMSAelii 

des  States  betraditet  werden,  sonst  wftre  du  Becht  des  aUgnBeinen  Weltverkehrs 
neuerdings  bedroht  Der  Stat  ist  kein  absoluter  Herr  weder  über  das  Land  noch 
über  «Tin  Meiischon  im  I^ande.  Auch  in  dieser  Hinsicht  ist  die  ältere  Lehre  zu 
sehr  von  der  mittelalterlichen  VorstelliuKr  des  Eigenthtims  am  Land  und  von 
der  absolutistischen  Idee  einer  unbesckraukteu  Souveranetat  mifisleitet  wor- 
dflB.  WoiUtoiHf  «yM  noch  der  Stttaaewalt  die  liMlit  naealMidttL  nidi  elMMai 
EnntiKB  dnich  Umm  Yfldrwtltmig^  und  Rg^flrwBgiMMHift  tiber  die  Wcgw^bnag  toh 
Fremden  zu  entscheiden,  ohne  das  die  ^on  DetroffeuBB  eiatn  fgaagjmäm  fieciit^ 

884. 

Wird  ein  gehörig  legitimirter  Fremder  ohne  Grund  verhindert, 
das  Land  zu  betreten  oder  grundlos  oder  in  ungebührlicher  Form 
Wegge>\T:esen,  so  ist  sein  Heimatstiit  veranlasst,  wegen  Verletzung 
des  völkoiiüchtliclien  Yerkclirs  Beschwerde  zu  luin-on  und  je  nach 
Umständen  Genugthuung  zu  fordern. 

In  seinen  Angehörigen  kann  auch  der  Stat  verletzt  werden,  der  benifen  ist, 
sie  zu  schützen.  Die  bloss  willkürliche  und  gehässige  Wegweissung  kann  daher 
zu  ffipIomatiBcken  ErArterungen  fOhren,  und  der  Fremde,  der  davon  betroffen  wird, 
ist  JedflülUb  veruilaat,  die  BeOifllfo  seines  Oonnib  oder  die  Dunriacheokiiiift 

885. 

Es  ist  Sache  der  Landesgesetzgebung,  ?.u  bestimmen,  ob  und 
unter  welchen  Bedingungen  Landesfrenule  Grundeigenthum  erwerben 
und  Handel  oder  Gewerbe  in  dem  Lande  selbständig  betreiben  dürfen. 

Das  Völkerrecht  entscheidet  darüber  nicht,  sondern  das  Statsrccht,  ausser 
wenn  durch  Stateavertriige  niiherc  anch  dem  aiidi m  Stat  gegenüber  bindende  Be- 
stimmungen getroffen  sind.  In  Europa  und  ^imcrika  sind  in  un&erm  Jahrhundert 
die  Frandeii  in  dieser  ffiiiri^  den  EiwhftiTn^H^^  wwwiiiili<th  g^ieh  getteUt  iNiv* 
den.  Andi  die  Tftrkei  hat  durch  Gesets  vom  16.  Jon!  1867  und  England  dordi 
Oesetz  von  1870  endlidi  das  Bechk  der  Fremden  mm  Enracb  wm  Grandeigaitiiiim 
Im  Tai^Ia  anerkasni. 

886. 

Die  Fremdea  haben  einen  reoblmiegigen  Ansprndi  anf  den 
geietaitidMn  und  laadeBüblichca  Beditaiduite  ihfer  -  Peraonlidikeit, 
ihrer  FcmOie»-  und  Vemiü^cusieolite, 
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In  AHttibni  umI  la  IfittaUker  mtand  aieh  dliMt  Beflfci  dar  Itete 

keinenregs.  Yielradir  wurden  lie  als  rechtlose  Leate  iMladitet,  wenn  sie  nicht 

unter  den  besondem  f^rhnt:';  eines  Gastfreundes  oder  Patroncs  oder  eines  Grund- 
herrn odor  angesehenen  iiürgers  gestellt  waren.  Die  Fremden  von  heute  dsigegeu 
stehen  unter  dm  Schutze  des  hunmner  gewordenen  liechtes  der  dviUsirten  Völker. 
Anch  dw  frfkbv  beltobte  Tomig  d«r  BfahrimiiBhi^n  vor  den  Ausländern  in  der 
CtoltflPihnariwmg  von  FndHnmtea  «ad  imheeondwpe  imOoacttwe  «M  famer  matar 
als  ungerecht  und  der  heutigen  auf  Gleichheit  gegründeten  BediteMMnng  mwider* 
laufend  allmählich  übenül  beseitigt.  Zunächst  freilich  entscheidet  die  L&ndes- 
g«:'fw'tzgebung  über  die  Bedingungen  und  die  Ausülehfumt?  des  den  Fremden  ini- 
kommeudeu  ßechtaschut^ses.  Aber  offenbare  Unbill,  weiche*  der  Stwt  firewn  die 
Freden  ttben  wollte,  würde  lleclamatiooen  der  Staieu  rechtfertigen,  wticlxeu  die* 
Niben  iQgelUtoen. 

387. 

Kein  Stat  ist  verpflichtet,  fremden  Personen  Privilegien  oder 
solche  persönliche  und  Standesrechte  zuzugestehen,  welche  mit  der 
Verfassung  und  den  Grundrechten  desselben  nicht  vereinbar  sind. 
Vorbehalten  bleiben  die  Hechte  souveräne  Personen  und  ihrer  Ver- 
treter. 

iliu  htat,  dessen  Verfassung  keinen  Adel  duldet,  wie  z.  B.  die  Veremigten 
Statea  von  Nordamerika,  kann  daher  auch  fremden  Adüchen  keine  l)esondem  Adels- 
rechte  zugestehen.  Strenge  genounnen  braudit  aber  meh  ein  Stat,  in  dem  et 
aodi  AdetaprivilBi^  ^^lim'lhfm  fipeaden  AütHfltwt  dfiriiilh  nkkt  ff«inwrfrp- 
men,  weil  die  Institutien  det  Aötiß  von  weaonükh  OftnjttriweAdfchem  Ursprung 
und  ein  Theil  der  bcsondcrn  Statsverfassung  ist.  welche  als  solche  nicht  aof 
ein  anderes  Land  übertragbar  ist.  ludessen  werden  die  Ehrenvorzüge,  welche  dem 
eigenen  Adel  xukommen,  der  Sitte  gemäss  gewöhnlich  auch  den  Fremden  von  ähn- 
Udtcr  Banflstallung  eingeräumt,  und  auch  inaoforn  eine  wggBfrfait  ginkhlilwiga 
IWMBidimig  der  Kfaihafanjarhcn  und  der  Fremden  angeatteH 

387  a. 

Kein  Stat  ist  berechtigt,  den  Abgeordneten  der  Bewohner  und 
Angehörigen  eines  fremden  States  in  seiner  VolksYertretung  Site  und 
Stiuuue  zu  gewähren. 

Es  würde  daraus  eine  Verwirrung  der  Völker  und  eine  Missachtung  der 
statlichen  Selbständigkeit  und  Besonderheit  tiitstehcn.  Die  Frage  Icam  wiederholt 
xur  Sprache,  ah  in  dem  Königreich  Griechenland  der  Gedanke  entstand,  den 
Griechen  in  der  Türkei  eine  \  enretung  in  dem  hellenischen  Abgeordnetenhaus  zu 
fendüfto.  Die  ongifaftiM*  Bfgffnmg  «Ulile  eklt  nU  Bedit  im  Jahre  1883  und 
«Mer  1868  d^ratn.  (Ai^  imd  KiMdMtf  SMnidiiT  Hr.  580  886t) 

388. 

Die  Fremden  sind  verpflichtet,  die  Verfasanng  und  ßechtsord- 

fiiBDtscIili,  Das  YolXerreclit.     *  J5 
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mmg  des  Landes  zu  beachten  und  dürfen  dieselben  nicht  verletzen. 
Sie  sind  der  einheimischen  Statsgewalt  zwar  nicht  in  Folge  des 
Statsverbands  aber  insofern  nnterworfen,  als  dieselbe  allein  in  dem 
Lande  Antorität  und  Macht  bat. 

INt  BrisrittoriMim,  vm  der  oben  f  185  dfo  Bede  mr,  iit  eine  AtmudiiDe 
von  der  Segelt  deee  licfc  ^  Gerichtsbetkeit  und  'PcXbuigemtSt  Uber  Einheimbchc 

nnd  Fremde  erstreckt.  Andere  Ausnahmen  firfliidcn  sich  zttwcilen  nnf  br'son(!fi*e 
Vcrtril^  oder  auf  Herkoinmoir  Iraraerhm  aber  wirkt  die  Rücksicht  ditnuif,  das« 
die  Fremden  nicht  persönlich  dem  State  verbunden  sind,  wo  sie  gerade 
lieh  anfhaltmi,  sondern  efaum  andern  State  angriiören,  sehr  bedeutend  ein  und 
wnnindert  md  ennisrigi  die  AosSbong  der  elnheiinfadMP  Statsgewalt  gegen 
Ilremde.  Selbst  bei  Venmitiiiig  der  Stnfrachtspflege  und  der  PoUseigerichtsbarkeit 
verdient  das  Yicl!eicht  mangelhafte  Terst&ndniss  der  einheimischen  yorschiiften 
nnd  Sitten  von  Seite  der  f^remden  eine  billige  und  Bcbooende  Bflckricht 

3R9. 

Die  Fremden,  welche  nur  vorübergehend  ihren  Aufenthalt  im 
Laiido  nehmen,  dürfen  nicht  zu  den  Laudessteuem  beigezogen  wer- 
den. Wohl  aber  sind  sie  schuldig,  die  Gebühren  für  öffentliche 
Leistuugcu  wie  die  Einheimiseheu  zu  bezahlen  und  es  kann  ihnen 
anch  eine  massige  Gebuhr  für  den  Aufenthalt  auferlegt  werden. 

Die  re?n]Tnä«siK'o  Steuerjjflicht  setzt  entweder  Statsangehßrigkeit  der 
bteuerpiiichtiKen  oder  Landesangehörigkeit  der  besteuerten  Güter  (in- 
ländische ürundstüclce  und  Eublissements)  voraus.  In  diesen  beiden  Beziehungen 
riad  die  dimtfireiewiden  Fremden  nicht  steuerpflichtig.  bmieCeni  dagegen  von 
der  Tenebceai«  mm  CHkteta  nittellMr  eine  Stooer  eriub«  irird  (CuiuiitlöMileuei) 
eder  von  der  Bewegung  der  Handelsgüter  Zölle  besopn  «erdoi,  ao  treffen  ni^ai^ 
lieh  diese  Abgaben  die  Fremden,  M-elche  jene  Gotpr  consnmiren  und  MÜbSfe 
Waareoi  ein-  oder  aiutfi^hrftn,  gaua  efaenao  wie  die  £iuheimi4dien. 

390. 

Fremde,  welche  im  Laude  ansässig  sind,  oder  Grundbesitz  im 
Laude  haben,  sind  im  Zweifel  gleich  Einheimischen  den  Landes- 
steuem  und  der  Grundsteuer  unterwor£en. 

YgL  oben  §  m 

391. 

Landatfimada  sind  im  laland  mdit  nuliilnpflklitig.  Voilie- 
halten  bkiben  NoUifiaiB  aar  Varthmdignng  änea  Qrtea  nider  Bäiiber 
odsr  Wilde. 

1.  DfeMBitftrpflichi  ist  weBetttUch  pell^ehs  Pfllekt  aad  driw  fsa  ä&t 
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tbeheBeehle  eingario»!  natte,  a»  iArin  Iknoi  aadi  ikhi  w  Mbwoie  polilMe 

Fffichten  auferlegt  werden.  Wflftal  die  Fremden  gcnöthigt,  lOlitardknste  bi 
fremdem  Lande  ru  thiin.  so  würden  sie  unter  ümständcn  genöthigt,  für  iJmcn 
fremde  Statsintenssen  uml  gegen  die  politischen  Interessen  ilires  Vaterl  mdf«?  ihr 
Leben  einzusehen,  was  offenbar  unnatürlich  w&re.  Selbst  wenn  die  Fremden  an- 
B&ssig  im  Lande  lind,  m  AbliBi  tlo  bOchtl«!»  n  aoieken  Militftrdiensten  herbei- 
>  gpngm  fpoden,  wddie  den  Zveck  beben,  Penonen  mid  laigeiilhimi  ducb  loeale 
Sraftentwicklung  zu  schtttaen,  a]eo  m  Yerlbeldlgnng  dei  Orts,  aber  niebt 
n  politischer  Kriegsführung. 

1?  Als  in  dem  State  Wisconsin  engli^be  Unterthanen  wälm-nd  des  amerl- 
kanisoheu  Bürgerkrieges  mit  Rücksidit  darauf  zu  den  Milizen  berufen  wurden,  dass 
tie  daselbst  Stimmrecht  aasgeübt  liatteu,  erhob  England  Einsprache  dagegen,  weil 
ile  dadnitb  hefaMawep  amatbeidMbe  Bürger  gewwden  und  ab  Fremde  nlebt 
ndUtltpflUitif  aelai.  Dq^  fm  Lud  I^ene  m  99.  Kot.  1862  (f|^  Blelwrchfv 
T.  Acgidi  und  KbndMdd  1941>  Die  Beednrwde  tnndn  bn  Mc^  eie  becrtadel 
Cfwbtet. 

392, 

Den  Fnmta  mius  der  freie  Wegmg  Jedeneit  offlfin  stehiL 

Im  IDttdalter  nar  dfawn  Becbt  audi  bi  den  enropiSaBben  Statan  bafaMw- 
«cp  anwkannt  Hanta  irfid  aa  aar  bi  barbaiiaohan  IMen  naab  baMaitten.  & 
folgt  ana  dfun  netibfUfihiftn  Badift  daa  maaaddlBb'fteian  Yaibabia. 

808* 

Auch  der  "\V('g/:ug  des  Yermögeus  oder  der  Verlassenschaft 
Ton  Fremden  dari  m  d(n"  Regel  nicht  yerwehrt,  noch  mit  besoudoru 
Stovern  oder  Abzügen  belästigt  werden. 

Ka  bi  unser  Jahrhundert  hinein  galten  in  den  meiiiaa  anwpUfbaai  Ua- 
dem  noch  andere  Grundsätze.  Der  Wegzug  insbesondere  von  Kapitalvermögen 
wurde  noch  vielfiiltJg  mit  Abziigsteuerii  be&eliwert  und  noch  mehr  der  "Wegzug 
von  Verlasseuschaften.  Die  mittelalterliclieu  Landesherm  behaupteten  öfter 
ein  ausschliessliches  Recht  auf  die  Verlasseuschaft  der  Fremden  zu  haben,  welche 
akb  bi  ttmai  Ibaitabnn  TiHrftawl,  aalbal  atft  AnaMUnaa  der  andindlMben  Xibcn. 
lingi  nanaie  daa  Jna  nlblnngii,  droit  d'nnbnine.  Wv «nicht  meint  mü^idi, 
den  Fremden  aelbet  als  ein  rechtloses  Wesen  zu  behandeln,  so  behandelte  man 
doch  seine  Verlatsenschaft  als  ein  herrenloses  Gut.  Unsere  heutifre  Hf^rhf^biUhiTig' 
erkennt  darin  eine  widerrechtliche  liarbarei  und  gibt  auch  die  erniitsäigte  Korm 
der  Abxugssteuern  nicht  mtltr  zu.  In  einer  sehr  grossen  Anzahl  von  Staten« 
icrtrigen  dlad  dhaa  Abaugsgeldw  wefagBrnftssig  wibaeod  «a«rai  JUttbntela 
rtpncbaft  mIhl  AUBÜbUab  iit  aw  dtaam  TWMgl-  nad  aeaebaMWilht 
nllgemelnaa  Intarnntlonalea  Eacbt  gavcfdaa,  aa  tat  banle  dla  EhAhrang 

16* 
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mUht  aibpbm  Iii  ▼«cfatai«  te  IfwtfaHifcn  YtMn  «qintai  od  n 
TftlfcftrnnJrtHfhiTn  BndivivdflB  dw  SMw  AbImi  §iIm  uttidSL 


6.  Ansliefemngspflieht  nnd  Asylrecht. 

394. 

Jeder  Stat  ist  kraft  seiner  Selbständigst  bereohtigt,  Fremden 
den  Aufenth^t  in  seinem  Lande  m  goetatten. 

Dieaes  Recht  des  States,  Fremde  aufzunehmen  und  zu  schützen, 
kann  ausgeübt  werden,  ungeachtet  der  Ueimatstat  derselbe  seinA 
Statsangehdrigen  surttokruft  oder  deren  AnsUefemng  begdirt 

YgL  oben  $  875.   Freilich  Unft  der  Stat,  vekfaer  Hagere  Zelt  Ftmän 

gegen  den  Willen  Oma  Heimatstates  in  seinem  Lande  AufendiaU  gswilvt,  die 
Gefahr,  dass  der  Heimatstat  dieselben  ihrer  StatsgenOssigkeit  fttr  verlostig  erkl&rt 
und  er  genöthigt  wird,  illcsettwn  nui  an  behalten,  badehiiqgnraife  in  «eine  Ab* 
gehörigkeit  aa^unehmen. 

m. 

Eine  Pflichti  flttebtige  fremde  Yerinreoher  oder  eiiiM  Ver** 
bradMOB  angeUagte  Fiflchffiiige  dam  verfolgenden  Oeridite  ansn- 
liefiBni,  wird  nur  insofern  aneilaymt,  als  dieselbe  entweder  dnrcb 
bfleondere  Statenverti-ägc  (AusHeferuugsverti  äge)  begründet  oder  nur 
SldierQng  eniea  ri?ffl»y!fifi^ifff  B'Wji!te>iff'Mfft*d*w  als  noäiweiidig  enctheint» 

In  letsfeem  Fall  ist  die  Auslielinnngspfliolit  jedsnfiklls  anf 
schwere  und  gemeine  Verbrechen  besdirankt  und  setet  Tomns,  data 
die  fiechtspflege  des  vedblgenden  Stats  hinreichende  Garantien  gebe 
für  eine  eifilisirte  Verwaltang  der  Gerechtigkeit 

Die  MeiauDgen  Uber  die  AusUclerungäpfUcht  uiul  das  Asylrecht 
rind  noch  sehr  geth^  sowohl  in  der  Statenpraxis  als  in  der  WissenschalL  Nodi 
■tdian  iida  «itmM  Mehwimn  gctteacL  Zmnilan  wiid  ein  nnbeiehriaktet 
Atylreeht  der  Staten  behauptet,  weldiei  nnr  tedi  AnslieferungByertrig»  !»• 
schränkt  werde.  Die  Vertheidiger  dieser  Ansicht  —  Puffendorf,  Martens, 
Story  xmä  andfTo  —  ftlhron  dfifiir  an.  (Ihr«  diese  Flöchtlingc  nicht  die  Rechta- 
ürdiiuüg  deö  Asyistats  verletict  haben,  uiitl  (laüier  auch  nicht  von  diesem  zu  ver- 
folgen seien,  daas  die  Sürafgewalt  ihrem  Wesen  nach  territorial  und  nicht 
interaatloitl  sei,  äm  JadsnAdli  geringe  8{oImM  tttämtn  Staus  dm  A^ 
States  geObte  Jostk  webnäm  sei  mA  4m  ftte  d«  As|isist  Mas  YwisulMWisg 
habe,  einer  fremden  GerichUnsisil  SB  4iaBBB  und  Was  YsqpdiflklBagi  seias 
Sdntsbolieii  aa  hiBfihrlutiii 
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Aker  aoch  for  die  en^gengesctztc  Mc!nang  Tintim  Aüt  jedemKgnlcfel^ 
Stimmen  erhoben,  wie  die  von  Grotius,  Vattel,  Kent  u.  8.  f.,  welche  aof  das 
allgemeine  Interesse  an  der  Handhabung  der  Gerechtigkeit  und  die  Nothwendigkeit 
der  Bestrafung  der  Verbrecher  hinwelBen,  auf  die  (iefahren  aufmerksam  machen, 
irddie  dacanB  für  die  Gesellschaft  entstehen,  wenn  Verbrecher  leicht  einen  Zu- 
flnchtnrt  ftudoi,  in  dem  il«  sich  richer  ftUen  nnd  von  wo  ans  sie  ihre  Angriffe 
auf  die  Bechtsordnung  egaemoD,  and  dannt  die  Pflicht  der  SUtea  ableiten,  ein- 
ander in  der  wirkiamen  Handhabung  der  Straf recbtspflege  an  anter- 
stfttaen 

Meines  Erachtens  würde  ein  unbeschränktes  Asyl  die  allgemeine  mensch- 
iiciic  Ilechtsorduung  und  Kcchtssicherheit  bedrohen,  zumal  bei  der  Beweglichkeit 
der  hentigen  TeitehnmIiteL  Es  ist  ein  aOgemelnM  IhterOM,  vMa  ein  bloeiei 
Leadeabtewe,  daaa  MMtor,  Btaber,  grobe  BetrQger  und  groaw  Diebe  beitnft 
werden.  Vortrefflich  hat  der  frun/ösi.sche  Miniater  Ronher  (Hede  ?om  4.  MIlB 
1866)  die  Grün!!'^  für  die  Ausliefi  rnn£r?]>flTrlit  mit  wenippn  "\Torten  nnP!TC- 
sprochcn:  „Der  Grundsatz  der  Auslieferung  ist  der  Grundsatz  der  tSolidaritat,  der 
wechselseitigen  Versicherung  tuiter  Heuerlingen  und  Völkern  gegen  ein  überall 
drohendes  Uebel  (contre  rabi^tö  du  mal)". 

Aber  aacb  eine  abaolnte  Anilief ernngtpfliebt  wttrde  in  mancihen  lUlea 
die  Intorooecn  dar  Hmnanit&t  und  der  Freiheit  emstlich  gefldirden^  und  man  dut 
nicht  vergessen,  dass  manche  Verbrechen  ausschliesslich  den  davon  betroffenen  Stat 
und  nicht  die  menschliche  Gesellschaft  verletzen  und  daas  auch  die  Vertheidigcr 
des  Asyls  gute  Griinde  anfulu-en,  aof  welche  innerhalb  der  nöthigen  Schranken 
billige  liücksicht  zu  nehmen  ist. 

Wo  die  Staftenvertrlge  die  Anliefening  im  ffinaalnett  nibar  afdnaiii  mid 
daa  iit  in  neoeNr  Zeit  aehr  oft  gaacbeheii,  ',da  konmm  naMrUd»  die  TOrtraga- 
nisaigen  Beatimmungen  zur  Anwendimg.  Wenn  keine  Yeitiigo  binden,  ao 
mnss  man  sieb  an  die  allgemeinen  Bechtsgrundsätzc  halten.  Da  aber  diese 
hoMte  noch  nicht  gieichm&ssig  und  nicht  allgemein  anerkannt  sind,  so  hängt  m 
thatsächlich  noch  t(H1  dem  Ermessen  des  Asylstates  ab,  zu  bestimmen,  in 
«ie  mit  er  aleh  dmwb  die  aügemeine  IteehtmAnu«  fta  gabaaiea  «ndiAe.  Ea 
ist  aber  mOgUch  imd  sogar  wahrscheinlich,  daaa  allm»hl1«di  einige  Hai^igrundBitae 
fia  dar  dvilidrtcn  Welt  Mi  allgemeine  Billigung  erringen  und  ao  weit  daa  ge- 
aC^dabt,  wird  daini  die  Willkür  der  einzelnen  Staten  beschränkt. 

Vgl.  R.  V,  Mohl,  die  völkerrechtliche  Lehre  vom  Asyle  in  den  Schriften 
Ober  Statsrecht,  Völkerrecht  und  PoKtik  I.  8.  637  ff.  L  0.  de  Vigne  in  der 
Oenter  Bevue  da  Droit  lotem.  1870.  S.  191  iL  Dieaer  verlai^  ab  Bedingungen 
der  Andietenng:  1)  ein  acbwerea  Taigeban,  S)  daa  bi  beiden  Lindem  ala 
atfofirflrdig  belitditet  viid. 

396. 

Den  politischen  Flüchtlingen  darf  jeder  Stat  freies  Asyl  ge- 
währen.  Der  Asyl  gebende  Stat  ist  nicht  yerpflichtet,  auf  Begehren 
des  verfolgenden  Stats  dieselben  auszuliefern  oder  wegzuweisen.  • 
Aber  der  Asylstat  ist  verpflichteti  nicht  zu  gestatten)  dass  das  Asyl 
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tan  ittiMbnaclit  wode,  um  die  Bechtsordnnng  und  den  Frieden 
te  andern  Staten  m  gelGUiideii,  und  TÖlkeirecliilich  Terbimden,  die- 
jenigen Massregeln  ni  treffiaa,  weldie  nSdiig  sind,  nm  eoldien  Uise» 
Mndifln  n  wehren* 

1.  Der  von  vieleu  Crimiualisteu  bestritteue  ti«geusalz  der  politi scheu  und 
fter  getteiB6B  Vcifancbflo  wivd  in  dm  nontrai  fiteleiivttlrlsiii  ond  nodi  BMlir 
in  dar  gegRnrtrtigeB  SCataiqpnzis  aimkaiiiiki  und  wofgu  voe  wldiai  flWHi,  lekliB 

«fM  illgememe  Aaslieferungspflicht  selbst  von  potttiicta  Teilnedieni  im  Mld^ 

für  nothwcn(1i>  rrVMrrn,  thats&chlich  dann  gemacht,  wenn  ihre  politischen  Sym- 
pathien den  fremden  P'liichtling  decken.  Die  politischpn  Yerbrechen  l)cziehcn  «ich 
nothwendig auf  die  Verfassung  und  die  politischeu  Zustande  eines  be- 
stimmten Stats  und  itnd  telMlIi  Ar  andere  Staten  kein  G^gemtaad  der 
8otge.  Eine  SoHdaiittt  der  poUtbdien  Interessen  beetebt  nidtt  nothwemdlg  und 
es  Ist  ebenso  möglich,  dass  die  polltisclion  GnindiibM  nad  Uchtongen  des  ver- 
folgenden und  des  Asylstatcs  einmiflrr  ^^  iilc  rstrpiten.  Der  verfolgte  politisclie  Ver- 
brecher in  einem  Land  wird  in  einem  andern  Lande  vielleicht  als  ein  Märtyrer 
der  Freiheit  verehrt;  und  die  im  1^'ameu  des  ßechtä  vcrtolgcnden  Gewaiütabcr  des 
f.jni!fl]nftn  Stats  Werden  vielleicht  in  dem  andern  State  als  Unterdiflcker  des  Bechta 
gehaart.  Selbet  wo  die  Gefenatlie  der  BenrtheHnag  nicht  eo  adiroff  auftreten, 
ffjnnefi  man  sich  doch,  dass  die  Verwaltung  der  Bedilapflege  in  politischen  Straf- 
ffonenen  nach  dem  Zeugniss  der  Geschichte  leichter  von  den  Leidenschaften  bald 
der  Machthaber  bald  cinflussreicher  Parteien  mfssleitet  wird  als  die  Strafperichts- 
barkeit  über  gemeine  Vergehen  und  man  nimmt  Ilücksicht  darauf,  dass  zuweilen 
ehrbare  und  edle  Menschen  aus  Vaterlandsliebe  die  politische  Rccht«orduung  ilires 
fifflimmiltiin  veMt  Imbea.  Die  Inlcr oeicn  der  Politik,  der  Gerechtigkeit 
and  der  Hnmaaitit  Tereinigea  rieh  dahec^  am  ttber  «Be  potftiachai  FlUfJullme 
den  Schutz  des  Asyls  auszubreiten. 

2.  Aber  indem  der  Stat  den  frrrrulrn  i>olitischen  Flüchtlingen  ein  Asyl  ge- 
wahrt, ist  er  nicht  von  li  r  Pflicht  t  ntliundeu,  den  Missbraucli  des  Asyls  zu 
verhüten.  Das  Asyl  schützt  den  i:'  luchtigcu  vor  Verfolgung,  aber  es  darf  nicht  zu 
elaarilehiniStttteftrdie  Fortietiaag  dee  polltiiehea  Yerbreekeat  wer- 
den. Dar  FlfiditHng  findet  hier  Rnhe  md  einen  Ort  der  Zoflndit  in  seloer  Ge&hr, 
aber  er  derf  idcht  die  Aagriffs  ani'  He  Verfassung  und  dü  Becht  seines  States 
von  da  ans  ungestraft  cmeuem.  Der  Asylstat  hat  auch  gegenflber  dem  Stat,  in 
dessen  Gebiet  das  Verbrechen  verübt  worden  ist,  Rücksichten  des  Friedens  und 
der  Freundschaft  zu  nehmen.  Ein  Stat,  welcher  den  fremden  Räubern  ächlupf- 
winkel  eröffiiet,  aas  denen  sie  ffar  vertmcherbe^  Headweik  mit  beweran  Erfolg 
and  mit  garingiBwr  eigener  Gefiihr  betreibea,  macht  tkh  sicherlich  einer  eohnereB 
Terletzung  der  Naclibar]>nicliteu  schuldig;  and  aMll  weniger  wird  ein  Stat|  irekfaer 
auf  seinem  Gebiete  feindliche  Unternehmungen  von  fremden  Flüchtlingen  gegen 
einen  benachbarten  Stat  bogllnstifrt.  rbfür  verantwortlich  gemacht  von  dem  be- 
drohten State.  Das  belgische  Gesetz  vom  BO.  Mai  löGö  plattet  die  Wegweisiuig 
dei  FHMitUngs,  „qul  par  sa  conduite,  oompromet  hi  tranqnillit^  publique."  Die  freie 
gnrtgMH  dig  dnaiiaia  ntte  iia  aicht  la  iiühiilmi  and  die6eter  der  WlUkir 
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auf  Seite  der  «ttcnncnden  Behörde  kt  geringer  als  die  OflAlur  iBr  dal  EUadni 
der  SUten,  veon  die  uöthigen  Bftekrichten  mitwachtet  werden. 

397. 

Es  steht  jedem  State  zu,  die  Bedingungen  festzusetzen,  unter 
welchen  er  fremden  Flüchtüngen  ein  Asyl  gewährt.  Die  Flüolit- 
linge  selber  haben  keinen  Bechtsanspmcli  anf  Gewährung  des  Asyls 
gegen  den  fremden  Stat 

Der  FMdhtttng  kann  steh  nteht  wie  ein  anderer  Behender  anf  das  Becbt 
des  Mea  Yerinhn  benrfen,  denn  eine  Gmndliedlqgaiig  dfeiei  BaeiiiB  iik  ünbe» 

scholtenheit  der  Keiscnden.  Kein  Stat  ist  verpflichtet,  Verbrecher  oder 
n'nos  Vcrbrorliens  Ajigeklncrtc  he\  sich  aufzunehmen  nnd  m  rluldcn,  weil  solche 
Frein(l(>  auch  die  SiVhrrlicit  sfiiicr  Bewohner  oder  unter  ünistauden  des  St;its  seihst 
gefährden.  iuA  gilt  das  auch  von  politischen  Verbrechern.  Aber  wohl  iuit  der  btat 
die  HwiniHwiie  Pttcht,  diMI  nidit  hünuoan  sn  Terfiümn.  Die  ^i»  iwa  »fthimy  fns- 
bMOBden  wn  poHiiBCtoi  ¥llliäi0ingeii  oder  fgu  flue  AniUeÜBiiuig  kmiit  sdbst 
wcBn  an  mne  nfHinmmwimg  wst  qocd  coiie  noeowwenii«  maiiHuiiwm  Mm. 

3Ö8. 

Der  Sdintzstat,  welcher  das  Asyl  gewährt  hat,  ist  auch,  wenn 
dasselbe  missbraucht  wird,  berediügt,  und  bei  fortdanenider  Gcfalir 
för  dni  befreundeten  Heimatstat  dos  Flüchtlings  auch  verpflichtot, 
das  Asyl  zu  entziehen  oder  msoweit  sä  beschranken,  dass  jene  Ge- 
fahr beseitigt  irird. 

In  mhideren  FftHen  wird  eine  tekftrfere  Aufttekt  über  den  FlOdialQg 
oder  die  Intornimng  desselben  toq  der  Greiise  weg^  im  Innere  da  Landes  gs- 
nagen,  in  achweitt  FftUcn  die  Wegwoisniig  In  fo»geachriebciier  fUchtnng  nO- 
tUg  leiiL 

m 

Zur  Auslieferung  von  Einlioimischen  an  einen  fremden  Stat, 
in  dessen  Gebiet  dioselbon  ein  Verbrechen  verübt  haben,  ist  der 
Hcimatstat  nicmuls  vcrplliclitct. 

DicBc  gegenwärtig  auch  von  solchen  Staten  anerkannte  Ilegel,  wcl^'Ho  eine 
AusUeferung^flicbt  bei  gqneinea  Verbrechen  auuehmen,  madit  Creilicli  d&im  alm 
bedimklWift  Lfteko  in  dse  Straf  rockt,  wenn  dieodiien  tmlnlaado  aloktftr 
ein  aniwlrts  boguigenee  Yeilifoelien  nur  YeraatiRMrtmg  gpaogen  «erden  lifinnen. 

So  bleiben  in  diesem  Falle  straflos,  obwohl  die  aDgmoiQat  Boditsgninds&tze  eine 

Bestraf uiif,'  ihres  Vcrbrcclieiis  erfordeni.  Aber  man  zieht  es  vor.  dem  Individuum 
(lieneu  Glücksfall  zuzugestehen,  ale  die  Stfttflgfinosflfin  einer  fremden  StnlgeriobtS' 
barkeit  zu  Oberlidem. 
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28S     fünftel  Batb.  Bie  flMriiM  in  TcriililaiM  m  Hnonoa* 

400. 

Die  Aniliefenmg  gcsohiöht  m  der  RegeL  auf  Kosten  des  States, 
wdeher  dieselbe  begehrt  Die  Gestattung  des  Asyls  dagegen  Mt 
dem  SdmtBBtate  allein  snr  Last 

Selbstverständlich  i&t  uur  vou  den  nöthigeu  Kosten  hier  die  B^te,  welchen 
sich  die  Staten  nicht  entziehen  können.  Soweit  die  FlOchtUage  Ar  aick  ■dber  so 
•orgen  im  Stande  ilnd,  ist  Toa  kdner  Statipfilcht  die  Bede. 

401. 

Die  AnsHefonmg  emes  freindeii  VeibreolMrs  kana  auch  in  be> 
dingter  Weise  gewShit  Verden. 

Z.  B.  der  analieliBnide  Stat  vwlaagC,  dm  der  ämgMui»  aar  iragoi  «ia» 
gemeinen,  niclit  andi  wegn  eines  politiiclien  Tainedicas  gtttnift  irade, 

oder  er  liefert  nur  aus,  wenn  ihm  die  Zusicherung  ertlicilt  wird,  dasi  keine 
Todesstrafe  verhä.!ic't  Tvortlr  Der  Stat,  welcher  auf  solohr  I?f^dingnnßpn  hin 
den  Ausgelieferten  empHUigt,  ist  dann  dem  AualiefenuigBatat  pgenUber  veipfliditet, 
demgemaas  zu  Terfahreo. 

In  der  Begel  vbd  die  AaiUefemng  von  dem  erfolgenden  State  begehrt, 
Ton  dem  ZoflnditMitat  gewilut,  Es  Ist  aber  toA  mOgUdi»  dass  dieaelbe  von  diesem 
mgebeten  «M,  Ja  sogar,  dass  der  Stat,  dem  dieas  AneiÜeten  gemacht  wird,  die 
TJcbcmahmc  des  Flüclitliiiga  als  eine  Verlegenheit  m  Termcideii  wünscht.  In 
solclicu  Fillleu  icann  sich  der  Heimalatat  zwar  nicht  der  Aufnalime  seines  Stnts- 
gciio&i>eii  in  seinem  Lande  entziehen  (oben  §  36ö),  aber  wenn  er  dieselben  nicht 
weiter  verfolgt,  so  geht  das  den  auäliefemUen  Stat  nichts  an. 
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Sedutes  BncL 

YölkerrechtUdie  Verträge. 

L  BrlbidendMe  und  MMuaiiiktilt  te  ToUierreelitlidieii 

402. 

Die  Staten  Icaimen  als  »elbttiiiiidlge  P^nanen  iltre  besondBm 
BfiditsTerliältiiisM  aadi  durch  Vertrige  unter  einjuite  ordnen,  so 
dam  danras  eigentlidies  Yertaragsrecht  entsteht. 

TcncUediii  diesen  Yertfiflen,  wekhe  besonderes  Yertrtgsreeht 
enier  den  Vartrftgspsrieien  begrendwi,  irt  dne  TOBarrechäfehe  üeberabilraBll 
mehrer  Steton,  irakhs  ebs  ellgemeine  Beehttregel  iuMpridii    Im  hubam 

Fall  ist  daa  pactum  instar  legis,  tmd  es  entsteht  dem  Inhalte  nach  Gesetzes- 
recht, wenn  auch  in  der  vielköpfigen  Form  der  Vcreinbanmg  ^<'Hr  viele  Be- 
stimmnnpeii  der  v^^lkorrochtliclicn  Congressc  haben  diesen  Ictztorii  und  nicht  den 
ersteren  Charakter  uud  begründen  daher  nicht  convcutionciies,  Bouüeru  noth- 
weiidif  es  Beeht  Vgl  oben  §  12.  In  diesem  Bneli  ist  mir  die  Bede  «ob 
den  tJgiwIHelim  Verlngnedit 

403. 

Jeder  Stat  kann  als  Person  auch  Vertragapai-tei  werden,  und 
iedo  iinabhäncnge  Macht  gilt  im  Völken  i  rkehr  im  Zweifel  als  ver- 
tragsfuiiig.  Wenn  aber  ein  Stat  in  der  Ausübung!  des  Verti'a.gsrecht8 
verfassungsmässig  beschränkt  erscheint,  so  iat  eokhe  Beschränkung 
auch  im  Verkehr  der  Staten  zu  beachten. 

Wenn  ein  Stat  der  Schutzhoheit  eines  andern  Stats  unterworfen  ist,  so 
kann  ihm  das  Rcc}it,  selbständig  mit  nndern  Statcu  Verträge  absuschliessen,  gänzlich 
oder  theilweise  entzogen  sein.  Bbeobo  sind  in  den  zasammoBgeeetston  Statea 
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regelmftggig  die  Einzcistutcn  selir  crhcbik-h  in  der  Yertragsbefagniss  beschrilukt, 
sei  es  indem  ihnen  untersagt  ist  ,  gewisse  Verträge  abzuschliessen ,  die  ausschliess- 
lich dem  Gesammtstate  vorbehalten  sind,  z.  B.  Allianzen,  Handels-  und 
SMifwp 1 1 ftgp ,  Bei  «■  indem  fli«  MnOtibiit  lind,  sich  dttr  dlDlomatisdMD  Omne  dei 
Gesammtatateg  ra  bedienen  und  der  Zutimmiing  dei  GetanintatateB  bcdflrfan. 
Verträge,  v  i*  Im  im  Wldenpradi  mit  dieMB  Sdnanken  alifeBdilowm  werden,  sind 
niehl  vuiiiiidlich. 

Damit  dor  Vertrag  den  Stat  teil)i]id0,  mtteeeD  die  Penonen, 
weldie  denaelbea  im  Namen  des  States  abadiHeBBen,  zur  Yertretang 
dea  States  enn8<^tigt  sein. 

Fs  gilt  das  öuwuhl  von  der  Rcpräseutationsbcfugniss  des  jeweilifren 
Inhabers  der  Statsgewalt  (oben  §  116),  als  von  der  Vollmacht  der  Ge- 
lanten,  wtkh»  den  Yertrag  untotadeln  nnd  nntecwtehnwi  (oban  1 160  f.). 

405. 

Wird  itir  einen  Stat  ein  Vertrag  von  einer  Parson  miterhandalt 
und  abgesdilOBBen,  weldie  nicht  dam.  ermäditigt  ist,  eo  wird  dar 
Stat  80  lange  nicht  TerpfliditGt,  als  er  nicht  dorcli  naGfatragUche 
ChtÜieissnng  Jenen  Mangel  der  Vollmacht  hebt  Bis  dahin  steht 
auch  der  andern  Vertragspartei  der  Rfi<dEtritt  frei,  wenn  sie  nidit 
darauf  verziGhtet  hat 

Man  heisflt  Vertrftge,  welclie  von  niehtbeToUmftchtigten  Vertretern, 
gewObnUdt  In      HoAnnf  mf  ^iteie  BitlfaibitliMi  abgBMUoaea  mnlMi,  Spoa. 

sioncs;  in  Erinnerung  ad  ^  penOidldie  qModo  der  alten  Bdmer.  Dor  Aus- 
druck, welcher  in  Rom  eine  strenge  und  formelle  Vertragspflicht  bed^ete,  ist 

freilich  nicht  geoiiniet,  derartige  in  ihrer  Wirksamkeit  h^V^hst  zweifelhafte  Yertrftgo 
zu  bezeichnen,  wahrend  wir  im  Gegensätze  zu  den  Bömem  die  rechtSTerbiad- 
licheu  Vertrage  der  Slateu  pacta  hclsscu. 

400. 

Wird  der  von  einem  nicht  ermächtigten  Vertreter  ahgescUossene 
Vertrag  toh  dem  State  nicht  genehmigt»  so  ist  überall  kein  Vertrag 
zu  Stande  gekommen. 

Der  Smi  wird  nidit  verpfliektet,  wiQ  er  nicht  wirIcHeli  vertrottn  wir, 
nnd  der  GcMfaillafthnr  (^onaor)  nicht,  weO  er  kein  Stat  ist  nnd  als  Frintr 
peiaon  nidit  Aber  ofibnUiche  Eechto  nnd  Teibindlidikniten  verfügen  kann.  Wenn 
er  den  andern  Stat  betrogen  hatte,  indem  er  sieh  für  ermiichfigt  ausgab,  ohne  er- 
miu'htigt  zu  sein,  so  mag  er  di^cs  Üetniga  wegen  veriuitwortlich  gemacht  mid  be- 
straft werden.  Das  hat  mit  der  Gültigkeit  des  Vertrags  nichts  m  tkuu.  —  JJaa 
»ItrOmiai^bg  l'eqalrecl^  befolg  aud^-e  Gruiukäine.    Der  Sponsor  haftete  mit 
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seintr  Persoft  fir  die  ErflEkUung  des  von  flai  ifaf||n§MMD  Tertrags  und  «inli 

Häher  von  dem  nicht  gcnebm^irt  ndpn  Sfate  zur  Sflhne  an  don  nndoni  Stat  auflgs* 
liefert.  Die  moderne  RccMshiktang  ist  insofern  consequenter.  als  sie  die  öffent* 
l'ich-rechtliche  Natur  der  Statonvertrjkge  ToUstftndiger  beacktet  W&cda 
eia  dritter  8t»l  clui»  Enaiditigwig  fbr  eiiMi  aadmi  Slit  dam  Yoliig  ab- 
«Messen,  ao  vtode  «r  sich  «Uerdlogi  ab  Stat  Terpfflchten  kOnim,  fllr  die  Oe- 
vätaigtag  wo,  wot^ßn, 

407. 

Hat  der  Stat  Yortheil  von  dem  Vertragsgcschäft  gezogen,  das 
für  ihn,  aber  ohne  seine  VoUinacht  ahgeschlosscn  ^vuide^  ist,  so  ist 
er  iin  Fall  der  Nichtgenehmigmig  des  Vertrage  verptiichtet,  den 
ohne  Gnind  empfangenen  Vortheil,  so  weit  das  nach  der  Lage  der 
Dingo  möglich  ist,  wieder  aufzugeben,  beziehungsweise  eine  em- 
püaugeno  Bercichening  zurück  zu  erstatten. 

Z.  B.  Der  UnterluuidliT  hat  den  Loskauf  von  Gcfangenaa  vermittelt  und 
vorlftnfig  eine  Summe  bczalilt.  Wird  der  Vcrtra|f  nicht  genehmigt,  und  werden  dio 
Gefangenen  zurückbelialtcn,  so  mim  aueli  die&u  Sanune  wieder  herausgegeben  werden. 
Oder  ein  Cknmtneor  einer  Qdooie  gemattet  gegen  zugedcherte  HandelaTOrthdle 
einem  andern  State  die  Qrtndnng  eines  MarlneetabUsaemeDta  innerhalb  der  Golonie. 
'Wird  der  Vertrag  nicht  genehmigt,  so  bt  auch  dieses  Etablissement  wieder  zn 
räumen.  Hat  aber  ein  Stat  im  Ycrtmnen  auf  die  naclifolu'c'nde  Gi'nclinii.?ung  (Imch 
den  andcni  Stat  einen  nionicntaiica  Yortheil  seiner  Macliistclluiig  aus  der  iiand 
gegeben,  und  wird  der  Vertrag  nicht  mtificirt,  so  ist  er  selten  in  der  Lage,  jenen 
Toffdidl  wieder  aa  gewiiman  und  rnnsB  die  Folgen  seiner  ouvorsiditigcn  Uandlunga- 
weiae  tragen.  Das  Beispiel  der  Samnlter,  welcbe  das  rOmiscbe  Heer  in  den  Oan- 
diiiischcn  Pässen  gefangen  hatten  und  nachdem  Bern  den  Frieden  nicht  ratificirte, 
ihr  Uetorgewieht  nicht  mehr  hetstdlea  kwmtea,  Weiht  eine  Wamang  der  Oesehidrte. 

408. 

Es  wird  angenommen,  die  Willensfreiheit  des  States  sei  nicht 
jiul'L'ohoben,  wenn  gleich  der  Stat  in  seiner  Notb  und  Schwäche  gc- 
nötiugt  ist,  den  Vertrag  einzugehen,  wio  ihn  ein  übermäichtiger 
anderer  Stat  ilim  vorschreibt. 

Im  Privatrocht  hindert  eine  enisfc  Prnhiiiij'  Tuid  die  gewaltsame  Nöthigtin» 
die  Gültigkeit  des  Vertniga.  Im  Völkerrecht  aber  wird  angenommen,  der  Stat 
selbst  sei  alle  Zeit  frei  und  wiilensfähig,  wenn  nur  seine  Vertreter  pentöniich 
M  atad.  Bh  aaliwilH  «kennt  wmk  aoMt  ^  Nethwendigkelt  der  Ter- 
hUtniaae  eb  entM^Midind  an;  es  iat  asinem  Wcasn  nach  die  ala  noännndig  er^ 
kannte  Ordnung  der  öffentliohea  Yerhältnisse.  Daher  liindern  zwingende  Ein* 
Wirkungen,  in  denen  sich  jene  Nothweudigkeit  offenbart,  die  Gültigkeit  des  Stats- 
willensi  rkht,  wenn  er  den^^elben  l^echjuuig  trägt.  Es  gilt  das  inshcboudere  auch 
Ten  JbiiedensschlOsiea.         unten  Buch  Yill.  (Jap.  10.  WOide  mau  die  Ymdsi^ 
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der  Stuten  aus  dem  Gruude  als  ungültig  anfechten  können,  dass  der  eine  Stat  aus 
Furcht  vor  dem  andern  und  durch  dessen  Diohiutgea  geschreckt  ohaa  freien  Yer^ 
tragswillea  den  Yotng  abgtacUoMen  hthe,  tö  fllM  m  kein^de  iwTOwiHnfH 
imd  irtie  alaMli  cia  gedahart«  BWgjwmtind  nt  enrarloL 

409. 

Wenn  jedoch  die  individuelle  Wfllensfreilieit  dBQeiulgaii  Per- 
sonen, welche  den  Stat  bei  dem  Vertragsscbloss  vertreten,  durch 
Geüttesstörong  an^gahoben  oder  durch  BesinnungdoaglEeit  verwint 
oder  durch  CtomiH  oder  ernste  und  nahe  Bedrohung  gebunden  igt, 
dann  sind  dieselben  nicht  fithig,  für  den  8tat  verbindliche  Er- 
klärungen abzugeben. 

Wenn  z.  Ii.  der  Geaante,  der  zum  \  eriragsabschluÄö  ermächtigt  ist,  walm- 
dnojg  wbd,  oder  wenn  er  aabenmeht  in,  da«  er  nldit  aelir  veia,  er  tfol^ 
w  iit  sebw  Untenehrift  nicht  Undeod.  Ebenso  wttrde  anch  die  üntenchrift  einet 
Souvefios  flicht  dr  n  Stat  feipffichten,  wenn  demellien  gewaltsam  die  Hand  zom 

Unterzcfchnen  gefülirt  oder  er  mit  Ticbcnsdroliung  mr  Unterschrift  gcnöthigt  würde. 
Oder  wenn,  wie  das  dem  rolnischen  Keichstag  widerfahren  ist,  die  nothwendige  Zu- 
stimmung zu  einem  Vertrag  damit  erzwungen  wird«  tiam  die  ßathfiversammlung  mit 
Truj^en  umstellt  tind  die  Stimmend«^  mit  dem  Tode  oder  dem  Gefftugniss  bedrcAt 
«erden,  ao  iit  andi  eia  aoldurTerliag  ungoltlg,  lüehk  mSl  d^r  Stat  keiaea  fieiea 
WDka  hat,  sondern  «eO  ca  den  Tertretern  dei  Stata  aa  der  nOdiigai  Willea- 
frcMt  leUt 

410. 

Die  Reehtsverbindlicbkeit  der  Statenverträge  beruht  auf  dem 
Recbtebcwtisstsein  der  Menschheit  und  ist  ein  nothwendiger  Bestaud- 

theil  der  völkerrechtlichen  Weltordming. 

Vertrüge,  deren  Inhalt  das  allgiinfin  anorknnntc  Menschen- 
reclit  oder  die  bindenden  Gesetze  des  Völkerrechts  verletzen,  sind 
deshalb  ungültig. 

Der  alte  Streit  üher  den  Rechtsgruud  der  Verbindlichkeit  der 
Verträge  dauert  noch  fort.  Dn-  Völkerrecht  kann  drr  Fm?To  nicht  damit  entgehen, 
da&s  CS  auf  die  Autorität  eines  Gesetzes  hinweist,  wie  dos  wohl  im  ^ri^'ntrecllt  oft 
genügt.  Meiaea  BnehtenB  lAast  sie  sich  nicht  luif  den  freien  Wilku  der  Stateu 
gBadia.  Der  Sats,  daai  die  Willensfreiheit  aneh  in  dar  Mhai»  aleh  an 
binden,  zeigen  uad  bewahwo  nMM,  lit  offeabar  nicht rttWgi  imdieWÜlHi- 
freUieit  fflr  sich  allein  bindet  nur,  weil  sie  will  und  daher  nur  anf  so 
lange  sio  wi! !  Sip  erklärt  dlo  Wirk^nrnVoit  dps  Willensacta,  während  der  wirkende 
\Ville  fortdauert,  aber  nicht  mehr,  wenn  *li  r  Wille  wechselt.  Der  freio  >frnsch 
kann  und  darf  seine  Willeufifreihett  nicht  auigeben,  sie  b^leitet  ihn  iurt  durch 
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darf  sieh  oidift  dmth  IMeo  WQlea  um  den  freien  Wffieii  bringen,  dcfa  nkhi  selber 
mm  Bdairea  machen.  Der  indlvichieUe  wnie  ist  flberden  ftr  sich  allein  nldifc 

rechtsbildend,  nicht  die  erste  Ursache  des  Rechts.  W&re  er  es,  so  müsste  alles 
Gewollte  Recht  sein.  Es  müsste  z.  B  im  Privatrccht  möglich  sein,  eine  Ehe 
auf  ein  Jahr  zu  schliessen,  Gmndeigenthum  ohne  die  Grundbüclior  zu  flbertragen, 
Wechselverbindlichkeiten  ohne  die  Wechselform  eioisugehen.  Dm  i&t  aber  so  wenig 
im  TtlmmM  wie  im  Yaikeireclit  der  BUL 

Die  Beehtsvetbindlkhlndi  der  Yertitge  ist  also  nicht  die  nothveodige  Whdaing 
der  "Willensfreiheit,  sondern  setzt  die  Existenz  einer  nothwendigcn,  nkht  von 
der  Willkür  geschaffoucn  Rechtsordnung  der  Gonuünschaft  vorftus.  Der  Willeusact 
der  einzelnen  Personon,  selbst  der  Staten  im  Völkerrecht,  ist  demnach  nicht  die 
primäre,  sondern  erst  eine  secund&re  Ursache  der  Rcchtabildong.  Der  Einzel- 
wiUe  beirbrit  Recht,  nur  gcmAss  and  mir  innerhalb  der  gemeinsamen 
Beehttordnang.  Die  YetIrfndMflifcwit  der  Yertriige  ist  selber  ein  notkwendiger 
Bechtssatz.  Sie  ist  nothwendig,  weil  ohne  sie  kein  gesicherter  Rechtsvericdtr  vnd 
kein  friedlicher  Kochtszustand  der  Völker  möglich  wäre.  Tu  ihr  äussert  sich  die 
nachhaltige  fortdauernde  Wirkung  der  Rechtsordnung.  Man  nehme  den 
guten  Qlauben  weg  in  die  Wahrhaftigkeit  der  völkerrechtlichen  Erkl&rung  und  die 
'WirhasnkeH  dar  «tfiifliUai  Zussge  mid  aOe  Beditssicherheit  stttrzt  In  dem  Wider- 

•fawrfft       WlwfcWfi  Matmitiflm  mÄ  InUvmmum  mtirmgAm  «wMwinim»  DfeWDlMW- 

erkltomg  noch  ist  eine  Acusserong  der  Freiheit,  das  Halten  des  Worts  aber 
ist  eine  Forderung  der  Treue,  velehe  bewaiirt,  was  As  reclitmiisige 
Freiheit  schafft. 

411. 

Dem  anerkannten  Menschenrecht  zuwider  und  daher  ungültig 
Bind  insbesondere  Verträc:^,  welche 

a)  die  Sclaverci  eintüiiren  oder  verbreiten  und  schützen  (§360£t)i 

b)  die  Fremden  als  rechtlos  erklären  (§  381  f.), 

c)  die  freie  Schifffidirt  auf  offener  See  verhindern  (§  307 

d)  Yorfolgangen  dee  Giaubens  wegen  anordnen. 

Von  den  FUlen  a— c  war  oben  schon  die  Bede.  Der  vierte  geiiflrt  erst  der 
modernen  Hechlrfiildnng  an.  Die  gereifte  Mcnschlieit  legt  mit  Redit  anf  die  reiigUto 

Freiheit  einen  so  hohen  Werth,  dass  sie  allgemeine  Glaubensverfolgnngen  nicht  mehr 
als  rechtsverbindlich  betrachtet,  selbst  wenn  sie  durch  St^its vertrüge  verabredest  wären. 
Die  Zeit  der  KreuzzOge  ist  vorbei.  Anders  freilich  igt's,  wenn  due  Sekte,  wie 
s.  B.  ^e  Modcmon^,  die  bOrgerUche  Eechtsordnung,  wenn  auch  aus  scheinbaren 
oder  wiridichen  reUgSösen  Hottven  ernstlich  verietiL  Die  Yervendnng  der  envo- 
püschen  lOdite  an  tasten  der  Cbtiiten  in  der  Tftricei  wird  ans  diesem  Mneip 

412. 

Völkerrechtswidrig  und  deshAih  ungültig  sind  4.  B,  Verträge 
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a)  wdlohe  dSa  DidvenalheRBGiMlfc  eSnefl  EfuMbtels  tiber  die 
Welt  oder 

b)  die  gewaltsame  Unierdmckiiiig  mn»  finedUdieQ  und  lebena- 
ialiigeii  States  besweekeii. 

YgL  oben  §  98  f. 

413. 

Statenverträge,  deren  Inhalt  das  bestehende  VerfassungB-  und 
Gcsctzesrecht  eines  States  ausser  Wirksamkeit  setzt  oder  abändert, 
aind,  wenn  sie  von  der  repräsentativen  Statsautorität  abgcscblossen 
worden  sind,  nicht  von  Anfang  an  als  völkerrechtlich  ungültig  zu 
betrachten,  aber  sie  sind  nadi  Umstandea  niobt  vollsiehhar  imd  in» 
BOfem  wird  ihre  Wirkang  gehemmt. 

1.  Dis  Scbwierigksit  ist  la  dtosea  FBlIsa  oidit  efae  ^rtäkaniMMut  dena 
das  YlSkBoeüA  behaftet  den  Stat,  dessen  Vertreter  den  Vertrag  ahticlilwiC  and 
nimmt  an,  es  sei  Aufgabe  der  Stats^ewalt,  durch  die  uöüiigcn  AcDdcrnsgen  des 
Statsrechts  die  ▼ölkerrechtlichen  Zusagen  zu  vrrwirklichen.  Aber  es  Lst  denkbar, 
dass  innerhalb  des  Landes  eine  solche  Ikstimmung  Widerstand  findet  und  da 
ifli  keineiwegg  ein  abBolates  Yorsngsrecht  des  Völkerrechts  vor  dem 
Slattreeht  in  jeden  ConflietfU].  Sonst  kAiuils  in  der  Fem  vOUBeneelittidMr 
Verträge  aUes  Verfassnngsrecht  des  Landes  sntkiiftet,  und  k^mlen  alle  gesetilidien 
Freiheiten  der  Bürger  beseitigt  werden.  Der  statsrechtlich  begründete  Widerspruch 
gpgen  die  Ausführung  solcher  verfassnnpswidriger  VertragsbestiniminiL'eu  muss  also 
als  ein  rechtliches  Hiuderniss  ihrer  Austüiirung  anerkannt  und  kann  nicht  durch 
blosse  Gewalt  durchbrochen,  sondern  m\m  in  Eechtsform  gelüst  werden.  Eine 
Ausnahme  machen  die  FiiedenivertiliB,  mit  KnrlwifJit  saf  dlft  xviqgende  Noth- 
mndl^eit,  welche  in  ihn»  snr  AnsdcHBamig  gdaqgk.  Ygt.  unten  |  706. 

2.  Wenn  dem  Repräsentanten  des  Stats  (König,  Präsident)  die  verfassunp- 
mftssigc  Zustinrnnini?  der  ülmVen  Orgnne  der  Stntscrewnlt  (in  Deutschland  dfu 
BundesraLhü  und  Kciciistags,  iu  den  Vereinigteu  Statcn  des  Senats)  nicht  zu  Theil 
wird,  dann  fehlt  es  einem  von  jenem  abgeschlonenen  Vertrag  an  einem  noth- 
treadfgsa  BUMsraim  sdner  CMltW^  und  es  ksBUDsa  AiL  dj08-406  sar  An* 
ifsodoag* 

Verträge,  deren  Inhalt  älteren  Vertrügen  mit  andern  Staten 
widerstreitet,  sind  inciot  m  iin\virk8am,  als  der  j&üher  berechtigte 
Stat  ilu"ür  Ausfühi'ung  entgegen  tritt 

Solehe  Verträge  sind  nicht  abeoltit  sondern  relativ  ungQltig.  Wenn  der  Stat, 
dessen  ältere  Vertrags redite  durch  A»isfrthrung  des  neue??  Vertm«?^  verletzt  werden, 
sich  diese  Aeudenmg  gefallen  l&sst,  bo  sind  dieselben  vuUwiiksiiii.  Aber  im  Widw- 
Streit  geht  das  bestehende  (ältere)  Vertragsrecht  dem  jUngern  vor. 
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415. 

Auch  iingünstigL  Veiirngsbestimmungen  imd  lästige  Versprechen 
sollen  gehalten  werden.  Vorbehalten  bleibt  das  liecht  eines  States, 
sieh  von  Verti'ägen  loszusagen,  welche  mit  seiner  Existenz  oder  seiner 
uothwendigen  Entwicklung  unvertia^licli  sind. 

Die  blosse  tiefährlichkoit  (Hier  Schädlichkeit  eines  Vertrags  )iindert 
seine  Verbindlichkeit  nicht.  Würde  imn  jedem  Contrahenten  gestatten,  sich  einer 
Vertragspflicht  zu  entledigen,  sobald  ihm  di^lbe  lästig  erschiene,  so  würde  die 
SIcheriuit  des  Vertragsrechts  gimlich  zerfall^  und  damit  die  Fortdauer  der  WeH- 
ordnong  anfs  höchste  gefthrdet  Aber  die  TeiWndlichkeit  des  Tertrags  hat  doch 
ihre  natOrlicbe  Grenze  in  den  Grundrechten  des  States  auf  seine  Existenz 
und  seine  nothwpndijjc  Entwicklung.  Im  CJonflIct  mit  diesen  ursprünglichsten 
und  unveräusserlichen  Rechten  muss  dae  eecuudäre  Vertragsrecht  mrfickstehn. 
Vgl  zu  §  460. 

416. 

Die  Gültigkeit  der  Statemrartni^e  ist  von  der  Regierungsform 
der  contrahirenden  Staten  aowid  toe  der  Baligion  der  Staten  oder 
ihrer  Yertreter  imahhängig. 

Bd  Mittelalter  nalim  Dan  aa,  YerMg»  nli  lliektehritten  (üntfUaMgiB) 

binden  nicht.  Sogar  im  siebzehnten  Jahrhundert  noch  wurde  von  der  rfioiflobB 
Curie  und  von  katholischen  Bischöfen  behiuiptet,  ilass  die  katholischen  Fürsten  nicht 
verpflichtet  seien,  die  den  ketzerisLhcü  (protestantischen)  Fürsten  gegebenen  Zusagen 
zu  halten.  Dem  heutigen  Völkerrecht  ist  es  nicht  mehr  zweifelhaft,  dass  die  Ver- 
tragspflicht eine  allgemeiu-mentchlioli«  Bechtspflieht  Mi,  vekilie  CMtea 
und  ynhammedanag,  Juden  und  Bnddhirtpn  fgMmUrig  vetUade.  Ebeoeo  ist  der 
Unterscbied  dsr  Stab^  md  Verfassungsformen  zwar  erheblich  für  die  Frage  der 
Stellvertretung,  aber  nicht  erheblich  für  die  Gültigkeit  der  Vertrüge.  Monarchien 
und  Repiiblikea,  absolute  und  constitutlouelle  Monarchien,  Aristakratifiii  md 
mokratiea  köimen  ihre  VerhAltniswe  vertragaaiiasig  ordueD. 


2,  "Form  der  TerMge^ 

417. 

Die  blosse  einseitige  WilleTiserklärimg  eines  States,  ancli  wenn 
sie  einem  andern  State  gegenüber  geschieht,  wirkt  nur  insofern  als 
YertragRorkl  ii  rimg,  wenn 

a)  die  Absicht  des  erklärenden  States,  sich  durch  die  Erkiarung 
za  biiidfla,  olieubar  geworden  nnd 


Digitized  by  Google 


240  Btdataf  Baak 

b)  jener  Eridimng  die  Annahme  des  Verepfedieai  too  Seite 
dea  andern  States  gefolgt  ist 

Wm  «in  Sitt  ia  atfntt  difloaMllMikBa  AnuMra^BB  dis  ftvita 

BrtMMauB  MitfteDt>  ^  «r  miiifMii  sit  ih  AMdA  >rt,  w  entrteht  fcria  Vertragi* 

recht,  80  woüg  als  durch  die  Mlttheiluug  emer  ^yntjpmoa  Aber  Ihre  frdta  Tiof^ 
tltte.  £•  muB  die  Absicht,  sich  sa  binden,  anegeqpndien  sein. 

418. 

Die  sogenannten  Tractate,  d.  Ii.  die  Aufzeichiiimg  dessen, 
worüber  sich  die  unterhandelnden  Staten  vorläufig  verständigt  haben^ 
werden  nur  als  Kntwuif  zu  einem  Vertrage  betrachtet  und  sind 
daher  noch  nicht  verptlichtead. 

Solche  Punctationeu  und  Tractate  sind  nur  ansnahmswcisf»  vorbindlicli,  "wenn 
die  unterhandelnden  Yertreter  dieee  Yerfaindlichkeii  aiiadrflcklif.h  gewollt  und  za> 
gestanden  haben. 

419. 

Die  Unterzeiciiimng  des  bereinigten  Vertragsprotokolls  oder 
der  fertigen  Vcrtegsinkimde  dmch  die  beTollmächtigten  Gesanten 
oder  Agenten  der  ooniialureiidea  Staten  wirkt  ftir  die  vertretenen 
Staten  Terbindlich,  wenn  dieselbe  ohne  Vorbehalt  und  ohne  Be- 
djngang  gesohelien  ist  Der  Vorbehalt  der  naohfolgeDden  Batification 
der  Statsgewalt  wird  aber  unter  Umständen  als  BelbetrerstandliGh 
Toransgesetst 

1.  Wenn  aie  Ymlnttt  dar  nntert—delndon  Mn  cinilAiigt  riad,  die 

definItiTe  Terbindliche  WUlenserkl&ning  derselben  abzugeben,  so  mnss  anA  Uun 
Erkliining  binden,  und  die  Unterzeichnung  des  Vertragsprotokolls  oder  der  Vertnu^- 
urkunde  wird  als  emu  solche  Vcrtragswklaniri!?  anc^esehen.  Dan  8ch1ie<^8t  ireilich 
die  Möglichkeit  müudl icher  Verträge  oiciit  aus;  aber  man  nird,  der  Sitte 
gmn,  aicht  geneigt  sein  dttiflvi,  mflndHdw  Tenfafednasn  9h  bindeadeVvMis 
sasneriBeniMi  and  amnkgn.  Die  tciiriftllelie  Vertrngtform  Ist  gofMuirtif 
so  allgemeine  Uebung,  dass  eü»  Abweichung  davon  und  die  Ausnekme  ebw 
niündlieli  H^irogrhlossenen  Vertrags  nur  schwer  Glsaben  findet  und  dsbar  die  mH' 
st&ndige  Beweistul  ning  schwierig  wird. 

2.  Der  Vorbehalt  (kr  nachfolgenden  Ratification  wird  oft  ausdrücklich 
fgmuM  und  dum  iit  et  kkr,  den  die  Unteneichnoog  nocb  nickt  deftritlv  bindet 
Aber  denwlbe  kiiuk  flncHi  sbs  ^«w*  TJiiHllndeB  tit  wMüidia  yififflffy  der  nnler 
seichneoden  Vertreter  ge&ciilossen  werden  und  wirkt  dann  ebenso.  Früher  wurde 
darüber  viel  ^'cstritten.  Diu  Lcutige  Praxis  hi  (!,Qnd^,  den  Vorbclialt  der  Bati- 
fiofttion  7:\\  vennutht  ji :  cb  ( jusiirii  ht  das  der  grossen  licüeutung  der  Verträge  för 
das  Vulkcricbcn.  Vgl.  Hoitzendorff  Encycl.  I.  S.  7d3.  Die  yorbehaltene  Aus- 
veehsleag  der  Vertragtnrknnden  bedeutet  gewöhnlich  wieder  den  Vorbehalt 


Digrtized  by  Google 


Ul 


äm  BrtMcrtfae,  m»A%  4uA  dl«  AmvMUiiiB  aar  Uitanaai  wwSmm  nd  yoU- 
mBo  ulfd. 

420. 

Die  grandiose  Verweigerung  der  Ratification  kann  zwar  je  nach 
Umständen  als  eine  Verletsning  der  schicklichen  Rücknichten  be- 
trachtet werden,  das  Vertrauen  zu  dem  verw-cigernden  State  ernst- 
lich erschüttern  und  die  freundlichen  Beziehungen  gefährden,  ahor 
sie  darf  selbst  dann  nicht  als  ein  Rechtsbruch  erkUa  L  werden,  wenn 
der  unterhandelnde  Gesante  innerhalb  seiner  Vollmacht  gehandelt 
und  gemäss  hciiuju  iustructionen  unterzeichnet  hat. 

Einige  ältere  Publicisten  hchaupt^ton,  die  Ratification  dürfe  nicht  versagt 
werden,  wctim  der  Gesaute  seiue  Vollmacht  gezeigt  und  seine  losti-uctionea  nicht 
tibenchritten  habe.  Sie  beriefen  sich  dabei  auf  die  Analogie  des  Privatrechta.  Aber 
bei  der  gronen  Wiefatigkeit  dieser  StatenreriiiltnSsse  nnd  bei  der  tbttelfhUflMin 
NMUgimg;  den  flainten  aDgemeine  YoDmachteii  mitzugeben,  damit  sie  zwedrnitwTg 
unterhandeln  können,  liafc  der  BallllcatlowfOKbfteH  dock  des  Sfaui  einer  Hock* 
maligen  PrUfung. 

421. 

Wird  die  Torfafthaltane  Batifio»tion  etiheiüt)  so  wird,  abgeMhen 
TOB  andern  Yerabredimgen,  die  GflUi^Eeit  des  Yerkags  aof  den 
Zeitpunkt  der  Torkerigen  Unteneidmimg  des  SchfauBprotofcoDs  dnroh 
die  Oesanten  oder  Agenten  der  oontrahirenden  Staten  zurückgeführt 

1.  l>ieäc  Itcgel  entspricht  d^  Völkersitte.  bie  liai  aber  auch  einen  natOr- 
UAen  tand  darin,  daaa  dmck  die  ento  Unteartefchming  alle  Yeriiillalase  gleick» 
■dtl^  geordnet  werden«  und  die  ipfttere,  an  vewehiedenen  Tigen  nadifdgeode 

Batificatlon  nur  den  Mangel  der  voOBttndigen  Autorisation  hebt,  welcher  der  so- 
fortigen Wirkung  noch  im  "Woge  war.  Die  Eatification  wird  daher  in  der  Regel 
nach  dem  Willen  der  Batifiranten  auf  den  Zeitpunkt  des  früheren  Abtchhinwe 
aorückbezogen. 

2.  Anch  in  neuerer  Zeit  konunen  jedoch  Ausnahmen  vor.  So  worden  dl^ 
Mier  Yertrige  ton  1666  von  der  Ausweckehmg  der  BatUteationen  datirt 

8i.  Auch  ohne  fürmlicbo  TtatificatiunMiklärung  und  ohne  AninecllllWUg  der 
YertragsurkiHKUn  ist  aus  dem  Vollzug  des  Vertrags  oder  am  mdsm  concln- 
denten  Uandlungen  auf  Ratification  an  schiiessen, 

422. 

VölkerrechtUche  Verträge  können  in  jeder  Form  gültig  abge- 
Bciilossen  werden,  welche  den  Vertragswillen  der  contrahirendeu 
Staten  offenbar  macht. 

Die  schriftliclie  Form  enlq^cieht  der  heutifen  Uebuug  am  beaten.  £e 
•l«BtickUi  Hai  TOUumeht.  16 
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Vkam  lim  tat»  IhMHadMi  waA  mftndlieke  TmUly,  |i  fofor,  «te  Inte- 
nnine  Im  Kil«f  durch  Zeichen  (z.  B.  AafhlMB  TonHagSHi  oderlUoMB)  T«> 
tt%e  gttcMoMeB  vttdflo.  Vgl  oben  n  419. 

423. 

Die  schriftliche  Form  kann  durch  gemeinsame  Unterzi  ic  lmung 
eines  Protokolls  oder  durch  Eine  Vertragsurkunde,  welche  in  mehreren 
Originalexemplaren  yon  den  Bevollmächtigten  oder  d  n  TTlhiptem  der 
Staten  gemeinsam  unterzeichnet  wird,  oder  durch  einseitig  untcr- 
zeichneto  Ei  kl -111111  i^en  der  sirh  verpflichtencien  Staten  an  den  be- 
rechtigten btat  vollzogen  werden. 

Im  letztem  Falle  rnnss  die  Absicht  sich  zu  binden,  klar  ^cnmcht  sein,  sonst 
ist  m  vermutlieii,  duB  nur  ein  Act  der  freien  Autorit&t  cur  Mitthrihing  g»- 
langt  sei. 

424. 

Die  VMffiBntiidiiiiig  der  Vertrüge  ist  keine  Bedlngong  ihrer 

YertrSge  beaeer  gesichert  ist 

Qebelae  Tattrige  iboA  nocii  ioamer  unter  gewtoen  UnoMiidie  im««»* 
■eUUeh,  «beww  geheime  Betilmmengen  In  Yttliign,  dte  im  flbfigw  w- 

Gffentiichl  dnd.  Fttr  die  Bevelhenmg  fireilich  ist  der  geheime  Vertrag  nicht  vcr- 
biiidlicli,  da  sie  ihn  nicht  kennt,  so  wenig  als  ein  geheimes  Oesetz.  Aber  der  Stat, 
welcher  den  geheimen  Vertrag  kennt  und  sich  verpflichtet  hat,  dessen  Inhalt  ni 
▼ollziehen,  iat  dem  andern  State  gegenüber  ebenso  gebnndaii,  irie  durch  einen 
offenen  Vertrag. 


3.  Terstärkmig  der  Verträge.  UarantieTerträge* 

485. 

Der  Eid  l&gt  dem  beschworenen  Vertrage  nnr  eine  leligiSse 
nicht  euch  eine  rechtliche  VerstirlEiing  beL  Ebenso  hat  die  Be- 
Mftigung  mit  dem  Ehreonvert  nnr  eine  nuMfeBsche  keine  reohüiofae 
Bedentong. 

Bar  Eid  im  aooh  im  iMtarkülm  Jahrhondert  Im  Gebianch,  kommt  ab« 
bflote  iHl  nr  aodi  gegen  ImilmMe  VSIkar  m,  dmn  BaoUM^pndwi  mu 

nicht  Tertraut ,  wenn  es  nicht  durch  die  Furcht  vor  den  angerafiBMn  GAttttü  vc^ 
stärkt  wird  Da  die  Päpste  öfter  die  contrahirenden  Statshäupter  ihrer  eidlichen 
Ta^khtoQg  entbanden,  ao  wurde  snreikn  in  dm  wafsUmbsa  beKbiroratti  ¥»• 
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fMffn  4!0  ChUMd  beigefügt,  dcM  keliit  Eidesentbindung  begehrt,  oder  dasa 
tadbe,  mm  gewUirCp  tok^tUig  lein  aoltai  Cbi  BrfqM  tut  Hpuilieks 

Ccsslonsvertrag  Yom  Mupo  170S.  Bfa  «eAwtt«Hge<  Bdapftl  iAm  mtt  gärig* 

Uchem  Khrenirort  bekräftigten  Vertrags  zwfscben  Frankreich  rnid  Spanien  Ton 
der  uicht  gühalton  ^tude,  findet  ikk  bei  LAtttenf  „lltadei  mir  i'Jiitlaire  de 

l'humaait^  XL  424.  4M. 

426. 

Werden  nr  YerBtSrkiuig  ftiiiAR  VertfS|||B  Oflifldii  m 
keim  der  berecJvtigte  Stat  die  Geneln  nurficUielteii,  Ins  det  Vertrag 
ToQaoieii  oder  der  YdUsiig  ImnUshßoA  gedciMrt  iat  Wean  aber 
diMa  geedidieii  ist,  so  diixl»D  die  Gsiseim  Ott  andentr  For» 
dmagen  willea  an  der  Hnimtohr  vediliderl  werden.  Auch  weam 
der  Yerlmg  aiohfc  erfSUt  vird,  so  dairf  dm  CWsebi  kein  anderss 
UeM  sogafigt  werden,  als  dass  ibiMii  dio  Freiiieit  der  Heiwtahr 
entsogen  UetbL 

Wenn  froher  die  Geiseln  sogar  am  Leben  bedrdit  mnden,  insofern  der 
TeftMg  niiiht  erfttOfc  wifdi  tu  irftd  4iui  edun  Inge  Sbltl  sidkr  Sb  SBchMäniagi 

427. 

Werden  Geiseln  genommen,  nicht  gegeben,  so  ist  der  Nehmer 
Terpflichtet,  auf  seine  i^ostan  iiir  «agwaeaaeaaB.  LebaneuatorkaLt  der 
Geiseln  su  aorgen« 

428. 

Wiv6,  m  Verstärbuig  einer  Tertrag8Yeri>iAdUc3ikelt  ein  liffent- 
)]dL>realiAil»di6S  Ünteipfiuid  gegeben,  indem  dem  Irarechtigten  8tat  die 
BesibniBlme  ^ngg  flataee  oder  andern  Gebiotellielles  aar  fllichmuig 
«ägBriUanl  wird,  so  daMrl  das  Boehl  diassaBeiilna  so  lange  iaei, 
hk  der  Vertrag  tollzogen  oder  in  anderer  befriedigender  Weise  ftr 
den  Volhng  gesorgt  ist  Geht  die  Anasidit  auf  VertmgBeriOluug 
gänzlich  unter,  so  wird  angenommen^  die  nrsprSngüdi  Uoss  pfand» 
weise  übertragene  Gebietshoheit  werde  zu  danemdem  nnd  mm  eigenem 
Bechte  der  Statsgewalt,  welche  das  Gebiet  thatsaoiiHch  besifartk 

Nur  von  der  ot  f  t  lUHch-rechtlichen  Vcrpiaudung  der  Gebiets« 
Äolieit  ist  hier  die  fiedc.  Auck  m»  kam  iruiier  öfter  vori  als  heatei  im  Mittelaller 
freOieh  ndi  Analogie  der  prlTatreohtliehea  Yeipfibkdiiqg  des  OrandeigaillunM, 
la  Fenn  der  *%Hwf^  und  nicht  selten  nr  Slchenmg  fiDur  Geldschulden  des  ver- 
pfändenden Stats.  Manche  Gebietderweiterungen,  besondei«  der  St&dteshtten  des 
MitteUten  ilnd  so  bcgfOndet  nnd  cneldift  w««den»  den  deaaAieQ  benachbarte 

16* 
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idheldet  sdiHrfcr  zwischeii  dar  itotlichefi  VerpOndnng  eines  Gebiets  und  der  privai- 
rechtlichen  Hypothek.  Die  Entstclinnsrsform  —  dort  Statenvertrag,  hier  Fer- 
tigung im  (Jr  und  buch  — ,  d  i  lulialt  —  dort  Besitz  der  Gebietshoheit, 
hier  äacheubeüitz  —  uud  die  Wirkuxiguu  —  Uurt  im  NotMall  Aneignung,  hier 
goriclitlielie  Tersteigerung  oder  ZaspreekiiBg  —  tinA  fwehiedwi. 

Bas  neoMte  Bdsplel  dner  Beoetxong  rm  OebietstbaUea  sau  Zweck  der 
Slcherang  der  Vertragserfolhmg  Ifofert  der  FriedeaefBrting  iwiMsliea  DeateeUand 
nd  ^Yankreich  tob  3371. 

429. 

IMe  gewafttame  Pftuidnahme  fremden  Stotagebietea,  snr  Sidieniiig 

fttr  yotkanrecliilidie  FevdenmgeiL  in  d«n  Stet,  dem  dieses  Ckibiet 

SDgehSrt,  ist  nur  unter  denselben  Voranssetsimgen  gestattet,  unter 

denen  der  Krieg  goreohtfertigt  ist,  ee  iraie  denn,  daas  dem  Pfiuid 

nehmenden  State  die  Oberimlieit  anstände  jBber  den  tepfiindeten  Stat. 

Wenn  ddi  der  bepf&ndete  Stet  widemtst»  eo  Ist  der  Ktleg  offenbar;  wenn 
siebte  so  kann  die  Pfandnahme  immer  noch  als  Selbsthülfe  im  Frieden  betrachtet 
werden.  Aber  sie  erscheint  so  sehr  in  Form  der  Gewalt  über  fremdes  Gebiet,  daas 

das  Yolkerrecht  dieselbe  nicht  als  rcgeluiassiges  Executionsmittel  l'illigen  kann, 
sondern  nur  dann,  wenn  es  auch  die  gewaltsame  SelbsthuUe  im  Krieg 
xolaaseu  müsste. 

430. 

Die  Kriüilung  eines  Vertrags  kann  auch  im  Ganzen  odrr  in 

einzelnen  iVi-tikeln  iiutor  die  Garantie  (Gewährschaft)  einer  dritten 

Macht  gestellt  und  dadurch  gesichert  werden. 

Dieser  Garnntievertrag  ist  ein  arressorischer  Nebenvertrag,  durch 
welchen  der  Uauptverirag  verstärkt  wird,  JJer  (bmut  (Grcw&hre)  erscheint  nh  ein 
accessoriacher  Faclscent.  Zur  Kntstehung  dies^  üaroutievertrags  genOgt  daher  nicht 
Bsr  db  WlBeMorklhrung  des  Gsnataa,  sgoden  es  Isk  auch  die  ZuiUmmmic  der 
BtstenafBcdsrlkk,  deren  TecteaggeifilKleiiM  Diese  Art  der  tamis 

kann  nicht  aafgmWlflilgt  werden,  weil  dadnidi  die  Beltettwdigkeit  des  States  ge- 
fiUttdet  wttrde,  über  den  die  Garantie  sich  schataeDd  erstreckt 

481. 

Wenn  die  Garantie  eines  dritten  States  nnr  zur  Verstärkung 
des  Hauptvertrags  dient,  so  darf  und  soll  der  Garant  mir  dann  oin- 
Bchreiteu  und  seinerseits  auf  Vertragserfüllung  dringen,  wenn 

a)  der  Torgesehene  Fall  des  BedüiMsses  einer  Hülfe  einge- 
treten ist  und 

b)  der  Garant  von  der  berechtigten  Vertragspartei  um  Hülfe 
angerufen  worden  ist 


Digrtized  by  Google 


YWkmMAB  Yerträge. 


245 


a  diid  te  die  Ibign  dflt  CbuiMiinMfln  dhM  Gflia^^ 
Neben  Vertrags,  Yerbanden  mit  dem  allgemeinen  vfllkerrechtlidiai  Tnlnron, 

gegen  die  Einmischung  dritter  Mächte  und  für  die  Selbsthülfe  der 
be tli e  11  i g t e  u  Haupt p a r t c i e n.  Der  Garant  darf  dahpr  nicht  willlfürlidi  i-itrr- 
veniren,  wenn  kein  BedürfnissfaU  vorliegt,  also  Iceiue  widcrn  c  lit liehe  Zögenmg  oder 
Weigenmg  der  BäfttUimg  vorhanden  ist,  aber  er  darf  es  auch  noch  nicht,  wenn 
iwar  ein  ünnrer  Gnmd  mm  Einschreiten  «Ich  selgt,  aber  die  sunidMt  berecbtigte 
Dituptpartei  der  Hülfe  dei  Ganatai  nidhi  bedaif  oder  sie  nicht  nSH,  londem  €• 
Tonsieht,  sich  selber  m  helfSoL 

482. 

Nur  wenn  der  GaraiitieYertrag  als  selbständiger  Vertrag  zum 
Sdmtz  einer  aUgemein^  TÖlkerrechtliclien  oder  statsroclitlicheu  An- 
ordnung  abgesoliIOBsen  worden  ist,  sind  die  Garanten  berccbtigt,  je 
nadi  Umständen  auch  von  sich  aus  einzuschreiten,  M  cnn  üü  eigenes 
Interesse  an  jener  Anordnung  verletzt  oder  bedroht  erscheint 

Es  sind  offenbar  «wei  verschiedene  Rechtsvcrliültnisse,  welche  nntcr  dem 
einen  Namen  der  Gamntie  znsammengefasst  werden :  a)  der  Nebenvertrag,  durch 
welchen  der  dritte  Garant  einer  Vertragspartei  Hülfe  verspricht  (Bürgschafts- 
gtrtntie)^  und  b)  der  HtnptTertrag,  dnrdi  «eiebn  «ine  Anzahl  Blächte  einen 
volkerrechtlichen  Bechtonntand  unter  ibren  selbständigen  Sebuts  nehmen 
(Qarnntiebeschluss).  bn  eilten  Fall  encheint  die  Pflicht  und  das  Recht  ab- 
hängig von  dem  Recht  des  State?;,  tu  dessen  Gunsten  die  Garantie  üljernommen 
worden  ist.  Im  zweiten  Fall  ist  sie  davon  unabhängig,  weil  sie  überhaupt  niclit 
bloss  oder  nicht  hauptsächlich  für  eine  andere  liauptpartei,  sondern  wesentlich  aus 
Otflndan  nnd  Intexesaen  der  Churanten  selber  nnd  von  diesen  in  selbständiger  Weise 
verabredet  wird.  Wenn  a.  6.  ein  Gesammtstat  den  Bestand  und  die  Yettmaag  der 
Einzelstaten  gewährleinet  (ganuitirt),  so  ist  unter  Ünatftnden  eine  Intervention  dea- 
selben  gerechtfertigt,  wenn  gleich  dieselbe  nicht  angerufen  worden  ist.  Oder  wenn 
die  europäischen  Mächte  die  Neutralität  Belt^'ieiis  aua  Gründen  des  allgc- 
lueiuea  europaLächen  IntereBStes  (Vertrag  von  1839)  oder  die  relative  Öelbstanüigl^eit 
der  Donaufttrstenthümer  und  die  Unabhängig^it  d^  Ottomanischen 
Beicbes  (1856)  gaiantirt  babeo,  so  ulaea  die  Qanatfeaytabte  unmeiftibalit  mm 
Bnachtetten  gegen  eine  dnadne  fir^e  llMbt  iieieclitigti  nelche  jene  Neutralit&t 
oder  diese  Selbständigkeit  emstlich  missachtete,  aneb  wenn  sie  TOD  diem  bedrohten 
Undwap  nicht  um  Hülfe  angemfMi  wttrden. 

433. 

Erstreckt  sich  dio  Garantie  auf  den  Rechtsschutz  der  Unter- 
thanen  eines  Stats,  wie  z.  B.  zur  Erhaltung  von  besondem  Stiftungen 
und  Anstalten,  oder  im  Interesse  der  ungehemmten  Rcligionsübung 
oder  bestimmter  hergebrachter  Freiheiten,  so  können  auch  diese  bo- 
thoiligten  Privatpersoneii  die  Hülfe  dox  Garanten  anrufen,  aber  nur. 
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mim  mm  ibm  gafeditai  Baschwerden  oder  Begalmii  bei  der 
mgmBD.  Steitogewalt  In  dem  ovdooillGheii  Bechlvrar&lmn  «ngplmMht, 
aber  kesh  Beohtssdnili  gowSbrt  worden  ist. 

So  «dt  die  regeliiiftaaig«ii  ttatirfchtlielkeii  Mittel  anmidMii,  mn 

die  KechtfiansprQche  der  Statsangebörigen  zu  sichern,  dacf  nkht  die  TOlkerreclit>> 
liehe  Intervention  der  fremden  Garantiemacht  anpr rufen  werden,  theils  weil 
Handhabimg  des  Hcchtssc  hutzos  zniiächst  Sache  des  eigeucu  uud  nicht  eines  fremden 
States  ist,  theils  weil  jede  Einmiüchong  eines  fremden  Stats  fOr  ^e  Selbständigkeit 
nnd  Freiheit  des  eigenem  Stetes  gefahrHeh  Jak,  tiulb  «dl  die  Gtnntie  des  fremden 
Statte  ihrem  Wesen  nadi  mir  eine  aebaidiire  Beelitahlllfe  iat  Aber  im 
KbthCül  darf  auch  diese  Hülfe  von  denen  angerufen  weiden,  ea  dem  Chmaten 
dieiea  Tfllkon-cchtHdie  Ilülfsuiittol  verabredet  worden  ist. 

Der  Garant  ist  nicht  verpflichtet,  Hülfe  zu  leisten,  so  lange  der  Hülfe  IJo- 
gehrende  der  Htüfe  nicht  bedarf,  und  er  bedarf  ihrer  nicht,  so  lange  er  im  Stande 
ist,  sich  selber  m  hsiüa. 

434. 

Bei  der  Leistung  der  Hülfe  darf  der  Garant  nur  TÖlkerrecht- 
lich,  erlaubte  und  nur  Tarhältniesmiseige  Mittel  anwenden. 

IHe  Waffengewalt  ist  nnr  als  toseerstea  Ifltlel  tiad  oitr  dann  n  redttfotigen, 

wem  die  fr^H^f^hrt  y^^**!!  nidit  aiuniolML 

435. 

Keinenfalls  darf  der  Garant  mehr  fordern,  als  die  Hanptpartei 
verlangt,  deren  Ansprudi  er  nur  unterstützt.  Aber  er  darf  und  soll 
die  Forderungen  der  Hauptpartei  nur  in  dem  beschränkten  Maßse 
uuteretützen,  in  welchem  er  dieselben  als  berechtig  auerkeniien  musi« 

Niemand  ist  ven-iflichtrt ,  mehr  zu  leisten,  als  er  versprochen  hat  Wenn 
daher  der  Hülfe  bcKohrcncie  ötat  übertriebene  Ansi>rüch<'  erhe)>t  und  unzcitfrcmüsso 
Forderungen  steUt,  so  kann  dem  Garanten  nicht  zugeniudiei  werden,  dafür  seinH 
KHAe  aMadNagn.  Die  Audegong  freüich  darf  auuli  nicht  in  die  Willkür  des 
Qanmiaa  «igibei  wartaa»  eandeni  aoU  beae  Ilde  geacbahea. 

436. 

Wird  der  Garant  Yon  beiden  HaupifMurteteB  angemfen,  so  hat 
er  seine  Hülfe  jeder  Partei  in  eo  weit  zu  leisten,  als  er  ddi  von 
ihrem  Bechte  ttbensengt 

437. 

Warn  die  garantirte  Bestimmung  widerrechtluli  ist  oder  nn- 
ftmfiihrbar  eracheint,  so  ist  der  Garant  auch  nicht  veibunden,  sein» 
8ahiU£a  xn  ihrer  Durcbführuug  zu  gewiüuuu. 
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Da  die  VertragSTCrbindlichkMlcn  nhcrlinnpt  nur  innerhalb  dar  Völle rrcrlit- 
Uch  anerkannten  und  m  ^cimizcudeu  Kcchtsonüiung  gelten,  bo  ennAflugt  sich  auch 
die  EoUiqpfllcht  der  ChmuiteiL  Fälle  der  Art  sind: 

a)  die  garaatirto  Desümmaag  steht  mit  den  Beehten  eines  dritten  Stttoi, 

vielleicht  aus  einem  älteren  Vertnige,  im  ^Vide&ipRicli,  mA  dieser  fitit 

widerspricht  der  Ausführung  jener; 
t>)  sie  verletzt  anorkannto  M^w^enEecbte»  a.  B,  dOT  yiirfi>pMfl|fp  üWh^rft 

oder  fies  freien  Verk«')irs; 
c)  sie  laset  sich  nicht  meiir  luit  den  Fortschritten  des  VoUcerrechts  vereinigen, 

nie  &  B.  ale  nül  denSdugtahrtsregkehr  anf  SliilDeiivertdiidem,  welche 

denn  Weltveiinlv  neii  ecOffiiet  wKdeD  tinAy 
dD  die  nothwendige  Entwicklang  und  Wandlung  der  öffentlichen  Beehl^  ad 

Statsznstände  läset  das  Festhalten  nn  der  ültereu  YcrtHglAeetilllllMnv  all 

uaoat&rlich  und  nicht  nehr  zflitigyrnäsi  erachfiineo. 

438. 

Den  llauptparteien,  in  deren  Interesso  der  Garantievertrag  als 
blosser  Nebenyertrag  ab^cbchloBsen  worden  ist,  steht  es  allezeit  frei, 
die  Garanten  ihrer  Währ  Schaftspflicht  zu  entbinden  und  damit  den 
Garantievertiag  aufzulösen. 

Das  gilt  natflrlich  nicht  von  solchen  Garantierertrftgpn,  wcirlie  vAchi  alg  blosse 
untergeordnete  ^S'cbcnverträgc  zur  Verstiirkmig  des  Hanptvrrtriift'b  eiD,{rr>fninnfcn 
worden  sind,  sondern  eine  selbständige  Bedeutung  auch  im  Interesse  des  üuxuutcu 
habe^  Yj^nidM. 

439. 

Haben  zwei  oder  mclirero  Garanten  einen  Vertrag  gewähr- 
leistet, 80  Icann  zunächst  jeder  derselben  von  den  Betlieiligten  um 
Hülfe  angerufen  werden.  Aber  der  angerufene  Garant  ist  seinerseits 
berechtigt,  bevor  er  einseitige  Hülfe  leistet  eiA  EiuTerständiÜM  mit 
den  übdgfin  Garanten  211  Tenuohen. 

Sobald  mehrere  Oannten  desselben  Vertrags  vorhar  Ii  n  sind,  so  bestehk 
mindestens  eine  ohjectivc  Verbindung  derselben,  insofern  sie  denselben  Btatlichen 
Zweck  durch  ilirc  Ikihülfc  erreichen  sollen,  also  im  Ziel  zusanimeutrefFeu  und 
denmach  auch  in  den  Mitteln,  mit  denen  das  Ziel  ta  erreichen  ist,  einander 
ergänzen  und  untontiMiea.  Deehalb  ist  idle  Zeit  ein  vorheriges  EimrefitiildnfBH  m 
Tennehen,  bo  weit  die  ünetliide  einen  AdMuib  erlanben.  IMe  TeiUndnnc  kann 
aber  auch  von  Anfang  als  persönliche  Oemeinschaft  der  Garanten  gewollt 
sein  und  dann  darf  nicht  einseitige  HOlfe  gefordert  weiden,  BD  lange  die  MflgliBhfcrft 
der  Gemeinhfllfe  offen  bleibt.  Vgl  darflber  $  440. 

440. 

Igt  die  Garantie  mier  oder  mehr«f«r  Staien  ansdruoUicli  ale 


Digitized  by  Google 


248 


eine  gemeinsanM  Bklil  ab  0bi6  mefarfiwlie  SÜnielgmiitie  Terftfatedst 

^  Orden  (CoIlectiTgarantie),  80  sind  die  garantirenden  Steten  zugleich 
um  Beistand  anzugehen  oder  nr  YerÜieidigung  des  garantlEten  Zn- 
Btandes  aufzumfen.  Dar  GarantiefiRB  ist  gememsam  tob  denflelben 
zu  prüfen  und  so  mit  es  nötli%  und  timnlidi  oadufaiti  gemeinaame 

Hülfe  oder  Abhülfe  zu  gew^iren*  KSnnen  sich  die  Garanten  nidit 
unter  einander  verständigen,  80  ist  jeder  Einzelne  bereditigt  und 
bona  fide  verpflichtet,  nach  seinem  Ermessen  dem  Vertrag  Folge 

zu  geben. 

Die  Collectivgarantic  tiudct  sich  ^iftcr,  wcnu  ein  vAlkerrochtlieher  Zu- 
stand durch  dieselbe  geschützt  werden  soll,  z.  B.  zxm  Schutz  der  Ncutraliainiug 
eiaei  Gcbieli  (QsnartiebeKhlatt)  ab  sur  Tcnailniiig  dner  andern  Haiqitfw- 
fHiiAimig  (BaiydiaftigataiitileX  m  wideratrdtet  aber  der  bona  lUea,  denelben  aar 
eine  moralitehe  Bedeutung  deashalb  beizulegen,  weil  es  schwierig  sei,  die  BÜn- 
»tinimiKkcit  zu  erxielen,  wv.}  iodcr  einzelne  Garant,  znfol^p  sr-iuer  Souvrrntif^tüt, 
die  Macht  habe,  durch  seineu  Widerspruch  eine  gcnieiixsame  Actiwi  zu  verlünderu. 
So  unsicher  die  völkerrechtlichen  Yerpflichttuigen  sind,  so  daxf  ihre  rechtliche 
YcrirfndUeUaik  doA  nicht  vetkaimt  «erden.  Die  Oaranten,  «ekbe  den  garandrtsn 
Zottand,  x.  B.  die  angefodilene  NeottilteK  von  Belgien  nicht  wider  den  Angreifer 
vertheidigen,  obwohl  sie  das  aollen  und  können,  erfQllen  ihr  Yeraprechen 
nicht  und  handrln  insnfoni  rf  o!i 1 5 i! r i  Insoweit  ein  gcmoinsames  Inter- 
esse der  CoUectivgarautic  zu  Grunde  liegt,  haben  auch  alle  Ikthciliirtm  ein 
Becht,  die  andern  XheJJnehroer  zur  Ausübung  ihres  Hechts  luid  zur  J^^rtiülung 
Ihrer  Fflidit  na  malinaiL  Vgl.  die  Erörterungen  aber  den  Garantiebcschluss  der 
LoadoBarOaafBNBi  von  1867  Ober  die  Kentnllltt  daa  ChmAenKgOnm  Liixem- 
bvrg 

441. 

Wenn  ein  Stat  fiir  die  Verbindlichkeiten  eines  andern  States 
als  Bürge  eintritt,  so  verpflichtet  er  sich,  selber  für  den  andern 
Stat  die  Leistun^^  zu  eitüilcii,  wenn  dieser  in  der  Eiiüllung  seiner 
VertragHpÜiciit  sich  säumig  erweist. 

Der  Garant  ist  von  dem  cigcntliclien  IJürpcn  zu  untersdicidcn.  Jener  vfr- 
bindet  sich,  die  verpdichtcte  Hauptpartei  zur  Erfüllung  anzuhalten,  bezichuu^ 
weise  den  Berechtigten  in  der  Durchführung  seiner  Foiderung  zu  untmtützen. 
0lMer  dagegen  iat  veipflioblet,  aelbar  aubaldUr  eder  luter  PnwUwden  aqgar 
gleichaeitig  neben  dem  HanptveipdiGbteten  aoilalt  doMlbcn  die  Leistung  m 
erfoUen.  Die  BOrgschaft  kann  eine  privatrechtliche  sein,  wenn  sie  sich  auf  Be- 
zahlung einer  GeldschuH  bezieht,  sie  kann  aber  auch  öffenülcb-rechitüch  sela,  ia 
dem  sie  sich  auf  einen  oiTeutUch-rcchUichen  Inhalt  bezieht. 


4.  AHm  der  vOkimeMifihiHi  YerMsa. 

442. 

Als  völkerrechtliche  Verträge  im  eigentlichen  Siniie  gelten 

a)  voraus  die  sogenannten  Statenverträge^  d.  h.  die  Verträge 
zwischen  zwei  oder  mehraren  Staten  von  öffentUch-recbi~ 
lichem  Inhalt; 

b)  sodann  die  zwischen  untergeordneten  Aemtem  oder  Gliedern 
Tenduedener  Staten  innerhalb  ihrer  Amts-  oder  Rechtfl- 
spfa&re  abgeschlonenen  Verträ|se  über  öffieDtUohe  VexfaiUtnisse. 

1.  Bi  der  enten  CliaM  eiMlwfaiai  die  Staten  selber  all  haiiildiide  Yer> 

tragspenonen,  in  der  zweiten  Classe  untergeordnete  Gewalten  oder  Körper- 
schaften im  State,  aber  mit  statlkher  Ermächtigung.  Ikideriei  Vertrage  haben 
einen  öffentlich-rcclitlichen  Inhalt.  Ks  ist  das  selbst  dann  der  Fall,  wenn 
etwa  ein  Statenvitrirag  für  die  privatrechtUcheu  V^hälmisse  der  eigenen  Laiides- 
angehörigen  in  fremdem  Lude  toigfe»  denn  er  ortoet  and  tditttst  hier  dss  Pfeifet» 
ledit  ndt  ststHtüier  Aetorltikty  ihaBidt  nie  der  T^tideegiieetsgelittiig  oder  durch 
die  ocdendfdie  Bedilqiflege.  Dagefen  sind  Verträge  von  bloss  privatrecht- 
lichem Inhalt,  wenn  gloi<:h  von  zwei  Staten  abgeschlossen,  nicht  völkerrechtlich, 
weil  insofern  die  Staten  nicht  als  Staten,  Rondorn  glcidi  Privatpersonen  coutra- 
hiien.  Von  der  Art  sind  z.  D.  Darlehens-,  Kauf-  imd  MkthvertrAgei  wobei  es 
geas  gleichglltig  encbebt,  ob  9Mm  oder  ob  Mniea  dieielwi  eeutnldven.  — 
Ans  eolcbeii  prifSttedHüdiee  Yertrt(6ii  entsteht  nur  eine  ptivetveclillidie  Ford^ 
rang  oder  SchukI,  midie  dem  Fisetts,  ab  dem  personificirten  PrivatTer- 
mf^gcn  des  States  zugchOrt.  Nur  wenn  ausTinhmswcisc  solche  Yertr5lgr  nnter 
den  Schutz  des  Völkerrechts  gostollt  worden  sind,  so  drtss  sie  einen  Bestaudüieil 
wirklicher  Statcuverträge  bilden,  oder  eine  statliche  Garantie  erhalten  haben,  dann 
üika  sie  insofern  in  das  Gebiet  des  Völkerrechts. 

9.  Blees  partielle  töIlEeRedilllclie  VerMge  der  sweta  Obsie  sfaid  s.  B. 
Tertrftge  Ober  Gremnregalitiiag»  wekhe  den  Pkevinäalregienuigen  aberlaesen  sind, 
gerichtliche  Requisitionen,  denen  Folge  gegeben  wird,  ohne  die  Intervention  der 
höchsten  ^^t,^t<4autoritäten,  provinzielle  FlnssregnUrung,  Verträge  mit  einrelnen 
Triippeuconmiando's  über  die  Einquartierung,  den  Durchmarsch,  die  ErniUirung  der 
Truppen,  Verträge  zwischen  Nacbbargemeiuden  versclüedeuer  btateu  über  tiemeinde- 

443. 

Als  uuoi gentliche  völken-echtliche  Verträge,  wöü  nicht  beider- 
seits durch  Staten  geschüi/t,  gelten: 

a)  Verträge  zwischen  souveränen  Porsonen  odor  Dynastien  unter 
sich  oder  mit  fromdcn  Staten  ül)';r  persönliche  oder  dyna- 
stische Ansprüche  auf  Laiidesrogiorung  oder  Tlironfolge; 

b)  Vertcäge  des  States  mit  iremden  fÜTaiiiersouen  Uber  öüeiit- 
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imier  dm  Sdniti  des  VoUuReelitB  gwteUt  Bind; 
c)  Yertricie  des  States  vH  der  Ktrcbe  über  sfats*  imd  Idrclieii- 
redutHdie  Yerfafiliniese,  insbesondere  die  Coacordate  der 
Staten  mit  dem  p8{»dielien  SinUL 

1.  Zu  a.  Hieher  gehören  x.  B.  VertrSge  eines  Stale»  mit  einem  ent- 
thronten fremden  Fürsten  Ober  Wiedereinsetzung  desselben  in  die  Herrschaft, 
YcrCifge  nun  Sdnrts  einer  bwtiinmtffli  Dynsetle  in  den  B«sits  des  naom,  oder 
mit  einott  anf  Herrschaft  t  erstellten  den  Forsten,  oder  Erbvertrige 

zwischen  zwei  Linien  einer  Dynastie  oder  zwei  Dynastipn.  wenn  dieselben  ver- 
schiedenen Rtaten  annfehrtren.  Ein  dv-nastischcs  Ilausfresotz  oder  eine  dynastische 
Erhrerbradcraui,'  iunerlialb  deaselbcu  IStatcs  hat  nnr  eine  statsrechtliche,  keine 
volkerrechLüche  üedeutuug. 

S.  Zu  b.  2L  &  Die  YerMie  der  deatsäun  satt  der  VmB»  Tbsrn 
und  Tftxts  ober  disPMBOgd,  so  Isi^dieislbai  vnter  den  Sdnts  des  dsatsobai 

Bundes  gestellt  waren.  Abgesehen  von  solchem  Schutii  der  Aber  die  Hohrit  nnd 
Macht  eines  States  hinaus  wirkt,  habon  ^n]chü  ^'rrtrage  nnr  ebwR  prlTStrecbt* 
liehen,  höchstens  einen  statsrcchtlich cn  Chanikter. 

3.  c  Die  kirchlichen  Concordate  zwischen  einzelnen  Stateu  und  dem 
rOmiseben  Pspstthnm  als  Haupt  und  Beyciaentanten  der  rOrnjeeh-kathaHschen 
Eüidie  sind  keine  TfllksRedillieben  Yectrlge  im  flifentlidien  fflnn,  weil  der  Pnwt 
nidit  als  TiSndfnfnrtt,  scmdoni  alt  Kircbenbanpt  dieselben  eingeht,  also  nur 
fluf  der  einen  Seite  ein  Stat  Vertrag^rson  ist,  auf  der  andern  die  Kinhe.  Aber 
die  Analogie  der  völkerrcchtliclicn  Verträge  kommt  insofern  zur  Anwendung,  als 
zwei  weaentlidi  selbständige  Machte  als  öffentliche  Personen  mit  ein- 
ander über  öffentlkh-recbtliche  Dinge  sich  vereinbaren.  Der  vöUcerrechtliche 
8öhnts  ist  bei  dieeen  Vertrügen  ein  «woHstlndifer,  «eü  wohl  der  euomhbends 
Stat  die  Macht  bat»  eom  Sehnte  seines  Beohts  die  vOIkerxechtUcben  Mittel,  nöthigen- 
falls  die  Gewalt,  zu  gebrauchen,  die  Kirche  dagegen  diese  Mittel  nicht  besitst  und 
statt  derselben  andere  der  religiösen  Autorität  benutzen  kann,  welche  nieht  durch 
das  Völkerrecht  geordnet  werden.  Sic  bilden  demnach  eine  c igen thüm liehe 
Gattung  lür  sich,  auf  welche  die  Grundsätze  der  Tölkerrechtlidieu  Veilrage  nur 
adl  TovilGht  ebenamgtti  sind. 

Zmilcbet  sind  sndb  disss  OonooRtatte  ab  reebts verbindlieb  so  bstrscbtsn, 
sowohl  für  den  Stat  als  fllr  die  Kirche.  Aber  diese  Verbindlichkeit  Uflibt  b»* 
schränkt,  melir  noch  sogar  als  dif  "^'t  rlniifllirhkeit  der  eigentlichen  Statcnverträgc, 
sowohl  durch  das  Wesen  und  die  Kntwicklung  des  btates  als  durch  die  Natur  der 
Kirche.  Die  Coucordate  sind  in  der  B^el  nnr  einstweilige  in  wechselseitigem  Ein» 
ventSadnisse  gemachte  Fe^setmngen  der  statüchen  nad  dsr  MicbHAen  Ordanng  anf 
dem  GietttgeliJete,  wo  sidi  beide  berOhiea  nad  leicht  in  Streit  gentben.  Dabei  ist 
der  Stat  ebenso  principiell  allein  befugt  ohne  IMitwIrkung  der  Kirche,  das  Becfat  so 
ordnen,  als  die  Kirche  befugt  ist,  religiöse  Vorsehriften  zu  geben.  Diese  beider- 
seititTP  Urftigniss  wirl  fliirrh  dns  Concordat  nicht  aufß'«''Tfben  Von  den  Verthcldi- 
^em  ilm  kir^hliciheu  ^Standpunktes  wird  der  iUrche  das  Kecht  mtimxtf  jeder  Zeit 
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ikh  loflsttsagen.  Wenn  du  als  ciu  sclbätverständUches  Recht  der  religi^isen  Lebens- 
gemciiißcliaft  behauptet  winl.  weil  die  religiöse  Gewissenspflicht  sich  uiclit  durch 
äussere  Rechtsformeü  d»iuenui  binden  iJlsst,  so  entspricht  dem  in  derselben  Wi  i^r  ein 
einseitiges  Rücktritts-  und  Küudiguugsrecht  des  Stats  ans  politischen  Gründen 
und  knft  iBfawr  Fflida»  Ibr  d*i  Y  oDovohl  m  sorgen.  Mnai  der  St&t  der  Kirobe  jene 
IMMt  geviibMn,  » laan  dto  DrsIm  dtm  SHte  aidit  dioMUM  IMIbdft  «tnifaBt 
und  es  ist  nur  auf  heulen  Seiten  bona  fidea  XU  verlangen.  Insbesondere  können 
Dinge  wohl  daucniil  und  fest  rechtlich  geordnet  werden,  welche  der  religiösen  Bc- 
tniclitung  als  indifferent,  oder  doch  nls  Dicht  durch  die  religiösen  Pflichten  mit 
Kothwendigkeit  bestimmt  erscheiucu,  oder  lür  die  Existenz  und  Fortentwicklung 
des  Stete  nicht  verderblich  sind.  Aber  immer  erscheint  um  solcher  Racksichten 
wiUen  dte  BedrtwWadlMikilt  nkter  Ckneotdato  mir  tSß  du«  eUstweiliffa 
gemeinsame  Regaliriiag»  wekfae  m  irfikeii  mid  m  binden  mthikt,  wenn 
eine  der  beiden  Yertrappenrnnen  kündigt,  HcRnanoi  Artikel  Konkordate  im 
StetnrfictortiiMii  ton  UffifffffHiH  «od  Awtar. 

444. 

Weder  die  ungleiche  Macht  n&d  Stellung  der  paciscirenden 
Staten,  noch  die  ungleiche  Belastung  eines  States  zam  Vortheil  des 
andern  ist  em  Hindernus  für  die  Gültigkeit  der  Tölkerrechtliehen 
Verteftge. 

L  El  kfimm  tB^§  «nie  gültige  StalsinertMg»  aaA  i«iielMi  «iocr  Schnt«- 
macht  ttnd  einam  aalmlatadllrftigeii  Statt»  BfrfidteD  aumn  obarherr- 

liehen  und  einem  VasalUnstata,  airficlMB  efamn  Oesammt-  und  einem 

Eiiizolstnte  geschlossen  wenlen  Es  winl  zu  völkerrechtlichem  Vertrugsrecht 
nicht  Gieu  iiheit  nocli  auch  nur  gleiche  Unabhängigkeit  der  Staten  vorausgesetzt. 

2.  Fürs  zweite  ist  das  Gieicligewicht  der  wecliselseitigen  lielstungen  kein 
ootiweiidlgea  Eifoidemim  dw  fltetentailil^».  Xb  lat  mAgUch,  dm  der  mkhtigere 
Stet  schweren  Pflkhten  flbenehme,  als  der  achwftcbere,  i.  B.  die  mffitarfaeha 
Schata^flicht.  Iledenklichar  firaüich  ist  es,  wenn  eiaem  kleinen  State  von  dem 
grossen  schwere  Leistungen  zii'^niHLhet  werden,  denen  keine  vcrtragsmiteige  Gegen- 
leistung entspricht.  Indesseu  auch  das  focdus  iniquum  ist  ein  rechtsgfll- 
tiger  Vertrag,  j^ls  kann  darin  die  Nothwendigkeit  der  Lage  sich  richtig 

445. 

Dem  Gegenstande  nach  sind  die  vÖlkerreclitlichcn  Vüitriige  so 
wamrigfaltig,  als  die  Hechts vtiLuiitmsso  sind,  in  doueu  Stuten  mit 
Staten  sich  befinden  können. 

Nur  einzelne  Anwrmiungen  sind  z.  U.  a)  GrcnzvcrtrAfrc,  h)  Verträge 
ttber  Abtretung  von  ötati^»bie(,  p)  Sa6«e«4i«iuiTsrtx&go  über  die  Bflfi»i 
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na$fMg^  d>  TeHrtge  Hb«  StetidlenftibmrkBliett,  •)  Handel iTertrftgB, 

0  ZollT6rtr&g€,  g)  VaMgB  lliMr  Post-,  EiseBbfthii-  und  Telegraphen- 

wesen,  h)  Vertrage  über  gretncinsame  Statsinstitntionen.  i>  YprlrSge  über 
tlie  Frpizugigkeit  und  das  Passwcsen,  Aber  die  Niederlassun  k)  Au8- 
lieteruugsvertr&ge,  1)  Bündui&s-  uud  Bundesverträge,  m>  Verträge 
ullmnd  dcs&togB  Uber  Trupp enaafnabnie,  C»pitBl«tio&en,  Anaweeht* 
Uag  Ton  G«f«Bgeii«B,  WaffBarahe  Bad  WaffeBBtnutand  u.  dgt.» 
B)  FriedeBBTBrtr&g«. 


5.  Tm  den  AlUamm  insbMMitoiu 

446. 

Als  Allianz  irird  ein  Statenyertrag  besAichnet,  durch  welchen 
ein  Stat  emem  andern  Stat  für  gemeinsame  potlitiache  Zwed»  seine 
Mitwiikung  und  seinen  Beistand  verspxichtt 

Oft  Biad  die  AIHsimwi  auf  den  EriegasBatand  benchnat  and  daaa  «ut> 

weder  Defensivallianzen,  faisofem  ausschliesslich  die VerdiddiKun^  dos  gQgaa- 
wärtigcn  Rcdits-  oder  Bositzstandf«?  lK*a1)sichtigt  wird,  oder  OffensivallianKen , 
wenn  auch  ein  Angriffskriep:  vorgesehen  wird,  oder  beides  zugleich,  Defensiv- 
uud  OffeusivaiUanzen,  Bündnisse  zu  Schutz  und  Trutz.  £ine  Allianz  kann 
aich  aber  aedi  anf  politiaehe  Zwecke  badaba,  dfo  im  Fried ea  bb  erreichen 
läaät  ohne  Büekaloht  aaf  einen  Stieg.  Yen  der  Art  afaid  ptdlHacbe  Allbuwen  sn 
gemeinsamer  Haltung  und  Blnwwlcnng  anf  einem  bevoaatabaaden  Oongrcss  oder 
mich  üline  soldien  in  der  diplomatischen  Ycrhandhmg  und  Richtung  (iberlianpt. 
Imm^  aber  hat  die  Friedonsallianz  eine  goneinsame  Politik  und  niclit  etwa  Itloss 
einzelne  gemeinsame  Einrichtungen  oder  üntemelunungen  zum  Zweck.  Li  den 
leWem  F&llen  spricht  man  wohl  von  Verbindungen  zweier  Staten,  aber  nidtt  ▼€« 
AUbmaaB  in  eigentlidien  Shuui.  Dia  aogeaaaate  heilige  Alliaas  nm  1816 
(ob«B  f  101)  iat  ela  Beiapiel  einer  nmfaswBdea  l^riedeaaslUaaB. 

447. 

Die  nothwendige  Voranssetmng  der  kriegerischen  Allianzen  ist 
ein  gerechter  Krieg.  Verträge  zu  gemeinsamem  Kriegsangriff,  ohne 
rechtmässige  Kriegsursache,  sind  völkerrechtswidrig  und  daher  nicht 
yerbindlich.  Es  besteht  keine  Pflicht  für  den  Allürten  in  einem 
offenbar  nngerechten  Kriege  Hülfe  zn  leisten. 

1  Die  DefenslralliaBs  wlid  ahgaacbloaroa  sar  TarthaldlgBBg  antweder 

des  bestehenden  Rechts  oder  doob  das  Besitzstandes  wider  feindliche  Gewalt.  "Eb 
ist  niclit  erforderlich,  ilass  dal>ei  wenfgirtcna  einer  der  AUiirteu  als  künftige  Kriegs- 
partei gedacht  vird.  £s  kann  auch  eine  beiraffaete  Allians  der  neatralen 
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Art  war  die  bewaffiiete  Neutralität  der  iiordisclien  Seem&chte  von  17f^0 

2.  AixT  mich  die  Offensivalliauz  darf  wie  der  Krieg  selbst  uur  völker- 
rechtlich erlaubte  Ziele  anstreben.  Sie  hat  die  Verfolgung  gerechter  Ansprache 
wtwrfw  im  Bitte  dar  betteheaden  Beehttordnong  odar  im  Staue  dar  notlH 
weadigen  EatvickluMg  am  Zweck.  WOide  als  ■hmehtoiae,  Mii^  vm 
auf  Erobenvg  auszugehen  oder  um  mit  vereioter  Gewalt  andere  SMen  nt  wln^ 
drOoken,  so  wäre  sie  vülkerrcchtswidi-Ig.    (Vgl.  oben  §  98,  112.) 

3.  Insofcni  ist  die  stilLschwfiirrndc  Voraussetzung  (clause  tacitc)  einer  jedcu 
Allianz  auf  den  Kriegstall,  däm  die  kriegerüche  Hälfe  völkerrechtlich  erlaubt 
sei,  d.  h.  dMi  die  Futei,  welche  die  Hälfe  dee  AIBirten  b^hrt,  berechtigt  er- 
scheine,  entweder  sich  m  vertheidigen  oder  anzugreifen.  NiemaJs  ist  der  AUÜrte 
schuldig,  auch  dann  Hülfe  m  leuten,  wenn  ee  üm  OÜBidMHr  ist,  dass  der  Htdfo 
fordernde  Stat  Unrecht  verübt,  sei  es  indem  dieser  rechtmässige  Forderungen 
zu  erfüllen  ohne  Grand  verweigert,  sei  es  indem  derselbe  ohne  Gnind  einen  andern 
Stat  mit  Gewalt  mit  Krieg  überzieht.  In  einem  ofl'enbar  ungerechten  Kriege  die 
Hülfe  verweigern,  dasheiiiät  nicht  die  Allianz  brechen,  sondern  die  Völker- 
reehtltehe  Pflicht  flben. 

448. 

Die  Fflklit  der  AUiirteii,  IWh  n  gewühm,  und  cmSsiigt 
tDOid  bescihr&ikt  dnrcsh  die  lüQien  Pflicht  der  noUnrendigen  Sdbti- 
Toilieidiguiig.  Der  AQiirte  mw  nur  HtOfe  leisten,  soweit  er  im 
Stande  ist,  über  BGlftkrSfte  in  ?erfügen. 

£s  ist  das  eine  stillschweigende  Voraussetzung  dw  Allianzen.  Mnem  Stat, 
welcher  lUe  aflio»  Ktlfte  wwemmenhaltcn  mam,  um  sein  eigenes  UeiUet  gegen 
flgindllehin  Aii^#  pn  verUHidigeni  htm  nen  niclit  samnthen,  deie  er  eich  selber 
Preis  gglie,  nm  einem  iodeni Stet BQlfo  m  leisten.  Die  Existenz  des  eigenen 
States  zu  bewahren  ist  die  erste  luid  höchste  Pflicht  jeder  Statsgewalt. 
Nur  wenn  es  damit  verträglich  ist,  dürfen  die  Statskrufte  für  einen  befreundeten 
Stat  eingetietzt  werden.  Wenn  das  eigene  Haus  brennt,  so  gebietet  die  Pflicht  der 
Selbserhaltung  vorerst  da  und  nicht  bei  don  Kachbar  zu  löschen.  En  kann  freilich 
dieser  Sets  aIrtrsiKiht  «ad  dls  HMnNndigkeli  der  Saliirthfllto  sls  YomiBd  be- 
antet  werden,  nm  «ich  der  Pflicht  rar  BnaieihOlfe  sn  eetetehen.  Das  ist  oft 
Sähon  geeeheken  und  wird  wieder  geschehen.  Aber  so  tadebswerUi  der  Missbranch 
ist,  so  tmentbchrlicli  und  unbost reitbar  ist  jener  Rechtssatz  selber,  wenn  er  l)Ona 
fidc  verstanden  imd  an^wendei  wird.  Wenn  militärische  Grüudt;  einer  wirksamen 
Kriegsfuiirimg  verlangen,  dass  die  Truppen  aller  liumlesgeuostieu  zuftammengczogen 
nnd  einstweilen  des  GsUec  ehies  Btsiee  Pkeis  gegeben  werde,  so  widerelrehsi 
dieeeFoffdemng  nicht  der  sblgenBegei,  denn  dieee  Kanr^pel  gibt  nicht  der  Bandee- 
hfllfe  den  Ttffzug  vor  der  BeDwthQlfB,  sondern  schlicsst  die  Sclbsthülfe  in 
sich.   Wenn  die  Bundesgenossen  in  Folge  der  CViTiroturiiuTu;  ulli  r  !}urcr  Kräfte 

rinomn    an  wird  jfljlinn   vMrhltaldfilSB  StAtfi  am  aif-ltftriiti^n   gnhftlfwn  Und  dflS 


Digitized  by  Google 


854 


gilt  das  Ultrft  poiie  nein»  Uaatnr  gm  wtilgMch,  MB  ToriitadUdteilfli 
4«r  Btatea  ia  si«g»  alad. 

449. 

Bei  d«  Anringnng  und  Aiiirandiiiid  der  AS^taucfvMgß  irt 
Wdeneitt  ntt  ehxlklier  Trm^  in  gntcm  CUaaben  uad  Mfinebtigcr 
F^fonndsdiift  in  wüUmo* 

1.  DicM  wMralfiiBliiM  Bttdalditm  dOrfen  ttberiiMpt  hd  der  InterpratadoQ 

der  Sutenvertr&ge  nklil  Qbersehen  wwdea.  den  AUiMigen,  die  ein  Freund- 
schafUverh&ltnias  unter  den  Allürten  begründen,  ist  es  im  höchsten  Gh-ade  ndthig, 
dass  dieselben  sorfH^ltJf^  boacLtet  werden.  Wird  der  Glaube  xmä  das  Wrtranf^ii 
der  Allürten  auf  auirkliLigti  Unterstützung  zerstört,  so  ist  die  Allianz  eine  iwito 
Form,  aus  der  das  LeUeu  gewichen  ist,  und  muss  zerfallen.  Die  Frage,  ob  wirk- 
Udi  der  fwgewJieiie  Fall  cingetnlMi  mI,  in  «akthnn  die  Hfllfo  der  AUSrloi  te- 
gahtt  iraiden  daif  vaA  geleistet  vttdcn  miui  (ßet  Hganannte  casus  foftd«rIiX 
kann  selten  anders  als  nach  Erwftgung  aller  Umstände  durch  freiet  H^messen  ent- 
schieden werden  und  dafOr  ist  die  bona  fides  unenthebrlich.  Ebenso  sind  die  Arf, 
die  Grösse  und  die  Dauer  der  Hülfe  in  den  Verträgen  nicht  leicht  ?.nm  vonrns 
geuau  zu  fixireu  und  mma  uum  wieder  mit  bona  fides  das  Budiuiaifis  und  die  vcr- 
fogbaren  lütiel  iMidmiiMiL 

fit  Anifr  div  Fiif%  Inpfaim  €•  gi^Mi  dn  guln  CHmAmi  ttid  db  Ttam 
mUfW,  MBB  ein  Alliirter  duith  Unterhandlungen  mit  einem  dritten  State  die 
Interessen  des  andern  Allürten  gcfTihrdct  ndrr  vorletet,  l&sst  sich  nicht  durch  eine 
formelle  Rechtsregel  ohne  moralische  Krwugung  richtig  entscheiden.  Die  Treue 
der  Allürten  ist  jedenialls  nur  als  wechselseitiges  Becht  und  gegen- 
seitige Pnickt  anfrecht  la  eitel*«. 


ÄmShiSirm  d«r  Tertvag«? erliiiidliehkeit» 

450. 

Die  Vertragsrerbindlickeit  hört  von  Rechts  wegen  auf 

a)  wenn  die  rerabredete  Leistung  abschliessend  erfüllt  ist, 

b)  insofern  der  Vertrag  unter  einer  auflösenden  Bedingung  go- 

Kclilossen  worden  ist,  durch  Eintritt  der  Bedinguni^, 

c)  insofern  der  Verlrag  auf  eine  bestimmte  Zeitfiibt  üiugegiiü^eü 
wordüii  i.st,  mit  Abiaul'  ditüstr  Zeitfrist. 

Diese  Sätze  entsprechen  dem  gewohnten  Vertraggrecht»  wie  es  auch  in  Frifai- 
verhäUniasen  angewendet  wird. 

451. 

bl  «in  Verftragsreiliiltiiitt  aonifllisl  nw  iaf  dne  bettimmto 
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2eitdaiier  abgesdiloBseii,  so  wd  aadi  dme  ansdrScUlche  Erklärung 
die  enutmiUge  Fortsetzung  dieses  Yeriiältnisses  über  jene  Zeitgrenze 
ImMMUs  Tennntifaflt,  wenn  thatsächlich  demselben  weitere  Wirkung  ge- 
geben wird. 

Es  ist  das  eine  ßtillschweißendc  VcrtragseriUMicrung,  welche  als 
Fürtact/.uug  des  alten  Bechtsferhältnisses  gilt.  Sie  wirkt  aber  nur  unter  der  Vor- 
aoMetiaiig  des  betdeiseUigen  SiowtODdiitaNB  und  m  fsmierbia  dar  fnkn  Eon- 

452. 

XJoboi-df'iu  wird  das  VortragSTdrbÄltoiss  durch  eine  ftuflöseude 
"Willens Übereinkunft  lieuiidigt. 

Das  Ende  cnts])ricbt  dorn  Ar.fatin:  Wie  durch  Willensübcminkunft  rin  Ycr- 
traggYerh&ltnias  geknüpft  wird,  so  kann  i>s  durch  eine  solche  auch  wieder  gelöst 
wadoL  Der  mntaas  dissensua  ist  die  Negation  des  frülieren  mutuus  con- 
lentns.  ITiiler  Pmrthidea  lauu  auch  tm  dtm  beideiwidgen  tiirtaldiHchan  Yei^ 
hsHcii  tsf  den  WIQen  der  Yeha^tmai  gnchkMen  «eiden,  iwwelMflidtf  ia 
fihai  imi  den  Tttfnig  iBlindflHD. 

453. 

Ebenso  hört  eine  VertragsTerbindUchkeit  aoi^  wenn  der  ßo- 
rechtigte  darauf  Yersidit  leistet 

454. 

Durch  t  iiisoitiiTP  Küiidkaing  einer  Vertragspartei  wird  der  Vor- 
trag nur  dann  be  luligt,  wrvai  entweder  das  Recht  fixier  Kimdi^nm^ 
vorbehalten  worden  ist,  oder  wenn  sich  aus  den  Umständen  ein 
Beeilt  zur  Kündigung  ergibt. 

Die  Natur  de8  öffentlichen  Rechts  nöthigt  daso,  in  manchen  F&Uen  ein 
Recht  znr  Kündigung  anzimelunen,  wo  ein  solches  iiicht  Yorbehalten  worden 
ist.  Bei  den  Statenvertragen  ist  die  Wohlfahrt  der  langlebigen  V(^lker  betheiligt, 
und  es  darf  nidit  ein  Geschlecht  die  fulgunden  Geiächlechter  fUr  alle  Zukunft  binden. 
"Wma  die  jeweiligen  Reprtflentaiileti  eiim  Stsiai  dismi  stet  nd  saf  dfs 
Duur  dnreh  ihr«  Brkttnmgeti  naef&Mea  kdnnen,  so  mm  man  akh  Mi  äaxm 
«rlimem,  dass  dieses  Bepr&^tatiTrecht  kein  absolutes  ist,  und  dass  die  Be- 
priteeniiTit^n  tou  beute  weder  die  Einsicht  noch  die  M.i  l.t  ^-iben,  die  öffentlichen 
Znstindc  für  die  Ewigkeit  zu  ordnen.  Dir  .Fwigkeit  der  Verträge"  ist 
so  unsinnig  wie  die  „Ewigkeit  der  Verl assuugen'^   Sie  sind  beide  unver- 

mü  dv  aatssffMissMi  EMiricliung,  d.  h.  TttindsniBg  der  MisdilMit  ud 
der  YffDoBT  mul  desdudb  im  Wldenproch  mit  dem  rlehtign  Becltfsbegitif.  Ein 
Beispiel  eines  solchen  delbstverständllclMni  KfladtgcagSPMhti  sMio  öbstt  |  44B^ 
Mnsn  jB  an  a/iffmBsa  axbsmii. 
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Wenn  dne  Yertnigspairtei  ihn  YeMüäMMAm  mcht  cfffilll, 
oder  ^  VertragBteeoe  bcklit,  so  ist  du  Teiletite  Ptetei  anm  Bllok- 
tritt  von  dem  Vertrage  berechtigt. 

In  dem  gcwoiiuten  YertngBrechte  der  PrivatvertrAge  findet  sich  diese  Kegel 
nur  ammihmawehe.  Dte  KkiiterfUliiug  begrOadflt  dort  snnBdnt  eine  Klage  des 
YerieMoi  *iif  BrfalUng,  aber  nur  In  imigm  Ya'hngwrlm  den  freien 
Etiektritt  eder  die  Kfindig eng  denelben.   Aber  im  YflOmredil  mass  jene 

Begel  anerkannt  werden,  schon  weil  es  da  an  einem  Richter  fehlt,  welcher  den 
■ftnmigeu  Tlieil  zur  Erfüllung  nöthigt,  tiutl  iVw  Sf  Ibsthülfe  durch  Krieg  in  Alka 
fUten  bedenklich,  in  vielen  nnthnnlich  nud  unwirksam  ist 

45a. 

Wenn  die  thatsüchlichcn  Zustände,  welche  die  ausdrückliche 
oder  ßtiJLsehweigende  Voraussetzimg  und  Grundlage  der  übernom- 
menen Vcrtragspflicht  gewesen  sind,  sich  im  Laufü  der  Zeit  in  dem 
Masse  äiidt  ru,  dass  die  Erfüllung  der  Vertragsverbindlichkeit  un- 
natürlich oder  sinnlos  geworden  ist,  so  erlischt  solche  Verbindlichkeit. 

Zn  weit  gehen  einzelne  Völkerrechtslehrer,  wenn  sie  behaupten,  dMi  die 
Clausel:  „rebus  sie  stantibus"  stUlschwfiL'CTttl  allen  Verträgen  der  Statcn  bei- 
gefügt sei,  und  dass  dcmgemfiss  .,rebtt8  mutatis"  die  Gphi!ndcnheit  aufhöre. 
So  weit  gefaast  wurde  der  Öatz  alles  Vertragsrecht  ganz  uu&idier  machen,  da  alle 
öffentlidMB  ZiMtinde  gk^  fbrt  and  fort  mit  der  Zeit  indem.  Aber  aoch  das  enfr* 
gmiagMB<iH  VxUnm  fataa  leieiifae,  mnktkäkYehntffBläA  nsverAsdert 
fortdauert,  wie  immer  inzwischen  die  Znatliide  sich  Sadera.  Nicht  jede  Aen- 
dening  der  Zustünde  wirkt  auf  die  Fortwirlnmg  des  Vertrags  ändernd  ein,  aber 
gewisse  Aendenitttrfn  müssen  auch  für  diese  Folgen  haben.  Dahin  ist  voraus 
der  Fall  zu  rechnen,  wenn  ein  bestimmter  öffentlicher  Zustand  die  Vor- 
aussetzang  und  Grundlage  einra  Vertrages  war,  und  nun  so  erhebliche  Aen- 
derangen  erfiUizt,  da«  er  nidit  mehr  ab  Onudlagn  dee  sp&teren  BachtavaUU:^ 
dIbnb  bettadnit  midee  kaue;  daiuatSnt  nlt  derfiaib  dia  Yartngi  aadi  dmiae 
Wirksamkeit  zusammen.  Z.  B.  Eis  Yaitn^  nelehn-  die  katholische  oder  proie- 
atantische  Confcssion  der  Bevölkerung  voran^^^ctzt,  verliert  seine  Knift.  v,-cim  »lie 
Bevölkerung:  siii  einer  andern  Konfession  übergtiiit.  Oder  ein  VfrirriL'.  welcher  dio 
re|)ubüiiauische  oder  mouarcliische  Verfassung  eines  Landes  als  Grundlage  seiner 
TfT'^""— IT""  lOfauawtiit  nbd  unriikMii,  im  das  Land  dieae  Varfawmgfnfw, 
ttit  «inar  aedan  laiigwflWUiMalilaii  nctanadifc  Ab  Prenaaen  dae  Ijondottfar» 
mg  ibv  die  Thronfolge  der  DlalidiMi  Mooarchie  kündigle  (Depesche  von  Bis- 
marck vrmi  15.  Mai  ISfii),  Ve/oc  CS  sich  znr  Bcgründnii?^  thoüs  nnf  rlie  Nichter- 
fiiUuug  der  Dänischcu  Ptückten  theiis  auf  die  Veränderung  der  Utnst.uitle,  Als 
im  üo.  1Ö70  lUissland  die  Verträge  von  1866  über  die  Neutralität  des  schwarzen 
Meeres  und  die  Beaduialnng  der  BnaAdien  TTilfigiaaiiiia  daaeOwk  kftndlgtc,  natt 
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die  Zust&nde  sich  seither  verändert  htben^  wmde  zwar  tou  den  Obriggn  "Ma^^Myii 
die  Zulfifisigkeit  dieser  KOiuligiing  bei5trittcn  aber  schliesslich  den  Waiischcn  Russ- 
kmls  durch  den  neuen  Vertrag  von  Liondon  entsprochen.  (Statsarcbiv  4L''i'2 — 428G.) 
Lord  Grauvüle  bemerkte  in  der  Note  vom  10.  Nov.  1870  gegen  cui  t  iuBtitiges 
Kfindigungancbt  nnfter  aiid«:  „"Wie  «t  dtt  Wenn  der  Yertrige  ist,  dam  eine 
Macht  die  ander»  Unki,  und  deaahalb  einen  Thtfl  Ihrer  eigenen  IVeihelt  m  han- 
deln MiSifiA,  §0  wflide  nadi  jener  Lefare  und  jenen  Verhalten  dem  fadlvidiidton 
Sondercrmesson  eiücr  j<»den  Vertragspartei  aiüicinigp^ben  sein,  den  ganzen  Tnlialf. 
d<»  Vertrags  wieder  ihrer  Ckwtrole  su  anterwerfea  und  nur  lo  lai^  fBlHmdwi  n 
lein,  als  es  ihr  beliebt" 

457. 

Ebento  yerlieyren  die  VertragSTerlandBdikefteii  2ire  bindande 
Kraft,  wenn  dieselben  mit  derfintwiclditiig  des  aiMEkaimteiiMeiiaoheii* 
imd  VölkerreohtB  ia  Widentreit  geratfafin. 

Tertm^Bbestimmongen»  weldie  rar  Zeit  des  YertragsabecUuMt  ab  erianbl 
und  rechtmässig  galten,  i.  B.  der  Anahxeitnng  4er  fldamnl  eder  der  BeUndem« 

der  freien  Schifffahrt,  oder  aber  Kapersehlffiß  IcBnnen  unrechtmässig  werden,  wenn 
im  Verlauf  der  Zeit  Inimancrc  nnd  freiere  Keohlepnn^ltn  m  aDfeneiner  An> 
erkwinnug  in  der  dvilisirten  Welt  gelangen. 

458. 

Fernfir  kioimen  YertrSge»  deren  BeBtimmungen  mit  dar  al» 
noänrandig  erkannten  Fortbildiing  der  VeifiuBimg  emea  States  oder 
mit  der  nothwendigen  Wandlmg  des  FriTatrechts  imTerträglich  ge- 
worden sind,  von  diesem  State  gekündigt  werden« 

Das  Vertragsrecht  darf  nicht  sum  bleibeudcu  üiuderniss  werden  der 
fivtwidüong  der  Statsverfunmg  und  Bechtaoxdnuiig  eines  Vdkee.  Um  eeln  Leben 
m  bewahren  und  leine  notiliwendige  Ebtwiddnng  m  aidiem,  mnsi  der  8t«t  lieh 
wn  Beridumgw  m  enden  Staten  l^n  können,  welche  er  nnter  gm  enden 

Eechtsgrundlagcn  eingegangen  ist.  Das  bestreiten,  würde  liclsscn,  das  Wesen  der 
Form  opfeni  nnd  flie  Vertragstreue  bis  zum  Selbstmord  treiben,  was  der  Natur 
und  der  Üestimiuuug  der  ganzen  öffentlichen  RechteurUnung  widcnpricht  Bo  weit 
dtoHin  akh  ^  folgenden  QeecMedrter  von  den  frflheren  nldn  binden  hmtn,  tand 
ee  ipeft  kflnnen  diese  emih  nidilfentOnlUger  Weiie  Jene  binden  noBeo.  PrenssSp 
Bchcs  Manifesl  vom  9.  Ootobcr  1806:  »7or  nlUa  Trneuten  knbea  die 
Nationen  ihre  Rechte". 

459. 

Ist  die  ErMnng  einer  Vertragsmlitndliehkeit  danernd  nn- 
möglich  oder  nnansfBhriMtr  geworden,  so  wird  der  Yeipflifithlete  ton 
derselben  frei. 

hm  „altra  posse  nemo  tenetnr"  konntl  dem  Slito  hier  m  Gnto  nnd 
BUnteehli,  aaeTUlamsftl,  17 
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zwar  nicht  bloss  dann,  wenn  die  Erfüllnn{?  absolut  nnmÖgKch  geworden  ist,  eon- 
dem  auch  daim,  weuu  ikre  Krfüllimg  einen  unvcrliiiltnissmässigeu  Kraft- 
verbrauch  erfordern  aoUte,  oder  an  reditUchea  lliaderuifiseu  scheitern  müsste.  Vgl. 
oben  §  411  f. 

4C0. 

Der  verpflichtete  Stat  kann  angehalten  werden,  auch  eine  ihm 
liistigs  imd  nachtheilige  Verbindlichkeit  zu  erluilen,  aber  nieinaln  darf 
ihm  zngemuthet  werden,  dass  er  seine  Existenz  oder  seine  noth- 
wendige  £ntwi<ddiing  der  YertzacptTene  211m  Opfer  biingew 

Wtkrde  die  bindende  Kraft  der  Terbrige  nur  ftr  yortheilhafto,  nicht  auch 
für  lAMige  und  nachtheillgc  Bestimmungen  anerkannt,  so  würde  alles  Vcilrai^srecht 
Oberhaupt  schwankend  und  unsicher.  Aber  die  Last  mam  erträglich  »ein  und 
die  Nachtheile  dürfen  nicht  hk  zum  Verderben  des  States  selber  gesteigert  werden. 
Die  Verbindlichkeit  der  Verträge  hat  ihre  Grenzen.  Bas  gewillkürte  Beeht 
kl ianier imr leeBadir,  esietitdM  noihweadige  und  vrtprlliigliclie  Recht 
itt  Lebens  fomu  und  darf  diher  aUht  dis  Lelwii  des  States  selber  zerstören. 
Bi  kUB  aar  geHea,  mrmSt  es  mit  dem  Leben  sich  vereinbaren  lässt.  Da  alles 
Recht  nnr  als  Ordnunj?  nnd  Bedingung  des  Gesammtlehcns  Werth  und 
Sinn  hat,  so  gibt  es  kein  Recht,  das  Gr^sanuntlebea  zu  verderben.  Desshalb  sind 
statsverderhliche  Verträge  nicht  verbindlich  und  es  hürt  ihre  Wirk* 
mnkelt  Jn  dem  AagutbUck^  in  vekhem  diese  Yejderblichkeit  offeabar 
geirorden  iit  Yiß*  oben  f  415. 

461. 

Die  Gültigkeit  der  Vorti'äge  ist  niolit  an  die  ForUl;aior  des 
Fricdeiisstandes  gehundon  und  hört  nicht  von  Iledits  wegen  au^ 
wenn  es  unter  den  Vertragspaxtciou  zum  Kriege  kommt. 

Die  fridier  oft  verthcidigto  Meiuunf,',  dass  der  Krieg  alle  Verträge  aufhebe 
Bwischen  den  Kriegspiu-teien,  beruhte  auf  der  willkdrlichen  und  unrichtigen  Vor- 
aassetztmg»  dass  die  Bechtsordnung  überhaupt,  nur  iiu  Frieden  gelte,  und  im  Kdcf 
der  aagabUehe  Natnrxustand  der  Rechtlosigkeit  eintrete.  Das  Bedil 
uSAt  aber  andi  im  Krisge  fort  oad  dahar  gibt  ea  kaiaeB  Badiltipnuid,  aas  weldMa 
die  Ki^t  der  Terlr&ge  von  selber  mit  dem  Esdeg  eriaKb&  Sie  AasfQhrbar- 
k  c  i  t  der  VcrtrJl^  wird  durch  den  lürieg  grossentheils  unterbrochen  und  gehemmt 
und  einzelne  Verträge  gehen  im  Kric^  unter,  wenn  ihre  (»rnndlagon  durch 
den  Krieg  zerstört  werden;  aber  nicht  die  Verträge  Überhaupt  Davon 
wird  später  in  Buch  VUI.  §        718  die  ßede  sein. 
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stelluug  desselben. 

h  Im  Allge»#lBeA. 

402. 

Wenn  ein  Stat  seine  TÖlkerrechtliche  Verbindliclikeit  gegen 
einen  andern  Stat  lediglich  nicht  erfüllt,  so  hat  der  berechtigte  Stat 
die  Wahl,  entweder  die  ErfäUimg,  beziehungsweise  Schadensersatz 
wegen  KlchterfuUong  zu  verlange  oder  i<m  diem  yertrag8Teilkä)jlr> 
nisB  wrückautcotfiBif  dflflftgm  Bintimiff*"^*  sksfat  wi&Ui  wordni  und* 

Andt  im  Yttifcemebta  bewahrt  sich  die  Hscht  der  Bechtsordnuag  dadnreh, 

dass  aus  der  Yorletzung  derselben  neues  Recht  entspricht.  Das  verübte 
Unrecht  wird  7Ä\m  Kecht  di  s  Verletzten,  je  nach  Umstanden  von  dem  Vor- 
let/cr  WitHlfrliorstclliinff,  Eiuai  hadif^ni;?,  Gmn^hinmg  o(h^r  Strafe  zu  verlangen. 
Weuu  daä  UurecLi  uur  in  der  Nichterfüllung  mna  ubemQmlDe^e^  Yerbind- 
Uchlcdt  besteht,  ohne  Beleidigung  und  iMe  Friedensbruch,  so  ist  das  dem  CÄTÜnn- 
leeht  vngWiber,  welch«!  die  verktste  Firtvalperaon  zur  Civilklage  berechtigt, 
wiHDit  sie  Wiederherstellung  des  Bechtsznstandes  (z.  B.  Herausgabc  der  Sache,  Bc- 
zahlnn??  drr  Sclmld  oder  Brhadcnsfrsatz)  bcgclirt.  Auch  das  Yölkon-crht  begnügt 
stell  iji  diescu  Fallen  nur  mit  der  Beseitigung  des  l'iireclits  und  der  Rpr- 
stellung  des  Rechts.  Die  Alternative  zwischen  der  Eifulluugs-  odei  Es- 
■atsforderang  anf  der  einen  and  dem  Bftektritt  vm  dem  Yertngnerhlltiilii 
auf  der  andern  Se&te  ist  dnrch  die  8elnrietlgkeit  eOiJm,  jjm  ente  Focdmf 
dofclHneetien.  Yi^  oben  f  466^ 

468. 

Wii-d  die  Ehre  eines  andern  Stats  verletzt  oder  seine  Würde 
missachtot,  so  ist  der  beleidigte  oder  giskiaiikte  bare^htigti 
entsprechende  Genugthuung  zu  fordern. 

Vi* 
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El  mlttMlialAet  rfch  diew  AH  der  Baditvnrlflbiiiig  von  der  vorhergehen- 
den durch  den  idealen  Charakter  des  gekrlslcten  Rechts  und  durch  die  tiefere 
Empfindiuij?  des  beleidigten  Statsbewnsstscins.  Pio  Gcnuf^thuunt,'  gebt 
daher  anch  einen  Schritt  über  die  blo«so  ^Viedc^hcrst c  1  hi ng  hinaus.  Sie 
}cnnn  mch  Umätiiüdcu  in  der  iiestratuug  derjemgen  Personen  bestehen,  welche 
jene  Beleidigung  begangen  und  die  WOide  dee  verleMoi  States  miassditet  hsbea 
IMft  Qemiglliimiig  laum  aklit  hkm  gewihrl,  lie  hena  ontar  ünutiiidai  sadi 
genommen  werden.  Die  Art  denelbon  irird  oft  daith  die  Sitte  bestimmt  Un- 
littTtfhfli  duf  mtn  irV^t  wleogflo. 

464. 

Besteiht  die  Verleizang  in  dem  thatsächlichen  Eingriff  in  das 
BeektBgebiet  (BeditBbruch)  oder  in  widerrechtlicher  Besit^störuBg 
eines  andern  States,  so  ist  der  verletzte  Stat  bereohtigt,  nicht  bloss 
Aufhebmig  des  Unrechts  und  Wiederherstelhmg  des  g;e8t5rton  Bechte- 
odsr  Besitsstandes  bezieJiiiiigsweise  SdiadensenatB  m  begehren,  son- 
dem  ttberdem  GenngUmiuig  und  Sfilme  und  je  nach  Umständen 
weitere  Garantten  gegen  fimeoenmg  des  Rechtshmohs  m  fordern. 

Der  Rechtsbruch  ist  eine  schwerere  Verletzung,  als  die  blosse  Nkhtr 
etAUhmg  and  dsher  eher  dem  stnfbaren  Unrecht  der  Friva^ersoneD  sa  veq^leicliea. 
Da  es  aber  im  YUkenreehte  keine  eigentlicihe  Stniiseziditeberkelt  gibt,  scmdem 

die  Selbethfilfe  des  Y<(Ikeiie(Ua  noch  auf  derselben  Stufe  uch  befindet,  wie  die 
alte  Rache  der  in  üirem  Frieden  rcrletsten  Barbaren,  so  niuss  die  Begtimmuii?  der 
Sohne  ^o«:  I  nt)  (  IIb  dm  ErmeaBen  des  verletzten  States  and  den  Verhandlungen 
mit  dum  Ycrictzcr  überlassen  werden. 

465. 

Wird  der  Rochtsbruch  bis  zu  gewaltsamem  Fricdonsbruch  ge- 
steigert, so  wird  fnicli  das  Recht  des  TOrletzten  Statos  auf  Züchti- 
gung des  Friedebreckers  erweitert 

Zwischen  Rechtsbruch  und  Friedensbmcli  besteht  ein  ähnlicher 
Untcrscliicd.  wie  zwischen  Vergehen  und  Verbrechen  im  Strefrecht,  der  schwer  zu 
dehniren  ist  und  doch  fiberall  hervortritt  und  sich  l>emerkbar  macht,  ein  Futcr- 
schied  eher  des  Grades,  als  der  Art.  Der  gewaltsame  Friedensbrucli  iüt  um  seiner 
Form  willen  gefährlicher  als  anderer  Rechtsbruch  und  verlangt  daher  auch  eine 
«nergiechexe  Oegenwiilnmg.  Der  Sete  des  Stnfrechto,  den  ideele  Personen  (KOrpcx«- 
schaften,  aoiTenitateB)  aidift  gertnft  weiden  feSnaea,  Üadet  im  Yalkenrecht  keine 
Anerkennung.  Ein  SNtet,  der  einen  Friedensbruch  verübt,  kann  dadurch  seine  £xi- 
itens  in  Gefahr  bringf»!!  nnd  durch  den  Krieg,  den  er  hervorruft,  verschlangen 
werden.  Das  aber  inL  die  Strafe  des  Yölkergerichts,  das  in  der  Weltge- 
schichte seine  Modit  kund  gibt 


Digrtized  by  Google 


YerleUuugen  4m  TlDUnnditai  md  YtHAnn.  am  Herstelluiig  desselbeu.  261 


466. 

Wird  die  Verletzung  ohne  Eimächtigimg  oder  Auftrair  der 
Statsgewalt  von  Statsbeaiiitcn  oder  Privatpersonen  verübt,  so  kunu 
der  verletzte  Stat  nur  fordern,  düss  der  Stat,  dem  diese  Personen 
anjr,'eliöreu,  sie  dafür  zur  Keehenschaft  ziehe,  und  für  Abstellung  des 
UiuecL.ts,  beziehungsweise  Bestrafung  der  Schuldigen  sorge. 

1  Es  wäre  offenbar  ungoroclit,  die  Missethat  des  Einxelucu,  welche 
der  bUit  weder  veraulaüst  noch  erlaubt,  dem  ni  chtüchuldiL'eu  State  alt»  Sclmld 
aiuarecImeiL  Aber  dieser  Stat  ist  doch  verpfliclittit,  iiiäofcru  lur  seine  Angehörigen 
•iignrtehfin,  ab  er  sa  sorgen  hat,  dm  die  yAlkerrechtlichen  Badehongen  m  «n- 
dem  Staten  nicht  durch  seine  Angehörigen  mimehtoft  and  verletst  woden.  Er 
darf  das  Unrechl  andi  iik]it  dmreh  sem  Nichtsthun  schätzen  und  begünstigen.  Jede 
Connivenz,  welch«  er  in  dieaar  Hinsicht  ftbt,  irixd  ihm  selber  ran  Yonnuf  und 
macht  ihn  verantwortlieh. 

2.  Das  AlicrtUum  giug  daxlu  weiter  ak  das  heutige  Yölkerrechti  dass  jenes 
ffie  Forderung  der  Anslieferung  schaldlger  Personen  an  den  verlebten 
Stat  gnt  hiesB,  damit  dieser  dieselben  bestrafe,  ivihrend  diesei  keine  solche  Pflicht 
der  AnsUeferang  nwlur  anerkennt  Wohl  aber  kann  auch  heute  noch  ein  SM 
sich  von  aller  weiteren  Verautwortlirlikeit  für  die  Vergehen  seiner  Angehörigen 
dadurch  eiitla.stcn,  dass  er  die  Schuldigen  freiwillig  ¥erletzten  State  aa 
B^trafuüg  Übergibt. 

•107. 

Wenn  sich  die  Bechtspfl^  einee  States  unzureichend  enraiflt, 
um  andere  Staten  gegen  Verletzungen  des  Völkerreohis  wirksam  zu 
sditttBeii,  so  wird  der  8tai  selber  dem  Tertotsten  State  ymsaimtiMäL 

Dto  Bestrafung  eines  Tetgehens  oder  TeibreelimB  gesddeht  im  efntelnen 
Flall  nach  Vorschrift  der  im  Lnnde  geltenden  Straf  gesetzgebung  imdStraf- 
processordnung.  Die  repräsentative  Statsgewalt  darf  sich  in  der  Eegel  in  die 
Verwaltung  der  Strafrechtspfle«c  nicht  einmischen.  Daher  wird,  wenn  nicht  für 
völkerrechtliche  Vergehen  ein  anderes  Verfahren  vorgeschrieben  ist,  der  ordent- 
lichen StraQustiz  mdi  iu  solchen  Falleu  die  licurtheikm^  überlassen  werden 
nttawL  Der  verletste  Stat  üaA  smddiBt  nicht  berechtigt,  eine  Abweiehong 
dem  ofdentlkhen  Gang  der  Beehtspflcge  an  fbrdem  und  er  moss  ridiB  ge&llen 
lassen^  wenn  der  Angeklagte  freigesprochen  oder  in  eine  geringere  Stnfo  TOrar» 
theiit  wird,  als  er  fikr  gerecht  hÜL  Dabei  mtden  aber  swei  Dinge  inmer  Tor- 
auflgesetzt: 

1)  dass  das  LandesrecU  in  Harmonie  sei  mit  dem  Völkerrecht  und 
andt  den  rOlkerrechtlichen  Bechls-  nnd  Friedensbmcih,  wenn  er  ton  Friraten  ver* 
flbt  wird,  mit  Straf»  bedrohe.  Würde  die  SUalgeseisgebnng  des  Landes  nicht  daftbr 

Borgeu,  d.  h.  das  Völksnecbt  niclit  aneikemien  nnd  nicht  beachten,  so  wäre  das 

unzweifelliaf't  dem  State  zum  Vorwurf  m  machen,  für  welchcu  das  VOlltcrrecht 
verbindlich  ist»  und  die  andern  SUten  wftren  in  ihiepi  voUen  Becht»  wenn  sie  die 
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Erginsung  md  TeilMasenmg  der  Lmduigcacfaigebiiiig  Merten.  Turnt,  Note 
dfoutier)  in  der  Oriediischen  Frage  vom  10.  Dec.  1898  (Stetsucfa.  8646):  „Un 
titat  ne  Koralt  «'affranchir  d'une  obli|,'atif)n  i!e  Prolt  des  pom,  par  cp  motif.  qu'elle 
r'^nra  px?  ^t<^  pr^vuc  dans  sa  l^gislatioji  iutrrknrc.  En  paruil  ras.  la  voio  est 
toutc  tracee,  )e  inoyen  de  rcin<5tlier  au  mal,  c'est  de  combler  la  lacune  en  d^rötaiit 
Im  mettirea  l6gislatlYCä  nöccssaircs.''  Üiess  Mittel  hilft  aber  nur  ftkr  die  ZxHonA, 
nleU  fBr  die  Yergangenhait 

8)  Der  Stet  tat  endi  deftür  venmtworfUcb,  dass  die  Strafrechtspfl^  soweit 
ßle  zum  Schutz  des  Völkerrechts  dient,  bona  fide  gehandhabt  werde.  Die 
bloss  formelle  Berufung  auf  ein  rechtskTüftipr«  T^rtheil  sichert  zwar  immer  den 
freigesprochenen  o<ler  milde  bestraften  Angebcbuidigten  vor  weiterer  Strafi-,  al>er 
nicht  immer  auch  deu  Stat  vor  jeder  weiteren  Forderung.  Sollte  sich  zeigen,  dass 
die  Bichter  oder  Geeehwomen  Ihre  Pflicht,  das  Völkerrecht  m  echfitien,  nicht  ge- 
tibt,  sondern  Tleilelcht  ihren  LendBeiBmi  oder  die  poUliiche  VattA  le  ungehöriger 
Weise  !)e<]rOn8tigt  haben,  so  Ist  das  statliche  Connivenz;  denn  die  Verwaltung 
der  Keclitspflege  ist  eine  «^^'fiMirbe  Function,  für  welche  der  Stat  selber  völker- 
rechtlich einzustehen  hat.  Keine  Rechtspflege  üben  o<Icr  sie  schleclit  üben,  das  ist 
beides  Miasachtung  der  Tölkerrechtlichen  Pflicht,  welche  die  Staten  verbindet  Da- 
(ftr  irfrd  irfedor  der  Stet  voran t  vor tlicli  gemeclik  Eben  deadieUi  erfordert 
die  Kechtapfl^ie  bei  TOUcetredi^chen  BGschwerden  eine  ganz  beeondere  Sotgfirit 
und  GeviMenhaftigkeit  und  ist  es  gene  iwedanladg,  entweder  durch  die  Oe- 
ricbtsorpanisation  selber  dafür  z«  ?or*»fn,  dass  nur  solche  Behörden  nrtheHen, 
fnr  deren  Kenntniss  des  V'ilkerreclits  und  fiir  deren  redlichen  Willen,  dasselbe  zu 
beachten^  besondere  Garantien  Vorhänden  sind,  oder  doch  die  ordentUchen 
Gerichte  auf  dieae  ichwere  Pfllditfibung  und  die  eigenthfladlehe  GeHüir  der  aM* 
liehen  VeraatwortUdikeit  besonders  anfineraara  za  machen,  beziehungsweise  sie  an- 
nnrebM,  nit  der  Repr&sentativgewalt  des  States  in.s  Klnver- 
nehmcn  zu  setzen.  Als  die  französischen  Schwurf^erichtc  die  Mörder  dentacher 
Soldaten  freisprachen,  crliess  der  Keithskanzler  (Fürst  liiBmarck)  am  7.  Dec.  1871  eine 
Verwarnung  folgenden  IniialU»-.  „Wenn  Verbrechen,  wie  vorbedachter  Mord,  imge- 
sfihnt  bleiben,  liegt  ea  dem  verletxten  Öffentlichen  Oeff^e  nahe,  wcU  Gerechtigkeit 
vißhi  xa  erlangen  ist,  nach  BepmaaBen  au  Terlangen.  Wiro  ee  fttr  ona  mOgüdi, 
ona  auf  den  Standpunkt  der  Rechtspflege  von  Ptttia  und  Melnn  au  eleOen,  eo  wflxde 
dea  jus  talionis  dahin  führen,  dass  auch  unsrerseits  die  TSdtong  von  Fran;^osen, 
wenn  sie  in  dem  Bereiche  unserer  GericlitBbarkcit  vorkommt,  eine  Strafe  iiieht  melir 
nach  sioli  zöge.  Der  Grad  der  sittlichen  Bildung  und  das  elirlicbeiule  Kechtsf^efiihl, 
welche  dem  deutschen  Volke  eigen  sind,  schliesseu  eine  solche  Muglichkeii  aus. 
Wohl  al>er  iHid  ee  nadi  jenen  VorhminmlMen  adnrierig  aein,  die  tfffentliclie  Mei- 
nung in  Dentaddand,  wenn  IhnBclie  Veibrechen  wteder  verfibt  werden  aoUlen,  mit 
dem  Hinweise  auf  die  französische  R^Uapfl^  zu  befriedigen.  Als  Maasrcgel  un- 
mittelbarer  Abwehr  haben  desshalb  unsere  Tmppen-Befclilhhaber  im  Bezirke  der 
Occupatiou  durch  Erklärung  des  lielagemnfrszustandes  die  MUitiürgcrirhtsl»arlreit 
für  Verbrechen  gegen  die  Truppen  sichern  uiütuseu.  Die  Fülle,  in  welcheu  die  ao- 
totige  yerbaftang  dea  TUlien  thnnlkh  tat,  werden  deaahalb  an  jnicmatlonalen 
SdnifBrltlfataiDBioenAiilaMnieb^        Aber  jefleaTerlanfninacb  AnaUefiBnuiB^ 
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welches  wir  m  Btellen  genötliigt  sein  köunten,  wird  die  öffentliche  Meinung  in 
Frankreich  errcigen  und  verstimmen.  Wir  h&htin  desltalb,  uaclidem  die  durch  uns 
verlangte  Aadfeteong  Toimelet's  uod  Bertin's  abgeklint  worden  war,  im  Yertxaueu 
auf  die  BecbtflpAege  FVankraehs  damab  nicht  «of  mmm  Forderung  beataudaiL 
Iii  Zukunft  aber  würden  wir  der  £lutrü8tai^  d«r  dMitM^Mi  'BmiSktnotg  geganfldbflr 
eine  ähnliche  ZurQckhaltang  nicht  beobachten  können,  sondern  wir  würden  bei 
Verweigeron^  einer  demrtigen  Auslieferung  gendthigt  sein,  durch  FrtTrr«ifung  und 
We^ähnmg  franzüsischer  Geiseln,  iiiisserstciifalls  auch  durch  weitergehende 
Mjuiiiregela  auf  ErftUlung  unseres  Verlangeuä  lüuzuwirkeu,  einie  Eventualität,  der 
ubediob«!!  la  Mbk,  irfr  «of  dM  leUitllMte  «tawiMiL** 

4G8. 

£me  TÖlkiecrechtliche  YerletsRUig  kann  auch  dadurch  veräbt 
worden,  dass  zwar  nicht  ein  anderer  Stat  unmittelbar  in  seinem 
Recht  gekränkt,  sondern  desflon  Angahönge  oder  Sduitsbefohleiifi 
▼Ölkerrechtsiridrig  behandelt  werden, 

Yg^  oimi  I  880. 

469. 

Art  und  Mass  der  Entschädigung,  der  Genngthuunpr.  der  Sühne 
richten  sieh  nach  der  Ast  und  dem  Umfiing  der  Verlctzinig,  Je 
grösser  die  Schuld,  um  so  schwerer  ihre  Folgen.  Zwischen  heulen 
ist  der  Grundsatz  der  Verhältnissmässigkeit  zu  beachten.  Ueber- 
tnebene  Forderungen  sind  widerrechtlich. 

Im  Prhi^  und  Strafrecht  werden  die  Folgw  des  Unrechts  zum  voraus  ge- 
SRtJtlich  geregelt.  Im  Völkerrecht  fehlt  es  daran.  Vielmehr  i.st  djv?  Einzelne 
dein  Einverständniss  oder  dem  Kami)f  der  l^arteien  iU)('ihissen,  die  keinen  Kicht^T 
über  sich  habcu.  Mau  kium  daher  nur  den  allgemeineu  Gruud§at2  der  Verhalt- 
niMmftisigkeitaosBpreclieii,  wekber  dem  natOrliriien  Bechtabewwnrtaeln th naflif 
wendig  eracheint  Bei  EntadtfldignngBfordemngen  Ist  das  selbetverrtflndllfTi  und  dodi 
haben  audi  dft  einsebie  mächtige  Staten  zuweilen  unverhältnis^nnft.ssigc  SuTninrn  ge- 
fordert und  die  Forderung  durchgesetzt.  Schwieriger  ist  es,  bei  politischen  Verlangen 
iLa  richtige  Mass  zu  bestimmen.  Insbesondere  steigern  sie  Ii  im  Krieg  die  Ansprüche 
so  sehr,  dass  der  ursprüngliche  Streitgegenstand  nicht  mehr  als 
mal sgebend  sn  betrachtea  lat  Yf^  imteii  §  686. 

loBbemdere  Irt  die  Ereatefarderang  för  den  indirecten  Schaden» 
weldier  dtnrch  die  widflnecbtüche  Handhmg  Einrebiar  TeranlaBBt 
irorden  ist,  gegonüber  dem  State,  welcher  diese  Personen  nicht  pflidit* 
gemäss  binderte,  eine  widerredktliGhe  Haadlniig  ta  begeben,  sa  ver- 
werftn* 
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Bei  Gelegenheit  der  Alabama-Streitigkeit  zwischen  Englaad  und  den  Ver- 
einigten Sutten  hat  sich  das  Genfer  SchicdsgonVlit  (Juni  1872)  in  diesem  Sinne 
ausgesprocJien ,  und  die  amerikanische  Fonlcrung  soweit  sie  eich  auf  indirect(>n 
Schaden  bezog,  iür  unzulässig  erklärt.  lu  der  That  ist  schon  der  Ersatz  des 
directen  den  doch  nkht  der  Stet  selber,  Modan  EfaueLM  (wie  dnt  die 

ManiMdMill  der  eoofOderirten  Kreoier)  TerQbten,  flir  dcnStefc  dem  tine  Yece&amniM 
ieiner  A^i^UfMit  mr  Last  fällt,  in  geidHOi  SmM  der  Ersatz  eines  mittelbaren 
Schadens.  Lidesscn  ist  da  der  Causalzn!?ammenhang  zwischen  Verschuldung  und 
SclifVflpn  80  klar,  dass  sicli  eine  soldie  Ersatzfordenißp  wohl  rechtfertigen  liimL  Aber 
wenn  auch  die  schuldigen  Einzelnen,  für  weldie  der  btat  uuicr  Umständen  einntehen 
muss,  den  weitem  Schaden  nicht  direct  venmadtt  haben,  dann  Ist  der  Gaoaakn- 
fMmM»nVM»g  swisehfla  der  VerKhaldnng  des  Statee  und  dem  dnsetretenea  indireoten 
Schaden  so  unsicher  und  so  entfernt,  dass  eine  BcMtaAndemig  dtlMf  Mha  iietOr> 

MfhA  tmA  lailiifl  LMrfawh«  Jietgrt^wtAnwur  BMlur  hat. 

470. 

Wenn  für  Ehrenkränkwngcn  und  Verletzungen  der  State wiu-do 
GcTiugtliuimg  gefordert  wird,  so  darf  doch  dem  dafür  yerantwort- 
lichen  State  keine  mit  der  Fortdauer  und  ^^  ürdc  eines  selbstöudigeu 
States  unvertrl^Ghe  Demüthigong  zugcmutliet  werden. 

Je  feiner  das  ausgebildete  EhrgefOhl  der  civilisirtcn  Welt  ist,  um  so  sorg- 
fältiger ist  diese  Regel  zu  beachten.  Im  Vcrhältniss  der  starken  Rtaten  wird  die- 
selbe schon  aus  Klugheil  eher  beachtet ;  Bchwachcn  Staton  wird  luichtiir  Ungebtlhr- 
liches  aufgenöthigt.  Indefiseu  kann  ein  Stat,  der  die  persouif icirte  Rechts- 
ordnung mid  Khro  cinei  YcOm  eiweftniNMBefaiMcli  nlefafc  ertngen,  ohne 
in  Miliar  SiiMaui  gsilhrdel  m  Mden.  DilMr  mn»  dM  TUkomclt,  irekhei  ftr 
den  gesichorten  Fortbestand  dv  8Men  sorgt ,  eine  derartige  DemOthigung  eines 
Stats  untersagen.  Vrnlinnt  ein  Stat  nicht  n^rhr  eine  ehrenhafte  Person  behmnL  1( 
zu  werden,  so  ist  es  b^ser,  ihm  Oberhaid  nicht  mehr  eine  staükhe  Sdbetindigkeit 
zuaugestehn. 

471. 

Wenn  die  Verletzung  des  Völkerrechts  gemeingefiOirlich  ist,  np 
ist  nicht  allein  der  verletil»  Stat,  sondern  es  sind  die  Uhrigeft  Staten, 
welche  das  Völkerrecht  zu  schützen  die  Macht  haben,  veranlasst, 
dagegen  zu  wirken  and  für  HersteUmig  nnd  Sichemag  der  Bedits- 

Gemelngef ihrlielie  Yerirtiimgi  bedMim  die  aUgeneine  Weitordnnng 

und  regen  In  Folge  desMB  iiii  8ltlni  aaf;  V^e  im  Strafrecht  die  Popularklage 

die  Klage  des  VerletJrtcn  ergänzt  und  ersetzt  hat,  so  hat  aus  einem  ähnlichen  Be- 
dOrfhiBs,  den  Weltfrieden  und  die  Weltordnung  besser  zu  sichern,  da«  Völkerrecht 
diese  erweiterte  Rechtsbiüfe  gebilligt.  Zuuäcbbt  bind  aUüStatenin  gleicher  Weise 
IwwwH^m  aber  man  kann  doch  eine  wirksame  Hülfe  mir  von  den  Staten  erwarten. 
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dm  MMhi  n  Mllicr  Folttik  aomidtt,  k  ihr  Bigd  ako  nur  tm  dea  Orot»* 

machten.  Wenn  in  Europa  etat  Zeit  laug  dk  Mfentante  Pentarchie  der  fOiif 
curopfuscheii  rtrosgm&chte  au-h  vonmgswrise  als  Protcctorat  ilos  VölkORecfatS  gBlilt 
hat,  80  findet  das  in  dkwr  Kückaicht  eine  relaUfe  Bogrttnduog. 

472. 

Von  der  Axt  amd  iiiBbeMiideie: 

a)  die  Seetftiiberai  (Piiatorie)  (§  848  t% 

b)  dio  Bemnbimg  imd  Be(^1io8«rklätiiiig  der  I^romdeu  über- 
haupt (§  381  f.), 

c)  die  Zeratönmg  der  Weltverkelimregc  (§  307), 

d)  die  Anmassimg  einer  ausschlieselichen  Meeresherrschaft 
(§  100.  305), 

e)  die  drohende  UmTersaUiMTschaft  Eines  States  über  die 
andern  Staten  nnd  die  Störung  dos  allgemoinon  Gleichge- 
wichts (§  98.  99.  412), 

f)  der  Bruch  des  Gesantenrechts  (§  191  f.), 

g)  der  gewaltsame  Ueberfall  üemder  Statbgobiete  ohne  Kriegs- 
ursaclio  (§  481), 

h)  die  Unterdrückung  fremder  und  selbständiger  Völker  durch 
rolic  Uebermacht  (§81. 

i)  die  Einführung  der  Sclavcrei  (§  3ül  f.), 

k)  die  offeuljare  und  gxausame  T^^rannei  wider  Andersgläubige 
(§  411), 

1)  die  Gefalir  einer  F.jndemio  (§  47.iaj. 

üeberhaupt  kann  jeder  schwere  und  mizweifelhafte  Brucli  und 
oflFcnbare  Verhöhnung  des  Völkerrechts  das  Einsdu'eiton  ancli  der 
übrigen  nicht  uumitttUbar  betroffenen  Staten  veranlasson  und  recht- 
fertigen. 

473. 

Die  übrigen  Staten  können  in  solchen  Fällen  ihre  diplomatische 
Verwendung  eintreten  lassen  und  auf  ßeseitig^ung  des  Unrechte 
dringon  nnd  sie  können  nöÜiigettfalls  sich  verbünden  und  mit  ge^ 
meinsamer  Macht  vorgehen,  um  dem  anerkannten  Völker-  nnd 
Menachenrecht  Achtung  nnd  (Mtnng  za  verschaffen. 

In  mMKhfln  FUlen  fdu«  hit  die  Yerwendvag  des  diplomatisohen 

Körpers  ausreicht,  im  eine  Verletzung  desTAllBernciits  zu  bes^^  Zoweflen 

half  die  TiitcnTs-sion  einer  M:u'}it  Aber  zuweilen  sind  iim  ti  ernstere  Maj«;regeln 
nöthij^  wi«  die  gemelnsamPB  JklasiNgeln»  am  die  Seertoherei  m  bestcafen  und  zu 
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Terhiaden^  tfte  Sclavcnzufuhr  m  henuMO,  die  Rechte  der  neutralen  Sütea  sa  be> 

hiiiipton,  nnmcnschlichc  Gnuisanikeitcn  zu  zflgeln.  Wiederholt  haben  die  niropäischcn 
Mächte  in  der  Türkei  intervoiiixt  zum  Schutz  vor^)«r1i<*h  der  chrigüiobea  liwöUtGnuig, 
eh^iso  Oesterreich  in  KuniAnien  g^m  die  Jadenhetzen  1Ö67. 

473a. 

Wenn  yon  einem  Statsgebiele  her  die  Bewohne  anderer  Stats- 
gebiete  durch  eine  Epidemie  hedioht  werden,  so  sind  die  übrigen 
Staten  berechtigt,  von  dem  State,  in  dessen  Gebiet  die  Quelle  der 
Krankheit  sich  findet,  die  uöthigen  Massregoln  und  Einrichtungen 
zu  fordern,  duich  welche  das  allgemeine  Uebel  gehoben  odei-  er- 
mässigt  wird. 

Iii  (licsom  Sinne  schlug  die  französische  Regieining  am  15.  Oct.  ISO,')  rino 
Confereiiz  iu  Couimuitiiiopel  vor,  uiu  in  Verbindung  mit  der  hohen  Pforte  dahin  zu 
iridm,  6m  dar  Emagaa^  der  CSudera  auf  TOrkischcm  Gebiete  gewehrt  werde. 


2«  firueh  der  iimereu  titatsordmuig.  lut6r?enUoii. 

474. 

Die  fremden  Staien  irorden  durch  du  Yolkflfreolit  in  der  Begel 
nidbl  ermächtig  in  die  YerfiMBimgiBlveitii^eEteii  einee  unahixängigen 
Statee  sieh  ewwwmrieohen  nnd  gegen  Statenmwülsimgen  sa  intenreniren« 

1.  Der  Schutz  der  Verfassung  eines  States  und  seiner  inncrcu  Ivechtsordntuig 
ist  eine  iiiiiere  Aagelegeaheit  dieeee  Blitee  imd  sAM  Aufgabe  des  Völker- 
rechte. Der  Ston  efaier  BeglemDg,  die  Enttfaromtiig  einee  Tttieten,  die  Etbebiug 
einee  Usurpators,  die  Hissachtung  TenfteBongsmassiger  Volksiedite  ist  ein  Bruch 

des  brsteliondi'u  Statsrechts,  aber  an  sich  iiiclit  oinc  Verletzung:  dos  Vollccr- 
rcchta,  d.  h.  der  Beadchuugen  eines  States  zu  andrni  Staten.  Deshalb  ist  auch 
in  der  Begel  die  Intervention  fremder  Staten  iu  derartige  VcrfassungskiUnpfe  und 
Umgestaltungen  ein  ungerechtfertigter  Emgriff  in  die  statliche  Selbstiodi^elt  imd 
eine  Geflhrdnag  des  allgemeinen  Friedens  mid  von  dem  VAIkerredit  gemlssbüUgti 
Die  bloae  Tcrwaateohaft  der  Dyneeden  oder  die  Gleichartigkeit  der  Interessen  und 
Stimmimgen  rechtfertigt  diesen  Eingriff  in  ein  fremd©?  Eerhtspeliiet  ehensoweuig, 
als  die  politische  Antipathie  gegen  die  Partei,  welche  durch  die  T'ht^^  vlzung  zur 
Herrschaft  kommt  Die  Solidarität  der  Interessen  muss  sich  iuucrhalb 
des  Völkerrechts  bewegen,  üie  darf  nicht  die  völkerrechtliche  Selbständigkeit 
der  Steten  angreilini  und  veileleen.  (Vgl.  oben  §  89  f.) 

9.  Die  PiMde  der  earopAbdken  Steten  bt  fireOlefa  nodi  nidit  in  voller  Uebei^ 
cinstimmung  mit  diesen  natürlichen  Beditsgninds&tzcn.  Man  Iiat  seit  hundert  Jahren 
eehr  oft  deeemi  cefehh.  fadneniin  sende  die  Geeäiiehte  der  sakbckheQ  IiUer-» 
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Tm^DOi,  iMlehe  Im  Wldenpradi  mit  von  Zeit  zu  Zeit  deiuioch  anerkauuteu 
Wadp  vHkögm  'woidn  liiid,  Ist  gealgaal, '  dfliwm  Blclligikeit  Im  UdA  m  ttsOen. 
DIft  Folgen  dieser  Intorventlonea  wsreo  frdHdi  sdir  venddeden.  Wemi  dl«  Inter- 
vention, wie  im  Jahr  1791  der  Alliutcn  gegen  die  Revolution  fai  Fhmkrdch  auf 
einen  Widerstand  stioss,  den  sie  nicht  zu  bewältigen  vermochte,  so  wtmlen  die 
Leidenschaften  der  sicgickhen  Partei  dnn-li  dit  j^clbo  niclit  frpbiVndi«?t.  s  tndem  nar 
heftiger  gereizt  In  den  meisten  Fällen  aber  siegle  die  überlegene  Macht  der  inter- 
mtnuim  Stelaa  and  richtete  die  OSwäiidtm  ZcHtftnde  so  ein,  -wie  die  Bieger  m 
tot  nraekmaarig  onehMto.  In  den  Zeltte  der  franstabdiRi  BepaMik  wurden  m 
mn  Frankreich  her  durch  Intrrvoiitionen  HepubUken  geschaffen,  in  der  Periode  des 
ersten  Napolcomschcu  Kidserthums  Napoleonische  VasaHenRlaton.  Die  Interventionen 
der  absoluten  Machte  Oesterreichs  in  den  Italienischen  Steten,  Frankreichs  in  Spanien 
Stellten  die  absoluta  2tlunarchie  her  und  beseiligtcu  die  constitutioneilen  «schranken. 
Was  tat  an  diese  genreHniM  EümiiiMbinig  aber  lehlleaslieh  mtiM7  War 
der  Stai  m  adbuadi«  mn  sieh  dieser  fremden  Eburlcknug  wieder  an  entaielien,  so 
wntde  er  nach  und  nach  d»K  Opfer  der  Interventionen  und  verlor  zuletzt  seine 
pinzo  SelbstiuMliL'kf'i*  Der  Hntergang  Poleu-s  ist  ein  furclitbarcs  Beis})iel  einer 
solchen  Zerrei^iig  und  Tödtung  dnrs  8tats.  War  das  Volk,  das  sich  voniber- 
gehend  vor  der  Uebermacht  beugen  mosste,  lebenskräftig,  so  entzog  es  sich,  sobald 
jener  Dmek  aufborte,  wieder  dteeer  InaRm  Beherrschung.  Die  Directoriabrepubliken 
nadi  ftanaOriedum  HnMer  hArten  ani;  uMi*  R^Miiww»  —  atJtn^  fi^  ^  4imn*/faMm^ 
Directorium  gestOrzt  ward,  die  Napolconischen  TaaiHenataten  eiliieHen  täiA.  idcht 
in  di(ÄOr  Gestnlt,  als  der  Kaiser  Napoleon  der  europäischen  Coalition  erlag.  Die 
ahsoluten  Monarchien  in  Italien  und  Spanien  wurden  duroh  einft  emenertc  Consti- 
tuticm  bescliraukt,  als  die  ab&olutcu  Ostmächte  ausser  Stande  waren,  ihnen  zu  IlüU'c 
zu  kommen.  Nicht  einmal  die  europäische  Wiedereinsetzung  der  Bourboneu  in 
FranknMi  Md  dla  in  vOUnraeliillidier  Fenn  bewJdowene  AoMehUeaanng  der 
IftgoleeBiden  w  dem  fraazdeia^ben  Umna  hatte  Beatanl  IN«  Freiheit  der 
74)lker,  sich  selber  die  Form  ihrer  Verfassung  zu  geben,  konnte 
durch  diese  InteTTcntionen eine  Zeit  lang  gehemmt,  al)er  nicht  auf  die  Dan<*r 
gebunden  werden.  Die  natürliche  Entwicklung  wurde  vorübci^hcnd  gestört  uud 
verschoben,  aber  sie  machte  sich  überall  wieder  geltend,  sobald  der  künstliche  Druck 
nachUeaa,  nnd  oosuMte  ea  aein»  wdl  die  natfirliehe  Entwieklnng  das  grone 
Oesets  des  Btateokbena  wie  des  £inze]lebena  ist 

3.  Anf  den  Congrcssen  von  Laibach  1821  nnd  Verona  1832  wurde  ge* 
radezu  dasPrincip  der  Intervention  im  Interesse  der  legitimen  Fttrsten- 
gcwalt  als  ein  neues  Princip  der  europäischen  Weltordnung  proclarairt. 
üo  in  der  Circulamote  des  Fürsten  Metternich,  Laibach  12.  Mai  ,fL&i 
changonene  ntQea  on  ntandrea  dana  h  l^skition  et  dana  TadniiniBtntioii  dea 
tUMB  ne  doivent  dmaner  qne  de  Tolonti  Ubre,  de  Flniititaitti  rdflddUe  et  ddairfe 
de  cenz  qne  Dien  a  rcndni  responsablea  da  pouvoir.  Tont  ce  qni  sort  de  cette 
ligne,  conduit  n^cessairement  an  dcsordrr.  anx  boulevcrscmcns ,  h  des  manx  bien 
plus  insupportables  que  ceux  queron  prt'^tend  gnerir.  Tenetre  de  ccttc  vörite  eter- 
nelle  les  Souverains  n'ont  jm9  h^site  i\  la  proclaiuer  avec  irauchise  et  vigueur,  ils 
out  dückrö  qu*eu  respectaait  les  droits  et  rindependanoe  de  toat  pouvoir  Intime, 
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Iii  m^rtriirot  wme  tfgilMBMit  aoBt  at  d<BWni<e  pir  Im  yMpe»  fri  <wUluaiit 

Ic  droit  pttblie  de  l*Europe,  tootM  pi96tendae  r^onne  (yp6r^  par  1&  rsvolfeB  et  hk 

force  ouvcrte.  Hs  ont  »gi,  en  cons^quence  de  ccttc  tldclaration,  Anm  les  ^v^nemens 
de  Naples,  dam  ceux  du  Piänont."    Nnr  Knglaud  protestirtt-  damals  üflcntlich 

diese  ungeheuerliche  Theorie  und  Praxis,  wdche  die  Sicherheit  aller  btatea 
imd  die  Freiheit  aller  TAlkar  bedrote.  Ali  die  ftbaofatistiachea  mdite  den  Ver- 
such macbtaa»  daaidbe  Prindp  ancli  nidi  Anerik»  WMoafßtaam  vaä'Uki 
Spanischen  Orfouioi  mit  Gewalt  iu  dem  GehofMm  gRfea  die  europ&iächcn  Dynastiea 
fcstzuhalton,  trat  England  durch  seine  Ancrkcnming  der  sildanicrikauischen  Republiken 
dieser  Politik  eutschiuaseu  eutgogi;»  und  f-diützte  in  Gcincinsi-luift  mit  der  von  den 
Vereinigten  btaten  prociamirten  Monroedoctrin  die  Regel  der  ^ichtiuterveniiou. 

4.  Aber  auch  die  europSuschcn  Ostmächtc  vurden  bald  iune,  dass  der  ver- 
ttctotUche  neue  Gnmduts  dcör  logUimen  Interveiitiaai  aiidi  in  Emepa  nldxt  dnrch- 
mfUxren  seL  VeigebMcb  Anag  OeateiteiclL  auf  fatafvoatim  lUa  tiiftflw4iwlw>. 
Hellenen  zu  Gunsten  der  legitimen  Hemebaft  der  hohen  Pforte.  Russland  fand 
es  nicht  mehr  in  seinem  politischen  Interesse,  den  Don  Quixotte  der  Legitimität 
EU  spielen.  Als  dann  in  Frankreich  1830  der  hMntime  König  Karl  X.  durch  eine 
Revolution  vertrieben  wurde,  da  wagten  es  die  üstmachte  nicht  mehr,  ihr  Inter- 
mtimaprineip  aaamiaajaa.  Sie.tealaii  aidil  «innd  dar  eutj^egengeaetat«!  lBtar> 
ventiom  fVankrewha  firtpjgm,  welches  die  belgiedie  Bevolntkm  gegen  die  Ingitlmp 
Gewalt  des  Königs  der  Niederlande  in  Schntz  nahm.  Von  da  an  war  das  Prindp 
als  ein  ciiroi»;uscheB  aufpegehcn  und  die  pp.ltcni  Interventionen  in  Tlnlien,  bald  von 
OeatOTreich  bald  von  Trankreich  vollzogen,  wurden  nicht  mehr  aus  einem  all- 
gemeinen Interventionsrecht  abgeleitet,  soudem  nur  mit  concreten  Ur^ 
sftchaa  begrandet  Die  Michtinterventiou  wurde  allmfchlifh  als  die  Regel 
aaeriauaiit  Die  Tbroorede  dar  Kdnigta  toa  £»gUnd  nan  (.  Febr.  1861 
spricbt  beafiglich  Italiens  daa  lieMga  Fkind^  aoa:  JDa  ieh  i^aobe,  daas  bmu  den 
Italienern  die  Ordnung  ihrer  eigenen  Angelegenheiten  überlassen  sollte,  so  habe 
ich  CS  nicht  ftir  Recht  gehalten ,  in  jene  Dinge  thStig  einzugreifen."  Wie  Recht 
die  englische  Regierung  hatte,  die  französische  vor  der  Intervention  in  Mexico  rui 
warnen  (1861),  hat  der  tragische  AuGgang  des  importirtcu  neuen  Kaiser thumä  in 
Meiieo  (1867)  gezeigt. 

475. 

Wonn  ein  Stat  frei^\ällig  die  Intervention  einer  befreundeten 
Macht  anmft,  oder  mit  der  angebotenen  Interr^Dtion  dersolbeii  eiu- 
verstandea  ist,  so  ist  dieselbe  gerechtfertigt 

Wenn  der  Stat  selber  einwilligt,  so  bestairt  kein  Grund  melir,  die  Intcr- 
vcntlou  als  unerlaubt  zu  betrachten,  denn  in  diesen  Fällen  wird  die  Selbständigkeit 
des  States  nicht  missachtet.  In  diciscm  ^'mnr  hat  England  zuweilen  in  Portugal 
und  habeu  die  Schutzm&chte  Griecheniaudä  iu  den  Hellenischen  AncRk^nhwton 
intervenirt. 

476. 

Wird  die  Intenreutioii  einer  fremden  Macht  tou  der  bedrohten 
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Btatsregienmg  angerate,  80  lifiagl  die  Bediimtaigkeit  dieseB  Be- 
gdirens  daton  ab,  dase  die  Statsregiening  noch  als  voUberecLti^^tes 
OrgBOk  des  Btatswüleiifl  und  als  wirkUcher  Bepräaenfant  des  States 
zn  betrachten  ist 

Ist  die  B^ierung  bereits  ohumächtig  geworden  im  Laude,  und  lässt  sich  ihre 

eigenen ToOnkilile  viedMiiantdlak,  bo  iatdkwnM 
andi  nidxt  mdur  flkr  ennidulgk  m  h&hen,  die  bewaffiiete  Xofeemndoo  etnea  andem 

States  herbeizuziehn  und  dadurch  die  Selbständigkeit  des  Stets  und  die  Freiheit 
der  Bürger  der  Ilccrcsgcwalt  einer  fremden  Macht  l'rciä  zn  geben.  Vgl.  darüber 
die  Thronrede  der  Küuigiii  von  England  vom  '2i.  Jan.  ISOO  und  oben  §  IIG  f. 
£iu  aus  dm  Besitz  vertriebener  Fürst  ist  jedenfaüs  nicht  melir  zu  äulcUer  btat^ 
npriM&tetbn  legitlmirt  und  dalier  sein  InterTentionsgesuch  nicht  als 
Statt aet  so  1»etrMlil«n. 

477. 

Noch  weniger  ist  eine  Oppositions-  oder  eine  aufstüiulisclie 
Partei  als  ermächtigt  anzusehen,  die  gowaltoame  interrention  einer 
Nemden  Macht  Namens  ihres  States  anzurufen. 

Sbd  die  beiden  streitenden  Parteien  darin  einig,  die  Intervention  einer 
befreundeten  Macht  als  Vermittler  zn  begehren  oder  gut  zn  Ti"i«-cii,  dann  freilich 
ist  das  als  Meinung  des  ganzcu  hJtates  anzusehen,  und  die  Intervention  gerecht- 
fertigt. Aber  die  Oppoäitiuuspartei  tui'  sich  allein  reprutteutirt  uiemaLi  den 
Stet  und  Iduu  dahdr  auch  nküit  tloesi  ao  achworai  Sngilff  tqo  mumi  In  die  inneni 
Stuf  ngnVi(y)nhfiHwn  rechifarügea. 

478. 

Werdeil  in  Folge  der  Verfassimgskämpfe  das  allgemein  als 
notliwendig  anerkannte  .Meiischenrecht  oder  das  Yölkerreeht  verletzt, 
dann  wird  aucii  eine  Intervention  zum  Schutze  desselben  aus  den- 
selben Gründen  gerechtfertigt,  wio  das  l^inschreiten  der  ciTilisrrteu 
Stuten  überliitujjt  bei  gemeingefährlichen  licchtsverletzungen. 

Vgl.  dartlber  oben  §  471.  In  solchen  Fällen  mag  auch  eine  unterdrückte 
Partei  die  Intervention  anrufen,  nicht  im  A'anien  des  States,  sondern  nach  Mass- 
gabe des  Volkeneclitä.  Die  Christen  in  der  lürkei  habeu^das  wiederholt  mit  Er- 
folg gethan. 

479. 

Wenn  eine  fremde  Macht  in  unberechtigter  Weise  in  einem 
Lande  intervenirt,  so  sind  die  andern  Staten  berechtigt,  dalÜr  zu 
sorgen,  dass  diese  Interv'ention  wieder  aufhöre  und  nicht  zur  Ver- 
letzung der  Weltorduuug  nussbraucht  werde  und  darüber  zu  wachen, 
dass  dieselbe  nicht  zu  ihrem  Schaden  ausgebeutet  werde. 
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1.  Die  von  Spanien  her  drohende  laterTention  in  Portugal  hftt  1896 
die  En^^lruulcr  zur  Intervrntion  bewogen,  um  dio  Portugiegischc  Constitution  zu 
Bchfttmi.  Die  IiitriTention  Oesterreichs  im  Kirchenstat  im  Jahr  l^'U  bat 
Fiaukrcich  veranlagst,  durch  Besetzung  von  Ancona  eine  Steliuug  Uagegeu  zu  ucimiuu. 
Ckigeu  die  Bnariedie  ünfterrettiioii  in  der  Tflrltei  1866  Inbea  licli  die  Weitaiiekle 
Terb&ndet  und  den  crieirtaliwihwi  Krieg  nnternomnien.  Der  franstaiachen  Inter> 
venUoii  in  Mexiko  traten  die  Vereinigten  Staten  1866  entgegen. 

2.  Es  ist  nniglich,  dass  ein  Stat  seine  Vertragsrechte  zu  wahren  unternimmt, 
indem  er  gegen  Verfassnngsilnderungen  interveuirt,  welche  jene  verletzen.  Dazn  ist 
er  berechtigt,  aber  ilaa  nur  soweit»  als  er  in  den  Schraniieu  des  ^  ulkcrrechts  seine 
Bechte  so  vertiieidigen  dae  Bedit  iaL  InabeBoodere  luvt  die  Bewitigung  von  dym» 
sUsdMD  Thronfolgerediteii  durch  eine  StatsumnitaDiig  winllrhe>  nnr  eine  itat«- 
reehtliclie  und  keine  ? 01kerre«Iitliclie  Bedeafemg. 

480. 

In  zusammengesetzten  Staten  bestimmt  die  ünions-  oder  Bundes- 
Terfassnng,  inwiefern  die  Intervention  der  Central-  oder  Bundesgewalt 
in  die  Ver&88iiii|S88treiti^iteii  der  ^mzelBtaten  znlässig  seL 

Beispiele  die  nUreichen  Interventionen  im  deutschen  Bund,  in  den 
Vereinigten  Staten  iw  Jumak»,  in  der  eeliweiserisoliett  Bidfeaessen- 
ioliaft 


3.  MtmieTerfalireii. 

481. 

Wenn  zwischen  zwei  Staten  völkerrechtliche  Gonfiicte  oder 
Differenzen  entstehn,  die  sich  auf  friedlichem  Wege  schlichten  lassen, 
80  ist  von  Anfang  an  nicht  der  We((  der  Gewalt^  sondern  der  Weg 
der  Minne  einznecUa^^en« 

Die  Gemltldnuig  ist  nur  in  FUlen  der  Hotliwendiglceit  gereehtfiertlgl^ 
weil  sie  for  iieh  ein  UeM  nad  eine  Geftlir  fBat  die  Modlidie  Bediteocdnong 
•elber  ist 

482. 

Als  WM  des  Minnererfahrena  unter  den  Farteten  amd  her- 
Tonraheben: 

a)  diplonatiacbe  Verliandbuiien, 

b)  Xamhi  mä  djfi  DmnMOirung  einea  Ulmw|i<irttn  Bechta  bü 
oder  Cime  f^Mt  und  EQito?Qnqtoiiig  för  dia  &kinftk 
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c)  die  freiwillige,  wenn  auch  mir  thataftchliche  Berftokriditigimg 
der  Ferdemngen  der  (Gegenpartei, 

d)  der  Yergjeicli  unter  den  Parteien. 

1.  Zu  a.  Zuweilen  geDiigt  schou  die  Mittheilung  von  Acten  zur  Auf- 
Wraiig,  oder  dne  grOndUdie  Rec]it«auiffthriiiig,  oder  eine  ebfache  Tor- 
•tellnng  oder  Betcliwerde,  die  AenBBenmg  eines  firenndUehen  TTuasehe«  n.  4gl> 

2.  Zu  b.  and  c.  Der  7er zieht  ist  ein  einseitiger  Act,  aber  ndtRlh^ebt 
auf  das  VerhältniKs  snir  (roj^enpartci.  Insofern  pehörr  n  1»)  u.  c)  zusammen.  Der 
Verzicht  b)  bedeutet  FalleulaBseii  eines  Ilechtsanspruchs,  wenn  auch 
vielleicht  nur  thatsächlich  dadurch,  das«  demselben  ge^w&rtig  keine  Folge 
gegebea  ifird.  Dem  entipcicbt  die  fieUeidit  ebaAIIs  aar  thateftchliehe,  Biek 
pcindpielle  Gewfthrnag  der  Forderaagen  e)  auf  Seite  dee  Termeiirtlich  oder 
wirklich  Verpflichteten.  Die  Hei  htsvorwalirong  und  der  Protest  haben  den 
Zweck,  dip  Verzieh tle ist iuil'  iAcv  Erfüllunj,'  pof^cn  ciiu'  Auslet'"'Mii'  '^icher  zu  stellen, 
welche  der  Handelnde  vcrnHüdeii  will  \iiul  seine  dun  h  seine  Hj^mllnng  zweifelhaft 
gewordenen  Rechte  möglichst  volistmidig  zu  bewahien. 

II.  Zu  d.  DorYergleieli  der  Parteien  setot  an  die  Stelle  deestnitigea 
SeditB  nonmehr  eia  aicliere»  Tertragereelit  Za  der  TetgleioteTCiliKDdlBng 
If^fMTO  TietflrHflh  woA  tob  Iwidfln  ^«4*?"  Onaadnlca  ffitffM»#  M<i  umiiflhtfgfe  wodea. 

483. 

Das  Iflinnevef&liren  kann  anch  durdi  die  guten  Dienste  (bona 
ofifiees)  einer  dritten  befreundeten  ICacht  unterstütst  werden. 

Die  dritte  Macht  kann  entweder  von  den  beiden  Parteien  oder  mindesteus 
von  einer  Bntei  am  Ihre  gaten  Diearte  angerafea  woidea  aela,  oder  ile  kaaa 
aai  eigeaem  Antrieb  dleeelbea  aoUetea.   JmaM  verweadet  lie  vm  Bam. 

moralischen  Einfluss  in  der  Absicht,  den  Zwi^^t  freundlich  anszugjeichea.  fiUe  gibt 
pnte  !Rritbe,  madit  Yerpleiphsvorschlftge,  «npfiehlt  bestimmte  Handlungen.  Aber  sie 
darf  nicht  drohen,  so  lange  die  Grwze  des  eigentlichen  Minneveriahreas  sa  wahren  iat.  ^ 

484. 

Selbst  bei  ernsten  Streitigkeiten  zwischen  verschiedenen  StsitPu, 
welche  zum  Kriege  zu  führen  di'ohen,  erkennt  das  lieutige  ^ulker- 
reclit  CS  als  wüiischenswerth,  noch  nicht  als  vülkcrrechtlicho  Pilicht 
dieser  Staten  an,  l)evor  sie  zu  den  Mitteln  des  Kj'iegos  greifen,  vor- 
erst die  guten  Dienste  einer  belreimdeteu  Macht  anzusprechen. 

1.  Die  noch  sclnvache,  nar  empfehlende  nicht  verpfliohteade  Vor> 

gclirift  liat  auf  dem  Pai-iscr  Congress  eine  formelle  Anerkeiinung  der  enropiUschen 
Grossmachte  erlangt  Protokoll  vom  14.  April  l«5tj :  ..Messieurs  Ics  Plduipotentiaires 
n*h^tent  pas  h  exprimer  au  iiora  de  leurs  gouvememens  lo  voeu  que  les  dtats 
eutre  leaquels  s'^leverait  un  disseutiment  s^ox,  «tant  d*ea  q^pelor  aax  snnes, 
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eoMol  recoun,  tant  que  toi  cfacomtaiMw  radmettnieiit,  tax  boni  offion  dNiaa 

puilBance  amicale/' 

2.  Die  Dcclaration,  welche  die  Tariscr  Coiifcrenz  am  20.  Jan.  1809  erlicss. 
nm  den  Streit  zwi^hen  der  TOrkci  uud  Griecheuland  friedlich  anszugleicben  und 
6riechenl£uid  Beiu;htung  seiner  vJMEerrechtlich«!  Pflicht  m  auliMn,  liittB  daa  gi»> 
wflBKlitan  Erfolg.  Die  mglelche  Behandlung  der  bekten  FuteiMi  dnvdi  die  Gon- 
fercnz  freilidi  duf  nicht  als  Vorbild  fOr  andere  Fälle  betrachtet  «öden.  Tgl. 
Bolln-i*eqaem7iis     der  Bevue  Inten.  L  8.  f . 

485. 

Die  giiton  Dioiisto  werden  zur  Vermittlung  gesteigert,  wenn 
eiae  dritt«  unl)«  !  heiligte  Macht  iiu  Emverständniss  der  Parteien  dio 
Minneverhandiung  leitet  und  eine  Verständigung  iicrbeizuführen  iinter- 
nuxunt.  Der  YermiUler  soll  eine  urpartoüache  Stellung  behuu^teo. 

Es  ist  möglich,  dass  eine  Partei  die  ,,giHesi  Dienste*'  einer  neutralen  Madrt 
annimmt,  aber  die  „Vermittlung"  derselben  verw  irft.  Dem  Tcrniittler  kommt  es 
zu,  billige  AasglelchuiitrsvorRchlftge  zu  machen  V.i  kuiiii  aber  auch  sich  für  die 
Vorschlüge  einer  i'ai  tci  cikiaruu,  insoweit  er  sie  lur  billig  erachtet  Aber  es  wider* 
ftnüet  dar  opitriiMlifla  ISfata  im  Yemilttanarti,  den  der  VcnBittler  ?armp* 
«elee  die  Intereeicn  einer  Mei  mtrele  and  gv  YortlMile  ftr  eidi  eelber  «oe- 
bedime^  obwohl  auch  das  zuweilen  geechehea  iiL  Sh  Befafiel  bd  Laare&t  £tndei 
ear  lldet  de  rhrnnaiiitd  XL  880. 

486. 

Daraus,  dass  die  teteien  die  VendiUge  des  Ysfiiiitiiefs  an« 
nehmen,  folgt  nidit  seme  Gewahrleistuiig  der  üebereinkoiift. 

Die  Gewährleistung  des  Vermittlers  setzt  einen  besondem  Garäntie?ertrag 
mmm.  Vgl.  §  430  f. 

487. 

Auch  wenn  eine  Yennittlmig  angenommen  worden  ist,  besteht 
kein  rechtliches  Hindenuss  für  die  Parteieii,  unmittelbar  m  ver- 
handeln nnd  sich  unter  einander  an  TfffirinfrMren. 

Die  Yermltthmg  tritt  nur  hinzu,  am  die  Yerstftndigiing  der  Putelen  la  be* 

fördern.  Sie  darf  nicht  zum  Hinderniss  dieser  werden.  Der  Yennittler  kann 
sich  nur  dann  über  3Iissacbtnng  seiner  Vermittlung  bescliweren,  wenn  er  durch  die 
Parteien  getuuscht  wird  oder  ihm  die  Erfolge  der  unnjittJ'lhareu  Verständigung 
verheimlicht  werden.  Denn  oIh  anerkannter  Vermittler  lütt  er  einen  berechtigten 
Ansprach  anf  dae  Yertraaea  der  Parteiea,  lo  lauge  er  seia  OlenMiisaienai 
Aait  oapirliliich  «ad  Bdk  Ita^  and  ISniklit  vwmllet 
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488. 

Die  Btreitcnden  Parteien  können  auch  ^  Erledigung  ihres 
Streites  einem  Schiedsgericht  übertragen. 

1.  Ist  der  Reclitfipimdfiatz  nicht  streitig,  aber  eine  Thatfrage  brstrittcn, 
aaf  welche  jener  Grundaatz  Anwemlnnir  findet,  so  uenut  man  das  a r Iii i  ratio. 
Z.  B.  I>ie  ijuachftdigungBitfiicht  wird  aucrkauut,  aber  Has  Mass  des  wiridich  ein- 
«•MMi  SelMdBM  vul  ddMr  dM  Ita  dtr  J&Miidiguug  irt  sMIg.  Za  der- 
irligflii  Brfiii>ii^|ipiwiAtom  elgDan  ridt  dHni  gsirfHiiilkli  tidifmllad^t  BcUUmt. 
Um  TflriUlMn  wird  daher  zum  Sch&tzungsverfahren. 

2.  Wenn  dagegen  das  Rcclit  selber  streitig  ist,  also  z.  Ii.  die  EntschiUligiings- 
pfliclit.  so  wird  das  eigentlicbea  Arbitrium  geoaunt.  £b  bedarf  dann  aluer  Sachte- 
entaciieiduag. 

489. 

In  der  Baijel  steht  m  den  JBarteien,  welche  em  Sohlftdggflridit 
berafen^  frei,  za  bestimmen,  wem  das  Schiedarichteramt  fibertrsgen 

L  Möglich  ist's,  dtti  ichflii  mm  vonns  donh  eüien  Btatenvertrag  du 
iddednichterliche  Verfahren  angeordnet  und  selbst  die  Personen  der  Schiedsrichter 
bezeichnet  oder  doch  die  Art  der  Wahl  rptnilirt  ist.  Wenn  Am  nicht  geschehen  ist» 
dann  müssen  im  einzelnen  Be<lflrfnisbiuil  sich  die  Parteien  auch  darüber  vertragen. 

2.  Es  können  zu  Schiedürichtem ,  je  uadi  dem  Belieben  der  Parteien,  er- 
atunfc  woidsi  8<itählnpter,  eder  iMslehsndB  Qtiiclilaliflfei  edsf  Flrtvalpsitootn 
(BtffMigfkliftf).  fiiiitunifftfwltilitflff,  UreUielie  Anloritiktti,  Oideoacqdtal  o.  a.  £ 
Wenli  n  !^tatsliüupter  gewIUt,  SO  nimmt  man  als Hibetveist&ndlich  an,  dass  dto- 
selben  die  Verhandinngen  dnreh  deleirirtp  Zwischenpersonen  leiten  und  den  Schieds- 
spruch ausarbeiten  lassen  können,  aber  der  Schiedsspruch  wird  in  ihrem  Namen 
und  unter  ihrer  Autorität  verkfindet  In  manchen  F&llen  wird  es  daher  nicht 
nmkBlMig  adiii  somAae  Fmoiwn  lu  fiddeteldttsni  in  bmmIub.  Btl  der 
Stawlt  dne  poUtiaiehe  Seite,  oder  aiud  die  polHiadien  Tirtmaaffli  dea  adiledaricliter- 
tteban  States  mit  der  Stimmung  und  Haltung  in  einem  der  beiden  Parteistaten  tev* 
flochten,  so  ist  die  Gefahr  zu  besorgen,  dass  der  sonveränf^  Srhiedsrichter  die  eigenen 
|v<litiHohen  Motive  einwirken  lasse  mif  ^;f  ino  Amtsführung.  Sind  dagegen  keine 
politischen  Interessen  mit  in  Frage,  und  i&t  daher  fUr  die  Unparteilichkeit  des  zum 
Schiedsrichter  gewfthhen  SooTerlna  nidtta  so  ftrdkten,  so  haben  die  Ffertden  bfal- 
«iader  heine  BmaH»  in  dan  vidlaidit  unbekannten  Pommb,  «dcfae  all  gdieinw 
Büte  daa  Sdiiedsrichtcra  di»  eigantlichen  Oesch&fte  besorgen  un  l  dvn  Sprndi  la^ 
arbeiten.  Sehr  beachtenswcrth  scheint  mir  der  im  Jahr  186G  iu  Nordamerika  ge- 
machte Vorschlag,  dass  vorzugsweise  angesehene  PnbHcisten  und  Rechtsge- 
lehrtc  aus  den  neutralen  Staten  zu  Schiedaricl^m  gewahit  worden  sollten,  welche 
ihre  wiasenscltaftüche  Ehre  fOr  eine  riditige  und  nnparteaaohe  Rahithddnog  niiaa 
BlMttekll,  ■••  TiOtiNaM.  18 
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setzen  haben.  Wenigstens  wird  eine  rlonrtigc  Auswahl  vorrfl{»1iph  (k  pj^ssen,  wo 
f\f-'T  Stroit  eine  weseutlick  vermügensreclitHche  Seite  liat,  wie  bei  Eutschitdi- 
giingsi ragen.  £s  wäre  ein  grosser  Fortschritt,  wenn  zum  vonuu  eine  Liste  Toa 
angesehenen  Vertretern  der  völkerrechtlichen  WiflMftieliaftliiidXea&eril 
der  ▼OlkeftMlitlieliOB  Praxli  gebildet  vttrie,  ms  irdclMr  denn  tm  tpltona 
Streitfklleii  die  SflMedsriehter  ernannt  würden.  Jedem  anerkannten  State  afinle 
dass  Recht  zustehen,  je  nach  seiner  Bevölkerong  eine  Anatiil  MJeher  Mimwr  auf 
du  ellgcmpinp  vnlkerreehtlichc  Verzeichnisa  m  setzen. 

3.  iieacliUiiswerth  ist  der  Vertrag  zwischen  der  Union  der  Vereinigten 
Staten  und  Grossbrittanien,  Washington  8.  Mai  1Ö71,  durch  welchen  für  die 
enfflWHUilen  Alilieiiiertieiltfltfiliiwi  (EnlKfaftdigunggC^^  wegen  MiMidiliing  d« 
KeatenttiliBfliciilen)  ein  SeUedegeiicbl  In  CM  beMft  «nKde,  6  Sfitfl^eden. 
Der  Präsident  der  Union,  die  Eön^vn  wn  England,  der  König  von  Italien,  der 
Prä^if^rnt  der  schwi/frischen  Eidgenossenschaft  und  d fr  Kaiser  von  T^ranihVn  (d  h 
die  beiden  Parteien  und  3  unparteiische  P^isonen)  sollten  je  ein  Hi%lied  eniennea. 
(Art.  1.) 

490. 

Vertragen  sidi  die  Parteien  nicht  über  gemeinsam  zu  ernennende 
Schiedsrichter,  so  ist  anzunehmen,  jede  Partei  wähle  ihre  Schieds- 
männer firei,  aber  in  gleicher  Anzahl,  wie  die  Gegenpartei.  Ist  nicht 
yerabredet,  wie  der  ObniMUi  sn  bezeichnen  sei,  so  steht  es  den  beider- 
seitige Schiedsridhteni  la,  entweder  den  Obmann  gemeinsam  m 
wählen,  oder  elneBL  mpartamBchen  IMtten  die  Wahl  desselben  an- 
bflsni  in  geben. 

Zun&chst  sind  die  Parteien  berechtigt,  wie  ein  schiedsgerichtliches  Verfahren, 
so  auch  die  einzelnen  Schiedsrichter  zu  w&hlen.  Das  Vülkerrorlit  kann  nnr  einige 
Regeln  aussprecln  n,  die  im  Zweifel,  wenn  niclit  von  dcu  Parttieu  audeiis  bestimmt 
worden,  als  selbstventundliche  Meinung  der  Parteien  beti^kchtet  werden  äolkn,  weil 
die  der  Nstnr  der  Db^  »d  der  Yfilknnitte  eniqnelien.  0te  yiiWMiiig  «feMi 
Obmanns  wbd  mindestens  denn  nothwendig,  wenn  die  fleUedniahtar  in  ißMmt 
Hälften  sich  q^ten,  damit  eine  Melirhcit  zu  Stande  komme.  Sie  ist  all«  fon 
Anfang  an  zweckmässig,  um  die  Eiuiieit  des  ganzen  Verfahrens  zn  lichsun  nnd 
für  eine  unparteiische  Leitung  zu  sorgen.  W^enn  die  Parteien  uidit  unter  sich,  oder* 
wenn  die  bchiedsrichter  nicht  einig  werden  aber  die  Wahl  des  übujuiUiä,  äo  bleibt 
nur  die  ^^^»^^*»™""g  doreh  einn  Britten  obcig,  z.  B.  slw  nentnie  Kegierung  eder 
einoi  QerichtBhot  Da  aber  soeh  daxflher,  wer  als  Dritter  m.  erbitten  sei,  die  Ee- 
nennung  des  Obmanns  vorznnehmen,  die  Psrteien  oder  ibve  Schiedsrichter  sich  ver- 
stäjidigeu  müssen,  so  kann  auch  daran  das  ganze  schiedsrichterliche  VedyuNn 

■fthAitom.  ^Ufig  Ag  wn  itmam  Tnrhfll*'  t^iiHfln  JElinvAistandniBg  nifitt  iteannak 

491. 

Dm  ans  mehreren  Penonen  beetehende  Sohiedsgeridii  handelt 
ffmuäamm  als  Ein  Köiper.  Es  venümmt  die  Parteien  nnd  je  nac& 
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JJmK/^ihäm  Zeufw  md  SaehrasMadige,  prftft  die  efMdiehMi 
DifttsBclioii  md  QiliBbt  die  oifbidfliliQlketii  B6iral86w 

IM»  TUMIiMt  <l«  ScIMiwMi  IM,  üMd  «  Mii»  Y«lhaMht  iMv  w 
dnFtelelMksbUttt»  denaooli  «tue  rieliterlielie  woä  hMofSm  den  fMden  actOMk 
übergeordnete  beziehtugsweiae  für  die  Futelea  Terpfllehteiide.  Die  Proceii* 
leimag  Irt  M-  dm  8chie»Bwkiiie. 

492. 

Dtt'liddedsgcriclrt  gilt  im  Zi^eifel  ab  eniAditigt,  den  Parteifln 
HDige  VergleicliSToracliI&ge  m  maehea. 

Ob  das  zweckmässig  sei  oder  nicht,  muss  dem  Schiedsgerichte  zu  (;rwügeu 
fCSMiellen  bleiben.  Immerbin  aber  wird  des  Sdiied^cricbt  sich  davor  zu  hüten 
hftlMBf  deei  et  wSxSbik  donih  deo  YeigltiidiivufMAihif  du  VertKMwn  in  eebie  redi^ 
Kdie  Beurtheilung  oder  in  seine  ünpurteilichkeit  untei^rtOit  Der  VlHgleldiSfenciUag 
gehtet  dem  Minnererfahren  an,  nicht  dflte  BmhtiPprfabrcB^  für  «eichet  haupt- 
rttfhlifh  dM  Schied^gBiicht  eniMiBt  in.  /Alwir  ft  ItHm  4jM8i  i||f*^fbriffh  n%^i^ 

492  a. 

Das  Scliiodsgericht  urtheilt  über  die  Auslegung  des  Cosoj^ro- 
misses  der  Parteien  und  demgemäss  über  seine  Competenz. 

Die  Frage  ist  bei  Gelegeiilieit  des  Crpnfpr  Srbiods^prichts  zwischen  der  Union 
der  Vereinigten  Statin  mid  Endand  ernstlich  zur  Si)rache  gekommen.  Vgl.  darüber 
besoudm  den  Aufbau  vun  i;oli«-J»equemyn8  in  der  Kevue  dvt  llroit  intern. 

rr.  I  mi 

493. 

Der  Sprußh  der  Mehrheit  gilt  als  Sprach  des  ganzen  Schieds- 
gerichts. 

Bildet  sich  keine  Mehrheit,  sei  es  weil  es  an  einem  Obmann  fehlt,  dessen 
Beitritt  zu  einer  der  beiden  Meinungen  der  in  gleicher  Zahl  gesfinltoTif^n  Schieds- 
richter den  Au&scldag  giljt,  oder  der  für  seine  eigenthömliche  Meiimug  die  Zustim- 
acrnng  der  einen  llali'iu  der  Schiedi»ricliter  gewinnt,  «ei  es  weil  die  iudividoeUen 
MetnoBgea  ms  ebuader  gehan  oad  diB  OrttodwkhUi  jeder  «afieiatflliainlMll»- 
mrimtg  ntkucit  md  «M  wkM  emm  dtdM*  jritulii,  4tm  dl»  Meinmg  des 
Obmanns  für  sich  allein  entscheide,  so  fehlt  es  an  eine»  gMUgUl  B(WlilW!p<MCii*lMd 
ri*fT4TrrtM**"*V  licpiiiMB  in  «foig|e»  oaWtofcw 

494. 

Sprach'  des  Scbiedsgerichtd  ^v£rit  fl^  ^  Parteien,  vdiB 
ein  Vergleich. 

Ks  wini  aiignnommen,  dnsa  die  IMrtdeu,  welche  die  Entscheidung  ihres  Streits 
.fcrtn^nniaeig einem  SeUedsgericht aava>li^  haben,  danal  ftu^  ihr  eventuelles 
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SttbMfeit  Bach. 


EiuTerständniss  mit  dem  Spruch  des  Schiedsgerichts  crkltot  haben.  In  vielen 
Fällen  wird  daher  aus  dem  Spruch  ein  Vertragsrecht  unter  den  Parteien  Wtr 
stehn;  in  andern,  wenn  etwa  einer  Partei  ein  beüiMptetei  Ibodit  «iofiMll  abg^ 
iprodini  mdm  Ittt  niid  du  vfahen,  irfe  «in  Tartloht  dmeOwB. 

495. 

Der  Spruch  des  Schiedsgehchta  kann  TOD  eiitör  Partei  ab  ua- 
gültig  angefochten  werflrn : 

a)  wenn  und  soweit  das  Schiedsgericht  dabei  seine  VoUmachteii 
überschritten  hat, 

b)  wegen  unredlichen  Verfahrens  der  Schiedsrichter, 

c)  wenn  das  Schiedsgericht  den  Parteien  das  Gehör  verweigert 
oder  sonst  die  Fimdamentalgniadsätge  alles  fiechtsrarfalireDa 
offenbar  verletzt  hat, 

d)  wenn  der  Inhalt  des  Spruchs  mit  den  Geboten  des  Völktt^ 
und  Menschenrechts  nnTertraglich  ist. 

Aber  dar  Schiedsspruch  darf  nicht  aus  dem  Grunde  angefocht^ 
werden,  dass  er  unrichtig  oder  fUr  eine  Partei  unbillig  aau  Vorbe- 
haHen  blaibt  die  Berichtigung  blosser  Beohnangsfehler« 

IZna.  Wem  das  Schledsgtzicbt  Ober  Beehtsrarb&ltmBse  entscheidet,  weklte 
aviserhalb  dar  Um  ertheHten  Vollmseht  Jkgßn,  so  lit  dieMr  Eotacheid  na> 
ffftltlg. 

2.  Zu  b.  Würde  z  B  nachgewiesen  werden  k  ii,  dass  die  Si  liiriisnchter 
von  einer  Pu'tei  sich  haben  bestechen  lassen,  damit  sie  einen  üir  günstigen 
8|ndi  thno,  so  wire  denelbe  anf  6chtb»r. 

8.  Zn  &  Bas  scUediridUerUdie  TerftliieB  H  FroeesiT erfahren  uid 
daher  zwar  nicht  einer  bestfaBmten  rrowordnnng,  al)er  den  selbstveratindlicbeB 
IlauptpTnndsätzen  aller  Proccssordniin'/pn  unten^'orfon  Der  Schiedsspruch  knnn 
daher  nicht  wegen  blü^r  Fonnfohlt  r  angefochtm  und  für  ungültig  erklärt  werden, 
aber  wenn  in  aufi&lUger  und  unzwcüelhafter  Weise  jene  Haupt^ruudsat^e  verletzt 
woidea  tiad,  wenn  z.  B.  den  Parteien  keine  Gelegenheit  gegeben  worden  ist,  ihre 
Bebaiqptiaigen  la  nttmtm  und  die  dts  Gepm  m  widerlegüi*  dnn  bnnduB  ris 
sidi  auch  niclit  einen  so  wOlkBrildwn  Machtspnich  gefallen  zn  lassen. 

4.  Zu  d.  Was  nicht  vertragsmAssig  vereinbart  «ttdsn  darf,  dis  dlif  «adi 
oifiht  durch  einen  Schiedsspruch  auferlegt  werden. 

o.  Würde  mau  dagegen  verstatten,  einen  SchieiLsspruch  deslialb  anzufechten, 
weil  er  die  Interessen  einer  Partei  Kchädige  oder  unbillig  sei,  oder  auf 
einer  Irrthttmllehen  Beehtsansieht  bomhe»  so  Ums  etfMfeaiMMdisa  «Imt 
endgoltign  fiEledtgang  das  fiMs  wd  in  gßum  Zweck  dai  sddadnkhMdMi 
Voefthmis  ivira  vsnilelt. 

486. 

Iii  iiiiH!iniiffl''iffiHtgn  fltitoii  (Plfaitmhlhiilffli  t  BondttHAntai 
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OfBunracnfln,  nppoggwaciiiMy  wonmi  ai6  owBiugBBiMn  dflr  ausBi" 
steten  unter  ndi  ote  mit  der  Bunde»-  oder  Central-  oder  Beldit* 
gevalt  je  naoh  ümslinden  an  veriiusmigniiassigc  ScUedegaridito 
oder  an  festgeordneta  Bundes-  oder  Beiohagerichte  aar  Yerbandfamg 
md  Rntwfiihffl'dnng  Terwieeen.  Im  erstem  FaU  fübt  das  ficJuadsgericht 
ein»  Oedditebarinit  ans,  vekbe  nicht  bloss  auf  dem  CompnNuii« 
der  Barieien,  sondern  sngleicli  anf  der  VerfEMenng  beruht. 

In  Deutschland  pflegt  man  diese  Schiedsrichter  Austrage  zu  nennen  und 
das  Austräge  verfahren  von  dem  gewohnten  schiedsrichterlichen  zu  untersdicideii. 
In  der  Tbat  beMeht  der  GegnHats  der  Antorit&t.  Die  Austräge  haben  eine  wahre 
QericlitegewaU,  kimft  des  Ytn^tonrngmtifhtii.  die  aiideni  Sdiiedinditer  dafefea 
nur  eine  von  dem  Vertrage  der  Bttteien  abgeleitete  Befugniss,  für  dieselben  zu  ur- 
thcilcn.  Auch  die  Austr.lge  können  gewillkürt  soin,  d.  h.  durch  freie  Ucbcroln- 
kuiift  der  Parteien  giaaeiusain  bereif hnet,  oder  von  den  beiden  Parteien  je  zur 
Hälfte  freipwählt  sein.  Aber  da  die  Parteien  durch  die  Verftwsung  verpflichtet 
tfnd,  ihren  Streit  «a  dn  Schiedigerichi  an  bringen,  so  vShlen  de  dieee  Aoatrftge 
in  Gedanken  an  jene  Beclitinothweadigkeit  und  nicht  ans  vtfllig  fiwkr  WiOkflr. 
Zur  Wahl  überbnq^  sind  sie  verplikiitet,  mir  die  Personen  können  sie  frei  wählen. 
TjU  ist  aber  ebenso  möglieli,  dass  die  Verfassung  aucli  die  Art  der  "Walil  näher  be- 
grenzt, z.  B.  auH  einem  bestinunten  Gerichtshof,  aus  einer  zum  voraus  fostpestellten 
Liste  vou  geeigneten  Personen,  oder  geradezu  einer  bestimmten  Behörde  den  Vor- 
schlag der  Schiedsrichter  oder  die  Eroenniing  des  ObmaaDB  enbehwgtht,  a.  R  einem 
biiiUiiiiiiinn  CtetidildMf  oder  der  Bmidee-  oder  BeMhem^tanuig  oder  ftinateoiiileliiMi 
v.  d^  Es  bt  das  dann  ein  Bestandtheil  des  Bundss-  oder  Reichsstatcrechts,  aber 
«Olk  awischenstatlicher  und  insofern  völkerrcchtlirhfr  Pedcntung.  Vgl. 
darüber  Aegidl  Artikel  Anetrtse  in  Bluntschli  «od  Brater  I>eBtichem  State- 
«äcterboch. 

497. 

Dnrcli  StatenwtrSge  kilnnen  ebenso  üBr  vorgeselieoie  Streitig- 
kesteDf  nelehe  nnter  den  von  «mwaiiAw  tmabUngigen  Staten  entstehen 
wfirden,  aom  vorans  nihere  Vorsdiriften  ttber  ein  schiedsriGhterliches 
Verfahren  feetgesetst  and  das  Schiedsgericht  mit  einer  wirktichan 
Geriditsbarkeit  an^gerüstet  werden. 

Beiqpleto  derAft  wen  acte  InlOtlddter  edirl^^  8le  koamen  auch 
ia  neoerer  Zeit  for,  x.  B.  bei  Haadelsvertrigen.   Dnreh  lolche  Anordnnng  wird 

passend  für  eine  friedliche  Erörterung  und  Beretnignng  Ton  8tnit(|^tea  fSKUgl» 
für  die  es  keine  onkntiichni  Gerkhte  gibt 

Der  Fortbildimg  eines  gesicherten  Völkerrechts  bleibt  es  vor- 
behalien,  »uch  durch  TÖlkerreditUche  VuLuuibaiuü^eu  üb^haupt  für 
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W  8lzdti|^toii  tibor  EntociiiUligtagifciteDiigcn,  oeremonielle  Aa^ 
flprildM  «nd  andm  Oin^,  velclie  nidii  die  Riritton»  vod  Eni« 
nidUimg  des  Stetes  selbst  betreffen. 

Die  Bestimmung  des  Pariser  Congresses  von  1856,  dass  vor  BegiDn  des 
Kiligt  dfe  gntesDianls  sinsrbefreBiiMeiiliuhtsiic^^ 
t  484),  ksnn  sto  tln  snlsr  Tennek  MnAtet  ais  fiiedUiohs  BMisac 

dsr  tOIlEerrechtlichen  Streitigkeiten  zu  begflnsügen.  Die  SkAnoft  irird  üi  deneBNn 
BIcbtung  hoffentlich  noch  entHrh;o(Tpnpro  Fortschritte  marhfn  Bei  einer  Meng©  too 
Streitigkeiten  int  es  für  Jedemiaim  klar,  dass  der  Krieg  ein  gauz  unverhältniss- 
mässiges  Mittel  ist,  sich  Becht  zu  verschaffen.  Ein  Stat,  der  am  eine  blosse  Geld* 
fmpdenmg  darcbmiBtoep,  mm  Kriege  greift,  glelcbt  Jeneni  Btosn  der  Fabel»  wakber 
BCh-were  Steine  luch  der  Fliege  wirft,  welche  anf  der  Stime  des  Bdilafenden  Freun- 
des spaziert  und  in  der  Absicht  die  Fliege  zu  vertreiben,  den  Freund  damit  tödtet 
Es  wäre  nicht  mehr  zn  frflli  für  chis  liumaner  gewordene  Reclit.sl)cwiisstsein  der 
civllisirteu  Welt,  wenn  endlich  von  einem  Congress  der  Staten  für  derartige  Fälle 
der  Krieg  untersagt  und  ein  schiedsrichterliches  Verfahren  zum  voraus  ang^rdnet 
würde,  durch  welcbes  soldie  kleine  Hindel  billig  geschlichtet  werden  sollen. 


&  Zmn^nntttel  itee  Krieg:  SeliMsUifllfe  dnrdi  BiycMMiltoH, 

499. 

Wenn  das  Minneverfahren  oder  das  schiedsrichterliche  Verfahren 
den  Streit  zweier  Staten  nicht  erledigt  oder  unthunlich  erscheint,  so 
ist  der  verletzte  Stat  zur  Öelbsthiilfe  berechtigt. 

Wenn  ein  Stat,  der  sich  in  Feinem  Becht  verletat  fahlt,  keine  Beseiti^nmpf 
des  Unrechts  und  keine  Geaugthuung  erreichen  kann  durch  Unterhandlungen  oder 
in  Folge  eines  geordneten  Bechtsverfahrens,  so  bleibt  nur  der  Weg  der  Sclbst- 
hftlfs  llbrig,  wenn  er  es  al^  venleht,  lidi  das  ÜBiedrt  gefallen  in  laaaen  vnd 
anf  Genngdunng  m  venriehten.  Die  MM  der  Selbstbftlfe  rind  wieder  aelir  ver- 
schieden,  umm  gleich  sie  nun  alle  den  Zwang  mdinsoten  die  An  Wendung  der 
sUtlicbeii  OewaU  in  sieb  schUeasen. 

500. 

Als  völkeiTCchtlich  zulässige  Repressalien,  ohne  Krieg,  ffolten: 
a)  die  Beschlagnahme  und  nach  Umstünden  Pianchuig  und  Ver- 
silbenms?  von  gegnerischem  Statövermögen  innerhalb  des 
eigenen  kijlatägebiets;  * 
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b)  die  BwfiMiignriimft  tqii  rataUwaogen  der  ^"fl«»»Vflfi 
des  gugnfflriwAffii  State  niitfirlnilb  des  eigenm  Gkibiett)  in- 
MfÜBcn  dereelbo  riflik  mror  m  inderreohtHcher  Weiee  aa  dem 
FÜreAvennds^  der  eigBiieii  Steteangehürigen  Tergriffeii  luit$ 

o)  die  Hemmimg  des  Handels-  imd  PostTerkehra,  der  Eisen- 
balm-  imd  TelegrapheiiTerbiadimg,  der  Sduffiahrt; 

d)  die  ZBrSdkwetaoiig  oder  Anaweiraiig  der  AngehSrigen  des 
TerietMudoL  State  uüb  dem  Gebiete  dea  tedetaten  Stata; 

e)  die  Znrnekhahmig  toh  Pemmen,  irailbbe  den  gegneriachen 
Stet  repiaaentiren  oder  dodi  demselben  angehoreD,  als 
Geiseb; 

f)  die  Ge&ngennahme  jm  Personen,  welolie  im  IHensto  dea 
ünreobt  übenden  Stete  sind  oder  aelbak  ^on  MvB%MraoiMii, 
«eiche  demaelben  angehSren,  wenn  die  eigenen  Angehörigen 
znvor  Ton  dem  beleidigenden  Stete  wideireditticli  gefangen 
gehalten  worden  sind; 

g)  die  Weigenmg,  wtragsm&ssige  Leiatangen  ftmer  n  er- 
füllen nnd  die  Losaagong  Ton  beatebenden  Verträgen; 

h)  der  Enteog  der  Pkirilegien  oder  aelbst  dea  priTtttredii- 
Hchen  Beditesscihntees  gegenüber  den  Angehörigen  dea 
gegnerisdieB  Stete. 

1  r>!0  Mittel  der  Solbsthulfo  wenlon  Repressalien  (von  rcprcheudere, 
nicht  von  rcprimere  abgeleitet)  genannt,  wenn  dieselben  bezwecken,  dem  Recht 
ferletzeaden  Stat  das  Bewusstsein  seines  Unrechts  dadurch  klar  su  machen,  dam 
Mdi  Dm  ein  Uebel  ngefQgt  wird,  «r  ebeafrUs  als  ITancfat  enqpdDdel,  und 
doueiben  durch  dieies  Mittel  nr  HenteDang  de«  Hechte  und  waae  Gtmigthnnng 
satenpegn.  Katargem&ss  haben  daher  die  Repressalien  den  Character  der  Wieder- 
vcTgcltung  zum  Zweck  der  Rechtshulfe  und  Hechtsnothigung.  Die  Mittel  im 
Kinzelnen  sind  höchst  mannigfaltig  und  nicht  vollständig  zmn  voraus  aufzuzählen. 
Sie  andern  ihre  Gestalt  mit  dem  Wechsel  des  Lebens  und  der  mannigfaltig  £r> 
scheinung  des  Torausgehenden  Unrechte. 

8.  Zn  a.  Dia  BeecUagnahme  von  gegnerischem  StatiTemagen  iat 
eher  emrendbar  nnd  xu  rechtfertigen,  als  die  von  gegnerischem  Privatgut,  weil 
nur  die  Steten,  nicht  die  Privaten  mit  einander  streiten,  daher  zunächst  die  Selbst- 
hilfe nur  gegen  den  Stat  und  nicht  gegen  die  Privaten  sich  zu  wenden  hat 
Das  altere  Privatrecht  der  germanischen  Völker  gestattete  in  ähnlicher  Weise, 
zur  Zeit  einer  noch  wenig  ausgebildeten  GerichtshOlfe,  dem  Privatgläubiger  für 
ebe  geständige  (gichtige)  oder  erwieMneSchnld  di«FfladnBg  ata  SeltedieUB  gegea 
den  fjkMjHwr  saaawendML  Dss  lieatige  YOttnrrccht  ist  bezüglidi  dir  GeilditB- 
hatte  noch  ebene  wenig  gnidmrti  sta  dss  halbberbedsdie  Privstrecht  im  Mittel- 
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lAlar;  dilür  M  dbsB  Art  der  Sdliiüildfe^  dte  In  dem  nodenien  Prinitmlilft  iii 

dar  Regel  untersagt  bt,  im  Völkerrecht  nodi  nfelit  sa  entbehretL 

3.  Zu  b  Pio  Beschlagnahme  von  Priratgut  in  der  AbsiVht  dadnrrh 
den  Stat  211  nöthigcu,  dass  er  von  seinem  Unrecht  abkase,  ist  unter  allen  Um- 
st&nden  ein  bücbst  beUeuklicIies  Mittel  der  SelbsihCdfe,  denn  es  trifft  weder  die 
schuldigen  noch  die  >erant wörtlichen  Peceoneiif  und  flbt  auf  den  nicht  beUufcüiu 
8t»t,  den  man  nOtUgen  wfll,  eine  hOehst  xwelfeDtafte,  nnr  sehr  mittelbare  Efn- 
irfrkinig  aas.  Gerechtfertigt  wird  sie  daher  höchstau  alt  Gegenrecht,  wenn  suTor 
der  gegnerische  Stat  ähnliches  Unrecht  gegen  Private  verübt  hat,  welche  auf  den 
Schutz  des  eigenen  Stats  angewi&sen  sind,  und  selbet  da  ethebea  skh  geirthnUch 
laute  Klagen  aber  ungerechte  Qewaltthat 

Cromwcll  hatte,  nachdem  ein  englisches  Handelsschiff  an  der  französischen 
Kttate  Ton  den  franaOeisdten  Behörden  adnea  Eracfatene  in  vOlkerreehtswidrlger 
Weise  w^gen<»nmen  und  e<Hifiadrt  worden  war,  aar  BeprowaUe  sofort  swel  ftao- 
sfieiaohe  Handelsschiffe  im  Canal  als  Prise  wegnehmen  lassen.  Die  franüOoladie 
Regientn?  li^ss  sich  diese  trotzige,  die  diplomatischen  Verhj^ndlungen  rücksiclitslo'! 
fur  Seite  scliiebende  Eigcnniacht  gefallen,  welche  an  das  Spticliwort  erinnert:  Schlägst 
du  meinen  Juden,  so  bclilage  ich  deinen  Juden.  Das  Unrecht  der  ätateu 
wnde  anf  käu»  Bette  gut  gemacht,  aber  auf  beiden  Seiten  hatten  ea  nicht* 
aohnidlge  Priraten  an  boana, 

Za  entschiedenen  Bedamatienen  pb  das  Verfahren  des  Königs  Fried- 
rich n.  von  Prensaen  Verflnlasmmg,  welcher  die  Zahlungen  der  Schlesischen 
Landessehnld  an  die  englischen  Gläubiger  aus  dem  Grunde  hemmte,  weil  Eng- 
land seines  Erachtens  mit  Unrecht  Preuaslächcs  Handelsgut  als  Prise  bchaiuUe. 
Sie  Denlndiilll  der  eegiirlien  XieiUaiiaten  gegen  dleae  llepressaUe  hi  barObnit 
gBwwnIpB.  IDodeiien  etandun  aieh  ancb  da  englliehee  preaaabeliee  ünvedil  fegen 
Privaten  gefeaAlwr;  und  wenn  die  Englischen  Juristen  sich  fUr  jenes  anf  lierge- 
brachtp  Ynlknr^iftr»  nncl  ül)erkommene  Tlieorien  berufen  konnten,  so  konnte  sich 
König  Friedrich  darauf  stützen,  da«s  trotzdem  jenes  vermeintliche  Pris  iin  tht 
offenbare  Unrecht  sei  und  seine  Massregel  nur  als  Kepr^salie  demselben  die  \Vage 
batte  nnd  bMofen  gereditfiBrtligl  aal. 

Aodi  die  Bcprcsaalien  Wnglanda  gegen  Orieebenland  In  der  aogenannten 
Pacifi  CO -Angelegenheit  (1860X  iodem  zu  Gimsten  einer  unberücksichtigt  ge- 
blieVinru  11  Entschädigungsforderung  Pacifico's  griechische  Kaufschiffe  mit  Wegnahme 
bedroht  wurden,  erregte  daina]<?  in  tr^ixz  Europa  grosses  Aufsehen  und  vieUftltige 
Missbilliguüg  {»elbst  im  engliächcn  Uberhaus. 

4.  Zu  c.  Die  Hemmung  dee  Handelaverkebra  ala  Bepressalie  geObt, 
hat  wieder  ihre  groaien  Bedenken,  indem  regelmlagig  die  Benunnng  nach  beiden 
Seiten  Un  nacMwlIIg  wirkt,  aleo  den  mr  Selbethlllfe  adhra^den  Stat,  oder  sdne 
Bevölkenmg  ebenso  schftdigt,  wie  den  gegnerii^rhen  Stat  und  seine  TJntertlianen. 
Von  der  eigenlichen  SiK-rrc  wird  weiter  unten  (506)  näher  die  Ilcde  sein. 

5.  Zu  d.  Auch  die  Zurückweisung  der  Angehörigen  eines  ver- 
letzenden Stau  und  nocli  mehr  die  Ausweisung  derselben  ist  eine  äusserst 
flirte,  aeüen  gireditCHrligte  Mawegel  der  SelbethAlllB.  Mit  gnteni  Ormid  morde 
gegen  die  Annendmig  decadben  durch  die  Oeaterrelehiacli'Iienibnrdif  ekn 
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BB^snag  <ltt6X  Tartoar  iMMidi  au  Mailiiid  lanviei,  piMMlH 

MBMl  ditM  BiBfräiHi,  wekhA  «liM  Mingn  ■dmMhMwr  Prtnten  ia  flntn  Enrart» 

inid  iu  ihrer  WIrthschaft  empfindlich  sch&digti^  durch  kein  Unrecht  des  Caiitons 
Tessin  wl  l  r  MaUindiaebe  Frivaten,  aondem  mir  dnrdli  poBtiBdie  Beecinrerdea 

moUvirt  war. 

6.  Zu  e  u.  f.  Auch  der  Angriff  auf  die  Freiheit  nicht  schuldiger 
Pemwa  kam  uor  aar  Noth  nad  aar  imter  dar  Tiwiimirtmug  dar  Wiadflmr- 
gBHaog  «od  doc  Gegeorechü  TarfliaMlgt  «avtet  Wenn  dn  ftvaidw  Stat  aatfur 
naMve  Gflnnten  oder  Stategenossen  vidtnMibtlicli  flflfingen  hält,  so  mag  die  einst- 

■wcilif^  Gefangennahme  seiner  Gcsanten  nnd  Fntprthancn  dazu  diciipii,  ilim  sein 
Unrecht  y.nm  Ticwusstsein  zu  bringen  nnd  Abhülfe  zu  erreichen.  Aber  immer 
nüitstia  wir  uns  daran  erinnern,  dass  unsere  Gefangenen  nicht  an  jenem  Unrecht 
schuld  und  überhaupt  keine  Strafgefangenen  sind.  Bher  tritt  die  Anak^e  der 
KriifigpigBfiMgftfwieliaft  ein. 

Zng.  YgLobenfiSÖL 

501. 

Die  civilisirte  moderne  Yölkcrsitte  missbilligt  als  barbarisch: 

a)  jede  Grausamkeit  gegen  einzelne,  zumal  schuldlose  Per- 
sonen, 

b)  die  statliche  Ermächtigung  von  Privati)ersonen,  Angehörige 
des  gegnerischen  Stats  zn  fangen  oder  zu  tödten  oder  das 
Vermögen  derselben  zu  zerstören  oder  wegzunehmen. 

1.  Zn  n  Auch  wenn  wilde  Stimme  unsere  Stat.'<gcnossen  fyransam  mlss- 
handcln,  verbtümmeln,  tödten,  so  ist  es  dennoch  der  civilisirten  Stuten  unwürdig, 
ebenso  barbarisch  gegen  Angehörige  jener  Stämme  zu  feriahren,  welche  in  unsre 
Gemüt  geratlwn.  Das  Geaetz  der  Talion  darf  aidil  Us  nur  Barbarei  geftbt 
ireiden.  Ak  soldia  In  am&  die  HiarlelitvDg  nlelitaclialdige»  Peraesen 
angesehen.  In  dem  Befreiungskriege  dar  nordamerikanischeB  Odonieii  00gn  Sog» 
huid  kam  noch  ein  solcher  Fall  vor.  Der  englische  Hauptmann  lifppencott  lipss 
euion  geff;n:T(ncn  nordanicrikanjschcu  Offizier  hängen.  Der  engUscho  General 
Cliutou  nussbüligtc  das  Verfuhren  und  stellte  seinen  Untergebenen  vor  ein  Kriegs- 
goicht  Der  General  Washington  verlangte  aber  Au^ferung  des  Schuldigen  und 
Ikm»  ala  dieie  ««rveigart  mid,  wr'WtodBimgdtmg  ebMn  getagaa»  engBarlmn 
Offider,  Kameoa  Argillt  vor  ein  JükffguUtA  atdkD  und  ebenfalls  zum  Tbde  • 
vcrurtheilen.  Indessen  gelang  es  den  Bemühungen,  vorzüglich  der  Königin  von 
Frankreich,  denselben  zu  retten  nnd  eine  Begnadigung  dei  CkngreaNa  an  erwirken. 
Vgl  Phillimoro  DI.  150  f. 

2.  Zu  b.  Im  Mittelalter  kamen  solche  Ermächtigungen  ((fler  vor  nnd  wur- 
den Ar  eilnbl  gelMHen.  Eine  Fonn  deneRMo,  die  Kaperaebtffe  in  Kritga- 
nitan,  wurde  aogw  Ue  In  die  neueile  Zeit  geAbt  Siehe  nnt«n  §  670.  Mit  Eecht 
aber  verwirft  das  heutige  Völkerrecht  alle  solchen  Privatactc  der  Gewalt  Bi  ÜBUt 
dabei  an  jeder  Oarantie,  daai  die  SeUaMhaife  mit  Maas  geObt  werde. 
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m. 

Die  Wahl  imd  der  ümfimg  dar  RepremaUea  richtet  tkdi  nach 
dem  gerügten  Unrecht.  UnTerbSltnisenmesige  BepressaUen  sind 
niderreekiliGSi. 

Die  Repressalien  lassen  sich  nur  als  eine  Art  Nothwehr  verthcidigen,  iu 
Ermanglung  besserer  Bechtshülfe.  Eben  desshalb  sind  sie  nach  dem  Grund- 
tsts  einer  gpnA^tm  wuedttTtugoltiiiig  sn  bcstfnniwn  md  n  boiBOWofl.  Der  Natur 
der  IMng»  BMh  irt  üreilieli  dae  gHume  llHri>eBtiiiiiinuig  nicht  vohl  etanballHi, 

aber  ^  Grundprinzip  der  Yerhältnissm&ssigkeit  darf  dodi  Blemal«  unbe- 

ncTitot  Moibpii.  Iii  «lern  obipren  Pacificohandel  §  500  Anm.  3.  wurde  vomehmlicli 
(htt  iibor  Klage  gelQhrt,  dass  die  angedrohtea  EepressftUeu  ganz  unTerhAUiusBmAssig 
seien. 

503. 

Zu  Repressalien  ist  nur  der  TOrletite  Stat,  nicht  aber  die  von 
der  Yerletning  belzüffene  JhdYaJtpeanm  berechtigt 

Im  IfKlelalter  aatai  aNB  aa  PrlTalreprMtallan  §iäagm.  Aartm,  irfe 
man  ja  damak  auch  die  MmttAäB  flkr  cüia  arlaiibte  Rechtaholfe  ansah.  Das 

moderne  Stnt.s-  nnd  Völkerrecht  frcstattct  nur  (Irr  gDonliietcn  Stat^machl  öffcnt- 
liclic  RcrlitÄgcwalt  nns/utlben.  Nicht  verletzte  btateu  dürfon  nur  doiiii  zu  Ko- 
pressalien  greifen,  wenn  es  eine  gRmflfagi'flilirl'^'M  Verletzung  des  Völker-  und 
Menscheanchta  ra  rügen  gilt 

504. 

Die  Beparessalien  däiHan  nicht  länger  dauern,  als  bis  das  Un- 
recht, welcihee  dieaelben  Tenoüasat  hat,  irieder  gutgemacht  und  ge- 
sühnt ist 

Dm  Mgt  HM  dw  HMr  dir  BaprotaJi«  tk  thm  aataakaitwaitea 

Selbsthülfe  gegen  Unrecht.    Dar  befriideto   ""^^  «ctrlsi  dabar  die 

Foctdaaar  dv  BafnaHüfla  aiehL 

505. 

Die  BetoffBitm  beiwedit  nicht»  Unrecht  sn  rügen,  sondem  iafc 
ein  poUtiMiiee  Ifittei,  einer  naehüheiligw  Beohtetlbung  eines  andern 
Stets  entgegen  wirken. 

1.  Die  Retorsion  ist  nicht  g^en  Unrecht,  aber  gi^en  eine  unbillige 
Anaabung  fremden  Beehtea  gewendet  Z.  Bl  Dar  SM  A  gibt  in  aalter 
floanUBriliiiatt  liiin  nlnlmlmliiiliwi  flUiifilfflimi  ntnnn  Tnimc  xnr  im  rnrniiiTT  Oder: 
la  dep  State  A  kealait  eine  strenge  ZunAordnoag,  welche  öm  Gewerbebetrieb 

der  Ausländer  erschwert.  Oder  das  Zollsystem  des  States  A  erschwert  den  Angc- 
lii>rn^  ri  des  States  Ii  den  Handel  mit  den  Angehörigen  des  ütates  A.  In  allen 
^esen  iuid  (ithnlicben  is^eu     dqr  $tat  A     «eipem  lomeUea  ^echt   iu-  kann 


* 

Digrtized  by  Google 


TcrktRmm  im  TOUsirMto  waä  YtMmm  nr  Bflnidlaig  dwwibgfc 


283 


dien  YcililltalM  vmA  miam  grmMW  «Amb.  AImt  mtm  Oantoi  wMbhi  ob- 

gOsstig  aof  (Ion  Nacbbarstat  B  und  dessen  Angehörige  und  werden  ziigloicli  von 
diesem  als  unbillig  empfunden.  Pa  bnt  dif  Retorsion  des  Statos  ]J,  welcher  ähn» 
liehe  für  den  Stat  A  nnd  dessen  Börger  nnzünstig  wirkende  Einwirkungeu  trifft, 
den  Zweck,  den  Stat  A  seine  Unbill  empünücn  za  lassen  und  ihn  düdnreh  za 
einer  Beaenmg  ni  faewcfen.  Dar  Stat  A  kann  sich  nicht  beklagen,  wenn  gegea 
am  deewlbe  Pkiiiel|i  anfsweniel  iviid,  neeh  irakkam  er  de»  SM  B  bebucMt 

2.  Eine  blosse  Bechtsverschiedenheit,  audi  «eoD  ale  in  einzelnen 
Fallen  dem  einen  o<ler  andern  Stat  oder  dessen  Bewohnern  nützt  oder  schadet,  be- 
gründet keine  iletorsioii.  Z.  B.  Im  State  A  besteht  als  Gütrirecht  der  P^hegatten 
die  Fahrhabegemciuscliaft,  tind  im  St&te  Ii  üm  System  der  gesonderten  Güter. 
Oder  im  State  A  haben  die  Sühne  ein  besseres  Erbrecht  als  die  Töchter  in  der 
ErlieetofI  des  Yelen^  bn  Stel»  B  itahen  ilch  die  Kisd«r  gleich  a  Sieae 
VfiwnhMunMt  hat  nkht  den  Charakter  der  Unbill  eines  States  gegen  den  siideni 
Statf  sondern  erklärt  sich  aus  verschied^^  ReeJitsaniichten  und  Rechtsübungen 
und  wirkt  nur  zufallig,  nicht  principiell,  nur  vecheelnd,  nkikl  dausnul  &x  den 
Nachbarstat  bald  ungünstig,  bald  günstig. 

S.  Die  moderne  Bechtttbüduug  liebt  übrigens  die  Retorsion  uiclit.  Als  di- 
jlnmariiche»  Mittel  der  Yerhandfamg  und  Drohung  Hast  sie  mfii  mM  gdnssncheii, 
aber  ihre  AnifBhmng  gerdcht  oft  dem  Betonion  Abenden  State  ebenso  som 
Sehaden  wie  dem  Retorsion  leidenden.  ITelierdcm  entstellt  der  erstero  Stat  seine 
Gesetzgebung  durch  Retorsionsbcptin'Tnungen,  deren  Unbilligkeit  und  Unzweck- 
mSssigkeit  an  sich  er  vollständig  einsieht  und  die  er  meist  in  der  sehr  itnsichem 
Hoffnung  einfahrt,  den  Nachbarstat  dadurch  zu  bessern. 

506. 

In  Folge  schwerer  RechtsTerletzuugeii  kami  auch  ohne  Krieg 
eine  VcrkehrsspeiTe  (blocus)  von  der  Statogewalt  gegen  deu  v«jr- 
letzendeu  Stat  verhüigt  werden. 

1.  Die  Yerkehrssperre  nwletwgt  den  AngdiOi%en  des  betroffenen  Stats 
den  Eintritt  in  das  Gebiet  des  sperrenden  Stats  oder  rcrhindert  den  Uebergang 
au.s  diesem  Gebiet  iu  j* m  s,  (wlor  mi  Im  irmt  diiu  Waarenverkelir  von  einem  Crcbiet 
zum  andern,  oder  die  Ein-  und  Auäiaiin  der  Schiffe.  Das  Uebel  iüt  iusofem  ge- 
ringer iii  dw  der  IblegSi  eis  kein  Bbst  vergossen  «inl;  aber  ee  nntariifaidet  den 
Mim  XbOmi  der  wirrtMMflinftMchea  Atter  nad  henmt^BsrtliNBgderlleiiidMn. 
Ee  wirkt  In  der  Kei^l  ebenso  schädlich  für  den  sperrenden  Stal  nie  ftr  det  i»> 
qpenrte  Land,  denn  Mcv  Yrrkpfir       -/rwfiseiticr  ttivl  "yvccli^^clnd 

2.  IHp  Sj)erre  kann  zu  LtOnd  und  zur  Src  ;niL':f  <  riim  t  werden,  Landsperre 
und  Seebiocad e.  Gewöhnlich  werden  beide  nur  im  Kriegaaustaude  geübt.  Von 
dw  SrfeyddeciAi  wlid  veUer  wAen  An  Bede  tili  OL  0^  5w  Bsl^pisle  ven 
MiiiniriiiM  Wwmdifn  sind  die  BkMeds  von  Ikg*— risiikieltili  ujid  Pusehsil  giigtju 
die  TürklBch-Griechische  Ktlste  1827,  die  Blocade  von  FraohNkk  gegen  Portugal 
l^^h  die  von  dem  Ministcritim  Thier?  gv^^ni  rliV  Sr^iwei^  fttigfvlr»>blo  LsndUQOidQ 

(jUocu«  iisiB^iie)        die  ftinwlrisohe  Blocade  in  MejticQ  vm- 
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607. 

Die  neninkn- Staten  eitaiiieii  kein  AntBenredit  an,  wenn  die 
SeeUocade  nidit  zui^eich  Kriegablocade  iet»  und  sind  bereohtigt, 
für  die  neufaralen  Schiffe  freie  Ein-  und  AnaiEalirt  an  fordern. 

Die  Frieden sblocade  zur  See  geffthrdet  bei  allgemeiner  Dtirchftüu-ung 
•ndt  den  Handel  der  Neatnlen  mit  d«r  bloikirtan  Koste,  wofür  kein  Becht^pnmd 
TorUegt  Die  neatnleo  Steten  haben  daher  guten  Grand,  diese  IMedenAkcade 

in  die  engsten  Schranken  za  bannen.  Wenn  dieselbe  nur  ein  ZuaagB^tld  gegen 
den  Unrecht  Qbenden  Stat  sein  soll,  so  darf  dieser  Zwang  nicht  auch  gegen  die 
Neutralen  geübt  wonkn.  Nur  tler  Krieg  als  Notlistand  rechtfertigt  die  strengeren 
Gruiulsätze,  welche  in  dem  VölkciTccht  über  die  ßJuciule  und  das  Prisenverfahrcn 
aufgekommen  sind,  der  Friedeuszustand  nicht.  Im  Jahre  18ö8  erhoben  so  die 
deutMitfln  HuntTWlIfllTi  Efamndke  oena  die  franzftrisclie  Friedeniri>k)Cide  in  Mia^nL 
md  Im  Jahr  1848  (1.  M&rs)  erld&rte  deh  der  ftMucMsdie  Stateradi  gegen  die 
Oonfiecrtfap  der  SeUflie  M  der  IMeaiUocade. 

508. 

Die  gesundheitspolizeiliche  Verkehrssperre  zur  Abweudimg  von 
Epidemien  wird  durch  das  Bedürfhisa  nnd  dvrdi  ihren  Zweck  so- 
wohl näher  bestinimt  als  beschränkt 

Sie  kemi  als  Yorbengungsmassregel  gegen  die  ESnedileppiing  und 

Yerbreitung  menschlicher  oder  thierischer  Krankheiten  nöthig  werden,  und  je 
nach  Umständen  zur  Einrichtuncr  von  Coutumazanstalton  ftüiren.  Soweit  ir- 
gend die  Interföscu  der  Gesundlieiü>j»flege  es  erfordern,  müssen  alle  diese  Anstalten 
nnd  Massregelu  von  den  verschicdeuen  Nationen  geachtet  werden,  welche  diese 
Gi«D«  bartbna.  Vgl  §  472  1). 

509. 

Das  gewaltsame  Embargo,  wodurch  fremde  ScIiilTe  einfitwcilcn 
in  Voraussiclit  einer  nahen  Kriegseröffnung  am  Ausl;uit V  n  verhindert 
werden,  ist  nur  als  Nothmassregel  und  nur  so  weit  gerechtfertigt, 
als  das  Kriegsrecht  sie  nachträglich  gut  heisst 

Man  unterscheidet  dos  civile  ]&nbiiBD  ak  das  Ibssregel  der  hohen  Steli- 

poMzei  ohne  völkerrechtliche  Bedeutung Ton  dem  Embar^  als  völkerrechtliche 
Vorberc itungsmassregcl  für  den  erwarteten  Krieg,  welches  daher  als  even- 
tuelle Kriegsmassregel  su  betrachten  iat.  Der  Zustand  der  zurückgehaltei^ 
Schiffe  (von  embargar,  anhalten)  ist  einstweilen  zweifelhaft  Eowat  ei  iMI  wm 
Sri«  is  aNseea  ria  trfeder  M  «efAea  weidoi  aad  ia  diieeai  All  «MaaA 
ItalHilldigni^so  fswllna  sein.  Bricht  der  Krieg  aus,  so  tritt  bezüglich  der  wa^ 
läufig  in  Beschlag  genommenen  Schiffe  das  Kriegsrecht  ein.  Daun  dient  (^r>H  Em- 
bargo fnsb^ondere  ^hm.  um  für  den  Fall,  daas  der  Feind  ein  übermas&iguj  Prisen- 
recht  in  Anbrach  rnmok,  ein  Mittel  snr  BeiurenaUe  in  der  Hand  m  kabea.  Das 
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Embargo  wurde  übrigens  vfelfacli  zu  GewalthMsdlungen  miasbrancht,  und  inslte- 
sondere  wurde  oft  däis  Privateigentlium  in  vftllig  ungerechter  Weise  dadurch  ver- 
letzt Zuweilen  ist  durch  Stateuvertrage  da«  Embargo  im  Verhältniss  der  Yertrags- 
■latett  «iMgMcMoiMi  mtduu  HindfliifertngtQiiPrettfteiimttdflBYereliiigteii 
Staten  von  IMttMrila  mn  11.  JvK  1799  Ait  lH  TgL  Aber  «ine  Amrandang 
det  fdi^lid»!!  BadlMurgo  durch  England  gegen  Holland  in  nicht  englischem  Ge- 
w^<;^rr.  am  Cap  der  gnten  Hofiiuiugi  die  Attsfyinmg  des  Locd  Stowell  bei  Pkil* 
Umore  III  $  38. 
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Acbtes  BucIl. 

Das  Eriegsreeht 

L  Begriff  des  Kriegs,  Kriegspartel«^  Kriegsrntehm  usd 

510. 

Krieg  ist  bewaffnete  SolbsthüHe  einer  statUchen  Macht  im 
Widerstreit  mit  einer  at^dem  atatlidiea  Madit 

1.  Zunftchat  enchelnfc  der  &i«g  nielit,  yf'ic  der  jeridhfltdtt  Process  in  der 
Form  ciucs  Rechtsmittels,  sondern  in  der  furchtbaren  Gestalt  eines  physi- 
schen Knmpfrs  witU'rstrPttrndt  r  Gewalten.  Diese  Erscheinung  des  Kriegs  hat, 
oLue  Kuckäicht  daraul,  aus  welchem  liechtägruude  der  Krieg  unternommen  und 
was  für  Kri^jsiiele  verfolgt  irerden,  eine  Menge  anch  von  rechtlichen  'VnrknngoL 
Der  Krieg  Ist  Immer  elae  gewaHnae  Unterianechnng  des  ftMUdm  Zastaiids  md 
det  IViedensrechts  und  war  notlidOifUg  geUngt  «s  dem  Völkerrecht,  ihn  in  be» 
stimmten  Schranken  zu  halten.  Andi  der  ungerechtfertigte  Eroberungskrieg 
oder  ein  Krieg  aus  blossem  dynastischen  Ehrgeiz  oder  ans  nationaler 
Eifersucht  wler  Kaclio  hat  diese  tief  in  die  flffeutliche  Rechtsonlnung  ein- 
greifenden Folgen.  Zuuüchbt  ist  also  der  Kiieg  ein  thatsächlicher  Process  im 
YOUttrlelMii,  demD  noiiüiGlie  Katar  nraifallttll  H  denn  rechtUclie  Wir- 
knng OB  aber  aotliire&dlg  dnd. 

2.  Dennoch  bestallt  ein  grosses  humanes  Interesse,  den  Krieg  mißlichst  ab 
Becl'tshQlfe  aufzufiissen  und  darzustellen,  damit  seine  Anwendung  heschi^nkter 
utiii  die  in  ihm  zu  Tage  tretende  Gtewahthat  geordneter  werde.  Vgl.  §§  511.  5lti  ff. 
Der  wahre,  dem  Ideal  ent^urechende  Rechfaüzustaud  ist  der  Friede,  nicht  der 
Krieg.  Wemi  aocb  der  ewige  Frieda  ein  nnerrdtUbans  Uaal  aein  mag,  so  ist  das 
doeh  ein  Ideal,  wekdiea  die  Entwickhing  der  Meoachlielt  anstrebt,  und  dem  aie 
sich  aunflhcm  kann  imd  soll.  Parieu  Cours  da  FoL  S.  S7L:  «La palx dtanaUa 
imyNrafrtilcahlii,  main  in«i^niiiMmt  ■{ipraadniable*'. 

511. 

hk  der  Regel  ist  der  Krieg  ein  BecihteeMt  imobea  Statem 
•U  Kriegsparteieii  fiber  SffiantliQbee  Beoht 
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Es  widenCreitet  don  civllisirten  Statsziut&uden,  in  denen  ftkr  eine  privafc- 
rcditliche  Gerichtsbarkeit  gesorgt  ist,  dass  Aber  streiti(rf>s  Privat  recht  Krieg 
geführt  werde.  Im  Mittelalter  uoch  war  es  anders.  T)as  Fehderecht  var  in 
der  That  das  Recht  der  bewaffneten  Selbathülfe  auch  bei  Streitigkeiten  zwischen 
MmlptnoMi  ikr  Our  Eigendnun.  Es  iit  dnrdi  die  Dudrf&hrBng  der  ttalttcfaen 
Cterfdilibtzkeit  terdrlngt  worden.  Aber  heote  noch  sieben  die  TADser,  nenn  rie 
IBÜ  eiOMider  über  ihr  öffentliches  Recht  streiten,  anf  demselben  barbarisehen  Stand- 
pnnkt,  wie  im  Mittelalter  die  "Ritter  und  die  Städte.  Sie  greifen  zu  den  Waffen 
und  schlfigcu  zu,  um  sich  ihr  Recht  zu  verschaffen.  Das  Völkerreclit  hat  no(ii 
einen  weiten  Weg  2u  machen,  bis  es  ihm  gdii^^en  wird,  den  ätreit  der  Gewah  in 
einen  ▼fthren  BeelitBStreit  nminbllden. 

512. 

Eine  bdwa&ete  Pttitei,  welche  nicht  Ton  einer  bestehenden 
Statsgewalt  sur  Qewaltülnmg  emiachtigt  worden  iet^  wird  dennodi 
insofeni  ab  Enegspartei  hetrachtetk  ak  sie  als  seNbetÜndige  Eriegs- 
macht  orgamsirt  ist  und  an  States  Statt  in  gutem  Olanben  für 
ttfenilldies  Rsoht  streitet« 

1.  £s  ist  das  zwar  eine  Ausnahme  von  der  Hegel,  dass  nur  Staten  Krieg 
Mmit  Iber  «enn  die  pnHtliidie  VufA  MÜUbt  Zmcke  i«fl>]^  mA  «ie  ein» 
fHilMsaht  «igniriit  is^  so  etellt  tie  grewietermasMn  den  Stat  dnv.  Dm 

Interesse  der  Unmanit&t  fordert,  dass  im  Zweifel  eine  bolehe  Partei  eher  als  Eriegs- 
fartei,  nicht  als  eine  >Tfl«;i*o  von  Terbrcchern  Ix'handelt  werde.  Indem  sin  <?^nrk 
genug  ist,  sich  als  ollentliche  Macht,  analog  der  Stntsraarht  7m  behaupten, 
durch  ihre  kriegsmassige  Oi^anisation  auch  Crarantieu  der  ürduuug  gewährt, 
wd  dudi  aae  politiselien  Ziels  ihr  riitiiebei  SlrelMn  knad  gibt,  bet  de  aneh 
einsn  nsittrttetoi  Jamgndi  dsnol^  einem  «tetfMif  Beeie  aimlieh.  bcbsndaH  m 
vesdes.  Sie  Oeiihren  der  (lefvaHflbnng  werden  dann  nidit  bioas  ftr  sie  selber, 
sondern  ebenso  ftlr  Ihre  Gegner  ermiisaigt.  Wird  sie  dagegen  nur  strafrecht- 
lich Yrrffilirt,  so  wird  dadurch  der  thatsächüche  Kampf  vcrM'ildert  und  es  ist 
Qefahr,  ühss  die  beiden  streitenden  Parteien  in  die  Barbarei  versinken  und  ein- 
ander mit  grausamen  Repressalien  zu  flbexbieten  suchen. 

fi.  Yen  der  Art  rind  nsaelie  TTtttemehMimya  i«b  Frelselieren,  um  eb» 
peKtfeche  ümgertaltnng  sn  mwing^  "Wem.  dieselben  wie  ein  wohlgeordnetes 
Kriegsheer  operiren,  wie  z.  B.  die  deutschen  Freischaren  unter  Major  Schill  oder 
die  italienischen  Freischaren,  die  mit  Garibaldi  nach  Sicilien  und  Neapel  aogeo, 
80  ist  es  angezeigt,  sie  als  Kriegspartei  zu  beliandeln.    Vgl.  unlon  570  ff. 

B.  Am  nothigstcn  ist  es,  den  obigen  Grundsatz  bei  Bürgerkriegen  zur 
Anwendm«  m  bringen,  ebw^dd  geesde  ds  die  Leideneahsften  am  liebMen  nnlar 
der  ernsten  Maske  der  GeradiUgkeU  ihren  Hase  und  ihre  Beduoeht  besser  ver- 
bergen und  ungehemmter  wirlsam  zu  machen  suchen.  Die  Partei,  welche  die 
obrigkeitliche  Autorität  ff\r  '5ich  hat,  erklart  daun  gern  die  Partei,  welche  sich  der 
Btatsgewalt  widersetzt,  als  ii  ü  c  b  v  e  r  r  ä  t  h  e  r  und  A  u  f r  ü  h  r  r  i  A  i  .er  auch  die  ftuf- 
stiüidiaehe  Partei  sieht  sich  meistens  nach  Rechtsütein  um,  in  der  Absicht,  die 
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Rej^eniiip«*]wrtf i  des  Landesvcrratlis  und  des  Verfassungsbruchs  za 
beschuldigen.  Wenn  eiumal  die  btral'gtrklitsbariieit  ihre  Macht  verloren  hat  und 
thatfiiichUcher  Krieg  um  puiiüäcbe  Ziele  geführt  werden  mimsy  dann  ist  es  rich- 
tiger, andi  dM  Stafredit  in  Beartheiliing  der  Kri^gsiNurtiiai  nba  sa  }$mm  nad 
dieiB  piüitiHh  od  wiimriTh  als  Feinde  n  befawdim  and  «■  helwiKidn.  fli 
iet  daher  als  ein  Fortschritt  des  licutigcn  Völkerrechts  zu  betrachten,  daae  ei  ft- 
jieigt  ist^  sowohl  eine  aufstandist  Ii.  I\a  i«  i  wie  geordnete  Freischaren  als  Kriegspartei 
SU  bchandoln.  obwohl  m  rxn  st<it)icher  Emiilchtigiing  fehlt,  wenn  dieselben  a)  als 
Kriegbheer  wohl  geordnet  suul,  b)  selber  die  Rechte  des  civiUsixten  Kri^^echts 
beiiditfln  md  e)  in  gnten  tiWien  für  polltlieb«  Ziele  Uayf«».  Vgl  Law 
renee  Oonun.  mr  lee  £l  Int  de  Wheaton  L  &  Iffil  ff. 

4.  Am  unbedeuldidiBtOA  vlrd  die  Behandlung  eines  Kriegiheei^  ebne  BMi 
als  Kriegspartei  dann  zugestanden,  wenn  ein  Volk  seine  Heimat  vcrllsst  und 
wilirend  es  eine  neue  sich  zu  verschaffen  sucht,  in  Krieg  vcn^ickelt  wird.  Die 
E6mer  haben  so  alle  Zeit  die  auf  der  Wanderung  begriffenen  germa- 
nischen YAlker  ab  Kkieffpirteien  betrachtet 

513. 

Blosse  Piraten  tmd  Bänber  sind  niemals  SiM0^p«xideii,  mm 
ißMk  de  als  Kriflgemadit  organiairt  siiid. 

1.  G«sa  iBesellien  nM  iddbt  Sii«g  «eA^rt»  eoadeni  Strafgertelitsbar- 
keit  geObt,  nenn  gMA  mSi  kifegeriedMi  MiMdn.  Wen  djudbep  oAnh»  ge- 

nebe  Verbrechen  begehen,  und  es  ihnen  augenscheinlich  an  gutem  CHauben  fehlt, 
so  rerlangt  das  beleidigte  allgemeine  RechtB^pfühl  die  Bestrafung,  nud  (nht  «?ich 
nicht  mit  dem  Siege  zufrieden.  Die  Italienischen  Briganti  sind  Jceine  Kriege" 
parUsi,  so  wenig  ak  dio  alten  1;  iibustior. 

%  Digegen  wiid  ein  8tnt,  «aldiv  ednan  Efanpofanim  aemwUwret  y«»- 
tfttm,  irfe  Im  AlleitinB  fiils  SeeMdle  fan  lOttelmeer,  nnd  bie  in  nam  JUv- 
bnadttt  hinein  noch  die  afrikanischen  Raubstaten,  trotzdem  zur  Kriegspartei,  wenn 
er  Krieg  fuhrt.  Die  einzelne  völkerrechtswidrige  üandhrngswcise  zenMct  niiAt 
den  Rftfiituf  haralB^  einee  Statin  venn  lie  gleich  sBing  Khrft  befleckt 

514. 

In  nsammengesetitai  StaAsn  ist  dar  Krieg  zwisoihsii  der  be- 
sUlieiidsii  Stotsgewali  des  Qessmmtetats  (Bsicihs»  oder  Bimdesgcwalt) 
imd  der  IVoj^peniiiaclit  der  Einzelstaien,  wenn  er  den  Schnts  des 
Beidis-  oder  BundesreclLte  besweckfii  lediffUcli  EseonlioiMkrieg,  nidit 
ein  Tölkeneofailiclisr  Krieg  zuueheok  gleidigesteOtaii  Staton.  Indees^ 
betradbiet  dss  moderne  VoUcanaoht  beide  Fsrteiatt  im  Intorease  der 
Homanität  als  Kriegsparteien. 

1.  Beispiele  .ui^  neiierur  Zeit  sind  dor  Schweizer  Sonde  r  bnn  dskrieg 
vmn  Jahr  lb47  uud  der  nordamerikauiäciie  Burgerkrieg  von  löül  bis 

1066.  Die  Bmdesgcwalt  baial^ttw  iMV  k  bildm  Eiiiiia  die  «IdmlMtata 
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Sonderbündler  als  strafbare  Kebellen,  und  vorzichtete  auch  nicht  völlig  auf  die  Be- 
strafung der  Anstifter  und  Führer  der  Rebellion.  Aber  trotzdem  wurden  die 
Thippen  der  Ckmfuderatiou  dock,  und  mit  Recht,  als  wirkliche  Kriegspartei  be< 
hauddh  uod  dadnnäi  der  Behati  dea  ebilUbten  Kriipvecbtti  Aber  das  ganze  Kriegs- 
üBkl  MMBadehnk.  Mi  entsdiiedflMr  nhen  die  «uwiitigcn  Stelen  in  beide« 
Mächten,  die  sich  bekriegten,  wahre  Tdlkerrechtliche  Kriegsparteien.  Vgl.  Blnn^ 
Bchli  Opinion  impart.  snr  la  Qurstion  de  rAlabama  in  der  Gcuter  Revue  Intern. 
17  S  457.  Auch  das  Oberste  Bundesgericht  der  Union  hat  im  Miirz  1863  aus- 
drucklich anerkannt,  dass  in  Amerika  ein  „Bärger krieg"'  mit  seinen  Bechtsvir- 
kuiigen  vodittden  esL 

S.  Aneh  &i  dem  denticheB  Krie^  vm  1866  venmdite  es  die  Helurlieit 
des  Bnndestags  dem  Krieg  den  Chankter  eines  Execntionflkri^  gegen  Tteamea. 
beizulegen,  aber  ohne  Glück.  Preussen  und  Oesterreich,  die  sich  um  die  Fflhrung 
der  deutschen  Nation  stritten,  waren  beide  nicht  blosse  BundcBstaten,  sondern  euro- 
päische Mächte  und  ihr  Krieg  deikür  ein  völkerrechtlicher  Krieg  im  vullen 
Sinn  des  Worts.  Von  einer  Anwendung  einer  kuudesmädsigen  Stral^ichtebarkeit 
fcninnto  dehoT  kftfnfl  Bfide  ««ti«* 

515. 

Der  Krieg  ist  gerecht,  wfTin  nnd  soweit  die  bowaffneto  Rechts- 
hülle  durch  das  Völkerrecht  begründet  ist,  ungerecht,  wenn  dieselbe 
im  Widerspruck  mit  den  Yorschnftea  des  Yölkexxechts  ist. 

Es  ist  das  nicht  bloss  ein  moceBsdier,  sondern  ein  wirklicher  Hechts- 
BAtS,  freilich  vorerst  noch  von  j^erlnf^er  practischer  Bedeutung'  weil  jedr  Kriegs- 
partei die  Gerechtigkeit  ihrer  Sache  bcliauptet  und  es  an  t  inem  unparteiischen 
lüchter  fehlt,  welcher  fiber  die  Wahrheit  dieser  Behauptung  cntsdieidet.  Indessen 
einige  Wfalangen  kü  diese  ünteneheidnng  dodh,  Meeondcra  besQe^ich  der 
AlUftBf Pflicht  and  unter  PnntHadep  such  der  Interfention  bisher  nn- 
betheiligter  Machte  Jene  ist  nnr  ftr  den  geredifcai  Sileg  n  fordern,  diese 
gegen  den  iiogevechten  Eiieg  eslsnlit» 

516. 

Als  rechtmässige  Ursache  zum  Krieg  gilt  eine  ernst  liechts- 
verletzuiig  oder  eine  gew^altsame  Besitzstöning,  welche  dem  zum 
Krieg  greifenden  State  widerhiiiren  ist  oder  womit  er  in  gefahr- 
licher Weise  bedroht  ist,  oder  eine  schwere  Verietasung  der  allge- 
meinen Weltordmmg. 

1.  Die  Gewalt  von  Mensch  gegen  Mensch  geQbt,  Ist  nur  durch  die  Noth- 
wendiirkeit  zu  rechtfertigen,  die  wir  ihres  sittlichen  Charakters  wegen  Recht 
neruiiii.  Der  Krieg  als  Rechtshiilfe  setzt  daher  die  Verletsung  eines  Hechts 
voraus,  das  nur  mit  Gewalt  zur  Anerkennung  zu  bribogen  ist,  gans  Ebenso  ine  der 
gsridttüdm  F^oows  che  Badrtsf  ertoUiMH  TOsmnetit,  wdche  die  gsgs  begrnidst 

jl.  D»  dneh  GedMilHn  ksinn  Esdito  iuIbM  imdMi  tahnn»  se  nar  din 
Bteeisekli,  Das  TMtorMM.  19  * 
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Bernfong  der  Napoleonischen  Begiening,  welche  den  angeblichen  „Hinterge- 
danken" des  Könifrs  von  Preußen,  dass  er  in  Zukunft  I  i'  günstiger  Gelegenheit 
die  bi>;uiisclH'  Krone  seinem  Hause  ens-erbcn  wolle,  als  Kriegsursache  erklärte  (19. 
Juli  16 lU;  und  damit  den  furchtlMureu  Yulkerkri^  zwischen  Frankreich  und  Deutadi- 
kad  «inUMe,  imglauUidi  tamk  T«L  Blunlse&ll  in  HailiwBil«>rtii  Jahili.  1871. 

a  snft 

517. 

Äk  recihtmässige  Ursaclie  zum  Exieg  itt  aber  nicht  bloss  die 
Varletnuig  gesduditlich  anerkannter  und  erworbener  Bechte,  son* 
dem  ebenso  die  ungerechtfertigte  Behinderung  der  nothwendigea 
neuen  Bechtebildnng  und  der  fortschreitendea  Bechteentwicklmig  m 
betrachten. 

IM«  Noihveiidiglnit  der  wtiigBaaam  KBagertattang  dw  State  nifli  ebeiiM 

anerkannt  und  durchgeführt  werdtti,  wie  der  Beitand  des  geschichtlich  gewordenen 
Bechts,  so  lange  es  lebensfähig  und  zcitgemäss  ist,  gescLützt  werden  soll.  ^Ver 
die  Verfechtung  des  werdenden  Kechts  bestreitet,  der  verkennt  die  lebendige 
Natur  des  Kechts  und  bindert  dessen  Fortbildung,  welche  mit  der  Buitwickluug  der 
Vuiker  Schritt  halten  muss,  wenn  das  Redit  seine  Bestimmung  erfollen  soll.  £i 
ilt  eine  eher  MihHwOmi  als  Jmistisdte  Antldit,  dass  ein  Volk  berediUgt  sei,  ftr 
dti  djmilfadie  Brimcht  einM  FliitaiKiieg  m  fDfaiMif  dMv  Bidift  bccBohligt  mI, 
flttr  seine  nationale  Einigung  zu  den  Waffen  sa  greifen,  weil  jenes  Erbrecht 
in  einer  mittelalterlichen  Urkunde  vorbehalten  worden,  die  nationRlc  Einigung  da- 
gegen durch  eine  traurige  0<?8chichte  bisher  m  rliindcrt  und  gehemmt  worden  ist. 
Dennoch  hat  diese  wunderliche  Meinung  im  Jahr  lö6G  in  Deutschlaud  manche 
YwkntM  geAmden.  Mciiws  Bnditeni  iaft  dM  Mit  cIms  ToDni^  ilck  die 
Sehe  Gestalt  n  geben,  dann  es  iiedid;  nasfliBe  natflrliche  Anlage  aaenlskkstai 
mSdb  Bestimmung  zu  erftdlen,  fOr  seine  Sicherheit  zu  sorgen  ead  mim  Ebzs  sa 
wahren,  Tind  daher  f3ein  "Recht,  dafür  nothigenfalls  zu  den  Waffen  zu  fTreifen,  ein 
sehr  viel  heiligeres,  natOrlicheres  und  wichtigeres  Becht  als  irgend  ein  urkund- 
liches I^jnastenrecht 

618. 

DoB  blosse  StatsinteneBe  fir  etch  aUein  reditfertigt  den  Xneg 

1.  Eben  weil  in  dem  Krieg  die  Gewalt  zwingend  atiftritt,  sind  nur  Eechts- 
gründe,  nicht  aber  blosse  Zweckmissigkeitsgrande  (Interessen)  geeignet, 
dsBidlMn  so  fedhtüBrtigBB.  Ihpolson  DL  hstts  dslisr  Uandit,  fai  dsr  Tfavourade 
lesB  18w  MoT.  1867  adl  der  Einmischung  Frankreleha  fai  die  deutschen  Angelegen- 
heiten zu  drohen,  wenn  die  französischeu  ,. Interessen*'  gef&hrdet  werden.  Es  gibt 
freilich  viele  Kriege,  welche  ohne  Becht snoth wendigkeit,  aus  bloss  politischen 
Motiven  unternommen  worden  sind,  um  ihm  Ansehen  einer  Macht  zu  vergrüssem, 
eine  politische  Blchtong  au  hiodero  oder  zu  untenttiitzeu,  günstige  Verbindungen 
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za  erreichen  o.  4g).  Aber  ak  Umm  BOttel  dar  fttüük  M      Krieg  doMtam 

fanrarflich. 

2.  Völlig  Terschieden  vou  dieser  Frage  ist  die  andere,  ob  der  Krieg,  wenn 
er  al«  KechtfihiUfe  nntenMBnmen  worden,  nicht  aucli  «Is  politisches  Mittel 
BuUt  vwdM  dflifo.  ])■•  lik  miam  Bn^b/brnm  mUM  m  tadris.  lai  OBgmAnA, 
die  TWwHynng  d»  Kd^gi»  in  ran  ar  flianil  da  ist,  aodi  noMche  Zwecke  m 
erreidien,  M&aflt  ^  AafoliikHl  ftr  dia  laiwuaeidUohwi  Kriagrthai  oad  bringt 
die  YOIker  Torwixts. 

519. 

Audi  in  euMm  ungereohten  Krieg  gelt»  domodi  die  Vor« 
idhrilteii  dM  Volkarreclito  über  die  Art  der  Eriegsfühnrng  und  die 
BecbAe  und  Fffichieii  der  Eriegsparteien. 

Vebcr  den  Begriff  des  ungerechten,  d.  h.  de»  ukht  durch  eine  recht- 
nSasige  Kriegsursache  ganelillBrIlglan  Xsleigs  oben  an  1 616  bb  518.  IMaYor- 
aohiiflaBdaaXfiagveeiitaaliid  aber  anebOr  den  nagaced^  WUrda 
man  das  nicht  zugeben,  and  etwa  gogen  dli  Kriaffiputlä,  «alte  ms  lonriift, 

sie  habe  keinen  Uechtsgrund  für  sich,  strengere  und  grausamere  Mftssreg:eln  er- 
greifen oder  üir  nicht  dir-Helben  Reclite  zu^jestchen,  &o  wurde  der  Krieg  überliaupt 
wieder  barbarischer  werden;  denn  wie  jede  Partei  gewötuüich  behauptet,  nur  ihr 
Hecht  au  ter£echten,  so  bestreilat  sie  gewöhnlich  den  Becht^;rund  der  Cfegenpartel 
Daa  SrIegnMbk  eivlllaSrt  im  gereektan  nd  dn  aBgereebtaa  Krieg  gua 
gfcnchmtesig.  Nur  waÜ  ea  dlaae  üntarwitatthing  aieht  iriitaa  Mai^  lichart  aa  aafae 

520. 

Die  rechtmässige  Kriegsnrsache  reehtfertigt  den  Krieg  nur 
dann,  wenn  die  Herstellung  des  Kechts  und  die  entsprechende  Ge- 
nugthuuiig  und  Süliuc  nicht  auf  Medlichem  Wege  aicher  und  ohne 
Zög^rung  zu  erreichen  sind. 

Dass  man  die  Veiiiandlang  über  das  streitige  Recht  nicht  mit  dem  Krieg 
beginnen  darf,  war  schon  den  antiken  Völkern  klar.  Der  Krieg  ist  nicht  das  erste, 
aondem  das  letzte  Mittel,  sich  Hecht  zu  verschaffen,  im  Grunde  doch  uur  ein 
nll  das  adnranrteft  Vabdii  vatfiuiidanni  NotlinitttaL 

521. 

Wenn  ein  Stat  einen  AngriABloieg  Befuint,  io  ist  er  Bobnldig. 
jQtenA  den  Vemdi  in  machen,  ob  nicbi  seine  Foidmngan  ohne 
Krieg  anerkannt  nnd  «fnOt  Hemden  nnd  ebenao  varbmden,  TOiker 
aainen  Entocbhue  sun  Krieg  aar  ErSftiifng  to  Feindseti^kezten  an- 
nddlnden. 

1.  Wbd  ein  Angrilbkrieg  olma  Kdapdrahmig  odar  obw  voilierife  Vrieg»« 
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«Ulm«  lediglich  durch  Üuttsftchliche  UebeiTaMbaog  mk  FefadsftWgkeitwi  be- 
gonnen, so  wird  diese  Handlung  von  dorn  civilisirtcn  Völkerrecht  grm issbilligt,  e« 
wire  denn,  dass  auso&ljrnswoise  das  Völkerrecht  die  sofort ifi:e  Anwendung  der 
Kriegsgcwalt,  wie  2.  B.  gegen  Seeräuber  gestattet.  In  der  Regel  wird  freilich  die 
Yexfolgang  der  Seecinbar  «U  Aaweuäxmg  der  TQUcerreohtUohen  StrAfgerichts- 
hftrk«it,  alelift  ab  eigMiaiei»  Ki?ir#iMiiiing  n  iMlneUsB  mIb.  Aber  rie  bwE 
•teil  unter  Umständen  zum  Kdeie  itelierB,  wmk  ^  feriMgf  Pfauen  fidum 
bei  einer  statlichen  Macht  finden. 

2.  Man  rrniss  übrigens  den  thatsächlich cn,  d.  h.  militärischen  ^\Bgriff 
von  dem  rechtlichen  Augrifikkrieg  nnterscheideu.  Auch  in  tinem  Verthcidi^ 
gUDgükriege  kauu  der  Yertheidiger  aus  militärischen  Gründen  der  Angriffsmacht 
dnidi  eisen  fldUttiiidieii  Angriff  wworiknnmMn.  Nicht  die  Thtteache,  derfitflhmi 
Debenehteltnng  der  Gteneen  imd  dea  Einfalls  in  daa  Midedend  iatfltr  den  feehit» 
liehen  Unterschied  eines  Angrüb-  oder  YertheMUgnwgifcTtegaa  entwteidend,  Bondeni 
Ae  fenchiedene  RA'^Mfirtfflhwig 

522. 

Dia  Ankmidigaiig  dm  berMfetehenden  Kxkfg^  kum  dnrdli 
itnte  oder  Herolde  dem  Gegner  gegenüber  förmlich  erklärt  oder 
sie  loum  dordi  ein  aDg^meiiiM  EriegBmamfeflt  aller  Welt  gegen- 
über eröffiiet  werden. 

1.  Die  antike  BeebteSbog  dar  Raiener  betndilete  die  f  eierliehe  Krtegt« 
ladrolmag  und  aodaoa  die  aaebfolgende  Kriegserklärung  ab  eine  Be- 
dingung des  gerechten  Kriegs  (bcllnm  jtistum).  Auch  im  Mittelalter  mnsste  die 
rechtmassige  Fehde  drei  Tage  vor  Beginn  der  Gewalt  feierlich  angesagt  wer- 
den. Mit  Rücksicht  darauf  erklaren  nmuchc  I'ublicistcu  die  vorherige  Kriegs- 
erkl&rtmg  an  den  Feind  fOr  ein  Erfordemiss  eines  dvUisirten  Kriegsrechts. 

%  Ea  Uaat  sich  ntoht  verkeuien,  daaa  ein  aoiohee  fbnadka  Yerfabreo,  wem 
ea  allseiUg  beachtat  iriid,  ftt  die  Bechbaicherheit  ntttzlich  ist  Ba  irird  dadnidi 
der  Zeitpunkt  genau  constatirt,  in  dem  der  Friede  aufhört  und  ein  ana- 
nahnwweiser  Nothstand  des  Kriegs  eintritt  Das  genau  zu  erfahren  nw\  sicher  zu 
vissen,  ist  aber  für  eine  Menge  von  llechtsverhältnissen  und  Ilechi.sl  ragen  voa 
grösster  Wichtigkeit.  Aber  man  darf  ebeubo  wenig  ühenehn,  da^  der  neuere 
Exiegsgebraoch  aeU  mehr  ab  einem  Jabdnmdert  diaae  Fem  aldbt  mehr  ab  xkoük- 
wendlge  Bedingung  einer  leehtnBarigen  XriegsfUuroog  beachtet  In  der  Hütt 
kommt  es  denn  auch  nicht  auf  diese  besondere  Form  der  Kriegserklftniag  an,  UM 
den  Entschluss  zum  Krieg  m  verkünden  und  die  Thalsache  des  Kriegs  zu  con- 
Btatiren.  Ganz  dasselbe  kann  durch  eiu  Krie^fsmauifest  erreicht  werden,  wel- 
ches beides  aller  Welt  und  aiao  auch  dem  Feind  gegenüber  verkündet 

Dm  beutii^  YfilbHxeclil  1^  dabar  einem  Boidken  KriefnaenUlMt  gens  Ae- 
aaihe  Badetnng  bei,  wie  dar  gagaueoidgcn  Biili^iililiiiing  UebeAeaq^  lal  ea 
geneigt  die  ganze  Frage  weniger  formell  zu  betrachten,  ab  die  frühere  Yölker- 
Sitte  Die  Bechtsklarheit  hat  dabei  geHtton,  n>>or  die  Interes«ien  der  Politik  und 
der  KiiLgHfQhnuig  haben  abh  dabei  beaaer  befunden.  Vgl  beaauden  Fkilimore 
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528. 

hl  der  Androhung,  dass  eine  bestimmte  Handlung  eines  Stats 
als  Kriegsfall  betrachtet  und  sofortifie  kriogcrische  Massrcgelu  nach 
sich  ziehen  werde,  hegt  untei  Linäüuidcn  eine  eveutueUo  Kiiegb- 
erkläi'uiig, 

Falle  der  eventuellen  Kriegserklärung  sind  in  der  neitrrrn  Kriegs- 
g^chicbte  mchi  selteiii  so  dass  dann  eine  nochmalige  Krie^rklaruiig  oder  selbst 
SM^gnuIfiBit  tb  entbehrlich  betrachtet  wird.  Wenn  hiebei  in  bona  fide  ver- 
ftlmn  und  nieht  etm  der  Gegner  abaidiilidi  gettnicht  iriid,  «n  flui  meniutet 
und  plnt/Iich  zu  ai)crfnllen,  so  kann  min  diese  Präzis  lüchi  als  TftDcerrechtswidrig 
Tcrurtlieilon.  Aber  da  der  Missbrauch  nahe  liegt  und  jede  Unsicherheit  Ober 
Frieden  oder  Krief  «fchädlich  wirkt,  so  ist  diese  Methode,  einer  offenen  Erklärung 
auszuweichen,  nicht  enipfohlenswerth  und  ihre  Anwendiing  möglichst  auf  solche 
F&Ile  zu  besckr&nkcn,  in  denen  raacUeätea  Ilaudelu  durcJmuä  uöüiig  und  zu  einer 
gtitarigen  Iktiining  keine  Zdt  mehr  isl  FftUe  solcher  Art  waren  die  Yerhin- 
denmg  der  SpanlaclMn  Eipedition  nscb  SlcOien  im  Jahre  1718  dudi  den  Angriff 
dcf  englischen  Flotte,  die  Kämpfe  zur  See  zwischen  englischen  und  fransösischcn 
Schiffen  im  Jahr  17?fi,  w.ihrend  nur  die  Kriegsspannnng  klar,  eine  eigentliche 
Kriegserklärung  no<h  nicht  geschehen  und  noch  nicht  bekannt  war.  Weil  man  Im 
Krieg  auf  Ueberraüdmngen  gcfasst  sein  muss,  so  sind  die  Staten  zur  Zeit  der  Yor- 
bereitnng  nnd  Spamning  auf  den  Krieg  snr  Waohsamkalt  TSrsnlaml»  and  fingt  die 
miUtlrische  Keünrandlgkelt,  den  Drohnngen  des  Feindes  rechtseitig  sn  begegnen, 
an  mitzuwirken.  Es  ist  dam  eine  Anfgahe  der  Politik,  diese  militliiSche  BOi&- 
sicfat  mH  der  auf  das  Vmemdxt  in  Harmonie  an  bringen. 

524. 

Zum  Verthcidigungskrieg  bedarf  es  einer  vorherigen  lüiegs- 
crkläruiig  durch  den  Vertheidiger  nicht,  wenn  bereits  ein  feind- 
licher Angriff  begonnen  hat,  denn  die  Abwehr  eines  gewaltsamen 
Angriffs  ist  allezeit  erlaubt. 

Der  Vertheidiger  ist  nicht  gehindert,  aber  er  ist  nicht  vpq  f  iclitet,  den  Krieg 
zu  erklären.  Auch  er  k.mn  al>er  seinen  Vertheidtginigskmg  durch  ein  Manifest 
begrOndeu  und  erkiurcn,  und  er  wird  in  der  liegel  gut  dartui  thun,  ein  solches 
yfl^ifrt*  m  erlaasen. 

525. 

Es  ist  nicht  nothwendig,  dass  ein  längerer  Zeitraum  zwisdbien 
der  KriegsandrohuTig  und  dem  Beginn  der  Feindsehgkeiten  für 
Unterliandlungen  verstattet  ^Yerde.  Aber  der  gute  Glaube  imd  die 
lliiLk>>icht  auf  die  Regel  des  Friedens  erfordern,  das«  dem  Gegner 
so  viel  Zeit  gegol^on  werde,  um  noch  den  Ausbruch  des  Kri^es 
durch  rasche  Nachgiebi^eit  zu  yermeiden. 
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AAMIM. 


Die  gleichzeitige  RriegNiUining  tmd  ErOffbnng  des  Krii^i  Ohas  VH^ 

herige  unzweideutige  Kricgsdrohur?  vorstösst  nicht  allein  gfegen  die  Intcrewen  rtr>r 
IlnmHTiitat,  sondern  auch  gegen  die  rcditlicho  Natur  des  Kriegs,  als  der  gewall- 
Bamen  ßechtehülfe  aus  Noth.  Siehe  oben  §  üiG  f.  Aber  es  genügt  unter  Ura- 
stAaden  eine  ganz  kam  IM  ^eOeicItt  von  wmXgm  Tagen,  man  4to  Mthr 
Arli^  Mgir  von  mnlgan  StnndMi;  habewodife  da,  wo  Mhoa  frltfeM«  «cart» 
Brdniiigen  oder  Kriegsspannungen  vorausgegangen  waren  und  es  wesentlich  dnOB 
abhängt,  Qewinheit  Aber  die  Frieden»*  oder  Kriegeeutechlaiee  dei  Qegaen  m 
eriielteo« 

526. 

Das  Uowe  Anerlndten  über  den  Frieden  su  unterhandeln  oder 
sogar  Genugthwing  sn  genrahren,  hindert  den  VoUsng  der  Kriega- 
drdumg  nichi»  wenn  nidit  ngleidi  TerlaasigB  Garaniiai  fSr  iriik- 
lidw  und  aofortige  Befinedigong  gegeben  weiden. 

Ein  aolches  Anerbieten  kann  auch  gemacht  werden,  um  Zeit  zu  gewinnen 
Ar  rdlBtSikUgere  Kriegertutnng.  Wörde  danelbe  daher  ein  ffindembs  eein  ftr 
den  Beg&in  dee  Kfiep,  io  k<liiiite  da«  leieht  oldik  den  Xileg;  aber  den  Erfolg 
dei  Kriegt  tenItelD. 

527. 

Die  Kriegserklärung  bezeichnet  zugleich  den  Zeitpunkt  der 

Kriegseröffnimg,  wenn  der  Krieg  nicht  schon  vorher  thateächlidi 
durch  Acte  der  nulitariiiclicii  Gewalt  begonnen  worden  ist. 

Die  thatsächli che  KriegseröiTming  beendigt  unter  allm  Umstünden  den 
bisherigen  Friedenszustaud,  auch  wenn  noch  keiuo  Kriegserklärung  erfolgt  ist 
Aber  die  Kriegserklärung  erOflhei  dm  Krieg  ebaifaUs,  aodi  wenn  die  Fefaid- 
aelii^teB  nodi  niehl  bflgownwi  habn.    Ei  enlq^richt  daa  tbeile  der  tiialBieh> 

Hchcn  Xatur  des  Kriegs,  theils  der  ausdrUcUichen  Willensbestininmng  der  j&lefi- 
partei.  l>ie  Frage  ist  besonders  wichtig  fdr  die  Beurthcilung  einzelner  Acte  der 
Gewalt,  die  nur  im  Krieg,  nicht  un  Frieden  erlaubt  sind.  Die  Wegnahme  TOQ 
Prisen  setzt  den  Beginn  des  Krieges  totmu. 

528. 

bt  der  Krieg  auch  mir  von  einer  Partei  thatsSchlidi  oder 
durch  Kriegserklärung  begonnen  worden,  so  iat  Ton  dann  an  anoh 
die  andere  Parbn  berechtigt,  das  Eriegsrecht  ansomfen  und  anzu- 
weodcD. 

folgt  das  ans  der  gegenseitigen  Natur  des  Kriegs.  Wenn  aber  dem 
Feinde  kein  VVideratauü  cutgegraigeB^at  wird,  sondern  nnm  sich  demselben  unter- 
«iilli  dann  irt>  weil  es  wiM  wmi  blugfnndi  IMfeu  gibt,  aidi  kibi  Eilig  tor* 
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&  WlrlmgMi  dasi  Sriegsziutaiita  im  Ml^^mtHam»  &rl«gnieL 

529. 

Die  Kriegseröffnimg  hebt  die  Rechtsordnung  nicht  auf,  auch 
nicht  im  Verhältniss  der  kriegführenden  Staten  zu  einander. 

Aber  sie  übt  die  Rechtsordnung  verändernde  Wirkungen  aus 

a)  im  Verhältniss  der  Staten,  welche  Kxic^  iiilircii  zu.  ciiuiiider 
und  zu  ihren  Bundesgenossen, 

b)  im  Verhältniss  zu  den  neutralen  Staten, 

c)  mit  Rücksicht  auf  die  Augehörigen  der  Kriegsparteien  oder 
die  Bewohner  des  Kiiegsfeldes. 

■ 

1.  Die  ftHeie  ntaZTecilitliche  Yorstellung  bOdele  ildi  einen  rechtlosen 
Naturzustand  da,  'welchw  aller  Statenbildung  voransgehe,  in  ■^Tlrii^m 
die  Meofichen  wie  die  Thiere  weder  eigene  Rechte  haben,  noch  Ileclitc  andern 
Menflcbea  aigestehen,  und  Jeder  so  weit  seinen  Willen  gelt^  mache,  als  er  die 
physisdto  Midit  beoltM:  Di«  «Hen  N«laiTeditdciiier  meliitflii, 

und  OdioHiichiftiiTfirtiHflB  werde  dksser  ZostAsd  tixM  bdlmn  «ww^m»  contra  um» 
MS,  des  allgemeinen  Eri^s  Aller  nüteinander  besdiränkt  mid  ebi  vertragB- 
Ä&ssiger  Rechtszustand  eingeführt  und  sie  behaupteten,  wenn  nun  die  Statx^n 
wider  einaoidcr  den  lü-ieg  erklären,  so  bedeute  das  Hückkehr  in  jenen  ursjjiüng- 
lichcn  völlig  recbtlwieu  KriegKastantl  Sie  nahmen  in  Folge  dessen  an,  im  Krieg 
werden  keine  Rechte  mehr  anerkannt,  sondern  henache  nur  die  physische  Ger 
«alt  DfaM  ganae  Ansteht  wird  fw  dw  hentigan  Bwhtowlwamelnft  ah  hrthnm 
raiw  Ulfen. 

2.  Im  Qegentheil,  wir  erkennen  an,  dass  es  natarlichc  Menschenrechte 
gibt,  die  im  Krieg  wie  im  Frieden  zu  boiichten  sind,  und  dass  die  Bechtsordnung 
der  Welt  und  der  einzelnen  Völker  in  einer  steten  gesohiclitlicheu  Ent- 
wicklung begriffen  ist,  welche  nicht  auf  einmal  durch  einen  Yülkerstreit  abge- 
toocta  imd  gMiah  MiaMrt  «ate  kann.  8a  wenig  die  Sprache  mi  CSflll- 
■sticii  täuu  Kation  in  FoD^  dnv  TfrI<>piiw1iHniiig  pIMRiich  fanetniindet  ^iid  in 
die  nnprünglichc  Bubalt  und  Barbare!  s:iirackBinkt,  ebenso  wenig  kann  die  Rechts- 
cnltur.  das  Errcugniss  einer  Arbeit  von  Jahrhunderten  nnf  einmal 
wieder  erlöschen  und  ein  Zustand  völliger  Rechtlosigkeit  an  seine  Stelle  treten. 
Da  der  Krieg  wesentlich  Rechtsh&lfe  ist,  so  darf  er  nicht  die  Rechts- 
«vdnnng  Terneiaen,  veleher  er  dienen  wllL 

8w  Die  Bedhlaudnoog  in  Qanaan  UeHit  alao  wandnrk  Aber  mll  dtf 
Krieg  einm  Nailiiiand  Mb  voranssetst,  theils  htobeiführt,  flbt  er  eine  Brflie 
von  Wirkungen  aas,  welche  das  bestchonrle  Rocht  theilTvrise  snspon- 
diren,  theihvrise  abändern.  Es  tritt  nun  ein  eigc  ii tli  u n:  1  i c h  es  Kriegs- 
recht  ein,  welches  als  Ausnahmsrecht  das  r(^{elmäSBige  Fhedensrecht  mo> 
dlfidrt 
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530. 

Der  Krieg  wird  swischen  den  Skaten  geftlui  und  mstü  unter 
und  nut  den  Mva^ersonen. 

Die  yvwmtaiiM  disM  pomcn  dtseties,  woltiho  snt  der  ÜTiitaar  dee  tfllkep* 
feeUUdien  Mtmntbn  Hdgt»  het  «if  die  fimMiiiMiraiig  des  Eiiep  und  anf  die 

Sicherung  der  Privatrechte  die  «obMifttigsten  Wirkungen  lienorgebracTit. 
gleich?*  fl  iriibpr  rUe  Einleitung  zu  «Tlospm  Werke.  So  lange  freilich,  wio  imAlter- 
thnm,  der  iüiizclniensch  im  State  aufgicug,  konnte  diese  Unterscheidung  nicht  toU- 
wirksam  werden.  Aber  seitdem  der  Gegensatz  des  öffentlichen  und  des  Privat- 
rechti  klarer  geworden  iü  and  die  nenere  RedrtiMMnng  begriffen  hat,  dia  dfe 
PiivelperNai  eine  Exlatent  fflr  eteli  hebe,  endi  Im  QegenMie  imn  8lele^  lial 
dlenlbe  des  gaave  am  den  Afterlhnm  henwgelnedble  Sriegneelit  waUthitig  un- 
gebildet. 

Diese  Umbildung  wurde  vorbonitct  durch  das  sitttliche  Goltot  Christi: 
,JJebet  eure  Feindu*'  und  durch  die  Morallehre  der  Theologen  (katiioliscUen  und 
protestantiscbenX  dasa  man  nur  noth wendige  Uebel  im  Kriege  zufQ^n  dfiifek 
Aber  die  gmedeitdlehe  nd  cnetgiiche  DordillBbnuig  dee  Rwlrtiiyrfaifipf  M  dodi 
entder  modernen  Beebtewieienioheft  nndder  modernen  Stateprnzla 
n  iMdeBÜBen, 

581. 

Die  kriogluhrendon  .Stat-  :i  sind  Feinde  an  eigentlichen  Sinn, 
dio  Privatpersonen  dagegen  sind  als  ^filrbe  nicht  Feinde,  weder 
uuter  einander  noch  dem  feindlichen  State  gegenüber. 

Kur  die  Statsgewalt  tritt  mit  Heeresmacht  dem  feindlichen  State  ent- 
pojTPn  nnd  unternimmt  es,  denselben  zu  zwingen,  dass  er  das  von  jener  hrhmiptrtr 
Keclit  ivnerkenne  oder  auf  seine  bestrittenen  Fordentngen  verzichte.  Die  Privaten 
als  solche  sind  bei  diesem  Streite  nicht  unmittelbar  betheiligt»  sie  sind  nicht 
Kriege-  vcod  nieht  Proeeeefnrtelen,  und  eben  Jumhelh  afoht  Feinde  im 
eigeeUIcfaeB  imd  sollen  Sfam  dee  Weite.  Der  tob  den  frttherai  Poblidtten,  eoger 
noch  Yon  Kent  (Ck>mm.  §  6,  7»  8)  eis  allgemein  anerkannt  beheoptete  Satz:  „Wenn 
der  Stat  im  Kriet-'e  sei.  so  seien  alle  Bürger  des  Stats  Feinde"  ist 
offenbar  falscli  nn  l  ilart  daher  nicht  mehr  gelten.  Der  Stat  ist  eine  andere  Per- 
son als  die  Privatpersonen  im  State.  Der  Stat  liat  eine  ilim  eigenthümüche 
BedHeephäre,  das  grosse  Gebiet  des  öffentlichen  Bechts,  und  die  Privat* 
pereonen  haben  ebene»  ein  ihnen  eigenee  Bechtegeblet,  ihre  penanUchen 
tadliei^  nnd  TeimOgensrechte,  welches  von  dem  Streit  der  Staten  iiidit  amdttelber, 
sondern  nnr  mittelbar  l>etroffen  wird.  Ober  welches  kein  Streit  zwischen  den 
StAten  ist  Daher  sind  die  IMvatpFrsonen  nicht  im  cigetitlichen  Sinne  Feinde. 
Sie  können  trotji  des  Kriegs  in  den  frenn<iiit  libtt-n  Beziehungen  leben,  der  Vcr- 
WMtfachaft,  der  Wirthschaft,  de»  Verkehrs.  Sehr  watir  erklarte  der  berulunte 
ftennOdeche  lOnieler  Pertalia  hn  Jeln  yUL  bei  der  ^THrf'ti'tr  dee  Mnn» 
geridilrihoft:  „Entra  denn  en  pioelenn  natione  bell^talefi^  lee  peiticuUen  dpn* 
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«M  mtkm  W6  compoeent,  ne  sont  emienli  qpw  pst  ledileiit:  ils  ne  le  sont  point 
conune  bommes,  Ub  uc  le  sont  mkme  pas  comme  dtoy^;  ilg  le  sont  uniqueroent 
roinmc  soldats".  Vpl.  Heffter  §  119.  Proclamation  de»  Königs  Wilhelm  von 
Preuasen  als  deutschen  Oberfeldherm  vom  11.  Aug.  1870:  „Ich  fahre  Krieg  mit 
av  ftiiiifliitwhiii  SoUalMi  lind  ntdit  oft  dm  flwuOaiidHB  Bürgern.  JJkm  «op* 
den  dMBhalb  fnrt&hno^  der  BlehariMlt  ftr  flu»  Fenonea  und  ihre  GOter  m  ge- 
messen, 80  lange  sie  nicht  selbst  durch  feindselige  UntemehnuiiigMi  gegen  die 
dentBchen  Truppen  Mir  das  Hecht  nehmen,  ihnen  Meioeu  Schoti  m  gewähren.*^ 

532. 

Inwiefern  abor  die  ATifroliörigen  eines  States,  dr^r  Krieg  fÖlirt, 
als  Statsbürger  oder  Unterthanen  der  Stats^c^walt  uticTitlich-rcchllicli 
verpflichtet  sind,  werden  sie  auch  von  der  KrieL^st^cwaU  des  Feindes 
betroffen  nnd  inwietern  sie  persönlich  an  dmi  Kampfe  des  States 
Theil  nehmen,  werden  sie  auch  als  mittelbare  Feinde  betraditet 
und  behandelt. 

1.  Der  StAt  gebiete^  ^weit  das  öffentliche  Recht  es  gut  heisst,  und  die 
öffentliche  Wolilfahrt  es  erfordert,  auch  über  die  Krftfte  seiner  Börger  Fr 
legt  denscUn  11  Jvriegslastcn  auf.  Insoweit  hemmt  natürlich  die  feindliche  Kriegs- 
gewalt, soweit  ihre  Macht  reicht,  die  Unterstützung  des  ätats  durch  die  liürger 
'  md  fbidttt  im  Oegmlwil,  lomil  T^kmrMfct  es  inliMlii  Üot  ilcJi  diese  Unter* 
sttttsuif^ 

8.  Wenn  femer  dem  feindlichen  State  die  Truppen  des  Stat.s  —  gleichviel 
ob  sie  nur  ans  Bürgern  do«;  Stnt«  ndrr  vielleicht  auch  ans  fremden  Söldnern  be- 
stehen —  mit  den  AVatfeu  entgegeutretfu,  so  erscheinen  diese  Truppen  that- 
iftchlich  als  Feinde,  nnd  obwohl  auch  sie  nur  im  Auftrag  und  Dienste  des 
Sieles  MadMheft  tkb«,  so  nerdoi  sie  mm  dodi  Ton  dsn  friedUclMa  üntevtihaaen 
des  gsgneriidien  Sietes  nntenehlodeB  und  eis  aetive  Feinde  im  «eilem  Sinn 
des  Worts  (mittelbare  Feinde)  angesdien.  Ab  soldie  Mnd sie  Im Ksmpfe  der 
Todesgefahr  und  hesie^^.  der  Kriepsf^efangenschaft  ansjresctzt. 

3.  Die  übrigen  Bürger  können  dami  höchstens  als  mittelbare  cwier 
passive  Feinde  insofern  betrachtet  werd^u,  als  sie  der  feiudlichcu  Kiiegsgewalt 
sntsnPOsiiBn  dnd.  Das  gilt  aber  selbst  von  den  neutralen  Personen,  di^  Imiep* 
Mb  des  ErisgsMdes  leben.  Qende  deasbelb  Ist  es  besasr,  den  Nsmen  Feinde 
für  aUe  die  Personen  ganz  sn  venneiden,  die  k^nen  Chit{gen  AntfceU  an  der 
KrisgrfUinug  aebsMa  Ygi  onlen  1  69i  it 

583. 

Der  antike  Satz,  dass  der  Feind  rechtlos  sei,  wird  von  dem 
heutigen  Völkerrecht  als  immeuschlich  verworfen. 

V(,'1  m  5'29  Die  Menschcnrochto  dauern  nnch  im  Kriege  fort  und  ebenso 
Sie  Priv  Ltrechte,  soweit  nicht  der  Kothstand  d^  Kri^  eine  Hewchrtokung  uoth- 
wendig  juacht. 
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584. 

Ebeuo  «nd  der  SaAs,  cUss  ivider  dm  Fond  AUm  erlanfai  sei, 
wai  dem  Erieg  Mmnden  State  natBUoli  endieiiift,  von  dem  dnU^ 
nrten  YSUserreolit  alt  bariMvisdi  misaiiiOigt 

Das  ysikeiredit  Teriiindet  andi  die  Kriegsparteieii  wSlireiid 
des  Kriegs  als  Glieder  der  tfensdüieit  und  beschränkt  dieselbeii  In 
der  Anwendung  der  zulässigen  GewaltmitteL 

Da  der  Krieg  gewaltsame  Bechtehfllfe  und  sein  End7.icl  Herstellung  der 
Bccfatnrdnuug  und  des  VMtm  ist,  ao  bmuh  aaeh  die  Kriegsgewalt  die  Sdurankm 
der  reiehBlatIgio  BedtteothwendlglDeil  beachten,  ond  darf  dieaelben  onr  dann  md 
mar  iniolBni  Uberschreiten,  als  die  ausnahmsweiae militärische  Nothwcndigkeit 

es  fordert.  Treulosigkeit  und  barbarische  Grausamkeit  sind  auch  dann  iu(  ht  p^pcn 
den  Feind  erlaubt,  wenn  dieselben  für  den  Gang  des  Krieges  wrtheilbaft  zu  sein 
scheinen.  Die  ganze  Existenz  des  Kriegsrechts  bedeutet  Beschrlknkung  der 
Kriegsleidenschaft  und  der  Kricgswillkar. 

535. 

Ansrottongs-  und  Vernichtungskriege  gegen  lebens-  und  onhor- 
fiUiige  Völker  und  Stämme  sind  tdlkerreditswidrig. 

1.  Der  Tertllgsiifftkrief  fegte  dl«  ibg«tiMiifleBt««liB0r  n^KaSmkm 

neldien  die  alten  Juden  noch  für  einr  I  iligc  Pflicht  hielten,  wird  von  dem  ]ii»> 
mnneren  HechtsgefOhl  der  heutigen  Welt  als  Barbarei  getadeU  nid  äuct  siflhfe  mdir 
wie  ein  uitchnhmungswürdiges  Beispiel  gepriesen  werden. 

2.  Zur  Zeit  noch  weniger  empfindlich  ist  das  nK)denie  Rechtagefühl  g^n- 
tber  tai  wilden  Stiamee.  Dee  VMnnedii  sebflM  diMilMi  nkdn,  wefl  mm 
aaninnl»  de  geto«  nieiit  m  deepOM  ¥1»]^^ 

Ifeischheit  bealebt,  weil  sie  keinen  activon  AnAeU  an  der  Handhabung  des  Völker- 
rechts haben  Tcli  sehe  diirin  noch  einen  Mangel  in  dem  hcutigrn  Völkrrn-cht 
Weil  die  Wiidca  Mcuscheu  sind,  so  sind  sie  auch  menedilich  zu  beliandeln  und 
daiif  man  ihnen  nicht  alle  Menschenrechte  absprechen.  Sie  üiuU  vielieiclit  schwer 
an  eine  BefliitiordiiQng  zu  gewöhnen;  ihre  Endehang  zu  geaiu^ea  Hflosebe»  iit 
«kltal^  eio  Bsdenkharee  Qeediift,  das  nnr  mit  getiigen  MliaB  die  gneM 
Mühen  lohnt  Aber  es  ist  dennoch  die  Aufgabe  und  die  Pflldit  der  dfüisirten 
Völker,  sich  auch  dieser  Heranbildung  der  rohesten  Stämme  anzunehmen  und  sie 
711  einem  menschenwürdigeren  Znstand  heranzubildfn  Nimmermehr 
dait  es  zugegeben  werden,  dass  die  Jagd  auf  wilde  Menschen  ebenso  Jedermann 
frei  Steile  oder  auch  von  der  Statsgewalt  erlaubt  werden  dürfe,  wie  die  Jagd  auf 
ndiie  und  WdOfB. 

536. 

Das  Kriegsziel  wird  durdi  ^e  Kriegsursacke  nur  zum  Tlieil 
bestimmt  Die  Forderungen  wachsen  im  VeriuQtBiis  der  Opfer, 
welche  für  don  Krieg  geleistet,  und  der  Gefahren,  welche  mit  dem 
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Kriege  übernommen  worden  sind.  Der  Sieg  üH  doMlk  »etee  Be- 

tiiätigang  der  wirklichen  Macht  auch  eine  Recht  bildende  Kraft  ans. 

1.  Dm  iit  der  grosse  Unterschied  zwischen  aoderu  Processen  und  dem  furcht- 
tam  BadiMnIt  dei  Kriegs.  Das  gericfatUdw  XMM  geht  niemals  Aber  dsf 
Khgtfecht  litBiwi,  et  tegnUgt  irfdi,  4n  it^^iii^mrhakiii—^  mlolM  terlirtii  mwAn 

mur,  wieder  herzustellen.  Die  Processkosten  enefadiMn  im  dvil^cess  füs  eine 
meist  nur  unwichtige  Xdicnsachc.  Im  rivilprorf^ss  werden  aber  auch  die  Process- 
mittel, die  Streitschriften  uod  die  btreitreden  der  Parteien  in  den  bemessenen 
Sdbraoken  festgehalten,  wdche  der  Katur  der  Streitsache  entsprechen.  Sie  greifen 
nkiit  Uber  duKlagbegehien  und  nkht  Ober  denUmfimg  der  ESuieden  lunaiM.  Im 
Krieg  der  TODter  ist  das  Alka  anden.  Der  Krieg  Ist  ein  so  forchtbara  Streit- 
mittel,  daat  dendbe  eine  Menge  von  Wirkungen  und  Folgen  na*  7i  Mi  zii  ht,  wcldifl 
mit  dem  nrspr(\nglichen  Streitobject  iiiclita  /.u  scliaffon  haben.  Er  niadit  Opfer  an 
Gut  uud  IJlut  nnthig,  die  nicht  selten  viel  jn'i'sser  sind,  als  der  W(-rth  des  streitigen 
Hechts.  £r  regt  mit  den  Yolkskrälteu  auch  die  Yolksieideiuicliaitcn  aus  der  Tiefe 
tKt  wA  Hellk  dM  guae  kOnfUge  Yerhaltnias  der  streitenden  Staten  in  Fhtge.  Nidit 
Um  ttber  daa  Recht,  Mdi  um  die  Ürteretm  der  Politik  whrd  nnn  gestritteiL  Eb 
oAabeMn  ddi  im  Krieg  die  lange  gebundenen  und  verborgenen  Kräfte,  und  ver- 
Inngen  nnn  ebenfalls  Beachtung.  So  wird  der  Krieg  zu  einem  En t wickln nps- 
moment  der  Völkergeschiehte  und  in  teiindater  Qeatait  gehen  aus  ihm 
die  Staten  hcr\-or, 

2.  Deshalb  ist  das  Kriegsziel  nicht  so  enge  begrenzt,  wie  die  Kriegs- 
nritehe.  Sb  eiwetlert  ileii  dnidi  «ndere  Monienti^  neklie  der  Krieg  lelbit  dem 
nnprftni^lidem  Stieltgegenrteod  hlnsnfltgL   Es  handelt  sich  meistens  nicht  mehr 

allein  um  die  Gewfthntng  des  anfangs  streitigen  Anspruchs  oder  die  Anerkennung 
des  bestrittenen  Rechts,  selbst  nicht  bloss  im  die  Entschädigung  für  die  erlittene 
Unbill  und  um  die  Gprinr^hunng  für  die  erfahrene  Beleidigung.  Man  will  auch 
Siclierheit  für  die  Zukuult  uud  sogar  einen  neuen  Friedenszustand  gewiuuea, 
wflMier  dam  im  Kriog  bewlhrten  Machtrerbaitniss  entspridit  und  der  ncnen  Bechte- 
Mdoiig  dca  StetonlebeM  »t  nitgemiasem  Audmelc  dient 

3.  Insofern  encheint  der  Krieg  nicht  als  blosse  Abwehr  der  Rechtsver- 
letzung und  als  ein  Mittel  der  Wied'Th rratellung  des  verletzten  Rechts, 
sondern  zugleich  als  eine  treibende  Kraft  zu  neuer  Rcchtspestaltniifj.  Die 
Neugestaltung  des  Btatslebcns  geht  nun  einmal  nach  dem  Zeugniss  der  Geschichte 
meirtent  unter  Dono»  und  Blitz,  im  GewiUerrtorm  y<a  sich. 


8l  Xri^gsmlit  gegen  den  lUiidllelieii  Stat  und  in  4em  ftiiiA* 

Uehea  StetsgeMeto. 

537. 

Der  stäiuli^M'  diplomatische  Verkehr  zwi«rhcii  den  feindlichen 
Staten  wird»  weim  er  nicht  schon  vor  der  iirie^pseiro£Emm^  ab^e- 
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brochen  woiden  ist^  nim  in  Folge  derselben  regebnüBaig  ausgehoben 
imd  die  Oeaanten  mtäm  irodiMlseitig  nriickgwatoi  oder  nrück- 
geschidct 

Indessen  kam  dsr  GMaizbniTerkehr  auanahmsweiae  auch  wäbrend 
dea  Kriegs  fortgeaetrt  oder  neu  angeknt^ft  werden. 

1.  Der  Abbruch  des  GesanteuTerkehrs  gekt  oft  der  EriegserklämDg 
fonuu  und  wird  dann  als  Efw^^fniy  sn  dm  dtohendon  Broch  dn  T^icdcmmiptanidi 
angonhen.  DflciollM  kam  abar  auch  ndt  dar  fin^peckliniag  VBEbmiMH  midaii. 

Auf  einer  Rechtsnothwcndigkeit  beruht  er  nicht;  denn  ea  ist  kein  innerer 
Widfrspnii  }i  darin  m  finden,  dass  zwei  Stoten  ttbcr  pin  einzelnes  Streitobject  mit 
einaiuicr  kiunpfcn  und  zugleich  in  andern  Bwiehnngon  mit  einander  durch  Oresante 
fnedücliti  Verhandluugeu  pflegen.  Der  Krieg  kann  ja  durch  Uebereinkuuft  localibirt 
ond  dadmch  auf  ein  eogerea  Gebiet  begrenst  nerden»  ak  die  beiderseitige  Stala- 
henacbaft  rdebt  Die  wechaelaelriee  Abberafnng  der  Geaaotan  enebeint  daher 
dorehwog  als  ein  freier,  durch  politische  Erwägungen  bestimmter  Act  der  Politik, 
nicht  als  Rcc!itspfli(  ht.  Eben  deslialb  ist  die  Fortdauer  der  Gesautechaft  nicht  un- 
möglich, trotz  des  Kriegs,  imd  der  Erneuerung  des  Gesantenverkehrs  steht 
auch  wahrend  des  Kriegs  kein  rechtliches  Hiudemiss  im  Weg.  Dieselbe  kauu 
ebenso  den  Fdeden  Torberdten,  wie  finher  die  Abbemfting  den  Eii^. 

S.  Ale  politisdier  Grand  kommt  neben  der  Ahaelgnng,  einen  frenadMehen 
Geschäftsverkehr  fortzusetzen,  wahrend  man  einander  ndt  tödtlichen  Waffen  be> 
kämpft,  liaui)tsäclillcli  die  riiicksiclit  in  Betracht,  dass  man  nicht  in  dem  Centnim 
der  eigenen  Stats-  und  Kriofjslcituuf,'  eine  Repräsentation  des  feindlichen  btatü  liaben 
will,  welche  diese  Stellung  gegen  die  die^itigeu  St^iuteressen  booiUsen  kann 
und  allen  feindlichen  Bestrebung^  zu  einem  Stützpunkte  dient 

B.  SHdit  dieselben  GrOada  apraeben  ftr  die  einatweilige  Anfliabaag  der  eon> 
anlaren  Vertretung^  iraleha  weniger  ba  StatafnKrawe  ab  zn  GnaaMn  dea  inta^ 
nationalen  Privatverkehrs  thätig  ist  Es  kommt  daher  eher  vor,  dass  die 
Thätigkeit  der  Consnln  soj^ar  des  feindlichen  Stats  auch  während  des  Kriegs  unge- 
hemmt fortgesetzt  wird,  selbstverständlich  aber  nur  so  lange,  als  der  Btat  sein  Exe- 
quatur nicht  zurückzieht    Leber  die  Cousulu  der  neutralen  ät&ten  vgl.  §  55ö. 

588. 

Auch  die  yertragayerfaiHniaae  swiaeben  den  Siaten,  weldie 
Krieg  filhren,  werden  idcfat  notinrendig  dnrcb  die  Enegaeroffiniiig 
anfgeldat  oder  soapendirt 

Die  Wirkaamkeit  der  Vertrüge  wd  vSbrend  dea  Kriegaa  nur 
inaoweit  gehemmt,  ala  die  Kriegsfiihrung  mit  deraelben  mxverembar  iat 

Die  eigene  für  den  Kriegaaoatand  gesdikaaenen  StatenverlrSge 
gelangen  erat  im  Kriege  an  üurer  Wirksamkeit 

1.  Von  vielen  i'ublicistcii  ward  fnihcr  behauptet,  dass  der  Krieg  ipso  facto 
die  Verträge  zwischen  den  kriegfahrenden  Staten  aufhebe.   Aach  In 
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diplomatischen  ActenstAcken  sich  diese  Behauptung  oft,  wie  ein  selbstver- 

ständliches Reclit  ausgesprochen.  Offenbar  ist  dieselbe  eine  Folge  jener  falschen 
Gnindansicht,  welclie  eine  Zeit  lang  das  Imcf^sreeht  verdorben  hat,  dass  durch  den 
iürieg  ein  rechtloser  ^'aturzuätaud  herbeigeführt  werde.  (Vgl.  zu  §  529.)  Sobald 
mm  dnonl  eikamrt  bMtst,  da«  der  Krieg  als  BechlshtllfiB  nicht  die  Becbtaordiumj; 
avftoH  M»  ObflKMigt«  man  rieh  der  Yenreiflldheit  Jaoer  tttenn  Iielire.  Sie 
ThtHiehe  des  lUegs  kann  so  wenig  olles  YertniprecUt  zerstören,  als  lie  dto  BeoU** 
Ordnung  fibcrhanpt  aufhebt  Der  Krieg  kann  sogar  als  Mittel  dioien,  am  tifnni 
Stet  zur  Erfiillung  seiner  Vertragspflicht  zu  zwiugeiv. 

2.  Sehr  oft  werden  auch  Vcrtr&ge  eigens  für  den  Kriegsfall  geschlossen, 
vie  s.  B.  Ober  die  Beedatokung  der  Gcmtrebande,  Aber  die  flimUllnug  dee  ftdien 
HaadelB  irfthrend  dee  KHegi,  flher  NentceUalrang  eines  CWUeteUielli,  nun  Sdmts 
gewiseer  Anstalten  gegen  die  Eiieglgeillir,  Ober  die  Priiengeriditsbarkc'it.  Da  hat 
man  auch  früher  schon  anerkannt,  dass  derartiger  Verträge  trotz  des  Kriegs  Gel- 
tung haben,  freilich  im  Widerspruch  mit  jenem  Grundirrthun].  Es  ist  aber  eben  so 
wenig  Grund,  um  die  fortdauernde  Bechtsgültigkeit  anderer  Verträge,  die  keinen 
Beaag  auf  den  Krieg  lud)en,  im  Prindp  zu  Temeinen,  lediglich  weil  zwisefaeii  den 
Steten  Aber  eine  andere  Beobtafrege  Streit  ist  Weesbalb  eoUen  i.  B.  die  vertrage* 
niii^  F^tsteUung  der  Grenze,  oder  die  Yertrftge  über  Unterhaltung  der  Flnssufer, 
oder  über  die  Freizügigkeit  der  Einwohner,  über  das  Erbrecht  und  das  Yonnund- 
schaftsrocbt  kmftlos  'werden,  ungeachtet  der  Inhalt  d<'rsel]>en  nicht  Streitig  geworden 
ist  und  tÜeaeibfü  trotz  des  Kriegs  ausgeführt  werdi  ii  kuuiienV 

3.  Verschieden  vüu  der  rechtlichen  Uugüidgkeit  ist  die  iliut^ächiiche  Un- 
wirkeRttkelt  der  YeiMge.  Die  WJikBiiBfceit  der  Vertrüge  kann  leidii  durch 
den  Krieg  tbetiiichHrh  behindert  werden,  unter  ümstftoden  schon  deshalb,  weü  der 
fkiedllche  Yerkelu'  zwischen  den  Stuten  abgebrochen  wird,  oder  -v^cil  die  Kriege- 
führung die  Kräfte  absorbirt,  welche  im  Frieden  für  vertragsmässige  Leistungen 
verwendet  wurdt  n  Wenn  z  B  der  Stat  A  sich  durch  Vertrag  mit  dem  State  B 
verpflichtet  hat,  eiue  Eiucubaim  hm  zu  einem  bestimmten  Termin  auszubauen,  oder 
eine  Fbmeoiziection  auszuführen,  eo  macht  wohl,  wenn  ee  tradier  zwischen  diesen 
Steten  nun  Kriege  kmnmt,  in  den  meistoa  F&Uen  das  BedOrfidea  der  Eriegsführung, 
welche  lOe  financicllcn  ICräftc  an  sidi  zieht,  den  Vollzug  jenes  Verttegs  unmöglich. 
Insofeni  snspcndirt  der  Krieg  die  Wirksamkeit  vieler  Verträge,  indem  jeder 
kriegführende  Stat  veranlasst  ist,  alle  seine  Krilfte  eher  auf  die  Wirksamkeit  seiner 
Ueerfühnmg  zu  verweuduu,  als  um  friedliche  YcrpflIchUmgen  gegen  den  Feind  zu 
erfüllen;  und  ee  bedarf  dann  oft  im  frieden  einer  erneuerten  Beguliruug  dieser 
VeridOtniew.  (Vgl  oben  %  469.)  Weil  man  das  in  menchen  FUlen  er&hnn  hatte^ 
so  meinte  man  die  allgemeine  Beehtnegel  ausstechen  an  dürfen,  daae  dv  Kdeg 
die  VTirksamkeit  der  Verträge  überhaupt  verhindere.  Indessen  geht  auch 
diese  Regel  zu  weit.  Vielmehr  ist  im  einzelnen  Fall  zu  prüfen,  ob  die  Natur  des 
Kriegs  zu  einem  ilinderniss  für  die  Vertragserfüllung  werde  oder  nicht.  I>a  die 
privatrechtliche  Gerichtsbarkeit  während  des  Kricgü  auch  den  Angehörigen  des 
ftlf■liffi^4^w^  Stets  gegenüber  fortdanerty  ee  kann  leidil  bei  fiSnIidMidnng  dnee  Frivat* 
jfoceesee  daa  bestehende  Yertrngareclii  flir  dai  richterliche  Urtheil  OMigebend 
and  daher  irirknun  nin. 
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Wenn  ein  Theil  te  faindlidicn  StatsgeBiets  —  ein  ¥latty  eine 
Stadt,  ein  Beorlc,  ein  Land  —  von  der  gegnerisdien  Biiegsgewali 
beaetit  wird,  so  TerfiUit  dieser  beeetite  Theil  sofoti  dem  ^iegereoht 
des  Heeres,  waklies  Besifti  ergrÜKsn  hat  Die  Gegenwart  der  kriege 
fthfsndeii  Truppen  in  Feindesland  iriikt  anah  oluie  foikerige  Ec^ 
IcUbrong. 

Vgl.  die  Amerikanischeu  Kricg^artikel  1.   Die  militärische  Be- 
•itSBSlims  tea  MideilsnA  in  Krieg  scUtat  m  nlUlirlscIie  Anloritit 
lieh.        fcyiff  ^  #Vr  4m  INjrv^^'-m  ^  IwtfWwi  ^ifriiHflt  iMA  ffh  HbIibM 
saiedinen«  wenn  sie  Bch  nun  den  Befehlen  diftser  Gewalt  Aigen.   Im  Gegentheil, 

der  Widcrstaud  ßilt  nicht  melir  als  berechtigt,  wenn  gleich  er  durch  sittliche  Motir© 
der  Vfttt^rlaii'lslif'Uo  oder  Treue  gegen  deu  hfimrJtliVhen  Fiirsteu  veranlasst  wird, 
Kouderu  wird  je  mu.h  Uiu^suiudeu  bcliwex-  bcäurait.  iü»  i^t  eine  uothweudige 
Wirkung  dei  Kriegs,  in  vddMS  sidi  «tos  geadsete  gutaascht  gilMai  m/M^ 
die  iqflMcli  gBnflflOgt  iit,  ftr  flm  SidMriwH  sit  aoigea»  duult  de  Hos  Zveete 

540. 

Das  Eriegsrecht  suspendirt  die  Autorität  der  feindlichen  Stats- 
gewalt  in  dem  besetzten  Gebietstheil  und  setzt  die  XDÜttSriscihd  Aur 
torität  dar  besetMnden  Mm^t  an  ibro  Stelia* 

L  Amerikan.  Kriegsartikel  2.  Es  gilt  das  sowohl  von  der  Gesetz» 
gebenden  Oewslt  th  beiondeis  von  der  obam,  im  einseben  M  tMidiMBden 

und  befehlenden  Regiemngsgewalt.  Wena  rie  weiter  befehlen  wollte,  so  wflcde 
sie  nicht  mehr  auf  Gehorsam  rechnen  dürfen  und  die  Bewohner  nur  in  einen  un- 
natflrlichcu  Conflirt  der  und  der  Pflicht  und  in  eine  höchst  gefährliche  Lage 

yersetzen;  demi  uumuglit  li  kann  die  bc5ct7.eiulc  Kriepautoritiit  es  dulden,  dass  ihr 
eine  feindliche  Gewalt  in  dem  Bereich  ihrer  erruugeueu  Herrschaft  entgegentrete. 
Die  MflMriscIie  MoOm  fn  Febdedaad  Jtt  sagletcb  StatastttoritU  and  iwel 
eatgegengetetste  Slatiaaterltilea  können  aidA  in  demdlMn  CMrfete  be- 
stehen. Mit  Nothweudigkeit  wild  die  eine  dncli  iDe  aadere  eni  der  ibisQlNing 
verdlingt.   Vd  unten  §  544. 

2.  In  diesem  Sinne  hat  der  Feldherr  der  deutechen  Armee  König  Wilhelm 
durch  Beeret  vom  13.  Aug.  1^70  angeordnet,  dass  in  allen  ^(m  dm  Deutscheu  ciuge- 
nemmenen  fteasOsieehea  Deperlemtnls  die  Goosatiptknqffidit  anlSjtehoben  nnd  tst- 
bolea  sei  Ancb  das  emsle  Tsibot  des  Krleimlnlstofs  t.  Booa  ym  1&  Dee.  1870^ 
v  <  s  den  Bewohnern  der  occuplrteu  Provinzen  unter  Strafandrohung  untersagte^ 
dem  Heere  ihrt  s  Stutcs  snuralaufen,  war  ^mdsätzllfli  irorrrlitfortiirt ;  nhor  gegen  cHe 
imgcdrohteti  Strafen  der  Confi«<'atioj!  und  mehrjähriger  Yerbaununti;  irheben  sich 
gewichtige  Bedenken;  indem  diese  ätraieu  theils  tmverhältmssmaääig  schwer  er- 
edMiaai,  MIs  Heger  dannde  Wbkamea  haben,  eis  das  KUegMnen  es  er- 
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Mut  Vgl.  jAeqaemyns  in  der  OtüM  BtfW  1071  E  816,  BlosttcliH  to 

HoUieodorffs  Jalirb.  1871  S.  810. 

3.  Diese  Suspension  (L(rf  nber  nicht  aul  ilas  ganze  bestehende  Landca- 
rtcht,  das  ulltiutlichc  uiui  das  PriTatrecht  aiugedühut  werden.  Vielmehr 
JuMrt  4ie  BAdrtMidiiuiig  so  «all  tel|  ab  rfi  hII  d«  KneguoständeB  vertragUch 
fak  OB«  aUiit      dar  Kttemnnli  wiiNr  WirlMnlBsIt  gcaetü  nM. 

4.  Ala  die  französische  proTisorische  Regierung  zur  Landesvarlihddig!ing 
(Gambetta)  im  Docrmher  1870  den  Arbeit€>na  in  Ix>thrijigeu ,  welches  ron  den 
Deutschen  b^t£t  war,  jede  Unterstützung  der  deutschen  Verwalttintr  bei  der  üe- 
nutüuug  der  franzötiitidteu  St&tsforste  bei  Todesstrafe  verbot,  v&rkanute  sie  die 
Bciminlceii  ihrer  Macht  und  ihres  Rechts. 

541. 

Der  Befehlshaber  über  die  besetzenden  Kriegstruppen  kann  die 
bürgerliche  Verwaltung  und  Rechtapflege  ganz  oder  iheUveiM  in 
dem  besetzten  Gebiet  fortdauern  lassen,  irie  in  Fiiedeneieüen  und 
irie  JOE  der  Besitznahnie. 

Aber  diese  Verwaltung  muss  hinwieder  sich  den  Anordnungen 
unterwerfen,  wdbhe  die  militärische  NothwvndiglBnt  snd  das  Bfr* 
dorfiuBB  einer  ^ksamen  Kriegföhmng  iordem. 

1.  AmerikML  Kriegiarttkel  8.  Die  IntereaMn  dar  ellf  eneiaes 

Sicherheit  und  Wohlfahrt,  ftr  welche  die  statliehen  Polizei-  und  Verwaltungs- 
behörden und  ille  Gerichte  zu  »)rgcu  liabcn,  dauern  auch  im  Krietre  fort  und  be- 
dürfen einer  i](  trii  üguüg.  Eh  ist  (l;iher  durchaus  verkehrt,  wenn  die  ganze  Be- 
amtuug  und  sogar  die  FoUzeimaiiuüclmft  (Oenadarmerie)  bei  dem  Vormarschiren  des 
fthdUcbiH  HBem  tnt  dam  CWbto,  das  «  in  tuatoan  im  Bqpttb  ist,  weggezogen 
nwdaa,  wte  m  noeb  In  dtm  letstea  Sria§»  vea  Oattesvakk  in  BOÜmm  §»- 
aeUliail  irt.  Der  Feind  leidet  dabei  viel  weuigar,  ib  die  eigenen  Landsleate,  für 
welche  ja  die  Verwaltung  eingeführt  ist.  Diesen  p-f>L'f;>Qber  begeht  die  Landes- 
regierung, welche  alle  Anstalten  zum  Schutz  der  üffcntlichcn  Ordnung  beseitigt,  ein 
schweres  Umgeht  Allerdings  ist  aus  ^»olitiM^heu  Mulivtsu  ein  üutersciiied  zu  machen 
zwischen  den  Beamten  und  Angestellten,  welche  wesentlich  verwaltende  und 
dacen,  welche  vornehmHch  politUche  Functionen  hatten.  Die  ecatom  haben  keinen 
Gmnd,  sn  flochten,  aber  viele  GrOnde,  in  ihion  Ante  anandMOfen  nnd  ihre  Ver- 
waltung im  Orts-  und  Landesinteresse  fortzuübcn,  wenn  die  feindliche 
Kricgsgpwalt  sie  nicht  damn  behindert.  Die  letJ^tem  dagegen  mßgcn  eher  vor  der 
Feindesgewalt  weichen,  welcher  zu  dienen  sie  nicht  vcrjiflirhtct  sind,  imd  welche 
ihnen  schwerlich  die  fortgesetzte  politische  Leitung  anvertraueu  würde.  Diese  Unt^- 
pftiiai^|m^  ytAft  aber  eher  ib  reehtUch  mid  ist  ebendeshalb  eine  flleaaandBL 

Wliaina  Verwntengabwunte,  wekhe  politbeh  vorzüglich  eompnmltdrt  aind,  mQgan 
nnldkeode  Motive  haben,  die  besetzte  Gegend  und  ilur  Amt  zu  verlassoi,  wom 
der  Feind  einzieht,  nnd  umgekehrt  auch  politische  Be:iTnte  nach  Umständen  es  zweck- 
m&ssic?  finden,  zurück  zu  bleiben  nntl  die  weiteren  ] '.ntschlüsse  der  besetzenden 
Knegsgewalt  abauwart^  Kur  die  Ikchtjur^el  steht  i&H:  hin  zur  ü^seuung  iiabea 
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die  Beamten  den  verfMgnngroiassipfen  Anordnungen  und  Befehlen  ihrer  Ri»?(erung 
Geliorsam  /u  leisten.  Nach  vollzogener  Bcst-tzung  dagegen  hört  die  ^S'irki>amkeit 
der  irüheru  AutoriUit  auch  für  die  Ii4^aaiti!u  auf  und  müssen  sie  sich  der  Autorität 
jarbewtwwdaal&iiffgoiiiHwifiitftgen,  »bdiMd^ 

9.  Amm^gnbm  «nte  von  dir4«adaiiiig&0«nsimde-  mdibMliMipl 
lUle  Local&mter  betroffen.  Da  dieselben  eine  rein-drilidie  Aufgabe  und  Beziebnag 
haben,  so  lassen  sie  si^h  nicht  vni  dem  Oft»  tnaim  md  genfthcn  mik  diewi 
«Bfeer  die  Autorit&t  des  Feindes. 

542. 

Die  IVager  der  militSriBcheii  AtttoritXt  flmd  nicht  entbondan 
von  den  Qeeetsen  der  MenBcUichkdt,  der  Gereciitägkeit,  der  Ehre 
und  des  rniUeirten  Kiegsgelnaiichs. 

JS^^rimikiTjamAwtäThAadfiäamg  M  oiditAiHfiliitni^  sooten  Xiia- 
braneli  d«i  Kriegwechti.  Je  frtlMar  die  üebeilegadMlt  der  bewiftMiMi  MicU 

lit  Aber  die  unbewaffneten  Bflrger,  darto  nOduger  ist  es,  dass  dieselbe  durch  jene 
menschlichen  Tugenden  und  VorzQg:e  veredelt  und  ennilssigt  werde.  Es  ist  nicht 
ein  Zeichen  ntilitärischer  Tapferkeit  oder  Ehre,  wenn  der  Soldat  seine  Gewalt  zur 
Ungebiüir  uus&braucht,  sondern  nur  ein  Zeichen  von  uü würdiger  Hohheit,  und  es 
ist  der  Stolk  einer  dvüisirteii  Annee»  Becht  und  gute  Sitte  sa  achten.  Eben  dft> 
dnch  «nUndnldet  rie  lidi  von  beriMdicheo  Kkiegera.  AnerllL  Krieg i*rt  4 

548. 

Das  Kriegsrecht  ist  weniger  streng  zu  handhaben  in  Plätten 
und  Bezirken,  deren  Besitznahme  gesichert  erscheint  und  strenger 
da,  wo  die  Ge£ahr  des  Kampfes  am  den  Besitz  fortdauert  und  nahe 
ist|  am  stren^rten  im  Angesidit  des  «irkliohen  Kampfes  selbst 

Am.  Kr.  6.  Dtoe  Bogel  wirkt  MnroU  «nf  die  Beetimiinnig  ftdegmdiäicher 

A]IOrd!-;:n  jen,  als  auf  die  Anwendug  und  Auslegung  des  Kriegsrechts.  Die  Stei- 
gening  der  Strenge  ist  wie  das  ganze  Kriegsrecht  durch  die  militilrischo  Noth- 
wendigkeit  und  das  Bedtirfniss  der  Sicherheit  bedingt.  Wenn  c<;  sirh  U.  reciit- 
fertigt,  im  Angesiciit  des  gegeuwairtigeu  Kampfes  iiuuser  von  I'rivaicu  gau2  in  Besitz 
miauat,  nii  Wegw^mng  der  Bewohner  und  TieDdcfat  dieselbea  niedenaureissen,  eo 
wftrde  dne  eoUhe  Mearegel,  wenn  ein  loeeler  Xamiif  an  der  Stelle  noch  vdÜg 
mtgewiss  ist,  als  barbarisch  erscheinen.  Ebenso  wird  die  Hemnnmg  alles  Terkehre» 
nnter  Umständen  durch  militüriacbe  Tonidilniiancfein  gebotflo,  ohne  solches  Be* 
dOiüuss  ungerechtfertigt  sein. 

544. 

So  weit  die  Besitmahme  der  ftindüchflii  Kriegsmaciit  reidit 
und  so  lange  sie  dauert,  ersdieint  die  Begierangsgewalt  des  gegneri- 
sdien  States  verdriingt 

IsprisolMi  fliad  die  BewoiuMr  dsp  bessiiln  GeUito  mi  InriwfBi 
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Oekonsm  gegen  die  yerdr äugte  Begienmg  wbniideii,  aber  ge- 
nothigt,  der  thataadiKoh  hacnobeiiden  Kriegsgemlt  Btatlidiflii  Ge- 
hßvaam.  n  leJaten. 

Vgl.  ohm  zu  §  539.  Die  Besitznahme  eines  Gebietstheü«  liort  aber  uidit 
■ehon  dacbuch  wd,  da»  die  teMtnnden  IVappec  vegiMieiL  Wenn  die  Armee  tqv- 
irteto  aindiiti  in  Fehidmlmcl,  n  bleibt  zunlchst  d«t  hinter  ilir  liegende  Ge- 
biet in  ihrem  Besitz,  auch  wenn  sie  keinen  Soldaten  mehr  dort  stehen  hat,  und 
zwar  so  lange,  bis  sie  entweder  don  llosit-/.  absichtlich  aufgibt,  oder  bil  lle  iriedOT 
mit  Gewalt  aua  dem  Beaitie  venlräugt  wird.  Vgl  unten  §  551. 

545. 

016  Kriegsgewalt  kann  allgemeine  Verordnungen  erlassen,  Eln- 
riclitungen  treffen,  Polizeigewalt  und  Steuerhoheit  ausüben ^  soweit 
solches  durch  das  Bedürfhiss  der  Kriegi^führung  geboten  ist,  odeor 
durch  die  BedöiiniiBe  dea  beaetefcen  (Jebietea  md  Miner  Bewohner 
Qffofdert  wird. 

Sie  hat  sioh  aber  bis  zu  definitiver  Begehng  der  StatanrarhSIt» 
aiaae  solcher  gesetagebeiiflcher  Acte  möglichst  zu  enthalten,  durck 
welche  die  Verfuaimg  gefindert  niid  und  darf  die  borg  brachte 
BeobtBOirdinuig  mir  am  dringenden  OrOndan  amer  Wirkaamkeit 
latmi* 

1.  Die  Eri^ggewalt  ist  wesentlich  Nothgewalt  und  provisorische  Ge- 
walt IMmt  lind  Uo»  Anocdnugen  dueb  die  Noänrtadii^  bedingt  oad  be* 
Mbriaktt  und  nicht  bemfoi,  die  danenden  Grundlagen  dee  üffantlichen  Rechts  ta 
verändern.    Schon  d^halb  soll  sie  die  bestehende  Verfassung  und  Gesetzgebung 

möglicJist  M'enig  antasten  und  ihre  Wirksamkeit  nur  hindern,  wo  das  militärische 
Bedürfuiss  es  erlordert.  Diese  Beschränkung  kann  freilich  durch  die  Umstände 
geboten  werden.  Weuu  z.  ü.  das  Vereins-  und  Versammlungsrecht  der  Be» 
wflluMr  dank  die  Yectanf  geiriUeistat  lit,  m»  wM  dennodi  die  liinSUdia 
Kriegtgewalt  die  freie  jUrtbang  de— Iben  aidil  dulden  kOanen,  ohne  ihren  Beeita 
und  ihre  Sicherlieit  zu  geföhrden.  Auch  die  Freitfreibeit  erleidet  im  Krieg 
nothwcndige  Boschr&nkung.  Ist  durcli  die  Verfassung  eine  jäJirliche  Ver^nrnm- 
lung  der  Volksvertretung  angeordnet,  so  werden  auch  diese  Wahlen  ui;  !  winl 
die  Versammlung  iu  dem  besetzten  Gebiete  gewöhnlich  gehemmt  werden  müBäeu. 

8.  Wenn  Befreiungskriege  gcfübrt  wertai,  dann  freOieh  liegt  ei  oft 
im  Interase  der  Kiie^Bitthnmg,  to  weit  die  Macht  der  Kriegvgewalt  reicht,  andi 
neue  Ordnungen  vorläufig  einzufahren,  durch  welche  äm  bisher  gedrückten  Be- 
wolmoni  df^s  besetzten  Landes  bcbsere  Rechtn  vfrlfohen  und  die  Sympathien 
derselben  gewonnen  werden.  Dcrartiü;c  VorämU  run^'i  u  Ii.lIilu  die  französls(  Leu 
Bevolutiouskriege  zu  Aniang  dieses  Jaiirhuudertfi  mit  axch  gebracht,  aber  auch  der 
aeMMe  Bfliyrtaigg  bi  d«  Tcveinigton  Stilai  von  Aneriha. 

aiaataebll ,  Im  TWmimM.  SO 
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545  a. 

Aach  wenn  die  Kriegsgßvalt  feindliches  (xehiet  in  der  Absicht 
besetzt,  dasselbe  zu  behalten,  ist  sie  dennoch  während  des  Kriegs 
nur  zu  prorisorischen  Verordnangen  berechtigt.  Aber  sie  hat  nun 
die  Macht  und  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Umbildung  des 
Rechtes  geschichtlich  bcginindet  ist,  auch  das  Recht  zu  den  Maas- 
legehk,  welche  diese  JEbechtsentwißkluBg  tob  Hmdwuissen  hewalmea 
imd  fördsnL 

Der  Gesamte  zwiacben  der  Terwaltmig  ncHcbM  febdUehen  Pnnbam^  wakhe 
der  Sieger  bdbalteo  wollte  und  den  andern  besetzten  Ländern  die  er  nur  tarn  Be- 
huf der  Kriegsführung  einnahm,  ist  iu  dein  franzöaisch-deutscliou  Kriege  von  1R70/71 
deutlich  geworden.  Die  Yonvultujig  in  Elsass- Lothringen  bereitete  den  Erwerb  des 
deutschen  Reiches  vor  und  war  dtüier  intensiver  als  diu  Verwaltung  der  übrigen 
fraiwfltfBchea  Departement«.  Die  Dntenciiiedie  Migeii  alcb  tonehmUdi 

■}  fn  der  enlMliiBdsiMii  Klederinltiuig  der  Etameofee  bk  der  Bev<Bllavoiig| 
welche  den  Udlwsng  vom  einen  zum  andem  8telS  fttbinderu  wollsa, 

b)  iu  der  Am^Ichun^  und  SMikang  der  ISknMbb,  veldis  der  Wfliibmf 
freundlich  gesinnt  sind, 

c)  in  der  Gewinnung  der  schwankenden  und  neutralen  Elemente  duHll 
Förderung  ihrer  Intereaen  und  Beachtung  ihrer  Wunsche. 

Der  ZnnMimwnhaag  des  bcaeMen  fSsIndUcSien  Gebiete«  mit  dem  feindUchen 
8Me  bleibt  aber  «aab  unter  diäter  Yonnaaeteing  «neriaumt  Ißdii  bloae  ward« 
Elsass-Lothringen  wesentlich  mit  Beachtting  des  französischen  Rechts  inzwischen 
verwaltet,  wurde  bo^t  den  Be\vf>hn<'rn  auch  dieser  Provinz  gestattet,  m  der 
französiö*  heu  iNatiuaalversannnhmg,  v.t'lclie  über  den  Friedor  und  die  provisorische 
Regierung  von  Frankreich  eutfichied,  Repräsentanten  zu  wuMeu. 

546. 

Da  der  Kriegszustand  ein  Nothstand  und  das  Kriegsreclit  ein^ 
Nothrecht  ist,  so  können  die  militärisch  gerechtfertigten  Anordnungen 
der  Kriegsgewalt  nicht  aus  dem  Grunde  als  ungültig  angefochten 
werden,  dass  sie  der  Verfassung  oder  dem  Landesrecht  widcispicchcu. 

Beispiele  der  -iVrt  sind  in  der  Erläuterung  zu  §  J>4r>  wt'eben.  Has  muss 
aber  sogar  von  der  Kriegsgewalt  des  eigenen  Landes  cbcoäo  gelten,  dean 
„No^ii  kennt  kein  Gebot". 

547. 

Soweit  nidit  die  Knegsgewalt  besondere  abweichende  Vor- 
schriften erliest)  hat  die  bürgerliche  nnd  die  Strafgenflhtshai^eit  des 
J^uides  ihren  regefanässlgen  Foitgsiig. 

Die  Kinfiihnmg  emer  «userordentUcheii  kriegsyriciiflichen 
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BechtspflefpB      äoB  Mgenannten  StajidreoM«       ist  an  Ml  iam 
Gnmde  einer  «nutai  «nd  diingeadeii  OeÜfthr  sidäMig  und  ist  vor- 
onsiitiicn  SU  veorJcunueiL 

An.  Kr.  6.  t  Die  MmsmOt  Iran  &  a  die  WlitenUt  dw  «Mto- 

liehen  Sduitznittcl  gcgtiu  Yerlmf taugen  (Ilabeas-CorptMto)  suspcudireit  ote  auch 
in  Folge  der  YfsMstmsv'»  41»  Pnwihflihinfig  dM  WecMndiii  hnMOn  «.  dil. 
Vgl  2U  §  545. 

2.  Die  Eiasetzung  von  Kriegsgerichten  zur  Ausübung  des  stautlrechtr 
lieheii  Ytttthttm  kt  eiur  dar  adtwenten  Eingriffe  in  die  bürgerliche  Freiheit 
und  Badrtarichgrheit,  weO  sie  eine  Menge  von  Oanntlen  aufhebt,  irekhe  dM  regel- 

■ilwigie  Ftooeasrecht  den  Parteien  gibt  Ei  kana  daher  nur  dorch  die  ge- 
rechtfertigt werden.  Die  friedlichen  Bewohner  ajber  djQrfeß  den  QeUhmk  dqpnUMO 
nicht  ausgesetzt  werden  ohne  vorherige  öffentliche  Warnung. 

3.  Während  der  Besctzui^  von  französisch  Lothriugcn  durch  die  Deutschen 
entstand  swisdien  d^  dentschen  Tervaltiing  und  dem  französischen  Gerichtahof  zu 
VmBj  eliie  MieiiiiiBgitfBniiihiedflnilwit  tUtot  die  FoiimI  der  ÜriiieilwwlLliBdlgBiig. 
Die  Deutschen  m^Jten  gestatten,  dass  wie  bisher,  im  Namen  des  ViakgmQfwficiieQa'nL') 
die  Rechtspflege  gebandhabt  werde.  Das  Gericht  wollte  nach  der  Pariser  Revolution 
vom  4.  Sept.  1870  die  Formel  anwenden :  „Im  Namen  der  französischen  Republik''. 
Das  Gericht  erkannte  den  Kaiser  nicht  mehr  als  Souverän,  die  Preuüsische  Behörde 
erkannte  die  Repid)lik  noch  nicht  an.  Der  Fonnal;  „Im  Namen  der  verbuudeten 
Uaehie**  Hand  im  Wege,  d«M  dieaea  die  Geikhte  nklit  imj>bflrtwi  fifthliindWit 
iteUte  der  Geneliliihflf  leiiie  TTittfitfcifrft  ein.  ««»  ft^k»^^  der  BwBPhner.  JUb 
richtige  Lösung  war  entweder  eine  neutrale  Forpe}  ;l  ^.  ini  2^bu^qB  dse 
mlBflii^  odiv  die  Weglaasiing  der  flnt]wiirH|<»^fflp  FomeL 

548. 

Auch  flie  BtandrediÜicheu  Kriegsgerichte  dürfen  nicht  nach 
"Willkür  und  nicht  leidenschaftlich  verfahren,  sondem  sind  ver- 
pflichtet, die  Fundamentalgesetze  der  Gerechtigkeit  zu  heachtcu. 
Insbesondere  sollen  sie  den  Angeschuldigten  freie  Vertheidigung  ge- 
statten, keine  Tortiu*  anwenden,  doii  Thfitln  stand  wrmn  auch  stim- 
marisch doch  unparteiiscli  prüfen  und  nur  eine  verhaltnissmiissigo 
Strafe  über  den  Schuldigen  erkennen.  Aber  sie  sind  nicht  gebunden 
an  die  strengeren  Vorsohriften  der  gewiämliohen  Processgesetze. 

An.  Kr.  13.  Die  Bestellimf  dieaer  Eriegvoiclife  geeqhielit  niich  den  7«^ 
SCliliften  der  Landesverfassung  oder  der  militärisdien  Vorschriften  der  eiA- 

zclnen  Länder.  Die  obigen  Crundsät;^e  dajjepen  haben  eine  allgemein 
menschliche  Jiedeuttmg.  Würden  sie  verletzt,  so  würde  das  Standrecht  auf- 
hören «ine  Rechtspflege  sein  und  wurde  gu  ««oer  Beth&tigung  zügoiio«er 
Leii^en^he^  9;^i:dexi.  In  jde^  ^iiyyik>nif«hfln  jBLi3leBiactU(eiii  iM  %iiab  d^  ^at#  jntr 
iiaitoiw       ildi  efaier  eDeemeiBeB  AneriEmvHMi  mnftnhlt"  -tWft  TodAietr&f  e  diitf 
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ohne  Erlaubniss  des  Statshauptca  inclit  Yollzoprf^n  wprtVn,  fnigw>r  vo  der  Drang  der 
Umstäudp  einen  schuellereii  Vollzug  lordcrt  und  dann  nur  mit  ^irlaubrnss  des  obersten 
Befehlshabers  der  betreflfenden  Truppen.*'  Udierdem  machen  diese  Artikel  daraof 
aofinerkaam,  da»  die  miUtidMii»  Ooiehlrimrlnit  eia«  ndefiuhe  Bogrttodung  habe, 
aiBonl  In  dem  SUttraeht  dM  Ludw  für  AnftMlidHitaiig  nOfttiiiebMi 
Ot&amg  und  sodann  im  Völkerrecht  für  F&Ile,  die  nicht  schon  nach  Landes- 
gesetz strafbar  sind,  für  welche  es  daher  einer  besondem  Ermächtigung  bedarf, 
das  I^iegsrecht  in  dieser  Focm  u  hMulhflhflii  D^a  gilt  von&gUch  in  feind* 
lichem  Land. 

549. 

Die  KriegHgewalt  darf  ailes  das  ilnm,  was  die  militärische 
Notihirandii^keH  erfordert,  d.  h.  soweit  ihre  Massr^^etn  als  nothig 
ensoheiiisii,  «m  den  Kriegszweök  mit  Eriegsrnttteln  sa  erreichen  imd 
m  Ueheremstuunnng  sind  mit  dem  aUgemeinen  Beolit  und  dam 
KiiegHgebittadi  dar  dfiUairleii  Vdlkar. 

An.  Kr.  14.  In  Grande  iit  do  die  e«tw*«ld«nd»  Hauptregel  ftr  du 
Bsdkt  dflf  K*f<^itfmf  (ill  Was  nodiwaidi^  sei»  etgibt  wUk  nnr  am  den  Unattaden. 

So  weit  die  Nothwendigkeit  reicht,  so  weit  reicht  die  Eriegsgewalt 
Darnhpr  liinnus  wird  sie  rohe  Willkür.  Freilich  ist  es  nicht  immer  leicht,  die 
(in  ii/.('[i  iij  (kr  Praxis  zn  In  i^tiiuiin  n  und  es  ist  unmöglich,  hier  nach  formellen 
Merkmalen  zu.  vcrtahren.  \\  cun  eine  Armee  keinen  Maugel  liat  au  Lebensmitteln, 
KUUhngsMtkilGen,  Mnreikan  n.  i.  loiekifeniclitlndwNotlnrandigkeit,  wcfMce 
WtKötKwgm  der  Art  an  die  Onaeinflen  oder  dteftiraipewoBni  in  ndtoa.  Wenn 
Bie  dag^en  IfaiHfil  Mdat»  so  sind  je  nach  UmstAnden  sogar  starke  Elingriffe  in  das 
PriTBteigentham  gana  nnTenn<^idHc;h.  Niemals  aber  hört  die  Wirksamkeit  der 
Moral  auf,  gesetrt  auch,  di'  rorrolraässige  HechtRifrUinmi:  mlrde  momentanen 
bduuicn  leiden.  Schon  sagen  die  Amcrikanisciien  üriegstutikel  (15):  „Wenn  die 
maner  einiader  in  cdhnem  KUag  mH  den  Waftn  bekämpfen,  so  kdcea  sie  daek 
aickt  anf  nowMiAa  Waten  au  sein  nnd  bleiben  den  aadem  Udaehen  and  CkUt 
TOtaniworÜMi  ftr  flge  Ihatan.** 

550. 

Dagi  gt  n  YLi-wirft  das  Kriegsrecht  allen  Wort-  und  Treubruch 
auch  gegen  Jeii  FeiuLl,  alle  uiLaoLlugc  Grausamkeit,  alle  Ausübujig 
der  PrivalraeLc  und  alle  die  Handlungen  der  Gewinnsucht  oder  der 
Wollust,  welche  überall  als  gemeine  Verbrechen  verboten  luul  ho- 
etralt  werden,  alle  barbaiische  Zerstörung,  alles  was  mit  dur  l^Jirc 
der  Truppen  nicht  vereinbar  ist. 

Am.  Kr.  11.  Vgl.  unten  574  575.  Bie  Eegel,  dass  auch  dem  Feinde 
Treue  au  halten  sei  —  Fides  etiam  hosti  servanda  —  (§  5GG)  ist  umlt,  und 
as  kann  von  dieser  natOrlichen  Meoachenpflicht  keine  priesterliche  Autorität  dispcu- 

dm.  I)ia8eknBhadir  Skrekalridiiaijetealibeao^hnniofatig  erviM 
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in  «Mttdrftti  Dmmi,  ulk  Mgw  noch  Mrinr  all      Sdmiii  dn  «mriiaw 

551. 

Die  Kriegsgüwult  darf  von  den  Beamten  in  Feindesland  den 
Eid  eines  zeitlichen  Geiiorsams  fordern  und  sie  entlassen  und  fort- 
weisen, wenn  sie  denselben  verweigern.  Der  Gehorsam,  den  sie  der 
Kriegsgewalt  schulden,  ist  durch  die  Dauer  der  Besitznahme  be- 
schränkt. 

Vgl.  oben  540  und  544  Kinf»n  Unterthancneid  darf  dlo  Kri^gsgewaJt 
nicht  fordern,  bevor  die  Eroljrriiiig  dauerud  geworden  luid  durch  den  Frieden  ge- 
aichert  ist.  Die  Autorität  der  Kriegsgewalt  in  Feindesland  ist  nur  eine  proTi- 
iorla«h«,  dnäi  den  KdtopnntMid  tiedli^   AImt  m  kun  mtar  XhatOnim 

ibrtaetzen,  e^Udi  verpflichtet  werdea,  In  der  ZwiBchcnzeit  nichts  gegen  die  Eriegs- 

gewalt  2\\  thrm  uiifl  (Irren  Anoninnnfron  m  befolgen.  Wenn  diesclbr n  rincn  solchen, 
nur  pr()viH(tris(  h  virkciidrii  Kid  verweigern,  80  weist  das  aul  die  leindiichc  Üc- 
ännung  dieser  Üeamten  hin  und  die  Kriegsgewfdt  hat  Ursache,  denselben  mindwteos 
jeds  **MitHAo  Anloritit  in  «ttUaL 

Ueber  die  Dmer  d«  jminMm  Getomm  igH  m  |  514 

568. 

D«r  Verdiddigflr  taam  bediohlen  Flatoen  noll  die  fidedUdieii 
Bewolmer  reditnitig  anf  die  GefiEÜiroii  aufinerksam  nUMdiaa,  denen 
nie  ansgesetrt  wecdeii  und  darf  ihram  Wegsug  keine  anderen  ffinder- 
nine  in  den  Weg  legen,  als  welche  die  Sorge  fSx  die  Siiegsffihnmg 
niHihig  macht 

Zn  Anfang  der  Belagerung  von  Paris,  28.  Sept.  Ui  38.  Oet  1870^  machte 
db  Frenariiche  B^emng  die  neiitnk  Diplomatie  tmd  die  neoSnlfln  Frhaten  anf 
die  G«Mir  aafknttkam,  denen  de  sich  anssetzen,  venn  sie  in  der  belagerten  Feattmg 
bleiben;  gestattete  aber  als  später  (Jan.  1871)  den  Wagnig  nicht  awlir.  Itfe 
Ckuxespondeoz  im  Stataaxch.  Kr.  M2d— 4131. 

558. 

Wenn  der  Commandant  eines  festen  Platzes  die  unki-iegerischcn 
Bewokiier  in  der  Absicht  fortweist,  um  den  Platz  gegen  den  Feind 
länger  behaupten  zu  können,  so  kann  diese  Massregel  durch  die 
militärische  Nothwendigkcit  gerechtfertigt  sein. 

Aber  auch  der  Belagerer  kann  sich  auf  dieselbe  Noth wendig- 
keit berufen,  wenn  er  in  der  Absicht,  die  Uebergabe  des  Platzes  zu 
beschleunigen,  jene  Bewohner  nicht  wegziehen  lässt.  Greift  der  Be- 
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Mgarap  IQ  (iiflMr  mar  onranm  mpv  bruv  TOinnecinBwiurj^wi 
Maamgol,  lo  ist  der  Bebgerto  seDodugt,  den  AnfSnllult  der  Be* 
irohner  wieder  im  Flatee  zu  geetattn. 

1.  Am.  Kr.  18  Die  AiiswcisiiiiL'  wird  vorzt^glich  durcli  den  Maugcl  an 
LebensmiUeiu  iu  dem  bel'estigteu  i'lutz  luutivlrt  uihI  die  Zurück weiüuug  ebeniio 
taA  die  BoAnag  begr&adel  edn,  den  FMs  dsMk  Awiliuigaraiig  nr  1Mb»k 
gpl»  n  BMhiiia.  BeidAlliMMgdii  dadgigeillMtdaaftMllte 

hart,  aber  die  letztere  ist  noch  härter,  weil  ue  dieselben  auch  den  grOssten  pendn- 
lichcn  Gefahren  aussetzt.  Nur  die  strengste  militärische  N  o  t  Ii  w  e  ii  d  i  ?  k  f  t 
vcrwa?  dieselbe  zu  rfrhtfertiRcn.  Ohne  diese  muss  es  den  Bewohnern  frei  stehen 
nadx  ihrer  eigenen  Waiii,  sei  es  in  dem  Plaue  fort  su  wohnen,  sei  ea  deaae&eii 
fii  liegt  tkm  in  dar  »KlBr  dir  Blnie,  daei  die  kaamSam%  mlir 
von  den  Betaiemmrtraiipea  feAindevk  veedoi  keia.  Wens  eli  ver- 
hindert wird,  so  bleibt  llr  den  Commandanvn  des  festen  PhUses  nichle  eodWWe 
iihriir,  als  die  Bewohner,  di>  nifht  wt  lilnniut  n  k<  Minen,  wiederaufzunehmen.  Kefne 
iinlLt;Lri'!<"hp  Nothwendigkeit  konnte  es  jenialö  reciitiertigen,  d?i«??  die?f>1bra  zwischen 
den  beiden  streitenden  Kriegsgewalten  wie  zwischen  iswei  harten  Muhifitetnen  zer- 


%  WOiend  der  Bdegemng  mm  Straeibvvg  denk  die  IMRte  (8epi 

1870)  wurde  auf  Verwendni^  der  Schweiz  die  Entfernung  von  Ynmm.  end  Xlndem 

ans  der  befestigten  Stadt  gestattet,  obgleich  daraus  fiir  dir  Belagerer 
Beltotfgnng  enteUnd  und  nicht  jeder  Minbrauch  zu  hindern  war. 


554. 

Ke  gute  Kriegesitte  verlangt,  dass  der  Belagerer,  wenn  es 
thunlich  erscheint^  vor  dem  Bombardement  eines  Platzes  die  Absicht 
dazu  ankündige,  damit  die  Nichtstreiter,  insbesondere  Weiber  und 
Kinder  entfernt  oder  sonst  in  Sicherheit  gebracht  werden.  Indessen 
kann  Ueberraschung  mit  einem  Bombardement  niitliig  sein,  um  den 
Platz  bald  zu  i^winnen  tmd.  dann  ist  die  Unterlassung,  jener  Anzeige 
gweohfcfertigt. 

L  Aai  Kr.  19.  Bi  witejirWit  diese  Sitte  dem  Wesen  des  Kriegs  als  einee 

Streites  zwischen  Stat  und  Stat,  und  nicht  mit  den  Trivaten.  Möglichste  Srhninmg  • 
dieser  ist  das  Kennzeichen  der  ciTÜieirtcn  Kriegsfülimng.  Um  die  Bewohner  grosser 
Städte  mö£^chst  vor  den  Gefüuen  des  Kriegs  zu  bewahren,  werden  daher  dioe 
8MM  bmMw  ab  offeae  VMtse  deie^  Sieger  aheHawea  «id  aidd;  eb  feite 
?Utse  eine  BehlpBni«  verMd^  Aber  —Ii  ia  lüleiom  IWerfwit 
CS  ^  Menschlichkeit,  dass  die  friedBAeB  Bewohner  gcwmil  «erieut  beMT  die 
Stadt  beschoscoii  wird,  wenn  irgend  der  Gang  des  Krieges  es  gestattet.  Nur  in 
den  dringen iItioij  Fällen  wird  ein  plötzlicher  üeberfall,  verbunden  mit  einer  raerhcn 
Beechiessung  sicii  als  niiUtimsche  Nothwendigkeit  Tertheidigen  lassen. 
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554a. 

Offene  Städte,  die  nicht  vertheidigl  werden,-  dürfen  besetzt^ 
aber  nicht  ohne  Noth  beschossen  werdeii. 

Wenn  eine  Stadt  mit  Festungswerken  verbunden  ist,  so  ist  die 
Boschicssiing,  wenn  dieselbe  aus  militärischen  Gründon  noth  wendig 
ist,  vorzugsweise  auf  die  Festun^^swerke  und  die  Vorwerke  (Mauern 
und  Thore  der  Stadt  inbegriffen ;  uu J  deren  Zugänge  zu  richten,  die 
inneren  Stadttheüe  dagegen,  welch©  von  den  Medlichen  Bürgern  be- 
wohnt werden,  möglichst  zu  verschonen. 

Zuweilen  ynrü  eine  Unterschieds-  wv\  rück'^iclitslosc  Beschicssung  emer  be- 
festigten Stadt  damit  entschuldigt,  dass  dadiuxii  die  friedlichen  Bürger  bewogen 
werden,  die  feindliche  Bebatziuig  ^ur  UeUcrgabc  zu  nöUiigeu.  Indesfien  nur  unter 
sehr  setteneD  ümstftiiden  irird  (Ueseg  Moth  irgendwie  unrandbir  ada.  In  derEegiel 
fpchrint  M  wglftfJi  ab  nrilftftriiwh  und  leehtlieh  nininilBtrfy  und  als  ttnwirioKm. 
Wenn  68  den  Borgern  zur  Pflicht  gemacht  wird,  lieh  jeder  nngeordnetea  Hmü- 
nahme  an  den  militürischen  Kämpfen  zu  enUialten,  obwohl  die  Vertheidigung  ihres 
VatcrlandoH  audi  im  Interesse  und  unter  rmstäiulea  die  Pflicht  der  Bürger  fst,  bo 
kamt  und  darf  man  dieselben  nicht  auffordern  und  anhalten,  g^n  ihre  eigenen 
wtirUnJhilim  Truppen  fitannalt  und  Zviag  n  fiben.  EIm  tewUge  manSkäa^ 
Ikmioa  «ta»  dsonlia»  iaauaaXUtL  üebevdem  falai«,  nie  die  ErfiAraig  adifi, 
meistens  anch  machtlos.  Sie  erbittert  wohl  und  reizt  zum  Haa  md  zur  Bache, 
n}v,r  i(  entscheidet  nicht  und  der  Befehlshaber  «Irr  Besät zungstnippen  tmtcrdrückt 
und  lirstnift  wohi  die  Auflehnung  der  Bürger,  aber  er  ergibt  sich  nicht  in  Wider- 
epruch  mit  seiner  müitAiucben  Madit  and  PÜicht  ilirem  Drangen.  Vgl.  Biuntschli 
in  HuHwaanift  Jalsb.  des  dentadMi  Beioii«  L  8.  9B1  f. 

555. 

Die  Tliätigkeit  der  fremden  Oesaaten  und  diidomatiicihen  Per- 
eonen,  welche  bei  der  femdUchen  Begienmg  be^nbigt  sind,  bSrt 
Tcm  Bechtswegen  für  das  beeetato  Qebiet  auf. 

Lideeeen  pflegt  die  begetEende  Enegsgeweiit  Im  Interesse  des 
Toikeireclifliehen  VerlmlirB  die  neutralen  Ctossnlen  in  diesem  Qe* 
biete  ebenso  zu  schützen  und  ihnen  tfiateanhlidie  Wirksamkeit  an 
gestatten,  wie  wenn  dieselben  Yorilbergehend  bei  ihr  beglanbigt  wären. 

1.  Wird  die  Eesidensstadt  vom  Feinde  eingenommen,  so  verhtssen  o£t 
die  Oewatan  auch  der  neotralea  Steten  den  Ort  Omr  MiheiigeB  Wixkumkelt  und 
fhlgeii  tmnllea  im  HoId  aadi,  der  rieh  nnrfldkikiht  Da  ate  bei  dem  weioben- 
deik  Souverfta  tfioreditirt  sind,  so  stehen  sie  zun&chst  nur  mit  Ihm  in  einem 
TÖllcerrechtlichen  Verhältniss.  Es  ist  aber  möglich,  dass  sie  den  Befehl  erhalten, 
an  ihrem  bislierigen  Wohusitz  auszidiarrcn,  wenn  gleich  derselbe  iu  feindliche  Ge- 
walt geratheu  ist.    X>a  sie  bei  der  besetaeoden  Kriegsjgewalt  nicht  beglaubigt 
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lind,  80  können  sie  auch  nicht  ferner  hier  den  diplomatischen  Verkehr  foiisetzcn. 
Indessen  liegt,  es  gewöhulich  im  Inter^se  der  feindlichen  Kriegsge^t,  weiche 
oberud  vorgeht,  möglichst  freundliche  BeiidiuageB  «ach  za  den  anwnaiden  6e- 
MDln  deriiMteteSMeii  notellflii;  diher  «M  diieeBift  hHoi  fogn  dis  Vert- 
Irtiiiiifl  fiiret  Aofenüuüts  und  idbü  ihrer  Tb&tigkeit  Schwierigkeit  mMfaM  imd 
•ach  die  Privilegien  der  Gcsanten  einstweilen  unbestritten  fortwirken  iMsen.  WOrde 
aber  der  Verdacht  entstehen,  dass  dm  Rioiben  eines  Gcsanten  dajni  miNsbrflrirht 
wQrde,  mn  der  besetzenden  KriegsgeMalt  yerle{»enhe!ten  zu  bereiten,  so  wiu-e  diese 
lacbi  gehindert,  den  bei  ihr  nicht  beglaubigten  Gesauten  ohne  Verzug  wegzuweisea. 

8. 1)MV«ciaiig«n  der  fremdes  D^pkutie  in  dem  belagert«  Ma»  vBcham- 
Udi  «bmal  Oonrire  m  reneDdeo,  wurde  tot  miUt&rlscbai  Gründoi  von  der  be- 
lagernden denfaKhen  Armee  abgelehnt  und  nur  ein  offener  Briefverkehr  gestattet, 
soweit  derselbe  nnverfanclich  erscheint.  Koto  von  Bismarck  vom  5*?  Sopt.  1870. 
(Statsarch.  4115.)  Dieses  Zugestilndniss  tst  hien  dem  diploir  itisrln  ji  (  >rps  unan- 
nehmbar. Note  yxm  6.  Oct  1870.  (Statsarch.  4120.)  Hechtturüguug  derselbea 
in  d«  Holt  BInncfa  vom  90.  Oet  1870  (8Mhr^  4331), 

556. 

Anoh  dto  firamdaa  Coauidii,  w«lebo  von  d«r  femdUchai  Be- 

Ton  der  erobeniden  Erie^Bgewalt  in  Quer  TOftoamkrit  mo^ohft 
wenig  iMlSrtigti  und  m  bdiandeU,  ab  ob  ne  m  der  loMoni  inr 
swisdifln  ewwftfthtigt  wSran. 

TgL  n  i  687.  Mni  nimmt  lo,  daa  Exeqnatnr  wirke  fort,  gau  ^beoa» 
wte  dia  IStoamm^  dar  Aomtar,  bii  dto  MmUlAo  IM^^ 
daner  der  ursprünglichen  ToUmacfat  durch  eine  ent^ep^nge^tiste  £rkliciU|g  ab- 
bricht. Weil  die  r^nsuln  wesentlich  für  dtn  iiiternatirinnlon  Pri vatverkchr 
und  nicht  für  den  völkerrechtlichen  Verkehr  der  Statcn  ermachti)?t  sind,  so  lässt 
Bich  diese  Fortdauer  der  Ci>ubularth4tigkeit  noch  uttl)edenJdicher  gewahren,  als  die 


4.  UoarkidMe  KildgaHtttoL 

557. 

Der  Gebranch  Torgifteter  Waffen  oder  die  Verbieitnng  von 

Gütstoffen  imd  Contagien  in  FeiEdeslaiid  ist  völkerrechtswidrig. 

Schon  das  uralte  indische  Gcsctzbuc  Ii  Manus  (VII.  %)  enthalt  dieses 
Verbot  Die  Beachtung  desseitien  ist  ein  Kennzeichen  der  civilisirten  Kriega> 
Ifthrnng  bn  GegcnsaiM  m  der  KriegsQbung  mancher  wildan  Stimme  «ebte 
Bich  der  Tai||ftot«n  BMle  bodieiian.  Die  Y«tbraila«  m  amtectoaden  Slota 

blttidodaBd.  mn  dna  iHnMiMiiifa*  daUn  an  vondaiiMn.  Ut  noch  abattenifadiar« 


Digitized  by  Google 


DM&kambk  313 


FUnA  m  ■fhlliUpn 

558. 

Ebenso  sind  untersagt,  Waffen,  welche  zwecklose  Schmerzen 
Temrsachen,  wie  Pfeile  mit  Wiederluuikeii,  gelacktes  Blei  oder  Glas- 
spUtter  statt  der  Jbüntenkugeki* 

Da  der  Krieg  nur  von  SLat  gcgcu  Stat  gefOhrt  wird,  80  tind  die  Eriegsmittel 

bcscliränkt  niif  die  Mittel,  den  Widerbtmid  des  feiiidliclien  Stnts  zu  brodicn  imd 
dciiHolbfn  zum  ^acbgebea  m  nöUugen.  Jede  unnötkige  Ctr&usamkeit  Ut 
Barbarei 

Rnwlifliff  DenkBchrlft  des  Gensnls  MOntlno:  „Les  parties  beDIgtatss 
ae  dofrent  toUcer  qua  oes  cnint^  (t)  qoi  soul  ImpdiiMaenMiit  mkotubw  potir 

k  guerre.  Toute  sonffrance  et  tont  dommage  qtu  a'auMÜent  pm  pour  seul  t& 
aultat  d  afTaibUr  reuMmi  n'ont  wtm»  ttkna  dCMM  «t  ae  dolnoi  tee  adniisi 
d'aociuie  nuuii^" 

558  a. 

Geschosse  von  weniger  als  400  Gramm  Gewicht  dürfen  nicht 
mit  explodirenden  (Sprengkugeln)  nodbi  mit  entzündlichen  oder  brumi- 
baren  Stollen  versehen  sein« 

Die  auf  Russlands  Anregung  von  sämmfHdMil  flovopibchen  Staten  genebmigte 

Erklärung,  welche  am  11.  Dfrcmhor  lHr>R  Petmburg  beschlossen  vairde.  hntct 
in  üaan  weseutllchcn  Bestiirimungeu:  „(Jousiddrant  quc  les  progros  de  la  civilibaiioii 
doiTcnt  avoir  pour  effet  d'attduuer  autaut  que  possible  les  calamittis  de  la  guerre: 
QUA  le  seol  tat  legitime  que  Im  tHata  dotveot  m  propoa«  damit  la  gutne  est 
rafidbUMMBOit  des  €ms  mültte  ds  reuMidj  q»*lkcetdlirt»  II  üifBt  denollM 
hors  de  combat  le  {dm  gntoA  nombre  d'hommes  poesible;  qnalsliiit  seraitd^pa»^ 
par  l'cmploi  d'anne«  qui  agrflverfxiVnt  inutflem<'nt  les  sounr^nccs  des  hommo?  mls 
hors  de  combat  ou  rendraient  leur  mort  indvitabJe ;  que  l'emplüi  de  pareiliea  armes 
serait  dea  lora  contraire  aux  loia  de  rhumauit^  j  les  parties  coutractantea  s'engageut 
k  samnoer  mBtoelkmeiit,  oi  css  d«  gnen»  ort»  eQst»  IVmt^  par  leantnopsi 
de  iena  oa  de  aur,  de  tont  pn^tetOe  dVn  psids  InlMear  k  dOO  gnanasi,  ^ 
Mrait  oa  «qpkaible  oa  eliarf6  de  maü^a  fulminantes  on  inflammablea." 

Die  Bestimmung  bezieht  mrh  nnr  auf  Fliuteuklageln,  nicht  auf  die  pcfiwc- 
reieu  Geschosse  der  Artillerie  (Granaten,  blurapneb  u.  s.  f.),  wclclie  zwar  ci>ciiialls 
cx])lodircn  und  schwerere  Tenrondungen  verursachen,  aber  tiir  ciue  wirksame 
Ericgsf uhnmg  als  aaiatliiMidi  betndiiet  weidSBi 

IMe  FienMie  Begteraag  balle  doicli  Note  von  99.  Jnat  1868  eioe  Er- 
«dteaag  des  mmdachen  Antrags  vorgeschlagen,  wodurch  grunds&tzUch  eine  Beihe 
von  nnorTftubten  Zerstönmfr^mittcln  untersagt  wfirdc.  Aber  England  zeigte  sich 
abirenrii^t  darauf  einzugehen,  weil  es  besorgto,  das«  dadnrrh  die  Erfindung  imd 
Xcduiik  ftiiambr  eingeengt  werde,  worauf  es  im  üdukl  dur  uumcrisdica  Schwäche 
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tebiM  Beeret  fmOj^liA  SQ  jnshnoi  Intal  (IM0  TcrimdliDiigHl  bd  Btatnndilf 
Ib.  84B6.) 

559. 

Die  BenutzuBg  von  Wilden  oder  die  Verwendung  von  solchen 
Truppen  zur  Kricgshülfe,  welche  für  das  Recht  und  die  gute  Sitte 
civilisirtcr  ^  olker  weder  Veratändniss  noch  Achtung  haben,  ist  mit 
einer  ciyilisirten  Kriegsführuug  nicht  verträgUcL 

Die  dvOisirte  Kricgsfttliiiwg  dnUet  ühcrhanpl  die  Ku-barei  nicht  und  darf 

daher  nnrh  barbarische  Stämme  nicht  zn  Kriof^geno'^Mon  machen.  Dag<'gen  ist 
68  tiiclit  verwehrt,  solche  barbarische  Iiulividiien  oder  btanime,  welrhr  mrh  den 
Schranken  des  Völkerrechts  uod  der  civiUsirten  Sitte  fugen  und  den  Anordnungen 
dflr  «MSiätta.  Ofltdere  gehorchen,  m  venreMleii.  Vgl.  Whoaton  (Dana)  Etem. 
of.  faiteroal  law.  f  848.  n.  IL  Terwendimg  d«r  aftOaniidien  und  aohaiiine- 
(lanischen  Turkos  durch  Napoleon  III.  in  dem  franzAsisch-deutschen  Kriege  VOD 
1870  war  desshalb  ein  Rückfall  aus  der  rivilisirlen  in  die  barbarisclio  Krlogs- 
fOhrung,  weil  diese  Leute  grössteatheils  für  die  europäisch-christliche  Cultur,  ins- 
besondere für  persönliche  und  Frauenehre,  und  Schonung  des  Eigenthums  kein 
feeto  Tcnttndniii  hatten. 

560. 

Der  guten  Kriegsaitte  nidenpricht  das  Schiessen  von  Ketten- 
kugehi  im  I^ind-  und  von  f^tSliAnden  Kugeln  und  PechkiSiisen  im 
Sedorieg. 

Im  Mittelalter  versuchte  es  der  Papst  Innocens  lEL,  ÜB  Anwendung  von 
Wnrfgttelkoiseii  UMmist  gegm  GhifMai  an  mmugai  oq^  an  X.  dto 
lariif.  AlMT  vonebUdi.  Die  iMdmee  KHe^gMung  beruht  gerade  auf  den  Sehn». 

^raffen.  Auch  geht  man  zu  weit,  wenn  man  alle  tödtlichen  Waffen,  w(^lche 
maBsenhaft  wirken,  für  völkerrechtawidrig  erklärt.  Wesshalb  sollten  die  Walfen 
erlaubt  sein,  durdi  welche  einzelne  Individuen  gctödtct  werden,  aber  die  ver- 
boten, welche  Reihen  von  Individuen  bedrohen,  da  ja  doch  nicht  gegen  die  In- 
dMdneti  4er  Krieg  gefUift  wfad,  eonieiii  gegen  die  ÜMiifc  dee  üstadttdien  fttala? 
Jede  gjMKmenkngd  bedroht  mehr  ab  Efai  Ifenedheoleben,  die  Kartätschen  werfen 
ganze  Scharen  nieder  und  die  schweren  Kanonen  der  Strandbatterien  und  der 
I&iegsschiffc  kfinncn  ganze  Schiffe  in  den  Grund  bohren;  cioc  explodirendc  Mine 
kann  eine  Menge  Menschen  verschütten,  durch  ein  Branderschiff  auch  ein  feind- 
liches Schiff  angezündet  werden.  Dennoch  halt  die  Kriegssitte  diese  Mittel  ftr 
erlenbt»  eber  ale  verwirft  ^  Kettenbngeln  (bonlete  d  ehalne)  und  die  StaBgen* 
kugeln  (bonlets  1^  loas)  ale  berbeiiidi  und  ninmit  aa dem fieschiessen  der  SdUMfe 
mit  glühenden  Kugeln  und  dem  Werfen  von  brennenden  Pechkränzen 
in  da«;  feindHrho  Schiff  Anstoss.  Offenbar  ist  die  Kriet^ssitte  noch  zn  lax  und  zu 
grausam,  und  lüciit  etwa  zu  cmxrfindsani  und  zu  üugistlich  in  ihrem  Urtheii  tlber 
Erkuhtea  und  Unerlaubtes. 
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Das  Völkerrecht  vorwirft  den  MeucJiülmord  ouiss  ieiucUidixw 
ladividuaiiis  als  unerlaubtes  KriegamiUeL 

Am  Kr.  148.  Nicht  bloss  der  Meuchelmord  durch  verrätherishes  Bei- 
bringen Yon  Gift,  sondern  auch  durch  heimliches  Krtdi«;  lileidicn  und  Erdolchen 
oder  Erschiessen  wird  durch  das  Krie^^srecht  nicht  Icgitimirt,  wenn  gloicli  der 
Mörder  oft  stnUloB  bleibt.  Die  Tudtung  im  Kampf  iüt  erlaubt,  der  Mord 
ftmnerhtlb  des  Kampf«!  bt  tmehrUdi  und  ivibotan,  auch  rat  «r,  iria  i.  E 
aia  Omordung  des  feindlichen  Fddhenn  oder  Fitesten  fOr  die  eigene  Krieg»- 
ffllmiiig  ntttzUch  ist  Der  Unterschied  war  schon  den  ciTilisirten  Yölkem  des 
Alterthntns  klar,  bedurfte  aber  von  Zeit  zu  Zeit  erneuerter  Aussprache,  um  nicht 
von  tku  wilden  Lcidenschafsen  verkannt  zu  werden.  Selbst  im  Kampf  ist  alles 
uuuöthige  Todten  der  Feinde  verwerflich. 

662y 

Auch  die  Achterkläiniig  gegen  einen  Einzelnen,  durch  welche 
er  als  rechtlos  und  vogelfrei  der  straflosen  Misshandlung  und  Tüd- 
tung  von  Jedermann  Preis  gegeben  wird,  und  ;die  Ausschreibung 
von  Preisen  auf  den  Kopf  eines  Menschen  werden  von  den  civili- 
äirten  Völkern  als  eine  barbarische  Ucbung  missbilligt. 

Im  Mittelalter  war  die  Arlit  nocli  ciu  llauptmittel  des  Stmfrfrhts  und 
man  Hess  sie  daher  im  Kriege  ohne  Bedenken  ebenfalls  zu.  Das  heulige  Kriegs- 
wie  das  Friedenarecht  erkennt  die  grosse  Bechtsr^l  an:  „Der  Mensch  ist  uie- 
mala  raelitlai'S  vad  kwa  daher  jene  Adift  akiit  «br  zngestetea.  la  aateen 
Sinne  freitteh  taaa  naa  beste  aodi  von  der  AirfMimg  eiaer  ftdadUolMB  Fieaea 
reden,  insofern  als  ale  entweder  ans  den  I^dc  gewiesen,  oder  der  Verfolgung  fie 
der  Absicht  ausgesetzt  wird,  damit  man  si  li  ilinr  bomächtigo  und  sie  gefangen 
zur  St(  11(  bringe.  Dm  knnn  aus  politischen  und  militilrisuhen  Grtlnden  als  noth- 
wcndig  erscheinen  und  insofern  gerechtfertigt  werden.  In  den  Kapoleouischen 
Kriegen  an  Aakag  dee  Jahrhwaderte  Jet  wiedarholt  gegen  poUtfedi  bedantende 
Hlaaer.  die  ale  Feiade  addftii  oad  aelAtei  woidea.  eo  würivea  irotdae.  Siaa 
solche  Aeebtimg  erinnert  an  den  athenischen  Oetaeeianns.  Von  der  Art  «er  aadi 
dir  hf'rflhmte  Aechtung  des  Preussischen  Ministers  Stein  durcit  Kniscr  Napoleon  L, 
abef  anck  die  ^pAtexe  A^AtHHg  Kapoleoas  seUwl  dwh  die  MariitA. 

668^ 

Das  V()lk(  iTBcht  verwirft  überhaupt  allo  Anstiftung  zu  Ver- 
brechen, auch  wenn  dieselben  der  Krirgf^tuhrung  nützlich  wären. 
Aber  es  hindert  nicht,  die  Vortheile  zu  l)enutzcn,  weicht;  durch  die 
Verbrechen  dhtter  Personen  der  KiieKäiUlu'ung  zufällig  dargeboten 
werden. 
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fk>  wenig  der  F^dbnrMBnkr  dtagen  darf,  ebeoM 
Stiftung,  Ranb,  Diebstahl  v.  t.  f.  anstiften.    Das  VOlkeRwM  achtet  aodi 

im  KnV^  die  gemeine  Rechtsordnung  und  verabsrhetit  das  Vprbrprhen 
Aber  wenn  durch  den  Mord  eines  feindlichen  IIofTtührers  das  feindlichc  Heer  in 
Verwirrung  gebracht,  oder  wenn  durch  eine  iiraadstiftong  ein  Yerthßidigongswerk 
des  Feinde«  MnUtot  wtwdea  ist,  so  dnd  das  ftr  den  G^ner  vieUeld^  gliiflHIdi» 
EreigniMev  die  som  Siege  m  bemitaen  ihm  siclit  verwehrt  ist  Bie  BOckaleblaB 
der  Bitterlickkeit,  der  Groeamnth  und  der  Ehre  {können  auch  in  Midien  F&Uea 
oino  hnptige  und  schormTifT^sJoso  An";hfntnnf»  solrhipr  Vortheile  als  unanständifr  oder 
unedel  darstellen,  aber  das  weniger  empfindliche  Becht  lAast  dieselbe  gewihren. 

564. 

Pagegu  güt  die  AnffoErdflniiig  n  Handhmgen,  weldie  swar  m 
dem  fbindUdieii  State  als  politisclie  Verbrechen  strafbar,  aber  von 
dem  Stan^nmkte  temes  poUtisdieii  Gegners  elueDliftft  nad,  und 
die  ÜnfceratOinmg  aolclMr  poUtiscber  Yerlireoiher  im  Feiodedande, 
als  em  erlaubtes  Ifittel  der  Ktiegsföbmng. 

1.  Die  Natar  der  eigentlidien  politischen  Verbrechen  unterscheidet 
iidi  teia  fOB  dffs  jf i^ffn^  Yerimehfln  ironciatlirh,  dass  diass  4ai  allge* 
meiae  Beelitigeffllil  aOsr  eMHrirtsn  YMlBsr  Itef  vsHalMa  «ad  hdetdigen, 
wihceod  jene  nur  einem  bestimmten  State  gegentiMT  verflbt  werden  mi 

nnr  dessen  Statsordnung  betreffen.  Dieselbe  Handlung  kann  daher  in  einem 
State  schwere  Strafe  verdienen,  und  von  den  benachbarten  VAlk^m  nls 
liche  That  gepriesen  werden.  Auch  in  der  modernen  Kriegsfilhrung  kommt  es  oft 
vor,  dass  die  sympathisch  gesinnte  Bartei  In  Fehodesland  oder  eine  unterdrückte 
BeHiDBenDig,  weldie  ami  dnrdi  den  Erieg  betteten  will,  nn  Anftlawil  angetegt, 
dasi  Zuzttger  ans  dem  Feindesland  unter  die  Truppen  aufgenommen  werden,  welche 
dassellie  einnehmen  sollen,  dass  mit  einem  Prätendenten,  der  Ansprüche  auf  die 
KedfriiiiL'  ini  Ffindcsland  erhebt,  Verbindungen  angeknüpft  und  in  der  Absicht 
unterhalten  werden,  die  feindliche  Eegierung  im  Innern  üae»  Landes  in  Gefahr 
zu  bringen.  Keine  einzige  europäische  oder  amerikanische  Kriegsmacht  hat  sidi 
soIoIhv  Ifllta)  eottsHan,  wsdb  irfs  stob  ilv  dBibotaa  oad  dis  IKn^tfjßtOufKOff 
ntttxlich  erschienen.  Sowohl  die  Bevolutiolns-  als  die  ReatanrationspoliUk 
hat  sich  derselben  bedient;  aber  auch  die  neueste  Befreiungs-  und  Nationa- 
litätspolitik  in  Italien  unrl  Deutschland  hftt  dieselben  nicht  vnrachniÄht  T>ic 
politischen  Bßcksichteu  sind  in  dieser  Beziehung  so  entscheidend,  dass  die 
strafrechtlichen  in  den  Hintergrund  treten. 

9.  Dagegen  wiid  dfe  AuMnng  der  iaiadüdMn  Ottrfne  nad  floldtlen  aar 
Dföertlon  oder  sum  Ycmfii  — >  wenigrtens  in  der  Regel  —  fllr  ehi  unerianbtBi 
Kriegsmittel  angesehen,  weil  hier  auch  das  allgemeine  Interesse  aller  Statcn  an 
der  Atifrcrhthaltung  der  milit ilrischrn  Ordnung  und  Disriplin  so  übcr^ 
wiegend  erscheint,  dass  die  iH)Utischen  liuckiiichien  eine  derartige  Störung  nur 
selten  su  entschuldigen  vermögen.  Wenn  aber  in  dem  amoikanischen  Bdigeckiiege 
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dea  Sclaven  im  SQden  Befreiung  versprochen  wurde,  so  war  tkä  trotz  der  sod- 
ttellfchen  EigenlliiiOHieietie  durch  das  natOrUebe  HnHciienrecht  gerechtfertigt 

565. 

Die  List  ist  im  Kriege  erlaubt  und  daher  anöh  die  TäuBdumg 
des  Feindes  nicht  TÖlkerreehtswidiig,  sogar  niolit  die  Täuschnng 
durch  Umfonntti,  Fahimi  und  Flaggen.  Tor  dem  irirkUohen  Zu- 
sammenstoss  aber  mnss  jeder  Heereskorper  unter  seiner  wahren 
Fahne  und  Flagge  ersdiemeiL  und  darf  nur  als  offenbarer  Feind 
fechten« 

ImläjtgiilEinfta  Gewalt  und  List  brid  yMfa— m,  bddiijdar  elMadtti 

Es  ist  erlaubt,  den  Feind  Ober  die  St&rke  und  die  Bewegungen  des  Heem  at 
t&u8clicn,  z.  B.  indem  man  durch  Anzünden  zahlreicher  Wachtfeuer  die  Anwesen- 
heit eines  gtarken  Truppenkörpers  glaublich  macht,  währciul  die  Truppen  bereits 
abgezogen  sind,  od^  indem  ein  geringes  Streifcorpa  bald  da,  bald  dort  erscheint 
and  die  Melnnng  Terbreltet,  es  seien  saUnkbe  Truppen  in  der  Nihe.  Ebenso 
knan  der  Fetnd  durch  eine  sdietabsre  Flneht  in  einen  Hintei^iBh  gelockt  und  da 
überfallen  werden.  Die  List  dient  dssn,  die  physische  üeberlegenheit  des  Feindes 
durch  ein  geistiges  Gegengewicht  zu  vermindern  oder  zu  überwinden.  Bedenklich 
ist  allenHji^  die  Benutzung  der  Kennzeichen  des  feindlichen  Heeres  —  Unifor- 
men, Fahnen,  Flaggen  —  zur  lauschuog  desselben,  um  dasselbe  sorglos  zu 
nmfiiffiw  nnd  leichter  in  Ywwti  inpg  m  bringen.  Diese  Art  der  Tkuehung  dsrf 
nidit  Über  die  YotbereUangoi  mm  Kampf  Mnausgeirtebcn  worden.  In  der 
Schlacht  sollen  die  Feinde  einander  offen  entgegeustehn  und  nicht  hinterrOcks 
in  der  Maske  des  Freandes  and  Waffenbraders  der  Feind  den  Feind 

Auch  dem  Feinde  muss  man  Trene  halten.  Der  Bruch  eines 
dem  Feinde  im  Kriege  gegebenen  Versprechens  ist  volkeReGhtenidrig. 

^tlam  kosti  fidee  serraada**  Ist  eia  anMer  lleuirtmets  selbet  des 
satfloai  Völkerrechts  (§  550).   Ohne  YertranHi  anf  die  gegebene  Zusage  und  ohne 

Treue  ist  überhaujit  kein  gesicherter  Rechtszustand  unter  den  Völkern  denkbar. 
Von  jeher  hat  der  natUrlichc  Bcchtssinn  der  Menschen  k  13.  den  Bruch  des  er- 
theiltcn  freien  Geleites,  oder  der  zugesicherten  Scliuiiuug  bei  Uebergabe  eines 
festen  Platzes  oder  des  versprochenen  freien  Abzu^  als  ein  Khweres  Verbrechen 
ea  der  menscMieben  Beefataotdnung  gebreodmerirt. 

567. 

Wenn  der  Feind  die  Schranken  der  gaten  Eriegssitte  miss- 
achtet  oder  völkerrechtswidrige  Eriegsmittel  anwendet,  so  sind  Re- 
pressalien gestattet.  Indessen  dürfen  bei  der  Anwendung  TOn  Be» 
pressalien  nicht  die  Gnmdgebote  der  Menschlichkeit  verietst  werden« 
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Y^\.  Ohm  §  499  f.  Am.  Kr.  27.  28.  Die  Barbarei  des  Feindes  rechte 
fertigt  uiclit  die  eigene  Barbarei  Wenn  WlMe  die  gefangenen  Feinde  m  Tode 
muten,  to  döxüBm  die  dviUBirten  Trappen  die  gefttagenan  'Vnitei  hflelistent 
am  RepreitAlie  tOdien,  aber  nicht  martern.  Die  feindliche  Leidenschaft 
des  Hasses  und  dor  Rndic  sncht  ihre  Missethaten  zu  beschönigen^  indem  de  sich 
auf  das  Recht  der  Repressalien  beruft.  Die  Aiisbildtmg  eines  humaneren 
Vfilkerreehts  fordert  daher  die  Beschrilnkung  dieses  Nothrechts  auf  das 
wirklich  Nothwoidige.  Würdiger  ist  es,  von  denselben  möglichst  wenig  Gebrauch 
sn  MMthen. 


5.  Beeilt  mai  Pflicht  der  Kiiegsgewalt  gegenüber  den  feiiid- 
liehcn  Porsonen  und  den  friedlichen  Bewohnern  In  Feindesland. 
Qnarliorgeben.  Ycr^nindete  in  der  Selilacht.  Kriegsgefangene. 
CieiseliL  Ausireelisliing  der  Gefaugenen.  rjittwiing  auf 

Ehrenwort. 

568. 

Dm  modme  VflfaetvBoht  der  tMStSiim  Viflker  tB^mat  kefai 
tMtnboä  Beeikt  dar  Kriegsgewalt  an  weder  ttbor  die  lUedlklun  Be- 
wohner in  dem  feindliehen  Lande,  nocli  eelhtt  fiber  die  krieferiMhen 
des  Inndlichen  State. 

*  Vgl.  die  Einleitung  8.  ^  f .  Am.  Kr.  33.  Eine  grosse  Zahl  voa.älteni 
Yölkexr^tdehrern  stellte  noch  den  barbarisdien  Grundsatz  an  die  Spitze,  dass 
dem  Feind  wider  den  Feind  Allei  erlenht  sei  Bynkerehoelc  qpricht 
MMdi  von  einem  Beoht  dei  Siegers  Ober  Leben  und  Tod  der  Feinde  nnd  Tersteht 
unter  Feinden  alle  Statsangehörigen  des  feindlichsn  Stiti.  Sogar  Heffter  be- 
hauptet noch  das  flhcrlieferte  „Kricgsreclit  auf  Leben  und  Tod"  (§  120)  als  chm 
venneintliche  Regel  und  sncht  nur  die  Auweuduug  do^sclbon  zu  beschrünkcu. 
Dieses  angebliche  Recht  des  Siegers  steht  aber  in  offenbarem  Widerspruch 
mU  dem  nntflrliohen  Henielienreeht,  walte  In  Siltf  tSM  nftOift»  vd 
mit  der  nntftrüehen  Besehr&nknng  «Her  BtotigeweU  aaf  die  Bedftrf- 
nisse  des  Gemeinlebe ns  der  Menschen,  folglich  auch  mit  der  Beschrinkiing 
der  KrH»!?s?<'W'alt,  welche  nur  Ausübung  der  Statscrfwalt,  ist,  P^H'-oIho  lint  mirU 
keinen  üruad  in  dem  Rechtsjjmnd  des  Krio?'-».  noch  wird  es  durtli  den  Zweck 
des  Kriegs,  Ilersteilung  der  Rechtaordnuug  und  de«  Friedens  gefordert.  Ks  ist 
eine  gans  haMoee  Brfindnog  der  Jaristen,  trokhe  der  WQdheh  der  Kriegsge- 
«ahlgtn  mk  einer  nngelienerliehen  Eeehtifietion  m  Baute  kommen  wollten. 

560. 

feindliche  Penonen  im  eigentlicl^n  activen  Sinne  gelten 
Torerat  die  Häupter  des  feMUchen  State  und  die  I^ter  eetner 
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Bw  Kyi^gniedii  BIO 

Politik,  8oda2m  alle  die,  welche  an  dem  Kampfe  der  Staten  persön- 
lich nad  in  geordneter  Weise  Theil  nehmen,  indem  sie  zu  dem 
Heere  gehören  nad  unter  den  Befehlen  der  feindlichen  Macht  stehen* 

1.  In  veiterm  passireii  Sinn  sind  alle  Angehörigen  im  fiaioAüclien 
States  den  Folgen  der  Feindschaft  der  Staten  ausgesetzt  und  inK>fcm  passire 
Feinde.  Da  aber  nur  die  '^tatendie  ci^ntlichen  Kriegsparteion  sind,  so 
sind  im  strengsten  Sium  di  s  Wortes  nur  die  Staten  Feinde.  Zvmilohst  sind  die 
Souveräne,  welcixc  den  üvat  repräseuiircii  und  die  Minister,  welche  dessen  Politik 
|«it«n,  ebflnlMli  all  Fflinde  im  mtam  Slane  aiiniMheB  and  diiHr  «wh  der 

]&icftnten  von  Hessen  1866  und  die  des  Kaisers  Napoteoa  HI.  Femer  werden  die 
Trupp 'Ml  der  Staten,  welche  die  Feindscliaft  im  Auftrag  des  State  thattifiWIlTh 
amOben,  cbeufalk  als  active  Feinde  betrachtet  und  behandelt. 

2.  Unerheblich  ist  es,  ob  die  Personen,  welche  zum  Heere  gehören,  zugleich 
Landaiangehtfrige  de»  ftandJichen  Staus  oder  Landesfremde  lind.  Sobald 
sie  ins  Heer  anfinoommen  sind,  haben  sie  A.nfltAfl  »n  afttnftn  Bechtan  pfliehtso 
und  an  selnar  feindlichen  Stellung  and  Hisndlung.  Es  stslifc  dem  State  frei,  fremde 
Truppen  in  seinen  Sold  m  nebmen,  and  dien  sind  vOIkeneclitlicli  den  nationakB 
Tmppeu  gleich. 

570* 

Freisdiaxea,  welche  an  der  eigentiichan  Kriegführung  rieli  be- 
theiügen,  werden  inBofem  als  Feinde  hetnchtet,  als  äe  in  ihrem 
üntemehmen  Ton  einer  Statsmacht  heanfliragt  oder  ermächtigt  sind 
oder  wenigsten^  in  gnken^  Qlanhen  an  ihr  politiaohes  Recht  eine 
Krie^nmtemdmiung  wagen  und  als  mflitäiisch  geordnete  Truppen 
erscheinen  und  handehi. 

Am.  Kr.  81.  1.  Die  autorisirten  Freicorps  sind,  wenn  frloicli  sie 
getrennt  von  dem  eigentlichen  ileercskürper  eiuxelue  Untemehmungeu  wagen,  eben 
mm  sie  ran  der  Statsgewall  autorisirt  und  den  Befehlen  der  Kri^ismacht  unter- 
mnfen  sind,  unnreifeDiaft  nach  Völkwrecht  den  regeliniaBigen  Trapp»  gleich 
zu  achten.  Von  der  Art  waren  die  FrcicoipB  6aribaldi*S  in  den  beiden  KriSfen 
Italiens  mit  Oesterreich  l^^^  n.  18GG. 

2.  Zweifelhafter  ist  din  Glrich.stelluntr  der  nicht  autorisirten  Frci- 
scharen.  Die  strengere  Meinung  butrachici  dieselben  durchweg  als  ausserhall) 
des  EriegnrechtB  stehend,  ündeasen  eborwisgt  In  nsosisr  Zeit  die  hnmaneie  Msi- 
nnng,  dass  solche  Freischaren  dann  wie  ÜBindlieihe  Thq^pen  behandelt  werden, 
wenn  sie  in  militärischer  Ordnung  kämpfen  und  fllr  politische  Zwecke, 
nicht  wie  lläuber  aus  Gewinnsucht  oder  aus  Rache.  Das  Kriepsreclit  auch  geilen 
Feinde  ist  streng  genug;  und  wo  die  politischen  Ideen  und  Interessen  so  massen- 
haft zum  Kampfe  treiben,  dass  äich  geordnete  Truppen  bilden,  da  erscheint  es 
gerechter,  das  politische  Krlegsreeht  und  aloht  das  gemeine  Straf* 
recht  aniaweoden.  UeboEdsB  «riebt  defOr  die  ZwecknMsIgkail;  denn  dl9 
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Oefafarea  und  Leiden  des  Kriegs  wmdm  ttfnlMlett  durch  die  kriegmnftssige  Be- 

handlong  der  bevaffnctpn  Triippcukörpor,  m\i\  vprsclirirrt  xm<\  erhöht  ditrch  die 
eriminalistische  IJodroliuiig  der  Freiwilligen.  Kin  berülunteß  neueres  Beispiel 
einer  soklmn  luiliiari&ch  geordneten  Freischar,  die  ohne  —  wenigstens  oiiue  offene 
und  anerkannte  ^  Autoiisatloa  eioM  Statee  Krieg  ftUirte,  Ist  der  Feldzug  GarU 
baldi*s  gi^en  SidMoi  mid  Nespel  im  Jabr  1860. 

570a. 

Damit  Freischaren  (fraoe-tirem),  wMMb  Mi  an  dflm  Uflmen 
Kriege  (Guerilla)  betheiligen,  einen  Anspmdi  haben,  als  FMnde  bd" 
trachtet,  und  nicht  als  Verbrecher  behandelt  m  werden,  genügt  nidit 
eine  allgemeine  Autorieation  des  Stats,  welcher  die  Fralwilligea  aar 
Landesvertheidigung  aufruft.   Vielmehr  ist  erforderlich: 

a)  in  der  Regel  die  besondere  Autorisation  für  den  euuMÜnen 
Mann; 

b)  die  äussere  Erkennbarkeit  des  militärischen  Charakters  der 
Truppen ; 

c)  die  militärische  Ordnung  und  Unterordnung  unter  Offiziere, 
die  selber  wieder  der  Heeresleitung  untergeordnet  sind; 

d)  die  Beachtung  des  Kriegsrechts  und  der  Kriegssitte  durch 

die  Freiwilligen. 

1.  Tgl.  Uber  diu  schwierige  Fraee,  vh  uud  unter  welchen  Bedingungt'u  die 
Freischaren  im  kleinen  Kriege  als  Soldaten  und  nicht  als  YerbreGher  au  betrachten 
ML  Fr.  Lieber  OeeriDa  PiMties  NewTofe  ÜMSl  H.  IL  Bveop  On  «fce  n> 
blioii  bsliraeB      limdiig  Any  e.  s.  f.  Loedon  IBTL  Bella  Jaequeayns 

In  der  Genter  Beroc  du  Droit  Intern.  UT.  S  308.  Blimtsebli  In  Holtzen- 
dorff,  J;\hrh  d.  deutschen  Reichs  I  ^  t?"^*'  Der  kleine  Krieg,  der  nel>en  dem 
grossen  durch  die  Heeresmaasen  geführten  l^riege  einher  geht,  ist  seiner  Natur 
nach  schwerer  in  den  Schranken  des  Kriegsrechts  und  des  geordneten  Kampfes  za 
hatten.  Br  der  ludifidnelleii  Uatemehmnwgglust,  Willkür  and  Leidenschaft 
einen  fretomi  Spiefaratna  «ffien.  Er  gebt  daher  leichter  In  Biobeni  Aber  und  bi 
unerlaubte  Gewaltthat.  Er  erzeugt  mit  der  Unsicl^rbelt»  die  er  bSTWerbrini^  aMbr 
P>hittcrung,  Zom  und  Bache  der  becbtohten  jbnp|ien  nnd  so  gnwMwnsn 
prasselien. 

2.  Die  allgemeine  Autorisation  des  States  ist  nicht  entscheidend,  denn 
der  8tat  kann  nicht  dordi  seine  Gutheissung  alle,  auch  die  von  dem  Völkerrecht 
«nd  der  Krtesnitte  TBrartbefltan  Mfssftthaten  vechtMIgea  oder  decken. 

3.  Zu  a)  In  dem  deutsch-franiOsiadien  Kriege  joa  1870/71  verlangta  die 

Prodamation  des  deutschen  Oberbefehlshabers  eine  Autorisation  fOr  den  einzelnen 
Mann:  ..Jrdrr  Gefangene,  der  als  Kriegsgefangener  bphandelt  sein  will,  hat  ühcr 
seine  Eigt-iwcktlt  als  fraiuu^isi  her  Soldat  dnrrh  (  im  v(j)i  der  gesotzlichen  Üehördo 
eriasseoe  und  an  seiuo  Tersou  gerichtete  ürdix'  den  ^achweiü  zu  fuiiren,  dass  er' 
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zur  Faline  einberufen  und  in  die  Listen  eines  durch  die  fitMnOriachB  Beglerailf 
miüt&risch  eingerichteten  Cor])3  eingetragen  ist." 

4.  Zu  b)  Wenn  die  ätreitor  in  groaseu  Massen  kämpfen,  wie  das  bei 
den  Aufbot  de«  Lmärtonns  (§  597.  598)  der  Fall  ist,  so  wird  ihre  kriegerische 
Blguedaft  adbon  «ob  der  nwnBenlwften  EcscMninf  Uar  Min  und  ee  wird  eliwr 
soldAtischen  VvStam.  m  dieecm  Zwecke  nicht  bedürfen.  Wollte  aum  aneh  dft 
rniformirung  fordern,  so  würde  man  Unmögliches  fordern  und  die  Yertheidi- 
piina'  eines  Landes  an  Bedingungen  knüpfen,  welche  grosse  Yolkskräfte  verhindern 
wurde,  iiire  vaterländische  Pflicht  zu  erfüllen.  Die  TJuifuruieu  sind  zunadist  ans 
Gründen  der  Taktik  und  der  Discipliu  bei  den  He^n  eingeführt  worUeu,  nicht 
M»  fClkeitechälchen  Mottfen.  Des  Beciht  und  die  Pflicht  nur  LendeeferUieidigung 
dnf  im  Gronen  nldit  von  dem  Schnitt  und  der  Farbe  der  Kleider  ftbhingig  g»- 
nuMhft  werden. 

Anders  ist  es,  wenn  nicht  in  kriej^erischen  Massen,  sondern  in  kloinen 
Scharen  gekämpft  vird,  oder  gar  durch  Einzelne  feiudliclie  Haadlun^n  verübt 
werden.  Da  iat  eti  dem  Ueere  ganz  uumöglich,  z^'mchm  dem  friedlichen  Bürger 
mtd  dem  feimUfehea  Kri^er  nnd  beiiehangsweise  swiechen  diesem  nd  dem  Blnber 
oder  Wegdagerer  n  wntfiffHiiMff,  venu  nicht  die  ESgeneehaft  des  iri4«^piiiiifHff 
sofort  durch  inweriich  erkennbare  Abzeichen  ddithar  wird.  In  dem  französisch- 
deutschen  Kriege  von  lb70/7!  ( rlilfirtpn  die  Deutschen,  daas  sie  nur  sük;he  Kämpfer 
als  Fcmdc  betrachten,  welche  aut  Klintenschussweite  als  Soldaten  erkannt  werden 
und  dasä  zu  diesem  Behuf  die  blaue  Bloose,  die  Nationaltracht  der  französischen 
Btnain,  nidit  fwffifMj  twii  wenn  rie  noeh  eine  AnnMndft  mit  dem  rotiben  B^vos 
tmfaa  EtaeünifDm  Innn  aber  nmr  ineollBmfefoidert 
fOB  Weitem  har  fleUil  nnd  BttBor  m  nnMwIialdBtt  änd. 

571. 

Personen,  welche  öhne  btatliche  Ermäclitiguiig  ant  oif^ene  Faust 
kriegcrisclie  Streifzüge  machen  und  dann  wieder  >villkürlich  als 
Bürger  sich  gcbiu-cn  imd  ilireu  Beruf  als  Kriegsleute  verbergen, 
werden  nicht  als  öffentliche  Feinde  btiliachtet  und  können  nach 
Umständen  als  iiauber  zur  Verantwortung  und  Sti'afe  gezogen  wurden. 

Am.  Kr.  82.  Bei  solchen  Unternehmungen  ist  der  militärische  Charakter 
nicht  mehr  offenbar  und  daher  atich  mcht  fütscheidend.  Möglich,  dass  auch  hier 
patriotische  und  politische  Gedankeu  einwirken,  aber  die  Gefahr  der  gemein-ver- 
brecherischen IlauUlungeu  —  Mord,  Misshandlung,  Baub,  Diebstahl  —  ist  hier  so 
groflB,  dase  der  Sehnte  der  StmÜBerichtdMckait  nicht  entbehrt  werden  kann.  Jn 
ehudnen  ftdlen  mag  dundi  die  Gnade  die  HSrte  der  StraQustiz  billig  gemildert 
werden,  in  den  mehreren  wird  gerade  die  ernste  Strenge  der  Justiz  die  Rechts- 
sicherheit u?h1  den  Frieden  mv>  1k  sten  herstellen  und  befestigen.  Je  humaner  das 
moderne  ^  ^llk^  rrecht  sich  deu  ii  iiiiHicheu  Bewohnern  in  Feindesland  vcrliiüt,  um 
SU  weniger  liari  ein  so  gefähiliciier  Mijubmuch  £U  Feiudfieligkeiteu  gegeu  das  Heer 
geduldet  unden* 

llaateekll,  Bas  TOllMRtcki.  91 
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572. 

Ebenso  werden  Freischaren,  welche  ohne  statUche  £rmächti- 
guiig  in  selbstsüchtiger  Absicht  kriegerische  (Gewalt  üben  nnd  die 
Unternehmer  von  Kaperschiffen  nicht  als  Feinde,  sondern  als  Veiv 

brecher  behandelt. 

Im  AlterthuiD  viirdcn  solche  Abeuteuerfahrten  zur  See  und  zu  L:\ml  als 
rühmlich  betrachtet;  und  heute  uoch  werden  zuweUen  im  Orient  unter  Tmknunnen 
und  Serben  mikkt  BanbzUge  gegen  die  Un^btsai  «nd  die  SeMr  ak  pttS^ 
wttnUfe  Heldenthtten  gefeiert  Die  dTfliairte  Welt  mlnbflligt  dtowflwi  «Hi  en^ 
seUedemte^  and  erkennt  darin  itrafwOdüge  Terhredien. 

573. 

Die  finedfidxen  Bewohner  in  FdndesUmd,  welche  an  dem 
Kampfe  keinen  tiiätigen  Anthefl  nehmen,  imterliegen  swar  den  noCh- 
wendigen  Wirkongen  dee  Kriegs  und  mfiasen  der  aiegreMdun  Kriegs- 
gewalt Gehorsam  leisten»  aber  rie  «nd  mxsht  ab  öffentliche  Feinde 
za  betrachten  nnd  an  behandeln. 

1.  Vgl.  ELaleitun?  S.  31  und  oben  §  b'M.  Von  grös.stt'r  practischcr  Be- 
deutung ist  die  Unterscheidung  der  friedlichen  Bewohner  des  feindlichen  States 
von  den  Heere  dfnlhfm  JEkit  eeitden  die  iHftilMthe  JESigeeMteft  dcnnlben  er* 
kunt  nod  andi  joa  der  frindlidien  ffrim^gewelt  h— ar  ele  ftttlier  genürdigt  vird, 

ist  die  Barbarei  des  Kriegs  elnigermassen  gezähmt  worden.    So  lange  man  nodi 

alle  Angehörigen  des  krifr'fuhrendcn  States  gleicmässig  als  Feinde  fui';rt]i,  schien 

jede  Gewaitthat  und  Bedrückung  erlaubt.    Die  tnosse  Masse  der  Einwolmer  ist 

aber  in  den  meisti^  Fallen  ganz  unschuldig  au  dem  6trcit  der  Stateu,  und  fügt 

sieh  den  Kriege  nur,  irie  dner  fittdiibercn  Nodtwendif^ceit,  die  Aber  sie  kmamt» 

ohne  an  dem  Kampf  thltlgen  Antheil  zu  nehmen.   Selbst  in  den  Fallen,  in  wel- 

dien  das  g^vnze  Volk  für  die  höchsten  nationalen  Güter  und  Tntercsäcn  begeistert 

ist,  "vvflrli>~  im  Kriege  emiugen  ndor  rertheidigt  werden,   enthalt  sich  doch  die 

Menge  der  Trivaten  jeder  kriegerifächen  Handlung  und  betreibt  im  Krieg  wie  vor 

dem  Krieg  ihre  friedlichen  Geschäfte;  Hirten  und  Bauern,  Handwerker  nnd 

Erkner,  Kanflente  and  Fabrikanten,  Aerzto  und  Lehrer  encheii,  ao  gut 

es  geht,  Dnen  Bend  fettwuetaen  tmd  dieser  Bemf  hat  keine  fdndllchen  filgen- 

adiallen  au  sich.   Weadialb  denn  sollten  de  als  Feinde  behandelt  werden,  da 

sie  wie  friedliche  Leute  leben?   Der  blosse  Statsrerbaiid,  die  StatsangehOrig- 

keit  rechtfertigt  das  nicht,  denn  der  Krieg  wird  von  Stat  gegen  f?tat  geführt,  nicht  ' 

gegen  die  Privaten;  und  di<^elben  Privaten,  welche  heute  dem  State  .\  ungeh^Vren, 

werden,  wenn  die  Kriegsmacht  des  States  B  siegreich  furt«clireitet,  auch  der  üiTent- 

Hdwtt  Sriogepiifalt  des  GHegers  geiioirdien.  Sie  kOmen  dcih  diesen  OelMnen 

nicht  entdäien,  wenn  es  ihnen  aneh  sdhirar  wird,  ildi  an  nnCenrarfen,  ae  lange  ' 

sie  in  dem  Lande  wohnen,  fliber  welchee  der  Singer  seine  Macht  erstredrt  hsA, 

Der  Sieger  eigieift  die  Stabveiialt  in  Landet  nnd  dieser  nUana  sich  die  eiiH 
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seinen  Bevoluier  fQgen.  Auch  der  Sieger  zieht  jetzt  von  ihren  friedlichen  Ar- 
beiten Yortheil  für  seine  Herrschaft.  Es  wird  auch  dem  Heere  leichter,  sich  in 
Feindesland  zu  ernähren  und  seine  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  woiiu  dio  fried- 
lichen  Bewohner  desselben  ungekränkt  bleiben,  wenn  die  Aeckcr  Ucbaut  werden 
md  te  Yitli  ^mam^M,  mm  die  JaOmHOB  toanhi—  Gtter  IwmitaiBgfe 
vaA  der  Handd  rie  liarbeiMhiflt  WM  digegen  dM  Ltnd  ImiMnIi  ttnrlMal» 
so  findet  auch  der  Si^r  darin  statt  der  Nabnaig  und  ünteiatAtiniig  nnr  nnhedni« 
liehe  Vcrzwoiflunp:  und  gefährliche  Bache. 

2.  In  der  Kriegsfübrung  der  civilisirlen  Völker  ist  die  friedliche  Natur  der 
Privaten  früher  —  freilich  nur  theiiweise  —  respectirt,  als  von  den  Pu- 
bllclsten  begriffen  wordea  Audi  Yattel  noch  betont  die  alte  yoistellung, 
dm  niefat  bloss  Ae  beiden  TOlkor,  Bondem  auch  alle  AngehArigen  der  beiden 
Staten  Feinde  seien.  Selbst  die  Frftnen  und  Kinder  nimmt  er  nicht  hos  (DL 
§  70.  72).  Freilich  verlangt  er  eine  grössere  Schonung  derselben,  als  der  käm- 
pfandeu  Feinde  (III.  §  145).  Aber  die  ganze  Grundlage  des  R^cht^vr-rhilltniss^ 
wird  verdorben,  wenn  dasselbe  von  dem  (reiste  der  Feindscliaft  durchwühlt  und 
verbittert  wird.  Die  humane  Bechtsbildung  drangt  die  Feindschaft  in  die  engsten 
Sehraiiken  «orttck  und  Tentattet  dem  Geiate  da»  Friedeee  und  der  wechaebeltige» 
LehengfSrderang  mÖf^lebBt  HA  Bum.  0eadialb  bebt  sie  mdir  die  friedlicben 
Eigenschaften  der  Privaten  hervor,  und  legt  darauf  und  nicht  auf  ihren 
Statsrechtlichen  Verband  niit  dern  feindlichen -St^te  den  Nachdruck.  Als  Privat- 
personen sind  sie  nherall  keine  Feinde,  &1»  StatS!»e!M)ssen  aber  nur  so 
lauge  uud  nur  luäulerii,  ixk  noch  die  feindliche  Statsgewalt  über  sie 
dffentlkbe  Maeht  Obt,  von  den  AggenMleke  m  nicht  mehr,  wo  diese  Stüageinit 
dnreh  den  aiegreidien  Qegusr  snrOdcgewogfan  nnd  vexdrftngt  ist  Aber  nicht  bloss 
der  vordringende  Sieger,  auch  der  zurückweichende  Feind  hat  kein  Hecht,  sie  nun 
als  Feinde  zu  behandeln,  denn  nicht  sie  zwingen  ihn  zum  Kückzug,  indem  sip  sich 
des  Ivampfes  enthalten,  für  ihn  sind  sie  nach  wie  vor  friedliche  Privatii  m  »neu, 
über  welche  er  eine  Zeit  lang  öffentliche  Macht  gewoimeu  und  lioim  v^icdcr  ver- 
loren hat. 

574. 

Weder  die  Kiicgsgewalt  noch  die  einzelnen  siegreichoTi  Krieger 

sind  berechtigt,  einzelne  Personen  willkürlieli  und  zwecklos  zn  tödten, 

zu  verwundLii,  zu  misshandeln,  zu  quälen,  zu  Sclaven  zu  maclieu 

oder  zu  verkauien,  die  Frauen  zu  uu^bbrauulicn  odei'  ihre  Kuuäcli- 

lieit  zu  verletzen. 

Am.  16.  23.  42.  Diese  Bestimmiuig  gilt  ganz  allgemein,  nicht  bloss  bezüg- 
lidi  der  friedlichen  Privatpersonen,  sondern  selbst  zum  Schutz  der  feind* 
lieben  Persenen,  obwohl  diese  «thrend  des  Kapipfes  aneh  der  Tode^efithr 

an^esetatt  sind.  TSdten  des  Feindes  Im  Kampf,  um  den  "Widerstand  desselben  zu 
brechen,  ist  kriegsrcchtUch  erlaubt,  weil  nothwendig,  aber  T(tdten  otnie  Kampf, 
lediglich  aus  Bluulurst  oder  Hass  ist  auch  den  Soldaten  gegen  feindliche  Soldaten 
nicht  erlaubt  Es  gibt  kein  jus  vitae  ac  uecis  gegen  den  Feind.  Vgl  zu  §  573 
und  § 

21» 
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57$. 

Die  Eriegsgewalt  ist  yerpflichtet,  das  Henscheurecht  auch  in 
den  feindlichen  Personen  zn  beachten  und  durch  ihre  Autorität  zu 
schützen  und  wenn  solche  Missethaten  Yon  Soldaten  Terilbt  werden, 
die  Thäter  zu  bestrafen. 

Die  KricgsfUlmiug  im  dreissigjälirigeu  Kriege  und  selbst  in  den  Zeiten  Lud- 
wigB  XIV.  war  in  Europa  Doch  entsetzlich  roh.  Die  scheussUchsteu  Misahandluugen 
und  FoUerqualen,  wie  die  Nothxocht  an  den  Weüwn  kainea  duMtk  nodi  h&uilg 
TOT.  Alle  Bokke  widerrechtliche  md  verwerflicbe  Graueamkeit  wird  von  der  heo- 
tlgen  Eri^putto  und  dem  dviUairteii  Kric^erecht  ik  barbarU«]i  unterlagt 

576. 

£s  ist  wider  das  Völkerrecht,  die  Unterthanen  der  feindlichen 
Staten  zu  nöthigen,  dass  sie  in  den  Kriegsdienst  der  siegenden 
Macht  eintreten,  so  lange  nicht  die  Eroberung  vollzogen  und  die 
Besitznahme  des  eroberten  Landes  als  dauerhaft  und  festbegründet 
endiBihLt» 

L  Wenau  auch  die  fttodMdie  Eriegsgewalt,  indem  de  a!ch  einet  Landes  be- 
mächtigt, die  bisherige  StaatsantoritlU  verdrängt  und  rieh  an  ihre  Stelle  setzt  (vgl. 
oben  §  540  f.).  so  ist  doch  -wiihrend  des  Kriegs  der  provisorische  Charakter 
di^r  Bcsitzuahme  zu  beachten  und  es  gilt  als  unrechtmilssin:.  die  Hewolmer  des 
nur  vorlauüg  besetssteu  Laudes  zum  Kriegsdieust  gegeu  ihr  bisheriges  Vaterland 
SU  svlDieii.  Die  sittllclie  Wirkung  des  bUherigen  und  etstarechtUeh  aldit 
seislflflSD  SisiBTSriMiiidei  Araert  in  Erii^s  sinitweilen  Bodh  Cut,  wenn  ^eidi  düs 
rechtliche  Autorität  der  bisherigen  Statsgewalt  durch  die  feindliche  Besetzung 
nnterbrochen  und  gehemmt  ist.  Es  ist  daher  unnatürlich,  unsittlich  und  wider- 
rechtlich, den  Statsangehörigen  zuzomuthen,  da^  sie  nun  auch  nctiv  eeeeu  den 
Stat  Iciudiich  auftreteu,  den  me  noch  als  ihr  rechtmässigem  Vuleriaud  betxuchicu 
dttiHn.  £•  war  daher  Tfllkeneditmridrig,  als  die  emgifirJie  Marine  nadi  der  Loe- 
fiP^Ming  der  Yeniaigteii  SlaAcni  nocJi  amerikaiibdiA  Matroseii  wc^nencnniBeMr 
amerikanischer  Schiffe  zwingen  wollte,  auf  englischen  Krie^aedilffen  zu  dienen. 
(Vgl.  I-aboulaye  hist.  des  l-'tnts-T'nis  IT.  p.  307.)  Wenn  sich  Freiwillige 
aus  dein  ii  genommenen  Lande  an  das  Heer  des  Siegen  anedilieesen,  so  ist  das 
eine  gauz  andere  Sache. 

2.  Ist  sber  die  Eroberung  vollsogen  und  die  SonrerlBelit  auf  den 
Sieger  übergegangen,  dam  tritt  das  regeboisBige  UnterordnungaverlilltiikB  amer 
die  neos  Statsgewalt  auch  in  militärischer  Hiwf&fitit  ^<  mid  die  gtsetzliche 
Kriegspflicht  wtrd  auf  die  Bewoliner  des  neu  erworbeneu  Gebietes  ^^^g*^**"*^ 
ohne  Bocksicht  auf  die  frohere  Stat^genoneiuchaft  deneUMo. 

677. 

Die  Religion  .und  die  Sprachei  die  Bildung  und  die  Ehre  der 
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Imitglm  Feinds  imd  der  mtorwrafinmi  Mvn^Mnontii  dnd,  so  iraft 
es  die  ümstfinde  erianben,  m  sdionen  und  wider  Vergewattigimg 
WBL  Bchütsen, 

Am.  37.  Audi  darin  besteht  ein  grosser  Fortschritt  modernen  Vulker- 
radite  gegenober  den  AMehnimngen  dei  lOttdaltsn  and  den  rohen  Sittfln,  die 
aoeh  im  vocigeii  Jahrhundert  in  Eanpk  geftbt  vnrdan.   Dte  IT&terdrflcksttf 

dos  Cnltns  mit  feindlicher  Gewalt  ist  Barbarei,  es  wäre  denn,  dass  dieser  Cohns 
grlbst  (Hc  McnschcniTchto  nnd  die  Gesetze  der  Sittlirhkeit  verletzte.  Wie  zähe 
die  bittem  Erinnerungen  au  die  Gr&nel  des  dr<*{ssij»jÄhri^!;ea  Kri'-"--  Ki<"h  in  Deutsch- 
laud  erhalten  haben,  und  wie  sciiädlich  die  neuen  Lekreu  uitramuatancr  Vcr- 
ketaenrngamdit  tortwiriteo»  hat  der  deutsche  XHeg  des  Jahres  1866  geaeigt  In 
vielen  sQddeotachai  Landgemeinden  fürchteten  die  Prateetanten  eine  neue  Veav 
lolgung  ihrer  K^ligion  donh  ftnatiiirte  Katholiken  and  nmgeUhrt  mvoi  mndie 
kntholischo  Gemeinden  ganz  erstaunt,  als  die  siejtneichon  Pretissen  ihr<*n  Gottes- 
dienst mit  Achtung  behandelten.  Krst  bei  den  gebildeten  Classen  und  bei  den 
Begierangen  hat  der  humane  OrnndsaLs  eine  sichere  Stätte  gründen,  bedarf  aber 
coeh  da  noch  einer  irehem  AneUldung,  inabesondere  mit  RftcWcht  auf  dIeOnhnr- 
JsItraMD  dflv  iDlenPOfCBiMn  BsvOUrnung'. 

578* 

IHe  bewaffiieften  Feinde  nnd  den  onTenneidHclieii  Qe&liTeii  des 
Ksiniifes  Uberhaiiiit  snsgesetst  md  können  aaeh  im  RmselnlfMnpf 
mit  Bedit  Termmdet,  Terstimmelli  getddtet  mrden.  Die  sogeoami- 
ten  NiddUuiq^er  im  Heere  (Justiz«  nnd  Veipflegongsbesmie,  Feld- 
geisÜidie^  Aente,  Bfarketender)  k&men  ddi  dem  Sdüctosl,  das 
ihren  Trnppeiikörper  betrifft,  nicht  entnehen  nnd  sind  auch  den  all- 
gemeinen Gefahren  des  Kampfee  der  Heere  ausgesetzt,  aber  sie  wer- 
den nur  snsnahmswdse,  TorsügUdi  ans  Missyerstandnins  nnd  Nolhp 
wehr,  in'  den  Einseikampf  Terwiokelt. 

Die  Schlacht  richtet  sidi  znn&chst  nicht  gegen  einzelne  Individuen, 
aondflni  gegen  efnen  HeereakSrper,  taien  Ifldeatud  flbenrundeu  werdn 
■on.  iMofoB  «nchelnt  es  niclit  Abülelit»  aondem  Zufall,  dass  einer  von  den 
leindlichen  Kugeln  getroffen  werde ;  und  es  ist  daher  auch  nicht  möglich,  die  soge- 
nannten NichtkAm pf er  (non  combattana)  vor  dieser  allgemeinen  Ge£shr  zu  be- 
wahren, insofern  sie  sich  innerhalb  des  Schu?:?;)>ereichs  und  unter  den  K&mpfern 
(combattj^)  befinden.    Die  Gefahren  des  irliuzolkampfes  dagegen  von  Man» 

gegm  Haun  rfnd  nflglkliBt  mf  die  tetirteie  Gtem  efamaeliiliikai,  welcbe  den 
Widentend  «Heia  geintem  aofiredit  halten  nnd  daher  Oberwnnden  «erden  mnn. 
Die  entere  Chuse  von  Personen  abt  auch  im  Feld  einen  friedlichen  Bernf 

aus  nnd  inimrit  an  dem  persönlichen  Kampf  keinen  Theil.  Es  ist  daher  gegen  die 
gute  Krieghtittc,  diese  Pcrsonm  ein7«'lii  aazugrcifcn  nnd  zu  verwunden  oder  zu 
tödten.   IxMlessen  nicht  immer  wird  im  Gedränge  der  Schlaciit  und  bei  Verfolgung 
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lichtig  ontenchiedea  und  M«n  gehalten.  Dann  ist  es  serbstrentlafflldl  MCh.  dM 

NichtkämpfiT  erlaubt,  sii  h  zu  vertheidigen.  Padnrch  kann  auch  er  ansnahmswoiR»? 
in  den  Eiuzelkampf  hiueingeaogen  uiid  vielleicht  sogar  getödtet  werden,  vieUeicbt 
den  Gegner  tödteu. 

670. 

Der  civiUsirt©  Krieg  darf  niclit  mehr  auf  wechselseitige  Schä- 
digung uud  Xödtung  gerichtet  sein,  sondern  nur  auf  ein  gerechtes 
Friedensziel. 

Jede  annöthige  Tödtung  selbst  der  bewafibeten  Feinde  ist 
Unrecht. 

Ti?l  oWn  §  533.  r)*>8.  Am.         Früher  fm^to  man  den  Krieg  nodi 

so  auf,  L'(  lie  es  nun,  ihm  Feinde  njogUehst  viel  Schaden  zuznfüpcn.  Die 
ächadiguu4$  de»  Feindes  kann  aber  nicht  Zweck  des  iüiegeg  sein,  weim  gleich  sie 
oft  itiw  Folge  deo  KikigM  iol,  dam  dar  Krieg  ist  «ia  BoeH—ittol  mid  Mk  Zid 
nm  dikv  oiB  niwr  Mdoui-  ind  Bochtnmrtwd  mül  Sit  Sokidlfpi^  unBrntt 
JtMmdbm  M  abtr  niemals  eine  Aufgnhc  der  FrrhfnMdMllfl  Jme  ältere  Vor- 
■lellung  war  n\m  noch  barbari^^ch.  I>as  Christenthum,  welches  die  Feinde  als 
Brfldcr  lieben  Udirt,  und  das  Menschenrecht,  welches  die  Existenx  der  Menschen 
neben  einander  uud  ihre  Wohlfahrt  sichern  will,  verwerfen  di^elbe  gieichmissig. 
Dfe  Todtang  anch  bewaffneter  Feinde  atn  bknem  MotSiwiHen  oder  ans  Em  und 

itt  iMunAmdL  AMh  «•  MaMdMi  SoMMa  dllrtai  «te  irfM« 
Tkiere  dem  Schusse  der  Jlger  {MfalfVgeben  werden  Das  "MmmhmUbm  ^brf  nur 
ans  hdheror  IfolinraiidigMt»  alcht  «na  Iieirienwhaft  und  sar  iMi  ■atwpiffm 
wecden. 

880. 

Der  militärische  Befehl,  dem  Feinde  kein  Quartier  (keinen 
Pardon)  zu  geben,  daii  mu  aus  Gründen  der  Wiedervcrgeltung 
(Repressalie)  oder  iu  äussersten  Nothfallen  insbesondere  dann  ge- 
geben werden,  wenn  es  der  eigenen  Sicherheit  wegen  unmöglich  ist, 
sich  mit  Kri^gefangenon  zu  belasten,  memals  aber  aus  Hass  und 
Bache. 

A  m  Kein  Tnip])cnkörp€r  ist  berechtigt,  zu  erklären,  dass  er  Oberhaupt 
Quartier  ireder  gebe  noch  annehme.  Das  wäre  nicht  mehr  Kri^Bfahraof^  sondern 
mörderiacho  Barbarei 

581. 

FleindliolLe  Tnq[)pen,  welche  flurereeHs  kein  Quartier  g^ien,  labesa 
aanb  den  Aoapvodi  Terwirkti  daes  ümeii  Quartier  gewihct  werde. 

Am.  63. 
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588. 

Auch  wenn  das  Quartier  mit  Beeilt  Teirwelgert  irird,  so  dfirfeik 
doch  Feinde,  welche  unfähig  geworden  sind,  Widerstand  la  leisten 
oder  bereits  in  der  Knegsge&ogensQhaft  sidi  befindea,  nidit  ga» 
tSdtet  wsrden* 

An.  ei.  Tgl.  oben  $  &Q1. 

583. 

Tnippen,  welche  in  der  Uniform  oder  mit  den  Fahnen  oder 
Flaggen  ihrer  Feinde  fechten  ohne  chrHche  und  offenbare  Senn* 
aekhen  ihrer  Parteistellnng  dürfen  kein  Quartier  erwarten. 

Abb.  63.  Zmnilen  werden  erbeutete  UnifornK  n  and  WifiiBtt  tarn  Feinde 
nr  eigenen  Beklcidnnf»  und  Ausrflstung  bentit/t  H:irin  hV^^t  kein  Unrecht.  Es 
kann  das  sopar  zur  Nothwendipkcit  werden.  Aber  es  dürten  diese  Uniformen  doch 
nicht  zur  Täuschung  im  Kampfe  sellnt  missbraucht  werden;  daher  sind  in 
solchem  FUle  die  eigenen  Feldaeidien  (s.  B.  beeondfare  AimUnden)  aasuli^ieii,  dar 
Bdt  die  Fdnie  eich  fwcheelBBttlg  oioaiiieB.  (Vjg^  oben  §  MSi) 

r>«4. 

Die  dgsne  noch  so  lebhafte  Ueberzeugung,  dass  der  Feind  für 
eine  offenbar  ungerechte  Sache  kämpfe,  begründet  »m««"»!«  das  Beoht, 
den  leindliohen  IViqppeii  das  Quartier  zn  Terweigem« 

.  Die  Kiieiffarteien  ebd  flwt  immer  und  logpr  leMeuehafUidi  der  Melnng^ 

dm  eb  eeÜMr  ftr  eh»  gerechte  Sache  md  Ihre  Feinde  flir  eine  ungerechte 
Sache  streiten.  Sogar  wenn  sie  von  Anfang  an  noch  Zweifel  haben,  werden  durch 
die  Steif^ening  der  Parteileidenschaft  wälirond  de.s  Kriegs  diese  Zweifel  mf^isteng 
▼erdrängt,  uud  der  Gltuibo  au  das  eigene  Recht  und  das  Unrecht  des  Feindes  oft 
bis  zom  Fanatismus  erhitzt  Das  Ydlkerrecht  vermuthet  aoi  beiden  Seilen  guten 
OUnlyea  und  kem  der  üebenNegaiis  der  etowliieB  Ftoteien  dnraiimie  aielit  den 
MiBflnBS  verstetteo,  diBS  die  hmnanen  und  das  Menschenleben  schonenden  Grund- 
s&tee  des  Völkerrechts  zur  Seite  genhobeB,  oad  ein  Yetnlehtimgilaittpf  gegen  ^ 
MadUcben  Xraspen  geQbC  wezde. 

585. 

FemdKohe  Penonen,  welehe  die  Waffen  streoken  md  sieh  dem 
Sieger  ergeben,  sind  zn  schonen  und  dürfen  weder  verwundet  noch 
getSdtet,  wohl  aber  entwaffnet  und  zn  Kriegsgefangenen  gemacht 
werden. 

Vgl.  oben  §  &3B.  5GÖ.  579.  Schon  in  dem  uralten  iudischen  Gesetzbuch 
Hanns  (VXL  91  f.)  ist  die  Ffliebt  SDerkemil  woidfln,  den  Foiad,  der  M  eiglbt, 
anidionen.  Ab« djawariMeOwoiigehingilehtlmAHertiMBn noch  eeig 
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328  Aotei  Bank, 

als  ein  Zeagnks  des  früh  in  Indien  erwachten  humanen  Kechtsbc'K'usstseins.  Die 
Börner  erklärten  ihre  Ikueunung  der  Sclaven  nServi'*  davon,  üam  dm  belegten 
M^n  du  ftnriifcft»  Leben  geidMiiki  «erden  eei,  und  melBleo,  die  Sdftveral  mm 
midier  g**»**^  n  rechtfiBrllgai.  (Florentinni  Imtlt  EL  Lw  4  dB  Meto 
iMn.:  ifitni  ex  eo  appcllati  sunt,  quod  imperatores  captivos  ven<lc»|  ie  per  Im 
servare  nec  ocridfre  solcnt  ")  Im  Mittelalter  noch  vrarden  die  gefangenen  Teüaäß 
wie  eine  gute  Heute  betrachtet  imd  ihnen,  wie  das  hente  noch  die  Italienischen 
Briganten  thnn,  ein  niögliciuit  hohes  Lösegeld  ausgepre^.  Erst  die  moderne  Kriegs- 
führung ist  gesitteter  gencideo  wid  bei  4w  «te  luneeMii  Gnudeite  der  F»iiid«»> 
•chonnnt  nieder  m  Ehrea  gebndit.  Mea  bnacht  aar  dl»  Ämtmmg  ten 
Hago  Qrottne  (Bodi  IIL  Cap.  4)  mit  denen  von  Vattel  (IH  §  139  u.  140)  ni 
verpleichen,  nm  den  grossen  Fortschritt  in  dor  Humanität  wahrzunehmen,  welcher 
vom  siebzclmton  bis  zum  achtzehnten  Julirhuiulcrt  gemacht  worden  ist;  und  doch 
spricht  Yattel  noch  von  einem  Becht  über  Leben  und  Tod  des  Feijidn,  daa  wir 
beute  als  Barbarei  mwiaeiL 

580. 

IMa  Erankenwagen  (Ambukmcen)  und  Militärspitülcr  wordfln 
als  neutral  anerkannt  und  dflangamäu  von  den  Kriegfulii  enden  ge- 
schützt nnd  geaditot  werden,  so  lange  mok  Kranke  oder  Verwundete 
dam  befinden. 

Die  Neutralität  würde  aufhören,  wenn  aoiklie  Ambulanoen  oder 
Spitäler  mit  aulitänadaer  Macht  beaetet  würen. 

1.  Eliter  AxtikA  dee  em  9i.  Ang.  18U  n  Genf  ihgeecidoeeeaen  Yei^ 
trage,  am  dM  SehiekeAl  der  Verwundeten  im  Krieg  zu  Terbesgern. 

Den  Anstoes  zu  diesem  Vertrag,  einer  der  e<lelsten  Errungenschaften  der  fort- 
schreitenden HumauitM,  gab  eine  Srlinft  des  Genfer  Arztes  Dunant,  unter  dem 
Titel:  „äouTenir  de  SoIferiiu>",  worin  er  die  catsetzlichea  Eindrücke  scMlderte, 
welche  der  Besuch  des  Schlachtfeldes  von  Solferiao  und  der  MiUtätspitftler  auf  ihn 
genadit  iMtia  Der  Prtddeat  der  geeftr  QeiiieliiiitilBeBOeMlIeffhiÜi  Moynier, 
nahm  den  Gedanken,  daei  die  Krankenwagen  sa  neutral ieiraa  eeiea,  anf 
und  beide  Menschenfreunde  wendeten  sich  nun  an  mehrere  Regierungen,  lui  deren 
AafilieEksamkeit  auf  die  wichtige  Frage  zu  lenken.  TTo1>erall  bildetcu  sich  Vereine 
zu  freiwilliger  Krankenpflege  für  die  verwundeten  Krieger  und  zur 
Unterutützuug  der  Verwundeten.  Jbau  Jahrhundert  früher  schon,  am 
7.  Sept  17fi0,  war  swImImd  Frankreich  nnd  Preaeien  ein  Terttag  in  Stenda 
gekwwBMiBi  natk  wekdieBi  die  verwimdeten  Sriegw  geeehoBt  aad  wmfßtgL  weedn 
teilen.  Damals  schon  wurden  die  Spitaler  ele  Asyle  bezeichnet,  welche  auch 
im  Kriege  heilig  zu  arliton  seien.  Ffno  internationale  Vcrsnminlung  von  Commis- 
sären  vieler  Staten  bildete  nun,  imitr  dem  Vorsitz  des  Generals  Dufour,  den 
Gedanken  der  Neutraliüir ung  weiter  aus  auf  die  ganze  Pflege  der  Ver- 
wnadetea  «nd  umgab  Ihn  ndt  adiflieendwi  Qeiaatftea.  So  km  jener  Yeitteg  sa 
fllMide,  wekto  sofort  im  NaoMa  dar  Statao  Baden,  Belgien,  Dftaamark, 
Fraakreiok,  Oreaabrittanlea«  Heaaea^Parmatadt,  lialiea,  Eiadei^ 
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Unde,  Portugal,  Prenssen,  Sachsen,  f>chweden  und  Norwegea, 

Schwei«,  Spanien,  Vereiniirt^  Btatpn  von  Amerika  und  "Wtirteinberg 
zugestimmt  wurde.  Kr?^t  nnrh  dem  deutschen  Kr  irtT  vm  1866  trat  Oo  et  erreich 
bei.  Auch  RussUnU  hat  nun  1SG7  seiue  Zustimmung  erklärt.  Mau  darf  daher 
^raU  tan  tcrtPic  ak  den  allgemeineii  AmAmk  äm  hguügau  YdkemcftM 

2.  Am  20.  Oet  1B68  kam  eine  Naehirftgs-ConTention  za  Stande, 

welche  einige  Rfstmimungen  des  frühem  Vertrags  ergänzte  und  denselben  auch  auf 
den  Seekrieg  ausdehnte.  Unzweifelhaft  ist  seither  das  ächicksal  der  vrnnmdeten 
und  kranken  Kri^er  —  zumal  des  feindlichen  Heeres  —  besser  geworden  als 
Mw.  IB  d»  Ummtikn  wie  iwf  daa  nfililwIitfililwH  hat  Ji»Mfflii«liiMlW»  vnä 
m  iiaUidia  Bocge  ivlete  viaib  Wanaea  0dMilt,  naklia  dar  feiiidlida  Stnit  |»* 
aehlagrn  hatte.  Aller  einzelne  Mängel  des  Vertrags  sind  doch  in  dem  letalaa  IMlge 
auch  offenbar  geworden.  Vor  allen  fehlte  es  in  der  fraiuiösisclien  Armee  an  der 
Kenntniss  des  Vertrags.  Ueberhaupt  wird  es  nöthig,  dass  die  militärische  Instructioa 
auch  über  die  Gruads&tze       Vülkerrechts  Officiere  und  Soldaten  untemchte. 

XMa  Havtralii&t,  veldw  dsn  Awatalton  ftr  venrandate  aad  baaiha 
Krfüar  gawaihtt  vtad»  liat  dodi  i^fliww  aiidawi  fHim  ala  dia  Naamdilil  dar  HiatfBii. 
welche  sich  nicht  an  dem  Kriege  betheiligen  (s.  Nantes  Buch)  und  ihrer  Ange- 
hörigen. Die  FeWlnT^arrthe,  der  Sanitiitspark  und  die  Spitäler  gehören  in  (\ot 
Regel  nicht  einem  neutralen  State  sondern  cmpvn  kriegführenden  State  ™  und 
selbst  die  eifenüichcu  i;  eldikzte  sind  meistens  Angehörige  einer  der  beiden  Armeen. 
Dieser  Zanmmenhang  kann  nicht  durch  eine  Neatralit&tserklÄruug  zerstört  werden 
ond  nam  kaan  deaMübai  aueh  alelil  dadweh  awlliahan,  daaa  tom  Mb»  Aageo  vor 
demselben  yerschlieast  und  versichert,  ihn  nicht  zu  sehen.  Er  ist  in  den  Verhält« 
nisseu  dauernd  begründet  und  wirkt  in  den  Personen  lebendig.  Wenn  ein  sieg- 
reiche» Heer  vort1riii'.^t  und  ein  feindlicher  SanitÄtspark  in  rlen  Bereich  seiner  Macht 
kommt  oder  die  von  dem  Feinde  angelegten  Lazarethu  sich  in  einem  Landcstheile 
befinden,  der  nun  beaetat  wird,  so  versteht  es  sich,  da»  die  besetzende  Kriegsmacht 
auch  dartiber  proriaortseh  die  StaUgewalt  aosQbi  and  nldit  etwa  davor  ala  elnon 
fressen  neutralen  Gebiete  lorttekweicht  und  daawlba  niibekflmmert  zur  Seite  Hart. 
Unbedenklich  wird  sie  diese  Anstalten  benutzen,  um  auch  andere  Verwundete,  so 
weit  es  der  Raum  und  die  Mittel  erlauben,  dif^sen  Anstalten  zazuweiscu  und  die 
Auikiclit  über  dieselben  ausQbon.  Noch  schwieriger  ist  es,  die  Neutralität  für  die 
Sanit&tahülfamannschaft  zu  bewahren.  Dteselbe  beruht  auf  der  Voraussetzung,  dasa 
dkae  Mamuchalt  in  keiner  Weise  an  dem  Kampfia  sieh  betbeUige.  Es  ist  aber 
vnthunU^  ond  sogar  nnmOgUeh,  fitr  den  Dkoat  dar  Kaakenpfl^  jeder  Zeit  Leute 
zur  VcrfBgOQg  zu  haben,  die  ausschliesslich  sich  diesem  friedlirhpn  Dienste 
widmen,  und  der  Hülfe  von  Soldaten  zu  entbehren,  die  bis  önhm  Kriegsdienste 
geleistet  haben  und  in  Zukunft  wieder  Kriegsdienste  leisten  müssen.  Es  muss 
möglich  sein,  ihm  der  einzelne  Manu  aus  dem  einen  Beruf  in  den  andern  Qbergeht 
JXa  Chrflnd^  den  Knafcaawlvler  oder  den  Y<m  ii  iinflrtetitrtyff  sn  adhonaiir  rfnd  war 
ao  lange  wirksam,  als  dieaer  friedliche  IHeaat  dauert,  der  ebe  kriegerischfi  ThUig- 
keit  aoaKfaUesst,  aber  nicht  früher  ond  nicht  später,  wenn  der  Mann  als  Combattnnt 
im  Heere  ancheint  DeahaU»  kann  van  ai^lit  v)\i»  fwtdauenwte  llaatnliMt,  soodem 
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nur  eine  relative  und  zeitweilige  fordern  und  gew&liren.  Die  liedaction  der 
Genfer  Conveatioa  leidet  überhaupt  daran,  dass  die  Wissenschaft  des  Vülken^ts 
Uei  Festetelluiig  derselben  nicht  Teitreten  war.  Aerztliche  und  militärische  Kennt- 
lÜM  ttUkm  nicht  mm,  wm  «faiai  rinhtigwi  Audradc  lllr  Bwliliumwliitfiwii  m 
Mm.  SIo  adiiiftt»  iMa»'BtAtmpttA^  mStt^  auch  die  Kmuteim  im  ganzen 
BeohfaBystems  und  ist  nur  denen  möglich,  welche  die  rechtliche  Bedeutung  und  die 
Tragweite  der  Wörter  und  W«iidioig«  ««Ith«  «od  in  der  FmnUraBg  ?oii 
BaeltteBfttzen  geübt  Hiud. 

4.  lu  einer  Schrifit,  wddie  m  Karlsruhe  1871  erschienen  ist^  macht  Dr.  v.  C. 
OtmA  dmtf  wOmtriamm,  &m  imIi  der  Znaidi  m  Aft  1:  JDb  MnOlMt 
vflvds  aafliOnn,  immb  diMBÜMK  ^f^fc—wayti  nd  LMwettM)  MOitir  lienM 
«im*',  zu  Zweifeln  AnUu»  gebe.  Bl  ist  sehr  oft  geradezu  uMxttialich,  den  Laza- 
retben  mnitlrische  Wachcu  Leizngrbcn.  Gf9rhi>!it  »Ins  niV)it,  »o  liast  dch  wpdnr 
nie  Orfl!;MTii!  M-hützcn ,  noch  für  die  VoiTiithe  .Sicherheit  Lji'winnen.  die  tu  (b n 
Iiazarctiicn  aut  bewahrt  werdea  m<teMW.  Kor  darf  der  baultaupark  nicht  mitbenutzt 
iMidaii  an  IkM^pert  wa  O—hrilMlBn  md  IxigjamataiM  md  darf  dM  LemiiUi 
alAl  10  aÜitlriMkerOffiBoaivo  ood  Deftorfte  dleoML  Wflide  dM^  geichohoa,  daaa 
«Iren  die  fialndüdiai  Tin^pMi  Im  Recht,  die  angebUcbe  Kentitllltt  J«0«r  AnstaUaa 
nicht  weiter  zn  respectiren.  Herr  v  0.  schlägt  folgende.  P'assmng  vor:  „Die  Nen- 
tralltät  hört  auf,  wenn  snlphc  Orte  zum  Zwerkn  der  Defensive  oder  Offensive  von 
Truppen  besetzt  sind,  wahrend  das  Vorhandensein  einzelner  Wachposten,  die  nur 
nr  Hiindhabimg  der  Buhe  und  Ordnnng  bestimmt  sind,  die  Neotntfttt  nkfeifc  io 
Ffi^e  Btdli**  Br  geht  atar  so  mit,  wena  er  raeh  fiBr  dian  Wadipeatan  Veo- 
taBüt  vadaaigL  Besser,  sie  werden  zurflckgezogen,  wenn  der  Feind  die  G^geod 
besetzt,  wo  die  Lazarethe  sind ;  denn  die  Soldaten  sind  vor  der  Krieg«Kefanpenschaft 
nicht  zu  retten,  wenu  sie  in  die  Gewalt  des  Feindes  kommen.  Auch  ihnen  Freiheit 
SU  vecstatten,  wohin  sie  gelien  wollen,  ist  zu  gefährlich  für  den  Feind. 

587. 

Das  Personal  dm  SpitSler  und  ijiibiilaiifi«ii  für  die  Au&idtt 
und  den  Gesundheits-,  Verwaltungs-  und  Eruikaitna^ortdieiiflti 
sowie  die  Feldprediger  haben,  so  lange  sie  Olren  Yenichtaiigan  ob- 
liegen und  Verwundete  aufzuheben  oder  an  Terpflegea  Bmd,  lliail 

an  der  Wohlthat  der  NeutraliUSt. 

Diese  Bestimmung  (Art.  2  der  (  !  •  nt  '  r  Convention)  hat  in  der  Praxis  mancherlei 
Zweifel  henrorgerofen.  Sowohl  die  I  eidarzte  als  die  eigentliche  Sanitatsmannschafit 
und  Mlbit  die  Fuhileute,  welche  den  SaaitttQarit  fftfaren,  mOnen  auf  dam  Manch 
vor  feindlichen  Angriffen  und  vor  der  Eriegigefiuignieckaft  gesichert  bleiben,  aneh 

wenn  keine  Verwundeten  und  Kranken  von  ihnen  ttanaporlirt  werden,  sondern 
lediglich  Hülfe  auf  die  Sclilaclitfelder  bringen.  Ebenso  wenn  die  Lazarethe  treleert 
werden,  weil  die  Krauken  geheilt  wl^r  doch  trausportabel  geworden  sind  und  in 
ihre  Ueimath  entlassen  werden,  muss  daä  urztliche  Personal  und  Ilulfspersoual  frei 
fortziehen  und  «Jeder  sa  seiner  Annee  abgehea  kSaoea.  So«  AUei  wraleht  ädi 
f»a  dem  «aaaea <lniBdigedaBhBa  ood  daaiZ«eefc  darOeaflnrOeanraation,  «aoa  aadi 
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nicht  am  dwn  WertKi.  Wiri  die  ntiHHiiMiHilun  M^jigHfM,  m  mm  üb 

sich  wietlenim  sf^llistverstundlicfi  gegen  die  Angriffe  —  TieDeicht  Ton  Freibeutem 
©der  liaubem,  aber  auch  von  Soldaten  —  wehren  k6nnen,  wie  jeder  f»irh  wehrt, 
der  einen  augerechten  Angrifl"  mit  Gewalt  erfährt.  Man  darf  sie  in  der  getUhr- 
V/hm.  Iilgi,  1b  miUb»  aie  durch  den  Krieg  gekomuieu  giud ,  nicht  waffenlos  und 
wMm  4m  fldttr  pdipImiL  Ob  ««Hflnni  dndi  «liMNottvdir  dmCfaMkler 
waBersonen  nicht,  welche  auf  einen  beioa deren  TOlkarr^ektlfekes  Sehmti 
Ansprach  haben.  Anstatt  des  Artikels  2  der  Genfer  Convention  schlage  ich  folgend« 
Fassung  iror:  ,^'eldinstc,  Krankenträger  nnd  Kr«nJ<enwftrter  und  iU»erhaupt  das 
ganze  der  Terwundeten-  und  Kraukenptiege  dieiieudt  l'prsonal  habf  i  <  l  enso  wie 
Fieldprediger  und  Feldpriester  mit  Iiacksicht  auf  ihren  humanen  und  triedlichoi 

wie  neutrale  fmonn  n  htlnadiln.   Aadi  dfqfflOlgeB  r>Ma«wi  gfiBwca  ämm 

Recht,  welche  nur  Torflbergehend,  aber  in  bona  fidc  dem  Biciste  der  Krankes|Kfl^ 
gewidmet  sind ,  m  lancrf  d!f>  Rücksicht  auf  diesen  Dienst  rrforrh  rt.  Die  neu- 
tralisirteii  Personen  dtirlen  sich  gegen  nngercchtcn  Angriff  vertiieidigcn,  nicht  aber, 
so  lange  ihre  lleutralisirung  dauert,  au  dem  Kampfe  der  Heere  theUnehmen.  Weon 
Mlib»  FttUMi  Ii  iBMIkte  emrnh  gantte»,  M  lie  Bkbt  all  Klegsgefangene 

nbtfamMn,  Miidm  Je  ndi  iw  ffudnifuhi  te  giM^iiiiinriii  immoiliM  Mek 
ferner  in  ihrem  Berufe  zu  schtttKen  oder  m  ftm  Ihiippenkörper  so  bald  als  e« 
die  nuHtärischen  Hncksichteit  «artattoi,  m  «oIImmi  «ad  Ml  d«a  Tecpoitfln  Jlmt 
Heeres  sicher  2u  geleiten." 

587a. 

Das  im  vorhergehenden  Artikei  besnlduieto  Personal  fihrt 
naoli  der  Betetenng  dnrch  den  Feind  fort,  so  mit  es  das  Bedtofidss 
erbeisditi  den  Kranken  md  den  Verwimdetsii  das  Feldlasareths  oder 
das  HtMpitals,  sa  deosB  es  gehört;  seine  Sofgfidi  nunnrandieiL 

Soliald  dieses  Personal  sich  anrOok  an  alelMn  wQnsditi  hat  der 
Commandant  der  Besatsongstnippen  den  Zeitpunkt  dM  Absngs  m 
bestumnen,  den  er  jedoch  nur  auf  eine  kurze  Zeitdauer,  falls  eine 
niilitariBohe  Kbthwendi|^t  hiefür  mliegt»  hinanascfaieben  kaniL 

Znsatz&rtikel  1  v<hi  1868.  Vgl  Anm.  zu  §  587  nnd  zu  §  588. 

588, 

Die  beieidmeten  Personen  können  auch  nach  der  Besitaiahme 
dnrdi  den  Feind  in  den  von  ihnen  besorgten  SpitSQem  oder  Am- 
iiintHiMtp  fluem  Amte  oUingan  oder  skb  an  dam  Corps  zarfidoiehan, 
dsm  sio  sBk^ehoasHU 

Wem  disso  Pessomen  antsr  soklifin  UmstiSiidMi  ihra  Vanish^ 
iongen  einsteOsn,  ao  sind  sie  den  feindlichen  Vorposten  toh  Seite 
des  den  Plats  hma  habenden  (besitzenden)  Heeres  zozafShrea, 
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Genfer  Vertrag  Art  8.  Auch  diese  Bestusmang  wird  Im  Ckmflict  mit  den 
militärischen  Interessen  leicht  unausführbar  Die  Gründe,  welche  Ohcrhanpt  im 
Kries^e  jeder  Conimuniaition  gwischen  den  In  i den  Herren  im  Wege  stehen  und  die 
Bericiiterstatuing  von  einem  Heere  zum  auücru  ftls  ein  schweres  Krie^vergehea 
mt/^iiMu  kM,  dü  vift  Sifife  bednlit  iriid,  lutei  anA  ftrAmteilmatllvg. 
Indi  Amte  Umrtni,  Je  mdk  ÜnaMiidaB,  WalBBehnuniea  iMdMn,  imm  Ub- 
theilong  an  den  Feind  w^idliGh  wftre  für  das  Heer,  dessen  Bereich  aie  verlauen, 
und  nOtzlich  für  dn^  Heer,  zu  dem  sie  sich  hinbegehen  wollen  Diese  Oefnhr  ?\\ 
rermeiden,  ist  daher  eine  nothwendige  Auf{?abe  der  Heereslulirunu^,  trotz  dw  Geuter 
CouYCutiua.  Auch  im  letzten  Kriege  sind  daher  öfter  l<eidarzte  des  feiiuUichea 
HMm  wne  narh  iknn  WnMCho  dm  fgjitffllffrfn  Haan  viadar  aogBaendat  waadi^ 
abar  nicht  auf  daai  Waia  aa  dan  nlchalan  VoBpoalaB,  aontom  miJJmmtgm,  a.  B. 
ttkw  die  Schweiz  oder  durch  Belgien.  Die  Bestimmung  der  Zeil  aowohl  als  des 
Weges  mnss  den  militärischen  Befehlshabern  überlassen  lileiljen;  mir  daran  ist  fest- 
zuhalten, dass  diese  Zeit  nicht  übrnnässig  verzögert  werde  und  dass  inzwischen  die 
neatraUsirten  Aerzte  aottändig  bebandelt  und  möglichst  in  üuer  Freiheit  geschlttzt 
imdn.  Leidsr  Mnd  a«di  in  dianr  Binaidifc  ^  eoale  Klagaa  dentadier  lUd- 
Me  filMr  aflaupehe  üniwage  «ad  aagw  tter  MMiaiaB—gaB  tt  nanioeicii  be- 
kamt worden,  welche  wieder  beweiMB,  wie  wenig  daa  VantfndniBs  flir  die  InoBMie 
fload  fnndliflhff  Aij^htr  der  FiMlraH'  onler  dn  Frtwairtfln  an  tedea  nar. 

588  a. 

Seitens  der  kri^^iuhrenden  Mächte  sind  Bestimmungeii  2U  treffen, 
dnroh  weldie  dan  In  die  Bünde  der  f»rd^*«***"  Armee  ge&Qenen 
neutralen  Penonen  der  wiTericOnto  Gennas  ihres  Gehaltes  gesichert 
wird. 

Zmaiaartihal  S  von  IfldBw  Dtm  dlAae  BaaUameuig  m  Aefatae  und  nM* 
TOP  Juristen  gwaBartit  ippadaa,  abgibt  aldi  auf  dan  aartasajck.  Irgend  ein  BaditB- 

grund  dafflr,  dass  die  feindlichen  Aerzte  fortwährend  den  Sold  ihrer  Heimat  von 
der  Armee  bezahlt  erhalten,  ist  nicht  rorhandcn.  Die  Bestimmung  wörtlich  vrr- 
Btaudcn  ködute  zu  der  Absurdität  führen,  dass  ein  Stat  die  feindlichen  Aerzte  höher 
besolden  musste,  als  die  eigenen.  Die  Bestimmung  sollte  so  lauten:  „Die  Krieg- 
fShnndan  Midile  aeUitan  die  in  iliie  Binde  geftOanen  nentiaBrfrtan  Fenonen 
in  dem  unraririkiitan  Chtmaa  Huer  £inldlnfte  und  gewähren  ihnen  inzwiwhen 
nfithtgen&Qs  eine  ihrem  Bang  und  airaa  Leiatnngcn  entapreebende  BeMunmg.** 

689. 

Das  Material  dar  MOitirBpitBler  nnteriiegt  den  Knegsgeeetn 
und  die  denselben  zugetheQten  Personen  dttxfen  daher  bei  ihrein 
Bttdomg  nor  die  ihr  Frifateigenthnm  faUdendm  Sachen  mitnahmen. 

Dagegen  tecUeibt  den  Ambnlanoen  nnter  fachen  ümstiindeit 
ihr  Material, 
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und  antat  seitweise  Anstalten  verstanden,  welche  den  Truppen  auf  das  ScblachtfeU 
folgen,  mn  auf  demidbai  die  Kiaaken  oad  Yenmadeleii  aafinrndbiMB.**  Zanti- 
artUcel  3  von  inm. 

2.  Auch  diese  Bertimmung  hat  zu  Bedenken  Veranlassung  gegeben.  Wess- 
]idb  dttcftn  QertllhwhaftMH  ta  Bnakenpfle^  (x.  B.  BMtSB,  InwtnmMmtB,  diarpie, 
MuHB/  TOB  «mi  jwnw  cnwuMC  wenicn,  vwui  ao  ucit  m  anoni  iqpitti  siMiaB 
nnd  mHBiim  freigegeben  werden,  wenn  itfe  in  euieni  KrankMivunii  Mdbevslirt 
y>'rrfTrn  Herr  von  C.  sehlägt  statt  Art.  4  eine  andere  Bestimmung  vor,  zu  vrclcher 
wir  in  folgender  etwas  moditicirten  l<aBiSung  rastimmcn  können:  ,»äo  weit  das 
Slaterial  der  Sanitätsanstalten  fOr  die  fortdauernde  Pflege  der  verwundeten  und 
kranksn  Krieger  oöthlg  ist,  verUeibt  es  der  Verfügung  der  besetzenden  Macht  8o 

TO»       AUk  CHBBDKlIfll  UK«    Wim  flfl  iMWi  UlBBBBuBBn  BBIlIHBDBnCillU  Snflll* 

Idm  Heeres  aai  Witgnif  UtalHMiL   Dar  Siait&tspark,  die  Pferde  und 
Privatgepäck  des  neutralisirten  Personals  werden  von  dem  besonderen  Schntse  dl8 
VAlkntnBofats  nmi  «Hfttfwn  PtonoMki  muTehindert  mitsexeben.** 

590. 

DieliSiidesbewolmer,  welche  den  Verwundeten  zu  Hülfe  kommen, 
sollen  geschont  werden  und  frei  bleiben.  Die  GttifiralA  der  krieg- 
führenden Mächte  sind  verpflichtet,  die  Einwohner  Ton  dem  nn  ihre 
Menschlichkeit  ergehenden  Bnfe  und  der  daraus  folgenden  Neutralität 
in  Kenutniss  zu  setzen. 

Jeder  in  einem  Hause  aufgenommene  und  verpflegte  Ver- 
wundete soll  diesem  als  Sdmts  dienen.  Wer  Verwundete  bei  sich 
aufnimmt,  soll  mit  Tmppeneinqiiartiennigen  und  theilweise  mit  «U- 
iaUigen  Kriegscontributionen  verschont  werden. 

Bei  der  Verfcheflung  der  Lasten,  weldie  ans  der  Einquartiamng 
der  Truppen  und  aus  den  m  l^ist^den  KriegscontributiooeD  er^ 
wachsen,  ist  das  Mass  des  von  den  betrefl'enden  Einwohnern  an  den 
Tag  gelegften  nüdthätigen  Eifers  in  Betracht  zu  neben. 

1.  GenüBK  Cooveation  Art  5  nnd  ZaMtirtikri  4  trau  1868.  Die  bedlge 
Kriegsftdunn^  unterscheidet  lieb  von  der  finheren  haoptufcnhlidi  durch  die  grossea 
Heeresmassen,  durch  die  rasche  Bewegung  dieser  Massen  mit  Hülfe  der  Eisen- 
bahnen und  durch  die  erhöhte  Schnelligkeit  and  Schusswcito  ihrer  Geschosse.  Diese 
Unterschiede  haben  zur  Folge  sowohl  sehr  zahlreiche  Ycrwumlungen ,  als  die  ge- 
steigerte Schwierigkeit,  den  Verwuiideteu  rechtzeitige  lliUle  zu.  briugeu.  Die  Krüfte 
dar  MilitMrste  und  der  SanitUmannachaft  ielÄ«i  nicbt  ans,  um  naab  cinar 
SeUacht  dar  gtoaien  Zahl  von  Yarwnndatan  die  aOtUga  Hflife  m  bringen;  und 
bald  müssen  jene  Aerzte  und  Mannschaften  wieder  den  Beneinnfai  des  Heeres 
fülc^en  Sie  köimen  nicht  «urück  bleiben,  weil  ihre  erste  Hlilfe  immer  von  Neuem 
Büliäg  wird.  Mau  bedarf  dar  .Beihttlfe  und  Jiachhfllfe  von  l*'r  ei  willigen,  die 
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id^  Im  ngelalfisigen  Dient»  im  Heeres  staliw,  tktr  iMNlt  sind,  Terwundete 
xn  verbinden  und  för  den  Transport  derselben  in  ülo  "RpsfrvolRssarethe  und  die 
Vereinslazarcthe  m  sorgeu.  Gerade  diese  Freiwilligeitliuüc  im  1  rlde  hat  Toraif^ 
weise  einen  internationalen  Charakter.  Die  Militärärzte  neutraler 
▼Alker  M  tai  fcwmdrrs  geeignet,  und  «MmUMi  Umd  Frei  vi  lüge 
ton  TerteliUd«!!«]!  NationalitMea  dMB  wiwwdet  «MdoL  Aack  Im  leMn 
Kriege  Laben  holländisdie,  idnroizerische ,  teterreidüscbe ,  rusaiadM«  CDgUacbe, 
bflgibchc,  italiculs^clie  Aeirtp  nnd  ^Yciwillige  mitgewirkt  und  sich  grosse  YerdiVpste 
erworben.  Es  haben  tüdi  aber  auth  ^Tosse  UnzutnIgUcbkeiten  dir«;»  r  I k  iw  illigen- 
liOlfe  gezeigt.  Ms  ist  schwer  und  dennoch  nnerltoslidi,  die  vcrschiciicneu  i^lcaiente 
m  einer  gcorduHan  Thüi^rit  n  dnipa  «ai  dk  MHahimt  dm  KuBkenptiege 
sH  dir  BichariwÜ  das  HMim  md  dM  MlUllrlMlHa  tüiwia  In  BmmmU  m 
bringen.  Zwischen  den  verschiedenen  Gruppen  t(hi  Freiwilligen  fldMben  sich  leicht 
kleine  ReibtToien  und  Eifersuflaeloien.  Die  Militärärzte  des  Heeres  tind  die  frei- 
willigen Aerxte  wirken  nicht  inuoer  iriedlich  ausamuien  Es  ergeben  sich  Conäi^ 
mannichfaltifftr  Art  Auch  unberechtigte  Personen  mischen  sich  Bturend  ein. 
(^|i^fih%iii^iMffi]Aii'  nofcw>f«  des  Sfh^n  an  der  Knuücenholfe  nnd  leisten  ftr  die- 
selbe mdg.  Nodi  fbUliBDur  M*n,  dMi  itabeflKhM  QtilBdil  die  MiMbe  dar 
Hamenitlt  benutzt,  um  in  der  Verwirrung  ihre  verbfediBriedie  Habsucht  n  W 
friedigen.  Auch  Spione  finden  sich  ein  und  versuchen  es,  unter  der  Hfille  neutraler 
T'rpiwilligcr  die  Stellung  der  Truppen  und  die  Mittel  der  Kriegsfiihnnicr  en^ri!- 
kundscluifteu  und  zu.  verrathen.  Eine  ihrer  Katux  nach  schwierige  Ordnung  und 
Unterordnung  aller  freiwilligen  Krankenpfl^  im  Kriege  lisst  sich  meioee 
Brediteiis  nur  Im  Anschluet  ea  die  Heereiorgaaitatioagewimien  and  airer 
wintohst  ia  AnVdmntig  ea  dae  Etappenwesen,  das  frdlidi  mit  Bflckskht  eof 
die  Krankenpflege  einer  firginzm^ bednrf  duch  Delegirte,  die  aber  nicht  einem, 
wenn  auch  noch  so  verdienstliclien  Ritterorden  entnommen .  sondeni  ganz  frei,  je 
nach  Uinstündcn  und  rensonun  besetzt  werden.  Eiu  wiilkurijciies  Zulaufen  vou 
Freiwilligen  darf  überhaupt  nicht  geduldet,  die  Hülfe  aber  eben  so  wenig  auf  einen 
ebneinea  TMn  beadniakt  miden.  Tldmehr  sind  nur  geordnete  Gruppen 
VOB  Ereiwtlligea  vtatäuft,  die  unter  einem  anerkannten —vomÖgUcIi  intlidieQ  — 
Fthrer  edtr  ekien  Dcle gl  r ten  eines  Terafais ittten  nnd  sich  bei  dem  Etappen- 
commando  zu  melden  und  dessen  Anordnungen  befolgen  haben.  Die  frei- 
willigen Acrzte  und  ebenso  die  Führer  von  Freiwilligencorps  sollten,  abge- 
eelien  von  der  Sanitätsbiude ,  durch  ein  gemeinsames,  leicht  erkennbares 
SflldMB  in  ihrer  Eigenscbift  gdnanniehaet  iminu  Bmrr.  0.  eddigt  in  ^eieni 
jSEwedee  eine  Ueine  rolke  Ledertasdie  (mit  Terbaad-Etols)  vor,  die  an  einem  rothen 
Ititatfin  getragen  wird.  Mir  scheint  dlewr  VorHrhlng  sehr  j  i  n  ti^h  und  leicht  aus- 
ftthrbnr.  Auch  müsste  jeder  Führer  ein  Terzeiehniss  seiner  Mannschaft  mit  sich 
führen  und  jeder  Mann  nirb  vfTpflirltten .  dem  Führer  treu  zu  folgen,  so  wie  die 
Führer  verpflichtet  wurden,  sich  den  militärischen  und  sauität^lizeiiichen  An- 
etduuugen  md  BeffAlen  anweigerlidi  aa  ftgen. 

.  «Mvaa  aeataaaiHMigwii  ana  m  aen  angadaaMea  MiMe  aKin  aanannMr 
hat  sieh  die  ämKUA  mi  Befreiang  von  Einquartierung  enileieB.  SaaMr  atre  es 
dea-«iaadHli  ae  «aaaHvredMn:  ,J)ie  Aafttekaw  andlflege  toaTiBrwmideleB  trird 
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M  iar  VirtlMIwn  dir  (^Mrtkv-  od  tata  yriipliilw  den  VmMukiä  gmam 
MUig  berüdaiefe4gt  ni  dto  m  Tenranitlm  teMMn  BiOM  uMdsa  mfigüote* 

591. 

Die  ▼tfwoBdelen  odier  kraiÜDai  Krieger  sollen,  gleiehvid  welehemi 
VoSke  lie  angehören,  aufgehoben  und  terpflegt  weErden. 

Ben  Feldhenm  eoU  gestattet  sein,  die  lehrend  des  Kampfes 
Yerwimdeteii  sofort  den  femdBchen  Voiposteii  za  übergeben,  wenn 
die  Umsüuide  es  erUHiben  und  beide  TheQe  zostimmen. 

Di^fenigen,  vekbe  nftoh  Atter  Qenesnng  dienstuntüchtig  be* 
fifndm  wn^deB)  sind  beiiniiiMliicken* 

IMe  flxtdem  li^hmen  ebeufidls  nach  Hause  entlassen  werden 
unter  der  Bedingung,  dass  sie  für  die  Dauer  des  Krieges  die  Waffen 
nicht  mehr  tragen. 

Die  Eyacuationen  und  das  sie  leitende  (besorgende)  Personal 
werden  durch  unbedingte  NentraHtät  geschlitzt. 

1.  Art.  6  dpr  üenicr  Oouvention.  Die  Lazarctiio  bewaiircu  iliren  Immanen 
uxid  uüutraleu  Cli&i'Äcter  Ixau^tdächlidbi  dadurcli,  daiiä  in  wesentlicii  gleicher  Weise 
fttr  die  Terwiuidetoii  und  Kciaken  gesorgt  wird,  gchömi  sie  nm  der  tUgßom  cätr 
der  feindlichen  Annee  an.  Der  Aret  kennt  kelnea  Feind,  loodeni  aar  einen 
kranlccn  Mensclieii,  den  «r  sa  heOsn  iMmfen  lat  Die  Erfalirung  luit  gezeigt,  da» 
auch  dii!  Kranken  selber  Ton  diesem  nienschlirhcn  Gefühl  erfüllt  siud.  Sie  be- 
trachten sich  im  Felde  als  r'eiiidc,  über  im  L.izarcth  als  Ivameradeu  und  helfen 
aich  da  wechselseitig.  Aber  auch  der  üuternchiiid  der  KricgüiMurteieti  tritt  doch 
nnr  einatweilen  snrack,  er  veiBchwiikdet;  nidit,  denn  wenn  die  Heilung  eintritt^  ao 
sind  wieder  auf  beiden  Seiten  Krieger  da,  deren  vateriindlThft  Nalgoag  imdFflkhi 
entschieden  Partei  nimmt  Auch  in  der  Zwiidieiueit  hören  die  Gegens&tze  niclit 
völlig  auf.  Es  ist  möglich  und  es  kommt  vor,  dass  ftuth  Yenvundetc  ihren  feind- 
lichen Ilass  äussern  oder  Versuclie  machen,  sich  der  Ordnung  /u  widersetzen  oder 
zu  euuliehen.  Dergleichen  muss  beachtet  und  demgemaüs  gegen  sie  verfahren 
werden.  Mau  wird  auch  den  leoonvalefloeiMen  feindlichen  Verwundeten  gestatten, 
deh  im  Rreiea  sa  bewegen,  aber  nsn  wird  doeh  Yonoige  eben  m(t«en,  da«  sie 
■ich  niebt  etwa  ssa  ihrem  l^nqipeQkfirper  dmehacfaleidiHiL 

2.  Am  meisten  Bedenken  erregen  die  Bestimmungen  über  die  feindlichea 
Krieger,  "welche  aus  den  Lazarethen  entlassen  werden  Wird  das  natürliche  Reclits- 
verhältniss  beachtet,  so  sind  die  dienstfähigen  unter  iluien  auch  dienstj)tiichtig,  ftl)er 
da  sie  iu  die  Gewalt  Ihrer  üeguer  geratheu  sind,  so  haben  diese  Grund,  sie  gleich 
anderan  hziegsgefangenen  Feindoi  sn  behwdelB.  Die  Genfer  ConTention  1866 
tukd  die  ZosataooBTentk«  von  1868  haben  aber  bler  anden  Bentimroimgen  getroASn, 
welche  zum  Theil  Zweifel  erwecken,  zum  Theil  unausführbar  sind.  Für  unbe- 
denklich lialte  ich  den  Satz  in  Art.  ß:  „Diejenigen  welrlif  nach  ihrer  Heilung  als 
djeiMhiirflhlg  befimdea  wcnte  sind,  aoUen  in  ihre  Heimat  jEurOck  geechkkfc  werden**, 
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da  dienstunfUiige  Eliager  eben  «ifgehdrt  haben,  Kilver  za  sein  und  daher  iuig»> 

fllhrlicli  gewonlon  sind.  Würde  aber  ein  Invalide  yve<^pn  spfner  geistigen  Fähigkeit 
etwa  i\h  (h'S:}v.hntf}r  im  Geni'ralstabe,  W'fnhrlitli  bleibeu,  weuagieich  er  die  Waffen 
nicht  mciir  lulu'en  ikAim,  so  Terstelit  cä  äicii,  das»  die  B^kchtuog  solcher  Gefahr 
und  dha.ZiDtteUttllcB  Nkber  Kiffle  anmlmmte  Mban  J«Mr  TtiagA  gmlifr- 
«tel%fcirtm  BedwkUdMT  iit  dto  frigwiie  nmlmiiMHg,  iwhfca  <te  Baj—tog 
auch  der  Qbrigen,  dienstfähigen  Krieger  empfiehlt  Aber  vollends  unansf&brbar  ist 
der  Zusatzartikcl  o  von  ISGS,  der  so  lautet:  „In  Erweitmmg  des  Art.  6  der  Con- 
vention wird  hiedurch  ia&tgemtzt,  dam,  mit  Ausnahme  derjenigen  Oftifu n:  (i(  T-<»n 
Anwesenheit  bei  der  betreffenden  Armee  auf  deu  Erfolg  der  Waüeu  vun  l  inäuss 
mSA  irflrde  und  inMrhalb  der  dmcb  den  iweileB  Alwimltt  dkM  Ardkds  gczogeoon 
Gmubb,  dieiAdfeHliid0aMFeindMfBidleBflBBIairffflai,aeft^ 
als  unfähig  Kom  Fnrtdieuen  erkannt  wenlen,  nach  erfolgter  Herstellnng  oder  W% 
möglich  noch  früher,  in  ihre  Heimat  zurück  zu  senden  sind,  unter  der  Bedininm? 
jed(H)i.  dsi.ss  dle.sclhen  wahreud  der  I>aner  cbs  Krieges  nicht  wieder  die  Waffen 
fuhren  durlcu.  '  üieüer  Zusat^tikel  ist  von  keiner  der  beiden  Kri^^arteien  in 
dem  framiMsdi-dsiilidMi  Kriege  betditot  Mdn.  b  iMt  Mm  Baiktagrund, 
Madm  Irt  angwfiinlp"**  dfol^ndil  «tnar  ftlmhiM  FlintlmMiliHlll  «od  faiLelMB 
aickt  ausführbar.  Sobald  die  Krieger  des  eigenen  Volkes  wieder  geheilt  und  wiedv 
diensttauglich  sind,  sind  sie  auch  wieder  dienstpflichtig.  Die  Fihigkcit  der  ge- 
heilten feindlichen  Krieger  und  ihre  Pt^irht  ist  f?enau  dieselbe.  Die  Krankheit  war 
nur  -ein  vorübergehende»  thats&chlidies  Hinderuiss  ftir  sie ,  ihre  Pflicht  2u  üben. 
Wenn  jene  gehoben  ist,  so  tritt  diese  wieder  in  Kraft.  Da  sie  aber  in  der  Gewalt 
der  gegnflrbdMB  Kriagtptrtfll  liod,  so  ibd  lie  gm  cImuo  Kri^agebqgene  irte 
Midare  fieliidliche  Soldaten,  die  nfo  verwundet  waren.  Sie  anders  als  diese  ni  be- 
bandeki,  dafür  gibt  es  keinen  Qfind  mehr.  Waabilh  loDlea  OarnKmamka 
giBgfftftber  privilegirt  sein? 

8.  Die  beiden  Bestimmungen  der  Vertrage  bedürfeTi  daher  einer  völligen 
Umbildung  etwa  in  folgendem  Sinne:  „Die  verwundeten  und  itranken  Krieger  beider 
Heere  wwden  ißddoBtmSg  Sn  die  Laasretiie  aafgenonmiesi  nnd  verpflegt  Ange- 
Mt»  der  fttadUdutt  Anne»  lolleii,  «ena  sie  bei  derBDUMraiw  $m  derSaMkeB- 
fflege  dtenstunfUiig  sind,  nach  ihren  Wünschen  In  Ihr  Titerfauid  mrikk  geschickt 
werden.  Die  fibrigen  Auirvhöri'jfei!  dos  feindlichen  Hooro«?  wcnlon .  woim  <?ie  als 
fiteheilt  entlaKsen  werden,  gleich  ihren  übrigen  kriegsgefiutgetteu  Kameraden  betrachtet 
und  behandelt.^' 

692. 

«uMidmeiide  und  1ibei:aU  gUidie  Fahne  inxä  fttr  die 
SpilSler,  Aioibiüaiioett  nnd  Emnaibneii  angenomnien,  Ihr  80Q  anter 
•On  UmstSnden  die  Fnwdwrfnhna  mr  Seite  ftehan. 

Dessgleidien  wird  für  daa  neotraliaurto  Penonal  ein  Amband 
zugelassen,  deaaen  Yerabfolgung  Jedoch  der  Militärbehörde  fiber- 
lassen bleibt 

Fahne  aad  Armband  tragen  daa  rothe  Krem  anf  wwaecan  Qtmd> 
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1  Genfer  Commlicii  Alt  7.  Die  Bostimmung,  dass  „unter  allen  Umst&nden'* 
T>pl)f»n  der  SanitÄtsfahnc  auch  die  Nationalfahne  auf  eleu  Spit&lem  aufgepflanzt 
werden  mllsse,  kann  zu  Missverstiudniaseu  führen.  Wird  die  feindliclie  Natiooal- 
fahne  von  Weitem  gesellen,  so  wird  die  neutrale  Sauität&faLne  leicht  übersehen. 
hau»  rdtat  warn  Angriff  und  zor  Bcachieswmg,  di^  soll  jeden  Angriff  verhindem. 
13lt9MAM[hagwinkf¥tikmuk  in  enigegcaiseaelgtir  Bedentni^  Ut  daher  imiweA* 
miwig.  Der  neutralen  Fahne  gebührt  in  Lazarethen  der  Vamqf  .  Bedttf  flS 
neben  noch  einer  Bezeichnung  der  regierenden  Milit&rgewalt,  so  genOgt  dafür  jßätth 
faUs  ein  k!f  int  s  Symbol,  welche«?  nicht  das  andere  verdeckt  oder  ersetzt. 

2.  VViclviiger  ist  es,  die  übermässige  Ausbreitung  der  weissen  Armbinde  mit 
dun  rothen  Kreuz  zu  behiuderu  und  den  Missbräuchen  entgegen  zu  wirken,  die 
dmifc  gOMdtt  imdeD  aiiid.  Man  darf  mdn  die  FerÜgiiiig  solcher  Bindeii  Mm 
üeigdbm,  noch  die  Gewfthnmg  denelbeo  tod  einer  fernen  Autorisation  ans  der 
Hauptstadt  abhängig  machen.  Man  muss  sowohl  die  Anarchie  als  die  Herrschaft 
der  Bureaukratie  vermeiden;  denn  jpne  hetninstitTt  die  Mis«;hrHnche ,  diese  hemmt 
die  rasche  Hülfe  durch  Freiwillige.  Aber  t-oiuruk  ini  nöihig.  i>ic  Binden  müssen 
von  einer  anerkannten  Stelle  gestonpelt  werden  und  es  mum  eine  persönliche 
LegttfmatioDdEarte  dan  IMgem  der  Binde,  berfehongawelie  ihrem  Führer  beige- 

592  a. 

Bezii^^licli  der  Sariitiitsverhältnisse  im  Seekriege  enthalten  die 

Zusatzartikel  der  Genfer  Convention  folgende  Vorschriften: 

I.  Die  militärischen  Hospitalschiffe,  welche  die  Kranken  oder  Verwundeten 
der  Seemächte,  die  sie  begleiten,  an  Bord  haben,  sollen  durch  J^eutraliUlt  gedeckt 
sein.  Die  2*icutjruiit4t  wird  aufhören,  so  bald  sie  eine  grössere  Militanuadit  ixaben, 
lala  nMhIg  ist  für  die  fifldflr&lsae  der  hmen  Poliaet,  oder  nenn  aie  Kri^Manitjea 
Warn  oder  VorpdegaamwnaM&de,  die  nicht  m  ihrer  eigmeo  Anirflataag  ge- 
hören. W^ähreod  oder  nach  dfln  CteHtthte  aoUan  dieFahnetfe,  «ekhe  auf  eigene 
Gefahr  Schiffbrüchige  oder  Vennindcte  aufnehmen,  oder  aufgenommen  haben,  um 
sie  an  Bord  eines  Hospiuilschiffes  zu  bringen,  unter  der  weissen  Flagge  mit  rothem 
Kreuze  und  bis  zur  Vollendung  ihrer  Aufgabe  einer  solchen  Neutralität  gemessen, 
via  rie  die  *Tii>aMiA  lum  flelBditea  ^  Laue  der  fWiiffe  edaaben  werden, 
ihnen  sa  gewfthroL  Die  Beurtheihmg  dieeer  Umstände  ist  der  HrnnenttM  dea 
Combattanten  anheingegeben.  U.  Das  religiöse  und  Pflegepersonal  jedes  genommenen 
Schiffes  wird  für  neutral  erklärt.  Es  nimmt  beim  Verlassen  des  Schiffes  die  Gegen- 
stände und  die  clürorgiachen  Werkzeuge  mit,  welche  sein  besonderes  Eigenthum 
sind.  in.  Das  im  vorhergehenden  Artikel  bezeichnete  Personal  soll  seine  Functionen 
nnf  dem  genrnmaenen  Schiffe  fortführen,  mitwirken  bei  der  Ausschiffung  der  Yev- 
wundeten,  die  der  Sieger  enU&nt;  aber  es  steht  ihm  fiel,  Li  aeln  eigenes  Laad  sn- 
rückzukehren,  eo  bald  der  Eroberer  des  Sdiiffes  seine  XMenste  für  i  l  rHüssig  hält 
Die  Bestimmungen  des  Zusatzartikels  2  der  Kriegsconvention  finden  auf  die  Be- 
hanJImip;  dieses  Personals  AnwcnfUint,'  IV  Die  militärischen  Hospitalschiffe  sind 
nicht  von  der  Neutralität  gedeckt,  su  bald  sie  keine  Verwundeten  oder  Ivraukeu 
ausser  denen  ihrer  eigenen  i^Iannachaft  an  Bord  haben.  V.  Ein  miUtärischee 
•Imeiaskli,  Pm  TMkirMtfel.  22 
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r,  welches  mit  Yerwundeten  oder  Kranken  belade  ist,  deren  Auh 
BcMffnng  es  bcwerk^tn1b'f]:t  hnt,  so  jedes  Handelsschiff  jeglicher  Nation,  das  m 
gleichem  Zwecke  von  irgeiul  <  iin  r  Hi  bürde  der  kriegführen<le!i  Parteien  in  Dienst 
genommen  und  aosschliessUch  mit  hsankm  oder  Verwuiuietcu  beladen  ist,  wird 
Audi  TToiiliillllI  fiMtt;  aiker  dit  hbmm  "^-ynT^*  «taoi  in  StiUB^immi» 
aoUftai  PiMuhw  am  Boid  dmdi  da  ir»i^AW  utat  die  Sn^Bi 

und  Verwundeten  ausser  DienstfUd^it  f&r  die  ganze  Bauer  des  Eri^pes.  Wenn 
das  TTindnlsschiff  aus'^frdem  eine  Ijadun^r  an  Bord  hfttte,  soll  die  Npi!tralit4t  es 
dennotli  decken,  so  bald  die  I^mig  nicht  der  Art  ist,  dass  sie  dir  ('onfiscation 
durch  den  Kriegfahrenden  unterliegt  Die  EriegtiUirenden  behalten  sich  das  Üecht 
for,  ihm  jede  Ckuraieatioa  and  jede  Sincllon  n  Htansgen,  vclebe  rie  der  Q»- 
bflinihittmf  flmr  Operatfooen  flr  r*M****  hiHn.  YL  Sit 
kranken  Soldaten  und  Seeleute ,  welcher  Nation  ritt  imMr  ll|0ibflrai, 
dem  Eroberer  des  Schiffes  verpflegt.  Die  Oberconunandanten  sollen  die  erste  gute 
Gelegenheit  benutzen,  um  die  lieixuseudung  der  kranken  oder  verwundeten  Uiiter- 
oCfidere,  boldateu  und  Seeleute,  die  sich  unter  ihren  Gefangenen  befinden,  au  be> 
werksteHigUL  Diese  Masarefel  exstredrt  sich  Mich  auf  die  Qfficiere,  weui  der, 
vakhir  rie  mAummi  mioMMii  kit.  aidil  «fa  lliNnHMBBte  lolwwi  ihiitt-  de 
■urtdonhalten.  Keiner  der  in  solcher  WebB  Freigelassenen  darf  wihrend  dat 
Dauer  des  Krieges  die  Waffen  wieder  ergreifen.  VIT.  Die  unterscheidende  Flagge 
neben  der  Nationalflagge  für  ein  S<")iiff  oder  Fahrzeug  irgend  einer  Art  ,  welches 
nach  den  Principien  dieser  (Joavention  die  Wohlth^  der  Neutralität  beansprucht, 
ist  die  weisse  Flagge  mit  rothem  Kreuze.    Die  Kriegführenden  dürfen  in  dieser 

BwJfthl«"g  y^^TfnbMmiiuiutg'atataSUmi^  iJpJm  llwMii  nlifli%  «fthfllnt-  JUBMoKfÜtt^ 

•eUffe,  Äe  von  den  HtttigeidhchagLen  ansgerttstet  shid,  wrfehe  die  diese  CooTento 

nnteraeichnenden  Regierungen  anerkannt  haben,  und  mit  Commissionen,  Licenzen 
odPT  Gelettsbriefen  von  Seiten  des  Souveräns  versehen  sind,  dpr  7u  Ihrer  Ansrüstong 
die  besondere  Autorisation  gegeben  hat,  so  wie  mit  (iiieni  Documente  der  compe- 
tenten  Marinebehörde,  welches  feststellt,  dass  sie  wahrend  ihrer  Ausrüstung,  bei 

vbA  dudf  und  alMki  llbr  tai  Zvoek  fluwr  BoitfnnMing  tncmcodtt  imdn»  nflMi 

mit  ihrem  ganzen  Personal  als  neutral  bdnAtefc  «odfln.  Sb  voden  von  den 

Kripoffilirpndpn  geschoot  und  geschfltzt.  Sin  trobon  f\ch  711  erltP!inoii .  indem  sie 
mit  üirer  Nationalflagge  eine  weisse  Flagge  mit  rotbem  Kreuz  authissen.  Das 
Kennzeichen  ihres  Personals  in  der  Ausübung  seiner  Functionen  ist  ein  Armband 

Sic  d'irfeu  in  keiner  Wdie  die  Bewegungen  der  Kampfer  hindern.  Während  d»i 
Kampfes  und  nach  demselben  handeln  sie  auf  eigene  Gefahr.  Die  Kriegführenden 
haben  das  Hecht  der  Beaufsichtigung  und  der  Untersuchung  derselben.  Sie  können 
ihre  Mitwirkung  verbieten  und  ihnen  befehlen,  sich  zu  entfernen  oder  sie  zurflck> 
kfHea,  nemi  der  Enwi  der  Umst&nde  es  erheischt    Die  Verwundeten  und  SchtfP* 


der  Kriegführenden  rechunixtimtal,  «id  «  IM  OnMBfOlNMM,  «IlMlld  te  Smmt 
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Die  siege&de  Kriegsgewait  ist  berechtigt,  KritBgsgefangene  zu 
machen. 

Die  moderne  KriegsgefaDgenschaft  hat  eiueu  durchauB  andern  Charakter  als 
die  anUke  und  selbat  die  mitteUüterliche.  Der  Grundgedanke  der  antiken  Krieg»- 
ftftngeatdtft  war  die  ScUvereit  irann  nleht  gut  die  AMdift  dM  Siqf«,  nfl 
des  Gefiugeuan  Im  Trhiniplinige  zu  prunken  und  ihre  Führer  aMenlloii  aaä 

Rache  dem  Tode  za  weihen;  das  Mittelalter  betrachtete  die  Gefangenen  entwedw 
als  oln  Mittel,  Lösegeld  er  7u  erpressen,  oder  geradezu  als  Gegenstand  der 
personlichen  Rache.  Bas  nioderiie  Kriegsrecht  sieht  In  der  Kricgsgcfaiipcnschaft 
vorzüglich  ein  Mittel,  die  feindliche  Kriegemaciit  zu  schw&chen  und 

504. 

In  der  Regel  sind  alle  feindlichen  Personen  der  Kriegsgid- 

faii^^eiischaft  ausgesetzt,  friedliche  Bewohner  in  Feindesland  aber 
nur  ausnahmsweise,  insofern  Kolches  die  Sicherheit  d68  kriegMiren- 
den  Heeres  oder  des  kriegtuhieaden  States  erfordert. 

1.  Am.  49.  "Weil  nnr  diejenigen  Porsonon,  v'p1r}>o  am  Kriege  tliatjccTi 
Antheil  nehmen,  verlüadert  werden  sollen,  die  feindliche  Macht  zu  verstärken, 
sind  zuu&chst  nur  die  Glieder  des  feindlichen  Heeresköxpecs  und  voraus  die  K&ib> 
pfer  der  Kriegsgeiangenschait  ausgesetzt,  nidit  aber  die  ftiedlichen  Penomeu.  Der 
oMge  IMendded  ndmäkm  fefadllislieft  und  ^riedllelieii  Pertonen  kommt 
iitor  aMto  mt  WHknng.  Vgl.  $  5dl  ff.  lYflW  wwt  ituui  sich  dessen  M-cm'ger 
bewusst.  Ntwh  Vattel  (III.  §  148)  erklärt  es  zwar  fllr  eine  löbliche  Sitte  der 
neueren  Kriegsführer,  dasa  sie  mindestens  Weiber  und  Kinder  nicht  mehr  zu 
Kriepgefangenen  machen.  Aber  er  meint,  das  lUicht  der  Generale,  die  Kriegs- 
gefangenschaft auf  alle  Angehörige  des  Feindes,  auch  auf  die  friedlichsten  Gassen, 
m  erstredcoit  sei  nicht  sn  becweifdiL  Man  irflrde  einen  General,  der  olmeQnind, 
aus  Laune  die  ganze  Bevölkerung  kriegsgefangeu  machte,  vrohl  ffir  einen  harten 
und  rohen  Mann  halten,  aber  er  würde  das  Völkerrecht  nicht  verletzen.  Seither 
Ist  aber  die  Sitte  fester  und  im  Recht  seihst  humaner  geworden.  Jeder  unnö- 
thige  und  hiuueuhafte  Angriff  auf  die  persönliche  Freilieit,  jede  unbegrün- 
dete Knechtung  friedlicher  Menschen  ist  eine  Verletzung  des  natarlichen 
Itenscben-  nnd  des  hnmanen  Tölke^reclitfl» 

2.  AOerdingB  sind  auch  solche  Peenneo,  wekhe  nicht  sum  Heere  gehören, 
und  im  übrigen  einem  fried^hen  Berufe  leben,  dann  der  Kriegsgefangenschaft 
an.sgcsetzt,  wenn  ihre  Freiheit  m  einer  Gefahr  wird  für  die  Kriegspartei,  welche 
an  dem  One  die  Macht  hat.  Diese  ist  bcrerlitiirt.  ?.  Ii.  feindlich  gesinnte 
^tturualisten  und  Jb'arteif  Uhrer  ebenso  zu  Kricgsgefaugeueu  zu  machen,  wi^ 
MdUdie  Omäen,  «ttt  aia  5ii«  dieee  die  Macht  det  nfadaa  alkta  mä 
ptaen,  oder  der  herrachenden  Krlegimadit  Sdiwleri^oeiten  und  Veriegenheitaa 
m^m.  Die  öffenbar  frt;tit«feitidliche  Oesiiiiinflg  Hütt  Anlaai  otiiil  Chnmd, 
M  dieaer  FeindB  an  beiiichtignL  TgL  in  § 
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595. 

Die  Nichtkämpfer  ün  Hoorc  und  selbst  solciie  Personen,  welche 
sich  dem  Heere  anschliesseu,  uliiie  dazu  zu  gehören,  Berichterstatter, 
Correspondenteu  von  Zeitungen,  Lieferanten,  können  zu  Kriegsge- 
fangenen werden,  wenn  sich  der  Truppenkörper  ergibt,  an  den  sie 
sich  angeschlossen  haben,  oder  sie  auf  der  Verfolgung  ergriffen 
werden. 

Am  50  Indem  sich  dieso  Personen  f|pm  Tloercskörper  ans<"hlies<?pn,  wordon 
sie  in  die  (icfaiireu  dessp!h{»n  vci '.v  [( ki  It,  und  kuiuiea  sich  nicht  beschweren,  wenn 
ale  —  wenigstens  voriaiiiig  —  uis  ieiudliciie  Persuncn  betrachtet 
und  kricgsgefaogcn  gcmadtt  veiden.  Ebi  Grund  aber,  sie  ab  Eriegsgefaugcxie  s« 
bekalteii  —  (der  Amerikantsehe  Art  SO  gesteht  der  Eriegsmaebt  auch  dkaea 
Recht  zu)  —  ist  doch  nur  dann  vorhanden,  wenn  ihre  Gefangenschaft  die  Uadil 
des  Feindes  veiBt&rkt,  oder  mit  ihrer  FroiErebun^  einp  Gefahr  für  die  Kn'egsmacht 
verbunden  ist.  Jenes  wird  durchweg  der  Fall  sein,  wenn  Verpflegungsbearate 
der  feindlichen  Armee  gefangen  werden,  dieses  zuweilen  auch,  wenn  fremde  Be- 
riektaritattar  gefiuigen  mtätu. 

696. 

Die  ESgenaohiift  einer  souveränen  oder  diplomatischai  Person 
befreit  nicht  von  der  Gefahr  der  Kriegsgefangenscha£^  wenn  die- 
seOMii  za  der  ieindliohen  Macht  gehören  oder  Bundesgenosaen  der- 
selben sind,  oder  wenn  dieselben  m  der  Kiiegefiihniiig  ädi  per» 
stbiüidi  bediäligi  Haben. 

Am.  60.  Die  Kdegigefingaidhaft  den  faindlieken  Souverftas  odor 
des  feiadlickea  Htaisters  des  Aeasiern  Ulk  meistens  ein  sehr  förderlickoa 

Mittel,  um  eher  einen  günstigen  Frieden  zu  schliessen.  Ein  Crrund,  diese  Personen 
von  »Ion  Gofnhron  des  Kricgea  zu  befreien,  ist  nicht  vorhanden.  Im  Gegentheil, 
da  sie  gewuhnlich  den  Krieg  verschuldet  oder  doch  entschieden  haben,  so  ziemt 
es  sich,  dass  die  Verantwortlichkeit  des  Krit^^s  vorzugsweise  auf  ihnen  laste  und 
de  die  GefiJma  dewwBxn  mit  berteken.  Jn.  MmUrfM»  Welse  sind  awä  die  po- 
litischen Beganten  und  Fttkrar  der  etnurinwi  Proviuen  und  Kreise  eher 
der  Gefahr  ausgesetzt,  zu  Kriegsgefangenen  gemacht  zu  werden,  als  die  frledUckea 
Tarwaltaagibaamtas»  Bicktar,  GemaiAdar&tke. 

597. 

Wenn  die  Bevölkerung  sich  in  Masse  zur  Vertheidij^ng  ihres 
Landes  erhebt,  m  wird  dieselbe  ab  feindüch  behandelt  und  kann 
kriegsgefangen  werden. 

Am.  51.  Es  gilt  das  überhaupt  von  jeder  geortlneten  activcn  Theilnahme 
docch  die  Büxger  an  der  Kri«^^fnhning.   Die  beth&tigte  Parteinahme  ler- 
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mti  die  EigttiMliill      RMDUheli  und  mwM      «MHctai  BO^pr  In 

598. 

Kein  Befehlshaber  ist  m  der  Drohung  berediügt,  dass  er  die 
niefafc  imtfiDsnirten  LtudstOnner  als  BSaher  hehaadelB  werde.^ 

Wenn  aber  eine  feindlidie  Gegend  Ton  der  Kriegsgewalt  ein- 
geaonmien  nnd  beietst  ist,  so  gilt  wilmid  dieses  Besitses  ein  Auf- 
stead  als  Verletsung  des  Kriegsredits  und  kann  strafrechtlich  be- 
lumdelt  wesrden. 

1.  Am.  52.  Der  Landsturm  ist  in  seiaem  ik'clit,  wenn  er  sich  zur  Ver- 
theidiguug  des  Landes  erhebt.  £r  steht  daiu  unter  den  Befehlen  seiner  Ko- 
gtertmg  md  Ihrer  Kriegsgewalt.  Landstttnner  sind  dum,  wie  die  SoUaCn  des 
rtelmidflD  Heeres  und  der  Lmdirdir,  ib  felndlteh«  Personen  sn  behandeln 
und  können  kriegsgf  fangen  werden.  Das  Briegvedit»  sicfal  das  Stasfraeb^  iadsl 
auf  aie  Anwendung.    Vgl.  §  670. 

2.  Aber  anders  ist  e«,  wenn  innerhalb  des  vom  Feinde  eingenommenen  Ge- 
bietes die  Landstttrmer  sich  gegen  die  Kri^gagewalt  erheben,  denn  diese  ist,  so 
lange  de  im  Bedti  dea  GeUelea  ht,  als  srmirJitigt  aasaiehen,  die  OffeaUiche  G6> 
jnih  in  dsnadbsn  ansniftben,  fite  kam  dalier  ffaem  ftnfttand  sieht  Moia  wie 
einen  feiadUdtsn  Widentand  kriegerisch  bewältigen,  sondern  die  Schuldigen  atnf* 
rechtlich  verfolgen.  Pas  gilt  auch  von  Aufstanden  im  Rücken  eines  fort- 
BChrc i t r n d ort  Hrcres.  Allerdings  kmn  die  Volkserhebung  so  irross  werden, 
dass  sie  die  Urenzeu  des  Strafrechtä  überschmtet,  und  eine  neue  kriegerische 
Macht  8cha£^  Dann  kommen  die  obigen  Gronds&tze  von  §  512  zor  Anwendung. 
VMUdi  «^iM*  die  Kriapsdclite  sieht  inuoDer  gena%t^  dfeaa  Mf1liifT"fC  Trugwrtny"», 
LslBiaBB  die  Öffentliche  Uafam^  hat  doch  mit  gutem  Grund  aohon  nr  Zeit  eiscs 
weni^r  humanen  Kriegsrechts  es  gemissbilligt,  dass  die  franzfisischen  Berolutions- 
hccrc  gefangene  Aufständische  in  der  Yendöe  nnd  Nai>oleoaL  den  Tytokxühnt 
Andreas  Hofer  atn&echtÜGh  haben  endueiBen  lassen. 

599. 

Geistliche,  Aerzfce,  Apotheker,  Heilgehtilfen  dürfen,  wenn  sie 
nicht  am  activen  Kampfe  Theil  nehmen,  nicht  zu  Kriegsgefangenen 

gemacht  werden,  es  wäre  denn,  dass  sie  verlangten,  die  Kriegsgo- 
fangcnscliuiL  iiiit  ihren  Truppen  zu  theilcn,  oder  die  Unterstützung 
dieser  durch  jene  als  uutliwendig  erscheint.  Indessen  sind  sie  auch 
in  diesen  Ausnahmsfällen  um  ihres  friedlichen  Berufes  willen  im 
Dienste  der  Menschheit  mit  mugliclister  äciionimg  und  Eiicksicht 
zu  behandeln. 

Am  53.  Vgl.  oben  §  r>R7  P^R  Die  Nentrr\l isirung  dieser  Per- 
sonen bildet  dto  Begel,  aber  sie  findet  doch  in  den  liedorfuisaen  der  Verwundeten 
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oid  Kranken  selbst  eine  Gram  IVteB  Hb  hMßchm  Aente  omIi  dMrlHeto» 

la^  das  Sclilaclitfcld  verlassen  wollten,  tto  viclldcht  Hunflorte  yr»n  Verwnndctcn 
in  Noth  sind  mifl  dringend  ua'b  ITiilfe  schreien,  so  darf  der  Iii  •  rfulirer,  in  dessen 
Gewalt  sie  gerathen,  ihnen  ^ohl  zumuthen  und  sie  nöthigenfaüs  mit  Gewalt  dam 
anhalten,  daas  sie  sieh  ihrer  PflicJit  aldil  wfibread  der  hacfaaten  Noth  eotziehn. 
InoMr  ab«  iik  iliM  atfl^ldiil  Md  «tote 

600. 

Biie  GeiselHi  welche  von  rlnm  feindlichen  State  oder  der  f«iiid- 
lichen  Bevölkeniiig  gestellt  oder  you  der  Kriegsgewalt  aus  dringoa- 
den  Oründen  der  Sicherheit  genommen  werden,  mod  den  Kriegs- 
gefangenen ähnlich  in  ihrer  freien  Bewefpmg  gehemmt.  Lideeaen 
wird  der  Enteug  oder  die  Beschränkung  ihrer  Bewegangafireiheit 
durch  die  Büdmicht  auf  den  Zweck  näher  bestimmt  tmd  begreufc^ 
um  deaeeu  wäLen  die  Geiaeln  gegeben  oder  genommen  «u&d. 

1.  Am.  54.  Geiseln  (vgl.  oben  §  426)  Verden  zuweilen  während  des 
Kriegs  gegeben  in  der  Ansieht,  för  eine  tibemommene  Leistung,  z.  B.  fttr  Be- 
fithluDg  einer  Kriegscontrihution,  fiir  Ueberlieferung  eines  festen  Platzes  Sicher- 
heit zu  gewAhren.  Sie  werden  aber  auch  zuweilen  genommen,  um  Sicherheit 
se  gBvlHHWi  tMWiidt  iBf  db  SiAe  iiner  itihigiiiiHMiiiininiiii  fileflt  odtt  flcgond* 
Yenogiirabe  wwden  dam  angeselieiie  Peraonea  «b  Qeisfllii  terwenfcli  wdl 
mnr  diese  theils  dveh  Ihm  BbiflMi  auf  die  BevttlkeraDg,  theib  nm  der  RQcksicM 
willen,  vrlrhn  dioseT^e  auf  jene  Personen  m  nehmen  pflegt,  eine  persönliche  Qc- 
wälii  m  geben  im  blande  sind.  Solche  Geiseln  sind  im  wesentlichen  nicht  amiers 
ao  behandeln,  als  die  Friedensgeiseln,  nur  wird  eine  grössere  Sorgfalt  darauf 
m  näkaoä  Mb,  dMt  ate  afcb  nldit  der  llriiriHdien  Gewalt  dnrdi  die  Fhicht  ont- 

3.  Eine  neue,  aber  nicht  unbedenkliche  Anwendung  de»  flrfwdietÜHi  Winde 

in  dem  französisch-deutschen  Kriege  von  1870,71  geübt,  indem  zur  Sidienmg  des 
Büsenbahnverkehrs  von  den  deutschen  Truppen  notable  Einwohner  der  französi- 
schen Städte  oder  Dörfer  zwangsweise  &]a  Geiseln  mitgefOhrt  wurden.  Das  Mittel 
ist  inaofem  bedenklich,  ala  ^  friedliche  Borger  dme  deren  Verschulden  in  ernste 
CMUm  iribit  dm  Lebwe  Megl  nd  flheite  wm  ^  OTciMtalb  SidMtiMil 
flnrttort,  indem  die  Fanatiker,  wekbe  die  SeUnm  der  Eiswihehn  ■nfinini  od« 
sonst  einen  Zug  in  Gefahr  bringen,  wenig  Rocksicht  auf  das  Leben  der  ihnen  riel- 
leicht  verhassten  Notabein  nehmen.  Es  lässt  sich  nur  in  der  Noth  als  Itcpressalic 
eutachuldigen.  Vgl.  Rolin  Jaeqaemyns  in  der  Genter  RcTue  d.  D.  J.  IH.  338. 

601. 

Kriegsgefangene  «nd  niohl  Stalgefiuigene,  Mdetn  Siehflrhflit»- 
gefongene.  Sie  dürfen  mdit  nuealuadelt^  noch  gequält,  nook  m 
unwürdigen  Handlangen  geswnngen  werden. 

1.  Am.  üt).  iö.  Die  feiudlichea  Pavonen  haben  rechtmässig  gehaa- 
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rtelt,  ah  sie  am  Iiriege  Theü  genommen  liatten,  indem  sie  dazu  von  Seite  ihrer 
i>uuagü%'alt  beauitragt  otfer  ermächtigt  waren.  Sie  dürfen  daher  von  dem  Sieger 
aidit  Btntfireehtlkh  Terfolgt  wetdea  EjaegagehagoiB  wexdea  sie  nnr  aus  politi« 
sekea  maä  »llltftriieliea,  wlUlA  mm  mnUn^/OSAm  Orfindn.  Sbcn  Mlialb 
ist  ei  nicht  bleu  bnlitrisch  and  graaaam,  eines  dviUsirten  States  nicht  irtlrdigf 
die  Kri^pgefangcnen  zu  misshandehi,  sondern  auch  widerrechtlich,  denn  jede 
ungcrcclitf crtigte  Gewalt,  die  gegen  Andere  geübt  wird,  ist  wider  das  Recht. 

2.  Schon  aui"  dem  TraiiSi»ort  sind  daher  die  Kriegsgefangenen  Tor  der  Be- 
leidigung de»  vielleicht  feindlich  aufgeregten  Pöbels  m  schützen.  Daim  sind  sie 
—  WO  mOt^Ich  —  in  feiten  PUtnen,  «bv  nicht  in  eigeutüdien  GeOagniMO, 

1813  Ton  Biwriend  wie  Verbrecher  nach  Sibirien  transporürt  wfiW|  «ir  4it 

eine  Massroö^cl,  welche  der  ftlteni  Kric^^spraxis  wolil  erlaubt  scheinen  mochte,  aber 
dem  heutigen  Rechtsbcwnsstsein  niciit  mehr  eutepricht.  Ebenso  war  das  Verfahren, 
welches  wlUireud  dc^i  uärdamerikauiachen  Burgerioriegs  in  einem  südataUichen  Ge- 
Üoffäm  gegen  Kriegsgefangene  der  ünioo  gehaadlMÜbt  wende,  indem  die  Leute  an 
Luft  und  Nafanmg  heftigen  Mangel  litten  und  Qberdem  noch  loli  behandelt  worden, 
wider  das  Völkerrecht.  WUmood  dü  feMMÖrfadHientidwa  Krieges  wurden  die  in 
deiitsf  her  Gewalt  befindlichpn  französischen  Kriegsgefangenen  zu  Ende  des  .TfiTires 
1^7n  a:if  die  bisher  in  der  Kriegsgeschichte  unerhörte  Summe  von  11,160  Offizieren 
und  i^ciü,öäö  Maim  gezählt,  während  die  Zahl  der  deutschen  Kriegsgefangenen  in 
franxösischer  GewaH  kaum  einige  tnoaend  Iburm  im  Gänsen  betrug.  Trotzdem 
idgte  sich  die  anf&Bende  Encheinuig,  dasa  von  Seite  der  Stichen  Kriegige- 
ftngenoi  viele  Stegen  fiber  pObdbifle  Beleidigungen,  denen  sie  anf  dem  Transport 
ausgesetzt  worden,  vernommen  wurden,  während  die  französischen  Kriegsgefangenen 
in  Deutschland  keine  Misshandlung  erfuhren.  Dagegen  waren  die  französischen 
Dienstvorschriften  gflnstigor  fOr  die  Gefangenen  als  die  deutschen,  indem  jenen 
eine  grössere  Besoldung  al^  diesen  auge  wiesen  war.  Vgl.  darüber  die  Corrtäpoo* 
deni  nriechen  dem  Chnfen  Bünmitk  von  4  Oet.  1870  vnd  te  ftMuMeh» 
Delegirten  deiAnewlrtigeD  vaaClHwidocdy  vonSS.  Oct  1870.  —  Ei  verdient  Qbrigene 
Erwähnung,  daas  die  menschenfreundliclie  Gesinnung  vorzüglich  der  geUUflUB 
Classen  pirh  auch  hier  bewälirt  und  vielfältig  das  harte  Lof>s  der  Gefangenen  ge- 
mildert hat  Es  hatten  sich  Vereine  gebildet,  um  die  Corrcspondenzen  derselben 
mit  ihren  Familien  zu  vermittehi  und  ihnen  mandie  Erleichterung  und  manche 
Oenftaee  sokonnnen  in  liwffli  Die  BcKieningen  ontenUUifeea  dieiee  fltiffceff^  ao- 
weit  ea  mit  der  OffentUehen  Ordnnng  nnd  Sicberlieit  vertrKgUoh  war,  sdt  Wdd- 
woDeo. 

602. 

Personen,  weiche  wegen  eines  vor  ihrer  Kriegsgefangenscliaft 
verübten  Vergehens  der  Straff^cricht*?barkcit  des  Nehmestats  nnter- 
worfcn  sind,  können  auch  nadüier  von  dem  Grerichte  verfolgt  und 
bestraft  werden. 

An.».  Wh ITrtiiwiiiwpimlnft  mwM  Mi^üifk  rirlit frnf iw flnr nlwifi 
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344  Acblet  Bach. 

hin  begrüiidcteu  Yerautwortlichkeit  für  Vergehen  und  Verbrechen,  weldie  vor  der 
Eriegsgefangenschaft  verQU  norte  iiad.  W«aa  s.  B.  Jmtad,  der  imw  in  tat 

genar  vird,  so  wird  flr  ebmao  da  Verfolgung  im  Stmfgerichta  QberiMiBrt,  vi» 
man  er  in  den  äagumamenditit»  Toriwr  etoen  fMMfaett  Matd  begiinei  lirtHi. 

603. 

Bio  Kriegsgefnii^^oneu  sind  niclit  Gcfangeiie  des  Tndividuums, 
dem  sie  sich  crirobeii  liabcn,  sondern  des  States.  Sie  Ic  iuiien  daher 
auch  nicht  \oi\  jenem  losgekauft  und  freigelassen  werden,  sondern 
nur  Tom  State. 

Am.  74.  Die  Kriegsgefangenschaft  iit  Kriegsmittel  des  Stnts,  um! 
niVht  Machtttbung  der  Einzelnen.  Sie  besteht  nur  zu  Statszweckcn,  und  nicht 
aur  Befriedigung  von  Privatinteressen  und  Privatleidenschaften  Daher  kann  imr 
der  Stat  darüber  verfOgen.  Liic  Krieg^cfangenen  sind  ab;£ulicicm  an  dji«  Com- 
mando,  irdehes  oswhwmgBniiUt^  imd  kraft  seines  Amt»  Uber  das  weitere  Schicksal 
derselben  entscheidet 

604. 

Kriegsgefangene  sind  der  Eingreiizung  in  eine  Festung  oder 
eine  Stadt  oder  einen  andern  Ortsnmfang  imd  sogar,  wenn  nöÜng, 
dem  Geilingniäse  unterworfen,  soweit  die  Interessen  ihrer  Siciiening 
es  erfordern. 

Am.  75.  Das  leitende  Motiv  der  Eingrenzung  darf  nie  das  sein,  den 
Kriegsgefangenen  ein  Leid  ztizufttgen,  sondcni  immer  nur  das  politisch-mfli- 
t arische,  diesclljcn  eimtwcilen  von  der  Theilnahme  um  Kampf  fem  zu  hahen 
und  durch  den  Gewahrsam,  iu  dem  sie  geluUteu  werden,  den  eigenen  Sieg  und 
sfMQ  gOnstlgen  frieden  lu  (Ordern.  Offizieren,  weldie  sich  anf  Ebremrart  er» 
kttrea,  kdnen  FlnchtTersach  m  madifiii,  wird  daher  oft  die  Freiheit  Tostattet, 
beliebig  in  einer  Stadt  zu  wohnen  und  sich  sogar  in  der  Umgegend  frei  zu  b0- 
vregcn  Dio  Festhaltung  In  einem  Gefängniss  ist  eine  extreme  Ma.ssregel,  m 
welcher  man  insbesonden;  gegen  solche  Kriegsgefangene  berechtigt  ist,  welche  sich 
derselben  durch  die  Flucht  hatten  entziehen  wollen.   Vgl  zu  §  601. 

605. 

Der  Nehmestaft  ist  mpfliciitet,  ffir  die  EmMImmg  tmd  f&r 
die  Geeundheit  der  Biiegsgefangon  sowdt  nSdiig  m  sorgen. 

Vgl.  oben  zu  601.  Die  Art  der  Ernährung  wird  durch  die  Landes- 
und  YolkHitte 

606. 

Somit  die  Krleg^gefrngoieii  w  elgeoBii  Mitteb  ftr  flmn 
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LobaBmiiUriiaU  ra  sorgeii  in  Stando  sind,  ki  dttf  Bist  nicht  dam 
TerpniciniOb. 

Sie  können  ihr  mitbrachten  Geld  dazu  verwenden  oder  ihren  Credit  be- 
nntMo.  Die  Tefpflichtimg  des  Stets,  sis  sn  emlliren,  bemM  aidit  snf  einer 
TTiiltH  BllHiBiH>|!ii|>fl*i^  SU  sondsni  ji«»— dsss  er  dss  venMintlidie  T^M^ht 
ober  Leben  und  Tod  nicht  kst»  sonden  verpflichtet  isly  ihr  Leben  zu  erhalten« 
ftir  dessen  ünterhslt  sie  wefBa  der  Oeftmsosohsft  snsssr  Stande  sind,  selber 
stt  sorgea 

607. 

Die  Kriflgsge&ngeiieD  nntosen  ndi  aUen  den  Anotdiunigen 
fügen,  welche  der  Nehmestat  im  Interesfle  ihrer  aldieni  Yerwahmng 
for  noäiig  eildSrt 

Sie  dOrfeu  wohl  gcgeu  lä&üge  uud  unptuittende  Anordnungen  der  n&her^ 
Anfidcht  Je  sn  die  Obergeordnete  Steile  Besehwerde  lehren  nnd  eoch  ihre 
Wflnsehe  ftnssern.  Aber  WIdersetsliebkeit  bsan  nicht  geduldet,  sondem 
«ose  soliHt  nstcrdrückt  werden,  wenn  nicht  f&r  den  StsI  nnd  seine  KifisgrfUimng 
dsisns  enste  Gefahren  und  NachtheUe  entstehen  sollen. 

Dieselben  können  auch  inzwischen  zu  Arbeiten  angehalton 
^Verden,  welche  ihi-en  bürgerlichen  Yerhältnisst  n  und  ilircui  Rancje 
augcmesRen  erscheiueu.  Aber  niemals  dürfen  sie  zur  Theilnuluiio 
an  dem  Waffenkanipf  z\i  Gunsten  des  Nchmcstatcs  angehalten  wer- 
den. Auch  dürfen  sie  nicht  gezwungen  werden,  irgend  welche  Auf- 
schlüsse zu  gebull  öder  Mittheilungen  zu  machen,  welche  die  Inter- 
essen des  States  gefährden,  welchem  sie  gedient  haben. 

Am.  76.  80.  Die  Vprv<<.iiiliin!T  zu  angemessenen  und  verhAltniss- 
m&asigeu  Arbeiten  dient  als  Erhuix  fiir  die  Kosten,  welche  der  Stat  auf  den 
Untsrbsit  der  EiiengefimKensn  snssulegen  genöthigt  iai  £i  Ist  dw  dan  Wesen 
nndi  nicht  Strnfsrbeit,  sondern  Ersstssrbeit.   Die  bona  üdes»  wdebe  die 

Staten  einander  schulden,  erfordert^  dass  man  auch  den  Kri^psgofangcnen  nichts 
Unwürdiges  zuinnthp:  und  mondiscli  unwürdig  wäre  es,  Bie  znm  Kf^inpf  wider  ilir 
Vaterland  und  ihre  btats-  und  KriegsgenoHsen  zu  zwingen.  Dagegen  hat  die  J\j- 
beit  an  FeAungsbauten,  waiircud  der  Kampf  noch  fem  ist,  nicht  diesen  Charakter 
timnfttelbsrer  Feindseligkeit  Dum  kfiunm  daher  Kriegsgehngene  wohl  aogehsHen 
Verden.  Vgl.  oben  f  57$. 

Ein  Kriegsgefangener,  welcher  entspringt,  kann  bei  der  Ver- 
folgung auf  der  Flucht  getodtet,  aber  er  darf  nicht,  vfeim  er  ^^iedei: 
eingefapgen  wird,  wegen  des  Fluchtversuchs  gestraft  wt^rdcii. 
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L  Am.  77.  Die  Eriegq^efimgeoiciiafl  wird  darch  dxxm  Act  der  felndUdm 

Kriegsgewalt  begründet,  relfhc  ihre  UeberlefTcnheit  bewftlirt.  Es  ist  ein  Un- 
glück, kriegsgtjfangen  zu  werden,  aber  es  ist  kein  Unrecht,  sich  der  Ge- 
faugeDschalt  wieder  zu  entziehen,  denn  das  heiast  nur,  die  natariidie  IVeÜMU 
«iaiier  mieilwu  vaA  tSmg  Dvuftttigung  entgela. 

t.  Fiftebttg«  KrUgif  ofMgene  MmMi  MUdi  vIMhr  mit  Qtonah 
verfolgt  werden.  Wen  de  Flndil  fneltelt  und  sie  wieder  etngelnraclit  werden, 
dann  ist  eine  strengere  Bewachnng,  nach  Umständen  eine  engere  Einschlies- 
Eiitifj  wohl  gerechtfertigt,  aber  niclit  die  Bestrafung  derer,  welche  kein  Vergehen 
btigaugeu,  wmdtim  nur  einen  meuachiich  uutadelhaften  uad  kriegsrecht- 
lleh  erlftabten  Yenuch  gemacht  haben,  die  verlorene  Freiheit  wieder  zu  ge> 

610. 

Eine  Verschwörung  unter  den  Kriegsgefangenen  zu  allgemeiner 
Befreiung  kann  wegen  ihrer  Gefälirlichkeit  kriegsgerichtlicli  bestraft 
werden.    Ebenso  ein  Complot  unter  den  Kriegsgefangenen  zum  Auf- 
ruhr gegen  die  boetehenden  Autoritäten.   Sogar  die  TodeMkaDs  iet- 
m  adiweren  FäUon  der  Art  gerechtfertigt 

Am.  77.  Die  Kriegsgefangenen  ^bA  feindliche  Personen,  welche  nur  der 
TTebergcwalt  sieh  fngcn.  Jede  gemeinsame  Auflrhnung  dersolbrn  ist  daher 
von  ftnssertcr  Gefährlichkeit.  Sowohl  kricgcri'^rhp  als  Btrafrcchtliche  Mittel  können 
hier  angewendet  werden,  um  die  Gefalu-  zu  bewältigen.  Werden  die  empOrten 
Kriegsgefangenen  von  Bewaffneten  umstellt  und  fiir  den  Fall,  dase  wLb  nicht  wfsrt 
wm  Oebomai  leiliilelife»»  mh  EnrideaMi  taMI»  ee  dn  ftiniiifliiwg  im 
Eeagfii,  eine  kriegeriteke  oder,  wenn  maa  iriU,  eine  poliielUeke  Mass- 
regel, nicht  Justix.  Aber  die  Gefährlichkeit  solcher  Verschwörungen  und  Auf- 
Kinde  rechtfertigt  auch  ein  atrelgericktliekei  Kjneriirritfn  der  Kriegsgerichte. 

611. 

Wenn  es  einzelnen  Kriegsgefangenen  oder  auch  den  Kriegs- 
gefangenen insgesammt  gelingt»  zu  entkommen  und  dieselben  Per- 
sonen später  l^^eder  kiiegsgefangen  werden,  so  können  sie  wegen 

der  ii'üliereii  Tluclit  nicht  güstrult  werden. 

An.  78.  Sie  kAnoen  wohl  «ngfUtiger  verwahrt  werden.       oben  zu  604. 

612. 

IH»  AwwMhabtiig  d«r  Kriegsgefangenea  wüiraiid  äm  Krieges 
tat  Sadue  der  freien  Coarenieiis  dar  kriegführenden  Staten.  Ohne 
Todkeri^m  Vertrag  ist  kein  Stai  terpOiohtot»  dieMlb»  m  gMlilireiu 
Ancii  eine  Todkerige  Verabredung  yerüeri  ikre  VertndKcMigit^  wtam 

der  andere  Pacasceiit  dieselbe  yedetst  haA 
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Xm.  Dm  jMkmktHim  Mmmm  im  MiMi  ftifai^llMBta  lutahn 
berthnrt  ikmtlkm,  wamal  bei  laafi  dtmmaden  Kriegen,  wohl,  die  beideneltigan 

Krtegsgcfanß^nen  gegen  eiuander  anszuwechscln.  Sie  vermindern  lUidurch  die 
Laitteu  der  Unterhallun^^  uthI  Bewachuog,  und  vcrliVrm  mrhtf  dabri.  tlonn  di« 
Vortheile,  vekltfi  eine  iüicgspaitei  der  wulera  gegeuilber  von  dem  ik'siuc  von 
KifeiVBfevfaBHi  «nmtet,  IdObma  cnt  begianen,  weim  4fo  diie  Bntii  mebr  Kri^ 
gih^pHc  ttdtrt,  ah  die  aatet.  Soirail  lich  beid»  gMdttleii«,  «eidea  dl«  Tor- 
theile des  Besitzes  aolgwofeB  and  bv  die  Nachtheile  bleiben  beiderseits.  Aber 
eine  rfliclit,  die  Gefangenen  umziitnuschen,  besteht  nicht  Yiehnehr  bedarf  es  eiaer 
besondem  Yernttodignng  beider  Parteien»  um  die  Aiuweebiliing  Torronehmea. 

618. 

Im  Zweifel  ist  aiunmehmen,  dass,  die  Auswechslung  Mann  itir 
Manu,  Hang  für  Btuig,  Verwundete  für  Verwundete  gemeint  sei  und 
dass  die  EntlaaseiiBii  wechselseitig  für  die  Dauer  des  gegenwärtigen 
Krieges  nicht  m^r  zu  Kriegsdiensten  verwendet  werden. 

Am.  106.  Der  Grundsatz  der  Gleichvertliiuig  (i'aritilt)  entspricht  dem  na- 
türlichen IWh^iftii^  welcher  die  feineren  und  bestreitbaren  Unterschiede  nicht  be- 
Mhiot  nimm  wÜL   Ei  rind  daher  wttk  Iiiaienoff leiere  den  Landwehf» 

m  itaikli.  Die  Zeitfrist,  wfthrend  vekher  die  Entlassenen  akk/k  wfcbr  am  Kampfe 

Thcfl  nehmen  dtbrfen,  knnn  (hm-h  Yrrtrnt^  ni^hfr  bestimmt  "wfnlf-n  Gew»)hnlich 
wird  dieselbe  aaf  die  Dauer  des  gegeuwärUgen  Krieg»  beschräakt  .waL  deshalb  darf 
das  im  Zweifel  aU  die  Meinung  der  Farteiea  veomithet  werden. 

614. 

Fflr  GdAttgino  TOft  hflMrau  Huitn  wwdsD  in  firauuigling  toh 
giB|gn€riBdiflB  G^ftuDgoiBB  d6096llP6ii  BttDgM  jo  luush  dfiF  Verftbndiiiig 
eme  AnaU  0«fiyig«ii«r  toh  geringerem  Bange  amgewedisdt. 

Am.  106.   Die  äch&tzm^  ist  freilich  sehr  willkürlich,  sie  ist  aber  nicht  zu 
BolMbsm,  mm  äm  Zweck  des  § lelelimiteig;eii  AMtiurdm  loi  dfimpwei 
niete  weiden  eoO.  Dte  Kibefe  «IM  gewQbn&di  ddMh  Carielvertrige  bestimmt» 
welche  von  des  fcfndMchen  Rei^eraogen  oder  PaftiMshabetn  abgeacUoeeen  wenden. 

015. 

Die  liriegsgefangenen  haben  die  Ehrenpflicht,  ihren  wirklichen 
Rang  Luizumelden  und  weder  einen  nicdriü;orf  :i  Rang  in  der  Absicht 
anzugeben,  ihrem  State  bei  der  Auswechslung  einen  Vortheil  ztizu- 
wcndeji ,  noch  einen  höheren  liang  zu  bohauptcu ,  um  eine  bessere 
Verplieguiig  zu  erhalten.  Verletzung!  u  dieser  Pflicht  können  be- 
straft und  eine  gerechte  Ursache  werden ,  die  £aitl&ssua^  soichw 
Ge^ADgeaeu  za  rerweigenx. 
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Am.  107,  Der  Refameitat  ist  jedenftUs  berechtigt,  eine  derartige  "nuischang 

discIpIInariKh  oder  strsfrerlitlich  m  nhnHPTi  Aber  auch  dor  heimische  Oomnamdant 
katiu  den  Untergebenen  iiacli  der  Eutliistsunu'  7.nr  Verantwortung  ziehen  und  be- 
strafen. Freilich  wird  der  letztere  wcuigcr  dazu  vcranlasat  sein,  wenn  die  Täuschung 
k  Aafß^  dBM  gerlafern  Banges,  A  mm  de  ia  4er  Anwawmy  tSam 
h9h9fn  Htngm  beilMiAni  katt«. 

616. 

Die  Ueberzahl  von  entlassenen  Gefangenen  mag  durch  ein  ent- 
sprecbcndos  Lösegeld  oder  andere  Gegenleistungen  ausgeglichen 
werden.  Solche  Verabredungen  bedüiiea  aber  im  Zwei&l  der  Ge* 
nfthmignng  der  obarstea  AntoritäieiL 

Abl  106.  Za  Qegonlelstnngen  dient  nnter  PiimHIndeii  die  LiefiBrQOg  toh 

NahniDgsmltteln  oder  KkidnagsstOcken  besser  nodi  9k  0«ld.  Unter  der  oberstem 
Autorität  ist  aber  nicht  nothwondig  die  StatsregieruQg,  Mmdm  aaoh  der  BddMtr 
comouadinndA  der  betreffiooden  ahmoh  gm  ttntidißiL 

617. 

Krkgsgeluijpene  Mmun,  naoh  Umbänden  Bxak  aaf  Ehrenirort 
6ntlm6P  wordoii* 

Am.  11$. 

618. 

Ehrenwort  (Parole)  bedeutet  die  Einsetzung  der  persönlichen 
Ehre  und  der  ehrlichen  Treue,  die  verspi-ocheue  Zu&age  jsa.  erfüllen, 
mit  Kücksickt  auf  velchd  die  EntlftBwng  gewährt  ist 

AM.  ISKH 

619. 

Die  Abgabe  des  Ehrenworts  ist  zwar  ein  indindiieller  aber, 
kern  blosser  PriTatact,  sondern  gehört  dem  öffenüichen  Rechte  an. 

1.  Am.  121.  Der  Gefangene  kann  mir  sein  Individuen  es  Wort  geben 
und  nur  seine  por.sflnliche  Ehre  verpfänden.  Insofern  ist  das  eine  iadiriduelle 
Ihat;  aber  doch  nicht  ein  Privatgesdiaft,  denn  er  kann  es  wieder  nur  als  Kiiegs- 
gtfMgwner  tiiun,  d.  h.  «osdiMvOlhw-udMfl^nedUlictaZeiiBiislMn»  «ni 
In  dorAMiAtdtoeaai  Um.  liMten  Im*  ■bbmdtoSridarangelteöffeatllek- 
rflelitliehe  Bedentung.  Hueh  entschiedener  tritt  diese  Bedeutung  herfor  in  d« 
Annahme  der  Erkliigiig  Ton  Bette  der  Statotcht  und  in  der  £atUe'saBg  in 
der  Gefangenschaft. 

2.  Die  Unterzeichnung  eines  Reverses  darch  deaOfßcier,  der  seinEhroio 
wort  gibt,  sieherl  den  Beweis. 
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G20. 

Kein  Eriegsgefangener  kami  snr  ErUnihmg  do«  Ehrenworts 
gexwoagea  mdcn  vnd  keine  Begiernng  ist  TWpfliclitet,  Kriegige- 
ÜMigene  nnf  Ehwmrort  lijn  frei  n  geben.  Die  Kziegspartei  knnn 
aber  dmdi  eine  aOsemeine  Verordnung  erUÜrai,  ob  und  unter 
uMtea  Bedingungen  aie  G^angene  snf  Ehrenwort  eniiaeocp  trer^ 

Am.  132.  133.  Aehnlich  Terh&lt  es  sich  mit  der  ErtheiluBg  einer  be- 
Bchrftokten  Freiheit  an  die  Kriegsgefangenen,  mit  Bezug  auf  ihr  Ehrenwort, 
dm  lie  dSeielbe  nicht  mr  Viacbt  nUbnmibak  irardon.  Efaem  gefiuigMwn  Ottekr 
kam  80  verstattet  werden,  In  einer  Stidl  frei  m  leben  auf  sein  Ehranrofl  Ua, 
dass  er  den  Umkreis  derselben  nicht  verlassen  werde.  Weigert  er  sich,  das  Ehren- 
wort zu  geben,  so  ist  der  JMaoeaM  wnakmi^  vad  tereohtigt»  ihn  in  Mem  Qe> 
wahrsam  za  bnugoi. 

621. 

Soldaten  kdnnen  dns  Ehrenwort  nnr  durch  Vermitthmg  ihrer 
Officiere  nnd  «nch  dieee  nnr  mit  Genehmigung  ihree  obersten  Offider» 
geben,  der  mr  SteUe  ist 

▲».IM.  187.  WeU  die iMYeAiltDi»  eine  folitUeheaAf«Blli)iA 
nilitirleehe  BedeuUu^  ht»,  ao  bednf  ee  der  "EnOMgmg  äam  OUdkn,  im 

ein  Commando  obertragen  iil  nd  dilf  nur,  wenn  ein  solcher  nicht  da  ist,  von 
einem  andera  Officier  eingeiG^anwpn  werden.  Wenn  kein  Officier  da  i?t.  dann  frei- 
lich können  die  Soldaten  auch  ;uif  ihr  persönliches  Ehrenwort  hin  entlassen  werden. 
Die  Boldateuehre  ist  nicht  aul  die  Officiere  beschränkt.  Wie  mau  dem  Eide 
dw  SoidMen  mliMift,  e»  kaan  naa  eneh  Ümei  Ehiemrovt  vertnoeB.  Aim  die 
SiUe  deeBireBmrlBbeectaMtridkgewaiinlidieaf  diel^ 
und  insofern  kann  ei  ytfltr^ri  luta,  diMlbe  bei  pwiehnin  Seidelan,  ekne 
Offider,  enaoleaaen.. 

622. 

Während  der  GkUnoht  ist  die  Knflnswmg  anf  Ebnnwoit  niciht 
T^ftiifffg  nnd  imwirlDnun. 

Am.  128.  Wohl  können  sich  widireud  der  Sehlacht  Truppentheüe  als  Kriegs- 
'  gefangene  ergeben,  aber  die  Lösung  des  Yerh&ltniaMa  anf  Ebnawoit  Un  wM  ah 
der  Kri^ritte  eonrite  henedrtet  Daa  euMdksiüaelie  SlaM  gabt  weiter.  Ei  ci^ 
Ulli  eadi  «Be  Tr"1!fTrTmg  ganaer  Tmppenkörper  nach  der  Schladit  enf  Ehrenwort 

für  n"«^limfe  und  unverbblÄich,  und  ebenso  die  allgcmeiiip  "Futlassting  einer  Men^e 
Gefangener  mit  <lpr  bloraen  Erkl*run<T,  dass  ^te  auf  Ehrenwort  entlaasen  seien.  £a 
bedarf  viehnehr  eines  besondern  persönlichen  Acts. 

623. 

Die  gewöimliche  Eiueetzung  des  Ehrenvoris  halt  den  Sfani»  düt- 
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der  wf  Ehrenwort  EntlassBiie  irÜMid  des  Kri^  nicht  mehr  gegen 
doi  «ullanenden  Stat  kin]^  werde,  ausser  es  wäre  för  ihn  später 
ein  anderer  Kriegsgefangener  aMgrmolinlt  worden  nd  in  Folge 
deeeen  das  fiecht  der  Amwedkahoig  mmwfleband  geworden. 

Am  im  äaA  M  dtr  Annradidiiiig  kun  dteseDie  Bwühaamng  dei 
Vlclitdieneai  Terabcedeft  odV  anch  ohne  Verabredung  gemeint  sein.  Vgl  §  91SL 

Es  sind  aber  auch  entgegengesetzte  Verabredungen  inoglicli,  in  Folge  deren  die  aot* 
gewediaeltea  Gefangenen  «iodsr  in  die  Beihen  d«r  Armee  üatteHm  dficfen. 

624. 

Das  Versprechuii  btiziclit  .sich  nur  auf  den  activcn  Feldtiienst 
gegen  die  entlassende  Kriegspart«  i  und  ihre  Bundesgenossen,  nicht 
auf  den  iunem  Militärdienst  und  nicht  auf  civile  oder  diploniatischo 
Dienstleistungen,  auch  nicht  auf  das  Fechten  wider  andere  Feinde. 

Am.  130.  Nur  das  Ferbteri  wirter  die  Kriegspartoi  gilt  i\ls  Trcubni«  h 
und  all  itrafbarer  Missbrauch  der  zurückgegebenen  Freiheit  Die  aut  iuhrenwort 
entlaasenen  Offideie  können  aber  zum  Einexercieren  Ton  Bekcutea,  oder  au 
Befeatigangs-  odar  BurtauarbeUen  wweadei  «Kdan,  ulme  da«  daiia  ein 

625. 

Ein  Oifider,  welcher  dem  Ehrenwort  zuwider  gegen  die  ent- 
lassende Kriegspartei  ficht,  kauu  um  dieses  Treubruches  willen,  wenn 
er  neuerdings  in  die  Grewalt  derselben  geräth,  kriqj^gerichtUch  ge- 
straft und  sogar  zum  Todo  vcrurtheilt  werden. 

Am.  130  Es  ift  das  ein  sphwpres  Vergeben  {»egen  den  ^int,  der  Ibn  frei- 
gelassen hat,  abt T  auch  vor  d< m  l\hrgefüM  der  tigi  iien  Truppen  nicht  zu  recht- 
fertigen. Werden  solche  wortbrüchige  Qffidere  wieder  argri£r<^  so  können  sie 
wr  ate  Ktiagagarieht  gwiallt  und  fw  diaaaai  tawmhaflt  imdae.  IMÜdi  wau 
darMff  mXadakMMit^  daaa  hflrt  »aali  das  Badht  latf  Vtilbigfliigiiiid  llaalraftiBg 
aokher  Verletzungen  des  Krieganddi  int  Mu  dttf  teMdm  nW  uiste  Mrf 
aokfae  Ste«£QUle  surfkkgreifen. 

626. 

Wem  die  Bagkrang,  welcher  der  ftdf  Ehrenwort  endanene 
Oflkaer  angdi&ri,  das  Venpredien  nidit  billigt,  so  ist  derselbe  ver^ 
yflkblel,  ndi  wieder  nr  Kriegsge&ngeneehaft  sa  eteUen.  Himml 
ihn  der  Feind  nioht  melir  ala  Qefangeucu  au,  eo  ist  er  im  aeiner 
SSasage  befirait  and  des  EkrenworCes  entbanden. 

L  Aak  IBL  fr  darf  niebi  etwa,  geatittai  anf  die  mebifnBhmigang,  äA 
iMaManHHMBaniBBaMBNB  aMwiSBMiOTTOeaMq^iiiBBer  epwiie^  ewaapt 
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m  mm  ridi,     die  Fnrtmwnng  anvirlaam  gevoiiden  ist,  im  «Mor  ab  Kriegi- 

gefangenen  betrachten  und  sich  dem  Frind  wieder  stellen  Nur  dieser  kMI 
flm  die  Freiheit  wiodor  flehen;  sie  zu  nehmen  ist  Treubriuli  am  Ehrenwort. 

8.  Grat  Üi^marck  erhob  am  14.  Dec.  1Ö70  eioc  Beschwerde  über  den  öfteren 
JAmek  4m  Bfanawodi  tepok  üwnrtriicht  OCBeiece  and  Ober  die  An&ahme  der- 
mHmd  im  die  ftsMOibdiB  Aimmw  dnidL  die  Hogjnnim  der  nirtontVin  Tertbei^ai^ 
(^t  At.surch.  4422.)  Erst  nadi  tan  Stone  dn  Dietatora  Oambetta  wordl  dlMlT«»» 
füiKM  ui  der  frfiiMffiiifhflii  Tff^f ifurtTW hibhIii^  fffffmitffti  ggtadalfe» 


4Ki  TnrfUnrfti  fegen  Desertom  «nd  Uebefttafer^  Spione^  Krf eg»- 

627. 

Deserteure,  die  wieder  eingebraohl  werden,  oder  Ueberläufe^ 
zum  Feinde,  welche  wieder  gffimgftn  iMfden»  dnd  der  Btrafgeridi^ 
liehen  Behandlung  des  KiM||necihis  niterwofto  md  kSniMft  nil 
deon  Todo  bestnft  werden* 

Am.  1.  Ei  lit  fCiiM  niwniinen,  eliv  cfn  Butt  det  einheimiaeli«!! 
Strafrechtei  als      V^dkerrechts.   Indessen  mag  die  Rücksicht  darauf,  dass 

die  Deserteure,  indem  sie  ihrer  Fahnenpflicht  untren  werden,  sich  gewöhnlich 
in  ein  fremdes  Land  hegebtii  nnd  da^-n  dit-  TJeberlftufer  gemdezn  7.\im  Feinde 
übergehen,  rechtferüjjen,  dänn  diesu  i:'  aUe  auch  iu  eiut:r  jjarätcliung  dt^  VöUter» 
fdchli  «wlhBl  uttdn. 

Spione  können,  wcmi  sio  bei  Erfüllung  ihrer  Absicht  ergriffen 
worden,  kriogsrcchtlich  mit  dum  Tode  bestraft  werden,  ohne  Rück- 
sicht daraiil,  dass  sie  aus  Anftrag  handelten  und  ob  ihre  S|^äher« 
?0B  ExMf^  war  oder  nicht 

1.  Am.  88.  Der  Grand  der  strengen  Bestttftntg  der  Spione  li^  vorzOglich 
in  ihrer  Gefährlichkeit  für  die  Kriepfnhning,  verbunden  mit  der  als  nicht 
ehrenhaft  betrachteten  liandlu-i(^s weise  der  Spione,  nicht  darin,  dass  ditselben 
eine  verbrecherisclie  Oesiunung  betb&Ugen.  Wenn  sie  im  Auftrag  ihres 
flliifll  kindafei^  10  Mump  riio  In  gm^n  0lMdMn  übi,  sim  SflMi  n  mAIIIm]  md 
wogm  wenn  da  not  ftdem AataM» hmlcitt,  lo  kam  muk  hkrAer FMriolinniiln 
dam  tawiben.  Die  Todesstrafe  soll  mt  Abschreckung  dienen.  Der  Kriepgebrauch 
liat  sie  sogar  in  der  entehrenden  Forni  dc^  Tlün^ens  rinf^'cführt  Aber  sie  darf  doch 
nur  als  äusserste  Strafe  in  den  getahrliclLstou  !•  allen  zur  Anwendung  kommen 
lu  seiir  vielen  F&Uoi  wftre  sie  unTerhältnisamaasig  hart.  Die  n^iere  Praxia 
ist  auch  hier  nUder  gewoiden  md  begnügt  rfdi  «ft  mit  g^ringea  8tni£M|  Mtr 


Digitized  by  Google 


352  AdrtMÄMfc. 

HBte*  wA  T«Mt  Eiik  bekHBiM  Babpiel  te  hbtarioi  die  aa  «ineiii 

kOhern  Officier  der  feindlichen  Armee  vollzogen  wurde,  ist  die  Hlnrichtong  des 
englischen  Majors  Andrd,  des  GcnpraladjutaTitcn  dpr  Königlichen  Amw,  welcher 
in  dem  nonlanierikanischen  Befreiungskriege  vou  eiüeui  amerikanischea  Kriegsgericht 
aum  Tode  veruriheilt  und  trotz  der  Verwendungen  der  englischen  Generale  gehängt 
wittdB.  &  hMb  ffligsUlA  dRnm  gBtwttiii  tJt  IWtgiiiMWiH  cnNhonn  in  iraidflB. 
YgL  PkiUimore  HL  188  f. 

2.  Die  Verordnungen  des  deutschen  Oberfeldherm  vom  18.  und  19.  Angat, 
welche  Spione,  Misswegef (ihrer  tind  andere  Yeirrulior  und  Missethäter  f^c^n 
die  Sicherheit  der  Truppen  mit  der  Totles8(r«f  i  bedrohen,  sind  von  Vielen  getüdeit 
worden.  Die  Drohung  der  Todeastrale  ist  wohl  uiicntbehrlich,  aber  sie  darf  doch 
nur  in  achitvai  Flllcn  wlildlelMr  TeneinMung  augemodat  «eideB.  Aolin- 
JueqMiB/iiB,  Ctantor  Bmw  dn  IM  Intant  H  &  869. 

629. 

Als  Spion  wird  betnuihtot,  ^rar  hmmlicJiflr  Weiae  oder  antar 
trBgerisclMn  Yorvinden  flieh  in  die  Luden  des  Heeree  in  der  Ab- 
sidit  einadileicht  oder  begibt^  nm  firkondigimgeii  eiuasielm,  die 
fBr  die  KriegefiOmmg  des  Feindes  erliebUdi  Bind,-  imd  dieselben  aa 
den  Feind  ™»twithftflfin  ■ 

Am.  88.  Die  offen  geabte  Erlnmdigtnlg  kann  nun  Yttnth  missbcMcIrt 
werd««  (Tjg^  {  681),  aber  sie  bt  nieht  Spionerle.  Der  Makd  des  An8t<Mge&  und 

ruehrenhaAcn,  wekher  der  Spionerie  anklebt,  beruht  auf  der  Heimlichkeit  dei 

Verfahrens  und  den  trügerischen  Vorwändeu.  Das  —  wenn  auch  heim- 
liche —  Erspähen  der  feindlichen  Eilstungen  und  Waffenplätze  vor  dem  Ausbruch 
des  Kriegs  kann  je  nach  Umst&uden  polizeilich  geahndet,  darf  aber  nicht  als 
Spicmerie  kriegsgerichtlich  bestraft  werden.  Nor  im  Kriege  und  nach  Kri^ssredhi 
^lone..  Audi  dami  aber  maii  nea  rfdi  i^ww»,  «iiiViAt  naf  BploMile  ml 
schliessen.  In  dem  deubMlHB  Kriege  von  1866  war  die  Spionenriecherei  besonders 
in  den  sQddeutschen  Ileeren  zu  einer  Manie  geworden,  welche  eine  Menge  höchst 
unschuldiger  Personen  momentan  arg  belästi^pte,  ab^r  srhüesslich  doch  nirgends 
ernste  Folgen  hatte.  Gefährlicher  war  die  Sucht  der  Jb'nuueosen  im  Jahr  1870,  in 
den  deutschen  Privaten  Spume  zu  wittem. 

680. 

Militärpersonen,  welche  als  erkennbare  Feinde  in  die  feindüdie 
Linie  eindringen,  wenn  auch  in  der  Absicht,  die  Btellnng  nnd  die 
Yerhaltiiisse  des  Feindes  zn  erkundigen  und  Truppentheile ,  frelohe 
recognosdren,  dürfen  wohl  kriegsgefangen  gemacht,  nicht  aber  als 
Spione  behandelt  werden. 

J)ie  Kntseudim;^'  von  Kecognitionapatroull Icn  gehört  zu  den  erlaubten 
und  wedisduaeitig  geübten  iuicgsmittelu.  Jc^  kuuneu  auch  ein:i:eiue  ortflkuudigo  äol> 
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daten  dam  verwendet  werden,  und  sogar  die  Fahrer  selbst  auf  Bccognosclning 
Misreiteo.  Die  Absicht  ist  aucli  hior  die  Erkundigung  der  Schwächeu  oder  Stärken 
der  feindlichen  Stellung  und  aller  Bedingungen  der  inllltürischcn  Action.  Diese 
erlaubte  Art  der  Beobachtung  ist  nicht  minder  gefährlich  ah  die  bpionerie,  aber 

681. 

Andi  wer  solche  Ecknndigangen  über  die  KriegsfÜhrung,  die 
ilim  anf  geeetdiohem  Wege  oder  m  erinibter  Weise  lagekomineii 
nnd,  warn  Nadittwil  dee  Heeres,  in  dessen  Bereksh  er  sieh  befindet» 
an  den  Feind  mitdieilt,  ivird  als  XriegsrerriUher  loricgsrediilicli  und 
in  adiweren  Füllen  mit  dem  Tode  bestraft. 

Am.  80.  1*0.  Diese  Handlung  kann  zugleich  ein  gemeines  Verbrechen 
des  Landesverratbes  sein,  wenn  ein  UlBcier  des  Heeres,  oder  ein  Cinlbeamter 
die  fluD  anvertnnleii  Sricgsplane  dem  Febde  Teixith  oder  tratn  der  Bewohner 
einer  Stadt  oder  Festimg  den  jfefadHdien  HeerflUureni  MittheOnngen  in  der  Absicht 
nlnaunen  UM,  die  Eroberung  der  Stadt  oder  Festung  in  erleichtern.  Aber  sie 
kann  auch  untif>r  T'niBtiindeu  vorkommen,  in  denen  das  bürgerliche  Strafgesetz 
kein  Verbrechen  findet,  und  dennoch  der  grossen  Gefährlichkeit  we?nn  kriegs- 
gerichtlich gestraft  werden.  Vielleicht  gehört  der  Verriither  persuulich  dem 
State  sik,  desKn  Heer  skh  all  Feind  alberfc  nnd  macht  seine  Mittheilungen  aus 
patriotbcher  Ooehmong.  IVotadem  Iftoft  er  Ge&hi,  Ton  dem  am  Ort  hemcbenden 
Feind  ab  Yerräthcr  vor  ein  Kriegsgericht  geetailt  nnd  vielleicht  erachoiBen  zu 
werden.  Es  hilft  ihm  nicht  einmal  die  Einwendung,  dass  die  Krlcgsgevralt ,  ohne 
virklirlie  Landeshoheit  zu  besitzen,  nur  vorübergehend  dcu  Ort  besetzt  habe.  Da- 
gegen beschränkt  sich  dieiie  Strafbefugniss  der  Kriegsgerichte  auf  die  FlUle,  in 
denen  ein  denelben  Eriegsgewalt,  wenn  auch  nur  TorQbeigehend  unterworfener  Be- 
wohner  ihr  mm  Nadithell  dem  Feinde  lOttheHongen  gemacht  hat,  nnd  darf  nicht 
anf  sokht>  Fälle  ausgedehnt  Verden,  hk  denen  die  Kriegsgosalt  cnt  nachher  In 
den  Besita  dea  Qrtee  kommt,  von  dem  ans  die  Mittheüong  gemacht  worden  ist 

632. 

Von  der  Strafe  des  Knegsrerratlis  vird  anob  der  bedrobt» 
welcher  ans  einem  von  der  feindlidian  Eriegsmaobt  besetzten  Orte 
an  sein  heimatÜdies  Heer  oder  seine  haiinittticihe  Begiemng  llit^ 
tbeihnigea  in  der  Absidit  macbt,  die  jene  Orte  besetiende  Kriegs* 

« 

Am.  92.  Vgl.  zu  §  6B1  Imlefmen  wird  in  solchen  Fällen  die  Strafe  nur 
aus  dem  kriegerischen  Kothrccht  zu  rechtlertigcn  sein.  Die  That  selbst  kann  nicht 
ak  MeB  gebtaatornkt  werden. 

ai«Bic«hii,  aas  VMmwsai.  88 
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682a. 

Bovtat  die  Stategewalt  den  Luftraum  über  dem  besetzton  Lande 
thfttoftchliflh  behemeheiL  kami  (auf  EanonenadiuBaweite)  ist  der  Stat 
barechtigt,  den  Verlnlir  duroh  das  LnitgeUet  mtt  Luftballons  n 
mitersagen.  Dagegen  ist  der  Luftraum  Jenadte  dieeer  Grenae  nklit 
der  YerordmingB-  und  Stra%ewalt  des  States  unterworfen. 

Wenn  aber  die  Bxiegsgewalt  sich  der  feindUcfaen  Lnftsdiäfe 
bemaditigen  kann,  so  ist  sie  aodi  dann  bereditigt,  alle  erforder- 
lidien  Stcherbeitsmasaregeln  dnrdi  Wegnabma  der  Briefe  nnd  De- 
peschen and  einstweilige  Gefangennahme  der  LoflsohSfiSer  nnd  Pas- 
sagiere an  ergnafan,  wenn  gleich  kein  Kriegsrergehen  sn  strate  ist. 

1.  Der  LnftballoD  hat  in  dem  ftasxOeiadi-deoaRlMS  Kriege  sine  wtlfc  be- 
dsutendne  fioDe  geiplelt,  ab  In  frllliexen  Erfegen.  Wie  widillg  das  neue  Kilcgi> 

mittel  war,  wird  durch  dio  eine  Thatsache  beleuchtet,  dass  nur  auf  dtaaem  Wege 
CS  Gambctta  gclimgcn  Ist,  den  Widerstaiitl  der  Provinz  als  Dictator  m  org:amsiren. 
In  Folge  dessen  sind  neue  völkerrechtliche  Fragen  äsur  Spraohe  gekomuieu.  Als 
einmal  ein  Eoglilader,  F.  G.  Worth,  der  am  27.  Oct  1610  eine  sokhe  Luftfahrt 
nufgenMeht  liattSi  fün  den  Dentichcu  gciuiigt  u  genammen  woide,  trat  dne  lebhafte 
Terweodiing  dea  anawlrtigea  fugi^f*«»  Amtee  bei  PreoBeen  ein,  nm  die  Fprilnntting 
zu  envirken.  Worth  wurde  tnitadem  vor  du  fiiegqgeridit  geatellt,  am  18.  Jan. 
1871  freigesiiroclicn ,  aber  erst  am  20.  Febniar  entlassen,  nachdem  das  krieg^sge- 
richtliche  Urthcil  in  Versailles  bestätigt  worden  war.  Vgl.  einen  Aufsatx  von  H.  H. 
iu  dem  Grenzboten  1Ö71  Nr.  1.  Kol  in- Jaequemyus  a.  a.  0.  il.  675. 

2.  Die  Lufthfihe,  «ekhe  der  Ballon  durchstreicht,  ist  schwer  za  bestimmen. 
Eine  Höhe  von  8000  bis  4000  Fuss  mag  noch  von  dem  Boden  aus  beherrscht 
werden.  Wenn  ein  Liiftschiffer  höher  daiflber  hinfUurt,  so  ist  er  der  fremden  Stats- 
gewalt  entrückt-  Aber  wie  soll  bestimmt  werden,  wie  hoch  der  Ballon  fahre?  ^fan 
wird  sich  mit  unsicheni  Verrauthungen ,  je  nach  der  Bauart,  Grösse  und  Heizung 
des  Ballons,  oder  mit  der  ebenfalls  unsicheren  Annalune  in  der  Praxis  helfen,  Uass 
das  Schiff,  welches  innerhalb  des  G^iietee  gelandet  hat,  auch  durch  dieses  Gebiet 
habe  fahren  wollen.  Der  bloaw  Terauch  der  Dnrchikhrt  wird  allerdings  anch  dam 
atrafbar  aain,  wenn  damit* keine  Yerrätherei  verbunden  war,  sondern  lediglich  die 
Yerkehrssperre  umgangen  werden  ioUte;  aber  naidi  der  Natnr  der  Dinge  wird  daftr 
eine  geringe  Strafe  auflceichen. 

688. 

Wenn  ein  Spion  oder  KnegSfenitiier  f^cUidi  wa  aeisem  Heeto 
car&dkehrt,  dem  er  mgehort,  oder  das  seiaam  Vaterlande  dient 
nnd  später  wieder  Yon  dem  Fednde  ge&agen  wird«  so  wird  er  wogen 
seiner  früheren  kriegsgefahrlichen  Handlung  nicht  mehr  bestraft» 
aber  ist  als  besonden  gefahrliriier  Gefan^nar  schärferer  Ueber^ 
waohnng  ttosgeaetet* 
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Am.  101   Das  Kriegsredit  Ist  Nothrecht.   Indem  sich  der  Spion  oder  der 

Kriegsrerratlipr  der  feindlichen  Kricgsgcwalt  entzieht,  hat  er  sich  auch  der  Stat»* 
srewfAlt  des  l^'eindes  entzogen;  und  diese  einmal  erloschen,  lebt  nicht  wieder  auf,  ohne 
üiuu  neue  wegen  ihrer  Gefährlichkuit  iür  die  Krieg^OOhrung  kri^{srechtUch  straf- 
btn  That 

634. 

Wer  freiwillig  dem  feindlichen  Heere  als  Wegeführer  sich  an- 
bietet und  did  Wege  eeigt,  wird  ab  Kriegsrenrätlifir  betrachtet  und 
bestraft. 

Am.  95.  96.  Auch  Uar  iat  n  unterscheiden  zwischen  dem  gemeinen 
Verbrechen  des  Landes verraths,  welches  der  gewohnten  Strafjusti/.  dann 
anheiraßlllt,  wenn  die  Kriegssj^ewalt  entweder  nicht  befngt  oder  nicht  geneigt  ist,  ein- 
xuschreiten  und  der  bloss  kriegsgerichtlich  strafbaren  That,  die  an  liicU  kein 
Yeibnehflii  nt,  aber  wegen  ihrer  beBondem  Gefährlichkeit  flir  die  Kriegsführung 
geatrafk  wir!  Wenn  x.  B.  der  Borger  eines  von  dem  Feinde  besetsten  Ortes  sich 
als  Wegeführer  einem  Taterländbehen  Tnqnmikfrper  anbietet,  damit  dAMsDie  dn 
Feind  überfalle  und  wieder  verdränge,  und  wenn  er  bei  dem  Versuch  ergriffen  wird, 
BO  kann  er  von  dem  feindlichen  Kriegsgerichte  als  Kriegsverrather  verurtheilt  und 
erschossen  werdeu,  obwoul  er  eine  patriotische  That  zu  vollziehen  in  guter 
Meinung  war  und  nicht  zur  Treue,  sondern  nur  zum  Gehorsam  vorüber- 
giAttid  der  ftindüdm  SrIecMewilt  vBxpflicblet  w. 

6S5. 

Wer  dagegen  ?on  den  feindKcihen  Tmifpen  gendÜhigt  irird,  als 
Wegeföhrer  ^e  Wege  m  seigen,  ist  andi  Tor  dem  £tiegnecht  ge- 
rechtfertigt. 

Am.  98.  94.  Der  Binse  Ine  kam  der  Briegsgewalt  alcbt  IVidentaiid 
leisten  ond  mius  echUessHch  der  Bedrdnmg  rieh  fbgen;  denn  man  darf  nach  menscb- 
fldlCBi  Becht  Niemandem  zumnthen,  dass  er  eher  zum  Märtyrer  werde  und  sich 

eher  missliantleln  oder  tödten  lasse,  als  der  tbntRüchlichen  Statsgewalt  Folge  leiste. 
Alle  Amieen  bedürfen  der  Wegeführer  und  nüi  wenden  im  Nutbfall  Droltmig  imd 
Zwang  au,  um  dieselben  zu  bekommen.  Daher  daif  aach  Niemand  gestraii  werden, 
wea  er  dieser  Nothwendigkelt  lieh  nnterwerf. 

636. 

Wegeföhrer,  welche  die  Thippen  abdohtlidi  muBldten,  ira>* 
fUlai  d«n  Enegtreoht  dieeer  Trappen  und  fconnan  adt  dem  Ted« 
bestraft  werden. 

Am.  97.  Die  grosse  Gefahr,  in  welche  die  Truppen  durch  absichtliche 
Irreleitung  gebracht  werden  ktanen,  redttfer^igt  aaeth  hier  die  müHiiisehe  Slieng». 
PisKricjjdgcridits  nUlMn  sieh  aber  durar  hfttea,  teidriliin  «fne  nBüfbedsehe  Ab« 
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Biclit  des  Wegeführers  zu  Termathen,  tleim  es  ist  sehr  möglich,  dass  dieser  sich 
selber  getäuscht  und  sich  verirrt  hat,  w&hrend  er  die  Absicht  hatte,  den  richtigen 
Weg  zu  finden  und  ni  suchen.  In  diesem  Falle  darf  er  nicbt  gestnll  weiden.  Bi 
bedarf  daher  nr  Biwlnftiiig  des  breftttuen  etnes  Beweisee  der  b9iea  Ab- 
»iclit,  welebe  ftellkli  nnr  au  den  UmaHadan  an  BrachUe»en  lat 

687. 

Audi  den  diplomatisdfteii  Agonten  irt  mcfat  gestattet^  vühraid 
dee  Kriegs  ans  dem  ron  Truppen  beeetsien  Lande  Aber  die  mfli- 
tSrischen  Znstände  und  Vorgänge  MütheEnngen  nach  aussen  zn 
machen,  welche  der  kriegführende  Gegner  zum  Schaden  der  erstem 
Kriogspartei  benutzen  kann.  Znwiderhandebide  können  sofort  weg- 
gewiesen und  bei  grosser  Ge&hr  sogar  Torhaftet  und  emstweilen 
sicher  Terwahrt  werden. 

Am.  98.  Die  privUcgirte  Stellung  der  lüpluiuatischeu  Persoueu  darf  nicht 
mhahmiifliit  irerdeo,  an  die  ExiepfUinii^  naeliidlgaii.  Dfe  SIelisrIieit  dieser 
tat  eine  so  Obefsna  «kbUge  Angelegenheit^  daaa  aelbet  tSn  Eingriff  in  das  Prifi- 

legtum  der  ÜnTerietaUchktft  der  Geauten  iind  in  ihre  Exteiritorialitfit  gwechttact^ 
erscheint,  sobald  und  in  so  wdk  dendbe  nöthig  ist,  um  die  Ktieffßämaig  ge^DB 
solche  Gefährdung  zu  ufihOtifln 

Auch  den  fremden  Besuchern  und  BerichterstÄtteni  ist  in 

dieser  Hinsiclit  grosse  Vorsicht  zur  Pflicht  i^cnuicht.  Die  Befehls- 
haber können  ihnen  bestimmte  Mitthcihmgen  untersagen  und  nach 
Umständen  eine  Controle  ihrer  Corrcspondenzen  anordnen ,  sie  in 
Folge  der  Missachtuui^  doi  iiüthigen  Vorsicht  wegweisen  oder  wenn 
Gefahr  vorUiLüden  ist,  sie  in  schweren  Fällen  iingoh«' »rigor  Mittiiuüuiig 
sogar  der  ki-iegsgerichtücheu  Bestrafimg  übeiiuitw orten. 

1.  Am.  n^'  Zuweilen  werden  Officiere  neutraler  Statcn  in  der  Al>- 
sicht  dem  Heere  beigegeben,  damit  sie  den  Gang  des  Krieges  beobachten  und  die 
KriegsfOhnmg  studir^  Es  hängt  natürlich  von  den  Kriegsfdhrem  ab,  ob  sie  die- 
selben inlaaMairollsa  oder  nicht  Dieae  0£ldere  haben  den  Auftrag,  an  IhreBe- 

der  nnverfftngllclien  and  daher  erlaubten,  und  der  gefibrliehen  md  daher 
verbotenen  Mlttbeilung.  Der  n&ohato  Entachaid  dacllber  an«  der  Siiegiitvalfc 
selber  vorbehalten  bleiben. 

2.  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  den  Berichterstattern  der  Zeitungen, 
sei  ee  ans  neutrale  ^aten  oder  ans  den  kriegfohrenden  Staten  selber.  Aach  da 
tat  gmaeYerridift  nAtidft  danil  aiohlgnfifiiilM 

dfo  OMWSjsBflwlen  inr  TennlvivUiQg  gBwgBB  VBiden» ' 


Digitized  by  Gociglc 


m 

Gomiere  mit  Depeschen  oder  Boten  mit  mfin^chen  Auftragen 
werden,  wenn  sie  offen  in  solehear  Eigenschaft  reisen  odar  als  Sol- 
daten in  Uniform  den  Dienst  erföUen  und  in  die  Gewalt  des  Fein- 
des gerathen,  als  Kriegsgefangene  behandelt.  Wenn  sie  aber  heim- 
lich nnd  nicht  als  Soldaten  erkennbar  sich  durchzuschleichen  suchen, 
so  sind  sie  zwar  nicht  als  Spione  oder  Kriegsverräther  anzusehen, 
aber  sie  yerfallen  doch  einer  den  Umständen  entsprechenden  kriegs- 
rechtlichen  Bestrafung. 

Am.  ÜO.  Es  gilt  als  ciu  durchaus  ehrenvoller  militärischer  Auf- 
trag, in  einen  vom  Feinde  belagerten  Platz  von  den  Entsatztruppen  her  einen 
Boten  m  wASAm  oder  umgekehrt  Trots  der  Gefthriiehkeit  aolcber  Verblndimg 
darf  der  Soldat,  wdeber  bei  dar  ErftUhug  seines  Dienstet  von  den  felndlkbea 
Waeheo  ergi-iflim  utad,  doch  uldit  als  ^ion  oder  Yerrither  betrachtet  und  be- 
straft, sondpm  nnr  mm  Knep5?pfan!3;rncn  jremacht  ■werden.  Wenn  aber  Nie  Ii t- 
suldatu»  in  heimlicher  Weise  den  Botendienst  üheruehmeu  und  heimlich  aus- 
fahren, dann  laufen  sie  Gefahr,  vor  ein  Kriegsgericht  gestellt  zu  werden. 

640. 

Bösartige  Yeraadie^  dan  Feiiid  sa  BclüMigeii,  weldie  oidit  nt 
der  nilitSrisdi  geordneten  Knegsfuhnmg  gehören,  können  irogw 
ihrer  Oefahrlidikeit  kriegnreditUdi,  in  besonders  schiraren  Fallen 
sogwr  mit  dem  Tode  bestraft  werden. 

Am.  101.  Hieher  kOnnen  s.  B.  daa  Abfangen  der  Kriegsposten  durch  un- 
bemfene  Penonen  nnd  das  Verbreiten  fidsehsr  Nachrichten  gerechnet  werden.  Die 
Sfiegpftthrnng  muss  sieb  solcher  feindlichen  und  nicht  gerechtfertigteil  Schidignng 
enrebrai  nnd  darf  dfwihsff?  im  NothfiUl  eine  abschnckieiidie  Strenge  eintreten  laaseo. 

641. 

BcwafTnetc  Ränl^or  od(?r  andere  Missethäter,  welche  auf  eigene 
Fauat  morden,  verwundeu,  r!ni]ion,  ])liindem,  brennen,  Brücken  und 
Cauäie  zerstören,  Eisenbahnschienen  aufreisöen,  Telegraphcndriihto 
abschneiden,  nm  den  Trnppen  Scliaden  zuzufügen  oder  unter  dem 
Schein  der  Kriegsfiihrujig  ihren  Leidenschaften  zu  frölinen,  können, 
wenn  sie  in  die  Gewalt  der  Truppen  fallen,  kriegsrochtUch,  in 
schweren  Fällen  mit  dem  Tode  bestraft  werden. 

Am.  84.   Hier  concurrirt  wieder  sehr  oft,  aber  niebt  buner,  ein  meines 

Verbrechen  mit  einer  kriopsrechtlich  strafbaren  That.  Werilen  <\Ip. 
Kiiiwf>}iiifr  eines  Orte«?  -m  gemeüisiinier  Abwelir  des  Feindes  von  der  militärisclicu 
Gewalt  aufgefordert  und  veroben  sie  in  Folge  d&smx  Thaten  der  Qewait,  so  ia( 
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dM  lurtegerhehe  Aetlon.  Aber  nicht  als  s<ilc}ic  pWt  os.  wenn  pt-wa  die  Ebwohaer 
die  bei  ihnen  p'!nr;»i;'rtirteii  SoUftlGn  im  iSchlafe  ülicrfallcu  und  binden  oder  tödten, 
oder  "wenn  Parteigänger  unter  dem  Sdieine  der  aiitorisirten  Truppen  Erpressungen 
tibeo  oder  wenn  fanatisirte  Weiber  auf  die  einrückenden  Feinde  heisses  Wasser 
aosgiesscü.  Auch  imm  mIgImi  Unten  vieDeldit  nldtt  ana  etiler  fcoAvedmiMta, 
MBden  ttm  pttiloliRsheii  Qedmnnig  vertbt  «aden,  to  äui  ife  flmr  YMderV 
liehkelt  ««gen  d«nocb  Bnd  weil  sie  ausserhalb  dttr  geordneten  Krlefi* 
fahtnng  goechohen,  loiegBecfatUch  n  bestnCon. 

642. 

Ebenso  rniterliegen  der  kriegerischen  Bestrafung  bis  zur  Todes- 
strafe die  Marotleura,  welche  den  Truppen  nachschleichen  und  auf 
unerlaubte  Beute  ausgehen. 

Den  Trappen  folgt  im  Kriecre  'mti  ^^ehwarni  frechen  und  dieliischen  Geaiodela 
nach,  welches  sich  auf  die  Srhlachttt  r  stürzt,  yvic  die  Raben  und  unleidlichen 
Unfug  treibt.  Diese  Marodeurs  bekleiden  die  Leicbeu,  morden  auch  wühl  Vcr- 
wmdBte^  q»  lie  SU  berauben.  Um  sie  sa  molmiehen  iml  sn  bindigon,  hilft 
nur  eine  gute  gd(|pdUiei  (Genedameiie)  und  die  Imente  Strenge  einer  zeeeheB 

648. 

Auch  die  Kriegsrebellen,  d.  h.  die,  welche  in  einem  Ton  den 
Truppen  besetzten  Gebiete  die  Waffen  gegen  dieselben  oder  gegen 
die  von  der  Kriegsgewalt  niedergesetzten  Autoritäten  ergreifen, 
können  vor  ein  Kriegsgericht  gestellt  und  mit  dem  Tode  bestraft 
werden. 

Am.  85.  Derartige  Aufstände  werden  nicht  blo^s  mit  Waffengewalt  nnter- 
drOdd,  «ondem  Mdi,  weil  sie  nidit  rar  ordentlichen  KriegsflVhrung  geboren  nad 
am  Auer  GeOhrUchkeit  willen  kriegereebtlieh  bestraft   Bs  gilfc  dü  anch 

dann,  wenn  etwa  die  gan/e  Bevölkerung  einer  besetzten  Stadt  oder  O^nd  auf- 
stehen sollte,  während  die  fcindliclien  Truppen  noch  diese  Orte  besetzt  oder  in 
ihrer  Machl  Itabeu.  Die  Aufständischen  können  sich  aucii  nicht  damit  gegen  die 
herrschende  Kriegagewalt  rechtfertigen,  dass  sie  sich  auf  Befehle  berufen,  welche 
sie  von  fluir  re^taassigen  —  aber  aar  Zeit  ansser  Besits  geeetatea  —  Begierung 
eibalien  baben.  Der  Benag  ven  WeDington  bedrehle  so  1614  die  tauMudbm 
Grem^ortc,  wenn  sie  die  Itetefgli^^  unleiHMalen,  ihre  Dörfer  m  vobiennfla  nnd 
die  fieimbner  biegen  ni  lassen.  (Proep.  n>  n.  O.  8.  TIA.) 

648  a. 

Gemeinden  und  Hausbesitzer,  welche  solche  Kriegsverbrechen 
begünstigen  oder  nicht  durch  ihi'e  Wachsamkeit  verLiiulern,  k<mneu 
jt;  1  i(  h  der  Grösse  der  Gefahr  mit  Striae  bedroht  und  zum  Öchudens- 
ersatz  angehalten  werden. 
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In  dem  deutsch-franzteiBcheii  Kriege  ist  diese  Begel  in  umfaaseuder  Weise 
zur  Verhinderung  solcher  gcfährlidicr  Misst't)i;itfn  )>e?mtzt  worden.  Die  ersten 
Proclamatioueu  vom  16.  und  19.  Aug.  1Ö70  gingi  n  in  der  Bedrohung  der  Ge- 
meinden zu  weit,  indem  sowohl  die  Heimatagemeiude  der  Kriegsverbrecher  ak 
die  OtmiidB,  In  dsrai  Bhu  das  TorlmcJien  vevftbt  wurde,  mit  ■chvercr  Bum 
Mfold  wurden.  Boliii  jMqMttyikB  «^ft.  0.  IL  B.  669.  BUntsehli  in 
naiamMh  Jakri».  L  9001 


7.  Reclit  (In-  Ivrici^su^cwnlt  i'ihvv         feiiidiiche  Veriiiöf^en  Uttd 
das  Yermögeu  der  irit^dlidiea  f  er^uen  ia  Jk'eiBdefilüiid* 

*         A.  Im  Landkrieg. 

644. 

Die  Fiep^ende  KriegsgewBlt  eignet  sich  nach  Kriegsrecht  alle 
öffentliche  Habe  des  Feindes  an,  so  weit  sidi  ihre  Macht  erstreckt. 
Vorbehalten  bleibt  das  Recht  des  Heimfalls  an  den  Stat^  dem  diese 
Habe  nach  Friedensrecht  zugehört  hat  bis  zur  endlichen  neuen 
Fnedensordnong. 

Am.  81.  Als  Fdnd  im  elgentUcben  ood  voUen  Stee  bt  nur  der  Stet 
sa  betnditen,  gegen  welchen  der  Krieg  geführt  (vgl.  Einleitung  S.  30  f.).  Dem 
Stat  gegenüber  wird  heute  noch  eine  Art  Beuterecht  insofern  anerkannt,  als  die 
öffentliche  Habe  desselhen  von  dorn  feindlichen  Sieger  weggenommen  und  auge- 
eignet werden  darf.  Aber  die  rechtliche  Grundlage  desselben  ist  nicht  mehr,  wie 
im  Alterüium,  die  An^iclit,  dass  Feindesgut  herrenlos  (res  nullius)  und  desshalb 
dar  Oeenpfttion  preisgegeben  lei,  Mmdeni  »  irtrd  In  G^^emdieü  Tuaniie- 
■elat,  fende  «eil  et  dem  feindllelien  Stat  sagehöre,  dftrfe  es  deoaeelbeB 
im  Krieg  weggenommen  werden.  Man  sieht  darin  ein  kriegerisch  gerecht- 
fcrti'.Ttes  Zwangsmittel  getreu  den  feindlichen  Stat.  Indessen  sn*?!\r  innerhalb 
der  Hube  des  feindiiciien  Stats  werden  weitere  Unterscheidungen  zur  Beschrftokuug 
der  feiudlicheu  Wegnahme  gemacht   Vgl.  unten  §  64^  u.  f. 

645. 

InelMsondere  sind  die  Enegekassen,  Waffen  und  Waffenm^ 
ritbe,  Magasine  mit  Lolmismitteln,  TransportniiM  für  das  Heer 
nnd  ftberiianpt  allee  das  Yennögen,  weldiee  der  EriegefKbrong  nn* 
mittelbar  dient»  als  Kriegsbeute  sn  betrachten  und  fidlen  znr  Yer- 
fiigimg  und  Benutzung  dem  siegenden  Heere  zu,  TOrbehalten  die  be- 
MMidflni  Anotvbiungen  der  aiegeiiden  Stai^geiralt» 
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Am  cntsrliiedensßn  macht  rieh  mch  der  Natur  und  den  Bedürfnissen  der 
KriegshihrunK  das  Recht  der  "Wegnubrni  u'cltcnd  mit  Bezu?  auf  die  gcsainintc 
Kriegsansrüstung  des  Feiudes.  L>a  grcüt  die  ikricgügcwuit  zu,  M>weit  sie  slcii 
denellMB  bcmlcbUgai  fcamii  adbii  «iliiie  la  nntandkeii,  ob  taeOte  oiAl  tklltiAl 
m  Tli«Q  PrivfttgQt  mL  W«»  die  Besieliiing  mr  felndUehe»  Kriegt* 
»«BrQBtung  offenhur  Ist,  so  Ter&Uen  alle  demtlgen  Gegenständ!  l  r  Wcgnnh— 
des  siegenden  Heeres,  indem  es  eine  der  ^richtigsten  Aufgiihen  der  Krieu'sffihnini» 
ist,  den  Feind  £U  eiUwaäueu.  Es  gilt  das  in  nenerer  Zeit  auch  von  dem  Ma- 
terial der  Eisenbahnen  (Locomotiveu,  Fersimen-  and  Gütervk-ageu),  obwohl 
dasselbe  Tlelleifiht  nicht  Eigendtom  da  8ltli|  eondem  dner  tilvatgeseUschaft  ist 
Die  EtaenlMliiun  dienen  doch  dem  dffentltehen  Yerkebr  in  eminenter  Weiie 
imd  ihre  Verwendung  ftUr  die  KriefflflUiniPg  zu  Truppenmärschen  und  Liefernngea 
von  Lebensmitteln  u.  h.  f  ist  so  Jlnsscrst  wiclitig,  dass  die  Kriegsgcwalt  dieselben 
wenigstens  provisorüsch  als  öffentliches  Gut  behandelt  und  es  den  Gesellschaften 
überlaääi,  sich  desshalb  im  Fried(;u  mit  dem  State,  in  dessen  Gebiet  die  Eisen- 
bahnen verbleiben»  auseinander  zu  setsen.  AdmUch  verhält  es  sich  mit  Waffen- 
mngMinen,  midie  nr  XiiigtfBhrang  dioMo,  aber  vieüebbl  einer  PriTat- 
pereoA  gehOr»L  Die  BwiHuiimuig  dieser  Sechen  für  Kriegszwecke  bringt  rie  in  die 
Gefahr,  von  der  Eriegsffihrung  weggenommen  zu  werden.  Magazine  von  Leben»- 
m i  tt  c  1  n  verfallen  aber  nur  dann  dieser  Wegnahme,  wenn  sie  für  K  r  i  c  gs  w  e  r  k  e. 
nicht  aber,  wenn  sie  znr  Emährung  der  friedlichen  Bevölkerung  hr&iiujju 
waren.  Natürlich  bleibt  immer  das  liecht  der  Kriegsgewalt  vorbtihiüteii,  iur  diu 
nOtbige  BroKhmig  dee  Heerea  dnrcbgEelllBnde  Sorge  n  flben. 

646. 

Ebenso  ut  die  siege&de  Kriegsgewalt  berechtigt,  sich  der  dffeat- 
lidieB  Gebäude  und  GnmdstfidEe  in  Feindesland  za  den  Zwedran 
der  Snegsffibnmg  und  sor  Venroltong  der  Statsgewalt  einstiraj]^ 
n  bemSflhtigen  und  die  Einkünfte  dersslben  sn  benuteen.  Ob  dag 
Kigcüthom  an  diesen  liegenden  Otttem  auf  den  siegenden  Staft  fiber> 
gehe,  hängt  Ton  dem  Friedenssehlnsse  und  insbesondere  davon  ab, 
'  ob  der  siegende  8tat  danenide  Hoheit  über  äsu  OebietstfaeQ  er* 
iraibe,  in  welchem  diese  CHiter  gelegen  sind. 

1  Er  gilt  das  nicht  bloss  von  Festungen,  Caserucu  und  ähnlichen  un- 
mittelbar der  Kriegsmacht  dienenden  Gebäuden,  sondern  ebenso  von  Kesiden- 
len,  Hiniaterialgcbfcnden,  Amte-  and  Batbb&naera  jeder  Azt  Audi 
aimr  die  Biidrtnfte  dar  Deoilnen  kann  die  ategende  Kffaigigewalt  vaiflIgeBf  aowait 
dieeaftcn  in  ihren  B«reldi  fallen  Aber  das  Eigenthom  an  dm  Uagesdaii  Gate 
geht  mit  der  Besitznahme  noch  nicht  auf  «lieselbe  über,  sondern  erst  dann  nnd  nur 
dajm,  warn  sie  auch  die  Statshoheit  endlich  im  P'riedeu  erwirbt.  Inwiefern  der 
bisherige  Stat  Eigeuthttmer  ist,  tritt  der  neue  Btat,  der  die  Gebiuuliubeit 
erwirbt,  an  seine  Stelle.  Vgl.  oben  §  54. 

8.  DieSMavaidnngeD  iarimsnkn  dSfte,  sbiiscihM  m  adUHiiiehMi  Be- 
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schädigt  werden.  Allerdings  ist  die  besetzende  Macht  nkkt  an  die  Wirthschafts- 
pläne  der  feindliehen  Forstliehonle  gebunden,  sie  kann  nach  eigener  Einsicht  in- 

zwisrhen  verwalten.  Aber  ni«»  darf  den  Wald  nicht  Tcrwüsten.  Diese  Grund- 
sätze sind  1Ö70/71  auch  bezüglich  der  iiolzschläge  in  franzöüiscli  Lotiirutgen 
■rihlMiA  nr  CWh«ng  gelangt 

647. 

Die  siegende  Kiagsgewalt  verfögt  tmk  fiber  die  Öflfanfliciieft 
Einkünfte  und  Stenern,  welche  in  dem  eingenommenen  Gebiete  er- 
hoben werden,  in  dem  Sinne  jedodi,  data  die  regeilmäaaigen  und 
imTermeidUoihen  Ausgaben  für  die  Verwaltang  des  Bechts  nsd  der 
fiffiantUohen  Interessen  darans  fortbestritten  werden. 

Vgl.  oben  §  M7.  Auch  andere  Kassen,  als  die  Kriegskaittieu,  wekhe 
dem  State  sogelidren,  können  von  dem  Feinde  weggenommen  werden  (§  644).  Aber 
die  chfliflixte  KikgBflUinmg  dnf  dian  Gelder  dodi  nicht  obae  weiten  ak  gute 
Prise  behtodtlD.  Bi  soll  aach  iviliMBd  des  Eiitgt  ftr  die  Handhabung  des 
Rechts  und  eine  geordnete  Verwaltung  gesorgt  werden.  Das  ist  eine  For- 
derang  drs  «llgemeinon  Rechts  und  ztigleich  ehi  Intercsäe  der  Kriejfgffihrung  selbst. 
Die  Auliusuug  aller  Ordnung  ist  ebenso  liarbarci,  wie  die  Verwüstung  der  Pflan- 
zungen. Soweit  daher  jene  Gelder  für  diese  üffeuilicheu  Interessen  bestimmt  und 
nfltidg  gfad,  m»  «dt  ibd  rie  »och  daftr  n  terwenden.  üeberiiaafi  greift  die  d- 
▼Ofiriite  ErlegitfUmuig  »öglieliat  wenig  in  die  beitelieade  Landes-  und 
Gemeindeyerwaltnng  ein  und  mir  dann,  wemi  Ihn  miUtiriseh-politi* 
scjben  Angaben  ea  TeodaogeiL 

648. 

Das  Eigenthum  dor  Kirchen«  Spitäler,  wohlthätigen  Anstalten, 
der  Schulen,  Universitäten,  Akademien,  Observatorien,  Museen  und 
anderer  Culturanstalten  ist  möglichst  zu  srhonen  und  das  dazu  ge- 
hörige bewegliche  Vcnnögen  ist  nicht  als  öfft-ntliclio  Habe  des  Feindes 
im  Sinne  des  §  G4 4  zu  bc^trachten.  Iiulessen  übt  dor  siegende  Stat 
auch  in  dieser  Hinsicht  eiustwcilon  die  Rechte  der  verth'Üngteu 
Statsgcwalt  aus. 

Am  M.  Diese  Anstalten  haben  durchweg  einen  o f f e ntii c h - r e c h 1 1  i c h e u 
Charakter  und  gchrären  grosseutheils  auch  dem  State  zu  fUgenthum.  Aber  ihre 
Beatipinnmg  iit  ao  anladiiaden  friedlich  and  sie  dienen  ao  sehr  den  OrtUcheii 
nnd  den  aUgemeinen  CnltnrbedOrfniaaen,  dtaa  ea  der  drlHalrten  Xri^ 

fahrung  nicht  wQrdig  und  dein  humaneren  Rechtsbewusstsein  der  Gegenwart  nidlt 
zulftss^  erscheint,  dieselben  feindlich  zn  behandeln.  Vielmehr  ist  ihre  Schonung 
und  Acbtnn^^  hier  die  Pif-ef!;  und  nur  ausnahmsweise,  soweit  die  Noth,  z.  B.  das 
BedOrluifis  Vef  wuuüeto  untersubringen,  «inen  Eingriff  exiardert)  iai  derselbe  gereohi- 
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teligt.  Om  TiBflBRwbft  kns  mr  den  hnMMn  Cfarmdnti  miQiMhM»  tat  G^gstt* 

8at2  EU  brutaler  Gewaltfibung.  Im  Einzelnen  nuu*  mMHMi  l'idM  dir  ^"^^ 
snd  doK  EecfatigefQhl  der  Oonanaadlreodea  aberiuMO  irardBO. 

649. 

Die  smäLiriUige  Zeratönmg  oder  BoliAdigimg  wiaamigchaftlidMr 

Instrnmeiite  oder  Snimnlimgen,  der  Denknüiler  und  EniirtwerlGe  in 

dam  ernfflnommenen  Oelnete  wird  dvrcli  das  dfüiarte  Eriegsredit 

Bicht  entsdmldigt,  eondem  ist  olfenbftre  BarbareL 

Abl  86.  Bi  iil  die  Midik  der  FUner,  midie  nicfat  üb  BiriMren,  Mndeni 
all  «iTÜblrte  lOiiaer  den  Krieg  leiten,  das  rie  denrtige  Brntaflllt,  ivekte  die 
edebi  Oftler  der  Menschheit  schädigt,  ohne  dem  Eiiegazweck  irgend  an  atttMOb 

verhindern,  Niemuls  ist  zwcm-Mosp  Zcrstftrnn«?  imd  S c Ii fi il i jj:u n j»  za  ent- 
Bchnli!ig<*ti.  Weau  sogar  imcli  in  unseiiu  Jahrbundort  Soldaten  im  Dienste  von 
enropaischen  Cultorvölkem  durch  gemalte  Fresken  ^'agcl  in  die  Wund  geschlagen, 
Oelgemllde  aenehaltlea,  Btataen  TwmUmwielt,  DenkmilBr  aenUM  hetma  u.  d^f 
■0  Im  oaene  2Seit  ünecb^  rieb  deaMn  so  tiA^wmn^  Dfn  BariNaen  ang  man  daa 
Tcneihen,  weil  sie  nicht  winen,  «aa  dB  tlmn,  eine  civillsirtc  Armee  darf  ihre 
Ehre  nicht  damit  heflecken.  Vielleicht  erscheint  rlie  Aufnahme  solcher  Sätze  in 
das  Völkerrcclit  manchen  eu  wcnip  juristisch,  und  zu  sehr  moralisch. 
Ueber  dieses  Bedenken  konunen  wir  leicht  durch  den  üodankeu  lüiiweg,  dass  die 
Bettang  auch  nur  eines  wahren  Kmatwerke  dandi  Yerbreitung  sokber  humaner 
Graadtftae  einen  grtneni  Werft  hat,  als  die  jjtoMaA»  EatballaaBakail»  milehe 
dieselben  ruMg  verstfimiaeln  and  aerstören  Iftsst  Bei  der  Belageniag  Mn  faaia 
liahen  die  deutschen  Truppen  sorgfältig  französische  Kunstsch&tze  sogar  vor  den 
Gefahren  zu  schätzen  gesucht,  welche  die  französischen  Ki^jetn  aaa  den  firanaflsi- 
schen  Festungen  d^tselben  bereiteten. 

650. 

Das  heutige  Völkerrecht  verwehrt  dem  Sieger  noch  nicht, 
Kunstwerke,  wenn  es  ohne  Beschädigung  derselben  geschehen  kann, 
wegzunehmen  nnd  anderwärts  aufzustellen.  Uebor  das  Eigenthum 
daran  entscheidet  dann  der  Friede.  Aber  es  wird  von  der  heutigen 
Völkersitte  nicht  mehr  gestattet,  dass  solche  Kunstwerke  von  dem 
Siegor  während  des  Kri^es  Terkauft,  verschenkt  oder  in  anderer 
Weise  zu  AaTateigenthum  gemacht  werden.  Heute  schon  gilt  die 
Wegnahme  Ton  wissenschaftlichen  Sammlungen,  Bibliotheken,  Instru- 
menten zum  Schaden  der  wissenschaftlichen  Gnltnr  des  betreffenden 
Landes  als  eine  Maaaresel,  welche  wider  die  ciTÜisirte  Völlrarsitte 
feratöset. 

1.  Am.  36.  Unter  dem  Namen  von  Eriegstroph&en  wurden  froher  wohl 
Kunstwerk*»  niv\  Kunstschütze  von  dem  Sieger  weggenommen  und  nach  seiner 
Uauptstadl  ^^eschle^^  um  dieae  au  echm(tcken.    Wie  in  alten  Zeiten  die  Eömer 
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und  damit  die  Säle  des  Loiivre  und  öffentliche  Pl&tze  geechnifickt.  Obwohl  dieses 
Verfahren  in  den  fr'iboroii  Rochtsausichten  wenig-  anstössic:  erschienen  nn«!  immer- 
hitt  die  Aendentiig  im  Kit'ontluim  (hirch  die  Friedenssehl üsse  let^itiniirt  war,  so  ist 
es  doch  als  ein  Fortschritt  iu  der  liuiuauisiruDg  des  Vulkerrechtä  zu  betrachte», 
da«  die  «UfirtenHftdits  In  Jakr  1815  die  fhnuOeiBehe  Beglenui^  nOthigten,  di«s« 
Kmnterwngnlsw  wieder  an  die  Länder  EorQcksnentatten«  denen  sie  vor  der  Weg* 
naJniM  sngdliOrt  hatten.  Das  kflnfiige  Völkerrecht  wird  wohl  die  Regel  ttattpt^ 
chen,  dass  Kunstwerke  überhaupt  kein  Gegenstand  kriegerischer  Erbentung  seien, 
denn  sie  dienen  in  keiner  Weise  der  Krie?sfflhrung,  indem  sie  in  niill tarischer 
Beziehung  ganz  unbrauchbar  und  als  Zwangsmittel,  um  eh«*  Frieden  zu  crialtcn, 
ebenfUb  ungeeignet  sind.  Sie  wa  veikttiiSaa  und  das  CMd  flkr  den  Kfieg  an  be- 
nntaen«  das  iat  ebenüdls  gegen  alle  gute  Sitte  md  eine  offenbare  Terleünmg  dar 
üücksiclit  auf  die  dauernden  Culturintereeeen  des  Landes,  welche  der 
Krieg,  als  ein  vorübergehendes  Zwangsmittel,  möglichst  schonen  soll.  Es  ist  aber 
noch  sai  früh,  diese  Regel  auszusprechen,  da  dieselbe  aneh  von  den  heutigen  Btaten 
der  civiUsirtcn  Welt  noch  nicht  allgemein  anericannt  wird.  Vgl  Übrigens  Whe»- 
ton,  Intern.  Law.  §  852—851' 

S.  Vuk  kdnnte  ämn  denken,  Jener  Regel  die  Ansnabme  beleitfllgen,  deae 
rfe  wf  solche  Kunstwerke,  die  eine  wesentlich  poHtiscbe  Bedeutung  haben, 
wie  vorzüglich  die  Siegesdenkmale r,  keine  .\nwendung  leide.  Indessen  sogar 
in  dem  Fall  ist  es  würdiger,  die  geschichtliche  Errichtung  solcher  Denk- 
mäler zu  refapectireu,  und  wenn  in  der  Folge  der  Sieg  sich  dem  friilur  Besiegten 
zuwendet,  die  erforderliche  Ergänzung  und  Correctur  anzubringen,  als  das 
iltere  Kunstwerk  wegronehmeo. 

8.  Soweit  darf  man  in  der  Anasprache  des  kontigen  Völkerreehts  eehon 
gehen,  dasa  die  kriegsmassige  Wegnahme  von  wissenschaftlichen  Sammlungen  und 
Instrumenten  nicht  mehr  als  zulässig  gilt.  Diese  Dinge  können  offenbar  nicht  als 
„Trophäen"  benutzt  werden,  und  sie  gehören  als  Cul  turscliiitze  den  dauernden 
tmd  Medliclien  Cukuriuterefiseu  des  Laiideü  au.  Unsere  Uuiver&iläLsätadl  Heidel- 
berg beUagt  ee  heute  nodi  als  ein  sdnreres,  nidbt  hinreicheiid  gesohntes  üniedit, 
da»  Ihre  handsehriftiiehen  Schätze  als  ,3^tina**  Ton  dem  Bayerischen  Eroberer 
der  Stsdt  ireggenommcn  und  dem  römischen  Papst  zur  Bereicherang  des  Vaticans 
geschenkt  worden  sind.  Die  Stadt  Cöln  frcnt  sicli  dngegrn  dartllx  r,  dass  die 
rreussische  Regierung  nach  dem  deutschen  Kriege  von  ISO»;  die  (J rossherzoglich 
He^iiäche  im  Frieden  vom  3.  Sept  1866  augehalten  liat,  die  iixi  Zeit  der  Revo- 
fatianekriege  von  1794  wcggünommenen  Weike  der  Cölner  DomUblioUuk  miOck- 

651. 

Die  muthwillige  Zerstörung  oder  Schädigung  der  dem  Verkehr 
/  gewidmeten  Anstalten  ohne  militärische  Nothwcndigkeit,  wie  insl)e- 
sondcrc  der  Strassen,  Brücken,  Eisoubaim^  Seehäfen,  LeuchttküioiQ 
v.  dgl  ist  indetrechUiolie  teb«rai« 
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In  manchen  Fällen  wird  die  miütärische  Nothwcndigkeit  die  Zer- 
Störu^  Bolclier  Werke  rechtfertigen,  z.  Ii.  um  den  Kftrkzng  der  Truppen  gegea 
die  Verfolgung  des  Feindes  za  decken  oder  den  feindlichen  Angriff  ernstlich  zu 
twJwftwa.  ikber  Uom  am  Uebeiiiinük  oder  ans  übertriebener  Furcht  darf  daa 
Bidil  gMehabi;  dan  die  hietan«  dei  Tetkdi»  lind  andi  mdi  den  Kfiege  von 
höchster  Bedeutung  für  die  Wohlfart  der  Völker,  und  der  Krieg  darf  nur  soveil 
Soiuideii  anrlehteB,     die  Noth  dee  Kriai»  und  die  EiieBwryto  ei  ecfioideai. 

652. 

Daa  BnTateigmiliinii  ist  auch  im  Kriege  von  Seite  der  Biegen- 
den Krieg0gefwalt  m  reepeeüreii  und  darf  mir  in  Folge  der  militii- 
xiachen  Kothwendigkeit  angegiifFen  werden« 

1,  An.  88.  0a  der  Ki^g  nicht  gegen  die  Priraten,  aoodeni  gegen 
den  8tat  geAdurt  irird  und  die  Rechteordnaiig  anch  im  Kriege  Inaomlt  Itorb- 

bestcht,  als  nidit  die  milit&diclie  NoOnrendigkcit  ausnahmsweise  eine  Verletzung 
«»fordert,  so  versteht  sich  die  Schonnnc;  und  Achtung  des  Privateigen- 
thums als  Hauptgesetz  des  civilisirtoa  KiiegBrcchts  Rs  gilt  das  nach  allen  Seiten 
und  iüchiungen  hin.  Damit  wird  der  moderne  GruuUgedatike  des  natürlichen 
Baehta  angesprochen,  im  emtedriedenrteo  Gegensatz  aovoU  an  dem  antiken  rtaoi- 
aehen  Beeht,  weldieB  im  BUege  kein  PriTatelgenthnm  der  Feinde,  vle  die 
Angcliöri^n  des  fdndUdien  States  genannt  wurden,  anerkannte  als  zu  d<  ni  mit^» 
alterlidien  Rechte,  welches  möglichste  Srh;i<lignng  auch  der  feindlichen  T'nter- 
tbauen  für  erlaubte  Kriegsffihrung  hielt.  Kur  die  liücksicht  auf  die  militärische 
Koth wendigkeit  entschuldigt  und  rechtfertigt  eine  Verletzung  des  rrivateigen- 
thmna.  Wenn  eine  militärische  Stellung  erobert  trardm  mom,  ao  treffen  die  Ka>- 
nonepkngeln  aach  die  FrivalhAoser.  Wird  eine  andere  Stellong  vertheidigt,  so 
mflsaen  Tidlelcht  die  Blnme  eines  FrifSlgarteiis  umgehauen  oder  gar  ein  Privat- 
haus niedergerissen  werden.  Die  Bewegung  des  Marsches  und  der  Schlacht  geht 
oft  durch  die  Saatfelder  verheerend  hiudureh.  Alle  diese  Schädigungen  des  Privat- 
cigenthums  sind  Folgen  des  kriegerischen  Notbrechts.  Inwiefern  der  eiuhcimisciie 
Stat  dafbr  den  Privateigenthamem  Entschädigung  leisten  solle,  ist  keine  EVagt 
des  VfllkeRedits»  sondern  eiier  des  besondem  Stata-  nad  Landesreehts,  mei^ 
stens  auch  der  besonderen  Landespolitik  nnd  der  Fiaanswirthacliaft  Der 
feindliche  Stat  leistet  keine  Entschftdigung. 

2.  In  dem  französtsch-deutscliou  Kriege  wunle  den  deutschen  Truppen  die 
Pflicht  ciageijcliärft,  das.s  sie  das  Private  igeuüium  zu  schonen  haben.  Im  Grossen 
und  Ganzen  hat  auch  die  deutsche  Armee  diese  Pflicht  geübt  Selbst  die  Affent» 
Udien  SammhmgeQ  nnd  Kunatweike  irarden  im  Versailles  w  Sdildlgnng  sorg, 
flltig  gewahrt  In  der  dnnpagne  «orden  die  Weinbexge  nnd  Weinkeller  der 
Privaten  von  dem  siegreichen  Heere  bewacht  und  geschützt.  Aber  im  Einzelnen  . 
)Hi*l  Kleinen  ist  wohl  n^rinelie  ZervtAning  von  Eigenthum  pr-teliohen  nnd  auch  Vieles 
tiitwcmiei  worden,  ohne  da.Hi»  immer  die  militäriütihe  Nuthwentligkeii  diis  lonlerte. 
Solche  Verletzungen  des  Frivatredits  kamen  vonfiglich  da  vor,  wo  die  Eigenthümer 
thflrkiiimr  Weise  liiie  Welmaagai  veriamea  kaUea  and  die  SaUatan  dank  diaie 
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UngnäkUedk  gereuet  waren.  Wenn  der  Soldat  die  Thüren  seines  Quarttoit  nt^ 

schlössen  findet  und  die  Lebensmittel  absidhtlich  verdorben  oder  vergraben  -worden 
sind,  dann  treibt  ihn  die  Noth  daza,  die  Thüren  aufzusprengen  und  den  Yorrätlien 
naclizuspürcn  und  in  gerechtem  Zorne  zertrQmmert  er  dann  gelegentlich  auch  einen 
Spiegel  uud  heizt  mit  «erschlagenen  liebeln  den  Ofen.  AUm&hUdi  Terwlldeni 
fai  Krifli»  Mdi  SItteiL  Dar  BoUht»  der  tIglielnA  Ktmgt  ma  Leb«  und  TM 
beetehen  miiss,  verliert  die  empfindliohe  Bddwrkieit  ftr  Ueiae  CkflÜndang»!  des 
Eigenthmns  und  das  feine  GefOhl,  welches  im  Frieden  auch  durch  kleines  Unrecht 
aufger^  wird,  stumpft  sich  nach  und  nach  durch  die  raulicn  Erfahrungen  ab. 
Auch  die  Belehlähtkber  muästeu  spater  zu  luanchen  Schädiguugeu  die  Augeu  zu- 
drücken, welclie  sie  anfangs  scharf  getadelt  und  bestraft  hatten.  Wenn  abex  die 
Buinr  Zeibnumi  und  KMÜntom  ttdi  bwiOlrtftB.  die  dentechai  BftMitiiii  ab 
Diebe  von  Stockuhren  (Pendnlee)  zu  vezsdaaien,  so  ist  das  nur  ein  Symptom  der 
Bsriser  Leichtfertigkeit  und  Eitelkeit,  welche  in  ihrem  blinden  Eifer  es  nicht  be- 
merlron,  dass  der  Soldat  kein  YogpOgoa  haben  kann»  leinen  Tocnlsteir  mit  einer 
Stockuhr  zu  beschweren. 

658. 

Die  hensdieiide  Kriegsgewalt  ist  berocbügti  die  durch  die 
Eriegsf&Bnmg  noihwendig  gewordenen  Loietimgeii  der  BevSIkenmg 
für  die  Yeipflegnng  und  Transportinmg  der  Truppen  und  des  &iegs- 
lengs  soweit  ohne  Entschädigung-  za  fordern,  als  diese  Leistongen 
der  Eiiegssitte  und  üebong  gemäss  ab  ^ffientUehe  BBiehten  ansn- 
sehen  sind. 

1.  Die  Armee  bcdarl  der  Quartiere,  der  Lebensmittel,  der  Beklei- 
dang,  der  Traneportmittel.  Die  neuere  Sitte  der  dfUiflirten  Eii^sfiUinmg 
In  die,  deie  möglichst  dnreh  Tertrngsmftssig  beinhlte  Llefernngen  ftr 

die  Nahrung  und  Kleidung  der  Annee  geeoigt  winl  Insbesondere  haben  sich  die 
reichen  Engländer  in  iliren  Kriegen  —  neuerlich  inuli  Im  Aljyssinien  —  aller  Re- 
quiHitioncn  entlialtcu  und  iediglicli  durch  den  Handel  umi  die  Lieferungen  für  die 
Bcüurfuisäe  der  Armee  gesorgt  indessen  nicht  immer  kugeu  die  bestellten  Traos' 
parte  recbtnitig  an,  oder  de  iM  ttbenll  nidil  m  enraclen,  oder  ongenügend. 
Unter  ümtinden  louni  ee  aaeh  ungffftKirMfH  nnd  sveeknlnlg  eeln,  die  Stenep* 
kräfti  iIl  j  besetsten  Landes  für  diese  Zwecke  ansaepeanen.  Ihi  die  Kriegsgewalt 
auch  die  Kriegs-  und  Steuerhoheit  ausübt,  so  weit  ihre  Gewalt  sich  thatsilch- 
iich  erK treckt,  so  kann  sie  auch  von  der  Bevölkerung  dieses  Gebietes  die  erfor- 
derliche Beihülfe  für  die  Ycrpfleguqg  der  Tru^j^  fordern.  Beachtcuswerth  ist 
die  Prodamatttm  dee  XieiiidnaMi  von  RMneeen  «gn  90.  August  1870,  «]e  er  in 
liOthtingen  einrOdcte:  „Idi  beeaqwndie  ftr  den  ünteriialt  der  Amee  nur  den 
üebeiichuss  der  Yorräthe,  der  zur  Ernährung  der  französischen  Bevölkerung  nicht 
gebraucljt  wird."  Anderwärts  sind  aber  lebhafte  Klagen  über  unmässige  Rcqnl- 
Bitionen  der  deiit-^cheu  Befehlshnlrer  laut  l^wocdea  und  oft  sind  diCSO  auch  durch 
das  Übercomumudo  enuüsäigt  worden. 

2.  Sie  Qbt  vorerst  das  Becht  der  Einquartirung  aosi  wenn  gleich  za' 
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n&chst  durch  Vcnnittlung  der  cinlieiinischen  Boliördcu  und  möglichst  den  Landcs- 
eiurichtuDgen  und  Landcäsittcn  gemäss.  Besondere  ImmuiiitiUett  und  Privilegien 
einzelner  Personen  oder  Classen  braucht  sie  £reilicli  nicht  auzuerkenn^  Kbeaso 
kann  aie  die  Haasvirth«  «nhftlti>ii,  den  einquaitiMtaB  0£Qsi6rea  md  SoMatffn 

den  QemeindeB,  aoveit  nöthig  und  ausführbar,  Beitr&ge  von  Fleisch, 
Brod,  Hafer,  Heu  u.  8.  f.  fOr  die  Em&hrung  von  Mannschaft  und  Pf^en  aufer- 
legen. Auch  hier  bildet  das:  Ultra  possc  nemo  tenetur"  eine  natOrHrhe 
äcliraiike  fttr  die  xugeiuutlieten  Leistungtoi,  uiul  übermässige  Au^prUche 
braocheu  auch  dann  nicht  befriedigt  zu  werden,  wenn  es  maglich  wäre,  sie  su  ge- 
«llivea. 

A.  Ueberden  bodarf  die  EjAegigewtik  natar  Pmrttadwi  andb  Kleldnngs- 
stQcko,  faeMHiden  fiehnlie^  tta  die  MMwdiift  mii  dee  Holsei  mm  HeiMi  od 

Sechen 

4.  bi&  kmtx  eudlich  Wagen  und  Pferde  requirireu  zum  Transport  zu  der 
näcksteu  Station,  auf  welcher  neue  taugliche  Traoaportmittel  zu  haben  siud. 

5.  Alle  dleae  LeiatangeD  begrOndeo  Je  nach  ümatliMlMi  elMii  AnqinMli  tat 
Eafach&digung.  Man  muae  hier  unterscheiden : 

a)  Leistungen,  weldie  einfach  aus  Kriegs-  und  Stenerpf lieht  ohne 
Entschädigung  von  der  Bevölkerung  gefordert  werden  k^^nnen  T)er 
Umfang  derselben  wird  entweder  dureh  die  Laudebgebeii^gebnug 
oder  durcli  die  Uebung  bestimmt.  Im  Eiiuelueu  freilich  wird  immer- 
hin ^«lea  der  Dfaeretioii  dea  Oonitaaiido*a  ttboriawen  «eidaa; 

b)  Leiatiiiigeii,  iwl^  afiaaMMMattaueliiett^ 

Recht  nur  gegen  Entsch&dignng  zu  fordern  sind. 

6.  Freilich  ist  diese  Entschädigungspflicht  in  der  Praxis  schwer  zn 
normiren  und  nwli  scliwcrer  durclizusetzen.  Die  feindliche  Kriegsgewalt,  welclie 
jene  Leistungen  für  ihre  Kriegszwecke  bedarf  und  empfängt,  wäre  zunächst  ver- 
attlaaat,  dea  QemeiadeB  mid  den  Miten,  gegen  vekiie  sieht  KtSag  IttfaiC» 
den  Werth  n  veigttten.  Aber  dam  fdden  Our  im  Kriege  oft  die  Geldmittel,  und 
doch  Icann  sie  die  Leistung  nicht  ei^Mihren.  Sio  wird  daher  in  manchen  FAUen 
bloss  den  Kmy^fang  bcficli einigen  und  die  Bezahlung  in  der  Zulomft  in 
Aussicht  Stollen,  üebeniem  kann  sie  sich  auf  ihr  vermeintlMhes  Recht  berat  ii, 
dass  der  gegnerische  Stat  mit  den  Kiiepkosten  auch  diese  Leistungen  zu 
Ubemehmen  und  dslier  aelnea  Qemefiidai  mid  Laadeaaagehörigen  gegenober  die 
Entsdi&digang  an  leisten  habe.  Ana  diesem  Grande  wird  sie  oft  ihre  Zahlangs- 
pflicht  ttbeibanpt  baatreüan,  und  die  Gläubiger  an  den  gegnerischen  Stat  Ter- 
weisen,  dem  d?o<}el!)en  OTi^ehören.  Dieser  Stat  aber  erkennt  seine  Entsrhfub'crungs- 
pflicht  gcwülmlich  wie  1  Iii r  nicht  an,  weil  er  die  Beitrage  nicht  begehrt,  noch 
empfangen  habe  und  weil  er  seinerseits  die  Meinung  vertritt,  dass  der  Krieg 
mit  Unrecht  gegen  ihn  geführt  worden  s^  Er  betrachtet  daher  Jene  Belastung 
ab  ein  Unglttek,  daa  mit  dem  Kriege  veibanden  nnd  iren  dem  an  tragen  aei, 
den  Ca  betroffen  habe.  Nur  aur  Billigkcit»rOcksichten  nnd  meist  nur,  wenn 
seine  financiellen  Verhältnisse  günstig  beschaffen  pind,  lässt  er  sich  Ttir  Knt^chv 

dignuft  je  nach  aeinem  Ermessen,  herbeL   l>er  Friedenachinas  ordnet  das  selten 
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näher,  und  VHm  er  darüber  schweigt,  so  werden  damil  aUe  Anforderungen  der 

Oeineuulen  nnd  Privaten  ün  den  foindliclien  Stat,  wclclier  die  Beiträ4:;c  einpctünlert 
hatte,  h(»()ist  imsuluT  umi  ihre  lielVicdifjiuiifr  sehr  imwahrscheinlich.  K»  bleibt 
deQB«lbeu  üaim  kaum  ein  anderer  Weg  ofi'cu,  aLs  der,  die  billige  Berttckaichtigung 

651. 

Das  Völkerrecht  erkennt  kein  Kecht  der  Kriegsgewalt  an,  in 
feindlidiem  Lund    v  n  Gemeinden  und  Privi^n  andere  als  die  für 
die  Kyiirtem  und  Tliätigkeit  des  Heeres  unentbehrlichen  Leistungen 
n  Terlangen.  Insbesondere  hat  die  Auflage  Ton  reinen  OeLdoontribii-  . 
tionein  keine  kriegareohtliobe  Begrfindung. 

1.  Die  Forderang  tcoi  Oeldeontribiitioiiea  winde  in  froheren 

oft  damit  gerechtfertigt,  dass  sich  mit  der  Bezalilung  der  Oootribution  die  Städte 
oder  Gemeinden  von  der  Gefahr  der  Plünderung  oder  Zerstörung  loskaufen.  Allein 
das  eivillsirte  Krii  gsrecht  erkennt  kein  Recht  mehr  an  znr  Plnndemnf?  und  ebenso 
wenig  ein  Eecht  za  uunöthiger  Zerstörung.  Es  kauii  ako  auch  nicht  mehr  von 
dnem  Loskanf  dieses  Rechts  die  Bede  sein.  Zu  andern  Creldcontributionen,  etwa 
snr  FflUnng  der  Ktiagskamo  oder  dee  Statwehataae  oder  gar  mr  BeMedignng  der 
GeoQss-  und  Gewinnsucht  der  FQbrer  ist  die  Kiiemewalt  auch  aidit  benekiigt» 
denn  tiie  hat  keine  willkürliche  Gewalt  über  das  Vermögen  der  Ge- 
meinden und  Privaten,  gegen  die  sie  nicht  Krieg  führt.  So  wenig  sie  die  Be- 
wohuer  des  feindlichen  Landes  zwingen  darf,  die  Lücken  ihres  Hetir&ä  zu  ergMzoa 
und  persönliche  Kriegsdienste  zu  leisten,  ebenso  wenig  darf  sie  die  Bevölkerung 
iwlugen,  die  ecfinderiklunt  Gdder  ftr  Ihre  KrinjjwMhrein  so  beniUeB.  oben 

2.  In  manchen,  sogar  noch  neueren  Kriegen,  selbst  in  der  Preussischen 
KriegsfOhrung  von  1866,  sind  die  richtigen  Grundsätze  nicht  hinreicliend  bcaditet 
und  zuweilen  olme  zurci(  hcndeu  Rechisgrnnd  Contribiuionen  in  Gehl  von  einge- 
nommeiieu  Städten  erhoben  wurden.  X>as  heutige  eurupäiäche  ßechtsgefülil  kann 
■Ich  aber  nut  eokhen  Beeten  einer  froheren  baibariacben  Kriegafühning  nicht  mehr 
laeOhnen;  ei  wir!  durch  jede  nnnAtUge  nnd  ongerechte  Hirte  gegen  die  fried* 
Sehe  Bevölkerimg  in  Feindealand  gekränkt. 

3  Eine  relative  Schranke  liegt  in  der  Vorschrift,  da.«  rovtribntlonen  nur 
von  höheren  Bofehkbaberu  oder  nur  mit  deren  Enaichtigung  auferlegt  werden 
dürfen. 

L  Dnrdwne  feraeriHohiet  e%  Coflrtribntio&ea  «es  Oewinnaoofat  anfroeriegn. 
ItegefenwditfertigjtaiehimterUnietindeD  die  Anftilegnng  nr  Strafe  ttatJtkgh 

vergehen  und  Feindaeli|^teD,  welche  die  Städte  oder  Dörfer  geübt  oder  nkbt 
verhindert  Itaben.  Denn  ainiBt  die  Contribuliea  den  Cheinkter  der  Beprei* 
eaZien  an. 

655. 

Wenn  die  Eri$gBgo«idt  üi  Ermangjh^ 
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von  Lebeneautteln,  Kleidern,  Waffen  nnd  Geräthsduuften,  deren 
Heer  dringend  bedarf  anf  dem  Wege  des  Zwangs  Abtretung  Ton 
PriTateigentlium  verlangt,  80  ist  der  betreffende  Statsfiscue  zu  an- 
gemessener Entschädigung  Terpflichtet  nnd  die  Kriegsgewalt  hat 
daher  dem  Eigenthämer  eine  Besdieinignttg  über  die  abgetieferte 
oder,  abgenommene  Habe  m  ertheOen. 

Abl  88.  DtB  Nothrecht  des  Kriegs  leMertigt,  sowdt  das  mmilttel- 
btre  Bedflr&in  des  Heeres  ttMut^  warn  lidi  die  Bedtier  der  ettotÖfa^kShm  Habe 
lücht  freiwillig  zur  Yer&usserung  herbeilassen,  Bo^rar  den  gewaltsamen  Eingriff 
auch  in  das  Privateigenthum,  z.  B.  grosser  (ji  lu  Ibesitücr  oder  Komh&ndler,  deren 
Spoiclicr  mit  Getreide  oder  mit  Hafer  mul  Heu  gelullt  shul  der  Lederhäudler  nnd 
bcbubmai'her,  die  Vorräihe  von  Leder  oder  öchubeu  haben  u.  ä.  i.  Aber  uurgcgeu 
Enlsehftdigung,  fftr  wekhe  nach  nattüflchsn  BechtsgrundsUsen  «aufteilst 
der  Flsens  des  Stetes  haltet»  wddhsr  diese  Bshe  nsgnfaant  nnd  fto  sebe  hitou 
essen  verwendet.  Nur  wenn  diese  Entsch&dlgunpfordcrung  nicht  durchzusetzen 
ist,  bestimmen  Billl'/kcltsrüclcsicliten  deu  Stat,  in  dessen  Gebiet  die  feind- 
liche Oev-alt  die  Abtretung  erzwungen  bat,  dafar  snbsidi&r  einjtastehen. 
VgL  zu  §  652. 

656. 

Ben  Kiiegslenten  ist  nicht  erlaubt,  Privateigonthum  vegsn- 
nehmen  oder  muthwillig  oder  ans  Rachsucht  zu  schädigen.  Hand* 
hmgen  der  Art  werden  strenge  nach  Eriegsrecht  bestraft.  Nur  die 
unmittelbare  Nothdurft  rechtfertigt  ausnahmsweise  die  Aneignung 
der  erforderlichen  Nahrungsmittel  nnd  Eleidimgsstücke,  wenn  nieht 
dorch  die  Anordnung  des  Militärcommando's  für  die  BefnVrligung 
gesorgt  ist.  Anch  in  solchen  Fällen  ist  in  der  Begel  d  i  A\  <  rth 
zu  erstatten,  soweit  nicht  die  Qnartieipflicht  sn  nnentgeidlicher  Lei- 
stimg nöthigt« 

Die  ttilitftrisehe  X>lseiplin  hst  Mer  manche  Wislitlnelie,  wskfts  die 

ftltere  KrlegsAhnng  befleckt  hatten,  abgeschafft  oder  doch  ermAssigt.  Mit  Eccht 
wird  jeder  Dicbstnlil  oder  Raub,  von  Soldaten  im  Quartier  oder  auf  dem  Marsch 
Tcrfibt,  strenge  bestraft  und  auch  Duithwilligca  Zerschlagen  von  Spiegeln  imd 
Mubeln  nicht  geduldet.  Ni^nals  darf  die  Wegnahme  vou  Kostbar keiteo,  Uhren, 
OsBBilden  XL  dgl.,  mld  aber  ans  Nothdurft  die  Wegnahme  von  Lebensmitteln, 
BMd  und  Fleisch,  HsnsUiisren  snra  Schlachten  n.  dgL  gestattet  werden.  Anch 
die  Bier-  und  Weinhäuser  dOrfen  so  wenig,  wie  die  Bidkar*  nnd  MslagBKiidas 
der  PKinderuug  oder  freier  Besitzergreifung  preisgegeben  werden,  sondern  was  dn, 
über  die  Quartierlast  hinaus  verabreiclit  oder  nöthigenfalls  genommen  wird,  ilus 
soll  bezahlt  werden.  Aber  es  ist,  insbesondere  auf  ermüdendca  Märschen  oder 
nach  der  Schladit  nicht  zu  Terhindem,  dasa  ntekt  Hanger  and  Durst  zuweilen  va. 
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ttrtheilaiig  der  pnTatrechtlichen  oder  strafrechtlichen  Logik  als  rechtswidrig 
erklfcrt  mtdan  mflme,  und  deanodk  von  der  Ejriesignnll  tb  anT«meidlicli 
gednldat  und  geiehflUk  irird.  Tg),  oben  m.  %  663. 

657. 

Du  hentige  VolkeiTecht  Tonrirft  das  flogenaiinte  Beatereobt 
im  Kriege  als  reditsvidnige  Barbarei. 

1.  oben  I  6S8.  Hugo  Grotiaa  (üb.  HI.  cap.  6)  aetifc  noch  di«  r6- 

mische  Ansicht,  dass  die  Beute  wider  einen  fremden  Feind,  d.  b.  irider  alle 
Stat';anjyelu'r;!'f'  des  feindlichen  Stats  erlaubt,  und  nur  im  Bürgerkrieg  untersagt 
Bei,  als  jLji  ineiuts  Vrilkerrecht  voraus.  Es  war  nur  ciue  tliatsilcliliche  Blrmässigung 
des  Beuterechts,  wenn  das  rumisehc  Recht  den  Truppen  zur  Plüclit  machte,  die 
Beute  jedeneit  an  den  Stat  absnliefern,  damit  er  darüber  verfüge,  denhalb 
eine  lEnaMjnägmg,  weQ  die  Siddaten  ein  geriugerea  Literene  balten.  Beute  fUr  den 
Stat  T.n  machaa.  Aber  der  Eigenthümer  fand  keinen  Rechtsschutz,  indem  er  als 
Feind  rechtlos  war  und  seine  Sachen  als  herrenlos  betrachtet  wurden.  Zu  Yollem 
Durclibruch  gelangt  erst  in  unserm  Jahrhundert  und  nicht  oline  AVifU'rspnich  vieler 
und  angesehener  SchriftsteUer  Ober  das  Völkerrecht,  weiclie  eich  schwer  von  dem 
lü)eriieferten  Orundsats  der  Beute  eder  der  etatMchen  CoBfiacation  leamaehan  kflmien 
(vgl  Pbillimore  m.  $  76X  der  entgegengesetzte  Grondsatz,  dam  daa  Privat- 
eigentham  zunlebstder  friedlichen  Peraoneni  dann  aber  selbst  der  feind- 
liehen  Personen,  mich  im  Kriege  repelmässijr  zu  achten  und  dessluilb 
das  vermeintliche  üeuterecht  ein  uöenbares  Uureclit  sei.  Ein  merkwt\rdiges  Kr- 
kenntuiss  liat  der  oberste  Gerichtshof  der  Vereinigten  ätateu  im  Jalir  1812 
erieiwen,  in  dem  der  Uebergang  ans  dem  aMen  Denterecht  in  daa  neue  Beeht  dea 
Bigffl0^niniiMfbiil  mw  dwitHfih  eikennbar  wird.  Es  wnrde  titmiMi  das  Becbt  dea 
Stats.  das  in  seinem  Gebiet  aar  2dt  der  Kriegseröffianng  voriiandene  Vermögen 
der  feindlichen  ?t»tsangGhörig:en  zu  confi.scirrn ,  als  hervorgebrachte  Retrcl  ;iti- 
erkannt,  aber  für  die  Ausübung  dieses  Rechts  ein  vorheriger  Act  der 
Gesetzgebung  gefordert  Offenbar  wollte  man  auf  einem  Umweg  das  Privat- 
eigenthmn  aichem,  denn  ein  beeooderee  Getela  war  nkhfc  da  und  wnrde  aocb  nüdit 
erlaaen.  O^ent  Comm.  {  60.  60X  Ein  Eeim  aar  Beeeitijping  dea  Benteredita 
lat  aidMm  in  d^  englischen  Ma^ua  Charta  von  1215  zu  finden,  indem  aie 
das  Vermögen  fremder  Kanflcute  in  England  auch  im  Kriege  t>ehQt2rt,  wenn  Geß:cn- 
recht  gehalten  wird.  Vgl.  unten  /.n  §  GG'J.  Vgl.  oben  die  Einl«'itniig  S.  3ö  und 
Berner  Art.  Beute  im  deutscheu  Statswörterbuch  von  Bluntschli  und  Brater. 

2.  Die  B^ite  ist  demgemiss  nicht  niebr  als  Regel  erlaubt,  sondern  nor  tve» 
salimaweiae  am  beaoodem  Grttnden  mid  in  cngater  Beadutaknng.  Die  nicb- 
tlgrten  Fälle  einer  noch  erlaubten  Beute  sind: 

a)  die  Habe  des  feindlichen  States  selbst,  §  G45, 

b)  die  Waffen  und  kziegeriscbe  Bflstung  der  besi^^ten  feindlichen  Penonen, 
§  659.  660, 

c)  die  Ck)ntrebande  (Buch  IX.  Abschn.  4).    Daneben  noch,  obwohl  bereite 
angezweifelt, 

d)  die  Oestattung,  einen  eiaUIrmten  Plati  an  pUndem,  f  661,  • 
c)  die  Seebcnte,  §  664  t  ■ 

Bluaueaii,  |>ai  TtiMmofel.  94 
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658. 

Won  clor  eine  Stat  an  den  andern  feindlichen  Stat  eine  Geld- 
ramme  ans  Darlehen  oder  einem  andern  Rechtsgninde  schuldet,  so 
darf  er  wohl  während  des  Kriegs  die  Vermamng  und  Bezahlung 
dieser  Sebald  Terweigem,  nicht  aber,  wenn  er  die  Statsschuld  an 
MvatglMibiger  sduildeti  welche  dem  fiaindUdien  State  angehören. 

In  dem  bekumten  Streit  xwiacliea  Vuamta  und  England  tarn  Jtlur  1708 

vertheidigte  Friedrich  II.  die  Betchbignahnic  der  SchleBiBchen  StateHchuId  zum 

Nachtheile  der  englischen  Glaubigor,  vrorübi-r  sitli  die  on!'!'  rhrn  T'ublicistcn  als 
über  eiüe  schreiende  Verletzung  des  Vcilkt  rrcchts  Ixschwerten,  nur  aus  dem  Ge- 
giditspunkte  der  Bepressalieu  gegen  dm  Unrecht,  welches  die  englischen  Kajper 
mr  See  gegen  die  Pwmehchen  Kaoffohrer  begehen.  Vgl.  oben  m  §  600. 

659. 

Ausnahmsweise  ist  es  den  Kriegsleuten  erlaubt,  den  von  ihnen 
besiegten  feindUchen  Personen  ihre  Waffen  und  Herde  nnd  andere 
zur  kriegerischen  Ausrfistniig  gehörige  Sachen  wogzxmehmcn  und 
sieh  selber  als  Kriegsbeute  anzueignen,  aber  nicht  erlaubt,  Geld  oder 
Kleinodien  des  Feindes  zu  erbeuten.  Nur  wenn  der  getödtote  Feind 
solche  Kostbarkeiten  auf  dem  Sehlachtfelde  zurücklässt,  so  ist  es  bei 
dar  TolUgen  XTngewissheit,  wer  der  Erbe  sei  md  ob  solche  Habe  fttr 
taselbfln  an  retten  sei,  eher  dem  Sieger  gestattet,  diese  Sadieii  sich 
anzneignen,  als  sie  Tsrgraben  oder  verderben  zu  lassen. 

Dm  Efauttlne  baetiiiiinl  in  jedem  Beer  du  flnumde  Des  TUkemeiit 
qpilcht  nur  den  aUgemdnen  OrondnU  «na,  der  bei  diesen  YetordnnngBa  nidit  vev 
Mit  wexdm  diil^  eluie  gsradile  MiwliilHgasg  sa  ecfidiKeD. 

6G0. 

Die  erbeuteten  Fahnen,  Kanonen,  Munitionswagen,  Kriegskassen 
und  überhaupt  alles  Öfteutiichc  Kriegszeug  dürfen  niemals  Ton  ein- 
zelnen Nehmem  angeeignet  werden,  sondern  sind  an  den  Befehls- 
haber abzuliefern. 

Am.  46.  Das  ist  seiner  Bestiimnung  nach  Offen türhes  Kriegagut  und  kommt 
daher  dem  State,  nicht  dm  Nehmer  zu.  Eh  ist  das  der  alte  Gmndsats  der  rOmi- 
ficheu  ^ratida,  der  iu  dieaer  Be^hhUikung  noch  fortwirkt 

661. 

Es  gflt  mater  cMisirten  V61keni  nieht  mehr  als  gute  Knegs- 
sitte,  um  die  Soldaten  zor  EntSnnnng  eines  Platzes  oder  Lagen  auf- 
«oreiaeii,  ikuaa  die  freie  nBaderDng  des  eroberten  Ortoi  an  erUmbOL 
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Man  vertheidigt  zuweilten  diese  verwerfliche  Massregel  damit,  dass  tmter  üiii> 
Bt&nden  nur  durch  solche  Anreisning  der  Gewinnsucht  die  Soldaten  dazu  gebracht 
werden  können,  das  WagTiiss  eines  Sturmes  zu  unternehmen  und  den  hartnäckigen 
Widerstauii  /u  brechen  und  mit  der  ikrufung  auf  die  eigenen  Verluste  au  Gut  und 
Blnt,  die  tenh  ^nigaiBinaai  ausgegliehen  «evdoL  Aber  diese  Lappen  verlildleii 
aidii  ÜB  nMtt^  Beriwei  der  MeanregeL  Bs  ist  aneh  ^«»«rffi^v  oBehcenluift,  die 
Soldaten  dadurOh  sa  ihrer  kriegerlichen  Pfüchtcrftülung  anzureizen,  dass  man  sie  za 
Rüubem  macht  nnd  das  offenbare  Unrecht  solcher  Plündcnuii'  ist  in  keiner  Be- 
ziehung ein  Ersatz  für  das  in  ehrlichem  Kriec:e  vergossene  Blut  und  aufgebrauchte 
Qut  Die  Privaten  führen  nicht  Krieg  und  duricn  daher  auch  nicht  der  brutalen 
BudWBlit  preisgegeben  irarden. 

Insoweit  die  Zerstörung  von  Privateigentliura  als  blosse  noth- 
wendigo  Folge  der  Kriegsfiilirung  selbst  erscheint,  ist  dieselbe  kein 
Unrecht,  sondern  ab  Unglück  für  die  Privatpersonen  zu  betrachten. 

Yi^  au  §  652.  Ml^jVelienniie  werden  einzebo  PrivatcigenthOmer  sehr  hart 
von  den  zer'-trireüden  Wirkungen  des  Kriegs  betroffen,  indem  ihre  Felder  vcrwflstet, 
ilire  Gebiiudc  niedergerissen,  ihre  Wohnnngen  abgebrannt  werden.  Soweit  diese 
Ucbol  unvermeidlich  orscheiucn,  soweit  muss  der  £igenthümcr  dieselben  ertragen, 
«fe  den  Hegdedilag  oder  wie  die  UebenämeiniiKing  dee  aui^etretenen  fitnmiee, 
wie  den  firudp  den  der  BHti  entsttndet  hat  Si  iet  des  Ar  aie  ein  ün^Ock,  nicht 
ein  eriillBliee  Uereefat  Seher  haben  sie  auch  keine  Reehtlferderung  auf 
Entschädigung  Tveder  gegen  den  feindlichen  Stjit,  d(?ssen  Trnpjton  die  Zerstörung 
gemacht  liabeu,  uocli  gegen  den  eigenen  Stiit,  auf  dessen  Schutz  »ie  angewiesen 
sind.  Aber  die  Budtsichien  der  Billigkeit  sprechen  dafdr,  dass  der  letztere  Stat» 
wenn  seine  Plnaaskrafte  den  enerekhen,  hinterher  den  Sdiaden,  den  Einselne  vnt 
eeinet  KHegee  wOlen  erlitten  heben,  wmdffHiuu  in  der  Hupteehe  veigote.  8e 
hei  dee  dniteake  Reich  in  dem  erworbeneu  Beichslande  Elsass-Lothringen  den 
Schaden  vergütet  (1872),  den  das  Bombardement  der  befestigten  Städte  den  llaua- 
eigenthOmem  verursacht  hat.  Dagegen  hat  der  nordaraerikanischc  Senat  (12.  Jan, 
186!^)  das  EniiidiMigungsbegehren  einer  Miss  Murphy  verwoi-fen,  deren  Haus  mit 
endem  durch  die  militärischen  Operatkmen  des  Gener&ls  German  im  State  Alahemft 
■enUrt  vHdett  «ai;  ohvoU  de  ek  Anliiiigeria  der  Unicn  bdoBut  mc 

663. 

Mnthinnige  oder  tachBOchtigB  ZeEStaraiig  oder  Schädigong  ron 
Frbateigeuthitm  ist  ein  Bechtsbnicb  und  als  soldier  atraibar. 

Insbesondere  sind  die  Brandstiftong  oder  die  Anirottaiig  Tim 
Gulturpflanzen,  die  Zerstömng  yon  Dämmen  u.  s.  f.,  wenn  sie  nicbt 
durch  die  müitSrische  Nothwendi^Esit  gerechtfertigt  werden,  eine 
Yotherreditmdddge  BarhaceL 

Beta  Uegeethenes  rfflunt  ü  den  ahev  Indlern  ladi,  da»  aie  ha 
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Ejdflga  die  FÜHUningen  der  Bauern  verschonen,  während  selbst  die  civilisirten  Bel- 
lenan  suweilen  die  Oclbätimc  in  fciiKlliclicni  Gebiete  umhauen  (Laurent,  hist 
de  I*hum.  I.  S.  132>  Dis  cl^s'^i^rlic  Alterthum  steckt  noch  tief  in  dieser  llarUarei 
und  dus  Mittelalter  verstund  unter  ivriegsführung  voneugswei««  die  mögiichsM 
Schädigung  auch  dfii  Printaigenthniu  in  Fripdealaad.  die  ipltere  Kri^«- 
fiüimng  iriid  •IhnMiIifA  niUer.  Lanrtiit  (X.  8.  8Bfi)  htlbi  m  rikinlkk  ImiM^ 
dass  zuerst  im  Jahr  1552  der  franstabohe  Manduül  Brisac  einen  Ycvttic  mit 
dem  Spanischen  General  durchgesetzt  habe,  welcher  die  Baumpflanznn^n  g^D 
die  unnütze  ^'crwft8tung  sicherte.  Aber  viel  später  noch  trieben  die  Truppen 
Ludwigs  XIV.  in  dem  Pfälzer  Kriege  alle  Grauel  barbarischer  VerwliBtung.  Die 
heutige  Kriegsf ohmiig  iiilaiiimgt  da«  entachiedea.  TnOkk  ist  andi  jeist  voeh  dar 
Bechtaeduita  der  Prftatdgcnthflmer  gering  gegen  aoldie  Iflaaethaten  der  Trappeu. 
El  bleibt  ihnen  zunächst  kein  anderes  Mittel,  als  die  Hülfe  der  Commandanten  an- 
zurufen, und  nicht  immer  sind  dieselben  geneigt,  einzusclireiten.  Offenbar  ist  in 
solchen  fallen  der  Stat  verpflichtet,  sich  sciuer  Angchiirigen  anzuuehmeu  und  wo 
möglich  bei  dem  Friedensschluss  Entschädigung  zu  fordern  oder  voraubehaltan» 

B.  Im  Seekrieg. 
664. 

Feindliche  KriegSBciiiffe  kdnnen  sowolil  auf  offisner  See  als 
jn«fti»ii<Jh  der  EigengewMser  der  kriegfiUireiiden  Staton  jeder  Zeit 
genommen  nnd  ihre  Maunaduilt  fcrie^ige&ngMi  gemacht  werden. 

Die  EriegäschiiTe  sind  Kriegsmacht  nnd  KriegsrOstung  und  verfallen  daher 
der  Wegnabne  dei  FUndet.  baofeEB  itelit  das  Sedai^gvneliit  demEriflgBecfat  n 
Luide  (vgl  f  MA.  M6)  img  ^ddL 

665. 

Obwohl  auch  der  Seekrieg  wider  den  Stat  und  uicht  die  Privat- 
personen geführt  wild  und  nach  dem  natürlichen  und  humanen 
Völkerrecht  das  Privateigenthum  im  Seekrieg  ebenso  geachtet  wer- 
den sollte  wie  im  Landkrieg,  so  ist  die  gegenwärtige  Statenpraxis 
auch  mancher  civilisirten  Seemächte  noch  nicht  in  Uebereinstimmung 
mit  diesen  Grundsätzen  und  wird  von  denselben  heute  noch  der 
Kiiegsmaiinc  ein  sogenanntes  Recht  der  Seebeute  zugesprochen 
gegen  Schiffe,  welche  ein  Privateigenthum  von  Angehörigen  des 
feindlichen  States  sind  nnd  gegen  die  darin  befindlichen  Waaren 
aolcher  Personen. 

Vf,'l.  die  EiiileitutiLf  P  40.  Zuerst  ist  die  Freiheit  der  ITaiidelaechiffe  anch 
im  Krief^e  durch  den  Vertrag  von  17Öö  zwischen  K>a\\>^  1  ri*  drich  II.  von  Prcii^n 
und  den  Vereinigten  SiaAea  Amerikaa  grundäilUlidi  aucrkauut  worden.  Ebenso  hut 
»ich  l^afolfioa  L  gegen  England  dafür  au^cesprodMo.   (Vgl  Lanreat  a.  ^  '0. 
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ZY.  8w  46(k)  CtogmuirUg  noch  hat  engliieli«  B^ennig  ildi  nicht  ent- 
wäMmm  Umm,  dai  TfilhenrMte  von  cUewin  Mm  Hecken  reb^en  sn  helÜBO, 

wenngleich  audi  in  England  TOnfl^ch  oiiter  dem  zunächst  betbeiligtcn  Handcla- 
8tas)<l(  ib  r  GnindsatK  dfr  Glcirl(<-  f  ollnnf^  d es  Hcdits  im  Soc-  wie  im  Land- 
kricj;  fino  >v!ic|iscnde  Zustlimiimig  erhalt.  Die  liesohitionen  des  Bremor  Handels- 
Btandeii  vom  Dcc.  1869  (abgedruckt  bei  Heffter  AnL  IX.)  geben  dem  richtigen 
modenien  Mocip  folgenden  bendtn  Awdnidts  ^Jn  Erwägung,  dass  die  Unver- 
leUlkAirit  der  PenoB  nnd  dee  Elgenthums  die  einiige  Omndlage  bQdet,  auf  welcher 
der  geistige'  und  materielle  Austausch  der  YOlker  ildier  gedeihen,  auf  welcher  6e> 
Rittung  nnd  Wolilstaiid  sich  frei  c-iitwickcln  nnd  nnffcfalirdet  in  die  entlegensten 
Gebiete  der  Erde  driiijjcn  kuunoti,  d  * •  dr^i;ha]b  von  allen  Nationen,  die  eine  Ehre 
darein  seUeu,  als  Varkmnpfer  dtr  Civ  ilisalion  zu  gelten«  dieser  Grundsatz  auch  im 
Kric^ie  Iteilig  gehalten  werden  sollte; 

„in  Erwignng,  dnae  dem  ntwider  vQllterrechiifdi  im  Sedoieg  noek  geetnttet 
wird,  was  am  Lande  selbst  als  rohe  Oewall  gebrandmarkt  ist,  in  friedlidiar  Awk 
fibung  ihres  Berufes  begriffene  Privatpersonen  ihrer  Freilieit  und  ihres  Eigenthnmt 
zu  berauben.  Hande]sffthr7:f  n&rc  neh^^t  ihrer  Ladung  wegmnelunen  und  xa  nenrtArent 
ihre  Mannschaft  gefangeu  zu  halten; 

r4n  fernerer  Erwägung,  dass  das  Unrecht  dieses  Verfahrens  bereits  allseitig 
in  da«  Bewotmin  getreten,  dus  die  von  fast  ilmmUicheD  Staten  aneitamnto  De- 
daration  des  Pariser  Gongreeses  Tom  16.  April  1866  einer  richtigen  Ansdumvag 
Bahn  sn  bredien  begonnen  hat,  dass  sie  nicht  nur  die  Interessen  der  Angehörigen 
neutraler  Steifen ,  dü.ss  sip  das  Eigrnthtim  selbst  der  .\nppohftripcn  kriegführender 
Staten  in  dem  i  aiie.  wenn  es  sich  an  Bord  neutraler  Schiffe  betiinU't,  in  Schutz 
nimmt;  daäs  iu  Folge  tlieils  dieses  Vorganges,  theils  des  offenkundigen  Wuusdtes 
nsMlher  Beglemngen,  z.  B.  der  TerdniglSB  Staten  von  Vordamerilm,  nadi  voü- 
üindiger  Beseitigung  des  cingcwurselten  ÜnreditB  die  allseitige  Anerlraintnig  des 
Ansprucli!;  Ton  Handel  and  SchiffTahrt  treibenden  Privatleuten  auf  Sicherheit  für 
m-h  um]  ihr  Eigenthum,  soweit  sie  den  Bedingungen  des  lürieges  nicht  entgegen* 
handeln,  wesentlich  erleichtert  ist; 

„in  ii-nvagung  sodaun,  dass  dem  gegenwärtig  wieder  msammcuLr elenden 
OpngNMe  d«r  Enrepüsdisn  GroiODldite  die  Anlliaibe  nsbe  liegt,  das  begonnene 
Werk  seiner  Vetginger  lu  vollenden  nnd  sich  dazdi  TlHUge  Vettananag  der  WÜIlrtlr 
fOherer  Zeiten  aus  den  Nonnen  des  Scercchts  efal  ■SgeBweldies  md  ei^ges  An- 
dtW^H"  in  den  Annalen  der  Civilisntion  zn  stiften; 

„in  Erwftginur  endlicli,  dass  zu  dem  Zwecke  Alle,  welche  das  cigmio,  Interesse 
oder  eine  wanne  Iheliiiahme  am  1 'ortschritte  des  Hechts  zunächst  dazu  autrieb,  laut 
ilae  Sttnae  «lidien,  md  der  eigenen  R^erung,  ivle  dam  vsnwnmdten  Bsihn 
der  Kationen,  das  einstimmige  ürdwil  der  gebüdeten  Welt  TOridtaden  sollten; 

„beschliesst  die  Versammlung: 

1.  Die  Unverletzlichkeit  der  Person  und  des  Eigenthums  in  Kriegszeiten  mr 
See,  unter  Ausdchnuni?  anf  dip  Anfj-rlHirfei^n  kriegführender  Staten,  soweit  dip  Zvrerkc 
des  Krieges  sie  nicht  nulhwcudig  bc»chriuxken,  ist  eine  unabweisliche  I  ordermig  des 
BedittbevnsBtseins  unserer  Zeit 

i.  ESn  Hoher  Senat  der  Ikeien  Hanswitndt  BreoMD  M  aagdegmtUdi  n 
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Buchen,  diesen  Gnmdsats  v«rtret»i  nai  Beino  Durchfohning,  sei  es  bei  den  ver- 
binideten  deutschen  Begiemogfln,  ael  ea  bei  den  Miohten  dm  Googrema,  in  Anwgwm 

l)riiiigen  zu  wollen. 

3.  Der  gleichätimmige  Aufiapruch  und  die  gkkbstimmige  Einwirkung  auf  ihre 
Begierung  von  fldtni  Aller,  velche»  die  Dnidifilbrang  jenes  GnndsMM 

wie  im  Intercew  des  Redits  und  der  dvOisaiioo  «m  BesMi  Uegk,  ist  mgtfiohst  m 
ciitvebou. 

4.  Zur  Ausfübrung  dieser  Beschlflssc  wird  ein  Comitä  jnV«1<'r?TPs*^t/t.  Tvplrliea 
namentlich  die  Mittheilun^  derselben  an  Kijicn  Hohen  Senat,  an  die  liaiidekkanimer, 
an  die  hier  residirenden  Consuln  anderer  Stateu  uud  iu  ausgedehntem  Masse  an 
solche  Kreise  und  Petsonen  Deutscblsnds  und  des  AnbndM,  die  an  der  WoU- 
fabrt  des  Seeverkdin  eng  betbeHigt  sind,  ndt  der  Anffradenuig  UbenMlmea  wird. 
In  löchern  Sinne  thätig  sein  zu  wollen." 

In  dem  deutschen  Kriege  \on  ISHd  verzichteten  Prenssen,  Italien  und  Oester- 
reich auf  Prisen  von  Handelsschiffou.  Der  Keichstag  des  Nordd.  Bundes  nahm  am 
18.  April  1Ö6Ö  eine  Resolutiun  an,  diu-ch  welche  der  Bundeskanzler  aufgefordert 
wurde,  zu  veranlassen,  dase  die  FVeihdl  des  Privateigenthums  mr  See  in  Krtegi» 
sdten  zu  TdlkerrechtUcher  Anerkenunng  gebradit  werde.  Aber  wa  einer  wtdktit- 
lechtlichen  Abschaffung  der  Sedwnte  ist  es  bis  jetzt  leider  noch  nicht  gekommen, 
wenn  gleich  die  Hoffnnng  wilchst,  cbss  dieselbe  nicht  mehr  lange  aufgehalten  wer- 
den könne  und  schliesslich  das  erwachte  Gewissen  d(ur  Menschheit  diese  Befonn 
fordern  werde. 

Zu  Anfang  des  franafisiBch-deutschen  Krieges  machte  Kinig  Wilhelm  den 
kfthnen  Versoeh,  das  horoane  Frindp,  sogar  ohi»  Zusidiemng  des  Gegenreohts,  anr 
Anedcemumg  m  bnngen.  Die  Proclsnutlon  nnn  18.  Joli  1870  sagt:  „AiinMisofaB 

Handelsschiffe  sollen  der  Aufbringung  und  Wegnahme  durch  die  Fahrzeuge  der 
Biindeskriegsmarinc  nicht  unterliegen."  Leider  ist  Frankreich,  im  Gefühl  seiner 
Uebcrmacht  zur  See.  diesem  Beispiel  nicht  gefolgt  und  hat  den  flberlfcfcrtf  ii  .Miss- 
brauch fortgesetzt,  äo  kam  ilass  die  huuuuie  Matuiregel  der  deut&clieu  Buudca- 
gewslt  nur  der  neotralen  und  der  franateisdien  Schifl&hrt  zu  gute  kam,  aber  die 
dentadw  SehUttdnt  darunter  litt  Die  scUimman  Erieperfahrangen  bstimmteii 
sogar  gegen  Ende  des  Eriegs  die  deutsche  HeeresfOhrung  dazu ,  die  Anwendung 
jenes  htmianen  GruTulsjvtzes  zu  susjwndiren  und  auch  den  fmnzösischen  Handel  mit 
Ecpressalien  zu  Ix  dinlien.  (Note  vom  12.  Jan  1871.)  i>ann  hat  freilich  der 
Schrecken,  welchen  dius  deutsche  Kriegssdüli  Augusta  der  frauzüiiäüheii  Handels* 
adüflbbit  elnflOeste,  das  OeAdd  und  die  Sinriebi  lUgnaaiaer  gemaekt,  dsas  die 
HandeleMhiffiihrt  nur  dann  sidier  sei,  wenn  der  Tendcht  auf  Secbemc  aUseltfg 
gemacht  werde.  Die  franiOalsche  provisorische  Regierung  (Note  vom  28.  Oct  1870) 
spracli  Bogar  die  Hoffnung  aus,  ,.das.s  der  Gang  der  Ideen  eines  Tags  die  M&chte 
dahin  führen  werde,  Verträge  zu  schliessen,  welche  die  üebel  des  Kriegs  y.n  mildem 
bezweckeu'\  öchon  vorher  hatte  der  Statstiecrctar  der  Vereinigten  btateu,  Fish 
(Kote  vom  98.  Joli  1870X  die  Bnmrtnng  geiiusscrt,  „dass  das  Vcik  der  Tcninig^ 
ftfatfagt  bald  die  Genuntluuuur  haben  woiA>  jifaifm  Qmidsata  fAboehaftinff  der  8en* 
beoto)  nDgemefai  aneriouurt  an  ssliea*'. 
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Di«M9  sogenmito  Seebeoieredil  «ndreekt  dch  mdit  auf  fsM- 
Ucihes  Mfatgat  im  Lande,  Bondem  ist  besduinkt  auf  die  fomdliclieii 
Sdiiffe  und  das  feindliche  Gnt  in  den  Schiffen. 

Grerade  dieser  üegeusatz  der  Bcliaiullun;?  >^t'igt,  wi«;  iiu-onscqunit  das  ganae 
Yerfahren  ist  Die  dem  Angehörigen  des  feüidlicben  States  i^ugehOnge  Kaaf- 
mannswftftre  itfc  Qcfenitaiid  der  Seebeute,  so  lauge  sie  auf  dem  feindlichen  Schiffe 
rieb  Mlndefc,  aber  noch  iiiclit,  bevor  de  «of  du  Schiff  geleden  ist,  und  nicht 
mehr,  \renn  sie  ans  dem  Schiff  ausgekden  ist.  Die  Docks  und  Magazine  dar 
SccstS/Jte  Biebern  die;  Waarc  vor  der  Betitr,  nur  das  Schiff  nicht.  Wesshalb  nicht, 
das  ist  durch  die  gevölmlieh  uiigeftihrten  Yorwändc  nicht  zu  erklären.  Das  Schiff 
ist  ja  nur  ein  wandernder  Theil  des  Landes;  uud  insofern  es  die  Waaren  auf- 
idniinl  und  birgt,  gleichsam  ein  schwimmendes  Magazin.  Es  ist  daher  imlogisch, 
das  Fiffateigenünntt  an  der  Weare  m  schonen,  trenn  es  «nf  festem  Lande, 
und  es  als  gute  Beute  za  behandeln,  wenn  es  in  einem  Schiffe  mtga> 
zinirt  ist.  Eber  lassen  sich  Gründe  dafOr  anfahren,  dass  die  Schiffe  wegge- 
uoDimcn  werden,  "weil  ditKo  ibrer  Natur  nach  auch  der  Kriegsftthru?i''  dienen 
küuueu,  sei  es  zum  Trau.si)urt  der  Tnippen,  sei  es  geradezu  zum  Seekrieg  selber. 
Die  genommenen  Schiffe  sind  Ubrigens  von  dem  Nehmer  einem  PrisengericlUe  zur 
Beutbeflnmr  zo  fibennitteln.  YtA.  nnten  Bucb  IX.  Oso.  6. 

667. 

Die  FisdierbooCe  der  Angehörigen  des  feindKcbfin  States  dftarfen 
nidkt  als  Prise  weggenommen  werden* 

lu  dieser  Ausnahme,  welche  die  Kriegssitto  macht,  uud  insbesondere  von  den 
fiBBOsOdedien  CMddaUlfoi  In  mitsstew  UmÜuig  gescbotst  ^nivde  (vgl  Heffter 
(187),  bricht  dMBMAriiclaeBeebtdnreh,  webhee  nr  nUgeaefaien  Hesel  m  werden 

geeignet  ist.  Wenn  die  Fisdierboote  Sil  kriegerisohen  Zwecken  dieiicn,  dann  sind 
sie  der  Wegnahme  aus^setzt.  aher  nidrt,  80  Isoge  sie  TMi  dem  friedlichen  Be- 
rufe der  Fischer  benutzt  werden. 

668. 

Auch  auf  ^usliiiiulctc  ScluÜe  LUid  geborgenu  Güter  erstreckt 
sich  das  Prisonrcdit  nicht. 

Freilich  wenn  das  der  Wegnahme  ausgesetzte  Bchifi'  auf  der  Flucht  scheitert, 
so  kauu  der  Kehmer  sich  noch  desselb«»!  bemächtigen. 

669. 

Die  gute  Eriegssitto  erfndert,  daas  die  feindlichen  Handels- 
adiiffe  nidit  melir  sofort  nach  dem  Ansbradi  des  Krieges  dnrcli 
nnerwartote  WeguiJune  übecxaadit,  sondam  doBMlbeii  «ine 
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gowihrt  irorde,  nmeiliBlb  welchAr  eie  ans  te  fenidHciMii  IGtfeii 
malaiiiSBii  nnd  erneu  elehem  Zuflnditeoti  aiifinidieii  komieii. 

Vor  dem  Krieg  ist  die  Wegnahme  nicht  erlaubt,  sontlorn  lukhstem  die  Bc- 
schiaguahme  (Embargo).  V^.  §  509.  Aber  es  ist  offenbar  sehr  liart,  friedlich 
§idaa!t»  EuflUueri  eine  voriierige  Wftnmiig,  am  Tage  der  KriegserOffnung,  m 
ttberfiJkn  nnd  ihn  Schiffe  und  Ladung  ab  Priie  wegzimehzoeiL  Da  striiibt  aiok 
das  heutige  Bcchtagefiihl  stärker  gegen  die  Anwendung  des  alten  Satzes,  dais  die 
Schiffe  und  Waaren  der  „Feinde"  der  CoiitiR<  ation  verfallen.  Elin  völkerrechtlicbcr 
Fortschritt  der  Art  ist  Tomelunlich  in  dem  Russischen  Krieirc  von  1854  gemacht 
irorden,  indem  die  beiden  Westm&chte  Frankreich  und  England  den  Ruasifich^ 
Schiffen  in  Dnrem  Bereich  eine  Friit  um  6  Woebai  geben,  m  eich  nnd  ihre 
Ladnng  in  IMeilieil  m  htiagfiiL  Hen  nennt  diese  Vexetettong  Indnlt 

670. 

KmIi  dem  in  Europa  anerlcaitnleii  YSUDemcikt  düii^  keiiie 
Kapencihiffe  mehr  zor  Seebeate  ermäditigt  werden. 

1.  Pi*'  Kriegsäittp  drr  Seestaten  hatte  pfdi  niobt  damit  begnügt,  durch  ihre 
KricfTäschiiii  den  Handel  der  fcindlicbon  Kation  zur  See  mögliehst  7a\  sehlWli^Pn,  m 
berauben  uml  zu  unterdrücken.  Sie  eucbte  dietie  Gefälirdung  des  Handeln  noch  da- 
dnidi  n  vergrössem,  da«  eie  die  Beobencht  und  den  Haei  d«r  Fkinten  beanteto 
und  FrivalechiffB  ermächtigte,  ebenfalls  anf  Seebeute  aasm&hraL  DieEnnldi%mg 
wurde  durch  sogenannte  Kaperbriefe  (LeUres  of  Maique)  fegobon,  and  dkee 
Icgittinirtoii  Tiaidjsclijffo  wiinlon  Kaper  genannt.  Das  Eaperschifl'  erliannte  z'war 
die  .\ntf  ritiit  des  Adiniruls  an,  ■wclchir  dir  Kricgstlutte  commandirte.  aber  ei,  bildete 
docii  uiciii  einen  eigentlichen  Bestandtheil  der  Kriegsflotte,  sondern  blieb  eine  Uuber- 
nehmnng  der  f^ejb«Hter.  fii  irar  dee  ein  Privatltrleg,  trelefaer  n^ben  den  afll- 
tiriBoh  geordneten  Stetakrieg  herlief  and  die  Chataden  und  Säuanken  der  miUliri- 
schen  Ordnuqg  alatreifte.  Za  der  mütehlleriidien  KriegsfOhnng  passte  das  noch, 
mit  den  htuaaneren  Gmndrittaen  der  modemen  Wek  kam  ea  in  iduraffirteii 
Widerspruch. 

2.  Seit  dem  vorigen  Jahrhundert  wurden  daher  verschiedene  Versuciie  ge- 
macht, die  Kaperei  zu  untersagen.  Zuerst  wurde  in  einem  Vertrag,  den  Franklin 
ab  Genaler  der  Ter  einigten  Staten  too.  Hetdwnarika  mit  Frenaaen  nntar 
Friedrich  dem  Groeeen  im  Jahr  1786  äbeddeae,  beatimmt,  dam  keine  der  beiden 
Mächte  im  Fall  eines  Krieges  Kapcncbiffe  aaerftsten  dürfe  zur  Schädigung  dea 
feindlichen  Handels.  Aber  nucli  diei5er  Artikel  wnnle  bei  der  Re-rision  de«  Ver- 
trags von  1795  nicht  wieder  aufgenommen  (Whealou,  VArrn  §  358).  Ihi'  in  den 
Zwauxigerjabreu  unser»  Jahrbunderts  erneuerten  Unter luiudiuxigen  unter  deu  bee« 
nidilan  aar  Alwchaftng  der  Kaperei  noren  erfolglos,  ficat  auf  don  Pariaer 
Congreaa  fonlSM  kam  am  IfLAjrii  eine  gemelnaaamEiidinMg der  emepliacbeB 
^Tiu-hte  Ober  das  Seerecht  in  Kriegszeften  zu  Staude,  deren  erster  Artikel  lantei: 
„La  coiursc  est  et  denu  ure  nbclie."  Die  Erklärung  wurde  nrprünglich  von  den 
fiknf  euiopftiBcbenUroflsmflchteu  England,  Frankreich,  Oesterreich,  Preussen 
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wtä  BumUhA,  aotan  dm  Kfidgrakb  SardiiieB  (lulien)  ud  der  Ttrket 
nnieiaeidiiiet,  erhielt  «bor  apiter  auch  die  madittokUclie  Zmtimnnmg  der  flMgai 

enropSiMlMii  fiteten  und  von  manchen  amerikaaiaclieii  StaleiL  Offenbar  eath&It  die 

ErklSrung:  nicht  ciprcntliohf«  f rnnventionpllps)  Vcrtra jrsrocht.  soiKlmi 
durch  Kcmeinsamc  Ancrkonuung  aasgesprochenes  not  h  wcMiligcs  (Ge- 
setiscs)  Ii  echt  Als  europäisches  Völkerrecht  ist  nun  der  Grundsutz  anerkannt 
nnd  Mb  ettnipftiidMr  Bttt  darf  mehr  davon  zurttcktretea  und  die  olto  Bavbavei 
erneuern. 

3.  Der  allgemeinen  Anerkeanung  aller  des  Grandattaes aUht  iMmptsachlich 
noch  im  Weg,  dass  die  Vereinigten  Staten  von  Nordamerika  ihre  Znstini- 

nrnnjf  versa«rt4»n,  nnd  zwar  nii  ht  deshalb,  weil  sie  die  Kaperei  guthiessen,  sondern 
deshalb,  weil  ihnen  die  Kajx n  i  m  lange  als  Nothwehr  unentbehrlich  schien,  als 
nicht  die  Kriegäuiariue  selbst  auf  die  Sccbcutc  gegen  Kaufschi fTe  verzichte.  Sie 
ftaden,  deas  die  Seeateten  mit  atugedduiter  Amdekmatine  imd  geringer  Kricgs- 
maxine  doreh  die  bkaae  Bewitigung  der  Eaperei  in  eine  hffdut  imgOnatige  Lage 
versetzt  werden  gegen  die  Seestaten  mit  starker  Kriegsmarine,  indi  in  dicsr  ihren 
Scchandel  veniichten  kJImipn,  nhvr  sie  ohne  Hülfe  von  rrivut.schüren  als  Kappni 
«iclit  ebenso  den  feindlichen  Handel.  P'rankreith,  Treussen,  Italien  und 
Bussland  waren  bereit,  auf  den  Amerikanischen  Verbesserungsvorschlag  eiiusugcheu 
und  die  (widerrediüiche)  Seebeute  mit  der  Kaperei  absnacbaffen.  AJleln  England 
Uc«  lieh  noch  nicht  dasn  heibeL  In  dem  nordamerikaBisdien  BttrB*ila^l( 
gaben  die  Südstaten  Kaperbriefe  aus  (Congressbeschluss  der  OoiifitderatloB  vom 
6.  Mai  ISßl);  aber  fremde  Schiffseigner  Hessen  sich,  abgemahnt  und  frewamt  von 
ihren  Kef^icrungen,  nicht  damuf  ein.  Auch  der  Prilsident  der  Union  wurde  vom 
Cougrm  dazu  ermächtigt,  aber  er  machte  von  seiner  Vollmacht  keinen  Gebrauch 
(Wheaton,  Eiern,  of  InL  hiw.  §  35t).  Anm.). 

4  Ab  der  dentache  Bundesfeldbsrr  m  einer  »frciwill^en  Seewehr"  anfirief 
and  die  dentechen  Beelente  nnd  SdiUhei^^  aaffctderte,  Sdiiffe  in  mSaet  Tev- 
Itlgiuig  au  stellen,  welche  feindliche  KxkgmliüFe  aograifeo  sollten  (24.  Juli  1870), 
so  erhob  die  französische  Regiernng  da^j^en  Einsprache,  weil  diw  eine  Umgehung 
des  Verbotes  der  Kaperei  sei.  Indefeseu  erklai'te  da-s  neutrale  England  diese  J^iu- 
rcde  für  nicht  begründet,  weil  die  Schiffe  der  freiwilligen  Seewehr  unter  den  Be* 
fehlen  nnd  nnter  der  Biaciiilin  der  XnegBmarina  stehen.  (Statswch.  4846.  4846.) 

671. 

Auch  inwiefern  es  noch  dnrdi  die  heigefairafiSite  Uelrang  der 
Seemadiie  als  gestattet  endieint»  Seebente  za  mBohen,  ist  das  dooh 
nadi  enro^aschem  YSSkenrecht  nur  wUiöhen  Kriegsschiffen,  die 
einen  BestandÜiefl  der  Kriegsflotte  bilden,  erlaubt 

In  der  militäriacbMi  Unterordnung  und  I>iücipliu  liegt  eine  gewisse  Garantie 
SBgeftBmw^iraiohebrfKapemehiibngiadkhMilt  TgL  imtbilgsn  anfmcnra 

672. 

Das  genommene  Schiff  nross  in  der  Begel  dem  Fpssn^cht 


dM  KebDMtets  überliofari  und  fOn  diMem  über  di»  BiHiWifficlH^ 
dar  AciM  cntMduodeii  wccdflD* 

Die  Pritengerichto  dienen  xnr  Coolniie  fliier  die  Anflbang  de«  Seeieelili 
fn  Eri^zeiteo.    Die  PriBengorichtsberkeit  wird  «b  Ksiefe|;erie]ita- 

barkeit  ^.ur  See  betrachtet.  Neutrale  Staten  haben  keine  Prisengerichte.  Yf^ 
darüber  uuU'd  linch  IX.  Cap.  6.  Die  Besetzung  der  Prison-ffriclitc  und  das  Ver- 
fahren vor  denselben  ist  noch  immer  statsrechtlich  gcordn«  t  Aber  d£U>  llecht, 
welches  sie  liaudhaben,  ist  in  erster  Linie  völkerrechtlich,  in  UerBc^el  soUea 
die  geDommeneii  feixtdlichen  Schiffs  in  einen  Hafen  des  Nehmeetats  Mifgebracht  nnd 
da  der  Benrtheihing  des  FrLKQgerichtaliofea  nnterworfen  werden.  Aber  nicht  immer 
ist  die  roOglidi,  besonders  nicbt»  wenn  der  Krieg  in  entlegenen  Gewässern  geftthrt 
wird.  Dann  müssen  dieselben  vorerst  in  neutralen  Hafen  untcrg^ebraclit  werden, 
insofern  solches  von  neutralen  Stnten  poBtattet  wird.  Uuzulit.s.sig  ist  es,  die  Zer- 
störung dcü  genommenen  Schiit's  damit  zu  entschuldigen,  dat«  die  Uafcu  dca 
üehmestata  blokirt  seien  und  deber  die  Aufbringung  deiaelben  dahin  unmOglkh  ge- 
worden  ad.  Der  Maogel  an  Elfen  dehnt  nicht  das  Recht  der  Wegnabne  aoa. 
Hur  die  inmerste  Noth  kfinnte  die  Zerstörung  rechtfertigen.  Ali  Maxime  ist  die- 
selbe völkerrechtswidrig.  Der  nordamerikanischc  BOrgcrkrieg  von  1861 — 65  gab 
zur  Erörterung  dieser  Frage  den  Anlass,  indein  ündstatliche  Kreuzer  einen  solchen 
Vemichtungszug  gegen  Kauffabrer  des  Nonlens  unternahmen.  Vgl.  Oiark  in  den 
Tapers  read  before  the  Juridical  society.   Iiondon  1864. 

673. 

Alle  Seebente  gehört  dem  State,  nicht  der  Ifannaciiaft  des 
Nehmesdiifis  Der  Stai  hat  Mm  YerAgiui^nMlit  darabor  and 
kann  den  Nehmeni  eiiken  beliehigea  AnfbeiL  daran  eiarüiimea  oder 
auch  ganz  aaf  die  AnnfthnwA  Tarächten  and  Schiff  and  Waare  wieder 
den  Privatpersonen  aoatellen,  welche  —  abgaeeihen  von  dem  Beate- 
recht —  ala  die  leoiitmiedgeii  EigenthfiBier  dereelbeD  aniaeehen  sind. 

„Belle  parta  ccdnnt  reipublicae"  (Bynkershoek).  Auch  in  üng- 
knd  gilt  es  vorzugsweise  als  ein  Uecht  der  Krone,  frei  Ober  die  Beute  an  ver- 
fdgen.  fii  it(  die  Beate  dae  Fo^  dei  Siitii  vad  du  Beiit«edlit  etoe  Aarnndaag 
dee  Kriegveehte.  Der  Kriegaherr  entecheUet  hier,  wie  in  andern  FftHen  der  Kriep- 
Idtang:  Es  tat  deber  in  seiner  Macht,  dM  erbeutete  ScMff,  wenn  er  solches  aus 
htunanen  oder  aus  politischen  Gründen  fttr  zweckmässig  erachtet,  wieder  frei  und 
dem  ursprünglichen  Kigenthümer  zurüciczugebcn,  ohne  dass  der  SchiffsinamiKcliaft,, 
welche  ihr  Leben  und  üure  Arbeit  daran  gesetzt  hat,  dasselbe  m  erbeuten,  ein  llccht 
der  Eii^caebfl  ivlebl  Tgl.  die  ürtbaile  der  Locds  Stowell  and  Brengbam 
bil  Pbiliimore  HL  f  m  Shesw  kian  er  «iaat  belMHiMi  Aalfadl  aa  dar 
Beate  aw  Welobnnwg  der  Mennecfaeft  dei  iffcinMicUft  ttrmadnu 


8.  Yerkehr  und  »rhandlnngeii  unter  den  KriegspartelML 

674. 

Jeder  Verkehr  z>visclicn  den  vun  den  feindlichen  Kriegshcercn 
besetzten  Gegenden  ist  in  der  Kegel  untersagt  Ausnahmen  bedürfen 
der  Genclunigung  der  Befehlshaber.  Uebertretungea  des  Verbots 
werden  je  nach  Umständen  strenge  bestraft. 

1.  Am.  86.  Die  Altere,  von  Bynkcrahoek  (Quäst.  I.  3)  veilreteneb  luBOte 
noch  von  Wiltlman,  Wheaton,  Phillimore  vcrthfldiijtf  Meinung  gelit  viel 
weiter.  Sie  nimmt  an,  dnrch  die  Kriegseröflmmg  werde  aller  Verkehr  zwisclien 
den  Ltinileru,  die  im  lu-iege  sind,  grundsätzlich  untersagt  Diese  Meinung  wird 
dtnU  erUirt,  da«  die  etgenen  Unterthaaea  donb  die  KiiegNiUlning  aufgcfordeit 
nodfin,  dem  Feinde  magUdiat  viel  üebd  nmfiBgeii  oad  daai  die  patriotiseiie  Fflidit 
gebiete,  mit  dem  Feinde  seines  Landes  keine  Oemeiudwlt  zu  pflegen.  Indessen 
hat  Bynkcnihoi'k  scIIht  zugleich  darauf  aufmerksam  gemacht,  d;i.sb  dir  Tlandels- 
intorr.vscn  dem  vitkr  trrl^pn  und  dass  deshalh  der  Handel  mit  i^owisscn  ^Vaaren 
gewölmüch  erlaubt  und  nur  be/üglick  anderer  Waareu  vcrbuteu  werde.  Da  der 
Yertehr  meistens  zweiseitig  ist,  so  schädigt  aberdem  der  Abbruch  alles  iuter- 
Mtiomtlea  Verkehre  nothwendig  beide  HaftioneD»  und  schon  diese  ErwAgnng  der 
Fol^'eu  des  Verbots  lässt  die  ErlasBOBg  deffiolben  meiBlemi  als  tmzweckm&ssig  er* 
scheinen.  W&re  jene  Begründung  an  sich  richtip,  dass  man  den  Feind  möglichst 
schädigen  soll,  was  sie  offrnhar  nicht  ist.  so  würdo  sie  doch  in  nnserm  Falle  nicht 
sntre£fen,  weil  der  sich  boUkt  ins  Flci-sch  schneidet,  der  den  Feind  mit  dic^^cr  AValTo 
verwunden  will.  Der  ganze  Grundgedanke  aber  Ist  faliscU.  Die  Ikninumg  des 
YeKkebn  TenlAI  slcli  nnr  insofern  ym  selbst,  als  sie  eb»  Bedingung  oder 
Folge  der  Kriegsfahrnng,  nicht  der  Kriegserldlnmg  ist  Nor  die  rallitftri- 
sehen  Motive  oder  ausnahmsweise  besondere  politiseheUstlve  können  sie  recht« 
fcrti;,'en.  Die  erstem  werden  in  der  Ausnahme  vollkomnien  fjewtirdifi^t,  die  letztem 
bedürfen  einer  statlirluMi  Anordnunc;.  Da  die  Privatpersonen  cinnndrr 
nicht  bekriegen,  sondern  als  Privaten  mit  eiuander  im  Frieden  leben,  so  i$it 
nidil  *iw^i^fi|n,  vesshalb  sie  idcht  vthiead  des  Kriegs  mit  f^rwmdw  den  friedlMwin 
Yeikelir  ftttoetien  können,  der  für  beide  Natloaen  nfltdieli  Ist  und  die  EAtgh 
fÜhruDg  nicht  gefährdet.  Wenn  der  Bauer  gewohnt  war,  Ober  die  Grenze  sor 
nächsten  Mühle  zu  fahren,  oder  Wehihrrpc  und  Acckcr  jenseits  der  Grenze  hcsit?:*, 
wcsshalh  sollte  er  nicht  auch  dann  sein  Korn  in  jene  Mtihle  faliren,  oder  hier 
Weinlese  und  Ernte  iialten  dürfen,  solange  ihm  das  nicht  untersagt  wird.  Auch 
disee  InleMesen  der  Wirtkeolaft  q;>ielen  hin  und  her  in  den  Qrmgege^en.  IHe 
fmerssMM  der  IMnioatiim  md  dea  HsmIbIb  irfiken  nettar  and  tiaftr  ins  Land 
Mnein,  werden  aber  wieder  durch  einen  Abbruch  des  Verkehrs  gewöhnlich  nach 
zwei  Seiten  hin  geschädigt.  Die  natürliche  Rechtsregel  ist  also  nie  kl  das  Tof* 
bei,  BondeKA  die  ForUftue^r  d«!  £rie4U«kea  Vefkek^f«, 
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2.  Offenbar  steht  die  Ausbreitung  der  entgegengesetzten  Begel  bei  den  englisch* 
amcrikanisclien  Schriftstellern  noch  mit  dem  Princip  in  Verbimlung,  dass  die  Kauf- 
fahrteischiffe 8;\mi]ir  üirer  (feindlichen)  Ladung  der  Seebeate  ausgesetzt  sind. 
Wird  diese  beebeute  cmiiich  aufgegeben,  dann  wird  die  Unhaltbarkeit  ein^  allge- 
meinea  HandebrMtMts  audi  zur  See  Jedermann  einleucbten.  Man  wird  dann  auch 
nigebea,  dass  die  Gestattnng  des  Seebaadek,  ausser  nach  den  UoUitai  feindlicheB 
Häfen  in  dem  BnsaüidMn  SiiefB  foo  1864  (Whe«toii  firt.  I<.  |  W  Anm.)  nichl 
ein  jus  suigularc  ist,  sondern  den  Aufguig  dnM  humanere n  Bechtssatsea 
bedeutet.   Tgl.  Heffter  §  132.  m. 

3.  Aber  die  Hegel  des  Verkehrs  erfordert  eine  iieschriluknng.  So  weit  die 
Truppen  wider  einander  im  Felde  stelin,  muss  der  Verkehr  zwiiicheu  den  besetzten 
Gebieten  enfhOien«  denn  eeine  Fbitietamiig  niid  kddn  nr  Gefidur  ote  rb 
Hemmnlss  f&r  die  I^ppaL  Weder  lleisaide  noch  Briefe«  noch  Waaren  dürfen  daher 
ohne  Erlaubnis»  der  Commandanten  ans  einem  Gebiet  in  das  andere  liinUber. 
Diese  hemmende  Folge  der  Kriegsfulirnng  gilt  als  selbstverstftndlich,  wesshalb 
es  geflLhrlich  ist,  ohne  militärischen  Sicherheitspass  den  Uebergang  zu  wagen.  Ins- 
besondere läuft  der  so  Reisende,  wenn  er  offen  verfährt,  Gcfalu-,  zurückgewiesen 
m  imden,  nnd  irann  er  dnh  heimlieh  dnrchimchleichen  mcht,  Gefahr,  Terhaftet 
sa  werden.  Der  Handelsmann  ist  in  Ge&hr,  den  Bebe  Watten  mit  Beschlag  be- 
legt, oder  gar  zur  Strafe  confiscirt  irerden.  Wem  dimit  flhwdem  eine  Yerr&therei 
verbunden  ist,  so  kann  eine  schwerere  fitnfs,  iQgnr  nnter  Umstanden  die  Todes- 

strafe  verhiuigt  werden 

4.  Ausserdem  kann  der  kriegttthreude  Stat  auch  in  weiterem  Umfange 
and  überhaupt  den  Yerkehr  w&hrend  des  Kriegs  Terbieten,  wenn  er  das  für 
notfawendijf  erachtet,  nm  den  ficieg  mit  MadidEW^  an  raschem  £nde  an  fthran. 
Nur  refsteht  sieh  solche  AUgemeinhelt  des  Terboti  nicht  von  selbst  Ist  dasselbe 
erlassen,  dann  können  nodi  in  Fenn  von  sogemuinten  Licenzcn  (Erlaubnias- 
scheinen)fUr  einzelne  Personen  und  fftr  gewisse  Handels-  oder  Yerkehrsbedehongen 
Awsnahmen  verstattet  werden. 

675. 

MilitariBclie  SicheKiioitepfisse  fttr  Penonen  und  Ckleitsdieme 
für  Waaren  werden  von  dem  Befehlshaber  der  Truppen  aasgestellt 
imd  sichern  das  Becht  der  heteeffenden  Personen,  die  militSriBciien 
linien  nngehinderi  nid  nngefiludel  m  pasnren,  nnd  der  FiadilU 
fShrer,  die  betreffiandea  CHtter  ebenso  dnrdizofOhien.  ffie  bemhisit 
nicht  auf  pentdnlicher  ErmSchtigang,  sondern  anf  der  Erhivbmss 
des  Amts. 

Diese  Pässe  und  Geleitscheine  beruhen  im  letzten  Grund  auf  der  Auto- 
ritit  der  Kriegs-  bsridaniiwelse  niaiegawslt  «e  beteten  eher  den  yertürtsssa 
ggaslsa  im  EImImii  der  nilitiriselian  Coatrole.  Bi  je  wtA  IMtotei 
au  fflnmiisdMn  QilOMieD  aolhifeBdig,  der  Erlanbniss  im  einzelnen  Falle  keine 

weitere  Folge  zu  geben,  wenn  Gefahr  damit  verbunden  ist.  Auch  die  untern  Be- 
fehlshaber sind  oft  ermftfhtigt)  solche  Scheine  auszustellen,  so  jedoch,  dass  der  obere 
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BMkkihte  denn  Wirta—riwU  hmmm  kaan.  Akr     viM  hkhi  dfobauifidaB, 

venn  eiu  Schein  nicht  veiter  geachtet  wflrde,  weil  er  von  einom  Befehlshaber  aus- 
gestellt worden  ist,  der  Tielleicht  mcht  ?iielir  am  Leben  <xler  cloch  durch  eine  andere 
Person  inzwischen  im  Commandu  <  i^.  izt  worden  ist  Dif'  Krlnubnias  ist  nicht  von 
üiei  Person,  soudem  von  der  amtlichen  Stellung  und  Yollmackt  dessen 
•bhAngig,  «akfaer  ito  gogeben  hti 

676. 

Der  Sicherheitspass  güt  lediglich  für  diePenon,  wdohd  darin 
genannt  ist,  und  ist  nicht  übertragbar. 

Der  Greleitschein  für  den  Güterverkehr  ist  übertragbar,  inso- 
fern nicht  gegen  die  Peraon  des  FjrachtfahrmaniMi  besondere  Be- 
denken vorhanden  sind. 

Sicherheitsp&sse  dürfen  daher  nicht  an  andere  Personen  zum  Qe* 
brauche  überlassen  werden.  Wenn  eine  politisch  oder  milit&risch  gefährliche  Person 
als  iYachtfiihrniann  verwendet  wird,  um  mit  Hülfe  des  Gclcitscheins  in  dieser  Ter- 
kleiduug  ijis  temdliche  Lager  sich  hinüber  zu  retten  und  er  wird  entdeckt  und  trotz 
des  Geleitachcins  arretixt,  so  kann  er  sich  nicht  Uber  einen  Treubruch  beklagen, 
Modoni  ]i«gl  im  GegentM  da  je  atdi  ümHindn,  ImbeMadara  imbb  Sptonml 
oder  Tenrlthenl  bMbddUlgt  fat  §  kili^ilrhlllfli  m  boatnientar 
ICtelmuich  jener  Erhuibniss  vor.  Wohl  kann  aber  der  Paas  ausser  der  benannten 
Person  auch  ihre  Familie,  Dienerschaft,  Gefolge,  Gescllsclinft,  wenn  das  angedeutet 
ist,  schirmen.  Nur  darf  auch  hier  nicht  damit  m  Missbnxu  Ii  trii  Im n  werden,  das« 
Pttsoneu,  welche  für  gefährlicher  betrachtet  werden,  sd&  der  gumiuic  i'ussinhaber, 
wüßt  dfe  illsnMfaa  Fonml  iiniiffffM  wdon« 

677. 

Die  Wirksamkeit  des  Sichcrheitspa'^'^c«?  imd  des  Qelettecheint 

reicht  soweit  als  die  militärische  Gewalt  des  Heeres  reicht,  also  je 

nach  Umstanden  in  feindliches  Gebiet  hinein,  aber  nicht  fiber  jenten 

Bereich  hinaos. 

Uifauidai berahai  «iif  militftriBcher  Autorität  und  können  daher 
nur  innerhalb  der  Grenzen  wirken,  in  denen  dieselbe  Gehorsam  findet,  nicht  abor 
in  Oogeoden  B<mchtting  erwarten,  in  denen  die  faindMohe  Kriepgenalt  henacht 

678. 

Ist  der  Pass  nur  auf  eine  bestimmte  ZeitiHst  ertheilt,  80  er- 
lischt seine  Wirksamkeit  mit  dem  Ablauf  der  Zeitfrist.  Wenn  je- 
doch der  Träger  des  Passes  ohne  seine  Schuld  durch  höhere  Gewalt 
verhiiidert  war,  durch  das  besetzte  Gebiet  hindurch  zu  kommen,  so 
wird  er  zwar  nicht  durch  den  Buchstaben  der  Erlaubniss,  aber  durch 
ihren  Geist  soweit  geschützt,  als  es  die  Umstiuxde  gestatten. 


b  aOan  FftUen  ist  die  bona  fidea  zu  berflcksichtlgcn    Gerade  In  Kriegs- 

jicitpn  können  sich  dem  Vollzug?  einer  vielleicht  auf  wem^r  Tn'^'f»  (wler  sopar  auf 
eiiu'  Auzjihl  Stumlcn  beschränkten  Durchreise  durch  die  Liuieu  des  Heeres  so  viele 
unerwartete  llüuieruiüse  ontgeg^sotaea,  das«  es  durchuu  unbillig  wäre,  die  Zeifc- 
beacbrJLnkong  ohne  RftiMiftt  «nf  aoieb«  ZoAD»  nach  den  Wottkot«  te  Ulltnad« 


679. 

Auch  während  des  Kriegs  und  auch  dem  Feinde  gegenüber 
sind  Verbrechen  und  Verträge  in  gutem  Glaubea  zu  halten,  und 
das  von  dem  Feinde  erhaltene  Vertrauen  nichi  sa  missbrauchen« 
Inali^onderc  gilt  das  Ton  den  Gartehrerträgen,  welche  zwischen  den 
Befehlshabern  feindlicher  Trappen  über  Pas<;e  und  Couriere,  über 
den  Post-  und  Telegra^enverkehr,  über  das  Begräbniss  der  Todten, 
über  die  Beseichnung  und  Behandhmg  der  Parlamentäre,  über  die 
Behandlong  oder  Aoswechsehmg  oder  den  Loekauf  von  Kriegsge*- 
fangenen  Terabredet  werden. 

Die  BiätRgOltigkeit  vnd  vOlkemchÜlclM  YetMndiidikBlt  dar  Im  Xifege  abgc> 
fcUoMCMn  Veitvlge  itt  eine  der  wicMigrieB  BBKhrliikniigni  der  vndeibliciheR 

WUdheit  des  Kriegs.  Ohne  dieselbe  warden  die  kriegerischen  Lddenschaflen  eOgelke 
walten  und  der  Kr'w^  sirh  nirht  in  n'nen  gesicherten  Fricdenszustand  verwandeln 
können.  Das  Priucip.  ,,i:tiani  Uosti  fides  servanda"  ist  schon  im  Alterthura 
anerkannt  worden.  Vgl.  oben  au  {  560.  Das  Kanouische  Beclut  hat  dasselbe 
ebenfUb  dar  Ghiteoheit  fan  Mittdailer  efa«MUtft  Dea  OnL  IL  Cnm  88. 
<)iL  1.  e.  8  (Angnttinst):  JEIdee  enfan  qeendo  pmnitliCar,  etfim  hnli  lertaada 
est,  cootn  gaem  belhun  gcritor,  qoento  nagis  amico,  pto  qno  pugnatur?  Pacem 
habere  debfit  voluntas,  »»ellum  necessitas.  ut  liberet  Düus  a  neccssitate  et  conser^et 
in  pace.  Non  enirn  quaflcitar»  ut  bellum  exdtetnr,  sed  beUsm  gec^,  ut  paz 
aoqiumtur." 

Der  Inhah  aokher  GartelTertrftge  iit  lo  nuuuilgfalüg,  als  die  Redflrftiiew 
der  leflfgfMiriHiflm  FerleieB  Befriedignng  teriengn  und  Aeeriffiiiimm  dee  Ckipeeie 


680. 

Die  Gartelschiffe  geniessen  auf  dem  Hin-  und  Rückweg  den 
Sciiutz  des  Völkerrechts.  Indessen  ist  ihre  Mannschaft  verpEichtet, 
sich  inzwischen  aller  Handhingen  der  Feindseligkeit  zu  enthalten  und 
auch  keinen  durch  das  Kriegerecht  untersagten  Verkehr  zu  treiben. 


Die  Cartelschiff e  medMi  eieh eeiber  sunächst  als  solche  kenntlich,  können 

aber  mir  iTiw»feni  nnf  Acbtnnyf  rechnen,  als  sie  bona  fidc  die  vertragsniässife 
UuterluutdloQg  einleiten  oder  die  Uebereinkonft  aosfÜUiren.  Yg^  Fbillimore  IQ. 
I  112. 
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Die  FnriaiiifintSre  d*  h,  £e  Personell,  welche  im  Avflarag  emer 
^iegspartei  bei  den  Truppen  der  andern  eradifllnen  mm  Behuf  der 
Unfterhandlmog  mit  dem  fielehUbaber  derselben  über  KriegsTertaräge, 
werden  dardi  die  FsrhunentiiriUgge  oder  Falme  besdehnet  und  ge- 
niessen  den  Sehnte  des  Völteieehts. 

Sk  PftrUmenlftre  ilod  keine  Geaaste»  ivett  lie  nidift  tea  4er  Stot^ewelt 
und  nicht  m  SteilTertretern  derselben  ernennt  sind,  aber  sie  dienen  als  Bolen  der 

Kriegsparteiea  doch  dam,  den  Verk^  swischen  beiden  in  einzelnen  F&Ikn  nnd  in 

lj«\stimTnten  Zweckrn  noTi  anzuknüpfen  nnd  eine  üebereinkuijft  der  Gojfncr  cfnru- 
leiten  oder  abznscliliessen.  Insofern  haben  sie  eine  iUniüfh  privilegirte 
Stellung,  äie  dürfen  nicht  zu  iu-iegsgefangenen  gemacht,  ^»oiuicrn  es  muss  ihnra 
freie  waA  möglichst  sichere  Bftekkehr  gcstouet  trerdeiL 

082. 

Der  Befehlshaber  der  besendeten  Truppen  ist  jedoch  nicht  ver- 
pflichtet, unter  allen  Umständen  und  -jederzeit  einen  feindlichen 
Pai:iamentär  lUSolasBen  und  anzuhören  und  er  ist  berechtigt,  Vor- 
sicht zu  gebrauchen  und  Massreg^  su  treffen,  damit  der  feindliche 
Parlamentär  nicht  seine  Anwesenheit  som  NachtlieU  derEncgsfuhning 
benntie« 

683. 

Wenn  es  entdeckt  und  unzweifelhaft  erwiesen  wird,  dass  der 
Parlamentär  seine  pri\'i]egirte  Stellung  missbraucht  liut,  um  mili- 
tärische Spionerei  zu  betreiben  oder  gefährliche  VerschwöruLtgcn  und 
Verrath  anzustiften,  so  verliert  er  den  Ansiirucii  auf  \ (>lkerrecht- 
lichen  Schuiz  und  kann  kricgsrccblHrk  bestraft  werden.  Aber  es 
bedarf  eines  vuUig  sicheren,  jedermann  erkennbaren  Beweises  der 
Schuld,  damit  nicht  die  Verurtheüung  als  Verletzung  des  Völker- 
rechts beti-achtet  werde. 

Am.  114  Der  Parlamentär  darf  wohl,  ohne  Yerlcming  des  Vulkerrechts, 
strenge  überwacht  und  von  jedem  veitem  Verkehr,  als  nut  dem  besendetea 
Befehkhaber  abgesperrt  «erden.  Iii  maMlien  FiUen  ««den  Hon  die  Angia 
verbunden,  damit  er  nicht  Dinge  «almehme,  «eiche  man  tot  dem  Feinde  verbergen 
will.  Denn  ist  er  einmal  «ieder  zurflckgekehrt,  so  ist  er  dnnh  Nichte  veriiinderli 
Uber  Alke  au  berichten,  vas  er  «ahxgenommen  hat 

684 

Wild  der  Tiiger  einer  FailanieiLtiirflagge  miTenelieni  wifarend 
eines  Oefedites  Tcrwmide^  oder  getSdtet»  so  gibt  das  keinen  Gnmd 
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zur  Tolkerrechtlichen  Böschwerda.  Das  Uossc  Erscheiuen  der  Par- 
lamentärflagge  bedingt  for  sich  aUflin  nicht  nothwendig  das  Ein- 
steUem  des  Feuers, 

L  Am.  113.  IIS.  AbiichUieh«  Ycrwinidaiig  oder  TMln«  dis  skkflitrai 

BHcboNitärs  ist  eine  schi^-cra  Yerklsaig  des  Yfllknechts  (681).    Die  Truppen 

TnOsson  es  tlalier  vonnciilen ,  atif  ihn  zu  schieasen.  Vgl.  zu  G81.  Aber  wälircnd 
des  Kampfes  gibt  es  keine  vollij^e  Sicherheit.  Wenn  keinerlei  mnla  fifles  mitwirkt, 
8ouileru  nur  ein  unglücklicher  Zufall  ilm  trifft,  so  darf  maii  diesen  dem  Feind 
nicht  als  Rechtsbruch  sur  La«t  legen.  In  vielen  und  sogar  den  meisten  Fillea 
wird  das  Feuer  flbeiii&Qpt  eiageiteDt»  wenn  das  EM^ieineu  der  Psulamentirfiagge 
od«r  sn  I^md  dts  Ankunft  dnes  Parlamentärs  auf  die  Neigung  irliHiTifin  UM»  m 
handeln,  öfter  sogar  auf  die  Absicht  des  Feindes,  sich  zu  ergeben.  Aber  wfirde 
man  genAthifrt.  in  allen  Fällen,  sobald  ein  ParlamentÄr  sich  reifrt,  den  Kampf  ab- 
zubrechen, so  wurde  vielleicht  der  eutütheideude  Moment  des  Sieges  unbenutzt  vur- 
übergeheu  uud  der  Si^  selbst  wieder  verloren  oder  die  Verfolgung  gelahmt  werden. 
In  sokliHi  Fmen  dsrf  die  Aimshwie  des  PSrlsmenlln  TenralgiBrt  oder  frotai  der 
Untaribsndlang  Mit  deioMlben  der  Kampf  dnnsligBfUirt  weidn. 

3.  W&hrend  des  französisch-deutschen  Krieges  wurde  oft  anf  die  deutsdMi 
Officicre,  die  vih  l'arlamcntitr*^  «'esendet  wurden  i!T)d  ihre  Trompeter  geschoben, 
so  dai>.s  es  darüber  zu  dii»luiiiatischen  Verhandlungen  zwischen  (iraf  Bismarck 
(^7.  Dec.  1870)  und  General  Trochu  (2.  Jan.  1071)  kam.  Offenbar  fehlte  es  bei 
den  Truppen  Sa  der  nOtbigen  Kemrtnfei  des  Tttlkeirechts. 

685. 

XSs  ist  gnfta  Eriegssitte,  die  SpitiOar  mid  je  aacli  ümstfinden 
auch  aadore  besonders  geheiligte  Orte  mii  Solmtafidiiiea  ton  be* 
aondersr  Farbe  m  begekJinen,  daadt  aie  elier  tob  dem  ftindfielien 
Fever  gesdkont  werden. 

Am.  1J5  Nur  für  (b>  Spitäler  ist  das  als  vidk errechtliche  Pfitht  dureh 
die  Genfer  Conveuüou  vorgeschncbeu.  Vgl.  oben  §  5J»ä.  Aber  ähnliclie  iiücksithteu 
dar  Humaoitit  können  auch  eine  besondere  Rftcksicht  empfehlen.  Immer  aber  gilt 
€i  ftr  eine  yJ^lfrirt^*  md  enielinnde  HiaiMWiiiiig^  wenn  der  Feind  dnwd>  AewteckMi 
einer  SehntsliiAne,  ebne  bmeni  Grand,  zu  täuschen  und  etwa  gar  seine  Angrilb* 
Stellung  vorHUifig  bereer  zu  sichern  sucht.  Solche  Täuschung  berechtigt  den  Gegner, 
der  feindlicbw  SchiitAhnen  oicbt  weiter  sn  sditen  and  Bcproialion  sa  ndunea. 
Am.  U7, 

686. 

Es  kaan  auch  nm  der  fenidHclieii  Knegsgemlt  eia  besonderer 
Schnts  bewilligt  and  Je  nach  Umstünden  InHmen  lfm  ihr  Schots- 
wabhen  oder  8c3mtibri«&  gewibrt  werden»  damÜ  Perannen  and 
fladian,  i.  B.  wissenaehaffliche  Sarnndangmi,  mid  EnaatweziBa  vor  deir 
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loiagerisdiaB  IVwnhidjgmg  oder  OMMuig  gewilnt  Udib«n.  kwt 
solche  Schntigebofte  eiset  in  guter  Treue  sn  beachten. 

Am.  118.  Es  ist  das  besouders  wichtig  bei  der  Jb.rstunnung  einer  Stadt 
oder  eines  befestigteu  Piatzes,  uud  kann  je  nach  Umständen  auch  einzelnen  ange- 
aAwiBn  PffttpnW!  wi  Gate  IwwftWiWj  Wwi»  h»  .AJ^^rthro  Vwwifta  rmatht  IMFUfM^ 
der  Art  tot.  Damals  hatten  solche  PriTÜc^en  aodi  mehr  als  gegwirtrtit  be- 
deute, weil  die  heutige  Kriegaführung  Oberhai|t  Ikiedlklie  Fenena  «ad  ihr  Ter> 
mjg^  veit  veniger  goflhrdeti  ab  die  featike. 

687. 

Wenn  die  beiderseitigen  Befehlshaber  über  eine  zeitweise  nnd 
Örtliche  Waffenruhe  übei-eingekommen  sind,  so  haben  die  beider- 
seitigen Truppen  inzwischen  in  guter  Treue  sich  jeder  Feindseligkeit 
m  enthalten* 

Soklie  WalÜBamlie  mrd  gewöhnUoh  durch  Parlameatftre  begehrt  oad 

jcngestanden,  oder  gemeinsam  verabredet  Es  geschieht  du  s.  B.  snm  Behuf  der 
«ngpstörton  Beerdigung  der  auf  d^m  ^<-hlachtfeld  gebliebenen  Krieger,  oder 
im  Interesse  der  Feier  eines  Gottes  d  i  L  iistes,  oder  auch  um  weitere  Unter- 
haudlungeu  über  einen  Waffcustiiiütand  oder  Frieden  zu  pflegen  u.  s.  f. 
Die  hkm  stültehveigead  elntreteode. Waffenruhe  in  iwar  aidglich,  aber  nealg 
geslcbert,  weQ  de  nicht  den  Charakter  eines  Tertrages  hat  An  und  für  aidi  be- 
rechtigt eine  religiflee  Feier  keineswePi  auf  Waffenruhe  zu  schliessen.  Die  KÜflgi» 
gescTiic)itr  i^t  v*)ll  von  Beispielen,  dass  an  solchen  l'^esttagen  der  Kampf  begonnen 
wurde,  und  das  Völkerrecht  hindert  das  nicht.  Im  Mittelalter  hemmte  der  Gottes- 
friede (treuga  Dei)  die  Fortsetzung  des  Kampfes  unter  den  christliclieu  Völkern. 
Daa  ganze  Institut  abei^  welches  aufgekommen  war,  um  die  wilden,  nie  rastenden 
Fehden  efnigermaBsea  zu  beschranken,  ist  Im  Mittelalter  selber  wieder  anssor  üebnng 
ykflmnwn,  als  die  Fehileu  verschwanden  and  nur  der  grosse  Krieg  noch  als  Aus- 
nsbianusttuid  den  regelm&isigea  I^jedea  ontevbrsch. 

688. 

Ein  eigentlicher  und  allgemeiner  Waffenstillstand  (tr^Te),  welcher 
finf  längere  Zeit  zur  Einleitung  des  Friedens  abgeschlossen  wird,  be- 
durf  iu  der  Begjsl  der  Genehmigung  der  obersten  Statsgewalt  Dia 
£nnächtigung  nim  Ahschluss  kann  indessen  anch  einem  diplomatif 
iohen  Yerfereter  oder  dem  Feldheom  übertragen  «erden» 

1.  Der  Waffenstillstaad  Im  eigemHidien  Sinne  iai  ela  Act  der  San- 
verftaet&t  im  ejgsaflMiea  and  foUea  Obb,  saalog  dem  Friedsasiddam,  aad 
kum  dsber  flicht  foa  untergeordneten  Befehlshabern  ontcmommen  werden.  Alüiat» 
dings  gelten  auch  diese,  inwiefern  ilinen  ein  rehitiv  selbständiges  Commando  t\ber- 
tragen  ist,  durch  ihre  Stellung  for  emichtifft,  im  Nothiiall  uud  besonders  in  enfc- 
BlaaUchli,  Dm  YöUierreclit.  SÖ 


längere  Waffenruhe  ahwwrJiHesaen.  deren  Wi»» 
kung  dann  aber  auf  dio  betreffende  Gegend  beäctiräukt  ist.  Zuweilen  werden 
auch  solche  Waffenruhen  b«'Hon«l»TC  Waffeustillstaude  genannt,  im  Gogen- 
■atse  XU  den  al  Ige  meinen.  Indessen  ist  es  zweckmäaaiger,  jenen  Ausdruck  auf 
die  Ade  m  besdurftnken,  welche  die  Fortoetxung  der  knegerischeu  Aciion  über- 
füB  am  n  BMlMaMi  Hid  skkt  Um  *a  hnirhitiiitnn  BtMm  aai 


2.  Die  Zeit,  auf  welche  der  WaffenstiUstaiid  abgeschloföen  vrhä.  kt  ent- 
weder eine  bogtimmte  -—  bis  7.n  eiriem  Termin,  auf  c!ne  Anz.ih]  AVocfceB 
oder  Monate  oder  Jahre  —  oder  eine  unbestimmte  bis  mr  Kündigung. 

689. 

Die  UoM  forfibergeikeiidd  und  drflicke  Waffenroli«  woA  ebento 
der  vaeigeitliliolie  mid  besondere  Waffenstillstand  ivirkeii  nvc  in  dem 
beselchneten  oder  als  massgebend  Toranagesetiten  Qebietsnmfang, 
und  für  die  daaelbBt  befindüdien  oder  da  endidnenden  Truppen, 
nicht  aber  ftr  andere  Knegsfelder  nnd  die  dortigen  Truppen. 

Der  eigentliche  und  allgemeine  WaffenstillsUnd  dagegen  wirkt 
überhaupt  und  überall  verbindlich  für  die  beiden  Kriegsparteien  und 
ihre  Angehörigen. 

Jene  ^^' äff (11  ruhe  und  der  besondere  Waffenstillstand  sind  wc8ent- 
lich  miiitariscbe  Masaregcln,  der  allgemeine  WaffenatilUtaud  irt 
weeentUch  ein  SUUaci  Die  W&dnnig  der  erstem  iik  dalier  begrenst  durch 
die  besondere  Oortliebkoit,  s.  &  die  BeKUeasong  einer  Feetnng  wild  ein* 
gOBtellt,  die  Fortsetzung  einer  Schlacht  oder  die  feindlidio  Verfolgung  wird  abge> 
brechen,  der  feindliche  Einmarsch  macht  an  einer  bestimmten  Linie  Halt  u.  dgL 
Die  Wirkimg  des  letztern  erstreckt  sich  auf  das  ganze  T,nnd  und  die  offene 
See.  Soweit  die  Statsmacht  reicht,  werden  die  Feindseligkeiten  eingestellt.  Der 
allgemeine  Waffenstillstand  ist  noch  nicht  der  Friede,  aber  er  hemmt  die  Gewalt 
des  Kriegeft  voIIiMadtg  nnd  bereitet  den  fVieden  ernstlich  vor. 

690. 

Die  Befehlshaber  sind  verpflichtet,  so  Bchnell  als  möglich  von 
dmn  Abschluss  des  Waffenstillstands  allen  Trappen  Kenntniss  ra 
geben,  und  dadurch  das  Aufhören  der  FeindeeMgiMBUeii  zu  bewirk»« 
Wenn  in  gafem  Olmben,  dasa  dsr  Krieg  ungehemmt  fortdauere^ 
fOn  ^^iff*^pfw  entlegenen  Truppenkxiipecn  der  Kami)f  nach  demAb» 
schhiR^  fortgesetzt  wird,  so  kann  das  mdit  als  Yeiletaiiig  dea 
WaffenafeiUaUuida  betfinJitBit  werdion* 


Sk  hl  iHflglWi,  dim  tfs  Ikvppn      ebmi  Psctel  ftittir 
dsn,  sb  die       andern  Partei,  welche  nklhlBlit  von  Ibna 

iiL  In  toidwii  FIMka  lisid  Jan  nninlif .  dimsa  dntti 
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machen,  aber  auch  diese  veranlasst,  die  Wahrheit  der  Anzeige  sorgiUltig  zu  prüfen, 
bevor  sie  derselben  Glauben  schenken  Es  gilt  in  allaa  diSMA  BatlohnnglBIl  üOt 
die  Eine  durchgreifende  Begel  der  bona  fidei. 

691. 

Während  der  Waffeiiriihc  und  dosi  Waffenstillstands  ist  jede 
Partei  berechtigt  innerhalb  des  von  ihr  besetzten  Gebietes  Alles  das 
zu  thun,  was  sie  im  Frieden  thun  dürfte,  ausgenommen  solche  auf 
die  Kriegsführung  bezügUche  Handlungen,  welche  der  Feind,  wenn 
der  Kampf  fortdauerte,  zu  verhindern  veranlasst  wäre.  Sie  darf 
daher  ausserhalb  des  eigentlichen  Kampffeldes  neue  BüsUmgen  vor- 
nehmen, und  PUitze  befestigen,  aber  sie  darf  nicht  innerhalb  des- 
selben neue  militärische  Stellungen  beziehen,  oder  einen  Rückzug 
der  Truppen  ausfuhren,  noch  in  dem  Bereich  der  feindlichen  Ge- 
schütze neue  Werke  anlegen  oder  die  xerstörten  Werke  wiederher- 
stellen, sei  es  zum  Angriff  sei  es  aar  Vertheidigung.  Sie  darf  audi 
nicht  einen  Aufstand  erregen  in  dem  im  den  feindlichen  Truppeii 
beseUton  Gebiet,  nodi  die  Einwohner  sor  Uebetgahe  einladen» 

L  IMe  Whkimgta  der  Wriftuwul»  und  des  yf#iffttiliiitflHiijflii  lind  wwfwrt- 

HA  negativ.  Sie  hemmen  die  kriegearhche  Action.  Es  darf  also  voraua  nicht 
mehr  gekämpft  werfen,  das  Feaer  wird  eingestellt.  Es  muss  fiberLiupt  jeder 
Angriff  unterlassen  werden;  auch  die  Vorwilrtsmärsclic  auf  feindlichem  Gebiet 
werdra  eingestellt  Schwieriger  aber  ist  es,  zu  bestimmeu,  ob  und  welche  Yer- 
theidigangsnatsregeln  ebenbUs  m  uaterlaasen  doA,  denn  aueh  dM  isikii^ 
gniielie  Antftii,  nekdtt  der  GcpMr  se  m^mW*,  dsi  gfüHle  IntoitoHO  hUf  od 
wM»  er  ja  maidh  sehier  Macht  verhindern  konnte»  wenigstens  zu  verhindern 
versacheu  würde,  wenn  der  Kampf  fortgesetzt  würde.  Der  Waffenstillstand  allem 
hält  ilin  zurück,  cntgecronzuwirken.  Eben  desshalb  darf  aucli  der  Croffnor  solche 
Handlangen  inzwischen  iiiciit  vornehmen;  denn  dürfte  dieser  sie  unter  dem  Sjchutze 
des  VVaÜ'eustüktands  ungefkhrdet  volkieheu,  so  würde  der  VVaä'enstiUstaud  nicht 
pM***'****^  bilde  ItKleien  snrBidin  wiesiaa,  aoodBin  die  eine  begtnstigen 
md  die  andere  benaehtli eiligen.  Wen  ilse  s.  B.-  du  eine  Heer  eine  neae 
gonstigerc  Stellung  vor  dem  Feind  beziehen  nnd  vieQekiifc  bllMtign  wollte,  was  der 
Feind,  wenn  der  Kampf  fortgesetzt  w^ünie,  verhindern  könnte,  so  wär  ■  dns  nicht 
Waffenruhe,  sondern  ritio  in i litur isc he  Action,  welche  vielleicht  für  den  er- 
neuerten Kampf  eutäctieidcnd  würde.  Wenn  femer  bei  der  Beiagenuig  eiiier 
Fettang  bereits  eine  Bresche  geschossen  und  der  vorbenitite  Stnm  dmch 
eim  Weffenrahe  weMien  «üd,  so  daif  der  Belsgarte  nidit  «Hurend  denelbea 
mm  MaehtiMil  der  Belagerer  die  Bresche  wieder  schliesMn  und  neue  Werke  ei> 
bauen,  denn  w&re  die  Waffenruhe  nicht  eingetreten,  so  könnte  der  Belagerte  diese 
Auabessertmg  dnrch  seine  Geschütze  verhindern.  El>ciiso  wen?*?  f^nrf  dor  Hclagcrto 
InnriMhea  neue  Trnpi^ea  in  die  Festoog  werfen,  dereu  Anmarsch  olme  die 


WiAirahe  dBf  Frtnd     iMtUadini  wuchte.  DngHgn  wUkt  iSß  Bäht  iMMV» 

Ub  itärkend  für  beide  Theile,  insofern  sie  sich  daliei  von  der  Anstrengung  des 
Kampfs  prl)olen.  Auch  ist  koine  Partei  ^'ßhiudert,  fem  von  dem  eigentlicheu  Krif  ffs- 
gchaiipla*/'.  wo  daher  «iue  liofiiiidcrung  durch  Feindesgewalt  zunächst  nicht  ni(»glicii 
Wäre,  Iruppcu  auszuheben,  zu  iiammeln,  zum  Kriege  vorzubereiten.  Ausführliche 
ErtrtenmgBii  dartber  Int  Yati«)  m.  (  ff. 

d.  Um  die  GdUmn  dbes  Zosaaamemtosses  nümnd  der  WalTennihe  oder 
des  Wnfrenstillstandes  zu  beseitigen,  wird  znwoilen  eine  neutrale  Zone  zwisdMl 
den  beideu  Kricgsfelderu,  welche  die  feindlichen  Heere  besetzen,  verabredet.  Da- 
durch erla!if!;cn  beide  Heere  iimerlialb  ihres  Uereirlie«  freiere  Bew^ung  und  wird 
jede  Reibung  mit  den  Feinden  vermieden.  So  wurde  iu  dem  Waffenstillstand  vom 
28.  Jan.  1871  bestimmt)  daas  das  Terrain  awiieliea  den  Festungen  Ton  Paris  und 
der  btMgten  Ekwefirte  von       beiden  Armeen  vendikwen  bleibe  (Art  8). 

692. 

In  der  Zwischonseit  darf  die  Kriegspartei  wohl  Plätze  in  Besüi 
ftelunen,  welche  TCm  dem  Feinde  aufgegeben  sind,  aber  nicht|  um 
BOT  zniäUig  Ton  denuelbeti  oichi  beeetst  oder  Terwahrt  ist 

YAUei  f  968t  „CTaat  um  MÜM  «m  dttatorcr  k  renuBd  ce  «nll  pi^ 

Ob  GS  während  des  Wiiilcuhtillstundcs  dcu  Bcwoliiiern  gestattet 
sei,  unbelästigt  hin  und  her  zu  gehen  zwischen  den  beiderseits  bo- 
fi(itzt€u  Gebieten  und  den  Verkehr  zu  erneuern,  hängt  theils  von 
den  Umständen  ab,  unter  denen  derselbe  geschlossen  worden  ist» 
theils  von  der  Erlaubniss  oder  dem  Verbot  der  Kriegsgewalt.  Bei 
dauernden  und  allgemeinen  Waffenstillständen  wird  die  Freiheit  des 
Verkehi's  verrauthet. 

Nur  der  allgemeine,  auf  eine  länirere  Zeit  abgeschlossene  Waironstlllstand  ist 
ein  Jiild  des  Friedens,  und  daher  im  Zweifel  der  frialliclio  Vr rk«  lir  wahrend 
desselben  Oberall  gestattet  Bei  einer  kunen,  zu  besümmum  Zwecken  abgeschlot- 
aoMD  Watend»  stellen  oft  die  mflitlrlaclien  IMdrttBlitMi  auf  die  mÖgUdtt  «od 
oft  aegar  iralwrafthB^nl^^^  BnieiiaiQng  4Ba  IffCTpft  dioaer  ¥t^lfflbm§  dm  Ycikahn 

svitfl^ftMt  ^tflb  ^csdtQ        ^E^B^py0B  kOM^^dNltt  d^bAtiiflD  ^V^^IJA* 

(m. 

Geht  die  Frist  zu  Ende  ohne  Stundung  drv  WaliVurulic,  oder 
ohne  Erneuerung  des  Waflensti Iistandes  oder  ohne  Friedensschluss, 
80  bedarf  es  keiner  Kündigung,  sondeni  können  die  Feindselil^eitea 
sofort  wieder  anfgenommen  uad  fart|(e8etzt  werden. 

Di»  FristbeatlmuMg  taadvlRkt  dli  Danar  4er  UtfMte  wl 
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d»  WaAiMCilMuid^  Ist  db  FrM  93bgMm,  m  Mit  «hnft  4fo  IfMnidnll 

der  Verabredung  auf.  Wenn  dagegen  ein  Waffenstillstand  auf  anb^stlmiftt« 
Zeit  abgeschlossen  worden  ist,  so  Dberwiegt  hier  die  friedliche  Stinnnung  so  sehr 
und  ähnelt  dcr«olho  dorn  Frieden  80  «elur,  dass  hier  eine  brfiake  Era&aeaag  des 
Kampfes  onMatthafl  ist. 

695. 

Wenn  eine  Partei  die  selbstverständlichen  oder  die  auedrück- 
lichen  Bedingungen  der  Waffenruhe  oder  des  WafTeiistillstindcs 
missachtet  und  denselben  zuwiderhandelt,  so  ist  auch  die  Gegen- 
partei nicht  weiter  au  die  Uebereinkunft  gebunden  und  kann  den 
Krieg  auch  ohne  vorherige  Kuaüi^ning  erneuern  und  fortsetzen,  es 
wäre  denn,  dass  der  \'ertrag  anders  bestimmte. 

Diese  Begel  fol  nus  der  Naliir  des  Wiiffcnstillstands,  wolrhcr  nur  HeuH 
mnng  des  Kriegs  ist.  \S  eiiii  ciue  V&tU  i  wiihroiul  desselben  Handlungen  der  Feind- 
seligkeit begeht^  so  bricht  sie  den  Waffeustillstaud,  und  hat  daher  kein  Kechi 
mehr  m  emarleo,  itm  der  Gegner  Hfneveehe  des  Fortbeelaad  deaelben  achte. 
FrelUch  kana  dieee  Begd  lolehl  mMfmehfc  vndm.  Die  Fiege  ntaiSeh,  ob  eine 
Fertei  dnreh  iigend  eine  Massregel  den  Waffenstillstand  gebrochen  habe,  kann 
nrcifelhaft  sein:  und  da  es  keinen  nnpnrteiifächen  Richter  gibt,  welcher  diesell)a 
reclitskräftijr  entscheidet,  so  kann  eine  rartei,  welche  den  Kripp  zu  erneuern 
wflnscht,  die  Klage,  dass  die  andere  Partei  zuvor  den  Waffmüllstaud  gebrochen 
lieiie,  nm  Tcnrande  nehnea,  an  Oirea  Yertiagibnoli  m  vttdeckaa.  Die  aifcnfc- 
Hehe  Meinoag»  welche  bisher  allein  in  eokhen  nOen  an  Ctericht  aitst,  hlH  eich 
in  dae  Erfordern iee  der  bena  fldee. 

696. 

0ie  Verletzung  der  Waffenruhe  oder  des  Waffenstillstandes 
durch  eine  PriTi^peraon,  welche  ohne  Statsauftrag  handelt  und 
deren  Handlung  auch  nicht  von  der  Kriogsgewidt  gutgeheisscn  oder 
begünstigt  wird,  reohtCsrtigt  aar  die  Forderung  ihrer  Bestrafung 
und  der  Entschädigung,  aber  nicht  die  sofortige  Emenerung  der 
Feindaeligkeiten. 

Audi  wenn  die  Steten,  lieaiehuiijiweiee  ihre  Heere  den  Waflsnetflletaad 

enistlirli  und  tmi  halten  wollen,  so  können  doch  PriTate,  vielleicht  in  der  Ab- 
sicht den  Krieff  W!otl»^r  m  eiiti-ründen,  II  and  In  •«  i,""' n  der  Feindselipk^it  ho. 
gchn,  z.  B.  einen  iüiubzug  unteraelimcn,  Gefanf^tne  machen  «nd  wegstklei»i*en, 
einaelne  Feiiulc  tödten  u.  s.  L  FOr  derlei  Haiidluogäu  wird  der  SUU.  nur  insofern 
verantwortlich,  als  er  de  entweder  bemnuft  oder  icbfltzt  und  ebwoU  er  ee  loUte, 
oidit  leiUndert.  TgL  oben  §  4M.  IfH  Bttchaidit  auf  die  Gefahr  dei  Kriege  wird 
in  solchen  Fällen  aber  ein  ernstes  KInKchreitcn  des  Stats  gegen  solche  btewQI^ 
Yeriem«  der  WaABvnhe  odv  den  WaffDOitiUalaadH  gefocdert   Wild  dannlbe 


venAgert  oder  Teraachlässfgt.  so  wird  das  sclion  als  Bcgttnstigung  der  That  g*» 
deutet  lind  diese  ist  in  ihm  Wirkui^  den  VertaigMvttcb  det  Siatet  wte 
gleich  zu  achtea. 

697. 

Capitnlation  bedeutet  die  Ergebung  eines  Truppenkörpers  oder 

Kriegsschiffs  oder  die  Uebergabe  eines  bedrohten  Platzes  an  die 

feindliche  Kriegsmacht.  Die  Capitnlation  kann  unter  Bedingungen 
und  mit  besondein  Vorbehalten  geschehen,  z.  B.  wenn  nicht  bitiiicn 
einer  Frist  Entsatztruppeu  erscheinen,  oder  mit  Vorbehalt  lieien 
Abzugs  der  Besatzung.  Völkerre^^ht  und  luiegsehi'e  fordern,  dajts 
diese  Verabredungen  in  guter  Treue  gehalten  werden. 

1.  Pic  Capitulation  wird  meist  in  der  Absicht  gcscliln?^pn.  durch  Auf- 
pehen  eines  erfolglosen  Kampfes  unnützes  Itlutvertriesson  zu  vcrhiiuiern.  Dieso 
ALfiicht  wird  durch  Auflüsseu  einer  weisseu  i'  iaggc  oder  Aufstecken  einer 

veistett  Faha«  dem  Gegner  angezeigt,  «oA  tai  gevOnKdi  imtk  ftatam» 

2.  Die  KriemBKUdifte  kasnfc  toUer  Mwiie  Btispiele,  dasa  die  Oapittt- 

IntionsbedinfTungen  von  dem  Sieger  nirhf  henchtet  ^v!!^lrn  Aber  in 
allen  Zeiten  hat  der  Rcchtssinu  der  öffentHchtu  Miiuung  solchen  Treubruch  ver- 
artheiit.  Schlimm  ist  es  freilich,  dass  Beschwerden  darflher,  die  ihrer  Natur  nach 
TjHlfftTftflrtHflh  iliidi,  an  esf  deo  suuigeUiillvi  in  XrfegHdtiB  ttentett  UdMt 
mMUNm  Selinta  des  Tölktrvechts  tagnAmn  rind.  Ygl.  Fhilliaore  HL 
I  ISS. 

ms. 

Di©  Uebergrtbc  auf  Unado  und  Ungnade  beroditigt  den  Sieger 
nicht  mehr,  die  Uebergebenen  zu  tödten,  wohl  aber  die  Truppen, 
weldio  eich  ergeben  haben,  kriegsgefangen  zu  madien. 

Die  her!  ? n n 1  ose  Capituliifion  vnn\  vnn  Alter?  her  so  benannt.  Das 
öJterc  harbai'iäclic  iitcht  bichcrte  den  T'rin  rirfbeueu  iiiclit  ( inmal  das  nackte  Lelicn. 
Dos  heutige  humanere  Völkerrecht  crkeuut  dem  Sieger  kein  solches  Term^intUches 
Jos  Vits«  ae  nMb  melur  so.        obon  sn  S6a  679.  064. 

Der  Befehlshaber  der  fuiiitUiciien  Truppen,  welche  einen  Platz 
bedrohen  oder  belagern,  gilt  als  ermächtigt,  die  Capitulationsbedin- 
guugen  zu  bewilligen,  soweit  daoei  die  persönliche  Freiheit  und  das 
Eigenthum  der  Truppen  und  der  Bewohner  des  capitulirenden  Platzes 
betheiligt  erscheinen,  oder  es  sich  um  militärische  Massregeln  han- 
delt.   1:4:  darl  abei»  nicht  eigenmächtig  Zugeständnisse  laac^heni 


^       -,ci  by 
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1.  Der  Qruüd  dieser  UaterdcUeidung  liegt  einerseits  iu  den  militärisch ea 
Bofiigniflnii  dM  ffffiffffhWwiHMWi»  AWw  du  n  timn,  vm  Brimf  d6f  cIgmdidMn 
XiiflpfillinuiiP  nOÜdg  und  siiedaDlnlg  «w^eint,  andMiuiti  is  der  polltlieliaa 
SCitigeinih,  welche  nicht  an  das  Militärcoimnando  flbcrt  ragen  bL  Es  ist  freilich 
för  die  Ehre  und  den  Credit  c'ims  Stats  sehr  bedenklich,  wpjhi  ein  O!»orepncral 
politische  Zusiclicrangcn  macht,  welche  nachher  der  Stat  nicht  zu  crlüllen  geneigt 
ist.  Kin  bekannter  Fall  der  Art  aus  unsenn  Jahrhundert  ist  das  unerfüllt  ge- 
Uiebene  Teninechen  des  Iioxd  Bentinck  im  Jahr  1814,  die  Uoabhängigkeifc  und 
BVeflwIt  Genna'f  anmorkmuMB,  wlluwnd  ichüeagHch  die  ungHiiclw  Bcelemng  die 
Stadt  dem  Königreich  Pieraoot  lOfiiltnnnle.  Tf^  darttber  Phillimore  III.  §  123 
^Rede  von  Sir  James  Mackintosh  gegen  solchen  Treubruch).  Yattel  in.  $968. 

2.  Die  zahlroirbf'u  Capitulfttioiirn  in  dem  franzii'^isrh-dontschen  Kriege  von 
1870/71  enthalten  meistens  foltrenfle  Hedingnngen:  1.  Kiit'Kijgefixngenschaft  der  be- 
sifiigten  französischen  Armee.  2.  Ausualune  zu  Gunsten  der  Offiziere  und  Beamten, 
midie  dtli  auf  EhgBnwwt  gdHÜfllpli  venflioliten*  nifetend  dtt  JKriem  nichta  izemen 
die  dsotoelm  Interemn  n  tihon.  8.  Uebeiplie  dee  gwnimtHB  EiTiimuluiiili 
nnd  5.  des  Plfit^es.  6.  Die  Aerzte  bleOien  aur  Pflege  der  Verwundeten  zurfick. 
Die  Capitulixtion  der  französisclien  Armee  nach  der  Srhlfirbt  vm  Sf>dfvn  vom  2.  Sept. 
1870  (Statsarch.  diente  nls  Vorbild.  Die  Capitnlalion  voi  Met  -  (27.  Oct.  1870) 
gestAttete  den  iatwatinctcn  bolüatcu,  ihre  Tcumister,  i!]ffektcu  und  LagcrgcgcnstAttde 
ra  behalten,  und  den  OCIUere,  wekfae  ea  vcndehen,  in  die  KriegsgefangemclMft 
m  gehen,  anatatt  das  Ehrenwort  ahmgeben,  ihre  Degen  oder  SIbel  nnd  ihr  per> 
aOnlichea  Eigenthom  mltnuiehmen.  Am  gOnstigsten  waren  die  Capifnimmiibe- 
dingnngcn  ilcr  Besatznng  von  Beifort  vom  15.  Febr.  1871,  die  freilich  erst  nach 
dfm  nntrf»Tneinen  Waffenstillstand  abgeschlo.ssen  wurden  Art.  1  bestimmte:  ,.Dio 
Garnison  von  Beifort  verlässt  den  Platz  mit  den  kriegerischen  Ehren  und  behält 
ihre  Waffm,  ihr  Fuhrwerk  luid  das  der  Truppe  angehdrende  Kriegematerial  sowie 
die  niMtiriaehen  Anliife.**  Ntr  „das  XMegHtariU»  neldhai  n  ta  flitae  ge* 
hkkf  «lid  flfcsrgehsa." 


9k  Bemdlgiiiig  Abb  Krtess.  WtMnMMmu 

700. 

Der  Krieg  kann  ÜiatBächlich  anifhören  und  ohne  Friedensver- 
trag dadurch  in  den  Friedensznstand  tibergehen,  dass  die  Feind- 
seligkeiten nidit  fortgosetit  werden  md  der  Medlidie  Verkehr  wieder 
begiimL 

Der  thatsächliche  Besitzstand  zur  Zeit,  wenn  der  Krieg  auf- 
börl,  wird  ao^tta  ab  Qrvidia^B  dM  friadiitmutendea  betiMhtok 


r 


In  diesem  Falle  ist  immerfaiii  der  Zeitpunkt»  in  vdcbem  der  Krieg  aufge- 

TiTirt  Jir^t  und  der  Friede  wieder  beginnt,  uiisiclier.  Nur  allm&hiirli  nto11t  sich  dua 
(i(  fii]il  dor  Sicherheit  weder  ein,  wie  z.  Ii.  nach  dem  Kriege  zwim  iieii  »Schwellen 
imd  Tolcu  1710.  £bei^  ist  auch  die  Streitfrage,  die  zum  Kriege  geführt  hat, 
gnrfäaßA  nldxt  Uar  entschieden,  Bondeni  es  bdhflH  jede  Futd  Cbre  msprttag- 
Ed»  BeehlttMlitiQitiiag  diA  vor»  soweit  nkht  dnreli  die  im  Kdeg  liert>elgeftthrt«i 
Thatsachen  der  Streit  eine  fnctisebe  Erie£gung  gefunden  hat  und  nun  durch  du 
Aufgehen  des  Kampfs  und  den  emenerten  Frieden  anerkannt  Mird.  So*.vpit  also 
eine  thatsilchl  iche  Umgestaltung  der  Dinge  xmangefocht^;)  f^^rtd  i  i' rt.  soweit 
gilt  der  Status  quo  post  bellum  res  sant.  Abgesehen  davon  aber  ist  dar 
Status  quo  ante  bellum  reB  fnernnt  als  maßgebend  su  b^raditen. 

701. 

Der  Krieg  kann  duich  Unterwerteg  des  beoflgtaii  Fdndw 
unter  den  Sieger  beendigt  werden.  Bleibt  die  beeiegte  BKrtei  ancii 
nacbher  noch  ab  8tai  finrtbeetehen,  io  wevden  die  mÜBrlegten 
Friedenebedingimgeii  ine  ein  Friedensvertrag  betraditet  HSrt  die- 
selbe anf,  ein  Stat  fSr  ridi  za  sein,  so  kommen  die  GnmdsStse  der 
Erweiterung  des  Statsgebiets  beziebnngsweise  der  Yereiiiigiuig  ver- 
adüedener  Statsgebiete  aar  Anwendung,  pie  Eroberung  begründet 
erst  in  Folge  der  Ergebung  oder  des  Friedensvertmges  einen  neoen 
finediifllMn  Beohtsiiistand. 

Tgl.  oben  su  §  287.  289. 

702. 

Der  Sieger  kann  in  Folge  der  CJnterwerfiaig  des  Besiegten 
keine  andere  Rechte  über  Land  und  Leute  erwerben»  als  weldie  in 
der  Natar  der  Stategewalt  und  der  offentiioben  Bechtsordnong  ihre 
Begrfladnng  nnd  Sdixaoke  finden.  Die  Statsgewalt  gebt  auf  ihn 
über,  aber  nidit  mehr  ak  die  Statsgewalt. 

Kl  folgt  das  ans  dem  heotlgaii  B«gri£b  des  Stets,  welcher  nldit  ebeoMe 
Gewalt  aber  Bsreoiieii  nid  EigenUumi  bedeatst»  eonderooar  «ffentlleli-reeli^ 

liehe  und  insofern  Yerfassungsm&ssige  Gewalt  Die  Privatpersonen  und 
ihre  Familii  ii  haben  eine  Existenz  fiir  sich,  über  welche  der  Stat  nicht  willkürlich 
verfücrn  liuf  Ebenso  ist  die  Kirche  nicht  Statssac!ie  Das  Alterthum  dachte 
darüber  andcra,  wie  auch  die  alt-röraische  Dedltionsformel  zeigt:  Li- 
viai  L  37.  ^^ex  interrogant:  EsUsiie  voe  l^ati  exatoresque  missi  a  populo  Cnir 
latlao,  Qt  Tee  popehuaqae  CoIlatiaBn  dederith?  Sumoi.  Erine  pspofan  CbDatiBna 
in  siia  potestate?  Eet.  Deditisne  voe,  popoliim  Collatinuni,  qiIniii,  sgroe,  aquam, 
terminoR,  dcluhra,  utensilia,  divina,  humanaque  omnia  in  meam  populique  llomaui 
deditTHnemV  Dedimiis-  At  cgo  rccipio".  Der  nntikc  8tatRbf<frriff  ist  allum- 
fassend und  absolut.  Der  moderne  Statsbegriff  dagegen  ist  im  OegeasalK 
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m  4ir  Unke  mt  m  pmM  Toliiimiiitoiihil  idtBHMMi«  teSM* 
raciite  «ad  dw  PkfmiflNiM  Auf  das  «ffettiltek«  Eeebt  bM«liK«nki,  alia 
relativ.        BlasUehli  i%  Statanclit  L  a  6t  «4 

703. 

Der  Krieg  wird  regelmässig  beendigt  durch  den  FriedensschlusB, 
d.  h.  durch  ein^n  Vertrag  zwischen  den  kriegführenden  Staten,  wel- 
cher die  Bedingungen  und  Bestmunnogea  des  emeuarten  Fnetkn»- 

Der  Friedensvertrag  lit  ^ne  TOlkerrechtUche  Beditaliandhins,  iraldie 

den  Kriegsznf^tnrtd  abschliesst  und  den  Fricdcnszastand  erneuert.  Er 

vrrkrmdpt.  der  "Welt,  woran  sie  ist.  Die  fcindlicli(!  Oosinntinj»  freilich  kann  er 
uiclit  sofort  heilen,  nocli  den  Glanhcn  an  bcfcstipto  Zustänilc  srhnffon,  alior  das 
Rccb.tsverh&ltm68  bringt  er  zur  Klarheit  und  bezeicliuet  genau  den  Unterschied  der 
bftidwi  RftfihttBtMtiliMlft 

704. 

Die  Uebcrmacht  des  Siegers  hindert  nicht  die  Gültigkeit  des 
Friedensschlusses,  woU  aber  der  äussere  Zwang  gegen  den  boToll- 
mächtigten  Vertreter  der  Kciegepartei,  welche  über  den  Frieden 
tmterhandelt. 

T«LokeB|408. 

705. 

Das  Verfassungsrecht  der  einzelnen  Staten  entscheidet  über 
die  Frage,  wer  und  unter  welchen  Bedingungen  er  berechtigt  sei, 
Frieden  gültig  {ibzuschliossen.  Das  Völkerrecht  vermuthet,  dass  der 
jeweilige  Träger  der  obersten  Statsgewalt  kraft  seiner  Kephisentativ- 
befugniss  dazu  berechtigt  sei.  Wenn  derselbe  aber  nach  dem  in  an- 
erkannter Wirksamkeit  bestehenden  Statsrecht  seines  Landes  der 
Zustimmung  der  Volksvertretung  oder  eines  andern  politischen  Kör- 
pers bedarf,  nm  wirksamen  Frieden  zu  schliesscn,  so  ist  diese  Be» 
schränkung  auch  TÖlkerrechtlich  zu  beachten  und  die  Bechtsgolti^ 
keit  und  die  Ausführbarkeit  des  Friedensdünsses  so  lange  in  Frage 
gestellt,  als  nicht  die  nothwendige  Zustimmung  hinzuti-itt,  oder  in 
Folge  der  Verfassungsänderung  als  entbehrlich  hinwegfällt.  Indessen 
erfordert  der  gute  Glaube  und  die  Rürlcsirht  des  Völkerrechts  auf 
die  mögliche  Beschränkung  des  Kriegszustandes,  dass  anch  inzwischen 
von  Seite  der  Träger  der  Statsgewalt  nichts  geUian,  angeordnet  oder 
SBgdiHn  uttde^  um  ^unifiit  Mt^  die  liiiiterlMn^s  Gntliiiiiinni|p 


IM 


odor  in  Ttiliiiidioi'ii* 

1.  Die  Eröffnung  der  Friedensuiitcr  hand  liiug  kanu  durch  eine  der 
beiden  Kri^iq^MUteieii  selber  geschehen,  oder  durcli  eine  neutrale  Macht,  wekbe 
€Mfente  Um  gotai  Dfaoito  otor  üvb  Ycnnllllmf  laWrtwt  dien  §  488  £ 
Andi  Im  bWcn  VUl  taom  dw  FMcnaabadihM  nnmliUlbtr  von  den  EritfH 
]  arf<  ioQ  Tolkogen  wefdn,  dudl  der  Yennfttfer  eineii  Yormiid  n  ipitaMr 
fiinBi8chun<^  erhalte. 

2.  Ein  Ftin*,  welfhfT  durch  den  Krieg  aiis  dem  I>andc  verdrängt  worden 
ist  und  keine  thatsftchliche  Gewalt  mehr  im  Lande  hat,  ist  nicht  mehr  be- 
rechtigt, das  Land  zu  reprftsentiren,  sondern  kann  nur  aber  seitM  dyna» 
■tiMta  Beehie  oder  Mine  AneprOclw  aof  WledereiiiietiiiqK  ia  dieGeimlt,  aa  dem 
lUedMMieUaii  ddi  belbeüli^  ($  118).  Ei  neg  niler  ÜBBtliide&  ftr  den  8ie|v 
erwünscht  mtd  nAt^ch  s^,  sich  mit  ihm  friedlich  zu  Terrtftodifen,  m  spUeni 
Verricklungen  vor«ibeagen,  uhcr  der  Friede  kann  anch  ohne  diesen  Ver?^i«  lit  voll- 
ständig hergestellt  sein.  Aehnlirh  verhält  es  f^U-h  mit  den  Anfl|irQchen  einer  aus 
dem  Lande  vertriebenen  republikanischen  liegicrung. 

a  &  des  nefalM  MdMidiin  vMteBMbli  Vdtkia  m  üililiwiii,  eh 
ein  Keehi  der  Kroae  betnibtet»  ee  jedoek,  deei  dbMsw  Beedannaiea  dee 
Friedens,  irekhe  dem  Lande  Lasten  auferlegen  o<l:r  des  bestehende  Terfassungs- 
o<!er  Gesetzesredit  ändern,  der  Zustimmimg  der  Kammern  bedürfen,  damit  sie 
im  Lande  nncrkaniit  und  ausführbar  werden.  In  vielen  Fielen  winl  sieh  diese 
Zustimmung  aber  als  blosse  Katihabitatiou  d^  bereits  VoUzoginea  darstellen,  in- 
dem die  Noth  und  das  BedOrfiiiss,  von  den  Gefahren  und  Leiden  des  Kriegs  be* 
limll  nt  iroden,  lerher  eeboa  um  YdbaK  der  im  Rieden  gnediieii  Zageetaad* 
afaae  treibt  Kadi  dem  Baniemdit  der  Yereln|g|ea  Stelen  bedarf  der  Friedens- 
vertrag, um  gfiltig  zu  werden,  der  Genehmigung  des  Präsidenten  und  der  Zustim- 
mnnff  d»-!»  Sf>Ti;its  (inVht  hrirlor  Häuser  des  Gongressos).  nach  dem  der  Rchmiie- 
riscbefi  Kidgenoseeusckift  eines  ikschlusses  der  BundesTersammluug. 


705a. 

Die  aogenaonlea  lUedeiiq^tSliiiiiiiBri«!,  iroldie  den  k&nft^n 
Friedemadiliifls  mberaitoii  und  in  den  wesenfÜcluten  Beaeiiiiiigen 
bestjnmen,  bemhen  auf  denteübtii  Bedingungen  nnd  haiben  innedialb 
Aires  Bereicliee  dieselben  ^^ikongen  wie  die  IMedenBcUflaM  selber, 
dnrcb  welclte  sie  ersetst  werden. 

1.  Es  bedarf  oft  längerer  Verhandlungen  und  \\v\vr  Vorarbeiten  im  Eiii7.clQen« 
bis  der  definitive  Friedensvertng  au  Staude  kommen  iiaaa.  Die  Frie<l»n»|>raltroina- 
liea  dagegen  behea  eieb  ea  die  Hraptmehea  nnd  eicbeiB  echoa  loilMr  ein  friedp 
Bchee  Yerbalten.  So  gfaigen  dfo  FMenivrillmiBefieB  ib  lllkolibnrg 
1866  dem  Pncor  Frieden  Tom  23.  Aug.  1866  voraus,  iatA  ndcben  der  Oester- 
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m  ymOBlm  86.  Wir.  im  4ni  IMtmmtng  Mfacta  PBimnWKi  «ai 

Fnakrakli  fon  10.  Hat  1871  fOriMr. 

2.  In  den  Friedenspräliminarien  TOB  Versailles  vom  26.  Febr.  1871  flntal 
sich  folgende  bcachtflnswcrthf»  TiPstimmimg^Ti.  Art  4.  „Die  deutsrtirn  Trupp«! 
wcnion  ^^^Vh  in  den  besetzten  Departements  der  Requisition,  sei  es  in  Geld,  «ei  es 
in  Naturalien  enthalten.  Dagegen  wird  der  Unterhalt  der  deutseben  Truppen, 
iraiofae  %k  ntnknMi  maMSMbm,  tmt  KM«  der  ft—IWliiilmi  Begienmg  er- 
irilgsBif  siw  bmIi  IfaMgibty  ^rfo  rfft  dowli  ffti  IBIiifciiMliimi  nft  dMib' 
Uta  MDit&r-Intendantur  vereinbart  ist"  AH  9.  »IM  AMdui  des  PMeo^ 
TPrtraps  wird  die  Administration  der  Departement«?,  welche  noch  von  deutschen 
Truppen  l>esetzt  lilribfn  sollen,  den  franzt^siw'hen  Behörden  wie<ler  übergeben 
werden.  Doch  eoHen  diese  letztem  gehalten  sein,  den  Befehlen,  weiche  die  Com- 
mandanten  der  deutschen  Truppen  im  Interesse  der  Sicherheit,  des  Unterhalts  und 
dar  TectMliing  Anr  Tntfifea  «rkMn  n  mOMii  fiuBbUkf  Folc9  m  MMn." 

m. 

Wird  in  dem  Friedensachlues  ein  Theil  des  Statßgehietes  ab- 
getreten, 80  gilt  die  Abtretung  nach  Völkerrecht  als  rechtsgültig, 
wenn  gkich  die  Verfassung  des  abtretenden  Landes  die  Abtretung 
untersagt,  insofern  der  Stat  seinen  Widerstand  nicht  fort.vctzt,  son- 
ds  ru  thatsächliih  düü  Frieden  vollzieht  und  die  feindliche  Besitzuahuie 
gewähren  lässt. 

1.  In  vielen  Statsverfassungcn  wird  das  irnnze  J^tatpfriibfets  als  einheitlich 
und  unveräusserlich  erklärt  und  so  jede  Abtretung  eines  Stücks  desselben 
untersagt  Würde  diese  Beüchränkung  der  Kegierung  und  der  Kanuiieru  als  ab- 
hIbI»  Beta)  aadi  bei  den  FMmmMmm  hilgMtm,  lo        in  mucben 

tTSÜMk  Jt^^tokA^^A  1,  ■ti,  l^J«        ■  I  a I itf  ii   -* —  ^* — ^  -    — •    — 

wWMmO^  WPcUNI^R  JDBKH  JFXIBlIV  INMDIOBi   iPBU  OB»  CNHNP  VDZ  SN  /aDwBHDh  BifniW 

MiiidMi  und  der  Besiegte  sie  nicht  gewüiren  könnte.  Bl  BtAnte  aJso  der 
Krieg  bl«  zur  Vernichtung  des  Stata  selber  durchgefübrt  werden.  Dadurch  aber 
wftrde  nicht  bloss  jene  Verfaasungsb^Ätiounung,  sondern  mit  der  I-^xist« cz  dr^  bo- 
si^ten  ätats  seihet  aadi  deasen  gaojie  Yeilaaning  serstört  Dte  Noth  zwingt  daher« 
«aMr  üm^lniw  tonte  fmm  ■HIwralitWiiliMi  IBiidomiwM  die  Abtretung  n  toH* 
Mtm,  md  6m  YMsumM  eriml  ikum  Talfang  alt  a^ibwendig  vd  dm- 
ffüiftoii  ab  rechtmässig  in  UflNM  dar  Ibwidlgimg  dv  KHv  nd  der 
Enetellung  des  Friedens. 

2.  Ueber  die  Bediagiii^Qa  der  AMma«  iglL  f  m 

707. 

Die  Abtretung  gibt  der  erwerbenden  Statsgewalt  alle  Rechte, 
wekhe  die  abtretende  Statsgewalt  gehabt  hat»  aber  nicht  mehr  Rechte. 
Das  öffentliofae  Aecht  der  BeTÖlkemg  md  dm  Lande»  «iid 


eine  Aendermig  nfithlg  mabhl  Im  Uebrigeo  ^ttrt  os  f<Mrt 

« 

Vgl.  oben  §  7Ü1.  702.  Die  Versetzung  der  Centxalgewalt  an  eiae  andere 
Mio  unl  dk  YttUadhog  du  »Jbfftnbmm  GeUets  nU  cimn  «ktom  State  riai 
IMlioh  ao  «ifilMMHidw  üiwurtihMnae,  dm  rie  fewOlmlkk  «Im  gitBdIkli»  ind 
«rfk  wirkende  Yerftndenuif  im  YerfasBong  in  jenem  Gebiete  nach  sich  ziehen. 

Tmmpr  \<t  hier  der  Uebcr-r^nir  aus  dem  riiirn  Recht  in  das  andere  Bcliwieritr  tmd 
kaiun  ttjulcrs,  ak  durch  eine  vorAbergehcude  Auj^jinhmsgewalt  (Dirtatur) 
der  cm  erbenden  Statagewalt  anszogleichen.  Das  \  uikcrrecht  sin  icht  nur  die 
Begel  aus,  da»  nicht  da«  Utberige  dfiontlicho  Bedrt  (in  Gcraaiade,  Körpenehaften, 
Aemtecn,  Gerichten,  poBtisehea  Freiheiten  n.  a.  £)  dorch  den  blown  Act  der  Ab- 
tostnng  erUlMte,  sondern  dass  dasselbe  im  Gegentheil,  somit  die  ElniMit  dv  OHMD 
Stntcnverbands  und  die  Notbwendigkeit  der  öffentlichen  Verhältnisse  es  verstatten, 
erhalten  bleibe.  Die  Vermuthnn;^  spriclit  für  die  Fortdauer,  die  TTmiln- 
derung  bedarf  einer  Anordnung  der  neuen  Statsjrewalt.  Ein  beathtens- 
wertlies  BeiB|iiel  einer  soicLeu  \\  andlung  des  offeatiicLen  llcciils  unter  einer  pro- 
fhorilclBa  Dkttlar  lit  dto  Ablrtlnnf  dar  RmviMi  SlBu^htMagea  «ob  nank- 
nidb  w  DnUsobltad  (1871)  md  ftn  ÜnUldvf  in  «in  doitaritoi  IWtMfiiHl 

708. 

Der  Friedeusschluss  hoondigt  rait  dorn  Kriege  auch  den  bis- 
herigen Kechtsstreit  unter  den  kriegführenden  Staten.  Es  dürfen 
nach  demselben  keine  weitem  Feindsohgkeiten  geübt  werden.  Die 
Wirksamkeit  des  Kriegpuredits  hört  auf  und  das  Friedensrecht  tiitfc 
wieder  ein. 

1.  DerRdSds  beeodtgt  SMh  dm  den  Rechtsstreit,  welcher  suin  Kriege 
geführt  hat,  wenn  er  Aber  denselben  keine  attsdrQckliche  Entscheidung  trifft.  Die 
anfänglfehc  Beschverde  darf  nicht  nochmals  tut  TVache  eines  zweitsa  Klkgi  ge- 
macht werden.    Vgl.  uutcu  709.  713.    WIi*  atoii  int.  Law.  §  544. 

2.  Die  Beendigung  des  Kriegsreclits  muss  sofort  eintreten,  insoweit  dasselbe 
n  f  eindlUlisa  Haitdlaagen  siiüilitlgt.  Aber  es  bttmiB  nkdit  «ben»  nf 
dm  Ikg  alle  Wirkaagett  der  eneUeneaea  Kriepfliwnlt  ehgcbreehea  weriea. 
Wenn  d«l  Hmt  wu  Zeit  des  Friodensschliiääis  steh  in  Feindodsad  befindet,  m 
bedarf  es  zum  "Wcgrn^  einiger  Zeit  und  kann  inzwischen  die  MaR«rcgfcln  seiner 
Sicherheit  nicht  aufgeben  Ks  gibt  also  auch  hier  Urbcrgäugo,  welche  das 
gänzliche  Erlöschen  des  Ausuahuiszustandea  mfigUcii  machen.  In  allen  dicaui  Be> 
ileihnngea  terisiigt  des  Y^Ukerrecht  boaa  fides  la  der  Anefthrung  dea  f^riedens. 
Ygl  oben  sa  §  706i. 

709. 

Wenn  nach  Ahschlnss  des  iMiedens  durch  einzelne  Hcercsab- 
thcilniifren,  wenn  audi  i?i  tnitem  Glauben,  weil  «ir*  noch  nicht  von 
dam  Fnedenssehluss  KeiiotniBS  hatteut  feiadUche  Handlungen  Teröbt 


utttdaii  flind,  lo  ist  der  Zaetand,  wie  er  TOT  denMUMi  gowoeen  irti 
Mjweit  möglich  «kder  lienoBtotllen,  1}eziehimg8wei4e  Entsdiidiguug 
2a  leisten. 

l>er  iriede  ist  verbiudiich  für  die  krle^'tuhreuden  Staten  und  daher  auch 
far  ihre  Heere,  und  ihre  Staatsangehörigeu.  Hugo  Grotins  HI.  20. 
f  »:  JBst  enlrn  p«x  »ctas  ei?it«tU  pro  toto  et  pro  parillb«f".  Won 
Umt  TranMeliBner.  t/tat  dtt  meden  n  Vmmm«»^  aaA  eine  8lidt  odv 

eine  Festung  einoehmen,  so  mOasen  de  dioelbe  wfe^  riniBen.  Ebenso  wenn  nach- 
her noch  feindütlie  Schifle  «to  I?kiae  gBooamm  «enko,  w  aiad  disMltaa  wieder 
fni  m  hmw 

710, 

Mit  dem  FriedensschluBS  ist  die  Regel  der  Amnestie  Terbimdeii, 
toweit  nioht  begondere  Vorbehalte  eine  Ausnahme  begründen,  d.  h. 
es  wird  in  der  fiegel  keine  «eitere  Klage  gestattet  ivegen  8cfa£di- 
gaagen  and  Unbilden,  weldie  von  den  Angehörigen  eimr  Kriege- 
partei wider  die  Angehörigen  der  andern  Partei  während  des  Kriege 
vsrfibt  wordfiD  nnd« 

1.  Die  Amnestie  ist  uothwcudig.  damit  das  GefisM  des  Friedens  sich  be- 
ÜHtigB.  Würde  ea  gestattet,  den  btreit  fortjuiäet^seu,  wo  w4re  immer  wieder  die 
Mihr  di»  dui  die  VuttSm  naamäi^  m  den  Weiea  griffen  und  der  Krieg  wie« 
der  emaeaant  «llide;  Weaa  eadi  die  Slign  ater  etUlleae  üaUll  oder  ^Aäät- 

gung  zun&chst  gegen  einzelne  feindliche  Penoaeo  geriflltet  worden,  so  ist  doch 

hinter  diesen  der  Stat,  fQr  den  sie  kämpften.  Je  weniger  die  Kriegsfiihrung  den 
normalen  Ileclit^zustunden  entspricht,  und  je  gowultsamer  sie  Torgeht,  um  so  leichter 
ist  hier  ätrcit  und  um  so  öfter  sind  lüagen  veranlasst  Diesen  Streit  aod  diese 
KHgen  wiD  die  Anmestte  mit  Yeigeiwahrit  aar  Bnhe  briegea.  In  vieleaFriedeas» 
Tertrlgea  wird  rie  eoedrOcfcUöh  ? oriMludten»  in  andern  stfllichweigend  ab  odbet- 
verst&ndlich  vorausgesetzt.  Z.  B.  Wiener  Congressaktc  Ton  1815  Art.  XI: 
„Ämnistie  generale  en  Polognc.  II  y  aura  amnistie  plcinc,  g^ndrale  et  particuliöre 
cn  favenr  de  tous  Ics  individus  de  qnclquo  nnjr,  scxo,  ou  conditio)!  qu'ils  puissent 
<^trc"'  und  ausfülirlirher  Art.  XXIIt  ,,Aninisti<'  gt;n«''niie  en  Saxo.  Aucnn  individu 
domicilie  daus  kä  i'ruviuceä  qui  su  truuveut  saus  la.  domiuatiou  de  ba  Majeste  lo 
Bei  de  Suo  ne  pourra,  non  plus  qa'aaoaa  iadifidn  damidlid  daos  edles  qui  pas* 
leat  parle  pidMntTMtdeons  k  dcnrinilioa  de  8e 

finqppd  daas  aa  penonnc,  dans  scs  biens,  rente^  p— fi«««  et  rereniu  de  tont  geue, 
dans  son  rang  et  scs  dignit(5s,  ni  poursmvi  ni  rcehcrcb«^  en  ancnnc  fa(;on  quelcon« 
que  potir  aucunc  part  qu'il  ait  pu  poliiiquement  ou  militaircnient  prcndre  aux  ^v6- 
neineuts  qui  ont  eu  licu  depuis  le  coraotencoment  de  la  gtterre  terminee  par 
paix  cooclae  ä  Paris  lo  30  Mai  1814"* 

9.m»  QtOade  der  AaaiaMle,  welche  iaBaadda  die  legelaMgaD  BecMs- 
graadMlM  ia  dar  Anwendung  erheblich  beschr&nkt,  Hegen  nur  in  der  ROckskdM 
aaf  üe  eaeaptloaelle  Hatar  dea  JLriaga  aad  ia  daai  aUgaarieen  Frie4eaa- 


b^dirfaisa.  DiMelbe  darf  daher  nicht  darüber  hlnatis  auch  auf  ZersUirung  sol- 
cher Klagen  wirken,  welche  mit  dem  Kriege  wchU  m  Mhaffen  hatoi  and  deren 
Durchführnng  den  Frieden  nicht  gef&hrdek 

Dähiu  gehören; 

a)  privntre«ktllektt  TThigwi  im B»<ktigmlifcg|g», Jl T tnliwup 
fOtticnoteQdddtdtltfiib  LMkiaf  voaGalMpMn,  wMm  wftkrtad 

dv  Kriegs  abg^chloflsen  wardai  ifaid, 

b)  ])  r  i  V  ;i  t  r  c  c  h  1 1  i  c  h  e  lOagcn,  welche  ans  efneai  iMSTBi  TAT  dm  Kriflip 
aliL,!  schlosseueu  Ilechtageschilft  sich  ergeben, 

c)  privatrechtliche  Klagen,  wekhe  aua  einem  Kechtagruude  abge- 
Mlek  ihMi,  mMier  kafiMn  Buag  auf  41»  Kringiflihnii^  tek  wd  alikl 
tu  den  Oudlmigea  ftindlMwar  TiiitfllVMiiiti*liift  sehditk 

Wlieatoa  liiL  Lt.«.  |  644.  HeffUr  |  ISO. 

711. 

Die  Amnestie  begreift  in  Begel  aach  die  Missethaten  — 
Verwnndmigeii,  TÖdtan^eD,  Mjaehandliingett,  SohiidigaiigeB  des  £ig«* 
tlrami,  Ptüedening  die  Ten  Knegdesten  wQM  worden,  aber 
wSbrend  des  Kriege  mobt  kriegsreditiüdli  nr  BefhenwJieft  geiofi» 
worden  sind» 

Die  Aamkht  mT  die  kflnMge  Aiuwille  iM  fiaeffidi  ftr  die  RBdierirJMritfH 
•ebr  MenkUeL  Die  Prirata  haben  dnalalb  gegen  mffitiriidie  Eseane  teit 
MwB  mden  Beehlwteil^  als  den  die  militärische  DiscIpHn  nnd  dto 

Erlegsgerirhte  gewähren.  Die  Strafe,  welche  die  Kriegsgerichte  rerhingen, 
wird  aber  durch  die  Amnestie  nicht  bcsoitifrt  Gewöhnlich  schüfst  die  Amnestie 
die  andern  Personen,  ausser  den  Kriegsleuten,  welche  sich  dnor  Rechtfverletsang 
ans  ParteileideDschaft  schuldig  gemacht  haben. 

712. 

Soweit  jedocb  der  9tat  wegen  im  Krieg  nnd  selbst  von  Kriegs- 
leoten  wQbtsr  YerletKuiigcD,  die  weder  dnidi  dae  Kriegsrecbt  nooli 
durch  den  driliiirMn  KriegsgehnMoh  gereobtfiarligt  oder  eaftsdml- 
dlgt  werden,  sondern  als  gemeine  Verfaredien  sirefber  sind,  die 
BeditSTerfolgimg  gegen  seine  AngeblSt^n  gestattet,  ibdet  jene  Am« 
nestie  keine  Anwendung. 

In  der  Vnuia  wird  die  Amnestie  oft  in  weitcrem  Umfange  pwährt,  als  aich 
durch  die  BOcksicht  auf  ihre  QrOnde  red^ertigen  Iflast  £b  beeteht  kein  Beekle- 
grnad,  wwliill  gwerfwir  PiilisliM,  lim  UmMftmm  «w  Uomt  tOtttnAM 
€der  BoehaH  oegeHnft  bMbcn  solHen,  «cbb  dar  8Ut,  dem  die  Yerkneker 

geh5ren,  anerkennt,  das«  diese  Verforechea  ätk  soek  durch  die  Parteileiden- 

■chaften  im  Krieg  gar  nicht  entsc>Tu!diiE»eji  lfts<?en  und  ihre  Verfolcninp  und  Re- 
tMbm$  in  keiner  Weia«  den  ¥<iedea  gefährden.  Die  ttherwisBige  Ai»«- 


dehnnng  der  Amnestie  erklirt  sich  thcUirdM  ans  der  iHaren^  nan  ala  irrthOmllch 
ferkaiinten  Ansicht,  dam  der  Krieg  alles  Recht  der  feindlichon  Nation  vf^rnpine, 
uud  eiue  Küdkkehr  iii  den  sogeuauiiteu  Urzusiaud  der  llecbtlusigkeit  begründe. 
8eitdm  das  Völkerrevlit  anerkennt,  dass  auch  im  Kri^  das  Recht  fortdauere, 
■Olli«  m  ■lilwiywr  «k  IUmt  ilr  BalniAttg  gemdMr  Tüteiahn  sorgen,  dnit 
4i0  Pi'iwigMMiMu  Immm  fiduM  ftr  Ikm  pmiIIbIIbIim  ud  TmwUpiiniiiKi 

713. 

Die  Amnestie  bezieht  sich  nicht  auf  Rechtsverletzungen,  die 
vor  dem  Kriege  verübt  worden  sind  und  mit  der  Kriegsursache  m 
keiner  Beriehung  stehen,  ebenso  wenig  auf  Ri  clits\(  rletzuii,L,'en, 
wekhe  wiilireud  des  Kriegs  auf  neutralem  Gebiete  vou  Aügehch  igeii 
der  kriegführenden  Staten  wider  einander  verübt  worden  sind. 

1.  In  den  erstem  F&llen  gereicht  wedfr  die  feindliche  Erregtheit  den 
ThÄtem  zu  einiger  Entschaldigiing,  noch  kommt  die  Rücksicht  auf  den  Frieden 
deiUMilbett  zu  Statten.  Wenn  z.  B.  die  Verfolgung  eines  Diebe«  oder  Betrügern  oder 
MMm  iNi«      Irieges  eingMMttt  irard«  mum,  m  kun  «Melbe  mdk 

Vmt  II  1  a^^M^  Im       ^-.Ihm  ^   .■»_-- 

2.  In  den  zweiten  Fällen  kommt  zwar  den  Thiiam  dflr  müiWffnde  Umstand 

zn  Statten,  dass  ae  vielleicht  aus  Partoieifer  gehandelt  haben;  abor  dor  neutrale 
8tat,  welcher  keine  Gewaltthat  auf  seinem  Gebiete  duldet,  wird  dieselben  den- 
noch mit  Recht,  trotz  der  Amnestie  verfolgen,  weil  sie  seine  Fri^lensordnung 
miwif hfnt  haben. 

Alkr  fritee  Strnt  wird  dureh  den  Frieden  gesdiUditet  «nd 
alle  frühem  Vertetnmgeii  und  Beleidigimgeik  werden  der  Yergeneii- 
hat  ftberiieCort.  £ia  meoer  Krieg  darf  Bxr  dinh  mm  Kriegivr- 
■achen  begritedal  werden, 
oben  §  706. 

715. 

Der  Öffentliche  Besitzstand  zur  Zeit  des  SViodoisschhiBaea  wird, 
soweit  DiGhfc  darin  abweichende  Bestiminungen  getroffen  sinrl,  als 
Grundlage  der  eroeaerten  Friedensordnimg  betrachtet  Jeder  Xheil 
hehSli  das  Gkibiet  nnnmfilir  in  Bedit»  das  er  beeitit 

mod«  IMMMB.  8«to  «ft  SMift  niia  auf  dea  BeahMoitMid  vor  den  Attibnich 
des  KiligBB  siirAdL  and  stellt  denseibea  «feder  her.  Es  ist  das  der  sogenannte 
Status  qno  ante  bellam  sc.  re«  fnmmt.  Wenn  das  aber  nicht  geschehen  ist, 
se  winl  der  gsfeawArlige  Besiissiand,  d.  h.       Status^  ^uo  bellum 
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res  reliqait  »ia  Grundlage  angenommen.   Man  bemlclMiet  dieaen  GnuidsiMbE aadi 

in  Eriiiiioninp  an  das  Intmlut  des  römischen  Prätors  zom  Schutz  tlvs  IJcsitzes 
eines  üriuidstiicks  gegen  gewaltsame  oder  sonst  rerlstswidrige  Siürtuig  als  Uti 
poBsidetis.  Diese  Bexetchoong  ist  Creilich  ungenau,  thoih  weil  es  sich  hier 
nicht  um  privairechüichen  QmwWxrfN»  miim  im  ttaiirMkllUk«  €l-«bi«t»* 
kahfttt  hmm»  «iMik  mti  dM  i^niMto  laMlak  mr  äm  BmIU  loUltat  (ab 
Interdictum  retmendae  poMeadonis),  der  TflUsamditliche  Friededfischhiss  dagegen 
nicht  bloss  üesitzvcrh&ltnisse  regulirt,  sondern  auf  deren  Grundlage  die  Rechts- 
verhältnisse von  nencra  ordnet  oder  befestigt.  Erst  durch  den  Frieden  wird 
die  P^roberung  und  die  gewaltsame  Einverleibung  aus  «iHaiB  BciritWItnnd  in 
einen  Kechtsütaud  uoigewandeit.    Yg\.  oben  §  50  u.  545. 

716. 

IHe  Kriegsgefangenschaft  evlisciit  Yon  Beditswegen  mifc  dorn 
Friedenmchhifls,  indem  dieselbe  mir  aas  Kriegsredit  und  nur  als 
Kriegsmittel  geübt  wird. 

Voibelialien  Ueiben  die  Maflaregela  sowoU  eiiier  gcoidnetan 
Uebergabe  und  EnÜassimg  der  ramaligen  GelmyweD  ak  dir 
Sorge  für  Besahlung  der  Schulden,  weldie  dieeeHien  eontrahirt  bab^ 

Vgl.  oben  §  593  ff.  Unter  Umätänden  wäre  es  gefährlich,  die  Kriegsge- 
iangenea  ohne  weitere  Diaciplin  und  Aufsicht  frei  zu  geben,  es  wird  daher  nfithig, 
■ie  unter  milfttriicher  Zucht  der  Heimat  snnfUmn, 

717. 

Yen  dem  Zeitpankte  des  FriedensscUnssea  an  dürfen  in  frem- 
dem Gebiete  keine  Eriegsstonem  imd  Be^pusitionen  mehr  aiolbrlegti 
nooh  die  rfiidntttndigea  eingefordert  irardm. 

'  fii  fit  «Im  oalinnii^  Baditsfolge  dit  Mimik  «dete  ii«  mitom 
Brthitfgimg  dM  IKxkgn^  hmuA.  Win  aocb  ab»  CvatiBmikn  odur  Baiol- 
aition  tiMm  nofdeo,  betör  das  CSomnaiido  doi  Riedensschluss  gekannt  bal^  sd 
•ind  die  Oclder  zurodanantattn  nad  die  bengenen  Katanlgeeenataiide  ib  nr- 
g&ten.  Tgl.  zu  705ft. 

718. 

Diejenigen  Vertragsverhiiltiiisse  unter  den  Statcn,  deren  Wirk- 
samkeit während  des  Kriegs  suspcndirt  war,  treten  wiederum  von 
Rechtswegen  in  Wirksamkeit,  insofeni  sie  nicht  entweder  durch  den 
FriedensBchluss  abgeändert  werden  oder  Dinge  betreffen,  welche 
dordi  den  Krieg  aufgelöst  oder  umgewandelt  worden  sind. 

1.  Vgl.  oben  §  538.  Einaelne  Publicisten  nehmen  an,  die  frühem  Vertrage 
venlea  ttbeduiupt  nur  iaso&cn  wieder  wirksaai,  alt  sie  aasdrackUcl»  neu  bo- 
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kr&ftigt  worden  seien.  Es  bt  dM  4fe  entgegengesetzte  Ttnnlling.  Diese 
Meinung  ist  enge  mit  dem  Trrthnm  verwachsen,  dass  clor  Krifg  alle  ältewn  'Roclita- 
vcrhiütiiisse  unt«r  den  Stat«u  gänzlich  auflöse.  Der  Friede  iit  aber  nicht  der  An- 
fang eines  ganz  neuen  Recbtszustandes,  sondern  nor  ein  Knotenpunkt  in  der  Qe- 
jAMiii,  aklit  tli» tmprünglicba  RaehtMeliöpiuug,  sondern  eine  Ent- 
iri«kl«iigsphate  der  FortbiUnng  4ei  Beehti.  Dtteritdifc  darFHade  di« 
Verbindung  nieder  Imt  mifc  dm  Tortbttgtitend  dm^  den  Kikg  ^BBUrtaB 
Beditsnistand. 

2.  Wenn  der  Friedensvertrag  sich  über  die  Erneuerung  der  früheren  Ver- 
träge ausspricht,  oder  Abänderungen  derselben  festsetzt,  so  ist  natürlich 
diese  Bestimmung  entscheidend.  Die  Zweifel,  was  Ikchteuti  t>«i,  erheben  sidi  nur, 
neun  der  Fkiedenerertnig  darlkber  Stillecliireigeii  beobeehtet  Dartber  kann 
Mcbt  Streit  entstehen,  weil  der  eine  Stak  daa  8tillscbw«igen  amden  aadegt  als 
der  andere.  Ein  bekannter  Rechtsstreit  der  Art  fand  zwischen  England  und 
den  Vereinigten  State von  Nordamerilca  Statt  f\ber  die  Fischerei  in  den 
englisch-amerikanischen  i\u.sieiigewü^em.  Durch  den  Vertrag  von  1783  hatte 
i^giuud  den  Fiscliem  aus  den  Vereinigten  Siaum  die  „Freiheit**  zugestanden,  gleich 
den  — e*******  Fladbem  an  dm  englischen  Xttaten  k  Amerikn  die  Fiacbcrei  ana* 
aaftben,  nnd  andi  die  nnbeaetstea  fiochten  nnd  Hilm  m  benutzen.  In  dem  Frie^ 
den  von  Gent  von  1814  war  dieeer  VerlMg  mit  Stillschweigen  übergangen  worden. 
Die  englische  Regierung  behauptete  nun,  dass  durch  den  Krieg  jenes  Zugest&nd- 
niss,  das  die  Natur  eines  Privilegiums  habe,  erloschen  und  im  Frieden  nicht 
wieder  erneuert  worden  sei.  Die  Regierung  der  Vcreinigteu  btatea  dagegen  be- 
banptete»  dass  jener  Vertrag  nur  einen  iHem  beatehenden  Bechtaenatand 
nnerknnnt  tmd  nldit  ainiolftrea  Bedik  geediaflSen  bebe  nnd  daber  eneh  nldiiim 
Krieg  untergegangen,  vielmehr  im  fViedai  zu  ungehemmter  Wirksamkeit  gelangt 
Bei.  Schliesslich  wurde  in  dem  Vertrag  von  1818  der  Streit  dadurch  ausgeglichen, 
dass  innerhalb  !ifstimmter  geogi'ajihischer  Gren2eu  die  Fischerei  an  der  englischen 
Küste  in  Amerika  den  Fischern  aus  den  Vereinigten  Staten  gestattet  wurde.  Vgl. 
die  ausführliche  Daistclliug  bei  Wheaton,  Intern.  Law.  §  26d— 974.  » 

a.  fiellan  die  frttbcnn  TecMge  deCnitlv  amaar  Wiilcaauknit  Uelbflii,  an 
nflaien  dafilr  beaoadere  Grflnde  angelUat  werden. 

Solche  Gründe  sind: 

a)  dass  ihr  Inhalt  mit  den  FricdenshostimTiumgen  nicht  vereinbar  sei. 
Z.  B.  Aeltere  Grcn /vertrage  gi  Iti n  fort,  insofern  die  Grenze  durch 
den  Frieden  nicht  vervjidert  worden  iai  und  sind  erloscheu^  soweit  die 
Qnnae  ebe  andere  geworden  iik; 

b)  daaa  der  frühere  Vertrag  nach  derNatar  der  Sache  dorob  den  Krieg  nicht 
bloa  in  seiner  Wirkaantkeit  gehemmt,  sondern  aufgelöst  worden 
sei.  Z.  U.  Kin  Allianz  vertrag  zwischen  den  beiden  Staten,  welche 
sich  bekrit)gt  und  durch  den  Krieg  die  Allianz  gelöst  haben.  Es  bedarf 
eines  neuen  Vertn^,  wenn  der  alte  Vertrag  zerstört  ist,  und  es  genügt 
nicht  die  Beaeiti^ung  des  HindemiMea  aeiner  Wirkaamkeit 

Heffter  i  181  Ülgt  bei:  »VertwgayerjpÜlchtnngBB,  deren  ErfUbuig  etat 
Dodi  in  Znknnft  ceaciiehen  aoHte,  w»  ako  iweh  eine  Vfflenaeddiwng  in  Betreff 
Vlaaiaelili,  Bw  VWhMncit.  26 
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der  ftbernomi— wt  Terpfliditiniff  itflglldi  m«**.   Toli  tOm  dm  GraBd  diAr  vlchl 

ein;  denn  drr  aliL'Cschlossenc  Vertrag  gilt  fort,  aach  wenn  der  Wille  ^DM  Cai- 
trahonteu  sich  ändern  sollte.  Wenn  z.  R.  der  Stat  A  mit  dem  Stat  B  einen  Ver- 
trag schlofis  über  gemeinsame  Hci^tellung  einer  Eisenbalni  oder  Riiu  ke,  und  beyor 
der  Bau  vollzogen  ist,  ein  Krieg  z\vijidieu  ihnen  ausbricht,  so  wird  die  AusfOhrung 
iroU  vüuend  des  Kriegs  gehemmt,  aber  ee  eleb(  der  ErfBOnng  im  wieder  g»> 
moenea  FUeden  Rlehti  nelir  im  Weg«.  Nor  dfe  Zeitfriet  vird  mit  Bfldnidii 
mf  die  &i  Abreclmimg  ftUende  Zeit  des  Kriege  eretreelct  mrdeii  maewa. 

719. 

Wird  in  dem  Friedensrertrage.  die  Bückgabc  des  im  Kriege 
emgenommenen  Gebietes  yersprochen,  so  wird  als  Meinimg  der  Vev- 
tragspartden  angenoxnmeii,  dass  daa  BeditsTerhältniss  der  Gebiets- 
boheit  nieder  anerlcaimt  sei,  wie  es  vor  der  feindlicben.BesitEnabme 
gewesen  war,  and  dass  das  Land  in  dem  ihatsächlichen  Zustande 
zarnekgegeben  werde,  wie  er  aur  Zeit  des  Friedensschlusses  be- 
schaffen ist 

Die  Besitznahme  im  Krieg  hatte  die  ursprüngliche  Gebietshoheit  nicht 
sentört,  eonden  mir  an  wirksam  gemaclit  mid  in  Frage  geetdH  Per  TMe 
stellt  ihre  Wirksamkeit  vieder  her.  NatflrIidÜ  nicht  als  eine  neue,  eondeni  als  die 

alte  Statsgewalt  und  daher  mit  Beachtung  der  verfassungsmässigen  Kechte  und 
Zustände.  Aber  eine  vollst&ndiKC  Wicflerhorbtcllung  imcli  (ks  thatsärhllelien  Zii- 
stands  ist  nicht  m<lpli<'h  und  nicht  gerechtfertigt,  denn  die  ihatsachlicUen  Aenderungen 
des  Kriegs  müssen  als  eine  Folge  des  Kriegs  hingenommen  werden. 

720. 

Für  all  fällige  BeschUdigiing  während  des  Kriegs  und  wiüirend 
der  feindlichen  Besitznahme  ist  keine  Entschädigung  zu  leisten,  aber 
es  diiri'  nnn  aucli  keine  weitere  Beschädigung  vorgenommen  ^verdcn. 
Für  die  inzwischen  von  der  Briegsgewalt  erhobenen  Einkiinite  und 
Leistungen  ist  kein  Ersatz  zu  leisten,  aber  es  dürfen  uuu  auch  die 
öffentlichen  Gassen  nicht  weiter  von  dem  Zwischenbesitzer  ausge- 
beutet werden,  sondern  sind  zur  Verfügung  der  berechtigten  Stats- 
gewalt zu  stellen. 

YgLsa«6i4ff.  niMlsa§66aimd  70&A. 

721. 

Auch  fiir  Verwendungen,  welche  der  BoRit?;er  in?:wis(  hcn  l:;*^ 
macht  hat,  ist  kein  Erftatz  zu  leisten,  wenn  suldier  nicht  in  dem 
Friedensvertrage  vorbehalten  wird. 
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Wohl  aber  kann  derselbe  wegnehmen,  was  er  auf  seine  Kosten 
hinzugefügt  hat,  z*  B>  neue  befL-stigte  Werke  und  den  Zustand  wie- 
der herstellen,  wie  er  Tor  seiner  Verwendung  gewesen  ist. 

Wenn  d«  Bcainwr  Bftut«B  gmu^  bat  —  s.  B.  er  Im!  «inen  Spital  ga- 

baut  oder  neue  Festungswerke  angele^ft.  die  bisherigen  Werke  reparirt  u.  s.  f.  — 
so  darf  er  daffir  keine  Entschädigung  fordern.  Er  hat  inzwischen  kraft  der  Kriegs- 
hoheit ifchandclt  inid  Ersatzklagen  sind  für  die  Kriegszeit  im  Frieden  nicht  ziillssif':, 
et  wäre  dtim,  üass  im  FriedflnaachluaB  Entschädigung  Tereprochen  worden  wäre. 

722. 

Wird  emfiush  Bfii^gube  eines  GeMetos  terabredet»  so  sind  andi 
die  dazu  gehörigen  Anshiye,  Docomente,  Acten 
geben,  andi  wenn  dieselben  hizwischen  Ton  dem  Sieger  weggeführt 
worden  sind. 

Das  Aidiiv  gahOrl  mm  Land,  gleidnm  ala  Zabahörde,  nie  die  Bns- 
■chriftei  nun  Haas.  Dia  natflriioha  Bedebniig  deraelbea,  aowle  der  afaaelnan  tfe- 

kundeu  und  Actenstücke  an  den  Baehtsveriiältnisscn  dos  Landes  und  der  Yerwaltaag 
der  Statshoheit  ist  hier  so  enge  und  so  stark,  dass  das  iluheitareoht  Jana  Gegeilt 
attoda  ansieht  und  daa  £echfc  wai  dieie  aus  jenem  Sedhte  folgt. 

723. 

Die  Röckgabe  anderer  feindlicher  Kriegsbeute,  selbst  der  wissen- 
sehaftlichen  und  künstlerisdien  Sammlungen  und  der  Denkmfilcr, 
die  TOr  dem  Friedeusschlnss  weggebracht  worden  sind,  versteht  sich 
nicht  von  selber,  sondern  ist  vertragsmässig  zu  bestimmen. 

YgL  oben  §  6äO. 

724. 

Der  Vollzog  der  Friedensbestimmungen  soll  sofort,  d.  h.  sobald 
es.  naeh  Umständen  möglich  ist,  und  in  gntm  Treuen  gesohehn. 

1.  Ent  die  Katifieation  macht  den  Vertrag  perfeci  Erat  von  diesem 
Tege  An  kann  daher  der  Vollzug  rechtlich  gefordert  werden.  Gewöhnlich  baben 
aber  die  Feindseligkeiten  schon  vorher  aufgeliört,  wührcud  der  FriedMarerhandlnng, 
die  durch  einen  Waffenstillsfnnd  eingeleitet  worden  ist. 

2.  Oft  enthalt  der  FriedensTertraff  auch  genaue  Termine  für  den  YolLrug 
der  Friedensbestimmuugeu,  st.  U.  für  die  lUumung  eines  hetzten  G^ielea. 

8.  In  allen  FiUan  aber  gilt  die  Bagel  eines  mftg liebet  raschen  TaQiqgi, 
damh  der  Notbataad  des  Krie^i  sobald  als  mOgUch  dem  nonnalen  Zustand  des 
Afedans  midie. 

725. 

Wird  der  Friedeusschluss,  bevor  er  vollzogen  ist,  wieder  ge- 
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brochen,  sei  es  diircli  tliatsilcliliche  iM  iiouerung  der  Feindseligkeiten, 
Bei  es  indem  der  Vollzug  verweigert  oder  verhindert  wird,  oder  dem 
Vertrag  offenbar  entgegengehandelt  wird,  so  ist  die  andere  Piutei 
berechtigt,  sofort  den  Krieg  fortzusetzen  und  zn  handeln,  wie  wenn 
keiTi  Friedensvertrag  a])gcsclilosseu  worden  wäre.  Die  unmögliche 
Ei'iüUung  gilt  nicht  als  Bruch,  des  Friedensschlusses. 

1.  Das  Völkerrecht  uutergcheidet  rwischen  dem  Friedensbruch  und  der 
Verlctzuug  der  im  Friedensvertrag  anerkannten  oder  durch  den* 
gelben  begründeten  Bechte.  Der  Friedensbruch  kann  nur  in  der  ersten  Zeit 
Btdi  dem  FriedenwchliMB  and  bevor  der  Friede  m  beideneiÜ^Br  Qettnng  gelangt 
Utf  geacheben.  Li  diesem  Stadium  dee  Uebergangi  ans  dem  Kriegssoetand  ia 
den  Friedenszustand  gefährdet  der  Friedensbruch  die  pnse  Existenz  des  Friedens 
und  berechtigt  die  verletzte  Partei,  den  Frieden  nh  unwirksam  zti  betrachten  und 
demgeniass  den  Krieg  fortznsetzen,  bis  es  zu  einem  neuen  und  dann  durch- 
geführten Friedeutiächlusä  kuuuiit.  Wird  aber  der  Krieg,  trut^em  dm»  eiiusehie 
Bertimmnagat  dee  TMtm  aidtt  aaigsftlirt  «erden,  tkSkL  emenart,  knuat  et 
tnüden  m  ftiWrhWuher  Emeaenmg  dee  Friwkwmrtaadee,  «le  a.  B.  aadi  dm 
Zitaeieher  Ftiaden  zwischen  Oesterreich  und  Itali^i  von  ltö9,  so  spricht  man  nicbt 
mehr  von  Fricdensbrnrh.  y\-fu\]  gleich  die  Beschwerden  über  den  Nichtvollzug  des 
Friedensvertrag  fortdauern  und  unter  Umstindcn  ui  neuen  ernsten  Verwicklungen 
führen  können. 

2.  IMe  Verletsung  des  Friadanfl vertrage  dagegen,  zum  Unterschied 
dn  lUedendbraehs  eteht  rwiitlMi  jeder  endeni  YeitnignerkCiiiBg  ^rfiAi  and  huatf 
ma  sie  schwer  genug  lit  nad  anden  aieht  geheih  wbcd,  anter  UanModea  la  efaum 
aenen  Kriege  führen. 

3.  Das  Ultra  posse  nemo  tenetur  gilt  auch  von  der  NichtAusführung 
ein^Rlner  Friedeubiuiikel.  >Yemi  z.  B.  der  Prager  Friede  zwischen  Oesterreich 
und  i'reuBsen  vom  August  1866  dem  „Verein  der  süddeutschen  Steten'*  eine 
^fiatanartfoiieleaaebliiiiglgeEilrieas"  nschrleb,  eo  koonttti  doch  d&eee  Stolen  akhl 
geawnagen  irarden,  einen  Teraln  an  bildea.  BomtHk  äSmt  Zivaqg  tBUmw 
techtlieb  unmöglich  und  daher  die  Bestimmung  nicht  ausführbar  iit,  kaan  daber 
ancb  nicht  von  Verletinag  des  FriedaisvertxagB  die  Bede  sein. 

7213. 

Der  Friedensvertrag  hildet  ein  Ganzes.  Der  Bruch  einer 
Friedensbestimmung  zieht  den  Bruch  des  ^brieileiifi  nach  wenn 
uicht  in  dem  Fneden  anders  bestimmt  ist. 

Vgl.  Wheaton  Int.  Law.  §  550.  Der  Friedensschluss  kann  bestimmen, 
dam  die  nhri^en  Artikel  fortgelten  aoUen,  wena  ancb  einer  derselben  nicht  aar 

Ausfahrung  komme. 
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10.  PostUminiam. 
727. 

Ohne  Frledemsschluss  Ic&men  ein  Land  und  eme  BeTöDrannig, 
einzelne  Personen  und  Gftter,  welche  wahrend  des  Kriegs  in  feind- 
liche Gewalt  gerathen  waren,  wieder  Jon  derselben  befreit  werden 
und  ee  kann  in  Folge  dessen  das  frühere  Rechts-  und  Bedtzesrer- 
hMltmss  wieder  in  ungehemmte  Wirksamkeit  treten,  wie  wenn  eine 
StOTong  nidit  Torgekommen  wSie.  Biese  Wiederbelebung  des  dnrch 
die  Kriegsgewalt  gestorten  Znstandes  heisst  Postlindnium. 

1.  Jkx  Auadfock  postlirnfniam  ht  dem  rtmlseliea  Beeht  entnommeii, 
halte  aber  dort  eine  andere  Grundlage  und  eHaea  andern  Sinn.  Die  Rftmer  nahmen 
■a,  daas  durch  die  feindliche  Gefangenadialt  der  rifm^e  Borger,  so  lange  dieselbe 

danerp,  seine  Freihcits-  nml  seine  l)i\rg:erHchen  Rechte  verliere,  dass  er  aber  sofort 
sein  vorherig««  Reclit  wieder  erlan^je,  wenn  es  ihm  gelinge,  sich  jener  Oefangen- 
schaft  ztt  entziehn.  Sie  fiugirten  datui,  er  sei  niemals  gefangen  worden, 
aondera  babe  sein  Beckt  fortwährend  erhalten,  und  nannten  diese  FIction  post- 
Hmfaiin».  I  &  X  Qtdb.  ntod.  jna  pot  adr.  (L  IS):  tJ3/ißbm  aotem  poBfUminhui 
»  Kmine  et  pott,  ot  enni  qui  ab  hortibiu  caftaa  in  finas  nostroe  poataa  perranit 
postliminio  reversum  rccte  dicimus;  nam  liniina  sicut  in  domibus  finem  quemdam 
farftint,  sie  et  impcrii  finem  limen  esge  vefrrrs  voluenint.**  Dieses  antike  und 
pri  va  t  r  e  c  ht !  i c h  e  poütiimiuium  hat  nun  aufgehört,  weil  die  KriegSRefantrenschaft 
nicht  mehr  die  per^nlichen  Rechte  der  Gefangenen  ««rstört,  sondern  nur  vorüber- 
gafaend  ihre  AnaObnng  hindert  £4  bedarf  daher  kefner  Wtodaiberiteihiag  des 
Bechta  in  diesen  FlUea  mehr. 

9.  Das  moderne  völkerrechtliche  Postliminkna  dsr  heoligen  Zeit  hik 
vorzugsweise  einen  öffentlich-rechtlichen  Charakter  imd  wenn  es  auch  privat- 
rechtliche Wirlcungen  anssert.  ro  setzt  es  nicht  grundsätzlich  eine  vorherige  Ver- 
neinung des  wieder  henKusUiUeoden  Bechta  durch  die  Kriegsgewait,  sondern  nur 
efaie  Behinderung  aehwr  AnatOimig  lonm. 

728. 

Wird  ein  von  dem  Feinde  besetzter  Gebietstheil  von  demselben 
freiwillig  wieder  geräumt  oder  wird  derselbe  durch  die  befreundete 
Kriegsgewait  wieder  daraus  verdrängt,  so  hört  das  feindliche  Kriegs» 
recht  sofort  auf  und  es  wird  das  frühere  Rechtsverhältniss  emeoert 
Die  Tonnalige  Stntsgewalt  tritt  wieder  in  ihre  Hechte  nnd  jPfliohten  enu 

Die  Antorftil  der  feindlichen  Kiiegmreiralt  tawht  mr  auf  dem  tksta&eh- 

lichen  Besitz  und  dem  Notkrecht  des  Kriegs  (rgl.  oben  §  540  f.).  Wenn 
daher  jeno  d«m  Besitz  wieder  verliert,  so  hört  damit  auch  die  Fortwirkimg  ihrer 
Kriegshoheit  auf.  Word«  inawiachea  die  JLandearer&iaimg  Bu^cndirt,  ao  tritt  sie 
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mm  wieder  in  ToQe  Enlt  Das  Wamimii—^  wolchM  der  niaprSogUclitti  SM^gtuall 
entgegemteiid,  ist  damit  vieder  entfernt 

729- 

Geschiebt  die  Vorflriingung  des  FcinLles  durch  eine  dritte 
Kiiigi>iiuii-ht,  wclibe  weder  die  rechtmässige  Statsgcwiilt  des  befreiten 
Landes  nucb  ein  Buiulcsgenobse  desselben,  wülil  aber  jm  iviicge  mit 
dem  Landesfeinde  ist,  so  versteht  sich  die  Wiederbelebung  der 
frühem  liogierung  und  Verfassimg  des  Landes  nicht  von  selber. 
Vielmehr  ist  die  befreiende  Macht,  welche  in^jwiscben  die  Kriegsge- 
walt bandhabt,  berechtigt,  bei  der  neuen  Regulirung  der  üfl'entlichen 
Zustände  mitzuwirken.  Der  Befreier  darf  aber  nicht  ohne  Rücksicht 
auf  den  Willen  der  Bevölkerung  dauernd  und  wiiiküilich  über  das 
fremde  Gebiet  einseitig  verfügen. 

Würde  man  lediglirli  die  Anulogio  dos  rrivatreclits  ;inwf'nd(*n,  so  mriRstP  ein- 
fach das  von  einer  dritten  Maclit  befreite  (x«biet  an  den  J  i\i?er  der  legitimen 
8tatsgewalt  überlasen  werden,  wie  der  Dritte,  welcher  ciucm  iiaaber  meine  ge> 
lanlMe  Sadie  abjagt,  dieselbe  mir  hmamnfiilbai  hat  Aber  die  Analogie  passt 
iddit,  wdl  ee  sieh  hier  tun  Offeat liehe  (potftlsche)  Verhältnisse  handelt 
Die  Statsgewalt,  welche  die  Macht  nieht  mehr  besitzt,  ihr  Gebiet  za  eclint/eii  oder 
zu  befreien,  liat  nnrh  kein  sicheres  Keclit  nielir  über  das  Gebiet;  denn  ein 
Volk  und  Land  regiereu  kann  inaa  nur  mit  Macht  und  Autorität,  nicht  olme  die- 
Belbeu.  Ferner  die  fremde  Stutsgcwalt,  welche  durch  ihre  Anstrengungen 
and  Opfer  die  Befreiung  vollzogen  und  zngleich  ihre  Macht  bewährt  ha^  den  Fdnd 
aal  dem  Lande  sii  T«rdrängen,  hat  «in  nalttrlieheB  Anredit  daianf,  da«  die  neuen 
diiBBtUchen  Yeihaltnitte  in  dem  befreiten  Lande  mit  Berflekatehtignng  aneh 
ihrer  politischen  Intereeaen  neu  geordnet  werden.  Auch  wenn  sie  das 
Land  nicht  für  sich  crnbmi  wollte,  so  wäre  fs  doch  xDWijr  unnatürlich,  ihr  anru- 
sinnen,  dass  sie  Icdifjlich  für  fremde  Interessen  ihre  Volkskräfte  verwende.  Es  be- 
darf also  hier  einer  billigen  Ausgleichung  der  verschiedenen  Rechte  und  Ltterei^en, 
wnrohl  den  TUfnSm  ala  dea  befreiten  Landen.  Ebi  Belq^  der  Art  Mein  die 
Verhandhogen  Prenaaena  nüt  dem  Beoog  FUedrich  von  Aapateabug  Ober  die 
HcrzogthOmcr  Schleswig  und  Holstein  (ISG.j  und  18G6)  nach  der  Befreim^ 
deraelben  von  der  Didaehen  Henachaft.        Heffter  §  188w 

730. 

Uat  ein  Volk,  obno  Zuthun  der  vom  Feinde  vertriebenen  Ro- 
gienmg  und  ihrer  Bunil  -M^i  tios.sen  sich  durch  eigene  Kraft  von  der 
feindlicheu  Herrschaft  bcüeit,  so  kann  die  früliero  liogierung'  nur 
mit  seiner  Zustimmung  nicht  gegen  smen  Wiliea  in  dm  JÜesits 
eintreten. 

Durch  diese  Sellwthefreiaog  hewtOirt  eich  die  stailiche  Kraft  dea  YoOa  fm 
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fit^naatse  su  der  Ohnmacht  der  Träger  der  Statsgewalt  Da  das  öffentliche  Recht 
■wesentlich  der  AusdriK-k  ilcr  lebendij^-politisclien  Kräfte  im  Volk  ist  uiid  s<'in  soll, 
ao  kt  dos  Volk  durchaus  berechtigt,  die  Statsverfu^uug  nach  der  Befreiung 
neu  zu  ordnen,  enteprechend  den  o£Eenbar  gewordenen  Verhältnissen,  und  sich 
uitKi  IßÜ^kk  dBBA  die  BtONimDg  tat  dne  svelfelhaft,  weil  eine  Zeil 
Iftftf  «nwirkiaai,  gewordese  Legitimittt  des  iltern  BechU  dMW 
vidiltadem  zu  Imimi  FnOieh  tban  die  aufgeregten  Völker  in  itanm  Eiftr  ttt  die 
Herstellung  der  angestammten  Dpiastie  in  diesem  kritihc  hen  Moment  zuweilen  nicht 
die  nöthige  Vorsicht  aus  für  ihre  Zukunft,  Die  Span i seit c .  Italienische  nnd 
die  Deutsche  Geschichte  der  l^efreiung  von  der  K-n.iokouischen  Oberherrschaft 
1613  h'iB  1Ö15  liefern  manche  Belege  fOr  die  Wahrheit  dieser  Bemerkung. 

731. 

Hat  der  Feind  in  der  Zwischenzeit  nicht  bloss  Kriegsrecht  ge- 
übt, sondern  sich  eine  wirkliche  Landeshen'schaft  angemasst,  und 
in/wischou  b('liaui)tet,  aber  ohne  dass  dieselbe  durch  einen  Frictleiis- 
schluss  bestätigt  und  zu  anerkanntem  licchtszust^md  geworden  ist, 
so  wird  zwar  nach  der  Verdrängnng  des  feindlieheu  Usiu'pators  der 
vorherige  Kechtszustaud  erneuert,  aber  es  künnon  nicht  alle  oin- 
zolncn  llegierungsacte  des  Zwischenherrschers  als  ungeüuhehen  be- 
trachtet werduu. 

Vielmehr  bleiben  dieselben,  soweit  sie  blosse  Verwaltungs-  und 
Gerichtsacte  sind  oder  eine  i)rivutrechüiche  Bedeutung  haben,  in 
der  Regel  in  Kraft.  Soweit  sie  dagegen  den  Veriaüsuügszusiand  des 
Landes  andern  oder  einen  wesentlich  jjulitischcn  Charakter  haben, 
können  sie  von  der  erueuerteu  Statsgewalt  liu'  unwuk^aui  erklärt 
werden. 

1.  Der  Unterschied  zwischeu  politischerEef^iernnf!:  tnid  VcrwaHnng 
im  ci^em  Siim  (A  dm  i  uistration)  uuiss  liier  beachtet  werden.  Auch  die  itoli- 
tischc  Regierung  wird  iiiijwibeheu  von  der  Kriegsgewalt  uuU  der  Sutagewalt  geuljt, 
wekhe  im  Kriege  das  Land  elngenmaien  hat  Aiwr  die  restanrirte  rechte 
ttftseige  Landesregieraiig,  weldte  aadera  —  oft  gemdem  felndUehe  —  po- 
Utoche  PrindpleB  imd  Bieblimgen  vertritt,  ist  In  lieiner  Weise  an  die  politisdm 
Anoidnungen  ihree  Gegners  gebenden.  Sie  FtUtik  inderfc  akh  Bit  dec  Amduning 
dfie  entscheidenden  Centnims. 

2.  DafiiK'en  die  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  a  c  t  o  —  ohne  jKjlitiische  Bedeutung  —  wirken 
in  der  Keg«l  fort,  und  xwar  sowohl  die  AcltB  der  Verwaltung  Im  engern 
SImne  —  die  FinensTerweHong,  die  Y«Ikiwirt)iselinftepnege  nnd 
die  Cnltnrpflege  inbtyita  —  ak  die  Acte  der  Reelitspflege  —  ürtheile 
fan  Civil-  und  im  Strafpcoeeei  —  De  die  Zwischenregierung  dxmh  das 
Krieiisrccht  da^u  erTii:i'"'!tit't  war,  die  Verwaltung  zu  onlnen  und  zu  leiten,  dü  funicr 
die  Fortführung  der  JL>etailgeachA£te  uothweodig  ist  im  allgcmeieen  Öffentlichen 
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Interesse  und  da  eiKllioli  liier  keiiip  politische  Bedenken  im  Wege  stehen,  80 
ist  die  Aiicrkipiinang  des  Goscliehcncu  eine  natttrliche  Folge  der  Fortdauer 
des  Eeciits  und  der  nidit  aBterüroclieuen  staUichen  FunctionoL  Pie  QuBadon  aller 
in  derZwiaclH»Mit«liaMiHBUt1iwaete^lflll^^  0 
MdilMOidn  oder  aller  Yerftgnnflen  der  bm  besetaten  FoUnl-  oder  FIhuw- 
io^  utie  dne  Terkeonung  des  uatttrlichen  ZiManmenhangs  und  der  Bedfirfniase 
dn  Lebeni  imd  ailMto  eiM  Bflibe  v«tt  YerwimiQ^ 

732. 

Die  restaurirte  Regierung  ist  nicht  vorpflichtet  die  VcrliiisseruTig 
von  Statsdümäiien  oder  Kenten,  welche  die  feindliche  Zwischenre- 
gienmg  vorgenommen  hat,  oder  Statsschulden  ,  welche  diesclhe  für 
das  besetzte  Land  contrahirt  hat,  als  rechtsverbindlich  anzuerkennen, 
sondern  berechtigt,  jene  Statsgüter  wieder  au  sich  zu  ziehen  und 
^  Bezahlung  dieser  Schulden  zu  verweigern. 

Si^r  aber,  sondern  mir  die  AusQbun^r  di-rselben  «ird,  soweÜ  m  die  nulitäriachen 
Rücksichten  erfordern,  von  ihm  In  die  Hund  genommen.  Die  bloss  provisorische 
Zwi'jcli enregierung  ist  daher  aucli  nidit  zu  dauernder  Vertretung  des 
Landen  berechtigt  Demgemäss  wird  sie  nicht  befugt  sein,  die  Domäucu  zu  ver- 
äui»i>eru,  noch  Landesschulden  eiuzugehn.  Die  wiederhergestellte  Regierung  wird 
Jen«  Qttler  dalMr  wieder  filidicira  od  die  Ancrheimniig  und  Bwrfihmg  dtenr 
Sdnddea,  BOweHt  dieselben  nldtt  Ar  daa  Lud  und  mäne  WoU&hxt  verwandet 
«ordflii  liiid,  verweigern  kdnntB.  Obmlil  diese  Acte  4a  Zwlsehenregierung  zur 
FinanzwirthSch af t  grlinrcn,  so  haben  ??e  doch  meistens  einen  emhient  politl- 
Bchen  Charakter  und  soweit  diosa  der  Fall  ist,  braucht  sich  die  mit  (rewult  aus 
dem  Besitze  verdrängte  und  daiin  wieder  hergestellte  Regierung  jene  Acte  nicht 
gjefidlen  ni  lanen. 

733. 

Wird  aber  die  Eroberung  durch  die  Anerkennung  im  Frieden 
vollzogen,  so  wird  dadurch  die  Veräussening  der  Domänen  und  die 
Uebemahme  von  Landcsschulden  bekräftigt,  und  wenn  später  durch 
neuen  Krieg  die  frühere  Regierung  restaurirt  wird,  so  ist  sie  nicht 
mehr  berechtigt,  die  in  dar  Zwischenfeit  Tollaogaiai  Bechtsgeschäfte 
hinterdrein  alt  ungültig  m  eiUäien  md  demgemte  sn  behandeln. 

Hör  in  den  lUkn  des  |  TBS  Icmib  von  ^»"■f^-'*""  gesprodm  wmäm, 
siebk  in  denen  dce§  788.  Dem  nur  In  jenen  wird  dar  «raprftnglieh«  Beehla> 

anstand  von  den  Hemmnissen  «nd  ZwefiTeb  der  kriegerischen  ZwiRtemeft  wkder 

befreit,  in  diesen  ist  ein  neuer  ITochtfznstand  erwAcb«on,  der  sp&ter  nicht 
mehr  als  nicht  vorJiundcn  fingirt  werden  darf.  "Wenn  einniil  d<'r  Friede  die  Kr- 
oberung  betätigt,  so  ist  der  li^oberer  berechtigt,  die  ätatshoheit  zu  üben 
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«Ml  «Mh  MHn  PiBiiiiiwi  gfifliwftftMf  fftr  4m  Laad  m  ku4«la.  Dir  UMhw 
schied  der  bddM  Wl»  ttüt  in  dem  bekannten  KnrhessiBchen  Rechtsstreit 

deutlich  hervor.  Der  Knrfürst  von  Ilesscn  bestritt  nach  seiner  Restauration  (2.  Dec. 
1B13)  die  Gültit?kcit  der  Vpr;<ii?f?erung  von  DoniilnenglUcm,  welche  die  Westphälisclie 
liogienutg  nach  sa'mer  Ycrüiäugung  aus  diun  Bcäitz  (l^G)  vulkugeu  hatto  uud 
setzte  sich  mit  (^swalt  wMer  iB  den  JBesitz  der  Tetäusserten  Güter.  Innerhalb  d^ 
jumnmsim  liMov  muicB  iwwwh  xiniRnpicr  biok  n  uran  mmbw 
kogeii.  DAgogen  ofeMiiite  die  PitwirT^fT^^f  Bi^tonng  die  Bechtflgflki^ait  im  ge* 
schehenen  Verlttaserangen  in  ihrem  Gebiete  an,  weil  das  Königreich  West- 
phalen  im  Frieden  von  Tilsit  (9.  Jnli  1807)  anerkannt  und  daher  die  Veräussemng 
von  einer  wirkliclien  Statsrcgienin-j:  rechtskräftig'  fferancht  worden  Bei.  Vpfl,  Phil- 
liinore  III.  §  573.  lu  ahulickeiu  Sinuc  wurde  ein  zweiter  Process  vua  dem  Spruch» 
coDceiiiiii  der  Jnrlstanfteaiat  in  Kiel  (24.  lOn  1891)  mtwliIedMi.  Audi  dieses 
tJrtludl  lohrfce  ans,  das»  der  restanrirte  Knrflkrst  nicht  wine  vor  dem  Krieg  be- 
MMM  TiiBdailwiMit  fortsetze,  ab  nln  nidit  in  der  Zwisr?i^Ti7riT  eine  andere 
im  Mden  anwtamrta  Bcfiaraiig  in  Ouiel^geimeen.  Sbeada  HL  §  578. 

734. 

Der  restanrirte  Färst  ist  nkbt  wpflichtet,  Tcräussenmgen  odflr 
andere  Yerfügimgeii  anzuerkennen,  weldbe  der  feindliche  Zwischen- 
Imnclicr  bezüglich  der  Pn>atgüter  des  erstem  yorgenooiiiien  hat. 
Weoa  aber  diese  Rechtsgeschäfte  in  Folge  des  Friedens  consolidirt 
worden  sind,  so  kann  der  reetanrirte  Ffiist  dieeeiben  naohher  ntcfal 
wieder  anfechten. 

Des  fttratHefca  Pritatgnt  irt  in  bOlieni  Grade  eti  des  Privatgnt  andefsr 

Personen  im  Kriege  der  Kriqgigowalt  ausgesetzt,  weil  der  FOrst  als  solcher  eine 

feindliche  Person  in  besonderem  Sinne  ist  (§  569),  wv\  eine  erhöhte  Gefahr 
besteht,  dass  jene  Güter  zur  Förderung  der  Kriegszwecke  benutzt  werden.  Der  Fürst 
ist  daher  in  Gefahr,  dass  nicht  bloes  die  Domänen  weggenommen,  iMMtderu  auch 
eeba  IVhratgüter  von  dem  Feinde  mit  Beschlag  belegt  werden.  Odirngt  er  aber 
wihreod  des  Kriege  wieder  in  den  BesUs  eeines  Miels,  so  kann  er  aadi  eine 
aOflOige  Yeräussemng  durch  den  Feind  ab  «ngflH^  betrachten,  weil  der  Feind  zn 
keiner  definitiven  Verftigung  berechtigt  war.  Der  Friede  aber  legitimirt  auch  die 
im  Kriege  geschehene»  unrechtmässigen  Handinngen  der  Krieg^gewalt,  wenn  er 
nicht  darOber  ausdrücklich  anders  bestimmt.   YgL  oben  $  710. 

735. 

Di'p  rpstftjirirte  Regierung  ist  iii  ht  licrcchtigt,  für  die  Zwischen- 
zoit  V{  1  riii^'ungeii  zu  treffen  mit  rückwirkender  Krai't,  sondern  ge- 
nuLliigt,  tüe  Folgen  einer  thatsächlichen  Zwischenregierung,  weiche 
sie  nicht  zu  veihindcru  vermochte,  auch  ihrerseits  zu  tragen. 

TgL  allen  an  f  m  Dm  Tarfnknn  dsa  ISU  reüanrirten  Knif  Ontsa 
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WUhelm  L  um  Hnm  «id  4m  1814  iIimlilMi  KMii  Victor  I  Saummol 

woa  Sardinien-Piemont,  «eldie  die  ganze  lange  Zwischenzeit,  hk  iPeMier  rfs 
ihrer  Stfimmlfitifle  entsetzt  war^n.  •}h  iiirht  mrhanden  finpirten,  und  alle  Zu- 
stände (auch  die  BeaDJteiistelluiigcu)  wieder  auf  den  Zeitpunkt  ztirOcksehranbten, 
in  dem  aie  die  Herrschaft  verloren  haUcn,  macht  den  Kiudruck  einer  kxu-ilürtea 
TiflgllimtHt,  die  an  WalnanM  gNMt  Die  groown  Xrdgnine  der  flflinhirlitn.  wicfai 
dto  Wdi  wfiadsni»  kflOMU  nldit  dndi  HUiMmii^HiB  BletfonMi  ak  nidil  fltwiMhw 

736. 

Das  rostlirainium  tritt  in  öffentlichen  Rechtsverhältnissen  nur 
wlihroiid  des  Kriegs  iu  Wirksamkeit  und  wird  durch  den  FhedeoB- 
schiusii  ausgeschlossou. 

I)cr  FrMflOBBdihiM  tenrandelt  die  UnMdi^^ 

des  Kriegs  entstanden  sind  imd  im  Frieden  beitltlgt  werden,  in  einen  anerkannten 
KcehtszustsiiKl.  d^r  ihhrr  mir  (hin'h  nenc  Eechtshildung,  nicbt  dondl  blflsae 
AViederhcrsteilung  wieder  geändert  wird.   Vgl  o^m.  §  715. 

737. 

Kriegsgefangene  können  thatsachlich  ihre  Freiheit  wieder  gf*- 
winnen,  wenn  sie  von  der  Kriegsgewalt  befreit  werden  oder  sieh 
selber  befreien.  Diese  ^Vnwendnng  des  Postliminium  findet  auch 
nach  dem  Friedensschhiss  Statt,  wenn  die  GefaugeasGJbaft  UiaUäch- 
lick  über  denselben  hinaus  fortdauerte. 

Gefangene,  welche  ihre  Freiheit  durch  Bruch  ihres  Ehrenwort« 
wieder  gefwonnen  haben,  können  aber  dem  Feinde  wieder  iuugelie£eri 
werden. 

TgL  dhen  %  009.  Der  Bndi  des  EhmiiPorto  ist  freilicli  <imic3iit  eine  Ver- 
letzung des  St.ita,  dem  das  Ehrenwort  gegeben  worden  ist,  aber  so  anst^ssig,  daat 
!ui(-]i  der  Stat,  dem  der  Gefangeue  angehört,  berechtigt  ist|  einen  80  Befreiten 
rudizuweiseu  und  dem  Feind  wieder  zu  Qberliefem. 

738. 

Das  Posthminium  der  Privatpersonei^  hat  die  Bedeutung,  dass 
ihre  persönlichen  Rechte,  an  deren  An'^übung  sie  durch  die  luiegs- 
gefangonRchaft  gehindert  waren,  nun  wieder  von  ihnen  ausgeübt 
werden  können.  Die  Vormundschaft,  die  inzwischen  für  nie  bestellt 
worden  ist,  hört  auf  und  sie  treten  in  den  persönlichen  durch  keine 
Feindesgewalt  !;'t'hindertcn  Genuss  ihres  Vermögens  wieder  ein.  Ilir 
Eeoht  iRar  aber  anch  während  der  Ue£BBgen8Ghaft  nicM  aushoben. 
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Kach  modernem  Becht  dauert  die  Ehe  des  Kriegsgefangenen  fort 
und  ksim  er  auch  über  sein  Vermögen  gültig  imter  Leboudou  oder 
duxdi  letzten  Willen  Yerfügen. 

Da  die  Lruti  ^  Kriegsf^offtngenschaft  die  Vonnögensrechtc  der  Krlf^pfOT- 
fangeueu  keiueäwcgs  aufbebt,  soudern  nur  sie  iu  der  Verw&lUmg  ihres  Ycrmögens 
thataielilldi  hmaAt  to  beaemci  in  BOduM  TvfÜtiSgäam  nielil  wie  da»  ant&e 
Wieder^ftnttllang  det  Beefctt,  waaksn  nur  Beteitif«ag  der  Heaiiiitsie. 
Beelitlich  ist  der  Kriegsgefru^me  nicht  gehindert,  über  sein  Vcrmdgon  zu  ver- 
fQgcn.  Er  kann  z.  B.  ciiipn  Verwalter  Ijcstcllcn  und  ermächtigen,  der  in  solner 
Aliwesonheit  die  "Wirthschaft  ln'sorgo,  einzelne  Sachen  vcrfuisscrn.  Tertrüfic  ub- 
Bchliesscu,  eiu  Testament  machen  u.  8.  f.  Uwe  thatttüchlich  wenicii  uiauclie  An- 
otdanngeu  wegen,  der  Verhinderung  der  Communlcation  nicht  aiibführbar  sein.  In 
allen  diesen  Bejdehimgea  beruhte  dn  rOmisdie  Foetlimininm  kat  einer  gans  ent- 
gegengesetzten Beehtagnmdlage.  Der  Eriegsgefiuigene  hatte  ala  «dcher  alle  Rechte 
auch  aber  sein  Vermögen  verlorm  und  nur  das  Postlimlnliuii  Btellte  dieMlben  dmcb 
die  FktiM  wieder  her,  das«  er  inswiechen  nicht  gefangen  gewesen  ad. 

739. 

Das  Postliminium  wirkt  femer  zu  Gunsten  des  wieder  wirksam 
gewordenen  Grundeigenthums,  wenn  dasselbe  während  des  lü-iegs 
dem  Eigeuthümer  durch  dio  feindliche  Kriegsgewalt  entzogen  und 
wieder  unter  die  Autorität  des  befreundeten  States  zurückgelangt  ist 

Wenn  die  feindlidie  &ieepgewalt  x.  B.  dnaebe  Privaten  ans  dem  Beails 
ihrer  Hlnaer  und  GHtter  Terdrftogt,       dieselben  für  militärische  Zwecke  in  ihren 

Besit;!  genommen  hat,  aber  vor  dem  Krirg  wieder  aus  dieser  Gegend  zurückge- 
worfen wird,  so  können  die  Privaten  sich  unbedenklich  wieder  in  den  Besitz  ihres 
Eigenthums  setzen,  ^^'aren  gar  jene  Oütcr  Inzwisrhcn  von  der  feindlichen  Kricfrs- 
gewalt  vcraussert  worden,  so  ist  die  —  uklit  im  i  rieden  auädrücküch  oder  still- 
idnraigeiid  beaUtlgle  —  Yennaaeraug  ungültig  und  die  EigentliOmer  kOnnen 

740. 

Auch  die  beweglichen  Sachen,  welche  von  dem  Feinde  weg- 
genommen worden  sind,  können  bis  zum  Friedensschluss  von  dorn 
yerietzten  Eigenthümer  zurückgenommen  werden,  wenn  die  feindlicho 
Gewalt  wieder  verdrängt  ist.  Vorbehalten  bleiben  die  privatrecht- 
lichen Beschränkungen,  weleho  der  dinglichen  Verfolgung  beweglicher 
Sachen  im  Wege  stehen  und  die  Bestimmungen  zu  Gunsten  des 
redlichen  Verkeim,  welche  den  JErwerber  schützen. 

Wem  a.  B.  dar  Feind  Tieh  wegniaiiiit  und  mgtteibl,  und  im  Verfolg  der 
Hliaclio  oder  des  Kanapft  den  Berits  deiaettMi  wieder  TerBerti  sq  hiodart  ^fk^ 
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in  Eigentbfimer,  sich  aeiner  Hausthiere  wieder  za  bemieirtigen,  wenn  er  derselbe 
wieder  habhaft  wcrdon  kaun,  auch  danii  nicht,  wenn  jene  Wegnahme  durch  da» 
Kriegs  recht  legitimirt  war.  Noch  weniger  Bedenken  hat  es  natflrlieh ,  iV^^n  der 
EigenthOiner  die  unrechtmässiger  Weise  ihm  entzogenen  Sachen,  wenn  er  dazu 
OdqgwiMÜ  iidrti  iMbt  in  leiMn  Btrite  nteek 

74L 

Djelfflecleniahine  der  ab  Bnse  Ton  demFemde  ireggononimeiieE 
Sdiiffe  ist  tot  der  Venirtlidliing  oder  Znepredrang  des  Frieeogeridito 
jedeneit  geitattet 

Vgl.  darOber  unten  Buch  IX.  Gap.  6. 


Neuntes  BucL 


Becht  der  Neutralität. 

1.  Begriff  und  Arten  der  NentraUtftt 

742. 

NeiitraBat  lieiitt  NidiOtethdUg^  an  dem  Kriege  Dritter  und 
daher  Belunqptiiiig  der  Friedeneordiiiiiig  iur  den  eigenen  Berekh. 

Neutral  heisten  die  8taten,  ivelche  weder  Sjnegepartei  eind 
nodi  xa  Gunsten  oder  snm  Nadithefl  einer  KriegqMurtei  an  dw 
EiiegBföhnmg  Theil  »fthmun. 

Das  Wort  nnd  da:  Begriff  der  Neutralität  gehören  vorzOi^ich  der  uwma 
BecMiUtti«  an.  Hugo  Grotiui  nennt  nocli  dlelMnlai  medü|  Bjakert- 
lioek  ^OB  hottei,  qid  nentruiin  pftriiaai  Mnt".    Die  AmMUhing  d^ 

'B/bdkta  der  Neutndit&t  ist  eine  der  fruchtbarsten  und  nOtzlichsten  Errungenschaften 
des  neueren  Vollicrreclits :  (leim  dip  nentrfllen  Staten  beschränken  die  Uebel 
di^s  Kriop«  und  äcliützen  walirend  des  Ivrit^^:^,  so  v.i  it  es  möglich  ist,  das  Hecht 
und  die  Interessen  des  Friedens,  in  der  ^cutruiiuU  liegt  die  Ablehnung 
«ad  T«mrfdnng  jeder  TlMifaiilHBe  am  Kriag.  Xlflber:  „Sia  aeolnlar  8(at  UL 
mdar  Biditer  aadi  Fartat".  Dar  naoanie  Blit  Ualbt  ■!■>  im  Mdea,  wlhsend 
ÜB&iifßfßMm  einander  bekämpfen.  Ab«  cHe  NaatnUtit  beginnt  erst  mit  dem 
Kziege  oad  aodigt      dem  Kriege.  BoUn-JMq[oeB7na  Beroe  d.  D.  intern.  Iii  13b. 

743. 

Die  neutralen  Staten  verzichten  nuUt  auf  ihr  Krie»«?recht. 
Aher  sie  enthalten  sich,  so  ku^e  sie  neutral  bleiben,  der  BetlieiUgung 
am  Kriege. 

Das  gilt  auch  von  den  Staten,  vcichen  eine  sogenannte  ewige  Neutral it&t 
iiiawaiiliiil  bL.  YaiTBiriit  auf  daa  niiftht  des  Kriaoa  «Ire  finlhatflnf«»*"»""^ -  wSn 


r 

4X4  Üemitn  Ml 

"Vesnicht  des  States  darauf,  seine  Rechte  mit  drii  WafTcii  zu  BcfafltMn  oad  n  Wt- 
liefien,  d.  b.  im  Onmde  Vemcht  auf  die  selbständige  KKisten». 

744. 

Die  tiiatsäddidie  NettnOitSt  isl  die  Gnmdbediiigiing  aeeBeohts 

der  Neutralität. 

Ein  Stat,  welcher  sich  am  Kriege  betlieiligt,  i&t  nicht  neutral,  sondern  er 
irird  selber  Kriegipertei  oder  Bnndesgenoese  einer  fineg^titel  oder  luterrenient 
im  Ztieg.    Wenn  er  steh  nicht  jiciitr«!  Terhftlt,  w  kann  er  «och  iddit  die 

Reehtc  eines  Neutralen  ansprecht  n.    Bor  Krieg  selber  hat  sun&chst  eine 

thatsüfhliche  ncd.n-u'iu'.  Vgl.  zu  §  510.  Wer  Kripg  fuhrt,  ist,  vrn\  er  das 
thut.  Kriegspartei  und  wird  voa  dem  Gegner  mit  Kecht  als  Feind  betraciitet  und 
behandelt. 

745. 

Es  gibt  eine  nothwendige  durch  völkerrechtliche  Ado  undYer^ 
träge  garantirte  togeuaunte  cwigo  Neutralität  einzelner  Staten  und 
eine  frdvillige  auf  friedUchem  Entechliue  beruhende  NenteaÜtiit 
der  Stftten. 

1.  Die  KentnHtll  kann  in  dem  Obarakter  eines  States  oad  in  aUgenielnMi 
Verhältnissen  efaie  fortwirkende  Hegrflndung  baben  und  dann  eis  ewtg e  Memtrip 
litAt  erscheinen.   Von  der  Art  sind  in  Europa: 

a)  die  Neutralität  der  Schweiz.  Seit  den  uiiglUcklicheu  italienischen 
Kriegen  zu  Aufaiig  des  secbssuihnten  Jaluliunderts  hat  die  schweizerisdie  l:lidge- 
noasensehift  sidi  der  Politik  einer  bleibenden  NeotraUtlt  sogemdet,  «ekdie  nsr 
wriOMcgeliend  in  don  Beyolntlondaiigoa  IT^g^iaOB  nnd  dann  irfader  mr  Zeit 

der  Restauration  1814  fccietzt  worden  ist.  Die  Wiener  Congressacte  Alt  M. 
02.  und  eine  hcsoudere  Beurkundung  der  Mächte  vom  20.  Nov.  IRlf)  erkennen 
t*3  an,  diiss  die  fortWiUireiule  Neutralität  der  Scliweiz  in  den  politischen  Interessen 
von  ganz  Europa  begründet  sei.  Wenn  man  erwagt,  dasö  die  Schweix  mitten  aswi- 
Bchen  grossen  naiioiiaton  Staten  gelegen  und  selber  aus  Bruchtheilen  der  dantscbea, 
frannüsiaolien  und  ifaHmisffb<m  Nalionalitit  «uauMnangeftit  iat»  dais  sie  einn 
republikanische  Verfajsmng  mitten  unter  den  grossen  liooanlilen  behauptet,  daas 
sie  im  Besitz  der  Gebirgspässe  und  Uebergänge  ist  aus  einem  grossen  Ländergebiet 
in  das  andere,  dass  in  ihr  die  grossen  Str<.mo  und  Thal^iffnuiigen  des  Rheins,  der 
Donau  (Inn),  der  Rhone  und  des  Po  (Te^m;  liiren  Ursprung  nehmen,  i>o  begreift 
num  sowohl  das  schweizerische  als  das  europaiäche  Interesse,  d^uiti  dieses  Central- 
laod  EnrO!pt*s  ein  Friedensland  and  dnker  neutral  bleibe.  Yi^  Wheaten 
Int  L.  S  419-430. 

b)  die  inuncnribrendc  Nc-utnUitit  des  Königreichs  Belgien,  gemäss  dem 
I,ondoncr  Vertrag  vom  16.  Nov.  1831,  wodurch  ein  Land,  dis  viUirfiid  .Tnhr- 
imuiltrton  vorzugsweise  zum  KrieL'>;«f>i!Mi])lutz  zwisclien  Frankreich  unti  iieutschland 
dienen  uiusate,  vor  diesen  Gefahren  gc&ichert  und  das  europäische  lüriet^eld  ein- 
geengt werden  aoU.  Wbeatoii  Int.  L.  (431.  Wählend  dw  finnaCsladi-dantacbae 
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Krieges  vriurde  die  ron  FfBakfekb  bedrohte  Belgische  ÜBiibtlilll  tedk  MOB  fOtt 

Kugland  vorircschla^^onc  Yertrflppo  mit  weilen  QmnUÜm  venehMi.  Yertlifle  vom 
9.  und  11.  Aug.  1«70.    (Statsarch.  4087.) 

c)  Die  Neuu-aiit&t  des  Fttrstenthnms  Serbien  zui'olge  des  Pariser  Vertrags 
vom  80.  Hilm  1856. 

d)  JHb  nsatnlittt  dai  QmAttnwgftmm  Lttzemburg  naeh  im  '^fm^hmr 
TerlM«  vom  11.  Mid  1867. 

2.  Während  des  fram^sch-deutschen  Krieges  von  1870/71  beschwerte  aUh 
die  deutsche  Regienmpr  über  «nneiitralea  Verhalten  der  Luxemburgischen  Regieniiig 
und  drohte  die  NeutralitLit  des  Grosslicrzo^hnrns  nicht  weiter  zu  beachten.  (Depesche 
des  Grafen  liismarck  vuui  '6.  l>ec.  IbiO  ätatsarch.  421 7. j  In  einer  Aensserung 
darüber  ym  99.  Dee.  hemericte  der  Otttenr.  Reidislrwrier  Graf  Beut:  In  Tdigb 
dfir  ^europiaachsn  Garutie**  dieser  KentnUitit  sei  die  Mtmg  und  BeaitiMflnug 
der  Thatsacheu,  welche  eine  Verletzung  der  Neutralität  durch  den  neutralen  Stat 
bcnTiuiden  uiul  den  Scliutz  der  Nfritralitrit  auflieben  Süilt^ii,  i>rincipiel  den  Signatnir- 
mächteu  des  Ncutralitlttsvcrtrags  zugefallen  und  dem  Ermessen  einer  einzelnen 
kriegfOhrcuUeu  Macht  zunächst  eut;iogcu  worden.  Die  Gemeinschaft  eiucö  ouro- 
püschea  Interesses  und  Aeles  schliesst  allerdings  eine  einseitige  Erledigung 
dar  Flage  mm;  abar  In  der  Theflnahaw»  an  Janer  Ganntle  liegt  decb  nicht  ein 
Verzicht  des  verletzten  States  auf  die  nMbige  Selbithalfe  noch  die  MOtbignikg 
desselben,  während  eines  Kriegs  ein  feindliches  Verhalten  des  ftkr  neutral  aridlltflH 
States  so  lange  zu  dulden,  bis  die  obiigen  Garanten  Abhälfe  schaffiBn. 

746. 

Es  gibt  eine  Tollständige  und  eine  theilweise  oder  bcschränkto 
Neutralität,  indem  ein  Stat  einer  Kriegspartei  Vertrags  massig  zu 
eiiH>r  Ijosrhränkten  Hülfe  yerpflichtet  sein  und  diese  Pflicht  erfüllen 
kann,  uluie  bicli  im  übrigen  an  dem  Kriege  zu  betkeiligen. 

Ein  Beispiel  ist  das  Recht  der  Scliwciz,  einige  Savoyische  Gebictsthcile  in 
einem  franzosiscli-italietsischen  Kriege  zu  besetzen  und  daduicli  zu  schützen,  eiu 
Recht,  welches  freilicli  ciueu  gauz  audcru  binu  hatte,  so  lauge  Savoyen  zu  Piemont 
fgßb&xt&,  als  seitdem  es  daß  iranzfidsche  Prorinz  geworden  kt. 

747. 

£0  koiin  ifQ^ir  nm  Behuf  der  engsrni  fimgrennuig  des  Eiiegg- 
feldeg  em  TheJl  dee  fltetegetweti  der  Kriogepertet  eelbet  rnntaMuxt 
d.  K  for  neutral  etidürt  tntd  dednich  tob  der  Gefahr  des  Kriegs 
liefreit  werden. 

Die  Loeallsirnng  des  Kritgi  besMnkfc  die  Lsidfln  des  Krisgi  nnd 
dalMr  ssbr  m  «njIMilen,  b  bam  du  MIdk  nur  tbatsiebliob  gescbeben,  nie 

z.  B.  üi  dem  Deutsch-Dänischen  Kriege  von  1863/64  der  Krieg  auf  das  llerzogthum 
Schleswig  uud  Jtttland  beschrankt  war.  Dann  ist  das  noch  nicht  wirklli  In  Neu- 
Inliaimng  dsf  t^^pfjjff*  ^fehfete  dsi  Krifgim>wrteiftn  und  hfti^  es  von  dfin  isjaufigsen 
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der  Heeifilhrer  ab,  den  Kriegsschanplatz  auch  dorthin  im  verlegen.  Es  kann  dm 
aber  durch  Uebereinkunft  auch  recht  Hob  fof^ffTostellt  wenlen,  B.  dass  der 
Krit'};  mir  in  den  übti-seeiscben  Cnloiiieii,  nicht  iu  {  .uropa  geführt  \s  (  rde,  o<\cr  um- 
gekehrt. W&hrend  des  Kriegs  von  Öesterreicli  wider  Fraukreich  und  lulicu  wurde 
80  der  theiiweise  von  den  Fransoeen  and  theilweise  von  den  Oeitenicfeini  btMWto 
XlKlMMta*  neittnliilit  (1866).  ]>to  iw  dM  Firteln  veiriiMdeC»  ESogninag  ^ 
Kriegsfeldes  Mhlieat  also  dnft  bflschiiiikte  NeolEllilining  der  iMgn  BtatMfßUbttb 

74a. 

Die  Neutralität  heiast  dne  bewa&ete,  w«im  der  neutrale  Stat 
in  der  Absicht  zu  den  Warfen  greift,  seine  Neutralitfit  und  damit 
seine  Friedensrechte  gegen  jede  Verletzung  einer  der  Krie^parteien 
zu  schützen. 

Die  blosse  Rüstung  und  selbst  die  Irui  pi  naulstcllung  des  nentralea 
State  bedeutet  noch  nicht  Theiluabme  am  Krieg,  sondern  nur  Schatz  des  Frieden»* 
nNtaadi  gtffKi  UdMiqptfb  einer  der  Ktiegsparteien.  Une  Neatndiilll,  die  nfeht 
loi  NelUül  Arft  dcB  WaCm  vtrdwidtgk  ubA,  H  ela  UdHH  oaridiera  «ad 
wird  leiGki  von  der  einmal  loegBbande«n  lUtgßgmtJk  wämAkft,  maa  lie  dae 
ia  ihraa  IntwnMM  findet. 


Bedingnngeii  der  Meatralltät  und  Fflieliteii  der  Neutralen. 

749. 

Ea  biagt  in  der  Regel  von  dem  Men  WiUea  elnea  jeden 
States  al»,  ob  er  in  dem  Kriege  anderer  Staten  neutral  Ueiben  oder 
aidk  an  dem  Kriege  betbeiligen  wolle. 

1.  Wenn  ein  Krieg  ausbricht,  so  kumien  die  zunftchst  unbetheiligten  Staten 
entweder  ein^  d^  Kriegqpeiteien,  deren  Sache  sie  unterstatzen  vollen,  beistehe 
ntui  fo  eben&Ds  in  den  iMiy  eintreten,  oder  sie  if*»«»«  gtch  müBhar  TlieOaelune 
enddOien.  Im  letetam  lUle  sind  sie  neutral.  Die  FeotnlMt  bedirf  nkfat  eines 
bcsondem  Acts,  sondern  versteht  sich  als  Regel  von  selberi  ifena  niebt  die 
Haadlungen  eines  Stats  anf  kriogerischc  Bctheiligung  hinweisen. 

2.  Für  die  Staten  mit  fortwährender  Neutralität  gilt  die  obige  Yer- 
muthung  iu  erhöhter  Stärke.  Weuu  diese  btaten  sich,  ohne  zuvor  selber  ver- 
letst  ea  nein,  M  einem  l&iege  eadeter  fliatoa  beflieiHgwn  neDteat  •»  aln  des 
Tersielit  aidi»  nie  M  dea  aadeta  Sietea  aar  aaf  die  fegenwArilf e  Nea- 
tralit&t,  sondern  zugleich  auf  die  Yortheile  der  ewigea  Veutralität.  Die 
übrigen  Staten  vttrden  sich  nicht  mehr  durcli  die  früheren  allgemeinea  Anord- 
anngem  beelinuntn  hmen,  eiaea  ätat,  du:  wie  die  udecn  je  nach  seinem  fraien 
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Ammb  ImU  im  an  Kdeie  oteat,  Md  ddi  nrikUiih,  ab  «iaan  fomgt- 
mSm  mA  danand  neutralen  Stat  sa  betraohten  nnd  aa  WiinklftlB   Bb  aolehw 

Stat  würde  dann  eine  abwediaelnde,  bald  kriegerische  bald  friedliche  Politik  tNilwi^ 
nicht  mehr  eine  daoend  und  spedfiach  neutrale.  Vgl  nuten  §  768. 

750. 

Die  Bundesgenossenschaft  mit  einer  Kriegspartei  Terpflichtet 
nicht  immer  zur  TheiUiahme  am  Krieg.  Die  Bundesgenossenschaft 
kann  begrenzt  und  die  Bahaaptang  der  Neutralität  mit  denelben 
vereinbar  sein. 

Die  danMhen  Slatai,  öbirolil  fllr  Siiiheraiig  dea  dentadiaii  BondeageMeCi 

die  BuDdesgenofiseu  Oesterreichs,  verhielten  sich  dennoch  in  dem  Kriege  Oester- 
reichs gegon  P'raukreich  und  Italien  1850  neutral  und  'bliebpn  sogar  in  dem  von 
PrtniKBoi!  und  Oesterreich  gegen  Dänemarlc  UM}3/64  gefiUurten  Kriege  in  neutraler 

iiaitULii^. 

751. 

Sogpr  wenn  ein  Bundesgenosse  zur  Unterstützung  einer  Kriegs« 
partei  Terpflichtet  ist,  aber  sich  trotzdem  jeder  Xheilnahme  an  dem 
Kriege  enthält  und  diesen  Willen  der  Gegenj»art6l  ankündigt,  so  hat 
er  einen  Bechtaansprodi  darauf,  Ton  derselben  als  neukaler  Stat 
geaohtei  au  weiden. 

'Die  Uaaw  vertragimiaiig«  AlUaus  mit  ainaaa  ktfagniBeBdan  Siala 
nacht  den  Allürten  noeh  nicht  Botinrandig  snm  Feinde  der  andern  EjiegßputxL 

Wenn  der  Bundesgenosse  seiner  Allianz  keine  Folge  gibt  und  seine  neutrale 
Gesinnung  und  Haltung  offenbar  macht,  so  darf  der  Feind  seines  Allürten 
ihn  nicht  als  lüit  u;si  nrh  i  Lioii achten.  Kr  bföbnehtot  demselben  gegenüber  das 
Recht  des  Friedens  uuii  Im.  daiicr  auch  ein  Jciccht  uut  Frieden.  Die  Frage,  ob  er 
dadnzch  sein«  Bundespf liebten  gegen  den  AlHivtea  verletse,  iatmirswiBekca 
ihm  nnd  dtam  AUlIrtan  su  Ideen,  sie  geht  deaien  Gegner  NicUi  an. 

752. 

Audi  wenn  ein  Stat  durdi  Vertrilge  oder  allgemeine  tSOgst- 
redkUiche  Anordnungen  sa  ewiger  Neutralitat  wie  bereobtigt  so  Ter- 
pfliditet  ist,  bSrt  er  dennoch  auf,  neutral  zu  sein,  wenn  er  that* 
sSdkUdL  als  Kriegspoitei  odisr  fiir  oder  gegen  eine  Eriegepartoi  sidli 
am  Biiege  betbeiligt 

Ygl.  zu  §  74i  und  749.    Wouu  der  fortw&hroid  aenteale  Stat  nir  ¥«- 
Mdigung  sdsaa  Bedda  und  daher  andh  aeiner  NenbaUtlt  Krieg  ftlmn  Bnaa,  m 
viaicillai  er  danifc  nur  Torftbergeheiid,  nicht  dauernd  auf  seine  bamerwährende 
Menteallm  Wenn  er  di^^  eline  agkiia  eiyne  Krfigwaadie  airti  an  dem  Kriege 
•laalieSli«  Au  lUktmM.  81 
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HestralUftt 

753. 

Neutralitüt  bedentet  nicht  Gleichgültigkeit  und  Unparteilichkeit 
gegenüber  den  Krie^sparteien  und  dem  Fortgang  des  Krieges. 

Fiu  Slat  kann  ein  lebhaftes  Mitgefühl  mit  der  einen  Kricgspartei 
haben  und  seinem  Unwillen  wider  die  andere  Kriegspartei  einen  ottenen  Aua- 
druck geben  und  trotzdem  neutral  bleiben.  Blosse  Meinungen  und  Meinungs- 
tassenmgen  über  liecht  und  ünredit  und  Ober  die  Gegensätze  der  Bolitik  sliid 
kdne  krlegerischeo  Acte  und  keine  TheOnahme  am  Krieg.  Ste  heben  dM  Friedeng- 
wrhiUtnias  dar  IStaten  nicht  auf,  so  wenig  als  danirtige  Ürtheile  uad  (lniniiiii|Hiil 
von  Privat^rsonen  Uber  Andere  schon  einen  Process  bedeuten.  Wenn  aus  der  Art 
und  Form  der  McinmigBäussemng  eine  Bclcidij;,nm|,'  erkennbar  wird,  so  ki?iin  daa 
zum  Streite  und  selbst  zum  Kriege  führen.  Aber  erst  mms  diese  FoI^lc  ein- 
treten, liiä  daliiu  bleibt  der  Friedcnszustand  und  mit  ihm  die  Neutralität.  Vgl 
Bolin-JaequemynB  in  der  Gcnter  Berne  da  D.  Ini  DL  8.  1S6,  wekher  die 
Uflfl  angeWfelMtr  ÜapertenMiVutt  der  Nemanden  «enpottet:  ^*id^  du  penonnage 
neutmum  partium,  «^eifc  le  jage  gpd  itM  fapologue  de  Thuitre  et  des  plaideurs, 
avalc  Ic  contcnu  du  mollusquo  et  a4jugc  les  ^calllcs  aux  dcux  bcllig^rantä.  II  ^*tt^ 
d'ancon  parti,  mais  ü  s'eiiigraisse  scrupiilettaement  oux  d^pons  de  tous  deux.*' 

753a. 

AeaBMomiigeii  der  Sympathie  mit  einer  EriegBpartei  sind  ebeaao 
wia  Mflimmguüiimefiingen  über  das  Beoht  oder  Unredit  denelbeii 
den  Neutralen  MgestelK.  £b  ist  das  mcbt  Eriegsh^lfe,  d.  h.  tiiaA- 
aiddiclie  Betiheiligimg  an  dem  Kriege. 

1.  W&hrend  des  französisch-deutschen  Kri^es  hat  der  aiuerikauische  Trasidcnt 
Orant  in  der  Heokialit&laxiiidaaialloii  von  S8.  Anawut  3tS10  amdrflflUiA  eiUtel. 
den  ,«die  freie  and  foUe  Aemoerug  der  Sympathien  (UfentUch  nnd  aadenraltig 
aidit  eingeschränkt  sei  durch  die  Gesetze  der  Vereinigten  S|aten". 

2.  Die  Leidenschanen,  welche  der  Kriej,'  entflammt,  werden  freilich  durch 
solche  Aeusserungcn  leicht  heftig  gereizt  und  die  neutrale  Haltung  der  Staten  ver- 
liert, wenn  die  Presse  des  neutralen  Landes  lebhafte  Sympathien  äußert,  leicht  bei 
dtt  Qegenpartei  aa  Yertranen  und  Olanhen  und  iak  dahor  immerh&i  der  Freese 
Yünktk  und  MMgang  n  empfeUea.  Aber  dia  Iii  BMfer  etaa  BmIm  dm  8dUd> 
lichkeit  and  (daer  htiimnflrTii  MUtik.  ab  «iafl  vfikemcklllAB  Fliickt  TJL 
B9UB-Jaequemyns  a.  a.  0. 

3  Nur  vor  offenbaren  Beleidigungen  einer  Krlog^ipartci  zu  warnen 
und  widerrechtliche  Kränkungen  der  Art  zu  vcrhüteu  otler  zu  bestrafen, 
kann  nach  Umat&ndiflu  eine  Pflicht  de«  neutralen  States  werden;  denn  auch  im 
Mden  hMa  tiae  mMm  üngebtthr  aa  wuea  Yerhandha^  mritOm  Bmm 
fOurn  aad  eiada  geftkrikhi  Streit  tertaliMMi  TOtoaad  dee  Magai  a>»  ahd 
die  flmalthfnr  avodadlidMi  aad  aflnaadel  elea  BdaUtaBMi  ifafce.  Uabedialiada 
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BaenM,  di»  mlcfeil  Staadae  tandiBUa,  «wim  tei  Wdit,  mm  «Mh  ofaae 
mreichenden  Onmd,  oliar  gUMl  NMioa  oder  mäb^  dem  State      Schuld  «Qgt- 

rechnet.  Um  so  nöthiger  ist  es,  hier  rechtzeitig  einzuschreiten,  damit  der  gute 
Wille,  friedliche  üezicluingen  zu  erhalten,  unzweideutiL'  Iirnortrrtp  Die  Buudes- 
refrierunpf  der  Schweiz  und  die  belgische  liegieruiig  haben  diesen  Willen  bei  jedem 
AaUs«  hewttlirti  uud  es  iut  das  auch  Ton  beiden  Kni^p^arteien,  trota  Torflber- 

754. 

Wenn  ein  Stat  nur  Torttbergehend  durch  die  Person  des  ge- 
meinsamen Herrschers  mit  einem  andern  State  Terbunden  ist,  so  ist 
es  möglich,  dass  der  «ine  Stat  zur  Kriegspartei  nird  und  der  andere 
Stat  nflvitral  bleibt 

B»  jeder  von  dieeen  Staten  eine  Famm  fBr  deh  ist  (|  74),  lo  kHm  aaeh 

der  eine  Stat  im  Kilege  sein,  der  andere  im  Frieden  leben.  Ei  vir  nidit  noth- 
irendig,  dass  das  KurfOrsteuthum  Hannover  In  die  englischen  Ejiege  \*crwickelt 
werde,  als  die  Knrfnrf^ten  von  HaunoTer  zugleich  Könige  Ton  England  ^^aren,  so 
wenig  als  früher  die  2s  ieder lande  genOthigt  waren,  sich  an  den  englischen  Kriegen 
za  betheiUgen,  als  ihr  Erbstatthalter  König  von  F^ngliiml  geworden  war.  Jeder 
(lyflniifiiiif^  8M  «nlidieidflt  alek  MMtaritg^  «  Mdm  UMta  oder  in 
den  KMfg  riwirrtMi  woOei 

755. 

Es  kann  auch  der  Fürst  eines  States  persönlich  als  Officier 
im  Dienste  eines  aiuleru  kriegführenden  States  an  dem  l^riege  Theil 
nehmen  und  trotzdem  die  Neutralität  des  States  gewahrt  bleiben, 
dessen  Fürst  er  ist. 

Indem  er  als  Officier  eines  fremden  feuullichen  States  an  dem  Kriege  TlieU 
nimmt,  gehört  er,  wie  jeder  andere  Officier  m  ihm  feindlidien  Heere,  mid  erscheint 
er  nicht  als  Statshaupt,  noch  handelt  er  für  seinen  Stat.  rersunlkh  ist  er 
nun  der  Krieg^efangensc^aft,  aber  nicht  sein  Stat  dem  Kriege  ausgesetzt. 

756. 

Da  die  tJutaScTiUcihe  NiclrtibetlMiHgiiiig  am  Kriege  die  natSr- 
lidie  YoiaBtteimig  der  NeatnÜtSt  ist,  so  i«t  der  neutrale  Stet» 
wenn  er  die  Bechte  der  Kentralität  bebai^ten  will,  veipflichtet^  sich 
jeder  fliatoacihlicihen  Unterstütsnng  aber  Srie^Bpertoi  an  Enegi- 
aweoken  au  entbaHeiL 

1.  Die  Pfliditea  d«  lUnkn  sind  aiebt  Dienitbarkeltea,  vdehe 
fhaen  mn  enden  StMa JnebeeoBdere  dm  kriegflOveoden  Stalen  »  mMhI 
werten;  dafOr  gttt  «e  keinen  Becfatsgrund;  diese  Pflichten  sind  nur  natarge- 
mtene  B«4iaian«ea  der  Kanttaittt   Mea  kenn  idobt  anatral  d.  k.  in 

81* 
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48(^  Nemitai  findi. 

Frieden  bleiben,  wenn  man  am  Kriege  Thefl  nimmt.  Das  Recht  der  Neu- 
tralität ist  durch  die  neutrale  Haltung  bedingt  üeber  diesen  Grundgedanlcen 
konu  kciu  Zweifel  sein.  Nor  die  Anwendung  und  Anaii^iin^iig  desselben  kann  in 
Frage  kommen. 

%  XU»  berflhiBte  FkoeboHbn  der  Amerikaaiachen  NeotralllAt  dnrch  deo 
IMdtnlai  Wsthiigton  von  S9.  A|iril  1798  in  dorn  ftniOalidi-flai^taliai  Krieg 
cridlit  es  ab  die  Pflicht  und  dai  Infereen  der  Vereliugten  Sielen,  sich  »^Irenndlkli 

und  unparteiisch  zu  den  beiden  kriegführenden  Milchten  zu  verhalten"  und  er- 
mahnt alle  Btkrger,  „sich  aller  feindlichen  UaudluiiKc  n  wider  eine  der  beiden  p^n- 
Uch  zu  enthalten".  Die  Art,  wie  er  beiden  M&chteu  gegenüber  diese  Neutralität 
trotz  groner  Sdiwierii^ten  liaiidhabte,  trug  vieles  dazu  bei,  das  Hecht  der  Neu- 
tnUtlt  n  twÜBetigoi  und  emmbilden.  YgL  Wheaton  Int  L.  |  439  Anm.  vm 
Dana  and  die  Sdirift  m  Bemis:  Americea  Keatnli^.  Boston  1866. 

757. 

Insbesondere  darf  der  neukale  Stat  nicht  einer  liriegspartei 
Tmpx>en  liefom,  noch  ivriegschifife  zur  V^rfligoug  stellen,  noch  Sub- 
sidien  für  die  Eriegsfühnmg  bezahlen. 

Die  bewaffnete  unmittelbare  BeihQlfe  tor  KiiepflÜinuig  ist  Theil> 

nähme  an  der  Kriotr^fmirnn!'.  aber  auch  die  mittelbare  ünterstfifznn?  t^pr  Krif^^rs- 
fohrung  durch  Zahlimg  von  Kriegssubsidien  ist  Betheiligung  am  Krieg  und 
mit  der  neutralen  Halttmg  nicht  vertraglich. 

758. 

W€iin  einzelne  Angehörige  dea  neatralen  States  ohne  Stats- 
Auftrag  nnd  ohne  Statsennächtigong  von  sich  ans  als  RcislÄnfor 
und  Parteigänger  einer  Kriegspartei  zulaufen  und  an  der  Eriegs- 
iohmng  Theil  nehmen,  so  ist  das  nicht  eine  Verletzung  der  Neu- 
tralitiit,  welche  dem  State  snr  Last  fallt,  aber  diese  Penonen  haben 
nm  auch  nicht  die  Rechte  Ton  friedliehen  Personen  BnnuprocheD, 
sondern  sind  als  Feinde  zu  betrachten. 

Der  neutrale  Stafe  darf  aber  nieht  dulden,  dass  auf  sei&era  Qe- 
liiete  aicli  VnMuim  aammeln,  «m  einer  kriegföhreodoi  Haioht 
gmniitflihflii. 

1.  Die  einzelnen  Privaten  repräsenüren  nicht  den  Stat;  daher  kann  auch 
Qve  peisQnBclw  Thdlnehme  aa  einem  fremden  Kriege  nldit  ak  Betheiligung  des 
BMss  ingnsehen  iiwdM,  da»  sIS  angslidraB.  Der  aaolnla  Slat  darf  nor  nSAA 
dulden,  dass  auf  seinem  OeUele  rfdi  Freiwillige  sammeln  und  als  milit&-* 
rische  Truppe  organisiren.  um  von- da  ans  dnnn  einer  der  Kriegsparteien  m- 
aoiifliiB.  Das  wAre  nichi  mehr  Xhat  von  Eiaelnen,  sondern  bekAme,  weil  die 
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Trappenbildang  immer  eme  statliche  Machten tfaltnng  ist,  einen  öffent- 
lich-rechtlichen Charakter.  Wfirde  der  Stat  die  Bildung  von  solchen  Frei« 
scharen  gewühron  lassen,  so  wünle  er  offcnhar  die  Kricgsftihning  der  einen 
Partei  durch  »eine  Coimiveaz  uutersttttzeu  und  die  Gegenpartei  hatte  Ursnclie,  daa 
ab  eÜDft  ÜBiBdlklie  adtmis  lo  beiiidrtea.  Dfo  neamie  Stellnng  wäre  aufgegeben. 
Wenn  aber  solche  Untenehmea  hrfmlirh  forbodtat  Verden,  und  der  Stat,  der 
CS  nicht  hindert,  dabei  in  boiui  üde  Ist»  keim  nati  Una  dtawiben  so  «eilig  all  dsB 
&eislaufen  Einzelner  zwm  Yorrs'urf  machen. 

2.  Die  Pariser  Conferenz  vom  15.  JaiL  1869  erklarte  in  dem  Türkisch- 
Qri^shischen  Conflikt:  „La  Grece  dcvra  s'abstenir  d^rmais  de  favori&cr  ou  de 
toUrar  U  &naation  rar  an  territoire  de  tovto  bände  recmtte  em  tob  d'une  agres- 

759. 

Wenn  ein  Stat  dnrcli  frühere  Verträge,  weldie  nidit  in  der 
Voraussicht  des  eingetretenen  Krieges  zum  Behuf  der  üntersttttzung 
einer  Kriegspartei  abgesdüoscen  worden  sind,  yerpflichtet  war,  dem 
State,  der  nun  Kriegspartei  geworden  ist,  Truppen  zu  stellen,  so 
wird  die  Anwesenheit  dieser  Truppen  in  Feindesland  und  selbst  die 
Theünahmc  dorselljen  am  Krieg  nicht  als  Verletzung  der  Neutralität 
jenes  States  betrachtet,  wenn  im  Uebrigen  die  friedliche  Gesinnung 
des  letztern  unzweifelhaft  ist  und  er  sich  strenge  innerhalb  der 
Schranken  seiner  verirug.^mässigen  Verpflichtung  Liilt. 

Die  gelieferten  Truppen  sind  feindliche  Personen,  aber  der 
Stat,  der  sie  nicht  fiir  diesen  Krieg  gt-liciorL  imt,  ist  nicht  zum 
Feind  geworden  durch  Au:ibruch  des  Krieges. 

Die  neutrale  Schweix  war,  so  lange  sie  durch  sogenannte  Militärcapi- 
tulationen  gebunden  war,  oft  in  dieser  I^nge,  indem  die  im  Dienste  und  Boldo 
einer  fremden  Macht  stehenden  Schweizertruppen  an  deu  Kriegen  dieser  Macht 
Thcil  nahmen,  w&hrend  die  Schweiz  selber  «»ich  au  dem  Kriege  gar  nicht  be- 
ÜMiUgte.  Bs  kam  sogar  nidit  aeta  Tor,  dav  aolcbe  schweiiaiiche  Wetbetrtippen 
tu  den  beiden  feNBjdwn  Heerlagern  tn  indan  waren  und  genOtMgt  wurden,  wider 
einander  zu  kämpfen.  Indessen  iai  das  immerhin  ein  Bfissverh&ltniss,  daa  m  Hilf- 
richtiger  Neutralität  niclit  passt.  Indem  die  schweizerische  Bundmerfassnng  von 
1.S48  nun  alle  Militiircapitulationen  imtersagt  hat,  schützt  sie  die  Neutralität  der 
Schweiz  besser  gegeu  derartige  Zweifel  Y^.  zu  §  7G2.  Kiu  anderes  Beispiel 
einer  Idefemng  von  Httl&truppeii  bei  einer  iaa  fibrigen  ftartdaaenideii  mnMBa 
Hiiluig  iHit  Dänemark  in  den  SdniedlMli-BneBiedien  Kriege  von  1988  gegeben. 
Die  Oonraepcmdenz  darüber  iwiachen  Dtaeneric,  welches  an  Ruasland  Schiffe  oad 
Truppen  geliefert  hatte  und  trotzdem  seine  Neutralität  behauptete,  und  Schya'dfn, 
welches  zwar  diese  Behauptung  beitritt,  nhor  thataächlich  dennoch  Dilnemark  als 
neittnden  Stat  behandelte,  siebe  bei  rhiiiimore  in  §  110. 
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Kein  Stafc  und  daher  andi  kdn  kriegftlureiider  Siat  »t  lie» 
z^ohügti  in  einem  fremden,  insbesondere  einem,  neutralen  Stat  mdar 
den  WiUen  der  Stategewalt  Trappoi  sn  wedben* 

Die  Truppenwerbang  wie  aUe  l^uppenaoBhebimg  tind  Tiumcnmam- 
Img  bt  TOians  «ine  AemMnug  der  Erlegtliolielt,  «eldte  MiaarJiTlflwIlch  der 
ffahaiinhdim  Blitegewilt  naleht  Die  fremde  Werbung,  die  oldit  im  dfaeer 
gettettet  medeo,  iit  daher  eine  Teiletnmg  jener  Statihehdt. 

761. 

Erlaubt  der  neutrale  Stat  ausßchliesslich  oder  vorzugsweise 
einer  Kriegspartei  die  Trappenwerbung  in  seinem  Gebiet,  so  er- 
scheint diese  Handlung  als  Beihülfe  zur  Kriegsführung  und  demge- 
mass  als  Verletzung  dar  Neutraütätqpflicht. 

1.  Indem  der  osiitnle  Stat  die  Werbung  gestattet,  stellt  er  dem  frcroda 
Stat  einen  Thcil  seiner  mDitiriBchen  Volkskrifte  sur  Verfttgun?.  Geschieht  das  nur 
zu  Gunsten  einer  Partei  und  daher  wider  die  andere,  so  ci^n^ift  (l^^r  l>ishpr  neutrale 
Stat  dadurch  selber  Partei  für  jene  wider  diese,  und  gibt  damit  seine  neutrale 
I&dtong  auf.  VieUeicht  lAsst  sich  das  der  Ck^iner  gefallen,  ohne  dcsshalb  jenen 
SM  Iis  Felad  m  hehssdri«  Dana  dmert  tralidaa  das  nMrarahiltaiaa  teL 
AlMV  dir  beftindete  8l«t  braaeht  sieh  das  nteht  gsfftllea  s«  lassen»  nad 
bun  in  Folge  dessen  sidi  weigeni,  Uager  jenen  Stat  als  neutral  an/usehen. 

2.  I>!e  Anwerbung  ron  Tmpp<*n  in  fremdem  Lande,  ohne  Erlauhnlss 
der  Laudcsrej^ierun ir  daher  als  ein  strafbares  Vergehen.  Vgl.  dar- 
fiber  das  nordamerikunische  Neuiralitutsgesets  rem  5^  Juni  1794,  b9- 
Bttttgk  mä  eigiaat  dea  20.  Apdl  I81S  AtL  %  äm  angliseli«  Gweta  Britisk 
foreiga-ealUtttsnt  Act  8.  Juli  1819  (M  Geoig  m  e.  89)  $  S  aad  dia 
Hede  Cannings  im  enß:Iischca  FSrlament  bei  Phlllimore  ITT  §  148  n.  147. 
Wbeataa  lat  L.  §  488  uad  beeoBdOM  die  Anmsikiiiig  dtaa  von  Dtaaft. 

762. 

Wenn  der  neatrale  Stat  beiden  Kriegsparteien  die  Truj^Mn- 
Werbung  in  seinem  Gebiete  gestattet,  ohne  eine  derselben  vorzugs- 
weise zn  begünstigen,  so  ist  das  zwar  kam  offenbarer  Bruch  der 
Nentrahtätspflicht,  aber  die  TÖUige  Untcrsagung  jeder  fremden  Wer- 
bung entspiidit  besser  und  «naweideutiger  der  neutralen  Haltung. 

Xmatalllit  bfldntel  akift  f  ialebaftisige  BegflasUgaaf  dar  baidea 

Kriegsparteien,  soadem  Eathaltung  von  jeder  Kriefstheilnshm«. 

Die  Unparteilichkeit,  welche  sich  in  jener  !^^^■^ert,  hat  einen  zweideutigen  und 
verdärhtisren  Charakter,  einmal  weil  es  unuiiturlich  if-t,  (bss  der  Hta»  s^mup  jimpMi 
Matmer  in  ;&wd  feindliche  La^cr  verlockeu  und  daua  wider  einander  kämpfen 
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lasst,  und  sodann  weil  sie  nicht  Eathaltvcß  von  jeder  Parteinahme,  sondern  chor 
gleichseitige  Theilnahme  auf  beiden  Seiten  ist  Die  frühere  PraxiB 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  mit  Terschie^en  Mächten 
MBHiKiifHuiUlim  AmKStXtmBM  mä  nnpeUtii  dm  entg^ngwetatai  Sricgs- 

nidit  aaf^hoben,  war  aber  ein  sehr  bedenklicher  Vorgang,  Vattel  m.  §  110. 

Dagegen  Phillimore  ITI.  §  150.  ,,K?n  V<>1k,  welches  beiden  ErfegspartPi^n  in 
Mannschaft  oder  Geld  UoUe  leistet,  mag  uaparteiisch  sein,  aber  es  ist  nicht 
neutral**. 

Der  neatrale  Stet  darf  nioht  blM  eetber  kelnd  Exiegwcliilfe 
einer  Eriegspartei  Uefem;  w  ist  andi  Terpfiichiet^  in  guter  Trane 
darüW  «n  wadien.  und  es  m  Terlündem,  dass  nidit  anf  seinem 
Cfebiete  durch  Priyft^Mtsonen  Eriegeeoliüle  fSr  eine  Khegspartei 
anugerSstet  nnd  derselben  überliefert  werden. 

1.  Im  Fricdcnszustaad  ist  der  Verkauf  von  KriegBSchiffcn  von  Stat  zu 
Stat  unbedenklich,  und  ehouso  diu  Lieferung  solcher  von  Seite  der  Privatindustrie. 
Dann  aiiid  das  friedliche  Rechtigeichftfte.  Abav  wüirend  des  Krlegi 
Uq^  in  der  AarOatnag  nnd  Zmrandang  yqq  KiiegNcIiiffai  eia»  offenlMfe  üater- 
Stützung  und  Verstärkung  der  Kriegsgewalt.  Insofern  diese  Absidit  aoB 
den  Uni^tr>n<]cu  sichtbar  wird,  ist  das  kriegerische  Beihilfe,  die  mit  der  neo- 
tralen  lialtiuij,'  nicht  vertruL(lich  ist 

2.  Schon  das  Neutralit&tageset&  der  Vereinigten  Staten  von  Nord- 
•neriiai  ron  1794  (reri^  1819}  entfiilt  in  Art  Z  eine  SMlMstinunung  gegen 
alle  Fersonen,  welche  „Schiffe  aasrfisten  nnd  bewafflun,  oder  daftr  lergen,  daas 
Schiffe  auHgerfisfet  und  bewaffiiet  werden  in  der  Alraicht  fflr  efaien  firemdea  Stat 
7.\\  feiiullichen  Handlungen  gegen  einen  andern  Stat  verwendet  zn  werden,  der  im 
Frieden  ist  mit  den  Vereinigten  Staten".  Dieses  üeseta  wurde  unter  der  Phtsident- 
schaft  des  Generals  Washington  erlassen,  nachdem  für  Frankreich  im  Kriege 
mit  ÜDgland  in  den  amerikanischen  Hitfen  Krensserschiffe  ausgerastet  wnsintt  warai 
nnd  die  eni^isdie  Begiwimg  dueher  Benhwerdc  gsttlurt  hatte»  als  ftber  eiae  Ter- 
ktsoag  der  Neutralität  Die  Begleraag  der  Vereinigten  Staten  erklärte  die  Be- 
schwerdo  für  begründet,  und  das  Gesetz  schuf  bessere  Garantien  fQr  die  Bewah- 
nuig  der  Ncntralltüt.  Vgl.  die  Schrift  Dr.  G.  Bemis  American  Neiitrality.  Boston 
lHt)t>  (wo  sich  die  amerikaniscln  n  and  englischen  Gesetze  ahge(iruckb  hnden). 
Der  englische  Minister  Canuiug  berief  sich  später  auf  das  amerikanische  Vor- 
Wd,  «m  aeinaa  LmMsatM  dne  eheasa  sorgfältige  Beaditang  der  Keotnditita' 
pÜ*  aa  eaqpftUen.  Daa  «i^^iaaha  Qaaela  w  1S19  eaflült  cte  ShnHte  TsriMC 

8.  Wahrend  der  Unabhtagi^hallAfi^  der  amerikanischen  Sedstaten  gegen 
Spanien  nnd  Portugal  hatten  die  BnndesgtJwalten  der  Vereinigten  Staten  vielfältigen 
Aidass,  den  Versuchen  entgegenzutreten,  welche  iu  dem  Gehict^?  der  Union  ge- 
macht wurden,  den  aufstand  ischen  Colonien  durdi  Ansrttetnng  von  Kreuzerschiffea 
aa  Bill»  aa  InaBim;  aad  €8  fpar  aai  la  iAnMt»  lllr  jei»BriM^^ 
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der  Neutralität  so  erf&llen,  als  die  Sympathie  der  Norüamcrikanischen  Bevölke- 
rung aaturgemias  Mfar  cntKUeden  «od  aelir  tobM  «irf  Seile  der  AiifcHnHwlieu 
mm.  YgL  Dana  Aan.  n  Wheaton  Int  Lnr.  |  489  8.  Amg.  &  507  f. 

i.  In  lUge  der  Beschwerde  der  Vereinigten  Staten  von  Amerika  g^;eik  dis 
Rej^enmg  von  Oroesbrittanien,  dass  sie  diese  völkerrechtliche  Pflicht  vernachlässigt 
habe,  intlem  sie  wälirend  de«  amfrikanischon  I]flrfj;prkrif*gs  die  südstatlichen  Kreuzer 
nicht  verhindert  liabe,  ans^ulaufcn  (sog.  Ahhamal)eijchwcrde),  kam  schliesslich  der 
Vertrag  von  Washington  zwischen  düu  beiden  Staten  vom  8.  Mai  1871  m 
StuAl,  dnvdi  vddMn  tSu  SchMigerielil  beufbragt  «aide,  «nf  SchadoMinli  m 
trinuMB,  auf  Gnmdlage  folgendtt  drei  i^HtertdilHciier  Regeln,  die  nvar  aedi 
englischer  Meinung  damals  nicht  muweifelhaft  waren,  aber  dennodi  nin  als  bd* 
nehtigt  anerkannt  werden:  Art.      ..Eine  neutrale  Regierung  ist  verpflichtet: 

1)  sorgfältig  darüber  zu  wachen,  dass  nicht  in  ihrem  Gebiete  ein  Schiflf  aus- 
gerüstet, bewaffaet  oder  bemannt  werde»  welches  mit  Grund  als  ein  für  den  Krieg 
mit  einer  befimmdelen  ÜMltt  bestimmtes  Kriegsschiff  oder  KremBer  n  betnditen 
itt  md  ebene»  dieeelbe  Sotgfdt  wo.  ttm,  um  ^  AUUvt  elaee  eeidben  KUep- 
oder  Kreu7.erscbift  ioe  ihrem  Gebiete  m  mbindan, 

2)  nicht  zti  gestatten  oder  zu  dulden,  dass  eine  der  kriegführenden  Parteien 
ihre  Seehafen  oder  Gewisser  nls  Ilms  für  die  Operationen  zur  See  wider  ihren 
Feind  oder  zur  Emeuenuig  (Hier  Verstärkung  ihrer  Militärmacht  oder  zur  Aus- 
hebung von  Mannschaften  benutze, 

8)  in  IfaND  Bttftii  und  Genlneni  nsd  ebene  g^enfibv  eOn  in  liimn 
SltligeUel  lieh  aofbaltenden  tmum  nitSoisfUt  dirfttr  sn  eotgen,  due  jedaTer- 
letomg  der  obigen  Pflichten  verhindert  werde." 

5  An  sir}i  ist  der  Handf!  mit  Kohlen,  auch  für  Kriegsschiffe,  den  Neu- 
tralen erlaubt.  Aber  mit  Reciit  wurde  in  dem  franz5sisch-(lPiit-r)M'n  Kri*-/«'  von 
1870/71  der  französischen  Kriegsflotte  nicht  gestattet,  sich  zum  üchui  üucr  Krie^ 

fidni  Meh  Neiden  In  deo  «ngHedien  Hftfn  nft  Kohlen  m  venefaen. 

764. 

Sobald  di«  AhOM  der  EHegslifilliB  offenbar  irird,  mm  mnIi 
foraret  waat  Vorbeveitani^  aar  AairSitaiig  einen  Kriftgftwbiffi  oder 
Gapersebiflb  geboffan  mcden,  eo  ist  der  neaftrale  8tat  aom  Em- 
echxeiten  veipfliobtet. 

Es  ist  nicht  nöthig,  da^  das  Schiff  schon  bewattuet  sei.    Wenn  di>r  Unter- 
Behner  sekelnbar  ^  Handelschiff  auartistet,  aber  die  Absicht,  dasselbe, 
r  front  ee  ata  eolchee  nugättahm  ed,  krief  orlieh  m  beinftaaen  nnd  m  be* 
I  wnffnen,  nachgewiesen  werden  kua  oder  wenipinw  wri—cbninUrti  iit,  eo  iit 

I  das  eine  nicht  zu  duldende  Umgehung  der  Neutralitätsgeaetne.  bt  aber  jene  Ab- 
j  sieht  nicht  vorhanden,  so  bewirkt  auch  die  t  h  n  t  s  ächl  i  che  Vc  r  we  n  d  n  ii  f!  eines 
I    Handclsschiiiä,  das  auf  neutraler  Werfte  gebaut  werden,  aber  von  emem  Kaulniaiui 

in  einem  kriegführenden  State  gelcauft  worden  ist,  zu  eium  Kriegsschiffe  nicht 
!  efaM  Ifiwdrtnng  dar  HwlBdMMklit  Vgl.  Wkenton  a.  a  0.  &  öeSL  Andoa 

in     IM  ein  Xii^awUff  hSkfUk  eh  AiCOnl  der  iadnitrieUea  üater- 
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nehmnng  und  des  HaadeU,  frtnn  auch  an  einen  kriegflQhrenden  Stat,  ver- 
ftns^m  M-ini.  Da«  ist  wohl  KrietrscontrebftiiAe,  aber  nkiit  Yerieiiuq;  dar 
Memralitätspflidit  Vgl  darüber  den  §  765. 

765. 

Ebenso  ist  es  eine  "Verletzung  der  Neutralitätspflichten,  wenn 
der  neutrale  Stat  eine  Kriegspartei  mit  Waffen  oder  anderem  Kriegs- 
material ausrüstet  oder  ausrüsten  hilft. 

Wenn  aber  Privatpersonen  ohne  die  Absicht  der  Kriegshülfe, 
lediglich  in  Form  des  Handelsgeschäfts,  Waffen  oder  Kriegsmaterial 
an  einen  kriegführenden  Stat  veräusseru,  so  laufen  sie  zwar  Gefahr, 
dass  diese  Gegenstände  als  Kriegscontrebande  von  der  Gcgenpaitei 
weggenommen  werden,  aber  durch  die  Duldung  des  Handelsverkehrs 
mit  Kriegscontrebande  wird  die  neutrale  Haltung  des  States,  Ton 
dem  aus  jener  Verkehr  betrieben  wird,  nicht  verletzt 

1.  Sn^rrit  (lio  Ausrüsfting  mit  Waffen  oder  die  Zuseiulnng  von  Waffen  als 
beabsichtigie  Kriegshülfe  sich  darstellt,  soweit  ist  da-s  ein  feindlicher 
Act,  welcher  nüt  ueutraler  Stellung  sich  nicht  Tcrträgt.  Dagegen  der  offene 
Haad«!  nit  WtMm  ym  Seite  der  Waffenfabriken  und  Waffeahindler  bfc  Minor 
Katar  nMh  ein  friedlickea  PriTatgeschftft,  wekliM  sowoU  in  Wiedan  ala 
in  Krieg  in  gleicher  Webe  geftbt  wird.  Den  Etfdrte  nach  freilich  wirkt  der  An- 
kauf von  Waffen  fpinz  ebenso  wie  die  AusrOstung  mit  Waffen.  In  beiden  Füllen 
werden  die  Interessen  der  krioirfnlirendeii  Paii«i  dadurch  gefördert.  Daher  kann 
sich  auch  die  Absicht  der  kriegerischen  Beihulfe,  die  den  Neutralen 
dnieh  das  Völkerrecht  untersagt  wird,  iu  dieForm  des  friedlichen  HandeU- 
geaohftf ts,  wdehea  ffllktrMGlitÜeii  den  Neataetan  nidrt  rarveliit  wird,  tewtedwn 
In  den  etnaefaien  FiHn  alw  kann  nun  2SweilU  kalien,  ob  jene  oder  ob  <BeieB  ge- 
neim  sei,  und  diese  Zweifel  mQssen  aua  den  Unettaden  gfllM  wer^  Wird  d^ 
Handel  heimlich  gemacht  und  vollzogen,  wird  er  nur  einseitig  einer  Partei 
gcwiüirt,  so  darf  wohl  daraus  g^chloscpTi  werden,  daas  Kriegshülfe  beahsiclitigt 
nnd  die  Form  des  friedlidien  Gesciiaiu  nur  zur  Yerbergung  jener  Absicht  ge- 
tiildl  WQfden  leL 

8.  Wer  Srlegeeontrebande  efnarKHegipertei  nfttlirt,  der  eetsfc  lidi  der 
QtUkt  der  Prise  aus  (vgl.  unten  Cap.  4).   Aber  er  verletzt  nur  die  B^ri^inter- 

rsscn  der  einen  Partei  und  verfällt  infwfern  ihrem  Kriegsrecht.  Der  neutrale  Stnt 
hat  keinen  Grund,  die  Lieferung  von  Kriegscontrelmnde  auch  <?f^inerseit8  zu  hiuüeni. 
Bei  den  Verhandlungen  vom  Jalir  17U3  über  die  nordauierikHnische  Neutralität 
in  dem  fraaaeaisGlHJnglischen  Krieg  erkl&rte  Jefferson,  dae  Beebft  der  Borger, 

tVwNU  SU  IrffMTnBIHBii  WBL  ^rrlnfmnmTlna  8QHPttiuDE'Sllt   KffflltP  bivIUt  wIWU  ^ttTm  mVBI* 

den  Krieg  an^gjeiiolien  werden.  Aber  die  amerünnischen  Bürger  ttben  diadbe 
auf  ihre  Bechnung  und  Gefahr  aus.   Wheaton  a.  a.  0.  S.  538. 

n  In  dem  Widerstreite  der  privatrecbtHrhcn  Kegel  der  Handelsfreiheit  und 
der  völkerrechtlichen  Pflicht»  ach  der  Krie^üile  m  enthaUeii,  geht  die  VoUiim 


vor,  wie  flbcrhatjpt  das  öffpntl Ic^f»  <\fm  Privatrecht.  Wenn  dahpr  «n«?  <!on  Um- 
ständen klar  wird,  dass  der  IJaruiel  der  Kriegshülfp  diene,  ist  er  zu  liindem.  Vgl. 
§  766  Richter  G.  Cornwall  Lewis:  „The  Obligation  iiicumbaat  upoü  a  btate 
of  preventing  litt  mQ  from  belog  med  fts  an  araenal  !d  iriiidi  the  umih  «f 
attiek  igalui  »  tolgii  Qo? eranent  mj  le  eoQeeted  and  piraptnd  Cor  «e  b 
wholfy  indepcndeat  of  the  fonn  and  dtaracter  oft  that  Ooreninieiit.** 

766. 

DeriwolraleStiit  irt  TQipfliditeli  WaffiMMandnag»  im  GiPMan, 
wclchd  nftdi  doft  Umitiiidiii  als  ffri<^hfi1fft  €incife8UMiit  Mif  nlnnm 
QelMfiAe  mStfichrt  sa  verliiiidacn. 

1.  Man  darf  dem  ueutralen  üt&iß  mchi  zumuthen,  dass  er  die  Verschickui^ 
fon  Waffn  Im  Eiaaelaea  and  Eleiaen  veriiindtte.  Dm  1m4  «if  die  Jade 
hang  von  Stat  an  Stal  kelnfia  Elnflnss  ood  die  DnrdifUmmg  einer  lolehen  Ofeeoqge 

würde  eine  unverhäUnissmässigc  Amtrengung  der  BehOiden  eiliotdeni  und  uner^ 
trtgliche  QuiUcrf'ien  für  die  Bürger  nach  sich  ziehen. 

2.  Anders  verhält  es  sich  mit  der  ZnsendtinjBr  im  Grossen.  Darin  liepft 
durchweg  eine  thatsächliche  Förderung  einer  Kriegepartei  und  meistens  auch  ciuo 
hiiegttiRlw  BeiUab.  üMMfen  hal  dar  nmmto  naa  aalBB  Xichliwlkiiligiing 
an  Krb^B  antMr  ZmUA  an  staDea»  ein  letcraN^  nad  mmit  die  Abaielit  der 
Krlegthülfe  mlndeBteas  wahraehaiaiioh  ht,  die  Fflkfat»  dar  Aiafthinag 
•okher  Scndnng  cntffrgenzntrctcn. 

3.  In  dem  fran?^"w^r?!-dent'?chen  Kri^;e  von  187<V71  (iL'.ilicn  sich  stnrko 
Zweifel  und  Meinungsversciücdeulieiten  Über  die  Principien  und  deren  Auweutlong. 
Ua  Bohwierigkeit  liegt  in  der  Unteracheidong  zinscbea  den  erienhleB  Haadel 
der  Neotialett  vnd  In  dar  ananlleeliHn  Kriegahftlfa  dandben. 

Manche  aeatcalen  Staten,  wie  inabeiondere  die  dan  Kriegnrtato  nahe  ge- 
legenen Staten,  die  Schv  riz  nnd  Belgien  haben  die  Zufuhr  und  Durchfuhr 
von  Waffen  überhanpt  verboten,  in  der  Absicht,  ihre  NentraKtMspflicht  in  weitem 
L'mfauge  zu  wiiliren.  Aber  selbst  das  ferne  japanesische  Reich  hatte  in  sdiicf 
NeutraUtätserkhLrung  vom  August  1870  den  japan^iachen  Schilfen  jede  Zttfohr 
van  Wate  an  efaia  griiffpartei  vaibelen  (Ixt  6).  Bolin  Jaaqnanyne  a.  n. 
0.  n.  S.  8&  Dagegen  hatten  England  nnd  die  Tereinigtan  Slatan  von 
Amerika  zwar  ihre  Haadäsleiit«  anfmerksam  gemaclit,  dass  Waffen  als  Contrebända 
gelten,  aT)cr  von  sioh  ans  dem  Waffenhandel  keine  HindemiKse  in  den  Wrt?  uesteDt. 
Sie  wnrcn  umgekehrt  ^rencigt,  den  Waffetihaudel  als  erlaubt  zu  betrachten  nad  die 
^eutraiitatsplUcht  m  Gunsten  jener  Freiheit  in  engerem  Sinne  ausznlegea. 

Zviachen  Bigbud  und  Daataddand  hat  dambea  ein  analer  and  Mais 
eanntor  fiepeeehemraehael  elallgeAniden.  Dareb  HoCa  von  80.  Angaal  ]S30  ba* 
admert  sich  der  prcmffllsclie  Botschafter  in  London,  Graf  Bemstorff^  darüber,  dm 
die  englische  Repiomnf,'  die  Waffenlieferung  im  Grossen  nach  Frankreich  pcsrtatto 
und  dadurch  die  Neutralität  in  einer,  für  Deutachland,  das  anrh  iiarh  englischer 
Auffassung  einen  gerecliieu  Krieg  führe,  nachtheiliif^n,  statt  wohl  wollenden  Wei&e 
f^isQt».  Qcaf  BecD8toi:ff  bemerkt,  eine  „wohlwollende"  Iia»dhalHn>g  der  Ifentralit&t» 
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worauf  Deutschland  einen  natOrlichen  Ansprach  habe,  wtkrde  da«  eng^he  Vadwfc 
der  Waffenausfuhr  zur  Folge  haben,  die  nach  den  Umstftnden  ausschliesslich  zu 
Otinstcn  des  ungerechten  Angreifers  ausfalle.  Zu  einem  derartigen  Verbot  aber 
sei  die  englische  Hegiening  dnroh  das  Gesetz  ermächtigt.  Graf  G^ranville  antwortete 
am  15.  September  auslülulich.  Kr  bemerkte  T(nrer8t,  daM  der  Begriff  einer  fUr 
die  «in»  Krlcgspartei  „woUirotlciite'*  od  diher  fttr  df«  tndm  Ymetxi  mgouiifiii 
NeotraUtit  neu  und  bedenklich  sei,  indem  er  eine  Benrtheanng  des  Bwhmiwilw 
sniMlien  den  Parteien  diurdt  dfe  Nsutralen  und  den  Ausspruch  zu  Gunsten  dar 
einen  wider  den  andern  yoraussetze,  und  eher  gcei/rnet  sei,  die  Kcutralitit  aufzu- 
geben, als  anzuwenden.  Sodann  hob  er  hervor,  dasä  während  des  Krimkrie^^  mich 
Preuasen  als  neutraler  Stat  i^stattet  habe,  der  nusisch^  Eriegiqpartei  aui  dem 
Wege  des  Handels  Waffen  und  Hnnithra  ausufllhm  und  Tertheldigto  die  Anelo^ 
der  beiden  F&Ue  gegen  die  Einwendung««  Bernstorib.  Er  hftlt  das  gegenwärtige 
Yei&hren  Englands  für  gerechtfertigt  durch  die  bisherige  Praxis,  gibt  aber  zu, 
das8  „mit  dem  Fortschritte  der  Civilisation  die  Verpfliclitunj:^cn  der  Neutralen 
strenger  govrordeir'  <:eion  und  erklärt  seine  'Oorf^i»«f'li?ift,  „mit  anderen  Völkern 
über  die  Mögliclikt  it  zu  Käthe  zn  grhen,  gena  inötiuiitiich  strengere  liegein  ein- 
zuführen, obwohl  seine  Erwartungen  iu  Betreff  eines  practischai  Ergebnisses  iß 
dem  TOB  der  iiocddeiitMlie&  Begierung  angegebenen  8imiB  i^dtt  eebr  hdAnnigi- 
leidt  eind.** 

(Man  muss  zugeben,  dass  die  englische  Rep^crung,  indem  sie  eine  gross- 
arti'j-r«  '\\'affen7,ufulir  iiadi  Frankreich  duldete,  ihr  Landesrecht  nicht  verletzte  und 
ferner,  dass  sie  sich  mit  Grund  auf  eine  analoge  frühere  Praxis  berufen  konuto 
und  daher  keiue  offenbare  Verletzung  des  Völkerrechts  beging,  aber  es  ist  doch 
nicht  xa  leugnen,  dass  sie  den  völkeaeditllcheii  Qamämta  des  TerlMs  der  Krii|pi- 
hülfe  zu  wenig  sorgfältig  beachtete  und  dem  Grundsatz  des  freien  Handels  aUm* 
sehr  die  ZUgA  sohieesen  Hess  Sic  hätte  jene  Waffenanrfhhr  hindern  oder  dodi 
ersrhweren  kf>nnrn,  ohne  ihr  Landesrecht  anzutasten,  und  hätte  sie  es  gotlian,  so 
hätte  sie  nicht  eine  .,  wohl  wollende",  sondern  elier  eine  „strenge"  Ncuti-nlität  geübt.) 

Weniger  wurde  die  öffentliche  Meinung  iu  Deutschland  wider  die  Amerikaner 
aulgeregt,  obwohl  auch  sie  den  Franzosen  grosse  Massen  von  Waffen  lerinuAeB 
und  lof&hrten.  Yleflslsht  liabezf  die  grosBC  Entfamnag  und  die  behemte  ViAatß 
Sympetbie  der  wihliyMifin  Dentachen  in  Amerika  fDr  ihre  europäischen  Brüder 
beruhigend  gewirkt  Es  kern  Qberdem  hinzu,  dnss  der  Präsident  Grant  schon  in 
der  NeutralitJUsproclamütion  vom  55  Aug  1S7'^  -  .  u- den  Handel  mit  Kriegscontre- 
handc  in  den  Vereinigten  Btaten  als  erlaubt  «  iklarte,  aber  vor  der  Zufuhr  der- 
selben Ober  See  als  völkerrechtlich  verboten  warnte  und  spater  der  amcrikaniacl^tt 
Zen^iansverwaUaqg  anadiOeUieli  imteKsagte,  WBüen  en  cdne  Kriegspartei  m  ier> 
kanfen,  eine  Anordnnng,  die  sich  freilich  von  selbst  verstand  und  auch  in  England 
beachtet  wurde.  (Vgl.  die  Depesche  des  Grafen  Granville,  rar  Erklärung  der  mit 
engHsrlirm  Statsstempel  bezeiclineten  Waffen.  A  H.  Anz.  vom  28.  Fohr.  1871  ) 
Der  Aultrag  Grants  hinderte  al)er  nicht,  dass  die  Versteigerungen  von  Waffen  aus 
den  Zeughäusern  des  Stats  hauptsächlich  von  Uiiiidleru  benutzt  wurden,  um  die- 
selben den  Fnnaosen  zoznfthren.  Endiicli  wiikte  In  dem  TerklltiifBi  ton^keiUBen 
ra  den  Yerelnigten  Steten  die  Erinneninf  an  den  berOhmten  Stattractni^  dieser 
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beiden  meble  von  tOi  September  1785  bedBotsam  ein.    In  Artikel  13  dient 

Vertrags  nämlich  war  Rusdrflrklirh  bestimint,  wpnn  einer  der  beiden  Steten  in  ein^n 
KricR  verwickelt  werden  und  der  andere  Stat  neutral  bleiben  sollte,  bo  solltin  die 
Handelsleute  d^  letztem  nicht  gehindert  werden,  auch  Waffen  nnd  Munition  an  den 
MiddM  aadflRi  in  T«rkufiBiL  Sogar  die  CtoiiMMde  der  Aft  «dl  alelilaiiiSi^ 
■ondflni  den  Kwifleiitwi  die  Wtere  benldt  tratden  von  der  Exlegipeitel,  die  äUh  « 
derselbes  bfliitiM'Jitigt.  In  diesem  Vertrage  war  d<  i  .nach  die  FMheH  des  Haadeb 
im  weitesten  Sinne  gewahrt  und  das  Recht  der  Kriegführenden  gegenüber  den  Neu- 
tralen aufs  Engste  beschrankt.  Diese  Bestimmung  ist  indessen  in  die  neueren 
Vertrage  /wischen  Pr^issen  und  der  Union  von  1799  und  1828  nkht  wieder  auf- 
genommen  worden. 

767. 

Die  Okftattimg  dei  freien  Ankanli  toü  LebeDsmitfedbi,  mm 
fttteh  fiir  die  YeriproTiaiitariiiig  der  loiegfUireiideii  Armee,  igt  uidit 
als  Begüneiigtiiig  dereelben  su  betradbiteii,  ynm  sie  aJlgemein  ist 
und  i^chmaBflig  für  htad»  Plnrteieii  gilt 

Die  Enklirung  der  Mwiediai  iii  unter  lUeii  Uaettaden  ein  friedlieliei 
Geeeli&ft,  Iceine  ÜBiiidliche  Tliafc.  Dar  Haadei  mit  LebeMMUteln,  Bc^lUuMei^ 
Oetreide,  Biod  n.  s.  f.  kann  daher  in  der  Regel  nicht  als  kriegerische  BeihOlie 

angesehen  ■werden.  Nur  "wenn  er  der  einen  Partei  gewährt  aber  der  andern 
versagt,  wler  wenn  die  Lieferung  von  Lebciiümittcln  an  die  eine  Armee  als 
Kriegssubsidie  sich  darsteilen  würde,  dann  würde  die  offenbare  Parteinahme 
für  die  eine  Kriegspartei  wider  die  andere  die  neutriJe  Haltung  verletzen. 

768. 

Der  neutrale  Stat  darf  andi  nicht  einer  Kiiegepartei  m  Geld- 
darleliflp  Tw^han^  um  Our  Ar  den  Krieg  die  erforderliolien  2fittel 
XQ  verschaffen  und  es  widersMitet  der  KeutraHtätapflicfat,  wenn  er 
gestattet^  dass  im  lande  eine  jlnleihe  fär  eine  Kriegspartei  wisge- 
scbrieiben  oder  sonst  Gelder  aor  üntersttttaang  derselben  öffentlich 
gesammelt  werden.  Die  GeldbeischiHase  aber,  weldie  Mraiper- 
sonen  fon  sich  ans  einw  Kriegspartei  leisten,  gefährdet  die  Nen- 
traüti&t  des  States  nicht. 

1.  Wenngleich  Gelddarlehen  in  der  Eegel  ebenfalls  Fricdensgesch&fte 
sind,  so  ist  doch  die  Geldanleihe  far  Kriegszwecke  ebenso  wie  die  Er iege- 
■nbeidie  (oben  766)  eine  offenbare  Krlegehalfe,  deren  rfdi  die  Kentralen 
enthalten  müssen.  Das  gDt  aber  auch  von  Privaten,  ndclie  die  Kriegsanleihe 
machen.  Es  wird  demnach  keine  Klage  auf  Erfüllung  zugelassen.  Vgl.  die  Er- 
Ic^'Tmtuisac  in  der  hellenischen  Anleihe  von  1826  bei  Phlllimore  HI.  §  151. 
C'Im  rrif'htcr  Bcst:  ,,Eh  ist  witb-r  ihn  Völkerrecht,  ibiss  Ppn^onen,  welche  in  diesem 
Laude  wuimcn,  sich  aui  Uuieikuidiuu^ui  t;iuiiuti>eu,  um  DarieiicusgelUer  zu  er- 
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Mmb»  vikte  feMtfuit  dn^  dio  imflrtiiiülriiiii  ünHirtlmiwi  tat  Käng» 

eine  Begiemng  su  antersttttieii,  nit  wekhar  irir  IwfreiiiidBt  riad;  «ad  daihrfb  Iii 

iBBiBe  auf  Erfüllung  gerichtete  Klage  zuzulassen". 

2.  Meines  Erachtens  ist  jedoch  nur  die  offenbare  Krieg.s;uiieihe  nicht 
2U  dulden.  Dagegen  iüt  eine  OelUsajnmluug  aus  UriuiUcu  der  Humanität  z.  B. 
m  Outttaa  der  TcmndMn,  der  Tom  Exiogsan^ttok  betooffeo»  FuuUien,  der 
7«taMMB0B,  der  KiiemaAui0aMn  o.  &  £  dwdiMS  nidit  «ia»  fdbdUelie  Hndhi^ 
iadk  lüdifc  wam  ite  ausschlieaslich  sich  auf  die  Aiigeliflijgn  der  eiiifli  KdenMrtel 
VH****.  und  ^l^hrdet  die  Neutralität  nicht. 

f\  l\\F,  Ausschreiheu  einer  Kriegganleihc  hat,  wil  es  öffentlich  und  in 
der  Abäiclu  geschieht,  dlü  Faiteinahme  möglichst  auszubreiten,  einen  ähnlichen 
Cbmkter»  wie  die  Werbung  von  Hol&truppeu.  Desshalb  darf  dei  neutrale 
Slat  das  nicht  dnUea.  Wena  aber  einaelae  PrlTatperioaea  die  kriegflUi- 
rende  Ibdil  aiit  Geld  aatenfeataea,  la  itt  das  dem  Beitritt  einselaer  Frei- 
williger zu  einer  fremden  Kriegsarmee  su  vergleichen.  Das  sind  individuelle 
HandluiK^'en.  die  der  neutrale  Stat  nicht  verhindern  kann,  und  fftr  die  er  nicht 
verantwortlich  i.st.  Es  kann  auch  das  durch  die  Strafgeset/f  eines  Landes  ver- 
boten sein.   Aber  das  Yöikerredbit  kiuumen  sich  nicht  weiter  darum. 

769. 

Der  neutrale  Stil  ctorf  nidit  gestatten,  daas  eetn  Gebiet  von 
emer  Kiegapartei  an  KriegaswedEen  benntast  werde. 

1.  Es  iat  das  der  allgeuiciustc  Ausdruck  eines  Grundsatzes,  dessen  nähere 
AusfOhrung  sich  in  den  §§  770  IL  findet  Dar  neutrale  Stat  muss  aeln  Gebiet 
naatral  erhaUea,  w  aidii  fftAkM,  nena  «iaa  ftende  Kfiempertei  ia  den- 

•dbea  Krieg  fldurt  eder  sich  desselben  fOr  die  XMa^rfllhrung  bem&chtigt. 

2.  Eune  neue  Anwendung  dieses  Grundsatzes  kam  in  dem  franaösisch-deut- 

schen  Krieg  von  1870/71  zur  Sprache,  Es  entstand  die  Frage,  ob  währeufl  des 
Krie^'fR  die  lA'giuig  eines  französischen  Kuheis  von  Dünkirchen  nach  dem  2^'orden, 
mit  Üeuul2uug  des  ucutraleu  euglibcheu  Gebietes,  von  England  üu  gmtatten  sei? 
Ab  doli  riad  Telegraphcnliaitti  eine  ISasidilang«  weldie  deai  fnedlWiwt  Tetkelm 
dient  «1*^  iM^iber  rinwi  MedUchen  (SutMtt  hat.  Am  den  ünMtladaB  eigeb  tWi 
aber  die  Absicht,  dieses  Kabel  ztun  Behuf  der  Kriegsfohrung  anzulegen.  Dess- 
halb untcrsfi^'te  die  englische  Regierung  tlits  Project,  m  dem  sie  dann  mit  Recht 
chie  ..Kricgshultc  '  erkannte.  (Erklärung  des  Ministen  Gladetoae  im  engltlfhen 
Haterhaoie  vcnn  1.  August  1Ö70.) 

770. 

Es  darf  daher  keiner  Knegspartei  der  Dnrduiimdi  durch  daa 
neutrale  Gebiet  geatettel  werdsiL 

L  Aaflk  wma  der  retelmteijge  Wegi  eof  nekliaa  die  Bteiea,  die  lam  mm 
Kriege  koauaon,  mit  einender  oder  ia  lieh  irarlmndea  liad,  Ikber  dM  amtrale  Ge> 

bißt  hinfOhrt,  so  erfordert  es  dcnnoeh  ^  Pffidit  der  NeutraUt&t,  dass  nun  das 
MmHIohwi  llocroa  der  DHKhiauioIi  lanajiaH  verde.   Der  DaRfammoh  d«r 
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eine  Missaclitung  der  preineischen  Neatraüt&t,  vaaA,  ebenso  der  bewilligte  Durch- 
mars<-li  der  Alliirtcn  über  sclnvoizcrisches  Gcbiei  BMb  FxtOÜatkk  im  JUur 
ein  Aufgeben  iler  scliwcizcriHchon  Ncutn^litut. 

2.  Eiuige  merkvrOrdige  Detaiiirageii  sind  väJbrend  des  firanzözisch-deatschea 
Krieges  von  1870  dareh  den  Mnmln  Bundeertth  der  Mmtbt  bMntWOTtet  mrimt 

1)  Der  regelniMlge  Weg  fBr  die  Bewohner  des  hedieeliwi  fledwieee  üt 
die  EiäLnl)alm  vea  Constanz  nach  Baad,  die  an  mehreren  Steüeii  dM 
Bclnvcizcrischc  Gebiet  durchschneidet.  Ebenso  fülirt  der  regelmässige 
^Vcg  für  die  Savoyaiden  am  Genfersee  nach  Frankreich  über  die  schwei- 
zerische Stadt  Genf.  E»  war  also  naturgeuioss,  dass  auch  Kricgspflichtigo 
diesen  Weg  wäldtcn,  um  sa  ihreo  Truppen  zu  kommen.  Der  Schwei« 
eertodie  Btmdearath  erlieei  mm  die  Aoordbitmg,  maa  eolle  aoMie  FenoBMi 
nngehindert  pesairen  lassen,  wenn  sie  ohne  Uniform  und  ohne 
Waffen  reisen.  Die  RQcksicht  auf  den  freien  PersonenTerkehr  fid 
hier  schwerer  ins  Gewiefat,  als  die  ftugBiUdie  Soige,  des  Zmtg  warn 
Iffcfp  zu  hindern. 

2)  Aiä  dagegen  iu  Basel  ein  frauzöaiächeä  liuruau  eingerichtet  wurde,  um 
grtsseve  Schaareii  von  ISilaBeni,  welche  als  Freiwillige  dena  fraiuAiaciisn 
Heere  mlMftn  wollten,  über  die  Schweis  nach  SOdfrankzeich  wa  ver- 

acnden,  üo  trat  der  Bundesrath  diesem  Missbrandl  daa  neutralen  Gebiete 
«ur  Kriegshülfc  entgegen  und  liindcrte  die  Zuzüge,  wenngleich  die  Leute 
weder  Uniform  noch  Waifeu  luitten,  in  dem  richtigen  Gefühl,  dass  das 
nidit  mehr  r^bnä^ger  Personeai-  und  Eeiaeudenverkehr,  soiuiem  Trans- 
poft  ?0D  Kriegsleuten  aeL 
8)  Sbens»  nntanagie  der  abkweiMriaeiie  BnadearaHi  die  TcsMlang  einei 
Haoitotea,  welches  im  Beptento  1870  die  Intemedonale  an  die  Soei^  . 
listen  der  Schwei«,  in  Frankrddh  tmd  in  Deutschland  gerichtet  hatte, 
um  sie  m  einer  „universellen  socialen  Republik"  anfzufortlem  luid  dem 
Militiirre^imeute  ein  gewaltsames  Ende  xu  machen.  £r  duldete  ftbeT' 
haupt  keine  kriegerischen  Werbungen. 

77L 

Wenn  Jedodi  eine  Ver&89iing«pfficfa,t  oder  eine  Stetedienst- 

barkfiit  oder  eine  ohne  Radmicht  auf  einen  berorstdienden  Erleg 

begründete  Yertragspflidit  de«  neuiralen  States  besteht^  den  I>ardi> 

rag  Ton  Truppen  einem  andern  State  an  gestatten,  der  nun  Kriegs- 

partd  ist,  so  ist  die  gemessene  ErfäUong  dieser  Pflicht  nicht  a3s 

UnterstOtsong  dieser  Kriegspartet  la  betrachten  und  es  Kegt  darin 

keine  Yerietsong  der  NentralitStspflicht. 

IM»  Verfasaangspflteht  Inun  TonSglleh  in  iiiaiaiiBMSiBnw<stHn  Steten 
die  TilssBlslalieB  aOtUgea,  daaa  sie  die  Thqppen  fina  BmdasgoMetea  aber  Ihr 

Gebiet  marschiren  lassen,  wie  daa  s.  B.  den  Rheinbundsataten  im  Jahr  1806 
wm  TUM  gBSMMhi  war.   Bbeaso  kOanan  eiasni  8ta*e  JBlapptaatrassen  iaa 
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Aiadn  md  in  Eiieg  geAflbatMin.  Bto  PrtqplolfiMr  vytr>gtiafcigigen  Cte» 
iliiliiiig  dss  Ih^pfmdiivchragi  bMtwd  froter  n  GomIm  dm  GiwdiflfBogdiiiiiii 
Bnäm  fegwiber  der  Schweiz  auf  der  Kiwiiluliii  von  Coni^aBB  Ober  Baael.  Da 

manche  Strassen  und  Eisenbahnen  die  Grenzen  verschiedener  Statsgebicte  abwechselnd 
durchschneiden,  so  ist  in  nuuichcn  Fullen  ein  wechselseitiges  Zugestilndniss  der 
BeuuUuug  derüclbeu  auch  für  Trup|>eutraui>porUt  durch  die  örtliuheD  Yerbältniääe 
motiTirt,  ohne  da»  man  daraas  irgendwie  auf  Kri^priiOlfe  m  schliessen  berechtigt  ist. 

772. 

Die  Ihirdifiilirt  der  KriegSBolijffe  dnrdi  das  neutrale  Küsten- 
gewSssev  gilt  mat  insofeni  als  Verletzung  der  NeutraU&t»  als  der 
neutrale  Stat  dieselbe  den  Icriegfulirenden  Mächten  untersagt  hat. 

Der  Qrund  li^  darin,  das»  der  dusäige  Küsteusaum  nur  in  beschrank- 
tem BfauM  der  fiiatBhoiieit  üfenlale  ii&teiinnf«ii»  «liBertroJtheil  desMeem 
aber  der  Mea  Sehühlurt  aller  VWker  offen  ist  Daber  ist  es  andi  aidit  eine 
tMnto  Pflicht  des  neutralen  States,  diesi  1^  r  -  fahrt  zu  twbindeiii;  aber  er 

kan!i  verhindern,  weil  er  vom  üfer  ans  den  Kiistensanm  behcrrseht.  Die  frem- 
den Schifffahrer  sind  vcr})flichtct,  sich  seinen  polizeilichen  und  militärischen  Vor- 
sichtsmaäiir^ln  auf  diesem  Gebiete  zu  fügen.  Vgl.  oben  i  dO^.  äiO.  Wheaton 
Bit  Law.  $  489. 

773. 

In  die  Eigengewässer  (Seehäfen)  aber  darf  der  neutrale  Stat 
die  Kriegsschiffe  der  feindlichen  Parteien  nicht  einlaufen,  nodi  über 
seine  Ströme,  Flüsse,  CSanäle  hindivchfahren  lassen,  ausser  zu  offen- 
bar friedlichen  Zwecken  (Aufnahme  von  Lebensmitteln,  Wasser, 
Kohlen)  oder  im  Nothstand  zur  AusbessecfPig^  nicfat  «bsr  mn  Behuf 
sraeuerter  oder  Terstäckter  Kriegnüstnng, 

1.       oben  |  809  lad  Sil    Amerlksaiiehes  HentnlltiiqgeMto  von 

1818  Art  &  Würde  der  nentiale  8tat  dea febdlichen  KriegHchilEBB  leine  H&fen 
öffnen,  so  würde  er  damit  die  Kriegsfühmng  derselben  unterstützten,  und  würde 
er  denselben  seine  Wasserstrasacn  2ur  Benutzung  überlassen,  so  wäre  das  der 
Einräumung  der  Landstrassen  für  feindliche  Truppenmärscbc  gleiclizustcilen.  Das 
in  Kriegshülfe  od  ak  aokdie  dem  Neutralen  iddit  iriaabt 

fi.  Bemaa  die  *nfrahiw  dar  KHigMidAi  n  frladlieliaii  Zwwta  M 
«lanbi,  da  der  nentnla  Biat  im  Frieden  ndt  den  kriegführenden  Staten  leb(> 
wenn  gleich  mittelbar  daraiii  aacb  Vortheil  für  eine  Kriegspartei  erwachsen 
kann.  Es  ist  das  der  Oestattnng  des  Ankaufs  vou  Lebensmitteln  gleichzustellen. 
VgL  oben  §  767.  Gewöhnlich  -wird  den  Kriegsschiflfen,  M'enn  sie  Wasser  oder 
Kohlen  einnehmen  oder  £eparaturtiu  vornehmen  wollen  und  2u  diesem  Behuf  in 
den  aeotialM  Stelin  BMmi  ■■gila— a  mrto,  nur  eine  gam  kme  Mk  (oielMi 
aar  loa  M  SSadaa)  TCHlaMet  Dan«  aa  Wkeatoa  Ist  IL  |  410.  Dia  lag« 
Uache  Oe]i.*Bat]is*TerordnaBg  fom  8L  JiML  IBW  batiaaa^  da»  die  Mad- 
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Btandeu  dieaelbeu  -wieder  verla^n  müssen,  aasser  wenn  die  Seenoth  oder  das  Be- 

dörfnfss  für  die  Nahruncr  <lf'r  Mannschaft  oder  die  ScefAhitrkeit  des  Schiffs  zn 
sorgen,  eiufn  lan<»eren  Auienthalt  erfordert.  Auch  lUo  Jühuiluiiss,  Koiilea  auf- 
ynn^mftn  wird  darin  bcädiraulit  durch  die  Kücksidit  aut  die  Muglicbkeit,  au  einem 
ftadera  Hafoa  au  gclaugeo. 

774. 

Verfolgte  Tnippentheile,  die  sich  auf  nentrales  Gebiet  flüchten, 
darf  der  neutrale  Stat  jederzeit  aufnehmen,  ihnen  Nahrung  ver- 
schaffen und  jede  monsohliohe  Hülfe  gewähren,  ohne  dftdnroh  seine 
Kentnüität  2a  gefährden. 

Man  nennt  auch  dieaet  Becht  dM  neotrtlM  Stftt»  Aiylreelit  oiMB 

§  3%.  Die  feindliche  Verfolgung  iiiusä  an  der  Ortnae  des  neutralen  States  Hak 
machen,  denn  das  Gebiet  desselKrn  ist  Friedensgebiet.  Daher  finden  auch  die  ver- 
folgten und  Ycrßprenf,'tt'n  Krieger  hier  vorerst  Sicherheit  und  Kuhe.  Indem  der 
neutrale  StaA  sie  aufuinuut  und  schuut,  übt  er  sein  l;riüüeiuireclit  und  keinesw^ 
ebü  Erk^pdifilfe  ans. 

775. 

Ebenso  darf  der  neutrale  Stat  den  nothleidenden  KriftgtHfflhifff^n 
in  Beinen  Häfen  Aufnahme  und  Schatz  gewähren. 

Audi  daa  tat  Asyl  und  Ausübung  menschlicher  (nidit  kffaigedacibflr) 
BeihAlf  e,  die  iamer  erianiit»  weil  mnmehfaqftOM  iat 

776. 

Der  neutrale  Stat  hat  aber  dafür  zu  sorgen,  dan  dieee  Hand- 
limg  der  Menechliehkeit  nicht  von  den  feindlichen  Truppen  mia«" 
hnmoht  werde,  um  den  Krieg  von  dem  neutraleii  Gebiet  m  sn 
erneuern  oder  fortzusetzen.  Die  flüchtigen  Tnqppen  und  3&iegs- 
flduffe  sind  daher  in  der  Begel  zu  entwaffiieii  und  eretere  je  nadi 
ümatänden  von  der  Chrenze  an  entCamen  und  an  mtanuren. 

1.  Woidea  sidi  die  flfldmiHi  Tnpgm  anf  dam  tmtaOm  Bodn  wiedar 

sammeln,  tud  dann  neuerdings  vielleicht  an  einer  gOaadgeren  Stelle  auf  daa  &feg>- 
feld  ziehen  und  den  Kampf  da  wieder  aufnehmen,  so  würden  sie  das  neutrale 
Oebict  für  ihre  Kriegsführung  ausbeuten,  was  der  neutrale  Stat  nicht  dulden 
darf.  £r  gewahrt  den  Verfolgten  Schutz,  aber  er  begünstigt  nicht  die  Kri^^ 
flOmuig  einer  Partei  Denhalb  die  Begel  der  Eatwaffauug  und  in  aMaielMB 
FUlan,  baaoBdota  no  die  Anwueanhaft  der  Inqftm  io  dar  Mke  dar  EriepffWMa 
gefährlich  ist,  die  Internirung  der  Truppen  ia  das  Innere  des  Landaa.  Bi  ial 
daa  nicht  Kriegsgefangenschaft,  welche  lUedMttiaen  llclil  AbM^  awdaiB  flOt  efaie 
MaiarflgBl  der  politiachea  PoUsei 
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2.  Die  Entwaffsaag  der  verspreugteu  und  flachtigea  Trup- 
pen Mif  neotiikitt  Ctobiet  gOKhih  utimiid  dei  frtntCBfarh'deiitKhaa  KiegH  in 
gwwnrtigam  MiwUln.  Ibah  der  BeUMhl  bd  Bedn  (8. 8ept  1870)  MKMen  ildi 

Tuusende  von  flAchtigen  Franzosen  auf  das  belgische  Gebiet  za  retten.  Gegen 
EiKlr  d(  s  Krioiyos  futgliig  die  ganze  Armee  Bourbaki's  der  Vernichtung  odor  der 
feiudiiciieu  Getaiigcnscbaft  uur  dadoieh,  daas  sie  auf  das  achweiierische  neutrale 
Gebiet  Berging,   (ai.  Jon.  Ib71.) 

Sie  beiden  neatnkn  Staten  mren  geoMfaig^  enr  Sieherung  ihres  Gebiets 
Tmppen  anfawtellen,  und  hatten  die  snm  TheÜ  sohwierige  Anlipbe,  die  verfolgten 
I^rniipenkörpcr  einer  Kriegspartei  zwar  enbnnelunen,  aber  ngleich  zu  überwachen, 
das«!  ^'jp  niclit  von  dem  nciitrak-n  Boden  ftns  sieh  ncnerdings  an  dem  Kriege  be- 
theiÜKcu.  licide  S taten  übten  diese  sdiwere  Ttliclit  in  redliclier  und  anerkeunungä- 
werther  Weise  aus.  Die  feindlichen  Truppen  wurden  entwaffnet  und  intemirt 
Ei  wmde  Mtenenden  gestattet,  weder  tumiittelbar,  nodi  auf  ümw«gen  nach  Fnnk* 
leieh  smUdtankehnuL  Selbst  den  Qflfaderan  wprde  nur  gegen  Ehranrart  grossere 
Freiheit  der  Bewegung  gestattet.  Die  Verpflegung  der  fremden  Kriegdeale  0bep> 
naJim  zunächst  der  neutmle  Stat.  Belgien  enthielt  sich,  eine  Entecliädignngsfor- 
dcning  dcsshalb  zu  stellen,  obwohl  es  dazu  berechtigt  war.  Die  Schweiz  schlosg 
durch  den  General  Herzog  am  1.  Februar  1871  mit  dem  französischen  General 
GUnchanp  einen  Vertrag  ab,  nach  welchem  dar  Artilleriepark,  die  Waffen  nnd  Muni- 
tion n.  s.  f.  der  Sehveis  flbergeben  werden  moasten,  mit  der  Terpflidhtnng  der 
Rückgabe  an  Frankreich  nach  Beendigmig  des  Kriegs  gegen  Entschädigung  ftkr  Ale 
Auslagen,  die  inzwischen  die  Schweiz  zur  Ernährung  und  zum  Unterhalt  der  fran- 
zösischen Armee  zu  tragen  hatte.  Diese  EntschädigiuiLfsforderung  hat  ihren  Grund 
darin,  da^ä  der  neutrale  Btat  eine  nüt/liciu!  Leh»tuxig  za.  Gunsten  ciuea  fremden 
States,  beadehungsweise  zur  Erhaltung  der  Angehörigen  eines  fremden  States  über- 
nhmnl  AMUngs  wird  dadardi  mittelbBr  aneh  die  verfolgeDde  lUegspaifel  er- 
leiohtvt,  welche  die  geaddagenen  Tteppen  ab  Krfegsgefsngene  tefpflegen  mosste, 
wenn  sie  von  dem  neutralen  State  an  der  Grenze  zurückgewiesen  und  daher  in 
seine  Gewnk  »ihrrliefert  würden  Ah^r  der  neutrale  Stat  gcr&th  durch  die  Anf- 
nalune  und  Sorge  für  die  flüchtigen  Truppen  doch  nur  mit  diesen  nnd  dem  State, 
dßvn  sie  angehören,  in  ein  nnmiUelbares  liechtsverhältuhifi,  indem  er  die&em  Dienste 
leisttt,  idch*  mit  den  teiiblgBiidnSlate^  dem  erhrineLelilitngmadh^  w«ngl«idli 
demibe  didueh  TCB  dar  eigenen  Soge  befreit  wirl  Belln  JaeqnenifM  n.  a 
m.  863. 

3.  Al%  Jn  Belgien  ein  aus  deutscher  Kriegsgefangenschaft  entsprungener, 
aber  wieder  arretirter  französisclu-r  l'nteroftizier  vor  dem  C^ivilgcricht  zu  Brü^l 
eine  Klage  steilte  auf  Schutz  seiner  persönlichen  Freiheit,  erklärte;  sich  zwar  das 
Gericht  compeient  darfiber  an  entaeheideo;  aber  der  Appeübof  sprach,  der  Be- 
idiwerde  der  BeglMung  wiltfthrenfl,  <He  Ineompeleoa  ans  (Deeret  Tom  16,  Febr. 
1871%  weil  „die  dvilen  AutoritMen  kein  Becfat  haben,  sich  in  die  mlHtiiisch  noth- 
wendigen  Dispositionen  einzumengen."  "Mir  scheint,  es  kommen  weniger  noch  die 
militärischen  Anordnungen,  »h  vielmehr  die  völkerrechtlich^i  niiclitor  in  B<'tracht. 
In  di^r  Hinsicht  erfordert  es  der  Friede  und  die  Sicherheit  des  btotca,  d^isä  die 
Eegierung  die  Macht  habe,  das  Nöthigc  zu  thun  und  nidil  MOB  bknen  Bttdrrifihten 
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gilrtlinUdMi  MvMtamiili  der  Stet  gdUodK  nwde.  B«Hm  JteqncniTiii  a.  a. 

O.  m.  8.  357. 

4.  Die  deutsche  Regierung  l)Csrhwcrtc  sich  während  des  firanzöstsi  h-deutschen 
Krieges  über  die  neutrale  Luxeuibur5?isc}ie  Kegierung,  indem  diese  einen  massen- 
haften Durchgang  fraazt^iächcr  Soldatca  dui'ch  das  Gebiet  de«  Gi:oä«hersM)gthuiii8 
nach  dem  Fall  von  Metz  wieder  auf  fransMadMn  Boden  idßbt  tarUnderto  (D»> 
poebo  ton  Binank  vom  8.  Dee.  1870.  atamith.  Xlr.  4817>. 

776a. 

Die  gute  Gewobnlieit  der  Kfistenstaiteii  erfordert^  dass  ein 
Kriegsschiff  erst  inch  24  Stunden  den  neutralen  Hafan  Terlanan 
dar(  nm  ein  roror  ansgekrafenee  feindliöhM  Schiff  so  Terfblgen. 

Nach  Beendigung  des  amerikanischen  Bürgerkrieges  kam  zwischen  der  Union 
und  den  Seem^hten  England  und  Fiaukreich  die  Frage  zur  Erörterung,  ob  diese 
Regel  jeUt  uocli  auf  du:  Schiffe  der  froheren  (Konföderation  angewendet  werden  dOzfo. 

776b. 

Die  Atiftiahnip  von  ^' orwuiuleten  und  Ki'aukcn  der  TTriecjsheero 
auf  neutralem  (teljiete  und  die  üestattung  des  Trausportes  solcher 
über  neutraicn  Boden  ist  mit  der  Noutralitätspflieht  wolil  vereinbar, 
ausser  wenn  besondere  Griuule  darin  eine  Unterstützung  der  Kriegs- 
fübnmg  einer  Kriegspartei  erkennen  lassen. 

Ba  die  Verwondateii-  naä  Ki«nkeiii«B^  sogar  untor  daa  Bfiegiparteiea 
selber  „nentralisirt"  wird,  so  versteht  sich  die  hnmaoc  Rcgol  von  selbst  Auch  in 

dem  französisch-deutschen  Kriege  waren  Belgien  und  die  Schweiz  geneigt,  in  diesem 
Simic  zu  handeln.  Indessen  liess  sich  Belgien  im  August  1870  durch  den  Wider- 
spruch von  Frankreich  Ix^Ummeu,  den  Verwujideteutransport  nach  der  Schlacht 
«OB  SedMi  aber  Bfllgbebes  QeUet  so  untniwgrin  und  abampwintit  ans  liifliiiliiili« 
8oiiS  aqgiK  dM  YolMt  tnf  den  Tkanspart  «aeii  einselaer  YflnraadoMr  (V«f- 
ordnung  vom  27.  Aug.  187C)k  Die  franz^ische  Einsprache  stützte  sich  darauf,  dass 
durch  df^n  Vcrwnritlr'tpntmnsjMirf  fi1>er  P.rlijicn  die  militärische  Coramunication  des 
Feindes  mh  i>Liitsrlil;uid  von  einem  ernsten  Ilinderniss  befreit  werdo.  Aus  diesem 
Grunde  konnte  man  dem  Massentraiuport  entgegentreten,  nicht  aber  dem  Trans- 
porte EfandBor.  Da  male  dis  BitMM  der  MndJIdJwtl  mmdkMm. 

777. 

Der  neutrale  Stat  dar!  sein  Gebiet  nicht  hergeben  :^um  Stütz- 
punkt für  kriegerische  Unternehmungen  eines  der  Feinde,  nicht  fiir 
Waffenplätze,  Schiffsstationen,  Magazine  für  Kriegs vorräthe  u.  dgl^ 
auch  nicht  zur  Ausübung  der  Priseugerichtsbarkeit,  er  darf  nicht 
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dulden,  dass  auf  seinem  Gebiete  der  Kampf  fortgesetzt,  noch  dass 
da  Beute  gemacht  werde.    Die  Vorfolgimg  geschlagener  Truppen 

hört  auf,  wo  das  neutrale  Gebiet  beginnt. 

Die  (Jowiilinnig  des  Gebiets  zum  Behuf  kricgcriBcher  Operationen  wire  offen- 
bar Kriegshülfp  Am  roeisten  bcstritfon  hi  es.  oh  der  neutrale  Stat  nicht  f^e- 
stattea  diirfe,  rriscn  vorliufig  in  den  neutralen  Häfen  zu  sichern;  wie  Ii-  lie 
Vereinigten  Staten  vor  ihren  Neutralitat&gesctzcu  l'raukreicb  vcrtragssia^i^i^  go 
MaCtet  hatten.  Somit  daa  ak  eiae  Handlung  der  Sicherung  des  goioBiiiiniai 
SeUA  gegen  die  Qetehr  4ea  Untergangs  m  betrachten  Ist,  so  hat  dieaea  Bergen 
desselben  eine  durchaus  friedliche  Bedentiing.  Insofern  aber  die  Einbringung 
des  Sr]iiff'=  in  ihn  nentmlen  Ilafcn  nur  in  der  Absieht  pcsdneht,  di»^  t'emaeht© 
Beule  zu  dt"|M>iiiri-u  und  mA<»lich8t  bald  und  bequem  wieder  auf  neue  Beute 
auä^ufahreu,  ki  das  Benutzung  des  neutralen  Gebiets  zu  iiriegszwecken, 
und  dann  nicht  so.  dulden.  Der  naolnde  Stat  wird  daher  mAl  thnn,  nm  alle 
Zweifel  gegen  seine  neutrale  Hatttmg  wa  beseitigen,  die  Aufoahme  solcher  Friaen 
flherfaaupt  zu  verweigern,  ausser  soweit  die  Seenoth  und  daher  die  Interessen  der 
Humauität  die  Gt'wühnmf,'  eines  Zufluchtsorts  rei-litfertigcn.  rcherliaupt  lasst 
sich  in  der  Kntwicklunp;  des  Völkerrechts  ein  Zug  zu  strenger  er  und  sorg- 
fältigerer Wahrung  der  Neutraiitat  nicht  verkennen.  Die  heutige  Welt  nimn^ 
lekbtar  Au^oes  an  irgend  einer  BegOnstigung  der  Kriogsführung,  als  die  Ver- 
gangenheit, weUbe  gendigler  war,  die  Soitferinetftt  dea  neutralen  Stata  In  anage* 
dchntem  Sinne  anzuwenden.  Manche  froliere  Verträge  gestatteten  daher  die  Eln- 
brinjjning  der  Prisen  zum  Verkauf  in  die  neutralen  Iläfen,  während  die  neuere 
Praxis  das  eher  versagt.  Vgl.  Hofft  er  §  147.  Intpressantc  Verhandlungen  darüber 
awiachen  England  und  den  Vereinigten  btaten  im  April  lb6ä  (Statsarch.  664^-666). 

778. 

Der  neutrale  Stat  ist  verpflichtet,  zur  Wahiung  seiner  Neu- 
tralität gegen  Verletzungen  durch  Andere  die  erforderlichen  Mass- 
regehi  zu  ergreifen  und  nöihigenfalls  seine  Statsmacht  dafür  ein- 
fluaetzen. 

Die  Staten  sind  gegcntlbcr  andern  Staaten  verantwortlich  nicht  Mosa 
tur  die  Rcelitsverletzungen,  welche  in  ihrem  Auftrag  verübt  worden  sind,  sondern 
auch  dafür,  dass  sie  Privatpersonen  nicht  hindern,  in  ihrem  Gebiet  oder  von 
fluett  OeUele  «na  andere  Staten  an  Terletien.  Der  Stat  moaa  dafür  aorgcn,  äm 
daa  ftfedU^be  und  fte^DdU^be  VeritKUniia  su  andaiB  Staten  ffln^^fc  vpd  aataitB  j^]^ 
idAlfn  und  HmnhiMcii  geaehlet  mde»  Yi^  oben  §  4S7. 

779. 

Man  darf  dem  neutralen  Stat  nicht  jede  durch  seine  Ange- 
bfirigen  oder  Beqrohnar  wübte  Verletzung  der  Neutrahtätspilichten 
mr  Sohsld  aniMiiiiMi,  irolil  aber  eino  offenbare  Yeniachlässigimg 
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der  Sorge  für  seine  NentraUtöt  oder  eine  jede  alnidhtUohe  Begfin- 
fltigimg  des  Nentralitätsbruelis. 

9,0  wenig  ein  Stat  im  Itiiicru  alle  VcilnuHlicn  vtrliiinUrn  kann,  so  wenig 
kann  er  jeden  Friedensbruch  nach  Aussen  verhindern.  Die  völkerrechtliche 
Verantwortlichkeit  desStat^  reicht  nicht  weiter  als  adne  Yersohaldaag, 
«od  diese  ist  nur  dann  vorhandeii,  wenn  dar  Stsfi  entweder  den  NenttaJitttsbroelL 
iMTvomift  oder  doch  in  feindlicher  Absidit  becomtigt  oder  wenn  ihm  eine  gralie 
Fahrlässigkeit  torgeworfen  werden  kann,  indem  er  es  versäum^  denselben  zu  ver- 
hindern Wf-nn  Ih.m  t.  W.  anpfüTici]^  winl,  oder  er  sonst  es  erfährt,  dass  fdrh 
Tnip])Cü  (xii  r  i  i!  is,cli:irt  11  an  der  Gren/c  sammeln,  um  einen  feindlichen  Einfall 
in  duä  Uenachbai'te  Kiiegälaud  zu  machen  oder  dem  feindlichen  Heere  zuzuziehen, 
80  wild  er  diese  Sehsaren  sentrenen  und  den  Etn&ll  verhlndem  mOoMi,  damit 
üun  nSefat  Connivani  ndl  dem  Keotndititobmdi  vocgewoifiaa  werdo. 

779  a. 

Der  neutrale  Stat  wird  dnzcli  eine  VersänmniBS  dieser  Ffliciht- 
übimg  dem  Torleisten  Sriegsstat  aar'  Entschädigung  zwar  nicht  (Ür 
allen  mittelbaren  Schaden,  wohl  aber  für  den  Schaden  verlranden, 
welcher  dnrch  gehörige  Fflichtfilnuig  Terhtttet  worden  wSre.  Die 
Grosse  der  Entscl^gungssumme  ist,  wenn  sieb  die  Parteien  nicht 
darüber  verständigen,  durch  scfaiedsriehterlidien  Spruch  in  freier 
BedUsiksiGhtiguug  aller  Umstände  nach  hiUigem  Ennessen  aa  bfr> 
atimmeii» 

Als  Yorblld  für  dieses  Verfahren  dient  die  Erledigung  des  Streites  zwischen 
England  und  den  Yerdnigten  Staten  in  der  sogenannten  Alabamafrage.  YgL  darüber 
olMtt  Ann.  4  n  $  768.   Eni^nnd  hntte  in  dem  Vertnee  ton  Waaliingtan  vom 

8.  Hai  1871  engestanden,  dass  die  in  Art.  6  au^iesprochenen  TölkerrechUidbos 
Hegeln,  obwohl  sie  zur  Zeit  des  amerikanischen  Bürgerkrieges  noch  nicht  in  ancr> 
kanntet  Wirksamkeit  gewesen  seien ,  dennoch  der  neurtlieihtng  seines  damaligen 
Vertahreas  zu  Gründe  gelc;;t  werden  sollen,  l'ur  den  YaW  einer  Versuuioniss 
dieber  Pflichten  wai-  damit  die  Eutächadigung^flicht  im  Triucip  zugeätmiden. 

Willrand  des  Pcooesses,  der  in  Genf  vor  einem  Schiedsgerichte  geftthrt 
Wörde,  stellten  die  Vertreter  der  Union  auch  Unr  den  indirecten  Schaden,  insbe- 
sondere die  erhöhleii  Kriegskosten  \\  egen  Vcriängemng  des  Kriegs  eine  Forderung 
auf  Schadensersatz,  wogegen  England  jede  Einlassung  auf  diese  Qbertriebe^ic  For- 
derung verweigerte  imd  das  Schieds^richt  fOr  incompetent  erklärte,  darüber  zu 
nrtheilen.  An  dieser  allerdings  ubersj[jaunten  Forderung  der  Union  drohte  das 
ganie  schledsrichterliehe  YerCdtren  sa  leheltenL  Das  Schiedsgericht  aber  rettete 
Beine  Gomoetens.  indem  es  ffmndsfttslich  die  Foidenuui  einer  EntMUhHnmc  fftr 
fniMrftftffn  Schaden  verwarf. 

Am  ID.  Sept  1'^72  wurde  das  Urtheil  des  Schiedsgerichts  erlassen.  Dasselbe 
qpcht  den  Gedanken  aas,  dass  die  SocgfiaUi  welche  die  aeutralea  Staten  «i  Oben 
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haben,  im  Yeriilltidn  m  den  Gefahren  stehe,  welche  einen  der  kriegführenden 

Statcii  bedrohen,  wenn  die  neutralen  Pflichten  versilnmt  werden;  und  die  fernem 
liegel:  „dftss  das  ili  ii  Ivriegssehiffen  zugestandene  Recht  der  Exterritorialität  in  diis 
öffeutliche  Becht  nicht  als  ein  absolutes  Recht  eingeführt  sei,  sondern  nur  als  ein 
Terkftltnin  der  HflfUddieit  mid  der  Achtoi^g  swiMih«i  den  lencUedenen  Völkern 
und  daaa  es  nicht  engenifen  «erden  kann,  nm  der  Neutralität  sa wider  Innfeade 
Andlungen  zu  decken." 

Das  Sdikclsiicriclit  (  r1<( mit  sodann,  dass  die  englisclic  I\egierung  mit  Dczug 
auf  die  beiden  ScliilTe  Aliiliaiaa  inid  l-'lorida ,  und  theilweise  auch  bezQgUch  des 
Schiffes  Shenandoaii  jene  ^ieutraiitatsptiichtcn  uicJit  mit  der  eribrderlichcu  Sorgfalt 
ausgeübt  habe.  Bezüglich  anderer  Schiffe  dagegen  wird  dieselbe  freigcqnrochen. 
fieUlettUch  wird  sie  m  einer  Entschädigung  an  die  Yereinigten  Steten  Temrtheilt 
im  Betrag  von  15,5()(),000  Dollars  in  Qold. 

Es  ist  dieses  schiedsrichterliche  Verfaliren  und  Urtheil  ein  groBses  und  nach* 
ahmunf«nriirdi£res  Rri'-pfel  einer  ü:errdi!on  und  fru  dltchen  Erledigung  eines  ernsten 
Völkerstrtitrs  Kh  liatte  walueud  des  iSudtcs  dincli  \'cröffcntlichung  meiner  opinion 
impartialc  sur  la  (^iicstion  de  TAlabama  (in  dur  Gcntcr  Bcvuo  du  D.  J.  11.  1870 
nnd  ins  EniJieBlie  Qbcnetzt  Vaehingtan  1870)  anf  diew  Behandhug  nnd  Bem^ 
theünog  der  Streitfrage  hingewiesen  und  erlebte  die  seltene  Fönende,  da»  von  der 
Phssse  beider  streitenden  Btaten  meine  nnparteilidie  HeinnnpiMHfnng  all  Mddie 
anerkannt  und  gflsetig  aofgenommen  wurde. 

780. 

Füllt  der  Ncutralitätsbriich  lediglich  dritten  Personen,  iiiclit 
dem  neutralen  State  sdb.st  zur  Lust,  so  ist  der  dadui'ch  verletzte 
und  geschädi.Ltte  krie^fHiliremle  Stat  berechtigt,  von  dem  noutralem 
State  Al)steiluiig  des  Uareelit«,  soweit  es  in  dessen  Macht  steht  und 
je  nacli  ümständen  Bestrafung  der  Schuldigen,  nicLt  aber  deren 
Ausliefenin«^  zu  fordern. 

1.  Die  dritten  Personen  können  sein: 

a)  eine  der  ikriegsparteien  selber, 

b)  Unterth&nen  oder  Bürger  des  neutralen  State, 

c)  Fremde  Individuen  in  dem  neutralen  Oeblete. 

Die  Abitellnng  dea  Unreelitt  in  aDen  EUlen  Aufgabe  dee  neutralen  State. 
Die  Bestrafung  der  Schuldigen  wird  in  der  Regel  nur  gegen  die  Individuen 
durcliznführen  sein,  welche  in  dem  Bereich  der  nentralen  Strafgewalt  sind.  Die 
Ausliefernn^  d(;r  Einheimischen  an  eine  fremde  Strafgewalt  wird  von  dem 
heutigen  internationalen  Straf  recht  nicht  gebilligt;  die  Auslieferung  der  Fremden 
iel  wmt  suUari^  alMr  der  Stat»  der  aie  —  ebne  die  dringendsten  Matlve^ gegen 
politfeche  FlfichtUnge  Tolbdeht,  würde  sich  dem  Vorwurf  der  Granaamkeit  and  der 
Inhumanität  aussetzen,  «emihalb  lie  von  dem  nwtralen  State  nicht  erwartet  nerdOi 
fcaim.  Vgl.  :m.  sno. 

2.  Die  BescliMcrdcu,  welche  Graf  Bismaick  gegen  die  Regicnnig  des  Gfosa- 
herzogtluuna  Luxemburg  am  3.  Decembcr  1870  erhob  Uber  Missachtung  der 
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Neatralit&tspflichten,  sind  duieh  dn  späteres  EinTeretändniaa  mit  (Icrsc1T>cii  frird- 
Uch  erledigt  worden.  Bei  dieser  Gelegenheit  zeigte  es  sich,  wie  gefährlich  es  für 
einen  kleinen  neutralen  Stat  ist,  seine  Eisenbahnen  an  (Josellschaften  zu  überlassen, 
die  vorziijrsweise  einer  fremden  Nation  angehören.  Die  französische  Ostbahngesell- 
schaft benutzte  ihre  Leitung  der  Eisenbahn  in  Luxemburg,  nm  die  frsuizösischeik 
IhterMMn  im  Kriege  m  nntenttttcen.  Die  Bcgienuig  m  Laxembnrg  aber  wuA 
in  Folge  deiMii  geaOthlgt,  tääk  gefidfan  m,  lassen,  dasa  ein  prenesisclier  Spedtl- 
commissar  mit  ihr  gemeinsam  die  Massregeln  bcrathe,  welche  für  die  Zukunft  Um- 
lielien  Miasbiaiicheo  forbeogen.  (Depesche  Yom  6.  und  13.  Jamiar  187L) 

781. 

Hat  der  neatrale  Stat  den  Brach  der  NeatraHtSt  8elM  vear- 
sdnddett  so  ist  die  dadurch  verletzte  Kriegspartei  bereditigtt  von 
demselben  Genngthnnng  und  EntschSdignng  zu.  fordern  und  in 
schweren  Fällen  die  Nentralität  als  erioschen  wa  erUiren  und  auch 
seinerseits  nicht  veiter  an  beachten. 

Die  Verletzung  der  Ncutralitätüpflichtcn  berechtigt  kein^wcffs  die  verletzte 
Kriegspartei,  nun  auch  den  neutralen  Stat  als  Feind  zu  behandeln.  In  sehr 
vielen  Fällen  wäre  eine  solche  Wirkung  unverhältnissmässig.  SiefiUlt  l^glicb 
in  die  dasss  der  Rochtsbrache  and  Frledensstdrungcn  flheritMipt  Yg|. 
darfiber  f  464  f.  Oft  genttgt»  m  die  Tailetsiiiig  gut  sa  nutdieB,  die  Uoaie  Zu- 
sicherung des  neutralen  Stats,  in  Zukunft  die  KeutnUtäti^flicht  ToUständiger 
TO  erfüllen;  in  andern  ist  die  blosse  Bescitifrun jr  des  l'nrechis  ansreichend. 
Nur  in  den  schwersten  Falleu  wird  darin  eine  Kriegsursachc  g^5en  den  neu- 
tralen btat  zu  erkennen  sein. 

782. 

Auch  wenn  der  neutrale  Stat  zw\^r  Willens  ist,  seine  Neutra- 
lität zu  ])ewaliren  und  sich  selber  aller  ncutralitätswidrigen  Hand- 
lungen enthält,  aber  ojffeubar  die  Macht  nicht  h.ii,  den  furtgusetzten 
Angiifl'en  einer  überlegenen  Kriegspartei  gegenüber  seine  Nenti-alität 
dauernd  zu  iLlictupten  oder  wieder  herzustellen,  so  ibt  auch  die 
andere  Kriegspartei  nicht  mehr  veipüichtet,  die  Neutralität  seines 
Gebiets  in  ihrer  Kriegstiihiung  zu  beachten,  sondern  berechtigt, 
ohne  Rückf?icht  darauf  diejenigen  Massregeln  zu  ergreifen,  welche 
zur  Ki-iegsführung  nuthig  sind. 

Die  neatrsle  Oeilaaung  nlobt  nicht  aas  snr  KentfaUtlt  Diese  nrnss 

vielmehr  thatsächlich  bestehn.  Wenn  d^dier  eine  B^riegspartcl  den  T>urrhmarsch 
dnrch  d;is  neutrale  (Jrbiet  crzwin;,^,  olnic  sich  nm  dessen  Xeutralitiit  zu  küm- 
merui  oder  sich  einei  neutnJea  riatzes  oder  üafens  su  ihren  Kri^soperationea 


lionukliügt,  so  ii^  das  einerseits  eine  Vcrlctzuii!:;  der  Hechte  des  Neutralen, 
aber  andrerseits  auch,  wemi  der  Neutrale  zu  schwach  ist,  um  Widerstand  zu  ieialeu 
oder  die  Yerletzong  irieder  aufisuheben,  für  die  andere  Kri^;^pcurtei  eiue  Verau- 
Immigi  das  Udmr  aenmie  CMilat  als  Bichl  mehr  nentr»!,  sondem  dem 
Feinde  dienstbar  sa  betrachten  nnd  dengeniis  ioneihalb  dieses  Gebleto  dem 
Feinde  ebenfalls  mit  Gewalt  entgegensn treten. 


8.  B«dit6  itor  Neatrtta. 

783. 

Für  den  neutralen  Stat  dauert  das  FriedeiisreGht  fort,  auch 
im  Verhältniaa  za  den  khegfuiureoden  Staten. 

Vgl.  SB  S24   El  ist  dss  fireUloh  nnr  die  Haiqitregel,  «eiche  aUerdiogi 

durch  die  Rücksichten  auf  den  Krieg  einige  Modificationen  erleidet,  wie  z.  B.  be- 
zfiglich  der  Enthaltnng  ton  jeder  Kriegriifltfe^  desJBIoksdflnahts,  desDBrchsnehnBgs> 
leckls  n.  s.  i 

784. 

•  Die  feindlichen  Staten  sind  verpflichtet,  die  Gebietshoheit  der 
neutralen  Staten  auch  wiilirond  ilires  Krieges  vollständig  zu  achten 
und  sich  jeden  Eingrills  in  dieselbe  zu  enthalten,  auch  woim  das 
Uedüi-fniss  der  KriegsiÜhrung  deuöelbcn  verlangen  sollte. 

Das  Nothrccht  der  Kriegs^cwalt  ist  auf  das  Kriogsfeld  bo- 
schrankt.  Es  darf  »ich  üiclit  in  das  iiotttrrilc  Gebiet  hiueio  erstrecken, 
denn  dieses  Gebiet  ist  Friedeusgebiet,  iu  welchem  die  iremdo  Kriegsgewalt 
IRckta  zu  befehlen  hat 

766. 

Wenn  feindliche  Trappen  auf  der  nacht  das  neatrale  QeMet 
eneichen,  so  ufc  der  neutrale  Stat  berechtigt,  sie  vor  der  Yerfol- 
gong  m  BchiHseii  (774)  imd  die  Verfolger  Bvtii^aLweiMii«  Er  darf 
mnerhalb  seineB  Gehtetee  die  SnegegefangOMn  dee  Feindes  md  die 
gemachte  Beate  ^eder  £rei  gehen* 

786. 

Wenn  innerhalb  der  neutralen  Eigengewäaser  Yon  einem  feind- 
lldien  Schiff  ein  feindlichM  Sdutf  weggencnunen  iroideik  iiti  eo  ist 
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te  neutrale  Stat  berechtigt,  die  Heraiugftbe  der  Prise  sa  lordecik 
imd  dieselbe  frei  za  geben. 

1.  Alle  WegARliinen  lonerlialb  der  nenlrsleM  fiigengew&sser  4ad 
iwlilswMi'%,  tau  es  sind  dss  USaSM»  Acte  ioneriialb  des  fremden  Frfsdflns- 

gebiets.  Daria  liegt  immer  eine  Verletzung  tler  neotnlen  Rechte.  Der  neutrale 
Stat  ist  daher  berechtigt,  die  "Wccninliiric  als  ungQltig  zn  brliandeln  und  die  l'riso 
frei  zu  geben  und  ebenso  berechtigt,  die  IV'rsnnen.  weldic  seine  Neutrulitiltsrechte 
verletzt  haben,  wenn  sie  sich  in  dem  Jierciche  seiner  Gcrichtsgewalt  iiiitleu,  zur 
YcnalvortaQg  und  Stnfe  ro  jdefaen. 

9.  EfaMn  imkwttfdigen  FeH,  in  irdchem  die  obige  Bq^el  snr  Auweudung 
kam,  berlditet  Dana  in  der  Anmetlmig  su  Wlisston  bt  L.  §428.  Die llaiiii» 
scliaft  eines  {unerikeniachen  UandelsschifTs  Chesapeake  cti  i  rti  sich  während 
des  Bürg(Tkrieps  pt'.cfcn  den  (  apitän  und  trat  als  Capersclnfl"  in  den  Dienst  der 
conföderirtcn  Siidstaten  Ein  Kn'ppschiff  der  Vereinigten  Staten  vrrfoicrtc  dasselbe 
und  uahia  e&  innerhalb  der  Brittischen  Kigengewäaser  weg.  Darüber  beschwerte 
Bich  die  englische  Regierung  als  über  eine  Yerletsimg  ihrer  neotialett  Gebteliliaheit 
Dar  MnerikaDiMlM  Hinbier  Seward  erikaante  In  einer  Depeiete  t«ni  9.  Jml  1864 
an,  dass  das  Verfahren  des  averikaaiBchen  Krieguddlb  nidit  gereelitfcrtigt  sei 
nach  der  Strenge  des  Hechts,  wenn  mich  einigennassen  zi:  pntschuhligen  durch 
den  rnhmlichen  Elifer,  „ofifeubare  iSeer&uber  zu  strafen*',  und  diuss  er  daher  diese 
Verletzung  des  Völkerrechts  und  der  freundlichen  Bexiehungen  der  beiden  Statea 
bedaure  und  gegen  den  Offizier  jenes  Kriegsschiffs  disciplinaris<^  verfahres  mrde. 
Die  9^kdm  Begierung  begnügte  sich  mit  dieser  ExUlning.  Dss  (smmmmii 
Sddff  aber  wurde  den  Englfsdisn  BeUMen  zur  Teiftgaog  geitellt,  md  schUssritfh 
den  vvqprfinfßichen  Elgenüittnisni  wirflckgpgeben. 

3.  Nur  der  neutrale  Stat  ist  zunächst  berechtigt,  von  dem  krieg- 
führenden Stat  die  Hmnsi^he  der  Prise,  beziehnngswcisc  die  Wiederherstellung 
des  triiliercn  Zustanda  zu  fordern,  denn  nur  sein  Recht  ist  durch  die  feindliche 
Wcgimkuiti  verletzt  worden,  nicht  aber  der  feindliche  Kigucr  des  geuummcnca 
Miift.  Allerdings  koannt  disss  BeMu«  dim  EigenthAsier  des  genea- 
menen  Schiffs  sa  da  nsttrlleh  der  nsntrsls  Stat  kdae  AnqvAdis  «af 
dasselbe  erheben  ksan.  Aher  diese  Wirkung  ist  für  ihn  nur  ein  glOddishes  Er- 
eigniss.  Wenn  das  genommene  Sdüff  dem  Prisengericht  des  Nehmers  zuj»efQhrt 
worden  ist,  so  hiingt  es  dalier  von  dem  neutralen  State  ab,  die  Vertheidigung 
d^  Eigeuthümers  durch  seine  Beschwerde  zu  unterstützen,  lu  diesem  FaUe  an- 
ecfcennft  siidi  dss  ItaindUche  Fkiseagericfat  die  Wegnahme  sls  ungolüg.  Aber  traiui 
dar  nenlrsle  Stat  stObclmreigt  und  sidi  die  Verietnmg  ssbier  GsMetabohsIt  ga- 
büM  lasst,  dann  nimmt  msa  an,  hsbe  das  Prisengericht  keine  Veranlassung,  gegSA- 
über  einem  feindlichen  genommenen  Schiffe  die  Beschwerde  des  Neutralit&ts- 
bruchs  zu  beachten,  welche  nur  dem  neutialen  State  ansteht  Vgl  Wheatoa 
Int.  L.  §  430. 

787. 

Die  Verfolgung  eines  feiiidlififiMi  Schiffe«,  des  stob  in  die 
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Dto  ftMdt  d»Beemielito  hai  swir  diese  Begel  oft  wt— f.htwt  «dA  dfo  neu* 
tnkB  fliatw  luta  dtoMB  Etasrfff  in  ihn  IklAclUeka  GeUstdioliait  oft  nnfertgt 

ertragen.   Dennoch  zwingt  die  Logflc  iiir  TomCfftiag  dieser  Praxis  und  ftidok  41»- 

selbe  in  der  Hitie  des  kriegerischen  Eifers  rmr  eine  psychologisdK^  Krklrinmft  aljer 
keine  Bechtfertigang.  Yj^  Wheaton  lat.  I4.  429  und  J^m,  von  Dana. 

788. 

Der  neutrale  Stat  ist  berechtigt,  feindliche  Truppen,  welche  in 
sein  Gübiot  gewaltsam  einbrechen,  zu  entwaffnen  und  gefangen  zu 
nehmen.  Haben  dieselben  im  Auftrag  des  Befehlshabers  gehandelt, 
80  ist  clor  Stat,  dem  sie  dienen,  zur  Geuugtiiuung  und  Entschädigung 
verpflichtet,  haben  sie  eigenmiiclitig  den  Frieden  gebrochen,  so  ist 
der  neutrale  Stat  berechtigt,  die  einzelaou  Schuldigen  strafrechtlich 
za  verfolgen. 

In'.v  irrern  die  Führer  der  feindlichen  Truppen  im  Auftrag?;  ihres  States  han- 
delten, miiss  der  8  traf  rcchll  ichc  Standpunkt  hinter  dem  entscheidenden  völker- 
rechtlichen zurücktreten.  Dann  liegt  ein  Friedensbruch  von  Stat  gegen 
Stat  vor.  Wenn  dagegen  die  Soldaten  auf  eigene  Faust  die  Grenze  gowaltem 
Abenehnilen  and  den  RiedeD  inechen,  denn  kann  die  gewoinile  8trafgerielita> 
barkeit  des  neiUialen  Stets  begrOndet  sein,  indem  jeder  Stat  berechtigt  bt,  eile 
in  seinem  Gebiete  verübten  Verbrechen  und  Vergehen  lu  betrafen.  Zuweilen 
freilich  wird  es  der  neutrale  Stat  auch  in  solchen  Fällon  voniiehn,  die  Schnldisc^n 
dem  kricgfülirenden  State  zur  IJestiafung  zu  ilberlieferu,  als  selber  die  Strafgerichts- 
barldbit  zu  ttben,  besonders  dann,  wcuu  Uiü  Schuldigen  einem  geordneten  Ucercs- 
kfirper  angehflien.  Wenn  rfe  aber  Blnber  oder  venlnnlta  Ahnlewrer  aiiid,  dann 
kl  die  Anwendung  der  Stiafgerichtabarkdt  am  Plate. 

789. 

Ist  die  Verletzung  des  neutralen  States  lediglich  aus  Unkenntniss 
der  Grenze,  nicht  aus  böswilhgor  Absicht  geschehen,  so  ist  derselbe 
nnr  veranlasst,  die  sofortige  Beseitigung  des  UnrechtB,  Entschädigung 
und  die  erforderlichen  Massregeln  von  dem  verletzenden  State  daf&r 
zu  verlangen,  dass  iu  Zukunft  sieh  nicht  eine  ihnHoihe  Miseachtong 
der  KeateBÜt&t  wiederhole. 

fxk  mandieD  OfonigeMetse,  mml  in  GeUiipmeg'Bden  nnd  WUdefSf  Jit  die 

Grense  schwer  zu  erkennen  und  daher  ein  Uelwnolireiten  derselben  ans  brüm 
leicht  mögtich  und  zu  entschuldigen.  Die  Verletzung  der  Neutralität  ist  dann  nicht 
beabsichtigt,  vielleicht  nicht  einmal  iahrlAsnig,  sondern  zufällig;  und  es  bedaif  onr 
der  einfachen  Wiederherskellang  nnd  Öichernng  fflr  die  Zukunft 


790. 

bt  die  Verletsnng  des  neutralen  GeUeta  oder  dee  nentnlen 
Rechte  als  ein  Tersdnüdeter  Bechte-  und  Friedenebmch  «meehfln« 
eo  Men  dieeellMii  Folgen  ein,  wie  bei  «Ddem  Bedite-  und  Itiedene* 
Mchen  ($  464  f.).  Kur  in  den  eebwenten  FSUen  iit  der  neoMe 
'  Stat  berecihtigti  sofort  MB  seiner  Nentralit&t  hersnssntreten  und  sei 
ee  selbständig,  sei  *e8  in  Yerbindiing  mit  der  Qegenpaxtei  des  ver- 
leisenden  State  diesen  m  bekriegen.  Die  blosse  bewaffinete  Ver- 
theidigimg  des  nentnte  Qebiets  md  die  ZnrScJcweismig  eines 
kriegerisolien  Angriffs  bebt  den  neutralen  Gbarakter  niobt  aa^ 
sondern  bekräftigt  ibn. 

L  TgL  oben  Bach  YIL  Cup.  1.  Aus  der  Ycrlctzuug  der  NeatrftUtits» 
reehte  dnidi  eine  &iegqpertei  folgt  nodi  nidit  das  sofortige  Beeht  detNeomleB 
am  Kriege  Theil  nt  oebmeiL  IHeae  Folge  wäre  ebenso  unverbältnisimftosig, 

■wie  (He  umgekehrte  aus  der  Verletzung  der  Neutralitätspflichten  (oben 
§  781)  In  den  nioistcn  Fällen  wird  ein  mif  ficnngthnung  gerichtetes  Verfahren 
deu  UcdUrfnisseii  emsprechen.  Im  October  18G4  fand  ein  don  nordanicrikajiischca 
SOdstaten  dienendes  Kreuzerscliiii  1' loridu  Auiualuue  iu  dem  Brasilischen  iiafea 
SB  Bahi&  snf  48  Stondon,  um  die  ndtfaigoi  Sepentnien  TOcztmeluneii.  Biete« 
Schiff  tmnle  voo  eliiMii  BüegadiUF  der  Yereliiigtea  Stitea,  Wacfawett,  In  der 
Nacht  t&gogriifen  und  genommen.  Die  Begierung  von  Brasilien  forderte  mm  Q«- 
nngthnnng  fTir  diesen  Brach  der  neutralen  Ocbiclshuhcit.  Die  l'aionsroglening  er- 
kannte das  Recht  jener  an,  und  erbot  sich,  deu  Comniandnntcn  des  Wachusett  vor 
ein  Kriegsgericht  zu  stellen,  den  nordamerikanischen  Cousul  in  iiahla,  der  zu  diesem 
BeeUahfuch  geholtai  batte,  au  eaUatten  und  die  gefangene  MennerJieft  der  Florida, 
obwohl  de  dieselbe  als  Seeräuber  betrachte,  frei  m  geben.  Da  das  Schiff  aolbefc 
In  Folge  emes  spätem  UnglOda  gnunken  war,  wofar  die  Vereinigten  StaUn  keine 
Verantwortlichkeit  hatten,  so  war  in  dieser  Hinsicht  die  Herausf^abe  unmöj?lich  {ge- 
worden. Mit  dieser  Gcnugtliuung  erklärte  sich  die  Brasilische  Begierung  zufriedeu. 
Vgl  Dana  zu  Wheaton  Int  L.  zu  §  430. 

2.  Wenn  aber  der  Friedensbrucli,  welchen  der  neutrale  Stat  durdi  eine 
KriegqMilei  erfeUet,  so  gro«  und  adiirer  iit,  daa  dnadbe  als  nniniUelbaro 
Kriegannsebe  gOfc,  ao  kaan  der  neatnle  Slat  entweder  aelbatindlg  einn 
neuen  und  zweiten  Krieg  fohren  gegen  den  Friedensbrecher  oder  er  kann,  was 
in  den  nieistrn  Fnllfn  f^'efliniässiger  sein  sich  mit  den  Feinden  des 

Friedeusbrechcrs  zum  Kriege  verbünden  und  deu  bisherigen  Krieg  durch  seine 
Theilnahme  erweitem. 

a  In  mancfaen  FUten  wird  die  mllitirlaebe  Abwehr  einer  Hentnaillli> 
wloaRag  «i  Wirksunkeit  4er  Neatrnlitftt  bewekrea.  Dleae  iit  nodi 
nicht  Krieg,  wenn  sie  auch  mit  Kriegsmittcln  wirkt.  Zum  Kriege  fehlt  die  femd- 
liehe  A1)sicht.  Die  Friedensabsicht  ist  hier  entscheidend  und  die  Kriegsmittrl 
werden  nur  vorübergdmi  anfnrandetf  OH  üs  firtifd'^^'*  Baltung  des  oeutnüea 
States  SU  sichern. 
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791. 

Hat  ein  Hülfscorps  des  neutralen  Stais  (§  73G)  an  dem  Kriege 
sich  betiieiligeii  müssen  und  wird  dasselbe  von  dem  Feinde  in  das 
neutrale  Gebiet  hinein  verfolgt,  so  begeht  auch  der  Feind  keine 
Verletzung  der  Neutralität,  wenn  er  die  Verfolgung  nicht  au  der 
Grenze  stille  stellt,  sondern  über  die  Grenze  fortsetzt. 

Die  unvollständig  neutrale  Haltung  rcclitfertigt  die  entsprcchenfle 
unvollständige  Achtung  der  XoutralitiU.  Solche  unreine  ZwittorviThältiiisse 
swlscben  Neutralität  und  Theilnahme  am  Krieg  trüben  die  Rcinlteit  der  Friedens- 
erdnuiig  und  des  Kdegareehts  and  sind  daher  möglichst  m  mmeidcaL 

792. 

Der  nentnle  Stai  ist  bereciitigl,  PSase  md  andara  üiknndeii 

ananvtelloiiy  irolclia  auch  bai  dam  baidan  &iagapafteiaD  auf  offito^ 

lidttfiii  GUniben  Aospradi  liaben. 

Der  neobale  SM  kbt  ia  Frieden  und  Freundschaft  mit  beiden 
Pirteisa.  Biliar  ireiden  anch  seine  PIm  and  endsre  Urknnden  von  denselben 
rsipeetbt. 

798. 

Der  neutrale  Stat  hat  ein  Recht,  Reinen  Statsschutz  auch  auf 
seine  Angehörigen  und  ihie  Güter  ausserhalb  des  Statsgebiets  so 
weit  zu  erstrecken,  als  das  friedliche  Völkerrecht  diebcu  Schutz 
rechtfertigt. 

Die  kriegführenden  Mächte  dürfen  auch  innerhalb  des  Kriegs- 
feldes die  neutralen  Personen  und  die  neutralen  Güter  nicht  feindlich 
behandeln,  sondern  nui*  denjenigen  gemeinsamen  Anordnungen  unter- 
werfen, welche  durch  die  Noth  der  Imegsflihrung  geboten  sind. 

Wenn  schon  die  Personen  und  das  Eigenthnm  der  friedlichen  Angehörigen 
des  feindlichen  States  zu  schonen  sind,  soweit  nicht  das  Bediirfniss  der  Ki-iegsföhnin!» 
einen  Eingriö'  erfordert  luid  rechtfertigt,  so  gilt  dtis  io  höherem  Grade  tou  den 
neutralen  Peraenen  und  Gütern.  Denn  hier  tritt  in  den  eDgemelneo 
BlIdaicMen  der  MensdilleUtait  die  besoodire  BfleWclit  enf  die  freondlieben 
Besiebungen  zu  dem  neutralen  State  förderlich  hlmn.  Liibeeondcre  ist  die 
"We<»nf»hme  neutraler  Srhiffe  zum  Behnf  f1r«i  TransjK^rtH  von  Kriegsleuten  und 
Kr!f?,'vTnatf'riRl  oder  der  i'ressun»?  nf-iif)  r  Personen  zum  Kriegsdienst  zur  See 
oder  zu  Land  durch  einen  kri^uhrcuUeu  ötat  eine  schwere  Yerletsuug  der  Rechte 
des  naotmlen  StatsL  Dk  neutralen  ümeräieaen  darfea  encfa  nkht  gegen  den 
willen  dcB  nenlnlen  BMv  ebieai  Kric|pMlate  snr  Armee  geipoiben  natdOL 
Tl^  die  Unterhandlungen  zwischen  England  avd  der  aamikaBMan  IMoB  in  den 
Jabm  1808/08  im  StotMeUv 
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794. 

Die  neutnle  Flagge  vMi^  iiioht  lilofls  das  neatnle  Sdüff, 
sondern  ebenso  die  &mdliohe  Ladung  desselben,  mit  Ansnahnie  der 

Kriegscontrebande.  Frei  MafS^  frei  €htt. 

Der  Saüs,  dass  die  neutrale  Flagge,  d.  h.  die  Neutralität  und  Nationalität 
des  Schiffs  zugleich  die  Ladung  decke,  obvroM  diese  KauHeuten  der  feind- 
licheii  Nation  aagehArt,  woido  zum  enten  Hai  In  einem  HoIUndisehen 
Tertrage  mit  Spanien  im  Jaihr  1650  niuiges|)rochen  und  erhielt  zuerst  eine  allge* 
raeinerc  Vertretung  in  den  Grundsätzen,  welche  die  bewaffnete  Neutralität 
vom  Jalire  1780  währoiul  des  fncrlisch-französischen  Kriegs,  auf  die  Anrcf^ün?  des 
Russischen  Cnlüncttcs  proclnmirtc.  Die  frühere  Praxis  der  Beeniächtc  (Ijosomlcrs 
Englands)  Latte  das  feiiiiiliche  Gu^  auf  uc-utralcia  ScliüTe  mit  W(^nahme  bedioht^ 
oder  gar  (wie  aaireOen  FVaakreich)  dae  nootrale  Schiff  aelbor  in  die  Oefalir  der 
Wegnabne  gebradit,  ivenn  nnd  nell  daaielbe  fefwUIehe  Waave  fthre.  Indenen-  go* 
langte  jener  Satz  damals  noch  nicht  zu  allgemeiner  Anerkcnniing.  TIrsonders  Eng- 
land hielt  die  frtihere  Praxis  ff^st .  und  selbst  (Up  Geruhte  der  Vereinigten  Staton 
betrachteten  diese  als  unanfeclitbar,  solange  iiieiit  durch  Vertiiige  ein  anderfs  und 
allerdings  besseres  Reclit  hergestellt  sei  Die  ätatcuvertrüge  darüber  ^vaicu  ächr 
TencUedenartig,  irodureh  natOrlich  die  BeehtiTerwimiiig  Tennehrt  waid.  So  x.  B. 
hatten  Eofl^and  nnd  die  Yereloigten  Staten  in  dnem  Vertiag  von  1794  den  Qnmd- 
aats  anerkannt,  dass  das  neutrale  Schiff  frei,  aber  die  feindllclic  Waare  darauf 
Gegen«?tand  der  Contiscation  sei;  während  dieselben  Vereini,?ten  Stateii  In  einem 
Vertraj;?  mit  Fraukrcich  von  177B,  und  einem  solclieu  mit  Preiisson  vyu  1785  die 
Regel:  Frei  ScliilF,  frei  Gut  bekräftigt  hatten,  im  Jalir  17Ui>  fanden  darüber  wie- 
der ausführliche  Yerhandlungeu  zwuchen  den  Vcreiuigten  Staten  und  Prcussen  Statt 
nnd  nur  dem  alhen  Ftothalten  Freoaens  gelang  ea  aehUeaaUcfa,  das  freiere  Frindp 
neuerdings  in  dem  Vertrag  von  1799  an  beitttigen.  (Tgl.  darüber  Wheaton  Int. 
L.  §  456—469).  Erst  der  Pariser  Congress  von  1856  hat  endlich  dieses  Princip 
zu  einem  all/^emein  anerkannten  völltorrcchflichon  Grundsatz  erholten,  am  12  .Tmu; 
„Le  pavillon  neutre  couvre  la  man  haiidise  enucmic  ä  Tcxception  de  la  contrcliandc 
de  guerre."  Das  neutrale  Schiff  ist  neutrales  Gebiet.  So  weuig  feiudliches  Gut 
in  nentoalem  Itaä.  vom  Feinde  als  Beute  betrachtet  werden  darf,  ao  iranig  mm 
aneh  auf  neutralem  Schiffe.  Die  Anerkennung  dieses  Gnmdsataea  ist  onswdfelhaft 
ein  Fortschritt  der  Civilisation  nnd  eine  wichtige  Besdiiinknng  des  an  aieh  hur- 
barischen  Bechts  der  Seebente. 

795. 

Die  neutralen  Guter  sind  mich  auf  feindlichen  Schiffen  vor  der 
Wegnahme  geschütet.,  ausser  wenn  sie  m  Kriegscontrebande  bestehu. 
Unfrei  Schiff,  frei  Gut. 

Auch  dici>cr  Satz  ist  erst  durch  den  Pariser  Congress  von  1B5G,  12.  Juli 
allgemein  anerkannt  worden:  ,yLA  marchandisc  ncutrc  h  Texception  do  la  contre- 
bonde  de  guerre  n*est  pas  saiaiswble  sous  pavillon  de  goeiie."  Fiinaelno  Staten, 
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«aldie  Mer  «humh  dieoanrtntellvgg»  dfolUnllkte  Watnli^^  ättÜM  Wmm, 
waren  »gleich  der  MemuB^,  daas  folgerichtig  die  feindUdie  Plafge  die  neirtnite 

Waarc  in  die  Gefahr  der  Wegnahme  verwickle,  und  wendeten  den  Qnmdsatz  an: 
Unfrei  Schiff,  unfrei  Gut,  Encmy's  ships,  cnpmy's  goods.  Mehrere  Staten, 
wie  vür/üi,'lich  Frankreicli,  waren  überhaupt  gencirrt,  die  Verbindung  von  neutralen 
mii  feiiidiicheu  BeätautlLheileu  ah»  feindlich  2U  Lülrachteu  und  vcrtheidigteu  eben- 
ftJls  den  OmiulMte:  Fmndliches  Schiff,  femdlidtfti  Gut  Andere  Stalea  freOieh 
!WtfMiwhi^wlCT  dnrchgräUfond  swiMshen  dnr  felndUcihBii  wiä  der  n^wtinh»«  DI^eiiBciliaft 
Tou  Schiff  und  Oat»  tind  schonterf  dn<;  neutrale  Out  auf  fcindUehem  Soiiiff,  wie  sie 
das  feindliche  Gut  auf  neutraleni  Scliiff  der  Prise  .".ii'^sct/tcii.  I>er  Rpanische  Con- 
solato  dcl  Marc  hatte  für  diesen  Fall  die  neutralen  K  uin  nre  angi  wiesen,  sich  mit 
dem  ^oluu&r  des  ächüts  über  die  Fracht  zu  ven»taudigcu,  aber  die  neutiale  Waare 
selber  fdr  frei  erUftrt  Die  «Mgltachen,  hoUtodischen  und  italieniBohen  Gerichte 
epcadien  sieh  fitr  denselben  Gnmdasti  aus,  daas  die  nentrale  Waare  frei  Meibe, 
vihrend  das  feindliche  Schiff  der  Wegnahme  Ter&Oe.  In  der  Literator  waren  die 
Meinungen  ebenso  Tcrscbicden. 

Der  Gedanke,  dasa  in  beiden  Fällen  die  rechtliche  Lage  des  bchitFs  auch 
das  bchicksal  der  Ladung  bestimmen  mOsse,  ist  deashalb  uiclit  richtig,  weil  die 
Freiheit  via  Schiff  und  Waare  immer  die  natfirliche  Begel,  die  Wegualune 
mir  ab  Noth-  nnd  Auanaltmerecht  »i  eitiftren  nnd  in  Tertheidigen  ieti  man 
aber  diese  Annahme  nicht  Ober  ihre  natürlichen  Grenzen,  also  nicht  auf  neotreles 
Friedensgut  ausdehnen  darf.  Die  neutralen  Uaudeläleute  leben  wie  der  neutrale 
Stat  mit  den  kriegführenden  Staten  in  voller  Freundschaft  mit  den  S(  hiffsoigen- 
thümern  dieacr  Staten,  und  wenn  sie  tleren  SchilVc  mit  ihi'er  Waai'e  beiraclitcu,  m 
beeiuirächtigeu  nie  damit  die  liechte  der  kiiegfülueuUeu  Gegenpartei  in  keiner 
Wdae.  Ihre  Waare  darf  daher  auch  nicht  Gegenstand  der  Wegnahme  werden, 

795a. 

Die  neutralen  Sciu£Ee  können  neb  innerlialb  des  Kriegsfeldes 
den  MiEkssrogeln  ans  milifarischer  Nofhwendigkeit  nicht  entziebn:  aiber 
die  Kriegspartei,  weldbe  dieselben  ans  solchem  Grande  angi-eift)  ist 
n  Toller  Entsdtadigimg  der  Terktsten  MTateigenllmmer  Terpflichtet 

Die  Wegnahme  und  Versenkung  von  sechs  englischen  und  daher  nea- 
tnJn  KoUeniebiffen  hol  Doeiair  dnrch  dentsofae  Ihippen  oridlrt  deh  aidit 
ans  dnem  Bechte  einer  Eriegapartei  gegen  Neutrale,  aneb  nicht  ans  dem  jus 

Bi^jariarum  (droit  d^adtgaiie),  d.  h.  den  Becht,  vorhandene  Schiffe  und  Wagen  m 
dem  crforderliclien  Transport  von  Truppen  und  KriegsgerRthschafteu  zu  benutzen, 
B<ir.f1orri  nur  aus  dem  rteehtc  der  Militärgewalt  innerhalb  des  Kricgsfeldes  alles  zu 
tlum,  was  zur  Sicherheit  der  TrupiH'u  nothwcntlig  ist,  llä  war  aUerdiiijpi  eine  ge- 
waltsame Verletzung  des  eugUücheu  EigeutUums,  aber  wenn  sie  uöthig  war  ans 
ndUttriNhen  CfarDadien,  lo  w  afe  ebeniD  gneohlMgl,  wie  et  die  swangnraiae 
Verweadnag  «m  sagBldhrflon  Lehwnftleto  «tot,  wekhe  Neotiatai  gehAren,  frei« 
Uch  nur  ontcr  der  Bedingung  voller  Entschädigung  an  die  Privaten,  deren  Ter^ 
nagen  «na  Gründen  der  Offentttehen  Wehliahxt  «iHeegrHfan  werden  mnsc.  DieSada« 
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wurde  denn  anch  In  Ah»cr  Wofse  zur  Befriedigung  der  englischen  Ansprücbfl  flv» 
lo<li<Tt    (TVposchtinwechscl  zwisrlif  n  Lonl  Granvüle  nnd  Graf  Benutodf  Jm  AUMr 
btatsarch.  voa  A^gidi  und  Jüanbokl  Nr.  44d&~id09.) 

796. 

Die  neutralen  Stateu  können  ihren  diplomatischen  Friedens- 
verkehr nnt  den  kriegführenden  Staten  fortsetzen  ,  soweit  nicht  die 
militärischen  Massregeln  vorübergdieude  Ilemiuxiisse  bereiten. 

Dil'  noiitrfilcn  Staten  haben  keinen  Gnmd,  ihre  Gesantcn  abmberufen,  da 
sie  mit  den  kiii  giübrcndcn  Staten  in  Freumlsoliaft  bleiben.  Aber  der  Krieg  kann 
thatsächlich  die  Verbindung  theila  der  Personen,  theilä  der  Ckurespondenx  stören; 
vnd  dieses  üebel  mmm  aldi,  aomlfc  «s  mnonieltQidi  ist,  mdi  dfe  nMlntai 

797. 

Die  neutralen  Staten  können  auch  den  Kriegsparteien  zui'  Ver- 
mittlung von  Unterhandlungen  während  des  Krieges  dienen  und  die 
diplomatische  Vertretung  für  die  Angehörigen  einer  Kriegspartei  bei 
dem  andern  feindlichen  State  überuchmcu. 

Vgl.  oben  §  485.  Die  neutrale  Stellung  erleichtert  so-wohl  die  Vermittlung 
als  die  Stellvertrctiuig,  weil  der  neutrale  Sut  mit  beiden  Kriegsparteien  in  Freund- 
schaft ist,  aber  selbstverständlich  bedarf  dieselbe  dazu  der  Ermächtigung  der  Kriegs» 
Parteien. 


4.  Neutraler  UandelsTerkelir.  Kriegscoatrebande«  Barcb- 

suchiuigsreelit. 

798. 

INe  AiigdiSn06n  dar  naotralea  Stafeaa  mä  berodiligli  mit  den 
Angehörigen  der  Kriegntaton  wilueiid  dee  Kriegs,  ivie  im  Frieden 
Handel  an  treibe  Der  Kriegesnetand  mteribrieht  den  Haodehrver* 
kehr  nur  soeoirart,  ale  das  BedfliMse  der  KegBfBhntng  eine  mili- 
tioucha  Hwnniaiig  erfordert. 

Kur  allm&hlich  and  mit  steigender  Macht  kam  dieser  Grundsatz  zur  Odtong. 

Handd,  auch  der  Neotnün,  mft  ten  TWiiflfisliiid  waMeim  kflnae.  Man  wollte 

dadurch  dem  Feinde  möglichst  viel  Schaden  zuftlgcn  und  Hess  sich  von  diesem  EifSer 

M  schluHgeTi  nicht  einmal  rbircb  die  Rrirksidit  abhalten,  das»  man  damit  zneleich 
die  tieutcalen,  mit  denen  maa  doch  in  Friede  und  Freundschaft  lebte,  ebenso  ew- 
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pßaSUA  Mhidige.  Dar  Oadel  aber  ist  ein  FrMaiit-  und  ftieht  ein  Kriegs. 

gesch&ft,  und  es  ist  weder  Gmnd  noch  Hecht  vorhanden,  dieses  Friedensgesch&ft 
der  Meitxilen        aa  beonnen,  als  die  mnitftrieche  Mothnendigteit  m  eEfordeit 

Die  Ain\i  ii  lniij?  dieser  Regel  des  friediahcu  Ilandelsverkehrs 
der  Neutralen  vvud  uicht  (liirch  die  Rücksicht  au5?geschlo88en,  dass 
ein  Kru  gsstat  erneu  besiiiaiJit<'Ti  Handelsverkehr  erlaubt,  den  er  Tor 
dem  Kriege  nicht  gestattet  hat  und  vielleicht  nach  dem  Kriege 
wieder  beschi-üuken  wird. 

1  Dieser  Satz  spricht  sich  gegen  die  sogenannte  Regel  von  175t1  aus, 
welche  früher  vorzüglich  von  den  englischen  üichtem  und  Judsten  g( handhabt 
und  vertheidigt  worden  ist  Letztere  Regel  wurde  zuerst  in  dem  englisch-fraiutojfdschen 
Kxi^  auggesprochen,  als  die  Franzosen,  welche  durch  die  englische  Marine  ver- 
hindert  worden,  mü  Aurea  üiemtSaAm  Cokaim  dw  HiBdekveiitekr  fortouietMD, 
den  neutralen  Helltodiechen  Schiffen  erlaubten,  diesen  Handel  mm  an  beaorgen, 
von  dem  vor  dem  Kriege  die  Neutralen  Oberhaupt  ausgeschlossen  worden  wanat 
Manche  iloHändischon  Schiffe  wurden  mm  von  den  englischen  Kreuzern  als  Prise 
aufgebracht  und  samint  ihrer  Ladung  veiuriiieilt.  I^iimals  freilich  konnte  man  für 
diesen  £ingriff  in  die  I' reihelL  des  ueutraleu  Uaudüls  noch  den  Grund  anführen, 
den  denelbe  nicht  ftberhaapt  den  Neittr*Iea  fmtattet  worden  wA^  loiideni 
nneechlieMlicli  den  HollAndern  and  dase  die BoUlodisehen ScbUTe  gewkser- 
massen  nur  die  Lücke  der  franz^iaisdien  SchifffiUirt  ausfüllen  und  das  abgeschlossene 
System  des  französischen  Ilandcls  im  fmnv(>=isr!irn  Interesse  für  (Hf>  Kriegszeit  be- 
\?a!tren  Die  Regel  wurde  aber  später  allgemeiner  TCTltMidiWl  und  angewendet 
Muu  führte  dalur  hauptsächlich  folgende  Gründe  an; 

n)  Sie  Nemnden  Uuen  höchatena  verlangen,  da«  ibre  lierkdinmUche 
HandeliTerbindnng  (eastmnrT  trnde)  mit  den  LlnJem  dar 
Kriegsparteien  nicbt  UBbet  ÜB  Nottidiirft  des  Kriegi  Unam  gehemmt, 
nicht  aber,  dass  ihnen  nun  wihrend  des  Krieges  neue  riandelswege 
in  jcme  Länder  eröffnet  werden;  sie  sollen  geschont  werden  in  ihren 
in  der  Friedenszeit  angeknüpften  Ilaudelsbeziehungen,  aber 
eie  sollen  nicht  den  Kriegäzuüt&nd  zu  einer  Erweiterung  ihres 
Hftttdeli  in  Feindeelnnd  nnebentea  dttrfn. 
%)  Wörde  man  dai  fetltttfln,  m  wttnto  d2e  Tertheidigangifiblgkoit  — - 
den  Feindes  som  Schaden  der  Qegnen  Tergrditert,  was  dieaer 
nicht  m  dulden  brauche. 
2.  Aliein  diese  Gifmdc  halten  doch  der  Prüft) riL'  nicht  Stand,  und  vermögen 
die  unbestreitbare  Grundwahrheit,  daas  der  Handel  ein  Friedensgeschäft  und 
daher  dtn  NetttrAlen  nicht  sn  verwehren  ael,  tSM  n  ealhuften.  IMtoMad* 
llktflir  ^tos  BGmiAbIs  ^ffcj  ^^^^^^^  ^j^j^m  ljf§0^  i^hdiifc  Mi^pfliiofccii  miA  i^ch^  ^tAttdocC^ 
Mttist 

a)  kein  Grund  zvnVhen  dem  herkömmlichen  Hfindel  vor  dem  Krieg  und 
dem  neuen  Handel  w&hrend  des  Kricigs  m  unteracheiden  and  ainer- 
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adts  die  Fortaetzimg  des  ersten  za  gestatten,  aber  fmdererseits  diesen  lu 
verbieten.    Der  i'^t  iiiclit  Bewalinniß  des  Hergebrachten,  sondern 

sucht  fortwährend  neue  Wege  und  JuiOflt  unabl&asig  erweiterte  Yer- 
biuduugcn  au. 

b)  Wenn  9Wh  vmaäaatmtSm  ikt  im  Kriege  neue  ganstige  Ghaneen 
f&r  die  Nentnkn  ergaben,  m>  darf  man  ihnen  diese  YortheOA  «ra  so 

weniger  missgönncii  oder  versagen,  als  nothwendig  fClr  den  neutralen 
Handel  ^U8  jedem  Kriege  auch  zahlreiche  Nachtheile  entspringen, 
die  sie  ebenfalls  tragen  musmi,  obwohl  sie  weder  den  Krieg  vorschuldet 
haben,  noch  daran  Tlieü  nehmen,  and  welche  ihnen  durch  die  ItriegeriBchen 
Fintachlfliwe  und  TliatCB  der  Kriegsparteioi  augefOgt  werdoL 
e)  Das  dvüisirte  Kiiegareeht  gestattet  fiberiumpt  Dicht  mehr  die  friedlkhn 
Privaten  mir  demlitll»  beliebig  sa  icbidigm,  imi  die  BOlfiqiienmi  ^ 
Feindes  zu  leratfircn,  sondern  erlaubt  nur  solche  Schädigungen,  wekhc 
durch  das  mlHtiüische  Bediirfuiiia  der  Kricgsführung  gerechtfertigt  sind. 
Das  Biocaderecht  und  das  Kecht,  die  Contrebande  zu  verhindern,  sind 
Auauahmeu,  die  eher  zu  beschräulieu,  aht  analog  auszudehnen  sind. 

800. 

Au  Ii  wenn  der  KüstenlKLiidel  in  Frieden&zeiten  ausschliesslich 
den  naiiüimlon  Schiffen  vorbehaitün  und  erst  wälumd  des  luiejrs 
von  einer  ICiiegspartei  den  Neutralen  eröffnet  wird,  so  maclion  mdi 
die  neutralen  Handelsschiffe,  welche  diese  Erlanbniss  benutzen, 
keiner  Verletzung  der  Ki-iegsrechte  schuldis::  und  dürfen  von  dem 
andern  KriegBHtato  ukhi  desshalb  weggenamum  werden,  weil  sie 
einen  verbotenen  Handelsrerkehr  betreiben. 

Vgl.  zu  §  798.  799.  Der  sogenannte  Kastenhandel  (Cabotage,  coMting 
trade)  —  d.  h.  der  Handel  aus  einem  Hafen  in  den  andern  desselben  States  mit 
inländischer  I^adung  —  war  in  früheren  Zeiten  oft  ausschliesslich  den  natio- 
nalen und  keinen  fremden  Schiffen  gestattet.  Duü  galt  auch  meisteui»  als  Gesetz 
für  den  llauüd  aus  dem  Mutterstat  nach  den  überseeischen  Colouieu  und 
mniDBlkifllvt»  Dw  Ifr^fif  %fifm^  hpq  dieses  Sjsleui  dBffililiFWiriliniH^  wbA  4i  dv  mMtio> 
ude  YerieBliir  an  mwifh^n  fititllftn  g»i>fttnint  wmr^  das  TtiwlBi  riiiw  nsch  aenlnlen 
Handel  hervorrufen;  während  der  feindlidie^  mr  See  mächtige  Kricgsstat  das  nicht 
dulden  wollte.  Die  englischen  Juristen  —  noch  rhillimore  (III.  §  214  f.) 
—  vertheidigten  diese  Beschränkung  vorzQglich,  walirend  die  amerikanischen 
and  allgemeiner  noch  die  französischen  Recht^iehrten  sie  bestreiten.  Die- 
selben  GrOnde,  mdebe  gegen  die  Begel  tob  1766  qndifln,  nfldiigBit  anoh  Her, 
diesen  flimienliaiidel  der  amtnden  ScUCo  ale  volkerreeiitllelk  erlMbi  mtA 
nur  unter  Umständen  statsrechtlieb  beioitr&nkt  anzusehn.  Da  ttberdem  heute 
diese  engen  Schiffltilirtsbeschränkungen  grossen  Theils  dem  Princi])  des  freien 
Haudelävcrkehrs ,  ohne  Rücksicht  auf  Nati(vn alitat»  haben  weichen  tnllMfin,  SO  luti 
die  ganze  Frage  viel  von  ihrem  practischea  Interesse  verloren. 
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aoi. 

iMe  ZMhx  von  Kxiegvoontrebaade  aber  ist  kein  Friodeiuige- 
gescbift,  Jeda  Enegspartai  ist  berechtigt,  die  liefening  und  die 
Zufblur  von  Knegeccmtrebande  ta  Tadiindeni,  such  -wenn  dieselbe 
von  Nentmlen  und  auf  neatralen  Schiffen  besorgt  md. 

1.  Die  Freiheit  des  neutralen  Iliindels  darf  nicht  zu  wirklicher  Kriegs- 
hfllfe  misübraucht  wertleu,  denn  diese  ist  im  Widerspruch  mit  wahrhaft  neu- 
tr*ler  HaUnAg,  Der  Aiidncki3oiitrebende  (nrspr.  contra  baniiviii,  iridtr 
du  Verbat)  stammt  tm  dem  Mittelalter,  ab  die  FIpete  unter  der  Strafe  deaBamu 
(der  ExcomnaakellOD)  den  Christen  verboten,  den  Unglftablgen,  ndcbe  behülegft 
wurden,  Waffen  «tizuffthrfn  Die  Kücksichten  auf  die  nifenbare  Unterstütznng 
einer  Kr  i e  jrspartei  in  i lir  er  Kriegsf  iihrung  überwiegt  hier  üher  die  Rück- 
sicht aui  die  liundelsfreiheit  der  Neutraleu.  Der  Kriegsstat  kami  das  uiclii  dulden, 
obie  Qe&hr  fttr  Mine  SiiegifiUuiuig,  und  iit  berechtigt,  die  Contiebaade  vegzu- 
nefamen,  veü  in  ihrer  Znftüur  die  beabeichtigte  Kriegshfllfe  offenbar  wird. 

2.  Im  Allgemeinen  irird  dieeer  Qrondsatz  von  allen  civilisirten,  auch  von 
den  neutralen  Staten  anerkannt,  z.  B.  von  der  bewaffneten  Neutralität  von 
1780  und  von  dum  Pariser  Congress  von  Iböti.  Aber  über  die  Ausdehnung 
des  Begriffs  der  Contrebande  und  aber  die  Mittel,  sie  zu  verhindern,  war  von  jeher 
fiel  Streit  England,  ale  die  grOeste  Seemacht,  war  lange  Zeit  geneigt,  jenen  Be- 
griff und  diese  Mittel  mfi^ohst  weit  aneradehnen;  nnd  hhnrieder  die  neatralen 
Staten,  welche  vorzugsweise  ihren  Bendel  schützen  wollten,  suchten  im  Gegontheil 
den  Begriff  möglichst  zu  beschränken  und  das  Verfahren  gegen  neutrale  Schiffe  luid 
Güter,  welchen  Contrebande  vorgeworfen  wurde,  zu  erm&asigcn  A Unehlich  habeu 
sich  die  Ansichten  genähert,  obwohl  sie  noch  hin  und  her  schwanken.  Heute  sind 
alle  Seemächte  zugleich  stark  iuteres&irt,  dass  uicht  im  beekrieg  der  neutrale  See- 
handel  sa  sehr  beltatigt  nnd  geOhrdet  werde,  mA  keine  ist  mehr  dam  sicher, 
dies  nicht  eine  sdodfe  und  flbertriebene  Anwendung  der  Mittel  gegen  die  Oootre- 
bande  auch  ihre  HandelstnteresMn  schwer  Terletze. 

802. 

Als  Kriegsconfreb&nde  sind  za  betrachten  di^eoigen  Sachen, 
weldie  einer  Kriegspartei  xmn  Behuf  und  zor.  Unterstützimg  der 
Kriegsluhning  als  Kriegsmittel  und  Kriegsaasrustang  angeführt 
werden» 

Baas  die  Zufuhr  solcher  Sachen  als  Contrebande  ztt  beutheilen  sei, 
eingibt  sidi  tos  dem  Grundgedanken  mit  lo^sdMr  Nothweufl^keit;  und  es  kann 
nnr  in  Frage  kommen,  ob  wtrididi  Im  beeondem  Fall  gewisse  Sachen  der 

Eri^Ohnrng  als  Mittel  zu  dienen  (§  803)  und  ob  die  Absicht  der  Kriegshülfo 

vorhanden  oder  auch  erforderlich  sei  (§  HOG),  um  die  Wegnalune  der  Contrebando 
zu  begründen.  Im  isltnzelnea  kann  die  Thatfrage  oder  die  Kechtsfrage 
iMreitig  sein. 

aiaatssbU,  Pas TMwmdil.  S9 
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808. 

AUgomem  und  abgesehen  von  besonderen  Vertragen,  weldie 
andere  för  die  Vertragsparteien  bindende  Vorsduiften  treffen,  ge- 
hören hieher: 

a)  die  Eiiegswaffen,  Kanonen,  Flinten,  Säbel,  Kngeb»  Pdrer 
und  ähnliche  Kriegewerkzenges 

b)  aber  auch  Salpeter  und  Schwefel,  die  ZOT  PidTerfabncatioii 
dienen; 

c)  KriegsfisJirzGuge; 

d)  Salndliche  Kriegsdepesdien,  die  im  Iniereiw  einer  KriegHH 
partei  fransportirt  neiden. 

1.  Oft  wenieu  in  btaten vertragen  die  Gegenstände  näher  bezeicimet,  welche 
ansschUessUcli  ala  Ck>ntrebiuide  behandelt  werden  dOifen.  Aber  4iea6t  Tertrag»- 
recht  gilt  nur  Im  YerbtitniaB  der  yeitnmqMrteien  m  dnuider,  i^cht  ab  aUgo- 
neinM  Becht. 

2.  Zu  a)  Gewisse  Sachen  dienen  ihrer  Natur  nach  immer  und  nur 
—  oder  doch  ^(ewdhnlich  —  (kr  Kriegsftthnmg,  wie  besonders  Waffen  aller  Art  und 
Kriegsinstninicuto.  Diese  siml  unzweifelhaft  Contrcbaude.  Indessen  sogar  da  ist  die 
Auizahluug  aller  eiuzelueu  GegeufitkiiJe  desshalb  nicht  möglich,  weil  vüu  Zeit  zu 
Zeit  neno  Kdegswaffen  etftmdea  werden,  welche  weder  in  den  Yertrfigen  noch  in 
den  Geaelaeii  voriier  benannt  weiden  hnnntan.  Dan  Palrer  a.  B.  ateht  die 
Schiesabaum wolle  gleich,  obwohl  sie  nicht  genannt  iit,  und  ebeuao  den  Feuer- 
steinen tmd  dem  Zunder  der  alten  FlintMn  dU'  nvnf^Ton  metallenen  ZHü^ 
hatchen,  die  PatrouenhülBcn  und  die  Einheiiäpatroncu. 

Wenn  aher  Verbandzeug  und  ärztliche  Instrumente  £ür  die  mili- 
ttaiaclie  Ejanloenpflcge  zugefUm  «erden,  ao  iit  daa  kdee  Cbnirebande,  aondani 
frledlicber  Yeifedur,  obwohl  er  auch  dem  Heere  an  Oute  kommt 

8.  Zn  b)  Salpeter  und  Schwefel  sind  frcilidh  keine  Waffen,  aber  ihre 
Besdehung  zur  Pulver fabrikatlon  ist  eine  so  nahe,  dass  sie  dcsslialb  von  allen 
#  Völkern  wie  KriegEniatcrlal  beü-achtet  werden ,  weim  nicht  ausnahmsweise  ein  an- 

derer friedlicher  Gebrauch  dieser  Stotfe  klar  vorliegt.  Auch  die  zweite  be- 
waffnete Keatralit&t  tou  1800  erwähnt  dieser  Gc^eustände  auedrOcklich  als 
Oontrebande. 

4.  Zu  c)  Die  kri^ieriscbe  Natur  der  Kriegaf ahrzeuge  tat  sweifeUoe; 
aber  da  auch  Schiffe,  welche  bisher  dem  Handel  dienten,  iu  Kriepfahrzeoge  umge- 
wandelt werden  können,  so  kann  es  im  einzelnen  Fall  zweifellialt  werden,  ob  ein 
S^iff  noch  als  Handelsschiff  frei,  oder  bereits  als  Krie^'sschif f  Cumrebande 
sei.  Die  letztem  Zweilel  können  nur  im  einzelnen  1  all  uacii  iilrwaguug  alier  Uin- 
Mnda  und  AiMwfghi^  ^^i^gffjiif^^jfln  weiden. 

&  Zu  d)  Die  aogenaiiBln  Kriegadepeaeben  aind  nnaweifelhaft  wMr 
Oontr^ande,  z.  B.  Befehle  des  Feldherm  an  einen  4Trtafhirtffn  CorpecommandaaMn 
oder  eine  Ilottenstation  zu  kriegerischen  Zwecken.  Dagegen  Friede nsdcp eschen, 
wohin  auch  din  diplomatiache  Correspondena  durchweg  an  redttOü  ia^ 
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dürfen  unbedenklich  auf  neutralen  Schiffen  sicher  versendet  werden.  So  z.  B.  wurde 
das  Bremer  Schiff  Atalante  von  dem  lugUiicLeu  lÜobter  Scott  im  Jahr  1606  ver- 
urtkeüt,  weil  est  Krif^sdepesdieu  vou  dem  fnaizösiBcbm  Gouvoiieur  von  Isle  de 
Wnaßb  an  den  fnmßiMm  Harineniiniitor  m  UHOtäm  Hbmuaoam.  Itttte;  ^ 
gfigm  dte  andoMEibBiiidM  Carolia«  hk  MumOm  Jalir  fnügetgndumt  imQ  ida 
mir  diplomatische  Depowhon  dn  fimwOsischen  Gesantcn  in  den  Vereinigten  Staten 
an  die  fnuizöslscho  Regierung  an  Bord  hatte.  Siehe  die  Falle  bei  Wheaton 
Int.  Law  §  Ann  von  Dana.  Auch  in  dem  Krimnikriege  von  1854  wurden 
vou  Eagkmd  und  1: raukreich  die  Neutralen  davor  gewarnt,  dat»  uiu  nicht  iirieg»- 
dttmtta.  bfMam,  fukm  dumSgi  YmaA»  fon  im  Hxicigniildilai  g»* 

804. 

Was  das  neutrale  SchiflF  zu  eigenem  Bedarf  an  Waffen  und 
Munitiou  liiit  sich  fülirt,  ist  nicht  Couti'ebaade. 

Audi  friedliche  Ilandcisschiffe  führen  gewöbulich  Schiftskanoncu  mit,  und 
bedCirfcu,  wenn  sie  durch  Sccriiuber  gcfdhrdetc  Meere  befahren,  je  uatli  limstaiidou 
einer  ausgiebigeren  SelbbtbewaÜauug.  Daä  iüt  uuhestreith&rei»  llecht  der  Neutralen 
uiui  darf  daher  nicht  ala  verbotene  Contrebande  behandelt  w^en. 

805. 

Die  Zufuhr  von  Gegen ständeu,  welche  auch  dem  friedlichen 
Gebrauche  zudienen,  wie  ijisl)esojidpre  von  Kleidungsstücken,  Geld- 
summen, Pferden,  ScliiÖsbauholz,  Segeltücliern,  Eiseuplatten,  Dampf- 
maschinen, Brcnnkühlen,  Privatschiffen  u.  s.  f.  ist  in  der  Uegel  ala 
erlaubt  zu  betrachten,  und  darf  nur  ausiinhmsAveise  als  Kriegscontre- 
banrlo  behandelt  ^\  l  rdt  n,  wenn  entweder  die  besonderen  Vertrage 
sie  als  solche  bezt  itlini  n  (uli  r  wenn  im  einzelnen  Fall  erweisbar  ist, 
dass  die  Zufuhr  einen  unmittelbaren  Bezuir  auf  die  Kriegsliihrung 
hatte  und  zugleich  die  Unterstützung  derselben  beabsichtigt  war,  wie 
z.  B.  zur  üniformirung  der  feindlichen  Truppen,  zur  Lieferung  von 
Krieg«5subsidi(»Ti,  zur  Aiisrüstmig  der  feindlichen  Cavallerie  mit  Pfer- 
deu,  zur  Erbauung  \im  l^inzerschiÖcn  und  luiegsfahrzeugen ,  zum 
Transport  feindlit-her  i  ruppen.  Die  VermuÜiung  ist  jederzeit  für 
den  friedUchen  Gehrauch  und  gegen  die  Annahme  yon  Kiiegs^ 
contrebande. 

1.  Dieses  Gebiet  der  Mgttiimitai  relatWea  Sriegscontrobande  ist  vorzüglich 

dem  Zweifel  und  Streit  ausgesetzt.  Soweit  die  Verträge  Nähere«  bestimmen, 
sind  dieselben  anzuwenden.  xVbgesehen  aber  vou  Vcilragsbestimmungen  bleibt  nur 
Obrig,  die  Frage  aus  der  Ni^ur  der  Sache  zu  entscheiden.  Da  gehen  nun  meines 
FnirttMH  die  bejdea  «dwmea  Mefamagai     niü  Di»       MmM*  «Übt  Ittt 
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die  Krlegsfftbrung  je  nach  Umständen  bmichbare  BtgmuttBin  in  der  Bcffil 

all Gontrebande,  sobald  sie  dem  Feiude  zugeführt  werden.  Die  Neiitmlen 
können  aber  solche  Gegeitötruidr ,  McUho  suwohl  im  Frieden  als  im  Krieg 
brauchbar  sind  (res  ancipitis  iisuü)  ku  Friedeuä-  oder  zu  Kii^szweckeu  dem 
feüidlicheu  Laude  ^ut'iihren.  Erateres  ist  ein  reines  Friedensgeiehftfl,  läs- 
tern ilt  Xriegthalle.  Joiai  an«  «dMdifc  aefn,  dlMM  tvM  Kon  dtt  KriogapHtal 
mit  Recht  nntonagt  Bi  ist  aber  kein  Grund  fftr  die  ktitere  Aaakgnng  zu  ver- 
muthcn.  Im  Gegentheil,  der  fickdUdie  Bändel  der  Nentndan  iit  die  Begd,  die 
Krifi^gshülfo  die  Ausiifiiime 

Ocftfr  wird  tlii  >  ju^t-gt-ugesetzte  Meinung  verfochten,  iLiss  diese  Gegenstände 
niemals  uU  KnegiicuuLrebaudä  bekuidelt  werdeu  dürfen,  sooderu  immer  als  erlaub« 
ter  Hnadel  gelten.  IKeie Moinong  wird  von  wmAim  PnbBeUen  inbeMudn« andi 
damit  terthflidigl,  daia  die  üntenrJieidwng  im  ehmelBen  Fall  eihn  adiwierig  und  diw  et 
Itftliriicli  sei,  das  Urtbeil  darüber  der  Krlegspartei  2ni  Qberlassen.  Dieser  Einirtnd  iit 
richtig,  aber  er  bezieht  sich  nur  auf  die  ürgauisation  der  Hechtspflege  und  das  Rechts- 
vcrfaliren  und  kann  nicht  die  sachliche  Rechtst rage  entscheiden,  ob  das  Contrebande 
sei  oder  nicht.  Wenn  dieBestimmuug  dieser  Waareu  für  die  Kriegszwecke  aus 
den  Umst&nden  Uar  nird,  und  zugleich  die  Absicht  der  KriegshUlfe,  dann 
kann  man  der  Krl^amacht  unmöglich  zomatlien,  dasa  de  rahlg  mehe,  wie  die 
militärischen  Krftfte  des  Feindes  verstärkt  werden,  und  dar  Hentrsle 
darf  sich  nicht  beklagen,  wenn  nun  seine  beabsichtigte  Unterstatzung  der 
feindlichen  Kriegsmacht  nicht  als  ein  Friedensgesch&ft,  sondern  als  unerlaubte 
Kriegshülfe  behandelt  wird,  was  pi^  ist  Wenn  z.  B.  <\pm  Feind  Panzerplatten 
zugeführt  werden,  so  wirkt  das  gunz  uimiicii,  wie  wenn  ihm  i'ajuzerscliifl'e  geliefert 
Verden.  Es  ist  nesentUch  einedei,  ob  dsmsdlMn  Slbci,  oder  ob  Ihm  Klingeu  mid 
Handgriff»  bescnden  sogeAUirt  werden.  Srfogsnbsiaien  wiricen  in  Tielen  FlUen 
■Ulkender  für  das  Heer,  das  sie  empfängt,  «k  Pnh^er  nnd  BkL  Ib  kommt  also 
nur  anf  den  Beweis  an,  einerseits  der  Kriegsbestimmung,  andererseits  der 
Absicht  der  Kriegshülfe.  Beides  muss  aus  der  iüwagung  aller  Umstände 
bona  fide  geschlossen  werden.  Der  neutrale  und  freie  Handel  wird  hinreichend  ge- 
acbtet,  wenn  men  elier  für  als  gegen  deuadben  vermuthet  und  zur  Verurtheüung 
den  Bobnldbeweis  foidert 

2.  Unbedenklich  mag  der  neutrale  gestatten,  da»  die  ftwndHehen  Krieg»- 
schüfe  in  seinen  Häfen  Kohlen  auüiehmen,  so  weit  das  erfordadicb  ist,  um  in  einen 
nahen  Hafen  gelangen  zu  kömien  Aber  mit  Recht  hat  in  dem  französisch-deutschen 
Kriege  die  englische  Regierung  verboten,  dass  von  den  englischen  Iläfen  aus  der 
französischen  Kriegsflotte  zum  Behuf  ilirer  feindlichen  Uuteruehmuugeu  in  der 
Nordsee  oo^lBChe  SoUen  ngeaibit  «eiden,  irito  die  Ahddit  der  Bjlegdilülb  bier 
offenbar  vmt.  Th^  m  S  778. 

806. 

Es  genügt  keineswegs,  das«  derartige  Gegenstände  nach  den 
Umständen  für  die  Ki-iegsfülu-ung  nützlich  verwendet  werden  könnten 
und  vermuthlich,  wenn  sie  an  ihi-c  AdresBe  gelaTigten,  auch  ver- 
wendet würden,  um  dieselben  als  Krififf!ffontn^lmndft  wegzanebmeiL 
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Eb  darf  hödutona  In  diesem  Fall  die  Zofidir  dann  jhatrfffihKoh  ge- 
liemmt  werden,  irann  ans  den  ümatSndfifn  die  Yenrendmig  mr  Kriega> 
ftlurang  als  ein«  naihi)  und  emaie  Qdüa  eradiemt. 

Nifllit  gereohtfertlgt  iat  die  Wegnahme  andner  nivrarc&shüger 
Waaren,  die  aidi  neben  jenen  Gegenständen  in  dem  ficbiffe  finden. 

1.  IMtWegnalime  der  Kriegscontrebaade  rechtfertigt  aich  als  Eriep» 
ndtt  mir  dmii  sesea  Meutrale,  nvnii  diese  Rrfegiihalfe  gewihreD,  d.  h.  das 
feindliche  Handlung  begehen,  nicht  al>cr,  >venn  diese  nur  ein  friedli  ches  Handele* 
gesrhäft  Tollziehn.  Aber  die  Gefahr  der  Verwendung  für  die  feindliche  Eriegs- 
ffthrung  und  daher  fQr  die  Verstärkung  des  Feindes  kann  so  gro«?!  mul  (Irinp^end 
sein,  diuis  die  luriegfQhrcndc  Max!;ht  vemnla^st  ist,  solchen  Verkehr  in  Krie  gs^ 
zelten  zu  verhindern.  Die  Waare  erbcheiut  daim  zwar  olmc  Schuld  ilires 
EigendittBien  imd  ohne  Sdndd  des  Sdilffen  gtoiehnm  ab  ,^iifinige"  Oonfcre* 
bände.  Sie  darf  nielit  eonflacirt  «erden,  well  Icdne  Sdinld  dam  bereditigt» 
aber  ihre  Verwendung  zu  Gomten  des  Feindes  darf  gehindert  werden,  weil 
das  Bedürfnias  der  Kriegsfiilirunf»  es  erfordert.  Das  gilt  z.  B.  anch  wn  der  Zu- 
fuhr von  Brennkohlen  in  einen  Sceh;ifen.  wo  die  feindliche.  Kriegsflotte  vor  Anker 
liegt.  Iat  dieselbe  bcabüiditigt  zur  AiLärustuug  der  Flotte,  so  wird  sie  mit  Recht 
weggenonmen,  iat  ale  nicht  bealnichtigt,  aber  wOvde  dendbe  Effidtt  erreldift»  ivenn 
man  ale  wigehindert  ilire  Beatinnang  enrdclHa  lite,  ao  iat  eine  wlrkaame 
Beschlagnahae,  gegen  Entaehidignng  der  Eigenllaftmer,  wohl  ge- 
rechtfertigt. 

2.  Die  Gerechtigkeit  erfordert,  da»  hier  das  friedliche  Handeisrecht' 
und  das  unvermeidliche  Kriegsrecht  mit  einander  ausgeglichen  werden. 
Der  Bändel  iai  nnr  aeinen  Gewinn,  nicht  den  Sieg  einer  Kriegspartei  tot  Augen. 
Den  Kanfleoten  ist  ea  gieichgoltig,  wem  ilire  Wawen  verwendet  werden;  Owen 
'liegt  nur  daran,  dass  sie  zu  möglichst  gOnstigen  Preisen  Je  nach  ümatinden  vei^ 
kauft  oder  gekauft  werden.  Insofern  werden  viele  Vertrage  der  Art  nicht  zur 
KriegshOlfe  gemacht,  und  nur  wenn  die  Waare  ihrer  Natnr  nacli  auss  hlirsHlich 
für  den  Krieg  bestimmt  ist  (§  804)  wird  diese  Einrede  der  Kaufleute  ndciit  weiter 
zu  beachten,  sondern  unbedenklich  auf  unzweifelhafte  Contre bände  za 
achlieaaen  aein.  Bei  den  Waaren  ancipiUa  nana  hat  jene  Einrede  der  fdedüclMa 
Abakht  einen  guten  Slon.  Die  Kriegsmacht  eher  mnaa  umgekehrt  dafDur  sorgen, 
dass  nicht  die  feindliche  Macht  eine  Venit&i^inig  erhalte^  gleichviel  ob  die  Atn 
flicht  derer,  welche  die  Verstärkung  zuführen,  friedlicli  oder  feindlich  sei. 
Vgl.  Dana  Aum  zu  Wheaton  Int.  L.  §  Ml  nud  die  englische  Geheime- 
rathsverordüuug  vom  IS.  Febr.  1S54  bei  Piiiilimore  III.  §  2G6. 

8.  Bin  Afwia  uaate  BtlMagerfohto  geht  in  der  Conflaratlen  von  Schiff 
omI  Waann  aaweilatt  weiter  ab  daa  Eeeht  ea  begnUt  YgL  daa  Gntedhlea  loa 
Qeamar  hl  der  Sache  dea  „8|rii«|N)k".  üiatMi  m  §  SU. 

807. 

Es  ist  >vider  die  gute  Sitte,  dio  Zufulii'  von  Lebensmitteln  als 
Khegscoutrebaiide  zu  behaudelu,  weim  gleich  dieselbo  zui-  Ernährung 
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feindlidieii  Heem  dient  Aber  die  EriegageiniU  ist  bereditigl, 
einen  belagerten  flals  •bzasperren  und  ämck  fhateSoUiche  Hemmung 
der  Zvfiibr  auch  toh  Lebetunnitteln  die  Üebergabe  xn  emringen. 

Auch  in  dit-äcr  ITInstrht  stimmen  die  Meinungen  der  Scliriff>:tellpr  und  die 
Bestimimiiigt  n  der  Vertiäge  uicht  (Iberciii.  In  dem  französißch-eiigliscLen  KeYolutions- 
kric^  sudite  England  den  Kornhandd  mit  Fraukrcidi,  wenigstens  mit  der  fi«Bi9- 
i&Kheii  Begieruug,  zu  vadilnduii.  IndeiBen  traf  dleMr  Yemuäi  «nf  den  Widenlaad 
der  neatralen  Stüen,  "«ddio  mit  Becht  entgegneten,  dass  die  Ern&hrvnf  der 
Menschen  ein  wesentlich  friedliches  Geschäft  und  daher  und  abgesehen 
von  der  Ausnahme  tlor  Blocade  —  nicht  7.n  verhindem,  imd  nicht  als  Cnntrcbaiule 
zu  behaiiih-ln  sei.  Auch  das  oigfiie  Hcilürfiiiss ,  Lobenbiuiltel  zu  erwerben,  reckt- 
fertigt  nicht  die  Wegnahme  neutraler  Zufulir  vou  Seite  der  bedUrftigcu  KriegsparteL 
Vgl.  die  Hole  des  Grafen  Bermatorff  vm  Jtht  1798  bei  PhUlimore  HI  f  947. 

808. 

Der  Handel  mit  Ktiegegerathechaflen  oder  die  fSabrikinSeeige 
Bearbeitung  derselben  ist  den  neutralen  Personen  anf  neotraleni 
Boden  mcht  dnrch  das  YSlkenecht  Terboten,  auch  nicht,  wenn  die- 
selben t(m  einer  Kriegspartei  gekanft  oder  bestellt  «erden. 

Aber  es  ist  Bflicht  dee  neutralen  State,  sn  TOrldndem,  daes 
nicht  TOn  neutralem  Boden  ans  einer  Eriegspartei  KriegehQlfe  ge- 
leistet werde  (766)  und  Becht  der  Eriegspartei,  die  Eriegsoontre- ' 
bände  wegsunelnnen  und  die  Yerstnrknng  der  feindlidien  Eriegsnmdii 
ZQ  Teihindem. 

Vgl.  oben  m  Art.  765.  Waffcnfabrikeii.  Pulverfabriken,  Anstalten  für  den 
Bau  von  Krie^schiffeu  u.  s.  f.  sind  wie  der  Handel  mit  solchen  Gegenständen  an 
sieb  IrfedUdw  QeacUtfle  und  aio  miaidem  ilire  Natur  aneh  im  Eriege  dritter 
Steten  nicht.  Das  TADcerrecfat  kfhnmert  aksh  erat  danutt»  nenn  entweder  die  Ab- 
sicht der  Kriegshülfe  offenbar  wird,  oder  doch  die  Gefahr  der  thats&ch- 
lichcn  Förderung  der  feindlichen  KriegsfUhrung  nalio  erscheint.  Der  neutrale 
Stftt  liat  daher  erst  von  da  an  ein  Intcre^e  einzuschreiten,  damit  er  sieh  nicht  dem 
gerechten  Vorwurf  auüsetze,  (hm  er  sein  Gebiet  m  feindlichen  Ihuidiungeu  mu^ 
hnucta  lane.  Zu  diesem  Bdmf  kann  und  aoD  er  je  nach  Umständen  flkberhclft 
SSgea  den  MisdimidifkiidnnaBd  wem  aBBlttli%  ii^  an^li  Hearlilag  auf  die  Eriega* 
ffliteng  l^gee. 

809. 

Die  feindliche  Kriegsmacht  diirf  sich  der  Controbande  während 
der  Zufuhr  honiüchtigen  und  dieselbe  als  [j;u1i  Prise  behandeln, 
aber  sio  hoA  kein  iuideres  Stratrecht  gegoiuiber  deu  ^'etttrale&  aus- 
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Dft  der  Kifegnlit  aniierlialb  lelnoi  OebUtfi  — md  dMlbar  gehArt 

nldit  SU  seinem  Gebiet  —  keine  StrnfgerielitBbarkcit  besitzt,  so  darf  er  auch  in 
(Itosem  Falle  ilic  Kmiflpute  oder  Sriiitfor.  ■welche  Contr*  baiido  Inlircn.  niclit  strafen. 
Die  Wegnahme  der  Coiurphnndo  ist  nur  (  ine  völkerretlitli(  h  anerkannte  Ausübung 
des  Kriegsrechts,  nicht  des  Stratrechts.  Aber  der  neutrale  Stat  darf 
«oU  teine  Angehörigen,  welche  Miiie  NenbtUtit  dsrdi  loiiidlklia  HmflnugeB 
Qdüir  bringen,  denhalb  tat  Yenntinnrtnng  und  Strafe  dehn.  Dm  Igt  aber  Alh 
Wendung  des  elnheiniiBeheii  Strafrechts,  dessen  Natur  anch  dann  atatlh 
reebtlich  bleibt,  wenn  es  TinkeiTechtliche  Bocksichten  nimmi. 

810. 

Die  Besclilagnahmc  l)ozie]it  sich  aul  das  Frachtschiff,  welches 
Coiitrcbiuidu  l'ülirt,  nur  iiisoferii,  als  es  zuin  Vollzug  der  Wog- 
naluuü  der  Contrebaude  crfurdcrlick  ist,  also  mcht,  wenn  dieselbe 
nur  einen  untergeordneten  Thoil  der  Ladung  ausmacht  und  daher 
ausgeschieden  und  für  sich  allein  weggenommen  werden  kann.  Dum 
Schiff  darf  nur  dann  als  Prise  dem  Nehmestat  zugesprochen  worden, 
uenn  der  Schiffsherr  gewusät  und  gestattot  hat,  dass  das  Schiff 
Contrebande  zuluhre. 

Die  Wegnahme  und  Coiifisration  des  Sduffii  vird  nur  durch  YersehttldttDg 
gerechtfertigt.  YgL  oben  zu  §  806. 

811. 

Wenn  die  Vencluildimg  des  Eigeatlii&mers  der  Contrebande 
nicht  ans  den  Umständen  Idar  und  dennoch  die  BetfcUagnahme  der* 
selben  wegen  der  offenbaren  Beetimmnng  för  die  feindliche  Eriegs- 
fühning  gerechtfertigt  erscheint^  so  hat  der  Kehniestat  dem  Eigene 
thümer  den  ToUen  Werth  der  weggenonmienen  Qegens^de  za 
ersetwn«  In  diesem  Falle  ist  der  wegnehmende  Kriegsstat  als 
Zwangsk&nfer  im  behandehi. 

ObwolU  hier  kein  mit  Couüdcation  bedrohter  Handel  vorhanden,  suudem  nur 
die  Behinderung  der  tbate&chlfcben  —  wenn  aneb  niefak  beabeichtigteo  — 
KriegibOlf e  geteehtfeitigt  Iii,  w  macht  der  Bfaigrfff  In  die  hrterMsen  der  Etgon 
thttmer  Ihre  EntschudlguiiK  nOtlilg.  Aus  diesem  Gruncte  die  Analogie  des 
ZwangBverkaufä  in  dem  völkerrochtHchcn  Gebranch  angewendet  worden.  Die 
altere  Praxis  unterschied  weniger  sorgfultifj;  imd  war  sogar  in  solclicu  l-'idlcn  «encigt 
Sur  CoQjfiscation.  Die  neuere  Praxis  dagegeu  iät  muiitdger  geworden.  I>ie  eugliiichcii 
Maageriflto  «keonRi  dm  gewmdigten  Etgetthflmer  Uber  den  reden  Werth  dai 
emngenenGhaainodLlO^^Oewinnn  nnd  ee  lat  dfaee  HeaÜiiiiming  aneb  In  mehtewi 
Statenvertrftge  an^genoBHnen  wortlen,  so  in  dem  Vertrag  zwischen  England  und  den 
Vereinigten  Staten  vom  19.  Kov  IT.^\  V?l  Phillimore  HL  |  S)67  i  und  be- 
eeadtti  dm  ft1m*^p*-  dei  Lord  ätoweil,  ebeudi^  i  270. 
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812. 

Der  EnIfigBBtat  darf  sidi  kemesiregB  aolchfir  Sdiiffis  und  Waaren 
bemScktigen,  welche  zwar  für  die  Kriegoföfamng  Inrandtbar  sind,  aber 
nidit  dem  Feinde^  sondeni  einem  neutralen  Lande  oder  einan  dritten 
Exiegdande,  mit  weldiem  er  almr  im  Frieden  iat^  zagefnhrt  irarden« 

In  diesen  F&IIen  ist  auch  nicht  die  GMa  eimr  Kofftlligen  Kriegt^ 
hälfe  und  daher  «ach  kdne  xnfMHge  Contrebande  Torhanden  (806).  Jn 
den  Tericehr  der  Keatnlm  mit  andeni  Ltodem  «Ii  der  Gegenpartei  hat  sich  der 
ISdtffMk  in  ketner  Welse  wtnwnnfaBliuM, 

813. 

Wird  aber  die  Fahrt  nach  einem  nentralen  Hafen  nur  in  der 
Absicht  unternommen,  um  auf  diesem  Umwege  sicherer  die  Kriegs- 
fülirimg  des  Feindes  zu  unterstützen,  so  ist  das  Contrebaude  und 
die  Wegnahme  gerechtfertij^t. 

1.  Z.  B.  eine  Schiflfeladiuig  mit  Watten  und  Munition  aus  Amerika  fälirt 
nach  dem  neutralen  Hamburg,  während  Petersburg  der  eigentliche  Bestimmungsort 
kt  md  dlfl  Abaicbt,  Kuasland  im  Kriege  mit  England  an  nntenttttaeB  am  dea 
Urntttnden  «rbaDt  Oder  in  einem  Kriege  swiechea  Dentachland  und  Fnnkieicli 
wird  «in  Fumrachiff  aus  England  nach  dem  neutralen  Holland  gefUirt,  nirüntar* 
ItMnnig  einer  der  belilen  Krlegsparteicn. 

2  In  doTTi  Profppse  gegen  die  englische  Barke  Springbok,  welche  durch  pftion 
ameriiianischen  iireiizer  Megen  Contrebande  weggenommen  worden  war,  eiklaiie 
der  Oberrichter  Chase  (Dec.  18GG)  die  Meinung  des  Obersten  Gerichtühuis  der 
lAdoii  ddilns  „Wenn  Waaran  Bchliesilieh  ftr  einen  Bsfen  ebier  Kriegqiaitei 
beadmuit  rind,  aber  sun&chst  dnreh  ein  nentratei  Schiff  ans  einem  neutralen  Eaftn 
in  einen  andern  neutralen  Hafan  verfahrt  werden,  und  iwar  in  gutem  Glauben  be- 
zögt»! dieser  Reise  und  ohne  tnlt'ori-rlie  Vorhindnntr  der  Schiffseigner  mit  der 
Bchlietjaliciien  krie^risclien  Bestiiiiinung  dieser  Güter,  so  ist  das  Schiil  zwar  der 
Beschlagnahme  ausgesetzt  zum  ikhuf  der  Wegualuue  der  (Contrebande)  Gflter,  abw 
der  ^>nfHn\ti*m  ali  Prise.'* 

814. 

Die  Beschlagnahme  kann  auf  dem  Kriegsfelde,  aber  nicht  in 
den  neutralen  Eigengewässern  von  der  Kriegsmacht  vollzogen  werden. 
Zu  dem  Kriegsfclde  wird  auch  die  offene  See  insirfem  gerechneti  ale 
eie  zur  YersuttLung  der  KriegshüUe  dient 

Die  neutralen  Eigengew&eter  sind  so  wenig  als  das  neutrale  Lud 

der  Kriegspoli?;ri  di  r  Kriegsstaten  unterworfen.  Es  ist  bedenklich  genug,  dass  man 
diesen  gestattet,  auf  offener  See,  die  in  Niemandes  Herrschaft  ist  und  allen 
Nationen  dient,  neutrale  Schiffe  anzugreifen,  wtuii  dieselben  Contrebande  ftkhreu. 
Aber  anch  das  bedarf  der  Ermftarignng  In  eotlegeuea  Meeren,  welche  dem  Kripps« 
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■drtwpltte  tea  Ifosni  und  fBgBeb  nicht  war  KffagBHIfe  bemtet  oder  miBsbraacht 
mtim  können,  darf  der  Kriegsstat  nicht  neutrale  Schiffe  wegen  Yerdadits  der 
Kriegsc/mtrf  banrle  anhalten ,  ohne  sich  den^  gfSttiMm  JDoBCkwerdea  der  MOtialBa 
Statea  aussuaeyseu.  Vgl  unten  §  819. 

815. 

Die  Zufuhi*  von  Kriegstnippen  oder  von  militärischen  Fühi-em 
auf  neutralen  Schiffen  wird  ebenso  ah  Ki  iegscontrebande  behandelt, 
wie  diu  Zuiiilii'  Ton  Kncgsartikeln.  Diese  Truppeu  und  >ülitär- 
pei'boneu  können  kriegsgefangen  gemacht  werden. 

1.  Die  Zufuhr  von  Hülfstruppen  ist  sclhstvcrstäntlHch  eine  feindliche 
That  und  Kiiegältülfe,  nicht  minder  als  die  Zufuhr  von  Wafi'eu  und  Munition. 
Als  Truppen  sind  auch  blosse  militärische  Unterabtheilungen  —  x.  B. 
dnTmpp  Soldaten  mit  dnem  ünterofflsler — gemeint,  nicht  bloss  grossere  Tmgjfca- 
kArpov  ebenso  Freischarensflige. 

2.  Ganz  dasselbe  gilt  auch  von  Hee  rf Qh r ern  ohne  Truppen.  Es  können  unter 
Umständen  eiriTiplnp  Gonornlo  oder  Offiziere  für  den  Erfolg  militärischer 
Operationen  ein  '  t^ln'nso  grosse  und  noch  gröss^e  üedeutung  hfttffp,  als  grössere 
Massen  von  Soldaten. 

816. 

Wenn  jedoch  friedliche  Auswanderer,  obwohl  sie  Tiellaidit  die 
Absicht  habon,  sich  in  dem  kriegfohrendeu  Lande  anwerben  zu 
lassen,  demselben  zugeführt  werden,  bo  ist  dieser  Trantpoii  doch 
nicht  als  durch  das  Khegsreoht  untersagt  zn  betrachten« 

In  dkseo  FUlen  liegt  keine  directe  Beilehimg  sor  KrtegsAhnm«  im 
imd  die  Indirecte  ist  zu  entfernt  md  tmskher,  am  als  Eriegscontrchande  an- 
gesehen -werden  zu  können.  Die  Auswanderung  ist  wesentlich  eine  friedliche 
That  In  einer  Reihe  von  neueren  Vertrügen  ist  das  so  bestimmt  Die  franzö- 
si seilen  Verträge  z.  B.  haben  noch  1858  folgende  Formel:  „II  est  tSgalemeiU 
oonrenu,  que  la  Ubert^  dn  pavfUon  8*^nd  aux  individus,  qui  seraient  tnmrte  k 
Mi  des  MUfanentB  nea<zes,  a  moins  ne  soient  militaires,  et  alors 

engag^s  an  serrioe  de  renaenl".  Die  nordamerikanischen  drOcken 
das  so  aus:  „unless  they  are  officers  or  soldiers  and  in  the  actual 
Service  of  the  enemy*'.  Vj^  Marqaardien.  Oer  TrentfalL  Erlangen  1862. 
&  61. 

817. 

Ebensowenig  ist  es  Contrebande,  wenn  ein  neutrales  Schiff 
Medlidie  Angehörige  des  fsiiidlichea  I^andes,  oder  Qeeante  desseRMo 
hin-  oder  wegführt 

1.  Die  BSOtralen  Staten  sind  berechtigt,  den  Oesantenverkehr  mit  beiden 
yiisjUiea  sn  nmerttiJten  (796X  Die  KrssgBpsrtei  baim  wohl  Texiiindecn,  da» 
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cm  feindlicher  Gcsantor  über  ihr  Gebiet  reise  iind  ihn,  wenn  er  es  ohne  ihre 
Erlaubuiss  thut,  ab  eine  iK>litisch  wichtige  feindliche  Person  f,'i'fanfren  nehmen, 
oder  als  Geisel  behandeln,  aim  sie  ist  nicht  dazu  berechtigt,  gegeu  ein  neutrales 
Sehlfif  auf  offener  See  oder  in  neuüttlen  Gewässern  desshalb  Gewalt  zu  bianchen, 
weü  «  lokiie  Penonen  n  Bord  hat  Die  Yerfaaftang  der  Qesanten  dea  ameri- 
fcmtwlien  SfldbimdeB  MaBon  and  Slidell  anf  einom  englischen  Poitaehüf  dnreh 
dn  nordimcriksnisrhea  KriegBKhiff  im  Fein;  1861  war  daher  nicht  gerechtfertigt, 
nad  wäre  aach  dann  ni(ht  m  entschuldigen  gewesen,  wenn  das  neutrale  Schiff 
ans  einem  feindlichen  und  nicht  aus  einem  neutralen  Hafen  gefahren  vare  Die 
Vereinigten  Statcn  gaben  denn  auch  die  Gefangenen  frei,  al»  mh  England  über 
dieie  Verletmig  dea  Ydlkerreehts  beadnrait«.  Tgl.  die  »i  f  816  dtlite  Sehilft 
von  Marqnardten  und  die  Anm.  t.  Dana  m  Wlieaton  Int  L.  §  604  vnd  Ina- 
beeondere  die  Note  das  amerikanischen  Ministers  Sewart  vom  20.  Dec.  1861  (Stat»> 
«ddT  1U4)  und  die  englische  Antv,-ort  vom  23.  Jan  (Siatsaniiiv  IHf»). 

2.  Profeivsor  M.  Bernard  vku  Oxford  hat  iu  seinem  Burlie  über  die  eng- 
lische Neutralität  wahrend  des  amerikanischen  BOrgerkriegü  (London  1870)  diese 
Flage  sorgfiütig  geprOfi  nnd  folgende  Bechttt&txe  ausgesprochen,  die  wir  in  ge- 
kttistMr  FtmoDg  mittfaeilcn       die  Oenter  Berne  du  Dfdt  Int  IH.  8. 196.): 

1)  Ein  neatrales  Schiff,  welches  bll^g^lichc  oder  militärische  Agenten  einer 
Kriegspariei  an  Bord  hat,  ist  nur  insofern  der  Gefahr  ausgesetzt,  als 
gute  Prise  weggewHnmen  m  wecden,  wenn  die  Absicht  der  Khcgshülfe 
klar  ist. 

^  Wenn  erwiesen  ist,  dass  das  neutrale  Sdiiff  von  einer  Erii^isniacht  zu 
Zmcken  der  Kri«gpllBlining  genünUnt  weiden  iit,  w  iil  «i  ^eiebgfllti^ 
ob  die  Bisaagieie  viele  oder  wenige^  widitige  oder  «uwichtlge  Personen 
seien,  ob  d^  Zwedc  dem  Schlffsherm  oder  Führer  bekannt  sei  oder  nicht 

3)  Wenn  dagegen  das  neutrale  Schiff  nicht  von  fler  Krie<(snmc]it  gemiothet 
ist,  dann  koitn  nius  der  Anziihl  und  der  Berufsart  der  aufgeuonnnenen 
Passagiere  aui  üio  Absicht  geschlossen  werden,  durch  diesbe  Aufnahme 
dner  Kricgsmadit  HOUie  wa  bcifligeA. 

4)  Die  Tbamche,  da«  das  Schiff  in  einen  neotralen  Hafen  beedmnt  U/^ 
hindert  iwar  nicfat  dfe  Terurtheilung  desedlMnt  aber  ist  doch  ein  schwerer 
Grund  gegen  dieselbe  nnd  fillirt  meistens  znr  Freisprechung,  beeonden 
dann,  wenn  das  ScliifT  seine  gewöhnliche  Bestinimunif  verfolgt. 

6)  Es  ist  nicht  erlaubt,  auf  utfener  See  ludividnen  aul  ucuiralcm  Schiff 
Kriegsgefangenen  m  nnulMi^  wenn  nicht  geriehülch  m  enraieen  tot» 
dasB  dag  Schiff  seinen  neutralen  Oiaiakter  Terloren  hat** 

818. 

Neutrale  Schiflfe,  welche  den  iiajisjiort  von  feindlichen  Truppen 
besorgen,  verlieren  dadurch  jeden  Anspnich  auf  den  Schutz  ihrer 
NeutiaUtät  und  werden  mit  Recht  als  gute  Prise  behandelt,  aber 
nur  während  sie  diese  feindliche  Handlung  Yornchnieu,  niclit  wenn 
dieselbe  yoüwgm  ist»  also  nicht  auf  dem  Kuckwege  ohue  Kiiegs- 
ladung. 
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Dar  Triaiporl  im  Trupp ea  der  f  eliidli«1i6B  ÜMlit,  k  R  Im 
Krinmdateg»      ftanaOMMo  «nd  cngHiBhfm  Tngpm  mtk  im  Kda»  kk  u- 

zwolfelhaft  eiiio  Unterstützung  der  Eriegefahniii^  nnd  setzt  daher  die  neutniloi 

SfhiftV,  die  sich  dazu  hergeben,  der  "Wegnahme  aus.  Aber  diese  ist  wieder  v.nr 
7.n]:\F^'\g,  wenn  dieselben  auf  der  Tliat  ergriffeu  nerdNi,  nicht  qp&ter,  venu  sie 
wieder  auf  Redlicher  Fahrt  begriffen  sind. 

819. 

Zum  SdmtB  gegon  den  Ifissbrftncli  des  freien  neatralen  Ver- 
keim zur  Üntenffitnuig  emer  Kriegspartet  ist  jeder  Eriegestat  be- 
rechtigt^ ixmerlialb  des  Kriegsfeldee,  woza  ttosser  den  eigenen  und 
den  feindHchen  Eigengeiraeseni  anch  die  offene  See  insoweit  gehört, 
als  sie  tOr  die  Fahrt  dahin  henvtst  wird,  anoh  die  neutralen  Sddffe 
während  des  Kriegs  aasohalten  und  m  mitersaehen,  ob  sie  nicht 
Gontrebande  fthren. 

Die  Dorchsochting  ist  nicht  gestattet  in  den  Eigengewässem 

neutraler  Staten  und  nicht  In  entlegenen  Meeren. 

y^obaifMi£ndBi|8iA,  Dm  Duntaoctoapndt  auf  oAb« 
See  in  KfiapniltB  iii  ftsÜMi  9bm  «Mtiche  Baiehiiiikiisg  das  MMt  ■Mgnia 
aartanaten  GmaiMtMB,  dass  das  Meer  frei  und  keiner  bindern  Statshoheit 

unterworfen  sei.  Dasselbe  ist  aber  durrh  rbs  dringende  liedürfniss  der  krieg- 
führenden Staten,  «^irh  gegen  alle  feindlichen  liaudlungeu  auch  der  Ncutmlen  zu 
schützen,  in  den  Gebrauch  des  Seekriegs  aufgenommen  und  auch  von  den  Neu- 
tnüfla  ab  Kothr echt  Um  Kriegs  zugeitaaden  wwdtn. 

820. 

Die  Prüfang  erstreckt  sich  auf  die  Statsangeh^xrigkett  des 

Schiffes,  und  auf  die  Beechaffenheit,  die  Herknnft  und  die  Beatnn- 

mnng  der  Ladung. 

Kar  nach  Mutgabe  ernster  Verdachtsgrande  darf  die  Prüftmg  n 
dner  Durchsuchung  gesteigert  werden,  insbesondere  wenn  sich  zeigen  sollte, 

das  die  SchiflFspaplere  fjilseh  oder  mit  der  tfohmurhten  Macrrp  im  AVj(ler«pn«lt 
sind  oder  aus  dcu  Uiiustauden  auf  Verheijulidiiuii;  uud  Täuschung  gescldoiseu  wer- 
den kann.    Vgl.  oben  §  iiM  i.  uxiu  uiiicn  §  822  ff. 

821. 

Berecbt^  an  der  Mtag  Ist  der  Kriegsstat,  benefanngsweise 
die  am  YoUzitg  emtäditigten  KnegsschiffD. 

822. 

Zunächst  besteht  die  Priüang  nnr  in  der  Rinsicht  der  3chifis* 
Papiere. 
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Nur  nam  efMto  VerdftcktBgrftndd  ddi  Beigen,  darf  «ine  Durdi- 
Bndnuig  dor  Sddfi^riiuiM  seibor  fofgenciniiuii  wordon;  und  nur 
wenn  Contrebande  rorgefanden  irird,  darf  das  Prisenredit  gefibt 
werden. 

Vgl  mf  880. 

823. 

Der  Stat,  desseu  Kriegsschiffo.  die  Dnrrhsuchung  vorncliinm, 
ist  dciü  ruMitralen  Stat  dafür  verantwortlicli,  dass  bei  clor  Prülung 
und  Durchsucliung  nicht  mit  imgebührlicher  Gewalt  und  Härte  rer- 
&hren  werde. 

Parin  liegt  das  n^thi^n  Corrrctiv  gegen  den  Missbraiich  jenes  Kodmcbtei 
Indem  der  Kriepsetat  auf  i  fTnit  i-  Sc<'  das  neutrale  Schift"  anbillt,  greift  er  immer- 
hin ein  in  die  Freilieit  uml  Si  Ih  tändigkeit  auch  de«  ueutnileii  Statsixebiets,  zu 
welciiem  der  auf  d^  See  scliwimmeode  (J^ietstlieil  gehört  Damit  ii>t  die  Yer- 
aiitwOftUehkeit  deadbeo  gegenBber  den  aetttralea  8tftte  begründet, 
dir  deh  tf6Mii  Stagriff  aav  ailt  BAdnidil  nt  ^taa  Hctimdift  des  Kriege  aidit 
darOber  hinaus  gefallen  Itat  Die  prüfeada  mA  dudMoctaide  Maomoliill  im 
Kriegsschiff»  muss  sich  erinnern,  dass  sie,  gcnan  genommen,  auf  fremdem,  nm- 
tralem  Gebiete  und  gen;en Ober  von  Personen  ibrr  Oontrole  ttbt,  welche  an  sich  ihrer 
Statbherrschaft  nicht  uuterworlca  uiul  als  f  reunde  keinen  feindscügea  Massregelu 
auagesetat  sind.  Sie  hU  daber  audi  die  Sücksichten  dxx  Freaadliolikait 
(ooBity)  m  beobaclrtn,  mlote  BiMaa,  dia  im  FUedan  lebaa,  cimadar  tMkm, 
lud  darf  weder  herrisch  noch  geaaUAItig  TerfUaMi,  aa  lange  Uaa  Tamdmldang 
dea  nawlmlffli  SdiUb  effmliar  tot 

824. 

Wenn  der  neutrale  Stat  durch  Statsschiffe  die  neiiti  alen  Handel»- 
schiJOfo  begleiten  lässt,  und  dem  Kriegsstate  die  Versicherung  gibt, 
dass  die  begleiteten  Schiffe  keine  Contrebande  enthalten,  so  darf 
keiue  weitci  i>  1  )urchBuchung  vorgenommen  werden,  sondern  es  hat 
sich  das  feindli  lm  Kriegsschiff  zu  begnügen,  die  Vollmuclit  des  nen- 
tralen  GeleitscLiilb  und  durcli  dessen  Vermitthing  die  ei-forderlichen 
Aufschlüsse  über  die  geleiteten  Schiffe  zu  empfangen. 

Wenn  der  neutrale  Stat  selber  die  Aufsicht  und  Controle  über  die  nen- 
tralen  Schiffe  besorgt  und  durch  Mitsendiuig  eiu^  Statsschiffs  als  Geleit- 
schiffs die  Garantie  dafür  ttbemimmt,  so  hat  er  ein  Recht  duaaf,  dass  nicht 
der  Eri^pastat  die  Freiheit  seiner  Flagge  und  die  Achtang  seiner  SeBwtftodigkeft 
duch  eine  UnlnaQeluiag  mtotaa,  die  nur  mm  Nedi  und  nar  nm  das  Vacdaditea 
der  XiiegBhalfe  irillen  Ton  dem  YöDterrecbt  gestattet  «ird.  Zwar  ist  jenes  Recht 
zuweilen,  besonders  von  Kii^and,  bestritten  worden.  Aber  es  hat  doch  guten  Grund 
in  dem  friedlichen  Yerh&ltoi«  der  aentralaa  an  den  Kriagartaten.  Jene  dOcfen 
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TCB  4te  Man,  aM  lie  Om  ilitfiA  Mn«^^  Dfe  li»- 

«•AMle  nordiiehe  Keutralit&t  von  1800  (womit  za  vergleicheii  ist  der  y«r> 
trag  zwischen  England  und  BniilftBd  m  1801)  hat  den  OmndBats  in  folgen- 
den Sätzen  ausgesprochen: 

Qne  la  d^clarution  de  lufficier  couuuüjiduiit  le  vaisscau  ou  les  vakseaux  de 
la  mariue  royale  ou  impuriale,  ^ui  acconipagnerout  le  couvoi  U'uu  ua  de  plnsieurs 
bitimeati  murttoadB,  qua  ton  eomoi  n*n  k  bwd  aacnne  auadiaiidiie  de  eonlM* 
tendSp  doü  niln  poiir  qnH  n'j  ilt  Uen  k  maam  lUttt  aar  eon  taud  al  i  eaM 
dei  Htimcnti  de  w»  convoi. 

•  Pour  assurer  d'autaiit  tnrenx  h  ccs  priucipes  le  rcspcct  dfl  a  des  stipulations 
dict^  par  le  desir  des  intüressüs,  de  imiiutenir  les  droits  ünpr&scriptiblcs  d«»*^  mx- 
tiooB  neutres,  et  donuer  une  nouvelle  preuve  de  leor  loyaotä  et  de  leur  amuur 
poor  In  joilioe,  le»  luntee  pnMiei  eontnelialci  preiment  Id  Peogagemcnt  le  phn 
iame^t  de  fnoneler  les  ddhoM  Im  pIn  editeee 'Ii  lenn  cepitiine«,  aelt  de  beitt- 
Iwd,  lolk  de  ]a  marine  nudinnde,  de  dniger,  tedr  en  recte  ii  Icurs  borda 
aucun  des  objets,  qni,  anx  termos  de  la  prd'spTitc  Convention,  pourniient  etre  re- 
put<5s  de  coutrebaude  et  de  tenir  rcspectivement  la  main  h  l'rxrcutioa  des  ordres 
qu'elles  feront  publier  daus  leuru  amiraut^  et  partout  oü  besoin  sera^  k  Tüffet  de 
quoi  l'ordonnance,  qoi  renouvellera  cette  d^enae  sous  les  peines  les  pIns  graves, 
itin  Inpifinte  h  In  ndle  dn  pcdNBt  nde  pev  n*en  pvim  Mn  jptdlnidn 
canee  d*igaonnoe; 

Les  hantes  parties  contractantcs  ToulaiU  eneore  pr^renir  totit  stijet  de  dib* 
sension  k  Tavemr  limitant  le  droit  de  visite  des  vai^seaux  marcliands  alland  sous 
oonvui,  aux  sciUs  caä  oü  la  puissaucc  belligt^rautc  pouixait  essu^er  uu  pr^judioe 
par  Tabus  du  pavilUon  neutre,  sont  convenus: 

1.  Que  le  dnÜ  de  ikäin  laa  nnvfna  mnwhnnilfi  apparivaaaft  ans  sujets  de 
ISne  dee  pniaiioeea  enntniiHaiitMi  et  nniignant  aooa  le  ewwpt  dNin  vaiMeaii  de 
gnsne  de  ladto  pninnfw  ne  sera  exerc^  qoe  par  ka  fakaaau  de  gnarre  de  In 
partie  belligerante,  et  ne  s'cHcndra  jamais  armatenrs,  corsaires  on  autres  biltimenis, 
qni  n'appnrticuucut  pas  ä  la  flotte  impetiak  oa  xojfnle  de  kun  M%j«8t4^  »«ja^pie 
leur^  sujets  auraieut  ara»^  eu  guerre. 

2.  Que  les  propri^taires  de  tous  leg  navires  marchands  appartenant  anx  sujets 
de  Tan  ^tea  RwuTewtiiw  oonbnctania.  oni  acwirt  ditthitfi  k  aUer  aoaa  oonfol  d^ul 
mlBBenii  de  goem^  aennA  tan«,  niant  ^'lla  ne  n^dmA  km  faatraotioBa  de 
natlgatJon,  de  produire  an  oonunandant  du  vaisseau  de  convoi  leurs  paaNporta  et 
oartificats  ou  Ictfrps  de  mer,  dans  la  fomie  aunext?e  an  pr(?scnt  traitö. 

3.  Qne,  i  orbqu'un  tcl  vaLsaeau  de  piterre,  ayaut  bous  couvoi  des  navires 
marcliauda,  sera  reucoutre  par  uu  vaisseau  uu  des  vaisseaux  do  guerre  de  lautre 
pavüe  cantiaeCantB  fDi  ae  troofon  alm  an  älat  de  guerre,  pour  Mbet  tont  ddacndfo, 
an  ae  tJendra  hon  de  In  pottte  dn  canon,  k  moina  qa»  TAst  de  In  ner  en  le  Uen 
de  In  nncoDtre  ne  näcessite  uu  plni  gvnnd  nuproehement;  et  le  commandant  du 
vaisseau  de  la  puissance  belligerante  cnvcrra  nnc  chalouixj  i  bord  dn  vni- snaii  t\o 
convoi,  nü  il  sera  procede  rdciproqueraent  ä  la  verificiition  des  papicrs  a  (d  tilirats, 
qui  doiveut  constatcr,  d'une  part  que  le  vaisseau  de  guerre  neutre  et  auturise  k 
prendre  sous  son  eecorte  tels  ou  tels  vidaeaux  marchand»  de  sa  oatioo,  chargüs  de 


teile  cargaiüOQ  et  pour  tel  port;  de  Tantre  part,  qtic  1c  vaissean  de  guerre  de  Ja 
puftie  belligermnte  apjwirtieut  k  la  flotto  imperiale  ou  royale  de  leurs  Majestes. 

4.  Cette  veriiicatioQ  faite,  il  u'y  aura  liea  »  aucuue  visite,  si  \m  papien 
aont  nocMuiiis  en  regle,  et  1*0  n*«zfite  socnn  uottf  valaldt  de  mipiwan.  Ow  to 
CM  coainim  te  nwnimwliiit  dn  liiaMMi  da  gnene  Motra  dteMUt  rmpd» 

par  1b  eommaudant  du  vaiMcou  ou  des  vaimeMu  de  la  puiMnee  belligäraute)  doit 
ameoer  et  deteuir  suu  couvoi  pendaut  lo  teinps  neces^aire  pour  la  visite  des  batl- 
meuta,  qni  ]v  romposcnt;  et  il  anra  la  facultä  de  nominer  et  de  d^l^guar  un  ou 
plnsiers  otiicierä  i>oar  4t£&i^r  k  k  vkite  desdits  bätimciits,  la  quelle  se  fera  en 
m  pr«8ence  sor  chaque  b&timeut  nuurchauU,  ooDjoiuteiaüut  avec  un  ou  pluaieuxi 
offidar  ncfooi^  Dar  ]a  aoBamdaBi  da  falneMi  da  la  Darlfe  balliiteate. 

&.  Sil  anh«  qna  la  fwnaaiirtaMt  du  vaiaaaa  oa  des  taiiwiiiT  da  k  iMia^ 
noce  eo  guerre,  ayant  exaniad  laa  pa^ers  troQTäi  k  bord,  et  ayaut  interreg^  la 
maitre  et  I'cquipaj^e  du  vaisseau.  nporcnri  »Ifs  raisoos  justes  et  süffisantes  ponr 
deteuir  Ic  nuviru  marciiaad.  niiu  de  proceticr  a  une  recliorclic  nlt^oure,  ü  uuLüiera 
cette  iuleutiuu  au  coinmaiidaia  du  vaiaseau  de  couvui,  «^ui  aura  le  pouvoir  d'ordanner 
h  m  «Cder  da  VBüar  k  hmd  d«  nanaa  ami  ddtam,  at  aarirtar  4  raxaaw  da 
k  eaoaa  da  la  ddlaotfaiL  Le  nailra  mawhtiid  aeea  amand  ttat  da  aalla  aa  port 
to  plus  proche  et  k  pka  aoamBaUa  a|parteuant  a  la  f  iwance  bemgäiairta^  «k  k 
ndttveiia  alüriaurt  awa  <w^nte*  $m6  tanla  k  itiHgtwawt  ptHMtMtt. 

825. 

Ergibt  sich  bei  der  rriüuiig  dieser  Papiere  ein  ernster  Ver- 
dacht von  Contrebande,  ao  wird  zwar  ausnahmsweiso  die  Dm  li- 
BuchuTig  des  verdächtigen  Schiffes  vorgenommen,  aber  es  ist  tl>  m 
f^'eli  iteiiden  Statsschiffe  (jeiegeuiieit  zu  geben,  bei  der  VonuJinu} 
derselben  reprÜscntirt  zu  sein.  Wiixl  dann  nach  der  Meinung  des 
Kriegsschilfs  Contrebande  entdeckt,  so  ist  dem  Commandanten  dea 
GeleitschiffoR  drivon  Anzeige  zu  machen,  und  dieser  kann  einen 
Offizier  beauftnigeu,  der  Stellung  des  vermeintlichen  Contrebuudo- 
Rchiffes  vor  das  nächste  Prisengericht  und  der  Verhandlung  vor 
demsolbdu  im  latorefisa  dos  ueakalda  Verkabra  baizuwolmeii. 

Dar  Kciagsstat  Lat innaerhin  sein  selbständiges  Recht  und  Interesse 
zn  wahren.  Paher  kann  ihm  nidit  zugenuitliot  werden,  dass  die  Bt  rnfung  auf 
das  Zeiigniss  des  neutralen  Stats  j(de  weitere  Prüfung  aucli  verdacht ijjfer  ScIUffe 
absolut  verhindere.  Es  ist  möglirh,  dass  der  neutrale  Stat  selber  getauscht  worden 
fMtr  und  aeinerseUa  nicbt  aorg^dg  genug  geprOft  hatte.  Es  iat  überdem  nodi  eher 
nrilgiti^,  daiB  dar  KriegHtat  nnd  dar  nentnde  Stat  eine  vanGUadaaa  WiJinmg 
tib^  die  Ausddumiig  des  Begriffs  Contrebande  hafcoi,  nnd  jaaar  aiaa  Ladnag  fllr 
Coutrebujide  hält,  welche  dieser  nicht  als  Ck>ntrcbande  ansieht.  Da  koBunt  aa 
wieder  darauf  an,  den  Conflict  der  Meinungen  und  Interessen  auszu- 
gleichen. Damit  stiiriimen  auch  die  Satzungen  der  bew;«ffneten  Neutmlitat  von 
1800  (?^.  SU  §  024)  übereiu.   Vgl.  Hcffter  i  170.    Gaii^  passoid  ist  diu  Ik- 
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•Ifananv  4m  ciigttNbHraHlMiMi  Tettoi^  von  IfiOl:  ^  Ii  iaHkeamMragnal^ 
tbHt  if  aoy  merchasfe  llifps  thus  comnjtd  ibould  be  detained  withont  just  aad  loflt» 

cient  cause,  the  Commander  of  the  ships  or  ships  of  Mar  of  thc  belligerant  power 
shall  not  oiily  bc  bouud  to  niake  to  tlie  owners  of  the  ships  aud  of  tb«>  cnrf^o  a  füll 
aud  |M;:rft:a  coiupeusation  for  all  ihc  losseä,  expenses,  danuiges  aaü  costs  cH  cu&ioued 
by  such  a  detantion,  but  shall,  moreover,  undeigo  au  tdtenor  puuiahment  for  every 
Mi  of  tiftlmw  or  ddMf  finlk  lAich  fat  my  hMS  twimrfHrtlj  Mootdfaig  m  tiU 
■ttani  of  üw  mm  imj  fegniie". 

826. 

Dieser  Schutz  des  neutralen  Geleitschiffes  erstreckt  sich  nur 
anf  die  früher  schon  auadr&ckUch  und  nach  Yorheriger  Prüfung  in 
den  GeloitBcliatz  aofgenomnieM  Handfikachiffe  und  kann  nicht  erst 
unterwegs  aTigenifen  vrordan,  wenn  ein  neutrales  Schitf  ohne  diese 
VoraiGht  die  Falurt  natomommen  hat  und  mm  beforchtet»  daroh- 
SQcht  xn  werden« 

Sdiiffe,  mHäm  sieh  eaoA  antenregs  an  die  gtldteteu  Sehiffe  (oomwi)  an- 
schliesaen,  rind  demnach  ab  nicht  dorch  das  Geleite  Icgitimirt  der  ge* 

wöhnlichcn  IVilfimf!:  ausgesetzt.  Aber  es  bleibt  aucb  in  dietiom  Falle  dem  Com- 
mandanteii  de«  fMrntrs  uaverwehrt,  «inea  Offlaier  mitamdiklfftn,  damit  er  der 
UntMsachuiig  beiwokue. 


6.  Blokade. 
627. 

Die  Kriegsstaten  aind  berechli^  im  IntMceasa  wirkBamarlEriegi* 
f&hning  femdlkfaie  Hafen,  Featungen,  mter  Unatindon  eine  be- 
Btinnile  Idndliahe  KQetenalaredoa  gegen  jede  BMebrerlnndang  asdi 
mit  den  Neutralen  aibsnapemn. 

1.  Dm  Becht  äat  Kci^ssstaten,  eium  Hafm  oder  eine  Koste  des  feindlichen 
GeUetB  ftr  dm  Bandd  äbnapuam,  m  blokiron,  viid  In  KrtigMitea  toq 

Alters  her  geübt  und  völkemehtlidL  «neikannt    Aber  tiber  den  Chnmd  diMM 

lU  ebts  gehen  die  Meinungen  aus  einander.  Die  Uebung  bezeugt  nur  die  verbreitete 
Itecliti^überzeugung,  aber  erklärt  dieselbe  nicht.  Manche  Publidsten,  wie  Hübner, 
Ortolan  nnd  HauteCeuil  le  erklären  sie  aus  der  souveränen  Gewalt,  welche 
die  Kriegcuuadit  über  die  feiiuiiiciieu  KuäUuigewtuäer  ergi'eüe  und  ausübe.  Aber 
eÜHRal  iii  dioo  Gewalt  (die  FtiftmihTwii)  mckt  unNatritt^itj  deaa  die  Uddita 
Koate  aeUbafe  Jit  mufa^tnt  sodi  im  BeailM  dia  Feindai^  dar  atJae  Gamdt^  aovait 
die  Strandbatteden  schiessen,  auch  über  den  Hafen  luid  den  Kastcnsaum  behauptet 
and  aBi»b^  Sodas»  «iid  dM  BlofcadffnKitt  la  dfa  eine  Maar  tnnaia  getta,  m 
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dfe  Wadaoidffe  statiodii  liiid  ud  Mf  aBeoum  Meere  gibt  es  keine  besondere 

SoitveränetÄt  eines  Suxts  jj^o^nübcr  andern  Staten.  Endlich  erklärt  die  Gebiets- 
hoheit —  maa&l  eine  bloss  provisorische  —  nicht  das  allgemeiue  Verbot  des  au 
Steh  berechtigten,  vielleicht  vertragsm&ssig  geschätzten  Handelsverkehrs. 

2.  Der  Grund  kann  nicht  in  der  SouTerioettt,  sondern  vdedw  nur  in  den 
Notkreeht  des  Kriegt  geflmdeK  mvieiL  Die  euergtodie^  auf  nadutt  EMIg 
hinarbeitende  Kriegafahnnag  Innn  der  BUkade  ildit  enflwhwML  flaarfai  ist  Jede 
Blokade  auch  eine  schwere  Sch&digung  der  neutralen  Interessen,  aber 
man  nimmt  an,  die  Neutralen  mdsseu  sich  dieselbe  als  eine  unvermeidliche  Folge 
di's  Krie,i,'s,  wie  diesen  selber,  gefallen  lassen,  welcher  die  neutralen  luieressen 
auch  suuüt  vieUiUtig  verlet;iL  Schou  Grotius  uud  Byukershoek,  ueuerlich  auch 
aeaaner  (Mt  dea  Neetiaa.  Baiüa  1866)  atUlMii  daa  BWcadMecbl  nfk  gmm 
Oiflnden  ana  der  Krieganotk wendigkeit.  Gande  weil  ea  Kotkrecht  iat, 
muss  CS  auf  die  Fälle  uud  das  Mass  der  Noth  eingeschränkt  werden.  Aber  eben 
(1f»ps}i:^lb  wird  dicsoH  Nothrecht  fortdanem,  trotii  der  Einsprache  mancher  Handele" 
leute.  YkI  Lämmer  in  den  Preus«.  Jahrb.  1870  ü.  ^  iL 

828. 

Die  Neutralen  sind  verpÜicatüt,  eine  wii-ksame  BlükaJe  wäk- 
read  des  Km  gs  7ai  beachten. 

Als  Wirksam  gilt  dieselbe,  wenn  der  blokireudu  Kriegssiat  die 
Zulalii  t  zu  der  blokirten  Küste  durch  eine  ausreichende  Macht  fort- 
während und  thatsiichlich  verhiudert.  Die  bloesö  Erkiäiuiig  der 
Blok&do  genügt  nicht. 

1.  In  früliem  Zciti'n  Wirde  das  Rlokaderecht  von  den  Seemfichten  in  viel 
weitcrem  Umfange  ausgeübt.  Die  allmähliche  Einschi  aakuug  des  Bio- 
kader echt  s  ist  ein  Fortschritt  des  neueren  Völkerrechts,  weil  &ie  die  Gew&lt- 
«haien  dee  Kriegs  ermässigt  onl  dtti  friedUdien  Tetkelir  aehttüt  Inthewiidare 
behaoptaten  die  Seenidite  frflker,  daia  die  bloue  ErkUtaning  der  Bkkade  genflge, 
OB  den  Handel  auch  den  Neutralen  nach  der  ala  blokirt  erklärten  Küste  zu  unter- 
sagen. So  hatte  z.  B.  K^'j^laTirl  1700  die  ganze  französische  Ktiste  und  im  Jahr 
18i>G  der  Kaiser  Naiwleo:!  ullc  englischen  Kt^sten  in  Ulokadczitstand  crkliirt.  Auf 
dem  Pariser  Gongress  von  IböG  wurde  eudUch  (lt>.  April)  der  früher  scltuu 
tan  der  entaa  bewaflbeten  Neotialiai  Tertretene,  aber  aoeh  «on  Botf^aud  and 
ninkreieh  1864  im  Boariadien  Krieg  anganoaunene  Grandnis  aaetkamit:  „Lee 
blocDs  ]M  III  (Hxe  obUgatoir^  doivent  £tre  effectifs,  c'est  ü  dire  nmintenus  par  une 
forcc  suffisimte  pour  interdire  r^ellement  l'acct-s  du  littoral  de  rennemi".  Es  wird 
also  nur  die  „effcctive'*  (wlrlcBaiDe),  nickt  die  „fictive*'  (Papier  blocaa)  See- 
sperre auerkaimt. 

2.  Ein  Antrag,  die  blosse  Handelsblokade,  d.  It  die  Henrnrang  dea 
reiaai  militftrlaek  «nTerfingliehen  HandelaTerkehra,  flberiiai^t  nicht 

mehr  anzulassen,  sondern  nur  noch  die  militärische  Blokade,  d.  k  welche 
den  Verkehr  mit  einer  Festung  oder  einer  militäriach-wichtigen  Seestation  ab- 
aeliBflidei,  iii  Mäher  neoh  Bichl  an  wettecer  AaeilnottnBg  gfl^^  Mm  begreifl 
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«fl»  dasB  die  SeeuAeht«,  deren  Madit  and  Zwang  wsBentildi  aaf  die  Koatan  te- 
«durftnkt  abd«  sieh  dmegea  strftaben,  eine  solche  Beadvinkiing  anzunehmen,  dnrdi 
welche  Ihre  Nüthi^iuiKsmittel  sehr  erheblich  veimiiidert  wOrdoi.  YgL  Dan»  ta 
Wheftion  Int  L.  §  510  und  oben  zu  §  678. 

Den  neutralen  Staten  kann  es  nicht  verwein  t  werden,  nöthigon- 
falls  zum  Schutz  ihrer  Landslcute  KriegsseliilVe  zu.  verwenden  und 
zu  diesem  Behuf  auch  die  DuFchÜBihrt  durch  das  blokirte  Gewaaser 
m  Terlangeiu 

In  dem  Krieg  zwischen  Brn8ili6n  und  TTriit,'uay  kam  iliose  Frage  im 
Jahr  1865  zur  Sprache.  Anfangs  zwar  hatten  die  Mächte,  wlIcIic  den  Laplata- 
Strom  blokirten  (Brasilien  nnd  die  Argentinische  Republik)  Bedenken  er- 
hoben, im  Verfolg  aber  liesseu  sie  dieselben  iaileu  und  auch  Uruguay  liess  ein 
französisches  (neutrales)  KricgsschiiT,  welches  nach  Assumption  geschickt  war, 
itm  die  Fnukzofien  dMftllwrt  m  iiebttteBff.  nnirehindert  iwBrixwn.   fStatsuvhiv  von 

829. 

Füi-  wirksam  gesperrt  ist  ein  Hafen  dann  zu  erachten,  wenn 
die  Ein-  und  Ausfahrt  entweder  duixh  Kriegs^ichüfe,  welche  vor 
dem  Haien  hegen,  oder  durch  Landbatterien  des  blokircnden  Stats 
verhindert  werden.  Eine  bestimmte  Anzahl  von  Kriegsschiffen  wird 
nicht  erfordert,  ebenso  wenig  als  eine  bestimmte  Anzahl  von  Ka- 
nonen der  Landbatterie.  Aber  es  muss  die  vorhandene  Kriegsmacht 
nahe  imd  stark  genug  sein,  um  nicht  bloss  in  emzehien  Fällen, 
aber  auch  nicht  nothwendig  in  allen  Fällen,  sondern  legelmässig 
den  Verkehr  der  Handelsschiffe  verhindem  m  können. 

Man  nnus  aidi  hier  vor  xwei  extromnu  Andifiingen  des  Wertes  „effec- 
tive  Blocode"  hüten.  Die  eine  fiberq^annk  die  Anforderung  an  dieselbe,  indem 
sie  nur  die  Sperre  als  wksam  bctrarhten  will,  die  allen  Verkehr  nbsolnt  zu 
hindern  vermaf,',  und  jedf  Blokade  o)'^  unwirksam  erklärt,  wenn  es  auch  Tinr 
Eiaeui  iSchitfu  gelingt,  uubmcrki  uud  uuaufgehalteu  hiuduixb^ukummcu.  littet 
heSmt  von  der  speneoden  Kricgsgevtlt  Unmöglich ei  nrisnflso.  Wenn  einaelnfi 
kleine  Schiffe  bei  Nscht  oder  unter  andern  gftnstigenXJmstftnden  derWachismlceitdes 
BlokadegBMihmders  ausweichen,  so  ist  das  noch  kein  Beweis  daf(\r,  dass  die  Blo- 
kade unwirksam  sei.  Eine  andere  ebenfalls  extreme  Meinung  begeht  den  entgegen- 
gesetzten Fehler,  indem  sie  die  Wirksamkeit  des  Blocns  zu  leicht  nimmt  und  schon 
eine  gelegentliche  Ikliinderung  einzelner  Scliüfe  durch  ein  Kreuzersckin  der 
Kriiymacht  fiOr  genügend  eraebtet  Das  anerkannte  Völkerrecht  liUft  sieh  in  der 
Motte  svfsolisa  disseit  ExtisneiL  Die  Amnahnie  einer  glAddicben  Sin-  oder  Ans- 
fiJut  tms  der  Bkikade  macht  dieselbe  niäit  nnwhrksam  und  die  Ansnahne  einer 
•  IsBlaelili,  Pai  TWhMncM.  $0 
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mi^llcklicheii  Wign^luBe  eines  ncutmlea  Schiffs  durch  ciaen  Kreuxor  macht  IK»> 
selbe  nicht  wirksam.  Es  musa  violmohr  nach  dem  Ausdruck  des  Grafen  üran- 
yiUc  (lü.  Mai  1861)  iu  Folg«  der  Blokade  wirklich  Bchwierip  sein,  ungehemmt 
in  den  biokirten  Hafen  ein-  oder  aus  deiiueU>en  auazulaufeiL  Es  muss  eine  emsie 
vad  Bftbe  Ge&kr  Min,  durch  die  WadNcliiffB  hindiirch  aa  kommoi.  Inden  noid- 
iBMrfkwilidiiii  BtBtgilakg  1861-^  wunde  die  effBcthe  Blokada  in  dieiem  Sbus 
von  den  Yflniiiigte&  8taten  gehandhabt  und  von  den  Neutrploi  aneAuipt  Tf^ 
en^^ttKlie  Depm^  im  10.  Febr.  1868  (StatoocUT  616). 

830, 

Weder  ist  f  nie  fiugirto  Blokade  durch  ein  blosses  Decret, 
ohae  die  Üiatsüt  liliclie  Goltendmailiini[(  zi}ljissig  noch  eine  Blokade 
der  Seehäfen  durch  hin  und  her  iaiireiulc  Kreuaar  ohud  dauemdfi 
Kiiegsstation. 

Allerdings  ist  auch  heute  noch  die  Blolcudc  einer  Küste,  uiclit  Wo?«  f  in- 
selner Seehftfen  möglich;  und  insofern  wird  jene  noch  durch  Kri  uzi  r  e- 
bandhabt,  aber  doch  nur  in  Verbindung  mit  einer  festen  Schiffsstation,  welche 
r^elmassige  Wacbe  UUt  TXo  bemiBieto  Haottiülll  mm  1780  hUte  den  Omad- 
«te  so  aiuigedrflekt:  „sn  aoeofda  oette  ddfeennfniltai  (dNm  port  bloqii<)  qa*  h 
eelni  oft  II  7  a»  psr  k  dlqNMltiai  de  bt  paiMMUue  qni  Tattaquc  avcc  d^s  Tals- 
scaux  arrftt^s  et  sufffsamment  procbes  nn  danger  övident  d*entrer."  In 
dem  NcutralitatOTertrag  zwischen  Russljind  und  Enirlajid  vom  Jahr  l^^Ol  wurde 
dann  diese  RcBtimmnng  durch  die  nur  btliiiabar  unerhebliche  WfiiuiluiiL'  <les 
Wörtcheus  e  t  in  das  bedenkliche  u  u  sehr  ahgeechwucht,  und  dem  Misftbrauch  ua<^ 
Bloltade  dareb  blosn  Knaar  «iedor  eine  Thflia  ertdfaet  Qesiner  a.  a, 
O.  &  167;  Ata  der  Ksber  Maiimfllsa  von  Mepoe  die  MeriffatsdiM  aMklieB 
Hifen  in  Blokadeznst^d  erklärte,  ohne  die  erforderliche  Seemadit  dawlllil  IB 
haben,  9.  Juli  1866,  erklär1(  d<  r  Präsidrtit  der  Vercinitrtf;n  StaM  im  AmBäkä, 
4ßko9fm,  diese  fitoksde  öffenüiiih  9}»  täfktig.  17.  Aug.  im. 

8S1. 

Der  Ki'iegsstiit  ist  verpflichtet,  d\r  Blokado  öffciiüick  und  all- 
gemein zu  erkiareu  imd  davun  aacii  Kuweit  sein  regelmässiger  diplo- 
niatischer  Verkehr  reicht,  den  neutralen  Staten  sofort  davon  Anzeige 
zn  machen,  di»nit  dieselben  ihre  Handeissehili'e  rechtzeitig  vor  der 
drohenden  Gefahr  warnen  können.  Die  vorherige  Kenntnissgabe  ist 
aber  keine  Bedingung  der  rechtmässigen  Blokade.  Wenn  dieselbe 
w^gen  der  grossen  Entfernung  des  biokirten  Hafens  imthunlich  er- 
scheint, so  dass  die  Anordnung  der  Blokade  anticipirt  werden  mnss, 
so  ist  j<>ne  Anzeige  doch  auch  in  diesem  Falle  mögliehit  au  be- 
achieimigcu. 

1.  Har  die  StaMgewalt  )am  eine  fik)lade  >B5^''ftnfg^   £!s     ^  fin 
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Act  der  Souver&netilt.  Da  derselbe  aber  auch  ftlr  die  Neutralen  wicTitige  und 
gefÄbrlichc  Folgen  hat,  so  ist  diese  eingreifende  Massregel  mftglicbst  bald  den  neu- 
tralen Stateu  zur  Keuutuiää  2u  briugea.  Diese  wiUdeu  mit  vulleni  Hecht  sich  be< 
lebwenn  Uudmi,  vom  ihn  Schiffe,  ohna  vorherige  Anzeige  und  Wanumg  tob 
dm  bkUrandfla  KriegiHchiffen  des  Kriegsstati  w^eu  TerletEung  der  Blokade  mf- 
genommen  würden.  Zuweilen  haben  darüber  Statsvcrträge  nähere  Bestimmungen 
getroffen,  z.  B.  d^r  englisch-amerikanische  von  179J  Antwort  des  franzö- 
sischen Handelsministers  Rouher  vom  10.  Sept.  18(jl  (Staisarohiv  113)  auf  eine 
Bedamation:  „II  est  d'uu  usage  asaej^  geueral  uam  doute  qu'un  gouvemement  in- 
finae  Im  Mtne  Abb  utiOfM  de  btocu  «u  qodg  fl  ncourt,  mals  cette  notifl- 
cadoo,  gui  n*e8t  ptt  de  rlii^  abedliie,  a**  «ncane  valeur  per  die  ndme,  die  n'eet 
que  la  dAMinetoÜOO  dNm  Alt  existant  et  foi  produirat  dt'j&  BEB  effrii.  —  n  est 
Evident,  qttc  si  les  neutres  suspendaient  ou  modifiaient  d'apres  cette  seule  notification 
leurs  oiK-rations  de  commerce,  ils  s'cxposeraient  k  les  Ixoubler  mal  h  propos  au 
cas,  ou  le  blocus  n'existerait  pas  rt'-clh  ini  nt  sur  les?  lieux  ou  s'il  avait  de^k  pris 
fin  du  moment  ou  leuis  expeditious  aur<ueut  pu  y  arriver." 

2.  Die  anteeipirte  Blokade  wird  insofern  sofort  wirksam,  all  den  oea- 
tnden  Sdiifen  die  Fahrt  m  oder  ans  dem  blokirteD  Hafen  je  nach  ümsUaden 
yerwehrt  oder  doch  erschwert  wird.  Aber  sie  darf  nicbt  nur  Wegnahine  von  oen- 
tralen  Schiffen  führen,  die  in  gutem  Glauben  sind. 

832. 

Die  KenntnissL^uij  j  i.st  aber  auch  direct  in  einzelnen  Füllen 
an  die  zur  See  belmdlichen  nnd  sicli  in  gutem  Glauben  nähernden 
neutralen  Schifte  zn  rieht imi,  damit  dieselben  dadurch  veranlasst 
wei  l»  nach  einem  nicht  biokirteu  Hafen  zu  steuern  uad  80  den 
Folgen  der  Blokade  ausweichen. 

1.  Die  Prockunation  des  Präsidenten  Lincoln  vom  19.  April  1861  schreibt 
den  Conunandanten  der  Waclischiffe  vor:  „Wenn  ein  neutraV*«?  Schiff  sich  nähere, 
dasselbe  ohne  Verzug  zu  warnen,  uud  die  Warnung  in  die  Sckittipapiere  eintragen 
8u  lassen.  Wüi'd«^  das  gewarnte  ikhiS  spüter  wieder  versuchen,  trotz  der  Blokade 
in  0m  (»WileB  ^ea  ein-  oder  ««§  dmmfim  iwmilaiifen,  Aum  aoU  e«  im- 
gaiMnniien  weiden**.  Bei  den  geiielilliAen  TeyhaajllmiBen  davOber  «mli  foäWHP 
anerkannt,  dass  die  individuelle  Warnung  nur  da  eine  Bedingimg  der  Wegnahme 
des  Schiffs  sei,  wo  dasselbe  nicht  olnifthin  Kernitni.sa  von  der  Blokade  gehabt  habe, 
nur  insofern  es  in  gntem,  nicht  .wemi  ^  bösem  ,Qlaiibpn  sei>  VgL 
Dana  2U  Wheaton  §  518. 

S.  Eine  BechtSTermntliung,  daaa  den  neutralen  SohUfen  die  Blokade 
bekannt  geworden  sei,  besteht  mar  insofern,  als  dieselben  aus  eittem  Bäte  kom- 
men, in  welchem  die  l^kade  notorisch  bekannt  war.  Dleae  Votorit&t  versteht 
ilqb  1^  den  blokirtcn  Hafen,  aber  nicht  ohne  weiters  für  die  neutialen  Häfen. 

3.  Die  An;^Hge  für  sich  allein  wirkt  ^c^t,  sondern  nur  in  Verbindung 
mit  der  that suchlichen  Sperre.  W^ürde  also  z.  B.  angezeigt,  es  seien  sämmt- 
Uche  H&fen  einer  Koste  blokirt  aber  in  Wahrheit  nur  die  einen  wfrkUeb  toQb 

80* 
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Blokadeschiffe  gesperrt,  die  andern  nicht,  t^o  irftie  das  neutrale  Schiff  nidil  f6- 
hindert,  in  einen  der  ktatem  HAfen  m  iabren.  Vgi  oben  n  881. 

833. 

Die  Blokadc  dauert  nicht  länger,  als  sio  wirksam  ist. 

EUn  plötzlicher  Sturm,  weldier  die  blokirendou  SchitFe  momen- 
tan zerstreut,  hebt  die  Blokade  nicht  auf.  Dieselben  können  sich 
wieder  sammeln  und  die  alte  Blokade  fortsetzten.  Wohl  aber  wird 
dieselbe  durch  eine  überlegene  feindliche  Seemacht  aufgehoben, 
wenn  die  blokirenden  Schiffe  sich  vor  derselben  zurückzichu.  Wenn 
letztere  wiederkehren,  nachdem  erstere  sich  entfernt  hat,  so  be- 
ginnt eine  neue  Blokade. 

Vgl.  die  englische  Depesche  vom  27.  I  V}  r  18ß3  Im  Statsarcliiv  619.  Die 
Ton  englischen  Publicisten  öfter  vcrthcidigtc  Meinung,  Uass  die  Neutralen  es  ab» 
warten  mOfisen,  bis  sie  eine  Erklärung  über  die  Aufhebung  der  Blokade  er- 
Gilten,  ist  im  Widenprneh  mit  dem  vm  dem  Fkriaer  Coogreei  von  1866  aaer- 
Inantea  Onuidpriiidp  und  wfiide  nieder  m  einem  bloei  fietiven  Blocnt  Ctthiea. 

834. 

Kur  wenn  dieStörang  dorBtokade  eine  bloss  momeiitaiie  und 
TtnrfibergeJieiide  mt  und  ohne  Yexzag.  dnrdi  Wiederherstellung  wie- 
der beseitigl  irird,  so  inrd  angenonunen,  die  alte  Blolttde  danre  fort 

Die  Uoeis  verfibergehende  Stl^rnng  der  Bkdoide  lit  nicht  Anf* 
hebnng  denelben.  WMuead  der  Stflrang,  die  mir  ehwn  theteidiHrtieii  Chiintor 
hat)  Iiabea  WOH  die  neutralen  Scliiffe  eine  glückliche  Aussicht,  luigehemmt  durch- 

CTVomiTi(>T!  A^>er  tlit'  sofortif^r»  Besfifiinin?  der  Störung  und  Wiederherstellung 
des  früheren  ülokadezustands  wird  als  Fortsetzun  ?  desselben  und  nicht  als  eine 
neue  Blokade  betrachtet  Es  bedarf  also  keiner  neuen  Kotilication.  Anden 
irt^a,  wemi  die  Bkdtade  thattdfcf.hlich  aufgegeben  oder  dauernd  aufgelöst 
imta  tat  WM  dieeeAe  ijpltar  wieder  enenert,  n  iit  des  nldit  owlir  ä»  ibirt- 
gwcMe  ahe,  tondem  eine  neue  Blokade. 

835. 

Die  Bedingungen,  unter  welchen  der  Kriegsstat  ein  neutrales 
Schifi  wegen  Verletzung  wegnehmen  darf,  sind: 

a)  die  Kenntniss  des  Neutralen  von  dem  wirkliohea  Bestand 

der  Blokade, 

b)  das  Schiff  muss  während  des  Yersuehs,  die  Blokade  an 
brechen,  ergriffen  worden  sein. 

1  Zu  a)  Vgl.  zu  82D  u.  832.  Das  neotrale  Schiif  kann  sich  aber  nS^ 
aUeseit  damit  «onedeo,  da«  es  smr  m  der  Blolode  Kflontsia  geha^ 
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M  hü»  mMhM  mOen,  ol»  dbielbe  andi  «iiUlIcili  goiiMidliilit  wwd«.  D«r 
EricgBStat  kmn  nicht  zugeben,  i\m  der  Versuch,  die  Blokade  zu  breeheiii  ildi 

hinter  den  Yonvaml  dioscr  rrlifuiif?  verstecke,  um  ohne  Gefahr  der  WegnaliBIO 
untfraoninu'ii  zu  wcnien.  Niur  wenn  aus  den  Umständen,  z  II  wogen  der  grossen 
Entfentung,  klar  wird,  dass  das  kein  blosser  Vorwaud  und  I>ti  kinantel  sei  filr  die 
Durchfahrt  trotz  der  Blokade,  ist  das  neutrale  Schiff  frei  zu  erklären. 

SL  Zu  b)  So  hagfi  wU^k  das  nenlnüe  Schiff  jmr  Torbereitet,  vieUtiehl 
nodt  im  Hafen,  mn  je  nedi  ünstindeii  die  Fahit  ni  irageo,  darf  ea  ideht  ge* 
Hammen  werden,  weil  es  die  Blokade  noch  nu-Iit  ve rietst  bat  Es  kann  noch 
immer  seinen  Vorsat/  andern,  und  nir^t  srhon  der  Wille,  sondern  erst  die  That 
wird  durch  das  Völkcrre(  ht  Ix  dntht.  Aus  diesi-m  Grunde  darf  das  Schiff  auch 
80  lange  ea  in  grosser  Entfernung  von  dem  blokirteu  Hafen  ist,  noch  nidit 
weggenommen  werden,  denn  noch  kann  ee  adnea  Lauf  Andern  und  die  Blokade 
beaditen.  Erst  irenn  ea  aleb  soweit  aaiiibert,  daas  darin  der  Yenmdi  olfenbar 
wird,  trotz  der  Blolv-ade  durchzufahren,  wird  es  der  Wegnahme  ausgesetzt 

3.  Bei  der  BotirtheiluiiK  dieser  Bedinfrtinpen  des  Blokadercchts  und  der 
Blokadepflicht  ist  voraus  auf  den  fjnten  Glauben  (bona  fides)  zu  achten, 
der  aus  den  Umst^idea  erächlusseu  wird.  Mau  darf  nicht  ttbeln  Willen  ver- 
muthen,  aber  sich  auch  nicht  durch  die  blosse  Behauptung  des  guten 
Olanbena  Irrefflbren  laasen. 

4L  Die  bewaffiMie  NeatraUtlt  von  1800  Tersachte  es,  noch  stirei^ere  Be» 
dingungen  festzusetzen,  insbesondere  annser  der  vorherigen  Inftvlduellen  Warnung 
auch  den  offenbaren  Versuch,  .mit  Or  wn  lt  nder  List"  —  en  emploiant  la  force 
ou  la  ruse  —  durchzudringen,  iiit  sc  iiestimmnTiG:  wurde  aber  In  den  englisch- 
russischen  Vertrag  von  1801  niciit  aufgenommen  und  ein  Beweis  der  versuchten 
Gewah  oder  Lbt  wird  auch  mm  der  neueren  Praxis  nkbt  gaMort 

5.  nsmi  bAdnt  gefthrHche  Ttieorie  spraeh  der  aaerikantadie  Obeniditer 
Ghaae  aas  in  dem  Proeeas  Uber  die  engtische  Barke  „Speln^bok"  Dec.  180f3 :  hWoiii 
ein  bloktrter  Hafen  der  BcstimTnnnp:sort  des  Schiffes  \nir,  so  musste  das  neutrale 
ScliiiV  condenniirt  werden.  r>hv-n!il  zunächst  nacl»  einem  neutralen  Hafen  fuhr 
und  gkHchviel  ob  e^  Coutrelmudo  iülirtc  oder  uicht."  W&rde  diese  Aubicht  prac- 
tisch  gmacht,  so  vrttrde  der  neutrale  Handel,  zumal  in  Verbindung  mit  einm 
BaweisrarbihreB  for  einem  fremden  Frisengefidit,  daa  den  neiitralen  Bt^ntkömem 
wenig  Garantie  für  ihr  Beebt  bietet,  viel  mehr  bedroltt  all  dnreb  die  sogenannte 
papieme  Blokade,  die  nan  glttokUdi  durch  die  Beform  des  YtUkerrecbts  beseitigt 
woffdea  iat. 

836. 

Die  tilddr«nde  Kricgsmadit  ist  oidil  berecbtigt;  ein  nentnlee 

Schiff  auaeerhalb  der  bloldrten  Gewaeser  ni  neluneii,  eelbit  dann 

nicht,  wenn  dasselbe  der  Bbkade  glücUicli  entkommen  ist 

Die  Verfolgung  frdlieb  kann  sidi  «bar  bkftblen  QowMior  hbians 
efstrec&aa,  nleht  aber  darf  der  Aagriff  aoaaeilialb  dieasa  Gebiets  umerneBaasn 

werden.  Die  Blokade  ist  nach  ihrer  Natur  an  eine  bestimmte  Oertlichkeit  ge- 
banden.  I>ort  wird  sie  gebandhabt  and  dort  allein,  nicht  auf  dem  weiten  Meer 
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fiberhanpt  macht  sie  sich  geltend.  Das  entkommene  Scliiflf  wird  eich  daher  da- 
vor hüten  mOnen,  dus  ea  nicht  wieder  auf  dem  Bflckweg  dem  BMoidegeidiwader 
In  Binde  fkllt  Aber  nenn  ea  nadi  der  glttddidieii  DwehlUirt  (n  eioea  iildit 
yAtiiton  ITaf(  n  eingelaufen  iBt,  so  kaim  es  ungehindert  von  da  die  neutrale  Reise 
fortsetzen.    Vgl.  ohvn  §  Imlnsspii  verfahren  einige  Seemächte  aueli  in  dieser 

ITinsicht  noch  strenger  und  i^ewallsonier  Auch  die  anierikanisrhen  Gerichte  er- 
kaiiiiten  noch  in  dem  leuten  Bürgerkrieg  das  Reclit  d*  r  Wegnahme  auf  der  R&ck* 
fahrt  au;  aber  nicht  mehr,  nachdem  die  Beiae  beendigt  war.  Dana  sa  Wheaten 
I  588.  Ebenso  nehmen  die  engUsctoi  Piisengeiidite  noch  an,  daai  ein  Schilf 
ndfibei  die  Absicht  hat,  die  Blokade  wa  bredien,  flbecall  auf  oibMr  See  «egga» 
TW"*"*'*  weideQ  dOrfe. 

837. 

Die  neutialeu  Schiffe,  welche  vor  der  Blokade  in  dem  Mo- 

Hrten  Hafen  lagen,  haben  ein  Kecht  zu  fordern,  dass  ihnen  die 
ungehinderte  Ausfahrt  gestattet  werde,  wenn  sie  nach  einem  unver- 
fänglichen  Bestimmungsorte  fahren,  ohne  Kriegscontrehando,  mit 
Ballast  oder  mit  einer  Ladung,  welche  sie  sdion  vor  der  Blokade- 

erkläruiii^  aufgenommen  haben. 

Die  neuere  Tnudä  ist  zuweilen  noch  milder  und  ge^tj^tt^t  den  ueulralea 
Schiffen,  w&hrend  einer  bestimmten  Frist,  mit  beliebiger  l>.adung,  ansgenommen 
Contrebande,  Bnaanlanfen,  olme  BAeksleht  durauf,  daas  dieselbe  erst  nach  d»-  £k<- 
läMmg  iku  Bkktdt  UBtgBamm^  Der  UeUroiAen  liMb*  steht  <•  ai^ 

die  Mk  m  bestimmen.  Erldlning  des  fianzflsischeii  lOabteia  Droeyn  de 
Lhnys  vom  14.  Jan.  1865  betr.  die  Blokade  der  Spanier  in  CMD:  „II  est  6qiii* 
table,  qne  des  hätiments  cutres  dans  on  port  i^tranger,  lorsque  son  f>rrAs  etait  ctj- 
tiöremcut  librc,  nc  soicnt  pas  contraints  a  y  demeurer  par  la  iiii-i  m  Atat  de 
blocus.  —  i^uaut  aux  bätimeuts  de  commerce  qui  m  presentent  dcvaut  un  port 
dwfe  le  Uocii  a  m  dMui  et  est  «Mf,  röntge  oe  kt  amotiM  pea  i  eonvler 
4^*U  lenr  sem  hlm6  im  dfitai  senbWie  ponr  y  pteteer.  D  est  iMlle  4a  eon- 
l^nndre,  quo,  s*il  en  ^tail  aatoement,  un  blocus  perdltit,  dans  MCB  des  ca^^,  toute 
son  efficacitä."  Die  htrcn^rp  Praxis,  welehe  eirn«  neue  T.adunj»  von  fF  iii  llichfm 
Gut  untersagt,  ist  aber  noch  die  BegeL  VgL  Uautefeuille  I^rott des ncutre«  Ii. 
S.  214 

838. 

Den  neutralen  Schiffen  darf  nicht  zugemuthet  werden,  in  der 
Noth  vor  dl mgender  Seogelähr  iu  dem  hlokirtfluHafoii  eine  ZiiÜiictUe* 
Stätte  zu  sttcheiL 

b  Itt  das  ein  Gebot  der  M—ehHdifcilt»  «eldia  aaeb  daa  KifcpBOthreriil 
idM  mm  Vgl.  oben  %  Iii, 

889. 

EÜD  nentnlee  Sdiiff,  walebe»  dfo  Bkükade  Terlebft»  Ibinn  «Sh- 


Digitized  by  Google 


BwM  ig  llwilnltlM 


m 


nod  te  fMviita  Verielnmg  weggenommen  «nd  omMit  irerdak 

Aber  die  Muniwclinft  yerföllt  keiner  wetteren  Strafe. 

1.  Eine  eigentliche  Strafgerichtsbarkeit  sieht  dem  Kriegsstat  wider 
He  Kentnlea  Mdt  offener  See  ni^  so  (oben  §  827).  Aber  ^  Androhnng 
der  WegBAhne  des  neutralen  SehUb,  mim  danelbe  bei  Yerietmair  der  BiolBiide 
ergriffan  fcit,  siehert  die  Wirksamkeit  dieser  und  wird  ittsoirelt  von  dem  YSBbbk* 
recht  gestattet.  Der  Blokadebn!cher  ist  dieser  Gefahr  ausgesetzt,  nicht  aber  einem 
eigentlichen  Rtnifverfaliren.  Die  Mannschaft  de«  neutralen  Schiffs  ist  daher  aTich 
nicht  der  Kricgsgefangfenschaft  unterworfen  Im  Grunde  war  ihr  Verkehr  doch 
nur  FrieUeuäverkeiir,  uicLt  KricgshiUfe.    V^^l.  zu 

8.  Als  imgUache  Matmen,  welche  auf  einem  fmgBsrJMin  neotnlen  Schiffe 
dfaniea,  das  die  nordamerikaniache  Blokade  sn  brechen  versodite»  von  dem  Oom- 
nandanten  eines  blokirenden  Schiffes  festgehalten  und  xa  dem  eidlichen  Verspre- 
chen genöthigt  wori!f>n  wollten,  keine  Yersuche  der  Art  xn  wiederholen,  wurde  das 
von  dem  amerikauiätlien  Minister  Seward  getadelt:  ,4t  may  be  lawful,  to  detain 
such  persona  as  wituessea,  wltca  tlieir  tt'stimoney  may  be  iudi-spensable  to  the  ad- 
nüniatiatkn  ef  joitiee;  bnt  idien  captoied  in  n  neutral  ship,  they  cannot  be  oon- 
ddered  and  eapht  not  to  be  treated  aa  priatmen  of  war.**  81.  Dee.  1861  (Stata- 

840. 

Ebenso  unterliegt  die  Ladung  solcher  ScLüVe  der  Besclilag- 
nahmo  und  der  Confiscation,  ausser  wenn  der  Eigenthümer  der 
Waare  es  glaubhaft  macheu  kau«,  dasa  dio  Verletssung  der  Blokade 
gegen  seineu  Willeu  vt  rsuclit  worden  sei. 

Wenn  SchifT  und  Waare  i1(>TT<^plher>  Kij^ontfuinicr  haben,  ho  ist  die  Confis- 
cation der  Wnare  unbedenklich.  Wenn  aber  dieselben  verschieden  sind,  so  versteht 
sich  die  Ictztcru  nicht  mehr  von  selbst,  wie  eine  Folge  der  Wegnahme  des  Schiffik 
Aber  man  wlid  MMb  in  dm  letnfeent  SVDen  iilcbt  Iddit  amiehnien  dflifeu»  daaa 
der  iSfeenllittner  der  Waare  tmbethefligt  sei  bei  der  Terieferaog  der  Blokade, 
WBidbe  neiMenB  In  seinem  HuodelBiiitereäsc  versucht  wird.  Nur  wenn  nachgewiesen 
werden  kann,  dass  dfT^plhe  von  der  Existenz  der  Blok^dr  nichts-  hnlie  wissen 
können,  als  er  den  blokirten  Hafen  zum  Bestimmunpiort  der  Wiuire  maciitf ,  r  dcr 
dass  er  den  Schiffer  bestimmt  und  nicht  etwa  nur  zum  ächeiue  anwies,  die  iilukado 
zu  beachten  und  trotsdem  dieser  auf  eigene  Qe&hr  hin  gegen  seinen  Auftrag  die 
Wokade  brechen  wollte^  wtoe  n  nngerediti  die  schweren  SiMMieDe  dar  OonH^ 
cntifla  dem  BUgsnihainttr  anfiwarlegaa.        Fbllllmete  HL  |  8tBb 


^  Prisengerichte. 

841. 

Di»  tooUag-  und  die  WfCBflhiM  Mwofal  lemdliciher  Schiffe 
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ak  der  nenfartlen  Schiffe  nnd  ihrer  Ladmg  ist  der  BearUwihtiig 
der  Friseiigerichte  naterworfen. 

Dm  Prisengericht  entscheidet  über  die  BechtmÜMid^t  der 
Prise  und  über  die  Folgen  der  Beschlag-  oder  Wegnahme. 

Die  EtnrichtQqg  der  Prisengcriclite  gibt  einige,  wenn  Mich  ebxb  onyoll- 
kommene  GewShr  daf&r,  dafls  auch  im  Seekrieg  nicht  bloss  die  Gewalt  —  iondem 

das  Recht  herrsche.  Die  Prisengerichte  dienen  zur  Controlc  der  gewaltsamen 
Beschlag-  und  Wegiiolime,  welche  im  Knoj;p  pr  L^m  fremde  (feindlii  l  e  (  di  r  iirnfmle) 
Schiffe  tmd  Waaren  pfübt  wird.  Dieselbe  sn!l  narh  T?rr!!t,>''ruiulsat/.c-ii  und 
durch  Richter  geprüft  und  je  nach  ümstaudcu  eulweder  beslatigt  (nkr  ver- 
bessert werden.  Die  Rücksicht  auf  die  Neutralea  hat  hauptsächlich  zur  An»- 
bOduQg  der  Prtengeriilitaharkdt  geführt,  aber  auch  den  EigcnthOmem  der  febd- 
Ochen  Natioii  kommt  die  Einrichtimg  gelogentKdi  m  Gnto. 

842. 

Ak  zuständig  wird  in  der  Regel  das  PriscDgcriclit  des  Nohmo- 
stutcs  betrachtet,  auch  wenn  das  aufgehraclitG  Schiff  eiu  neutrales 
ist,  und  sogar  dam,  wenn  das  neiitrale  Sehift"  wegen  Fiihning  von 
Krirgscontrohaiide  oder  Verletzung  der  Blokade  auf  offener  See  ge- 
nommen worden  ist. 

Wenn  das  neutrale  Schiff  in  den  Im  si  tzteu  Eigeugcwässeru  geuommen 
wird,  so  i.st  die  Zuständigkeit  der  beset/endcn  Stats?'  \valt  und  ihrer  rrrrichfsbar- 
keit  selion  au.s  iill'jrmeincu  RechtsgrujidsiUzcu  erklärt.   Ij^hcr  erheben  sich  Zweifel, 
wenn  die  Wegnahme  auf  offener  See  geschehen  ist,  denn  diese  ist  nicht  einer 
besondem  Gebietshoheit  nnterworfen  (§  304),  also  auch  nicht  dem  Kricgertate. 
Man  kann  flberdon  mit  Gnmd  das  Bedenken  erheben,  daas  die  neutralen  Schiffe 
In  den  Gerichten  des  Nehmestats  lüdit  genOgende  Garantien  für  eins  nn- 
parteÜBchc  Rechtspflege  zu  finden  vermögen,  indem  der  Nehmestat  selber 
Partei  und  bei  der  Vcnirtheilun^  der  aufgebrachten  Schiffe  interessirt  ist.  Ks 
bleibt  eine  Aufgabe  der  zukünftigen  V  erbesserung  des  Völkerrechts,  diesen  Mangel 
zu  heben  und  bessere  Garantien  der  Unparteilichkeit  zu  gewähren.   Friedrich  der 
Grosse  hatte  Im  Jahr  17Ö8       i^vettssische  Commission  niedergeeetst»  irdche  die 
Urtiieils  der  engKwihfai  Prisepgerichte  g^en  Freaasisdiei  damals  nentndt,  Schiffe 
iwwVflt  prfifen  und  darüber  erkennen  sollte,  wogegen  freilieh  England  als  gegen 
eine  unerhörte  Nenenins  Protest  erhob.   Man  vorsuchte  es  auch  cluipfc  Male  mit 
Bestellung  gemischter  Gerichte.    Gegenwärtig  aber  wird  die  au^schliesslicho 
Zuständigkeit  der  Gericlitc  des  Nehmestats  allgemein  anerkannt.    Man  betrachtet 
ri»  tiHÜi  als  eins  Folge  des  Kriegsrechts,  widches  die  Kriegspartel  sa  ge- 
waltsamem ESngnifBn  ennlchtigti  theils  als  eine  Ermisaigung  dieses  Bsdils, 
indem  es  in  der  Yolhdshnng  eiser  gsdehtUshen  Ogntrole  ontonrerfen  wird. 

843. 

Die  Besetzung  und  Ermächtigung  des  Prisengehdits  ist  ein 
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Act  der  Sovm-anetät  des  Eriegsstates,  welcher  die  I^isengeriebls- 
bniceit  übt. 

1.  Bio  Priiengo  richte  sind  auaseiordciif  liehe  Gerichtshöfe, 
welche  ai  iüiegszeitcn  ad  hoc  errichtet  werden.  OUwohl  ihre  Aufgabe  eine  vülker- 
reclifUdi«  lit,  '  10  ist  flare  Bcgrttadnqg  «nA  Besetsang  dennDch  ttatireektlieh 
mmairi  Desdudb  ist  die  OigMilHUioii  der  Priungeridite  In  den  tenduedeom 
Steten  tendi{e<Ien ;  und  die  Richter,  welche  dieselben  bilden,  erhalten  Ihre  Er- 
nennung und  Instruction  jederzeit  von  der  obersten  Statsgewalt  ihres  Stats 

2.  Die  Einsetzung  des  Prisongürichts  ist  rine  Handlung  des  Kriegs- 
rechts. Die  nentrolon  St.ucii  sct/cii  il('ni;,'rinäss  keine  Prisengerichte  ein  und  ge- 
statten auch  nicht,  da^s  ein  lu-iegiiätat  auf  ihrem  Gebiete  FrisengeriditBberkeit 
ttbe.  Auch  -wenn  etwa  der  ErlegBstat  seine  Gesaatoa  oder  Oonmln  in  dem  neu- 
tralen State  ennlehtigen  wollte,  Priaenfericlrieberkett  m  ttbeo,  eo  kt  der  neutrale 
8tat  beceditigt,  das  zu  hindern.  Er  duldet  In  seinem  ftiedUchen  Gebiete  keine 
Eiie8Nnoidntnge&  der  ^'^fpf^^im. 

844. 

Bas  Fl  iseiirudit  ist  auch  {Laim  zuständig,  wenn  dor  Kchmer 
das  geiioTTimeue  Schiff  in  Folge  von  Seenoth  nicht  in  einen  I1;if(Mi 
des  eigenen  Stats  bat  bringen  köimeu,  sondern  daseelbe  in  einem 
neutralen  Hafen  gesichert  bat 

Die  Aufbringung  des  genommenen  Schiffs  in  den  Seehafen,  wo  das  Pri^n- 
gericht  sitzt,  ist  nicht  eine  uucrla.«slirhf  YnrlKHlinprnnt»  des  prlsetigfrirhtlichea 
Ycrt'ahrcns,  wrnn  gleich  sie  in  der  Hegel  als  Kinlcitung  dazu  dient.  In 
manchen  Phallen  ist  dieselbe  nicht  möglich^  weil  das  genommene  Schilf  nicht  mehr 
seetftchtig  ist  und  man  genMUgt  Ist,  far  dasselbe  in  einem  neutralen  Hafen  Sdrats 
nn  swdiMUT 

845. 

Ans  dem  Asyl,  welches  der  neutrale  Stat  dem  femdlichen 
Nchmer  Rammt  seiner  Prise  gi-währt,  l'olgt  nicht  eine  selbständige 
Gerlehtsharkeit  d(\s  neuti-alen  Stats  iilx'r  die  Rcclitmiisf^igkeit  der 
Prise.  Abel-  d^r  neutrale  iStat  j^t  miumehr  in  doi-  Lngv,  gegenüber 
Yon  TÖlkerreehtswidrigen  Wegnahmen  den  neutralen  Kigenthümer 
besser  schützen  zu  können. 

1.  Weil  die  PrlssBgericlitsbarkcit  als  eine  Wirkueg  des  Kriegs  rechts 
betrachtet  wird,  so  kann  nnr  rin  KricgsstRt.  und  nie  ein  nentral^'v  Sitat  sie 
üben  (vfl.  zu  842.  fi4:n.  also  aucli  dann  nicht,  wenn  sich  das  genommene  Schüf 
innerhalb  der  neutruicu  Kigengewaaaor  befindet,  also  der  onleatlicben  Oericktsbar- 
keife  den  imnliikiii  Stati  nnterworfau  ist 

8.  Aber  eben  aus  dem  krtiteo  Grunde  ist  der  neutrale  Stat  auck  in  der 
Leis^  dam  aiüpimudileD  8chile  seinen  erdenilicken  BeekMsckat»  warn» 
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nmitkt  iMiliii  gaiiB  MAS  TAlkvmckMUrfg  ntUkm  iMte  1«;  » 

Itt  nicht  verbunden,  Miae  Beihülfe  dem  fremden  PitengokMe  stt  gewAhim 
Würde  s.  B.  ein  Kricgsstat  noch  die  Kaperei  trr^tnttrn.  und  ein  von  einem  Kaiier 
anfgehtachtes  neutrales  Schiff  würde  in  einen  neutralen  Hafen  gebracht,  so  wäre 
der  neutrale  Stat  in  seinem  Rechte,  wenn  er  die  Auslieferung  und  Wcgfühnmg 
det  Sddft  TOdifaiderte,  ungeachtet  vielkida  das  Frisengericht  die  Wegnahme  got- 

846. 

Hat  aber  der  Nehmer  der  Prise  in  einen  ihm  femdlichen 
Hafen  flüchten  müsseiif  so  setzt  er  dieselbe  dar  Befniae  ans,  mlcbe 
die  Wiriuainkeii  dar  ersten  Prise  aufhebt 

Irt  4»  Madlidw  Balim  im  Bedti  dit  SrlegpMi,  dtt  die  Friis  gsnaiifat 
bati  io  bt  freilich  der  Nehmer  so  hinge  geaidieti,  ak  die  <  r  Bi  ^t/  fortdauert, 

und  wenn  inzwischen  die  TerurthcilunK  erfolgt,  so  wirkt  dieselbe  ohne  Ilemmniss. 
Wenn  aber  der  Hafen  im  Bc»ita  des  Feindes  ht  oder  vor  der  Yerurthcilung  wieder 
in  den  Besitz  desselben  kommt,  so  hat  der  I-eiad  das  cntgegcugei>ct2te  Intcresseii 
dem  Nehmer  die  Beute  vieder  wegzundunen,  und  durch  die  fieprJae  die  Wirk- 
iMMl  dir  Eiiw  m  MstOfHt 

847. 

Die  Prisengerichte  haben  bei  ihren  Entscheidungen  die  Grund- 
sätze des  Völkerrechts  und  die  Gesetze  und  Verordnungen  ihres 
Landes,  so  weit  diese  mit  jenen  in  Harmonie  zu  bringen  sind,  m 
beachten.  Wemi  beide  einander  widersprechen,  so  kann  zwar  das 
frisengericht  stetsrechtiioh  genöthigt  werden,  dem  Landesgesetse 
zn  gehorchen.  Aber  es  sind  die  besondem  Landesordniingen  mög- 
Uohst  so  anssnlegen  uid  zu  handhaben,  dass  sie  in  Uebereinstim- 
mnng  mit  den  allgemeinen  Grondsätnn  des  Völkeiredits  terbleiben 
und  immer  wud  der  Eriegsstat  dem  neutralen  State  gegenüber  ver- 
antwortlich, wenn  die  Yorsdiriften  des  Völkerrechts  snm  Schaden 
des  neutralen  Rechts  missachtet  werden* 

Der  Wäm^nA  nMm  der  rölkerreehtlickea  BeslfaiiBeag  «ad 
dar  sUtsreektlieken  Organisation  nndBeaetionf  derPriseBgtgrfcbtaidgt 

sich  hier  wieder.  Die  Prisengerichte  sollen  das  Völkerrecht  handhaben  und  wesent- 
lich nach  VöHrcrrecht  nrtheilen,  nnd  trotzdem  können  sie  fich  nicht  frei  machen 
Tcm  der  Unterordnung  unter  die  souverAne  Statsantorität,  w»  lohe  sie  ins  liCben 
genifen  hat  nnd  ron  der  sie  abhängig  bleiben.  Wünien  sie  ohne  BadGUCht  auf 
die  I^isenreglemente  ihres  Stats  lediglich  nach  ihrran  VorstftnMM  des  VWs^ 
rsdilB  dtoes  imrendsa,  so  wUm  sie  in  CMUSr,  fsa  lluui  OislBiiiigMMIft  sorT»» 
irtiWfiaBg  ffinniis  sa  mcdsa  ^TMtm  ds  eMwh  die  besondem  Tofttteffln 
fkier  tlaawBtotliBfc  siniiisltMi  «tes  sus  »mshiit  aar 'das  TOwaisih^  ss  «sslm 
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sie  sich  gegen  ihren  vOlkerrechtlicheii  Bemf  verfehlen.  Es  bleibt  daher  nof  ttMlb 
jeden  Ccmflkl  maglichgt  Termeidon.  i>a8  geschieht,  wenn  das  Landetreelit 
Im  GeitI«  des  7«lk«rre€liti  ftnsgeiegt  wird.  Irt  tnUdem  ehi  Widm^radi 
swiielMn  doi  beiden  Beefaten  voriuiiden,  dtar  nicht  m  tenOhnen  ist,  so  tit  dM 

Gericht  zwar  verpflichtet,  die  bestimmte  Vorschrift  seines  Landesgesetzes  it 
bcfoli^cn.  Dann  al)er  wird  auch  der  Stat,  der  ein  vflllcerrrrhtswidrißes  Gesetz  ge- 
gphvn  hat,  lern  neutralen  State  verantwortlich,  welcher  durch  dasselbe  in  seinen 
Schutzangthurigen  verletzt  wird;  denn  der  neutrale  Stat  ist  nicht  schuldig,  sich  ein 
Verfahren  gefallen  zu  lassen,  welches  im  Widerspruch  ist  niU  den  eiMAiBaCMl 
Grondatsen  des  VOtkerrecfatB.  Derselbe  kamt  von  dem  Nehmcttat  verlangen,  den 
er  trote  det  S|pnichn  seines  Friseofeikihts  das  neutrale  Selüff  oder  die  neutrale 
Waare  frei  gebe,  wenn  seidies  nach  Völkerrecht  geschehen  muss.  Da  das  Völker- 
recht für  alle  Staten  verbindlich  ist  (§  3),  so  darf  das  statlichc  Gesctx 
nicht  demselben  widersprechen.  Vg^  Dana  za  Wheaton,  Intern.  Iaw. 
I  388. 

848. 

Pas  Vprfalirrii  vor  dem  Prisrn^i  richte  richtet  sirh  in  Er- 
inajiglun^'  volkei  rechtUcher  Voi In  iftun  nach  (\pr  Procf  ssordnting 
des  Nehmestats.  Die  Neutralen  haben  aher  ein  Eecht  auf  Yer- 
theidigimg  und  auf  unpart^iadie  Bechtspflag». 

1.  Die  Frisengesetze  und  i'riscnverordnungen  der  einzelnen  Staten  bestimme 
das  HUm  Das  Yerfüiren  hat  durchweg  den  Ohaxikter  einer  Unteranchnng 
von,  Amts  wegen.  Der  FkisenfUiKr  ist  mefikhMLt  die  flrflndei  ans  denen  ud 

die  Umstände,  unter  welchen  er  das  Schiff  genommen  lisl,  darzulegen  und  das 
Prisengericht  prüft  sodann  die  Schiffsurkunden,  vernimmt  den  SchlffsfWirer  imd  so- 
weit nöthig  die  Mannschaft  de«  nnftrpbrflr^tcTi  Rrhfff'^  und  "stellt  die  Tliatsachen  fest, 
welche  die  Grundlage  des  Processt'b  bihleii.  Dieses  \'ür verfahren  f^eschieht  mei^tPiie 
aummarisch,  nidit  in  Form  einer  gegenseitigen  rarteiverhamUtmg,  sondern  durch 
gerichtlidie  Oonunlarionen. 

8.  ZnweOeQ  wiid,  wie  in  Prenasen,  ein  Statsnnvalt  bestellt,  der  die  An* 
träge  stellt ,  der  nicht  etwa  die  Inlereesen  des  Nehmars  feirtriti,  sondern  eine  nn- 
partciische  Haltung  im  Intieresso  clet  gerechten  Erledigung  det  IMUAtng  behaut^et 
£r  ist  nicht  ndvocaths  fisri,  «fmdern  patronus  jnris. 

3.  Ergibt  sich  die  Sache  als  unzweifelhaft,  so  kann  sofort  Kespmi  hrn 
werden.  Insbesondere  ist,  wenn  eine  Freisprechung  erfolgen  mnss,  diese  ohne 
Venog  anasoBpreclien.  ftoher  nahm  man  es  mit  den  Vernrthellungen  siem- 
Beb  IdehL  Die  neuere  Ansblldnng  des  Beehfs  fordert  Uer  tän  sorgHttIgeres  Ter- 
fobren,  wsIdieB  dem  bedrohten  f^gcnthümer  des  Sdiiffs  oder  der  liadung  Gelegen- 
heit gibt,  sich  gehörig  zu  vertheidigen.  Sie  können  ihre  Reclamationen  schrift- 
lich einreichen  und  werden  da7n  von  dem  Gerichte  aufgefordert.  Ein  contra- 
dictorischea  Vorfahren  ist  iliin  liwri^  bfjn'imdet .  wpnn  irs^nnd  welche  Zweifel 
über  die  bchuid  »ich  zei^^cu  uiui  nicht  die  bcliuid  tiugcälaudeu  wi^d. 
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849. 

Dar  Nebmer  ist  Terpffichtet,  sofort  nacb  idiwr  Aakmift  in 
dem  Hafen,  die  Papiere  des  aufgebrachten  Sdiifib  sammt  dem  Pro- 
tokoll über  die  Nelimnng  dem  Gericht  zu  übergeben  und  diesem  die 
Verfügung  über  das  Schifi,  sowie  die  Untersuchung  seines  Verfahrens 
anheim  zu  geben. 

Indem  die  Tliätif^keit  des  Gerichts  beginnt,  hürt  die  Gewalt 
des  Nehmers  über  das  Schiff  auf.  Voraus  soll  nun  die  That  des  Nehmers  und 
die  Bdndd  dts  ScUffen  geproft  und  dcmgcmftv  trelter  e&tseliledeii  «erden. 

850. 

Der  Sprach  des  PriseDgerichts  ist  für  die  Parteien  rerimidliclk 
und  begründet  formelies  Becht. 

Es  ist  das  eine  Folge  der  auerkuuiiteu  Zustäudigkeit  (§842).  Da^s 
dar  Kdoinr  sich  dem  Urlhell  unterwerfen  man,  lafc  freilich  eelbBtvenliBdlidi,  da 
das  FriseBferichl  rou  demselben  State  »atoiiaurt  IM»  dem  er  angehört  Aber  dam 
andk  der  fremde  Neutrale  das  UrtLeil  als  fonneUes  T\cvh\  gilton  lassen  muss, 
velchc.«  virllciclit  im  Widerspruch  ist  mit  seinem  heimatlichen  LaiidcsrccTit.  da«; 
eine  Anomalie,  denn  die  8onveränet&t  des  Nehmestats  erstreckt  sich  nicht  aber  ihn. 
Nor  das  Nothrecht  des  Kriegs  erklärt  die  Aosnahmo. 

851. 

Indessen  ist  der  Kriegsstat,  welcher  das  F^risengericlit  bestellt 
hat,  dem  neutralen  State  Terantwortfidi  ftr  o£Fenbares  Unrecht» 

welches  das  Prisengericht  im  Widerspruch  mit  dem  Völkerrecht  den 

neutralen  Eigcnthümcm  zugefügt  hat.  Die  Berufung  auf  die  Landes- 

gcsctze,  welche  dii-s  i^riscugericht  angewendet  hat,  befreit  nicht  von 
dieser  Verantwortliclikeit,  wenn  diu'ch  das  Landesgesctz  die  natür- 
lichen Rechte  der  Neutralen  niissaehtct  worden  sind. 

Entsteht  darüber  ein  Streit  zwischen  dem  Kriegsstat  und  dem 
neutralen  Stat,  so  ist  dieser  Streit  nacli  völkerreclitliclien  Grund- 
sätzen und  zunächst  durch  Uutei'haiidluiig  und  liiedliche  Mittel  zu 
sciilichten. 

1.  Der  neutrale  Stat  wird  nicht  als  bffupt  oraditt  t,  eine  eigontlichc  Revision 
des  Proc€8SCs  vor/nnfdinipn.  Seine  Gericlitc  sind  keine  Ilcvisious-  noch  Appel- 
latious-  noch  Gas  satiousi  US  tanzen  gegenüber  den  Prisengerichten.  Nur  die»c 
dnd  competeut,  Aber  den  eiusehien  Fall  m  ortheilen,  die  eiheblidien  Tbateufaen 
zn  constatiren  und  m  würdigen,  und  ttber  Freisprechung  oder  Terurthellung  in 
entschdden.  Dieses  Urfhettnirkt  reihtskrariig  iq««U  f&r  den  Nehmer  als  f&r  d^ 
Eigenthfimer  des  genommenen  Schifb  odier  der  genorameoen  Ladung  (|  äöO).  Aber 
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te  neiitnb  SM  IhI  ein  Bedit,  m  Ibidflni,  äm  dieae  anini^kKBveise  danb 
dia  Töllmradit  erUmbte  JttBtis  dem  TAlkerreelit  gest&BS  f  ekftadiiabi  nad 

nicht  zu  völkerrechtswidriger  Beiiachth Olli ri^iing  seiner  Angehörigen 
missbraucht  vrerdo.  Vgl.  zu  §  847.  Diese  (irun  l  ;i  'o  sind  nach  in  den  Ver- 
handlungt>n  7wi8chen  den  VereiiuCfcn  Staten  ?üu  Amerika  und  der  Dänischen  ße- 
giening  im  Jahr  1830  bestätigt  «ordeu.   YgL  Wheaton  Int.  Law.  §  '6Ü1. 

2.  Wenn  zwischen  dem  neutralen  vnd  dem  Kriegflstat  dn  vtOkenwiiiiBdher 
Strdt  entsteht,  ao  ist  dendbe  nie  andere  TöUcenrechtlielie  Strolligkdten  ni  erledigen. 
Vgl.  Buch  TU.  Unter  Umständen  wird  trotz  der  Yerurtheilung  durch  das  Prisen- 
gericht der  neutrale  Stat  die  Beschwerden  des  neutralen  Stats  dadurch  berOck- 
siditiaMi,  dass  er  die  Prise  freigibt,  oder  dadurch,  dass  er  an  denselben  eine  £nt- 
Bciiü4ligung  zahlt  zu  Qunsten  der  verletaten  Eigenthttmcr. 

852. 

Wird  die  Nehmuug  a,lb  mtjLit  rechtmilssig  erfujideu,  ßo  ist  Schiff 
und  Ladung  sofort  Ueu  Eigeuthüinöi^u  fiüi  zu  geben. 

Dabei  wird  naturlich  rin  rech tsli räf tiges  Urtheil  vornnsgesetzt.  Durch 
die  Ikrulung  au  den  Oberpi  i  ^inrath  (Obergericht)  kann  die  Wirksamkeit 
des  angefochtenen  ezstimtaaziiclicn  ürtbeüs  gehemmt  werden. 

853. 

Audi  wenn  die  Kehmung  nicht  gutgeheissen  wird,  kann  dodi 
dem  Eigenthümer  des  genommenen  Schiffs  jede  Entschädignngs- 
fordenmg  dann  abgesprochen  und  es  können  ihm  sogar  die  Kosten 
des  Verfahrens  auferlegt  werden,  wenn  das  Schiff  duich  sein  Ver- 
halten sich  verdächtig  gemacht  hat. 

Auch  in  Bolcheiu  Verhalten  liegt  eine  Verschuldung  —  zwar  keine  so 
gtime,  dass  sie  die  Wegnahme  rechtfertigt,  aber  üine  so  pnugcndc  Ursache,  um 
die  Aufbringung  und  Untersuchung  des  veidüchtigen  Sdüffo  zu  begrOnden. 

€54. 

Wenn  dagegen  der  Nehmer  keinerlei  Grand  haito  wa  Besdüag- 
nalime,  bo  Ist  er  verpflioiitetr  die  Brooenikoeten  an  tragen  md  den 
EigenÜtOmer  des  genommenen  BtMB»  nnd  der  Ladvng  wa  ent- 
sdiSdigen.   üeber  diese  Entachädigungsfordenmg  enteobeidet  das 

Prisengericht. 

Unter  dieser  Voraussetzung  bewirkt  die  Verschuldung  des  Nehmers 
seine  Entsch&digungspflicht 

Blome  VtenäuneeiL  «i  Chinsteii  dee  Nebmen  und  tom  Njusfa^ 
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theil  der  Neutralen  sind  mit  dfiA  Gnmdsätaeii  eiw  usf^afteiiAchaH 

Rechtspflege  unvereinbar. 

Die  ältere  Praxis  mancher  ^o^mächte  var  zn  solchen  Vermuthungen  n 
Gunsten  des  N*'hmcr8  und  wider  das  aufgebrachte  Scliiff  geneigt  Das  widerspricht 
aber  den  Grundprxucipiea  aller  Becht^fl^gef  welche  ihrer  beschrankten  Einsicht  ein- 
gedenk  and  /uir  mit  taasem  Mittek  wiricoid  mr  di0  offenbare  Sebald  bedroht, 
idckt  dio  fetbwrgeae  Sonde,  and  dnf  daher  nicht  jop.  dem  YSIkenrecfat  febHUit 
werden»  an^  wenn  die  Yölkersitte  addie  Ifi^griffe  nodi  duldet.  Die  Schuld  mm 
also,  wenn  sie  bertrittoi  wird,  erwiese«  imden,  ebcneo  «ie  ^ede  endtre  ttraf- 
biie  Sohold. 

Wird  die  Nelimiiiig  gatgehdMeii,  m>  iriid  das  EigsnÜmm  an 
)3du  ^  und  Ladung,  in  so  weit  ab  beide  mit  Bedht  genommen  aind. 
Ml  es  dem  Kehmeetat  mit  Beloihnimg  des  Nebmefs,  aei  ee  dieaem 
eelber  je  nach  ümatfnden  mit  gewiasen  Auflagen  an  dm  Keiimeatai 
aageqprodifltt.  Nur  die  genoauneiMn  ErlegBacMfie  md  die  Knegi- 
eontrebande  ftllen  jedeneit  dem  Nehmeetat,  nieht  dem  Kehmer  an. 

Der  ganze  Gedanke  und  die  Erklärung  des  Prisenrechts  weist  auf  das  Noth- 
recht  cks  Kiiqg;es  und  daher  die  Erieg^walt  hin.  Niemand  kann  ein  persönliches 
jhnilfityjil  au^predieo.  Eben  (Irwilulli  bat  udi  die  ßtatnotoritü  a^eln  deraber 
m  TeifllgBD,  wem  die  Prise  tofkllen  aoU.  Wenn  der  Nehmer  dieselbe  so  ISgmthnm 

bekommt,  so  kann  er  dieses  Eigenthum  nur  von  der  S tatsau torität,  nicht  von  seiner 

eigenen  Arbeit  ableiten.  Der  Stat  kann  es  ihm  g&ra  oder  theüweisc  wier  gar  nicht 
geben.  Lonl  Stowell  vgl.  Pli  i  1 1  i  moro  III  §128:  „Prize  is  altogether  a  rrpature 
of  Lbe  Crown,  üo  man  han,  ur  can  iiavo  sji^  inicreät,  bi^t  what  he  takas  i#  tJie 
am  gfft  «f  Ihe  Gnum;  beyond  ti»  «deiit  of  that  gift  he  hat  aething."  Abw  m 

und  das  Mass  der  Belohnung  des  Nehmers,  and  Im  mioagwlcbt  det  I^adas  lUMit 

Daa  YölkerJTßcht  b^^lfiirt  nicht  ^  Yßf^^^Qnthß  def  n^iralem 
Hafen  geborgenen  Pri^e  zum  Yollzag  des  Urtheila.  Aber  wenn  dej 
neutrale  Stat  gßgem  das  Verfahren  des  jhisengericbts  yiilksrreclit^ 
Uobe  Beschwerden  m  fUhjren  hat,  fto  ist  er,  um  sein  Beschwerde- 
recht zu  sichern,  berechtigt,  auch  diese  Versilbening  zu  imtor^QA« 

858. 

Die  neutralen  Eigenthflmer  Mien  das  Urtheil  des  Friaengericbts 
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dem  sie  angehören,  wegen  voUnnwchtewidrigeft  YwfiAbNH  sie  son 
Widoripnicii  emuMhtigt 

sa  $  8tt.  845.  847.  848. 

859. 

Die  in  [,'Lurdnetem  Verfahren  dorn  Nehmostat  oder  dem  Nehmer 
zugesprochene  i'iise  kann  mclit  luehi-  du  ich  lu  piise  demselben  ent- 
zogen werden,  sondern  nur  durch  cinu  neue  berechtigte  Prise  des 
feindlichen  Nehmers. 

I)ic  Reprise  (Wiedernahme,  recs^ture)  ist  nur  BO  lange  niöfrlich,  als  die 
Prise  gleiclisiun  in  der  Schwebe  ist.  Wenn  erst  diosc  durch  den  Spru<  lj  des  Prisen- 
gerichts  iu  ihren  Wirkungen  volkudet  worden  ist,  dann  hixt  die  Prise  selber  auf- 
gehArt.  Dm  ScMff  Irt  mm  in  dem  unmweifePiaften  Eigentkan  äonm,  dm  m  i» 
gesprochen  ist  Warn  Um  dasBelbe  von  dem  Feinde  wieder  wogganoimnen  wird,  m 
ist  das  ganz  ebenso,  wie  wnuk  llim  ein  anderes  Schiff,  das  er  ursprflni^idi  durch 
Kauf  (»nvorbcn  hatte,  weggenommen  wird.  Das  ist  nne  neue  Pri«5P,  und  nicht 
melir  ciiic  Re]>rise.  Es  folgt  das  mm  dem  gcwohuheitsrechtliclien  Satze,  dass  das 
Urtheil  ([^  inscngerii^t^  Recht  sfhaffe,  auch  fiir  die  bet])(^iU|gen  Parteien. 
Wain  du  ans  irgend  dnem  Grande  nidit  dv  FUl  ist,  dann  liegt  «ndi  kein  Qr))pd 
vor,  die  Aamenämg  der  Bepti»  anwBhHoiwn. 

860. 

Vor  der  gerichtlichen  Verurtheilung  der  Frige  kann  dem  Kdbioer 
die  Prise  durch  Reprise  wieder  ahgenonunen  iferden.  In  diesem 
Falle  ist  jedoch  das  nentiale  Eigenthnm  von  dem  Wjie^eiit^ihiBer  ;pi 
respeetiMn. 

1.  Bis  das  Prisengericht  über  die  Mie  edoyant  und  dieselbe  rwaOitSik  te^ 

ist  das  Schicksal  derselben  immer  noch  nngewiss.  um\  noch  kein  formelles  Recht 
des  Nehmestat.s  (hIct  (Ips  Nehniers  an  dem  genommenen  Schiffe  oder  der  Waare 
vorhanden.  Bis  dahin  kann  die  Wirksamkeit  der  Prise,  die  zunilciist  auf  die  Ge- 
walt der  Kriegsmacht  gegrOndet  ist,  wieder  ebenfidli  durch  Gewalt  unwirksam 
gemacht  woden.  Bi  ist  das  dne  bewndeie  Anweiidniiff  des  poitllmisinm, 
eine  In  Integrum  resUlatio.  Die  Beafte  wird  dem  Eriwuter  wieder  abg^Jigt 
S.  Weil  die  Reprise  zunächst  nur  negativ  wirkt,  als  Verneinung  der 
Prise,  und  nicht  selber  eine  neue  Prise  ist  ii'>rh  sein  will,  w  muss  der  Wieder- 
nehme r  (recai^or)  auch  das  Eigenthum  Sf  im  r&eita  res}«  ( tii  i  n ,  das  er  aus  der 
feindlichen  Wegnahme  gerettet  hat,  und  er  kann  nur,  je  nach  Imätaudcu,  für  die 
AiMm  ud  Opfer,  weidie  er  «nf  die  Bepriie  TcrweBdei  litt,  eine  angomweae 
SntsehftdigQAg  (tenaiidm)  nringeii,  ^  mnieikn  or  7emMidaiig  wm  Slidt 
nnd  Beweb  auf  einen  Aohtthell  (amerikanisches  Gesetz  vcm  1800.  Cap.  14 
und  englisches  17  Victor  r  13)  o<1(™r  »sir  anf  einen  Drittheil  des  Werths 
der  Reprise  angeseUt  iit  Schon  der  ConsoUto  del  Mare  c  287  hat  diese 
Regel  anerkannt. 
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8.  ÜMiate  Btdit^gMrte  mid  TiiniliWirilnyiigMi  tadoUkM  die  Bqitte 

noch  mehr,  z.  B. :  bis  das  genommene  Schiff  in  einen  sichern  Hafen  gebracht  wot^ 

den  ist,  oder:  iii  den  mtcn  24  Stunden  nach  der  "Wefmahmc.    Wo  besondere  Ge- 
setze das  so  hostininien ,  müssen  dieselben  wohl  geachtet  werden.    Die  Nattir  der  i 
Dinge  und  die  gerechten  Bedenken  gegen  jede  Ausdehnung  des  lYisenrechts  recht-  i 
fertigen  meiaes  Erachtens  die  Regel  des  Texte. 

8dl. 

Sobald  der  Friede  gescbloBseik  iat^  so  hört  auch  alle«  Eecht, 
Prisen  2u  nuwshen,  ant  Die  nach  dem  FriedenBAMshlnss  —  wenn 
andi  in  gntem  Glanben  —  Tollzogenen  Nehmnngen  sind  sofort  nie- 
der sorfickzngeben. 

Vgl  oben  §  70Ö. 

862. 

Die  Prisengerichte  sind,  wenn  nicht  der  Friedensschloss  anders 
bestimmt»  berechtigt,  die  Yor  demselben  anhängig  gemachten  Prisen- 
processe  auch  nadi  demsQlben  fortsmltthren  mud  durch  Urtheil  an 
erledigen. 

Oft  wird  durch  den  Frieden  betünunt,  den  alle  genonwnwHm,  aber  noch 
nicht  vemriheüten  Sdittb  M  gegeben  werden  aoUen.  Ist  das  nicht  geechehn,  so 

duldet  das  herkömmliche  Völkerrecht  die  Fortsetzung  und  YollenditDg  der  PriieiH 

processe  auch  nach  dem  Absfhhiss  des  Friedens,  obwohl  f?e{»en  dieselben  d;i.s  ernste 
Bedenken  erhoben  werden  kann,  dass  die  Priseugerichtsbarkeit  aar  KrieKi-  ttod 
nicht  Friedensgerichtsbarkeit  ist 
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Inßteuctioiiö  lor  the  OoTernment  of  iVimies  of  the 
United  IStates  in  tbe  Md. 


Section  L 

Martial  law  —  MUiiary  jumcUcHom  —  HäUmp  neettfUjf 

1. 

A  place,  district»  or  counity  occupied  by  an  enesny  Stands  in 
oonsequencd  of  tbe  oooiq^tion,  under  th«  Kartial  I^aw  of  the  in- 
yading  or  ocoapying  aimy,  whetlier  any  prociamation  declaring  Mar- 
tUd  Law,  or  any  public  waming  to  the  inbabitants,  has  been  issiied 
or  not  Mactial  Law  ia  tilie  imnuftdiato  and  diiwA  effieot  and  con» 
aequoace  of  oecnpation  or  conquest 

of  a  hoslilo  armj  i«oeiauos  its  Martial  Lnr. 

2. 

Martial  Law  does  not  ceasc  duriiig  the  hostile  occupation,  ex- 
copt  by  special  proclaiuation ,  ordcred  by  the  commander-iu-chicf; 
or  by  special  mention  in  the  treaty  of  ])caco  concluding  the  war, 
wben  the  occupation  of  a  place  or  temtory  coutinues  boyond  tho 
condnaion  of  peace  aa  one  of  the  conditions  of  tha  samo. 

S. 

Martini  T.fiw  in  a  hostile  coimtry  consists  in  the  Buspension, 
by  the  occupjing  military  authority,  of  tbe  crimiual  and  civil  law, 
and  of  the  domestic  administration  and  govenunent  in  the  occnpied 
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place  or  temtoiy,  and  in  the  Substitution  of  military  rule  and  foroe 
fbr  the  samfi,  as  well  as  in  the  dictation  of  general  laws,  as  far  as 
military  necessily  requires  tlus  siispbnBion,  snbstitation,  or  dictation. 

The  comnUBider  of  the  foroes  may  prodaim  that  the  admini- 
atration  of  all  dirü  and  penal  law  «hall  oontinne,  either  whoUy  or 
in  pari,  aa  in  timeB  of  peaoe,  nnlesB  othfirwiae  ordered  hj  the  nuU- 
taiy  aulhority. 

4. 

Martial  Law  is  simply  military  authority  exercised  in  accor- 
dance  with  the  laws  and  usages  of  war.  Military  oppresion  is  not 
Mai'tial  Law;  it  is  the  abuse  of  the  power  which  that  law  confers. 
As  Mai'tial  Law  ig  oxocuted  by  military  forcc,  it  is  incumbent  npon 
those  who  administer  it  to  bo  strictly  goided  by  the  principlee  of 
jnatioe,  honor,  and  humanity  —  viitaes  adorning  a  soldier  eren 
more  than  other  men,  for  the  feiy  reason  that  he  poMoeeoo  the 
power  of  hie  «rms  ugainet  the  vaarmed. 

5. 

Martial  Law  shonld  be  lese  stringent  in  places  and  oonntriee 
foDy  oocspied  and  iairly  oooqnered.  Mach  gretter  eeferitj  may  be 
ezercued  in  plaoea  or  legiona  wliere  actoal  hoetilitiea  ezist,  or  ai« 
eipectod  and  moit  be  prepared  for.  Ite  nott  oonqplete  mj  » 
allowed  —  eten  in  the  comnumder'a  own  eosnlzy  —  when  &ee  io 
laoe  wüih  the  enemy,  beeanse  of  the  aheolnte  neceesülee  of  Übe 
caee,  and  of  flie  paramoont  dnlry  to  defend  tfae  oovntiy  againat 
invaaioin. 

To  aaTO  the  eonntiy  ia  paiamovnt  to  all  other  oooaideratiQDS. 


6.  An  cml  and  penal  law  ahall  eontinne  to  take  Üa  UBoal 
conrae  in  Üie  enemy'a  plaoes  and  temtoriea  ander  Martial  Law, 
luileaa  intermpted  or  stopped  by  order  of  the  occnpying  militai-y 
power;  bot  all  the  fonctiona  of  the  hoatüe  govemment  —  legudatiTe, 
ezecnÜTe^  or  adnuniatratiTe  —  whether  of  a  gcuend,  protinoial,  or 
local  character,  cease  ander  Martial  Law,  or  continue  only  with  the 
aanotion,  or  11  deemed  neoesaaiy,  the  partidpation  of  the  occupier 
or  inTader. 
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7. 

Mai-tial  Law  extends  to  propcrtv,  aiul  to  persons,  whether  they 
are  subjects  o£  tho  enemy  or  aliens  to  that  govemm^t 

8. 

Gonsils,  anumg  Ämencan  and  Enropm  natioag,  an  not  dqilo* 
inatio  agents.  Kevertheless,  thair  olfices  and  persons  -will  be  mih- 
jectod  to  Martial  Law  in  cases  of  urgent  neoessity  only;  their  pio- 
pertj  and  Irasiness  are  not  excmpted«  Any  delinq|iiency  they  conunit 
agaanst  the  established  militaiy  mle  may  be  punidied  as  in  Üie 
Gase  of  aiiy  other  Inhabitant,  and  snoih  pnmshment  famishes  no 
reaaonable  gronnd  for  international  oomplaiat. 

9. 

The  functions  of  Ambassadors,  Ministers,  or  other  d^lomatic 
agenift,  accredit^d  by  neutral  powers  to  the  hostile  goyemment,  cease, 
so  for  as  regards  the  displaced  govenunent;  bat  tbe  oonquering  or 
occupying  power  nsoally  reoognises  ihem  as  ten^orarily  accredited 
to  itself. 

10. 

Mai'tial  Law  affocts  chiotly  tho  police  aud  collccüuii  of  public 
rovenue  am\  taxes,  wlirtlicr  ini[)oso(l  hy  the  exju'llccl  govcnmiciit  or 
by  thn  inv*ulcr,  and  ri'l'crs  jiiaiuly  to  tlie  sujjport  aud  el'ücieucy  of 
the  ai'uiy,  its  safety,  aud  tho  satety  of  its  Operations* 

11. 

Tbe  hnr  of  war  does  not  only  disdaim  all  cmelty  and  bad 
fintb  conoeming  engagements  conduded  witifai  tbe  enemy  doring  tbe 
war,  bat  also  the  brealdng  of  stqpnlations  solenmly  contracted  by 
Ü»  beHigerents  in  time  of  peace,  and  avowedly  intended  to  remain 
in  force  in  case  of  war  between  the  contracting  powers* 

Jk  disclanne  all  esctortionB  and  other  transadions  for  individaal 
gain;  all  acts  of  j^vate  reyenge,  or  conrnyance  at  such  aots. 

Offionces  to  the  c<»itraiy  sball  be  sererely  punisbed,  and  espe- 
dally  so  if  conunitted  by  offioers. 

12. 

"Whenever  feasible,  Martial  Law  is  carried  out  in  cases  of  in- 
diyidoal  offisnders  by  Military  Goorta;  bat  senteaiMe  of  deatih  ahail 
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be  esecnted  onljr  with  ihe  approTal  of  tib»  öhief  ezocittiTe,  piovided 
ihe  vrgenc^  of  tlie  caw  ^bet  not  reqvire  a  speedier  msntkin^  aad 
thMi  only  wiih  tiio  appro?al  of  iho  ditef  oommander. 

18. 

MiiHaiy  jurisdiction  h  of  two  IdndB:  firat,  Üiat  ivlnch  is  oon- 
lened  and  defined  hj  Statute ;  Bocond,  that  whicih  ia  derivod  from 
tlie  oonmon  law  of  war.  Military  offmces  nnder  the  atatate  law 
anttt  be  triad  in  tiie  maimer  thereiB  directed;  but  militarj  ofEBnoos 
iriiicli  do  not  oome  within  the  statate  nmst  be  tried  and  pumabed 
«ndar  the  common  law  of  war.  The  cbaracter  of  tiie  conrta  whidi 
eoMToiae  these  jnriadiotiona  dependa  npon  the  local  Uwa  of  eadi 
particnlar  oonntry. 

In  the  armies  of  the  United  Statea  the  fint  is  exardied  by 
courtsmartial;  while  cases  which  do  not  come  within  the  ,3n]o8 
and  Articles  of  War",  er  the  jui-isdiction  conferred  by  Statute  on 
coiutb-iiuutial,  ai'6  tried  by  mUitary  commissions. 

14. 

Military  necessity,  as  nnderstood  by  modern  civilized  nations, 
consists  in  the  necessity  of  those  measnres  which  ure  indispensable 
for  sccuriiig  the  ends  of  the  war,  and  which  are  lawful  acoordiug 
tu  the  modern  law  aud  usages  of  war. 

15. 

Military  necessity  admits  of  all  direct  destniction  of  lifo  or 
limb  of  amied  enemies,  and  of  other  persons  whose  destniction  is 
int  uL  nUilly  unavoidahle  in  the  arnied  coiitcsts  ui  tlie  war;  it  al- 
lows  uf  the  capturiug  of  every  armed  onemy,  and  cvery  enemy  of 
importance  to  the  hostile  governmeut,  or  of  pecidiar  danger  to  the 
captor;  it  allows  of  all  destniction  of  propeity,  and  obstruction  of 
tlie  ways  aud  Channels  of  traffic,  travcl,  or  communication ,  and  of 
all  ^\^tllll0^ding  of  susteuaiice  or  means  of  life  from  tho  cDGiny;  of 
the  appropriation  of  whatovcr  an  cnemy's  country  affonls  iiocessary 
for  the  subsistence  and  safety  of  the  army,  aud  of  such  deception 
RS  does  not  involve  the  1)rortking  of  good  faith  either  positively 
pledged,  regardiiu^  n  i,n*cemcnts  eutercd  into  during  tbo  war,  or  siip- 
poaed  by  the  modom  kw  of  war  to  ezi«t.  Mon  who  take  np  anns 
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agaiuLst  one  another  in  piiblic  war  do  not  ceaso  on  this  accomit  to 
be  morai  beings,  responsible  to  oue  another,  aud  to  God. 

16. 

Ifilitary  wswaij  does  not  admit  of  misüty,  ihat  the  m- 
fliction  of  söffenng  for  tiie  sake  of  gnffering  or  fw  revenge,  bot  of 
™^^"?^"C  ^  woimding  oxeept  in  fi|^t,  mor  of  tortnre  to  extort  oon* 
fosttomu  It  does  not  admit  of  Üie  nao  of  poison  in  anj  iray,  nor 
of  the  waoyton  devastation  of  a  diBtrict.  It  admits  <^  dooeption, 
bat  dSfifilaim»  acta  of  yacBäj;  and,  in  general,  military  necceasity 
does  not  indude  any  act  of  hoatOily  whidi  nakes  tba  retom  to 
peace  annooessarily  difficdt 

17. 

War  is  not  carried  on  by  arms  alonc.  It  lawful  to  starve 
the  hostile  bellip^errnt,  nrmed  or  uuarmed,  so  that  it  leads  to  the 
spoedier  enbjection  of  the  euemy. 

18. 

"When  tbe  conunander  of  a  besieged  pla^e  eipela  Üie  aon- 
oonibaiants,  iu  ovder  to  leaaen  thB  mimber  of  Üioae  who  oonsamo 
hia  etock  of  prorisions,  it  Is  lawfiü,  thongh  an  eoElreme  meaavre,  to 
driro  them  badr,  ao  aa  to  hasten  on  the  snirender. 

10. 

Conunauders,  whenever  admissible,  infiDfm  the  enemy  of  their 
intoiition  to  bombard  a  place,  so  that  the  non-oombatants,  and  espe- 
cially  the  women  and  chüdren,  may  he  removcd  beforo  the  bom- 
bardment  oonmanoea.  Bot  it  ia  no  in&action  of  the  oomnum  law 
of  war  to  omit  thns  to  infonn  tbe  enemi;  Saiprise  may  be  a 
neoeaaüy. 

20. 

Pablic  war  ia  a  stato  of  amed  hoatility  between  aovereign 
natifons  or  govenunentB.  It  ia  a  kw  and  reqiiirito  of  dnlized  en» 
stenoe  that  men  Uyo  in  political,  continnoiis  societiea,  forming  orga- 
nized  Units,  caDed  states  or  nations,  whose  constitnents  bear,  enjoj, 
and  snffer,  advance  and  retrograde  together,  in  peace  and  in  war. 

21. 

The  oüisen  or  naitiTe  of  a  hoatüo  mnfeqr  ia  thw  aa  mugr, 
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as  one  of  tii6  coDstitiieiits  of  the  hoMd  stato  or  naftian,  aad  «• 

8udi  is  subjectod  to  the  horddiipe  of  the  mar. 

22. 

Keverthelees,  as  dTilization  has  advaaced  doring  tiie  last  oen^ 
turies,  so  has  Ukewlse  steadily  advuiGed,  espedally  in  war  on  land, 
the  distmction  hetween  the  pritate  individnal  belongmg  to  a  hostäe 
wantef  and  fhe  hostlle  conntiy  itself,  with  its  men  in  ams.  The 
pmcqple  has  heen  more  aad  more  acknowledged  that  the  unaimed 
dtiseii  is  to  be  spared  in  person,  proporty,  and  honor  as  mndi  as 
liie  engendes  of  mur  wül  admü 

23. 

FriTttte  dtiMOS  are  no  longer  mnrdered,  enslaTed,  or  eamed 
off  to  distant  parts,  and  the  moffensiTe  mdiTidaal  is  as  Uttle  distnrbed 
in  his  private  zelations  as  die  oommandsr  of  the  hostile  boops  can 
afford  to  graai  in  the  ovenrnling  demands  of  a  yigoroas  war. 

24 

The  ahaoei  «ÜTersal  nie  in  remote  thnes  was,  and  continiies 
to  he  witli  baiharons  annies,  that  the  private  indiridoal  of  the  hostflo 
oonntry  is  destined  to  sitSer  ereiy  pritalaoii  of  Uherly  and  protection, 
and  ereiy  dismption  of  fiunilj  ties.  IVotection  was,  and  stiU  is 
with  nndvilised  pocq^e,  the  exceptaon. 

25. 

In  modern  regulär  wan  of  the  Etiropeans,  and  tiieii*  doecend- 
ants  in  other  portions  of  the  globe,  protection  of  the  inoffensive 
citiien  of  the  hostile  eoonirj  is  the  rnle;  privation  and  distorbsnoe 
of  private  relations  are  the  ezoeptions. 

26. 

Commanrling  gonerals  may  cause  tlie  magistrat^^s  and  civil 
officers  of  the  hostile  country  to  take  tho  oath  of  teraporaiy  a1)<\«:i- 
ance  or  an  oatli  of  fidelity  to  tlieir  owu  victorious  goTemmcut  or 
mlers,  aud  they  may  expel  every  one  who  dcclinos  to  do  so.  But 
"whether  tliey  do  so  or  not,  the  pcople  and  th  ir  civil  ofticcrs  owe 
strirt  obedieuce  to  thcin  as  luiig  as  thoy  liold  8way  Over  the  district 
Qr  coimtKyi  at  the  pecii  of  their  üt^ 
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27. 

The  law  of  war  ]\o  moro  wli  jllv  dispeuse  wiÜi  rctaliatioii 
than  can  tho  law  of  nations,  of  wliich  it  is  a  brauch.  Yet  civilizod 
natiotis  acknowledgo  retuliafion  as  tlie  steniest  fpatiire  of  war.  A 
reckless  opothv  often  leavos  to  his  opi)<>nont  iio  otlier  inoans  of  80- 
curmg  himäell  against  the  repotiüon  of  barbarous  outrage. 

28. 

Retaliation  will,  therefore,  novor  bo  resorted  to  as  a  measnre 
of  mere  rovenge,  but  only  as  a  means  of  protective  retribution,  and, 
moroover,  cautioualy  and  unavoidably;  that  is  to  say,  retaliation  shall 
only  be  resorted  to  after  car(?ful  inquin'  into  tho  real  ücciirronce, 
and  the  character  of  the  misdeeds  that  may  dcmand  retril)ution. 

ünjust  or  inconsidcratc  retaliation  rcmoves  the  belligerents 
farthcr  aud  farthcr  from  the  laiti^^ating  niles  of  a  regulär  war,  and 
uy  lapid  Steps  leads  theiu  nearer  to  the  iutemecine  wars  of  savagcs. 

29. 

Modem  tünes  are  dlstmgiuflihed  firom  earlier  ages  by  tha  «d- 
stenoa,  at  «me  and  the  saud  time,  of  maay  natioiia  and  geetA  gorem- 
rnenta  related  to  one  anotiber  In  doee  interconrao. 

Peaoe  is  Üieir  normal  condition;  war  ia  the  ezoeption.  The 
nltimate  olgect  of  aU  modern  war  is  a  renewed  state  of  peace. 

The  more  Tigoronsly  wars  are  pnraned,  fhe  hetter  it  is  for 
hnmanity.   Sharp  wan  are  hrie£ 

30. 

Ever  since  the  formation  and  cooxistencc  of  modern  nationa, 
and  ever  since  wars  have  become  great  national  wan,  war  has  conio 
to  be  acknowledged  not  to  bo  its  own  end,  but  the  meana  to  obtain 
great  ends  of  State,  or  to  consist  in  defence  against  wrong;  and  no 
conTentLonal  restriction  of  the  modes  adopted  to  i^Jure  the  enemy 
18  any  longer  admitted;  but  the  law  of  war  imposes  many  lindtations 
and  rtttrictiona  on  prindplea  ol  jmücef  faith,  aod  honor. 
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Seetton  II. 

tMk  tmd  primte  xwojpcritj  of  fhe  emmjß  —  ProiecUm  of  persons, 
md  especiaUy  tvomeji;  of  rcligion,  tlie  arts  and  scicftces  —  Puni^ 
shment  of  crimes  against  tke  inJiahitants  of  hostiU  countries, 

A  Tictorions  anny  appropriates  all  public  mouey,  selaes  all 
psUie  moraUe  property  untü  fnrtlier  direcdon  by  its  goremmeiLi, 
and  aeqiusteni  for  ite  own  benefit  or  Üiat  of  its  govenuMt  all  the 
xmmies  of  real  property  licloiiging  to  the  hostfle  gorermiiaiit  or 
satiOD.  The  title  to  tndi  real  property  remaine  in  abeyanoe  duriiig 
mOitaxy  oocapation,  and  antil  ^e  iMmqaoet  is  made  eomplete. 

32. 

k  Tictonoua  army,  by  tke  martial  power  inhereat  in  die  eame» 
may  soapend,  change,  or  aboliah,  aa  fiur  aa  fhe  martiai  power  eitenda, 
the  relations  which  ariae  from  tiie  eervice,  dne»  aecordiu^'  to  the 
eadeting  laws  of  the  inTaded  conntiy,  from  one  dtizen,  aubject,  or 
natiTe  of  the  same  fco  aaotber. 

The  Commander  or  the  army  mnat  lea?e  it  to  the  ultimato 
treafy  of  peaoa  to  eettle  the  permaneD«^  of  thia  diange. 

88. 

It  ia  no  longer  oonsidered  lawfU^on  the  eoirtraiy,  it  ia  heUl 
to  he  a  aerioiiB  breach  of  the  law  of  war—to  fore  the  sobjects  of 
the  enemj  into  the  eervice  of  the  victonous  govemement,  cxccpt  the 
latter  sfaould  proclaim,  alter  a  fair  and  eomplete  conc^uost  of  the 
hostfle  country  or  district^  that  it  is  resoWed  to  keep  the  oonntiy, 
district,  or  place  pennanentij  ae  ita  own  and  make  it  a  portion  of 
ita  own  oonntry. 

84. 

As  a  geoaral  rule,  the  property  bolonging  to  chnrches,  to  hos- 
pitals,  or  otber  establishmonte  of  an  exclusivoly  charitable  character, 
to  establishments  of  edncation,  or  foundations  for  the  promotion  of 
knowledge,  whcther  public  achools,  univcrsitieSf  academiea  of  lear- 
ning  or  obeerratoriee,  museums  of  the  fine  arte,  or  of  a  scientific 
ohanuster-^eiich  property  ia  not  to  be  oonsidered  public  proper^ 
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in  tlio  scnsc  of  paragi-aph  31;  but  it  nin)'  ha  iaxad  or  use<I  wlieu 
Üic  public  Service  may  require  it. 

35. 

dassioal  works  of  art,  libraries,  Bdentific  oollecfcions,  or  pr^ 
cious  Instruments,  such  as  astronomical  teleacopes,  as  irell  as  hot- 
pitals,  must  be  secured  against  all  avoidable  iujury,  even  when  tbejr 
are  contained  in  fortified  places  whilst  besieged  or  bombarded. 

36. 

If  sudi  works  of  art»  librariefl,  collectiions,  or  instrumonts  be- 
longiBg  to  a  hostile  nation  or  gOTonimemtt  can  be  remoTod  witbimt 
mjnij,  fhe  mler  of  tiie  conqaermg  State  or  nation  inay  order  them 
to  be  seiied  and  removed  for  tbe  beneftt  of  the  lald  nation.  The 
idlimate  owner-dup  Ja  to  be  eetüed  bj  the  ensidiig  trea^  of  peaoe. 

In  no  caae  ebaU  tb^  be  sold  er  gtren  away«  if  oaptnred  by 
the  annies  of  the  United  Statee,  nor  shatt  ihey  em  be  piivatoly 
i^pn^^niated,  or  wantonly  deetroyed  or  iignred. 

37. 

Tbe  United  States  acknowledge  and  protect,  in  hostile  oonntries 
OCOQpied  bj  them,  religion  and  morality;  strictly  prirate  property; 
the  perBOns  of  the  inhabitants,  especially  thoee  of  women;  and  the 
sacredneee  of  dcMnestic  relatioiiB.  Offenoes  to  the  ocntrary  shaU 
be  ligorously  punished« 

Xhis  mle  does  not  interfere  wiih  the  ri^t  of  the  victorions 
inTader  to  tax  the  people  or  their  property,  to  levy  foroed  loans, 
to  biUet  Boldiers,  or  to  appropriate  properi^,  eepedaUy  honaea,  land, 
boats  or  ebipe,  and  chnrcheB,  for  ten^oraiy  and  miKtary  mes. 

88. 

Private  property,  uiiless  forfeited  by  crimes  or  by  offences  of 
tiio  owncr,  can  sfi^^ed  only  l>v  way  of  military  nccessity,  i'uv  the 
Support  or  üther  benetit  of  tho  aniiy  or  of  tli  '  ('iiited  States. 

If  ihn  owiior  lias  not  ILmI,  tlio  coniinauding  officor  will  caiiso 
reccipts  to  be  gLTeo,  which  may  seirve  Uie  »poUated  owner  to  obtaiii 
iadenuü^. 

89. 

Um  Mlaciea  of  dvil  cffieon  of  tlie  hMrtfle  pwmaiA  iih» 
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Mmam  in  flie  umidad  temtoiy,  and  oontimna  fbe  iroA  of  Üuit 
Office,  and  can  oontinne  it  aooordmg  to  Übe  drcanisfcanoes  ariaing 
<mt  of  ihe  war— auch  aa  Jndgea,  adnuniatrattTa  or  poilica  offioera, 
offioeia  of  city  or  oommnnal  gorammants — ^are  paid  irom  tlia  public 
rerfanne  of  the  invadad  territory,  antfl  tha  miUtary  govammant  haa 
raaaon  wboUj  or  partmlly  to  diacontinna  it  Salariea  or  incomea 
oonnactad  irith  pnrely  hoaorarj  üÜbb  ara  alwaya  atoiqped. 

40. 

Thara  exiata  no  law  or  bo^  of  anthoritativa  mies  of  action 
batween  boatile  anmaa,  azccpt  tiiat  branch  of  the  law  of  natura 
and  nationa  wbich  ia  called  the  law  and  naagaa  of  war  on  land« 

41. 

AU  mmdcipal  law  of  the  gronnd  on  which  ^a  armiea  atand, 
mr  of  the  eonntriea  to  whioh  thej  belong,  ia  aflent  and  of  no  efiect 
betwaan  anniaa  in  the  field. 

42. 

Slavery,  complicatiiig  aiul  confounding  the  idoas  of  i^roporty, 
(tliat  i«  of  a  thing,)  and  of  pcrsonalty,  (that  is  of  hiuniuiUii.]  (  \  i  ts 
accordiiig  to  municijial  or  local  law  only.  The  law  of  ualur*^  und 
nations  has  nover  acknowledi^pd  it.  Tlio  digcst  of  the  Romau  law 
enacts  tlie  eaily  dictum  of  the  pagan  itiiist,  that  „so  far  as  the 
law  of  nature  ia  concerned,  all  meu  aro  eqnal."  Fngitives  escapiug 
from  a  countr}*  in  which  they  wcre  slaveK,  villains,  or  serfs,  into 
another  country,  havo,  for  conturios  past,  beeu  held  free  and  ack- 
nowlcdged  fro««  by  judicial  decisions  of  European  conntries,  ov(mi 
though  the  muiucipal  law  of  the  country  in  which  the  slave  luul 
takeu  refuge  acknowledged  slarery  withiü  its  own  domiuious. 

48. 

Tlierefoi-e.  in  n  war  between  the  United  States  and  a  belli- 
gcrcnt  whicli  adnuts  of  slavery,  if  a  porson  held  iu  bondage  by 
that  bolligcrent  be  captnred  by  or  cunie  as  a  fngitive  midf  r  :1m 
protection  ot  the  military  forccs  of  the  United  States,  such  jiersou 
is  ininiediately  eutitled  to  the  rights  and  Privileges  of  a  frecman. 
To  returii  such  person  into  sla?ery  woiild  amount  to  emjlaviug  a 
free  persou,  and  ueither  the  United  States  nor  aii^  oüotf  under 
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Uieir  antliorily  can  enRlave  any  human  bemg.  MdreoTer,  a  penon 
80  xnade  free  bj  Üb»  law  of  -wbt  is  ander  the  shield  of  the  law  of 
nations,  and  tibe  fonoer  owner  or  State  can  have,  lij  the  law  of 
poBt-limiDy,  no  belligerent  lien  or  daim  of  aerrioe. 

44. 

AH  wanton  Tioknoe  committed  againat  persons  in  the  inTaded 
coontry,  all  destraotion  of  {kroperfy  not  conunanded  by  the  anthori* 
sed  officer,  all  robheiy,  all  pSlage  or  aaddng,  eren  alter  taking  a 
place  liy  xnaui  ibrce,  all  r^a,  wonnding,  maiming,  or  killing  of  anch 
inhabitants,  are  prohibited  unter  the  penalty  of  death,  or  auch  other 
seTere  puniahment  aa  may  aeem  adeqaate  for  the  gravity  of  the 
ofiEence. 

A  aoldier,  offioer  or  private,  [in  the  act  of  oommit^g  auch 
nolenoe,  and  diaobeying  a  aaperior  ordering  him  to  ahatain  from 
it,  may  be  lawfiilly  hOled  on  the  spot  liy  aaoh  ai^»erior. 

45. 

All  captnrea  and  bool(y  belosg,  according  to  ihe  modenn  law 
of  war,  primarily  to  the  gOTemment  of  the  captor. 

Prise  money,  whether  on  aea  or  land,  oan  now  only  be  dai- 
med  nnder  local  law. 

46. 

Neither  officers  nor  soldiers  are  allowcd  to  luake  use  of  their 
Position  or  power  in  the  hostiln  country  for  j)rivate  gain,  not  even 
für  commerdal  ti-ausactions  ütherwise  legitimate.  Offences  to  the 
contrary  committed  by  coramissioned  ofEicers  will  bc  punisbed  with 
cashieriug  or  sucli  oüier  punisliment  as  the  nature  of  the  olienco 
may  require;  if  by  soldiers,  ihey  shail  be  punished  according  to  the 
nature  of  the  oüeuce. 

47. 

Grimea  poniahable  by  all  penal  oodea,  andi  aa  araon,  morder, 
maiming,  aaaanlta,  highway  robbery,  theft,  bui-glai'y/  fraud,  forgery, 
and  rape,  if  coumntted  bj  ^imerican  aoldier  in  a  boatile  oonntry 
againat  ita  inhahitanta,  are  not  oulj  pmuahaUe  aa  at  home,  bat  in 
aÜ  caaea  in  which  death  ia  not  inflicted,  the  aerroEfir  pnniihment 
ahatt  be  preferred. 
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48. 

Deflerten  from  the  American  army,  lurnng  entered  tiie  servioe 
of  Hie  enemy,  mffer  death  if  ibey  fisU  again  lato  ilie  luuids  of  the 
ünited  States,  whetlier  by  captare,  or  being  deliTered  iqp  to  the 
Atterioan  anny;  and  if  a  deserter  frem  (he  enemy,  having  taken 
Service  in  the  army  of  the  United  States,  is  captozed  by  the  enemy, 
and  pnmshed  by  them  «ith  dealh  or  otherwise,  it  is  not  a  hreaoh 
againat  the  ]a,w  and  usages  of  war,  requiring  redress  or  retaUation. 

49. 

A  prisoner  of  war  is  &  pnbHo  eaerny  amed  or  attached  to 
the  hostfle  anqr  for  aotire  aid,  who  has  fiJIen  Into  tiie  haads  of 
(he  ciq^tor,  either  fighting  or  wonnded,  on  the  field  or  in  the  hospi- 
tal,  by  inditidnal  smrender  or  by  oapitalation. 

AU  soldiers,  of  whateyer  spedes  ol  arms;  all  men  who  belong 
to  the  rising  m  masse  of  the  hostile  conntiy;  all  those  who  are 
attached  to  the  army  for  its  efficiency  and  promote  direotly  the  ob- 
ject  of  the  war,  ezoept  soch  as  are  hereinafter  pro?ided  for;  all 
disabled  man  or  officera  on  the  field  or  elsewhere,  if  captored;  all 
«nevies  lAo  hare  tfacovn  away  tbeir  arms  and  aak  for  qnarter, 
are  prisoners  of  war,  and  as  sooh  eoq^osed  to  the  inconTeneneea 
M  wen  as  eniifled  to  the  pmileges  of  a  prisonar  of  war. 

50. 

MoreoTer,  ciüzesis  who  aooompany  an  army  for  whateyer  pmv 
pose,  such  as  sntlers,  editors,  or  reporters  of  Journals,  or  contrae- 
tors,  if  captured,  may  be  made  prisoners  of  war,  and  be  detained 
as  such. 

The  mouai'cli  and  members  of  tho  liostile  reigning  family,  male 
or  fem^le,  the  chief,  and  chief  officers  of  tlic  hostile  goveninicnt, 
its  dii)lomatic  agonts,  and  all  persons  who  are  of  particulai'  aud 
Singular  iisc  aiid  In  ui  flt  tu  the  hostile  anny  or  its  government,  are, 
if  eaptiirod  on  bclligerent  ground,  and  if  nnprovided  with  a  bido- 
coiidutit  grauted  by  the  captor's  govcrumiint,  pnsöners  of  war. 
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51. 

If  the  people  of  tliat  portion  of  an  invadcd  country  which 
iB  not  yet  occupied  by  the  enemy,  or  of  the  wliole  country,  at  the 
appioach  of  a  hostile  army,  rise,  under  a  duly  authorized  levy,  en 
rnasse  to  resist  the  invader,  thoy  are  aow  treated  as  public  euemies, 
and  if  captured,  are  prisouers  of  war. 

52. 

No  belligereiit  haa  the  right  to  declare  that  he  will  trcat 
every  captured  mau  in  arios  of  a  levy  m  masse  as  a  brigand  or 
bandit 

If,  however,  thu  puople  of  a  cuuutiy,  or  any  portion  of  the 
same,  alrcady  occupied  by  an  army,  rise  against  it,  they  are  vio- 
latara  of  the  laws  of  war,  and  are  not  outiUed  to  their  proteotioiu 

53. 

The  enemy's  chaplains,  ofiGcers  of  the  medical  staff,  apotheca- 
ries,  hospital  niurses  and  servants,  if  they  fall  into  the  hands  of  the 
American  army,  are  not  prisoners  of  war,  unless  the  Commander 
has  reasODfi  to  rctain  them.  In  this  latter  case,  or  if,  at  their  own 
desire,  they  are  aUowed  to  lemain  with  their  captured  companions, 
äiegr  are  treated  as  priBOners  of  mur,  and  may  be  exdianged  if  tha 
Commander  sees  fit 

54. 

A  liostage  is  a  person  accepted  as  a  pledge  for  the  fullihucnt 
of  an  agreement  concluded  betwoeu  belligereuts  diiring  the  war,  or 
in  (Kmsequence  of  a  war.   Hostages  are  rare  in  the  preseut  age, 

55. 

If  a  hostage  is  accepted,  he  is  treated  like  a  prisoner  of  war, 
according  to  rank  and  condition,  as  circumstances  may  admit. 

56. 

A  prisoner  of  war  is  subject  to  no  punishment  for  being  a 
public  etiemy,  nor  is  any  revenge  wreaked  upon  bim  by  the  inten- 
tional  infiiction  of  any  snffering,  or  disgracc,  by  cruel  imprisonment, 
wiüiL  of  food,  by  muülatiun,  death,  or  any  other  barbarity. 
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57. 

So  Boom  as  a  man  is  armed  bj  a  floweigii  gorenimfiiii,  and 
takes  t]i6  soldiers  oath  of  fidelily,  he  ia  a  beUigerent;  bis  kflling, 
woanding,  or  othar  irarlike  acta,  are  no  indindiial  crima«  or  offen- 
oaa.  No  belligerent  baa  a  ri^t  to  declare  that  anemiea  of  a  certain 
dasa,  color,  or  condition,  wban  properly  organizad  aa  aoldiera»  wiH 
not  be  treatod  by  bim  aa  public  enemiea. 

58. 

The  law  of  natious  knows  of  no  distiuction  of  color,  and  if 
aa  Mnemy  of  the  Uiüted  States  should  enslaye  and  seil  any  captured 
persona  of  their  army,  ii  would  be  a  caao  for  the  aerereat  retalia- 
tion,  if  Tiot  redressed  npon  complaint. 

Tho  United  States  cannot  retaliate  by  enalavement;  therefore 
death  mnat  be  the  xetahation  for  thia  crime  againet  the  law  of 
nationa. 

50. 

A  prisonar  of  war  renudna  anaweraUe  for  hia  oruanea  oommitfced 
againat  the  captor^a  army  or  people,  oommitted  before  he  waa  cap- 
tnred,  and  for  whidi  he  haa  not  been  puniahed  by  bia  own  antho- 
ritiaa. 

All  prisonen  of  war  are  MaUe  to  the  inflictbn  oft  reUUatoiy 
meaanraa. 

60. 

It  is  against  the  usage  of  modern  wai*  to  resolve,  in  hatred 
and  revenge,  to  give  no  i^uarter.  No  body  of  troops  has  the  right 
to  dechire  that  it  will  Tint  give,  and  therefore  will  not  expeet,  quartor; 
but  a  commajulrr  permitted  to  direct  hh  troops  to  give  no  (jiiartör, 
in  groat  sti;iit  ,  when  his  own  salvatiün  makes  it  imj^ossiblc  to 
cimibei'  hiutöell  with  prisouers. 

61. 

Troopa  tbat  gtve  no  qnartar  have  no  ri^t  to  hin  enemiefl 
abeady  diaabled  on  the  groond,  or  priaonera  captured  by  other 
troopa« 

62. 

All  troops  of  the  enemy  known  or  discovered  to  give  no  quarter 
in  genorai,  or  to       |)urUon  af  Uie  army,  reoeive  none« 
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68. 

Troops  wo  in  Hie  «nifonn  ci  their  enemies,  witlumt  aay 
plaiii,  Btrikiiig,  and  unübm  mark  oi  distinotion  df  tiheir  owd,  can 
except  HO  qnarter. 

64. 

I£  American  troops  captnre  a  train  containing  nniforms  of  thd 
enemy,  and  tha  Commander  considers  it  advisablo  to  distribute  them 
for  use  among  bis  men,  some  strikiiig  mark  or  sign  ouist  be  adopted 
to  distingoish  the  American  soldier  from  the  enemj. 

65. 

Tbo  use  of  the  enemy^s  national  Standard,  flag,  or  other  em- 
Uem  of  nationality,  for  the  purpoee  of  deceiviug  the  enemy  in  battle, 
is  an  act  of  perfidy  by  which  they  lose  all  daim  to  the  protection 
of  tite  laws  of  war. 

66. 

Quarter  having  been  giyen  to  an  enemy  by  American  troops, 
under  a  misapprehension  of  bis  true  character,  he  may,  ncyertheless, 

be  ordered  to  sufFer  death  if,  withiii  tliree  days  after  tlic  battlp,  it 
bu  diicuvered  iLutt  iic  belongs  to  a  corps  which  givuä  no  q^uailor. 

67. 

The  hiw  of  nattons  allow  erery  sorereign  goformnent  to  maloe 
war  upon  anothar  sovereign  State,  and,  therefore,  admits  of  no  ndea 
or  ]aws  differeut  from  those  of  regulär  warfare,  regarding  tiie  treafc- 
ment  of  prisoners  of  wm*,  aHhong^  they  may  belong  to  the  aimj 
of  a  goyemment  which  the  captor  may  cousider  as  a  wanton  and 
uiyust  assailant 

68. 

Modem  wars  are  not  internecine  wars,  in  which  fhe  küling 
of  the  enemy  is  the  object.  The  destraotion  of  the  enemy  in  modern 
war,  and,  indeed,  modern  war  itself,  are  means  to  obtain  that  ob- 
Jeot  of  the  beiligerent  which  lies  beyond  the  war, 

UmiecesBaiy  or  rerengefol  destmction  of  life  is  not  lawfU . 

69. 

Diitposts,  sentmels,  or  pivkdts  are  not  to  be  fired  upon,  except 
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to  driye  them  in,  or  wlien  a  positire  order,  spodal  or  g^aamX,  ham 
been  isflned  io  ihat  «ffect 

70. 

The  1186  of  poison  in  anj  manner,  be  it  to  poison  wells,  or 
food,  or  arms,  is  wholly  cxcluded  from  modern  warfnre.  He  that 
usee  it  pots  himaelf  out  of  tbo  pale  of  the  law  and  usagw  cf  mur. 

71. 

Whoever  intentioiially  iiillicts  additional  wounds  on  an  enemy 
already  whoHy  disnbled,  er  kills  such  an  euemy,  or  who  ordcrs 
or  encoiira!:,'08  soldicrs  to  do  so,  bliall  sutTer  death,  if  duly  convicted, 
whether  bo  Ijolongs  to  the  army  of  tlie  United  States,  or  is  au  enemy 
captuTüd  ai'tcr  having  committed  Iiis  misdeed. 

72. 

Money  and  other  valuablos  on  tliu  pcrsun  of  a  prisoner,  such 
as  watcbüb  or  jcwelry,  as  well  as  extra  clothing,  are  regnrdod  by 
the  American  army  as  the  private  i)i()perty  of  the  prisoner,  und  tho 
appropriation  of  such  valuables  or  money  is  cousidered  dishonorable, 
and  is  prohibited. 

Neyertlicless,  if  largc  sums  lu'e  foimd  upou  tlie  |)crson8  of  pri- 
soners,  or  in  tlieir  possession,  tliey  shall  be  üikeu  from  them,  and 
the  sui'plus,  aftor  providing  f<tr  their  own  Support,  appropriated  for 
the  use  of  tho  army,  uuder  thu  direction  of  the  touimandcr,  unless 
otherwise  ordered  by  the  govemmcnt.  Nor  can  prisoncrs  tlaim, 
as  private  property,  largo  suins  tbuiid  and  captured  in  their  train, 
althoug  they  had  been  piaced  in  the  priyate  luggage  of  the  pri- 
SQuem. 

73. 

All  offioera,  wben  captured,  mnet  sorrendfir  Hieir  side-«rms 
to  tlie  captor«  Thc^  maj  be  reatOMd  to  fbe  pzimer  in  markBd 
casea,  by  tho  oammander,  to  aignalize  adnnration  of  bis  dialingiilabed 
brateiy,  or  approbation  of  bia  bwnane  treatmant  of  priaonen  beüm 
bia  captore.  The  captmad  offioer  to  wbom  th^  naj  be  reatorad 
oanaoi  vear  thfon  dozing  eaptifity» 

74. 

A  piiaoner  of  war,  iman  a  pubUc  onesiy,  i»  the  piiaoaer  of 
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ihe  gOTenunent,  «dA  not  d  the  «iptor.  Ko  ranflom  caa  be  paid  hj 
a  priMiwr  of  var  to  hii  jndividiial  captiir,  or  to  anj  officer  in 
oommand.  The  gOTflnunoit  alone  xdeaaes  «^Tea,  acoording  to 
ioIm  preacribed  hj  itaelf. 

75* 

Bnaonera  of  war  an  safcject  to  confiaement  or  mpciaoimioiit 
aacih  aa  may  \»  doemed  neoeflaaiy  on  aooonnt  of  aafely,  -Imt  they 
are  to  be  subjected  to  ao  odur  inteational  saffiBriiig  or  iiidignity. 
Th»  oonfinemeiit  aad  modo  of  treAttng  a  prisonor  may  oe  varied 
dnriog  his  captiTity  aoGording  to  the  damanda  of  aafefy. 

76. 

Ihrisoners  of  war  shall  be  fed  upon  plain  and  wholesome  food, 
whenever  practicable,  and  treated  with  hmnanity. 

They  may  be  required  to  work  for  the  benotit  of  the  captor's 
gOTerumcnt,  accordiug  to  their  rank  and  coudition. 

77. 

A  prisoner  of  war  who  escapes  may  be  shot,  or  otherwiso 
1d1)ed  in  bis  Üight;  but  neither  dtatb  nor  any  other  punishment 
shiiW  bc  inflictad  upuii  him  simply  for  his  attempt  to  escape,  which 
the  law  of  wai'  doca  not  considor  a  crime.  Sti  icter  means  of  secu- 
rity  shall  be  used  after  an  unsuccessful  uuempt  at  escape. 

If,  however,  a  conspii'acy  is  discovored,  the  purp  ose  of  ^hich 
iö  a  united  or  general  escape,  tbe  conspirators  luay  be  rigorotisly 
punisbed,  even  with  death ;  aud  capital  pmüsiimünt  may  also  be  in- 
flicted  upon  prisoners  of  war  discovered  to  have  plotted  rel>ellion 
against  the  authorities  of  the  captors,  whether  in  imion  with  fellow- 
prisoners  or  other  persona. 

78. 

If  prisoners  of  war,  having  given  no  pledge  nor  made  any 
promise  on  tbelr  honor,  forcibly  or  otherwiso  escape,  and  are  cap- 
tnrcd  again  in  battle,  after  baving  rejoined  their  own  army,  they 
siiall  not  be  pimihhed  for  their  escape,  but  shall  be  treated  as 
&:[n])l(3  prisoners  of  war,  although  they  vill  be  subjected  to  stricter 
coiOineinaat.  * 

aa* 
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79. 

Every  Gi^tored  woundei  eneiny  sball  lie  medicaUy  treated,  ao- 

cording  to  the  abilitgr  of  tlie  medioäl  staff. 

80. 

Honorftbld  men,  when  captored,  will  abstaiii  from  gmng  to 
tlie  eoßmj  tnformafeioii  conoorning  llieir  <nm  amy,  and  tiie  modern 
Iaw  of  war  pennits  no  longer  tho  ose  of  taxj  vialenee  against  pri- 
aonan,  in  Order  to  extort  the  desired  infonnation,  cor  to  poniah  ihem 
hr  haviug  giron  falsa  tnformation. 

Bectton  IV. 

ParUsam^Armeä  mmies  nt^  hekm^ing  io  <%e  JMik  wrmjßSeomis 

— Armed  prowhrs — War-rebels. 

81. 

Fartiflana  are  Boldiars  armed  and  wearing  Üie  wiifonn  of  tlielr 
army,  bnt  belonging  to  a  corpa  whioh  acte  detaolied  from  the  maan 
body  for  fhe  parpose  of  maldng  inroads  into  the  torritoiy  oocitpied 
hj  the  enemj.  If  ciq^tnred,  thej  are  entitled  to  all  die  prinkgas 
of  the  priaoner  of  war. 

82. 

Mon,  or  squads  of  meu,  who  oommit  hostilities,  wbethor  by 
fighting,  or  inroads  for  dostruction  or  plnnder,  or  by  raids  of  any 
Idndt  wiUiout  commission,  without  bemg  part  and  porfcion  of  the 
organized  hostile  army,  and  without  aharing  continuously  in  the 
war,  bot  who  do  so  with  intermitting  retoms  to  their  homea  and 
avocations,  or  with  the  occaaional  aasumption  of  the  aemblanee  of 
peacefol  pursuito,  diToating  iJiamaelTea  of  the  rJiamflter  or  appea- 
ranoe  of  aoldiers— such  man,  or  iqnada  of  man,  are  not  piiblic 
enemiea,  and  Üierefore^  if  oi^tiired,  are  not  entitled  to  the  prinlegea 
of  piisonen  of  war,  bat  ahaJl  be  treated  srnnmarily  aa  hi^iway 
robben  or  pinitea. 

83. 

Soouts  or  Single  soldiers,  if  disguised  in  the  dress  of  the 
ooontEy,  or  in  the  nni£ana  of  Ihe  army  hosüle  to  their  own,  em- 
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ployed  in  obtaining  infomiatioii,  if  fonnd  mthin  or  Inrldiig  abovt 
the  läMt  of  ihe  captor,  are  treated  a»  spies,  oad  suffer  daaCh. 

84. 

Armed  prowlera,  by  whateTer  names  they  may  he  calied,  or 
persona  of  the  enemy's  ienitoiy,  who  steal  within  Üie  lines  of  tho 
hostile  amy,  for  ihe  pmpose  of  robbing,  UUing,  or  of  destrojing 
bridges,  roads,  or  canaU,  or  of  robbing  or  destroying  the  mail,  or 
of  cuttiDg  the  telegri^  wireB,  are  not  entitled  to  the  privileges 
of  the  prisoner  of  war. 

85. 

War-rebols  uro  persons  within  an  i>ccupicd  territory  ^vho  rise 
iu  aims  agaiiist  the  occnpying  or  conquerinpf  army,  or  agaiust  the 
anthorities  established  hy  th*^  same.  If  capturcd,  thcy  raay  suffer 
dcath,  whcther  thcy  risc  siugly,  in  small  or  lai-f^o  ])aii(Is,  and  whether 
called  lipon  to  do  so  hy  their  own,  but  expelled,  govemment  or 
not.  TIk^y  are  not  prisoners  of  war;  nor  are  they,  if  diBcovered 
and  securcil  Im  taro  their  couspintcj  has  juatured  to  au  actual  rising, 
or  to  armed  violeuce. 

Seetion  V. 

Safe-etmdud—S^—  Tfar-iraitors—  Caphureä  messengen-^Ahm 

of  ihö  flog  of  iruee, 

86. 

AU  intercourse  betwecn  the  territorics  ooonpied  hj  bettigeireiit 
armiea,  wh(ither  by  traffic,  by  letter,  by  travel,  or  in  any  other  way, 
oeases.  Xhis  is  Uie  general  role,  to  be  obaerred  idthont  special 
prodaniation. 

Exceptiona  to  this  nüe,  whether  by  safe-condnct,  or  permis- 
sion  to  trade  on  a  small  or  large  scale,  or  by  ezchanging  maib, 
or  by  trarel  from  one  temtoiy  into  the  other,  oan  take  place  only 
according  to  agreement  approred  by  the  gOTemment,  or  1^  the 
highest  miUtary  anthori^* 

GontraTenÜons  of  this  nüe  are  higUy  panishable. 

87. 

AmbftMadora»  and  all  other  diplomatic  agenta  of  neiüral  por 
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wer«,  accredited  to  tlie  eiieiny,  may  rccpivc  safe  conducts  trongh 
thc  territories  occupied  by  tlie  hclligereiits,  uiiless  thcrc  are  military 
reasons  to  the  contrary,  and  imless  they  may  reach  the  place  of 
thcir  destination  convcniently  hy  another  route.  It  iinpUes  no  mter- 
uational  affront  if  the  safc  coiKlnct  is  declined.  Such  passes  are 
usually  given  by  the  supreme  authority  of  the  sUite,  and  not  by 
6ubordmate  ofßcers. 

88. 

A  spy  ih  a  jjerson  who  secretly,  in  disguisc  or  \mdcr  falsc 
pretence,  seeks  iuformatiou  with  the  intenüon  of  comuiuuicatmg  iL 
to  the  enomy. 

The  spy  is  punishable  with  death  by  hanging  by  the  neck, 
whether  or  not  he  Bucceed  in  obtaining  the  iuformatiou  or  in  cou- 
▼eying  it  to  the  enemy. 

89. 

If  a  titizcii  of  tlio  United  States  obtains  Information  in  a  legi- 
timate  maiincr,  and  betrays  it  to  tho  cnemy,  bc  he  a  miUtary  or 
civil  ofiScer,  or  n  private  Citizen,  he  shall  suffer  death. 

90. 

A  traitor  nnder  the  law  of  war,  or  a  war-traitor,  is  a  porson 
in  a  place  or  distrirt  iindor  martiai  law  who,  iin;mtliorized  by  the 
military  Commander,  gives  Information  of  any  kiud  to  the  euemy, 
Ol  hold»  mtercoorse  with  him. 

91. 

The  war-traitor  is  always  sevcrely  j^nnished.  If  his  offonce 
conßists  in  betraying  to  the  enemy  auything  concerning  the  con- 
dition,  safety,  Operations  or  plans  of  the  troopa  holdiog  or  occHpjing 
tho  pkoa  or  district,  his  panishmeat  is  death. 

92. 

If  the  Citizen  or  snbject  of  a  oonatry  or  place  mvided  or  con- 
qnered  gives  Information  to  his  own  govemment»  firom  which  ho  is 
separated  by  the  hostile  army,  or  to  the  anny  of  hts  gOTemmoint^ 
Im  is  a  imr4niHor,  and  dsslli  Is      psnalty  o(  Ui  «taosw 
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All  armios  in  tlie  fiekl  staiul  in  ncod  of  guides,  aud  iuiprcss 
them  if  they  canuot  obtaiu  tliem  otlierwisö. 

94. 

Ko  person  bAving  been  fonsed  hj  fbe  enemy  to  serve  as  guide 
18  puuishable  for  lumng  done  bo. 

95. 

If  a  dtizGn  of  a  hostile  and  iBTaded  district  Tolnntarilj  serves 
B8  a  guide  to  the  enemj»  or  affors  to  do  so,  he  is  deemed  a  war- 
traitor»  and  shall  euffer  death. 

96. 

A  Citizen  serring  yolimtarily  ae  a  gnide  against  bis  oim  ooim- 
try  oommits  treoson,  and  wSl  bo  dealt  witb  aocording  to  the  law 
of  bis  Gonntry. 

97. 

Gniflrs,  when  it  is  cleariy  proved  that  thej  bave  misied  inten- 
tiouaUjr,  may  be  put  to  death. 

98. 

All  uiiautbürized  ur  secrct  commuuicatioii  with  the  euemy  is 
coiisidered  treasonable  by  the  Ifiw  of  war. 

Foreign  resideuts  in  an  invadod  or  occupied  territory,  or  foreigu 
visitors  in  the  samp,  can  claini  no  inmumity  from  this  law.  ITiey 
may  connuunicate  with  foreigu  i>arts,  or  witli  tho  inhabiUmts  of  tlie 
lidstilo  c-onntry,  so  far  as  thi*  niilitary  authority  perniits,  bat  no 
fiu*tlier.  Instant  i'xpulsion  from  tlio  orcnpied  territory  would  bo 
the  Tery  least  puuishment  for  the  iniraction  of  this  rule. 

99. 

A  messenger  carrying  written  des})atclios  or  verbal  messages 
from  ono  portion  of  the  army,  or  from  a  bosieged  pLice,  to  anothcr 
portion  of  tlie  s.'unc  anny,  or  its  govcrnnicnt,  if  armed,  and  in  the 
uniform  of  bis  araiy,  and  if  captured  wliilo  doing  so,  in  the  terri- 
tory occnpied  by  the  enemy,  is  treated  l)y  tho  captor  as  a  jirisoner 
of  war.  If  not  in  uniform,  nor  a  sohlier,  the  eircuniatanoes  connected 
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wäl  Iiis  captme  nnist  determine  liie  dispodtioii  that  ahall  be  made 

100. 

A  messengor  or  agcnt  avIio  attempts  to  eteal  trougli  tlie  terri- 
tory occupied  by  the  euemy,  to  furtlier,  in  any  mamior,  theiiitert  ts 
of  the  enemy,  if  captured,  is  not  outitled  to  tbo  privileges  of  tiic 
prisoiMr  ol'  war,  and  nitay  be  dealt  wiih  accordiug  to  the  circuiu- 
stauces  of  tho  case. 

101, 

Wliile  deception  in  war  is  admited  as  a  just  and  neoessary 
meanB  o£  hostility,  and  is  coxuistent  with  honoralile  warfere,  llie 
oommon  lav  of  war  allows  even  c^iital  pmiishmeiit  for  daudesüne 
or  treadbterous  attempta  to  ii^ore  aa  eaamjt  becauso  thej  are  so 
dangeroos,  and  it  ia  so  difficnlt  to  gnard  against  them. 

102. 

The  law  of  war,  like  the  Griminal  law  regarding  other  offenoeSi 
makoa  no  difference  on  accoimt  of  the  difference  of  aexea,  conoemmg 
tho  spy,  the  war-traitor,  or  tho  war-rebel. 

im. 

Spies,  war-traitors,  and  war-rehels  aro  not  cxchangcd  according 
to  tbc  common  law  of  war.  The  exchaiigo  of  such  ijersons  would 
require  a  special  cartel,  authorized  by  the  goveinment,  or,  at  a 
great  distaQce  from  it,  by  the  chief  oommander  of  the  army  in. 
the  field. 

104. 

A  anoceaaftd  apj  or  war-lraitor,  safely  retomed  to  bis  own 
ariny,  and  afterwarda  captmred  aa  an  enemy,  is  not  sulject  to  pmlsli- 
ment  for  his  acts  as  a  spy  or  war-traitor,  but  he  may  be  beid  in 
doaer  custody  as  a  person  indiYidually  dangerous. 

Sectioii  VI. 

Exchange  of  prieoners  —  tloffs  of  iruee  —  Flag$  of  proißctkm, 

105. 

Exühauges  of  priaoners  take  place — uumber  for  uumber — ^rank 
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for  rank— wounded  foat  ironnM-^infli  added  oonditioii  for  added 
conditkn-^siicli,  for  instenoe  a«  not  to  Bern  finr  ft  oertaiD  pcriod. 

106. 

•  In  esdbangmg  prisoners  of  war,  andi  numlieni  of  peraons  of 
inferior  rank  may  be  anbatitated  aa  an  equ^alent  for  one  of  auparior 
rank  aa  maj  bo  agreed  npon  hy  cartel,  whioh  requirea  the  aanction, 
of  tke  90Tenun«nt)  or  of  the  oommander  of  tihe  tanay  in  the  fiekd. 

107. 

A  prisoner  of  war  is  in  honor  bound  truly  to  stato  to  the 
captor  hia  rank:  and  he  is  not  to  assume  a  lower  rank  than  belongs 
to  him,  in  order  to  cmae  a  more  adYantageous  exchange;  nor  a 
hi^er  rank,  for  the  pnrpose  of  obtaining  better  treatment. 

Qffences  to  the  contraiy  hate  been  jnatly  paniahed  by  tbe 
commandora  of  releaaed  priaonera,  and  may  be  good  canae  for  refoeing 
to  releaae  anoh  priaontta. 

108. 

The  surphis  niimber  of  i)i  isoners  of  war  remainiiig  after  au 
oxchai3g(3  has  taketi  plf»r»>  is  somütimes  relcased  cither  for  tho  puy- 
incnt  of  a  Btipulated  siun  of  monej,  or,  in  urgent  case^  of  proviäion, 
clothing,  or  other  uecessaries. 

Such  arraugement,  bowever,  requires  the  sanction  of  the  bighest 
authority. 

109. 

The  enshauge  of  priaonera  of  war  ia  an  aot  of  eonvenienoe  to 
both  beUigerenta.  If  no  general  oartel  haa  been  oondnded,  it  caimot 
be  demanded  bj  eitider  of  tbem.  No  beUigereni  ia  obliged  to  ez- 
ebange  priaonera  of  war. 

A  cartel  ia  yoidaUe  ao  aoon  aa  eltber  part^-  haa  violated  it. 

110. 

No  exdiange  of  pna^mora  abail  bo  made  ezoept  aftor  coiiii)leto 
oqptiirc,  and  after  an  aooQxate  acGonnt  of  them,  and  a  liat  of  the 
captnred  of&oera,  haa  been  taken. 

111. 

The  bearer  of  a  Üag  of  truce  cannot  insiat  upon  boing  admit- 
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ted*  He  snirt  always  beradiaitted  wtth  grest  caiite»  üaneowwgy 
freqpuiic^  ifl  caiefiiny  to  be  aToided. 

112. 

li^  tlie  be^er  of  a  flag  of  truce  offer  himself  dnring  an  engar 
gement,  ho  can  be  admitted  as  a  very  rare  exception  only.  It  is 
HO  breach  of  good  fiaitb  to  retain  snch  a  flag  of  trnce,  if  admitted 
dming  the  engagement.  Firing  is  not  reqnired  to  oeaae  on  tJie  ^ 
peanmoe  of  a  flag  of  tnioe  in  imttle. 

113. 

If  the  bearer  of  a  flag  of  truce,  proseiiting  himself  dmiiig  an 
engagement,  is  küled  or  wounded,  it  fuiuibiies  uo  ground  of  com- 
plaiut  whatever. 

114. 

If  it  be  diacoTerad,  and  fairly  proved,  tbat  a  fta/g  of  trnoe  liaa 
been  abnsed  for  Borreptitiously  obtaimng  military  knowledge,  the 
bearer  of  the  flag  thns  abusing  bis  sacred  diaractor  is  deemed  a  spy. 
«  So  sacred  is  the  diaracter  of  a  flMg  of  trnce,  and  so  necossaiy 
ie  its  sacredness,  that  while  its  abuse  is  an  especially  heinoos  of<- 
fence,  grcat  caution  is  requisite,  on  the  other  band,  in  couvioting 
the  bearer  of  a  flag  of  tiuce  as  a  spy. 

115. 

It  is  coBtomaiy  to  deeignato  by  oertain  flags,  (ngnally  yellow,) 
the  hospitals  in  phices  which  are  shdled,  so  that  tho  beüegmg  eaomy 
naj  avoid  ftrlng  m  them.  The  same  has  bean  done  In  batfles,  ivhen 
hoqiitals  ar»  sitaated  witMa  fhe  field  of  the  engagement 

116. 

Honorable  beiiigereotB  often  request  that  tho  hospitals  within 
the  territoiy  of  the  enemy  niay  be  designated,  so  that  thej  maj  be 
spared. 

An  honorfüble  beUigSfent  allows  himseif  to  be  gnided  flags 
or  Signals  of  protection  as  mnoh  as  tho  oontingendee  and  the  neM- 
sitses  of  the  fight  will  peimiL 

117. 

Ii  ifl  justly  considered  an  act  o£  bad  faith,  oi  iiüaiiiy  or  ücnd- 
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UluMis,  to  deeehe  tiw  enemj     flags  of  proteotion.  Sodi  ao(  ol 
m&j  be  good  cause  tot  refiising  to  respoot  tooli  flags. 

118. 

The  Besi^giiig  belligeniit  haa  aometimes  reqneoted  the  besieged 
to  dedgnate  ihd  Indldings  ocmtaimiig  collectioos  of  ihhAb  of  art» 
fld«atifie  nunemm,  aatrononueal  obeervatoM,  or  pradow  librariet, 
Bo  fhai  «faflir  datteticlioü  may  be  avOBded  «s  mcb  as  poinU^ 

8cctioii  TIT. 
Tke  Farol$. 

119. 

Prisoners  of  war  may  be  released  from  captivitj  by  eaohangp 
and,  under  ceriain  ckcumätances,  also  by  pturolo. 

120. 

The  ietm  Fluole  AjrfgnaiA^  the  pledge  of  indhidnal  good  ftifli 
and  honor  to  do,  or  to  onut  doing^  oertaln  acts  after  he  who  giyea 
bis  pecole  shall  have  beeii  diamkMd,  wbolly  or  partially,  from  the 
power  of  the  capfcor. 

Tho  pledge  of  the  parole  is  always  an  mdi?iduai,  but  not  a 
priTate,  act. 

122. 

Hie  parole  appties  cbieflj  to  prlBonen  of  mv  irfunn  the  oiptor 
aUoiva  to  retnu  to  thdr  oomiftiy»  or  to  Kto  in  greater  freedom 
mithin  the  captor'a  ooontiy  or  teniteiy,  oa  oondHioiiB  etated  In  the 
pavole. 

123. 

Release  of  prisoners  of  war  by  excbauge  in  tho  geueral  rule; 
release  by  parole  is  the  exception. 

124. 

Breakiog  the  parole  is  punished  wiÜi  death  when  (Sie  penon 
hreakiiig  the  parole  is  €.'i})tured  again. 

Accnrate  lists,  thwefore,  of  the  parded  persona  must  be  kept 
hf  the  heUigeraiti» 
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185. 

VfhsD.  paroles  are  giveu  and  rooeifad  there  mvsi  be  an  es- 
cbange  of  hro  written  docmmenfB,  in  which  the  name  aod  rank  of 
Üie  paroled  indiTMiials  are  aocnrately  and  tmflifiilly  stated* 

126. 

CommiBrioned  oBssen  cmly  are  allowed  to  gire  tiieir  parole, 
and  tiiey  oan  gi^e  it  011I7  with  the  permlsriim  o£  their  anperior,  aa 
long  aa  a  Boperior  in  rank  is  iritKün  reach. 

« 

127. 

No  iioii-commissioiied  ufficer  or  pn'vRte  cau  pivo  his  parole 
excppt  through  an  officcr.  Iiulividual  par  i!  not  given  through  an 
officcr  aro  not  ouly  void,  hnt  snhject  the  iiidividual  giving  thera  to 
the  pimishment  of  death  as  dosei  ters.  The  only  admissible  excop- 
tioii  ia  where  individuals,  propeily  separated  from  thcir  commands, 
]ia  3  Riiffcrcd  long  conHnemeut  without  the  possibility  of  being  par 
roied  through  an  ofdcor. 

128. 

No  paroling  on  the  batUe-field;  no  paroling  of  entire  bodiea 
of  troops  afker  a  batÜe;  and  no  disnuasa]  of  large  numbera  of  pri- 
Bonera,  witb  a  general  dedaraÜon  that  they  are  paroled,  is  permiU 
(ed,  or  of  any  valne. 

129. 

Li  capiiolationa  for  the  aorrender  of  strong  places  or  fortified 
camps  the  commanding  ofifieer,  in  oaaes  of  urgent  nocessity,  may 
agree  that  the  troopa  «nder  bis  oommand  ahaii  not  fight  again  du- 
ring  the  war,  imleBa  enslianged. 

130. 

The  usiial  pledgo  giviMi  in  the  parole  is  not  to  serve  dunng 
the  exii^tiiig  war,  unless  exchanged. 

This  pledge  refers  only  to  the  active  servicc  in  the  field, 
against  the  paroling  belligiiront  or  his  allies  actively  cngaged  in  tho 
samc  war.  These  cases  of  brcaking  the  parole  are  patent  acts,  and 
cau  he  visited  with  tho  punishment  of  death;  but  the  pledge  does 
not  refer  to  internal  soi-vice,  auch  as  recruiting  or  drilling  tlic  re- 
GTuits,  forti^riug  places  not  bedeged,  quelling  ciril  commotiona. 
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flgthmg  againti  beDigerents  iin€<umectod  ivith  tiie  paroUng  bdH- 
gerents,  or  to  dTÜ  or  d^pHomoliG  sernod  fbr  idiiclL  Üio  ]pwoled  olBcsar 

may  be  employed. 

131. 

1£  ihe  gOTernment  does  not  approve  of  the  parole,  the  parol«d 
officer  must  return  into  captivity,  and  sboiüd  the  emmj  idbse  to 
reoeiYe  him,  he  is  free  of  Ms  parole. 

132. 

A  belligerent  government  may  declare,  hy  a  goneral  order, 
wliether  it  will  alluw  paroling,  aud  on  wliat  couditioiis  it  wül  allow  it 
Such  Order  is  communicated  to  the  euemy. 

183. 

No  prisoner  of  war  can  be  forced  bj  the  hostile  gOTenmie&t 
fo  parole  himself^  amd  no  government  ig  oÜiged  to  parole  priaonera 
of  mir,  or  to  parole  all  captored  officen,  if  it  paroles  bbj.  Ab  the 
pledging  of  ilie  parole  k  an  indmdual  act,  so  is  paroling,  on  Ihe 
other  hand,  an  act  of  dunoe  on  the  pari  of  the  beltigerent 

134. 

The  Commander  of  an  occiipying  aimy  may  require  of  the  civil 
offioers  of  the  enemj,  and  of  its  dtiaens,  any  pledge  he  may  oon* 
sider  necesBaiy  lor  Üb»  safetgr  or  seenrity  of  his  army,  and  npon 
their  faOni»  to  give  it  he  may  arrest,  oonfine^  or  detain  them. 

Sectiou  Ylll. 
185. 

An  armistice  is  the  ccssation  of  activc  hostiUties  for  a  period 
agreed  npon  betweeii  belligercnts.  It  niust  be  agreed  ui)ou  in 
writirg,  and  duly  rutiäed  by  tlic  iugiiüst  authorities  of  the  conten- 
dm^  pai'ties. 

136. 

If  an  armiBtice  be  dedared,  vrithont  condHdons,  it  «stenda  no 
fiirther  tiian  to  reqidre  a  total  oeaeation  of  hoetflifciee,  along  the  front 
of  both  beDigerents. 


uiyui^ed  by  Google 


U  eonditioai  be  agreed  apoii,  Üksy  shaM  Iw  dMify  «[w^etiedi 
aad  mut  be  zigid](f  adhond  ta  If  botii  pafüM,  If  ettibfir  parfy 
Tiolates  any  espfess  oondition,  the  onnirtioe  niay  be  dedaied  bbU 
aad  void  by  the  otber. 

137. 

An  armistioe  ittey  be  gcoml,  and  yalid  for  all  pointo  and 
BiifiB  of  the  belligerents;  or  apecSal,  tbat  i«,  leferring  to  oartain  iroope 
or  certain  localitiea  only. 

An  armistice  may  be  concluded  for  a  definite  time;  or  for  an 
indefinite  time,  dnnng  which  either  bcUigerent  maj  reaune  hostilitiee 
on  ghnng  ibe  notioe  agreed  iip<m  to  the  otiier. 

138. 

The  motiTes  which  induco  the  oiie  or  the  utlier  In  lljgercnt  to 
conclude  an  armisticc,  whether  it  ))o  ex])ected  l  ic  im  hiiiiiiary  to  a 
treaty  of  peace,  or  to  preparo  diu  jug  the  armistice  for  a  more  vi- 
gorons  prosccution  of  the  war,  düos  in  no  vaj  aftdct  the  duuracter 
of  tbe  arnuatüse  itself. 

m 

An  anniatice  ia  binding  upon  the  beDigerenta  from  the  day  of 
the  agreed  oommenoementj  bat  the  officera  of  the  anaiea  are  reapon- 
aiUe  ftom  Hie  day  only  when  they  reoeive  official  Information  of 
iüM  eiirteiioe. 

140. 

Commanding  offioera  have  the  rig^t  to  eonclude  annistices 
binding  on  the  district  Over  which  their  command  eztends,  but  such 
anaiatloe  ia  anlgect  to  the  latüloatfon  of  the  wpmor  authority,  and 
ceaaea  so  soon  as  it  is  made  known  to  the  enemy  that  the  anaiatioe 
ia  not  ratified,  even  if  a  certain  tune  for  the  elapsing  betwecn  gl» 
Ting  notice  of  cessation  and  the  reaampttoa  of  hoatilitiea  ahonld  hm 
been  atipnkted  for. 

141. 

It  is  ]u(  uiiibcut  lipon  the  oontractiug  parties  of  an  armistice 
to  stipulatc  vtLitL  liitercourse  of  persona  or  traffic  between  the  in- 
haljitantB  of  the  ternWnea  occupi^  by  the  iiostile  axmm  be 
allowed,  if  any. 
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If  BOÜiiDg  is  stipulated  tha  mtereoniM  remahM  soBpenM,  as 
^armg  aotaal  hoBtOitifie. 

112. 

An  amustioe  is  not  a  partial  or  a  temporary  peaoe;  ii  iB  only 
tho  Buspenaon  of  militarj  Operations  to  the  oxtent  agreed  i^on  bj 
ihe  parties« 

148. 

Whcn  lüi  Lirraistice  is  couclucled  betwecn  u  fortitied  place  and 
the  aimy  besiogiui^  it,  it  is  agreed  b}  all  tiiu  aiulioritics  oii  Üiis 
subject  tliut  the  besieger  iimst  cease  all  extension,  perfection,  or  ad- 
vance  of  his  attackinj^  works  as  much  so  as  from  attacks  b^  maiü 
force. 

But  as  tiiere  is  a  diffureucö  of  opiiiion  araong  martial  jurists, 
wliether  the  besieged  have  the  right  to  repair  breaches  or  to  erect 
new  works  of  defence  withiu  the  place  dnring  an  aimistice,  this 
point  should  be  determined  by  exprcss  agreement  betweou  the 
parties. 

144. 

So  aoon  as  a  c^tnlatlon  is  aigned,  äie  ot^tnlator  lias  no  ri|^t 
to  demolish,  deetroj,  or  iignxo  tiio  works,  atms,  Stores,  or  ammnnition, 
in  lus  possession,  dvring  tbe  tixno  wbicli  el^sfis  betveen  the  «giniig 
aad  the  execation  of  the  capitidalion,  nnless  othensise  stipnlated  in 
tho  same. 

145. 

When  an  armistico  is  clearly  broken  by  one  of  the  partiea, 
ÜL^  other  pariy  is  xeleasod  Irom  aU  Obligation  to  ohsarre  it 

146. 

Prisonerst  taken  in  the  aoi  of  breaking  an  armlstice,  mnst  be 
treatod  as  prisoners  of  war,  the  oflAoer  alone  being  responsiUe  who 
gives  the  order  for  snch  a  vlolation  of  an  armistice.  The  higheet 
authorily  of  the  belligerent  aggrieyed  may  demand  redreas  for  the 
infractiou  of  an  armistico. 

147. 

BelUgoente  sometimes  conclude  an  armistice  while  their  pleni- 
potenliaries  are  met  to  discnss  the  oondittoas  of  a  treatgf  ot  peaoes 
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bat  plempotemtiArieB  may  meet  «ithout  a  preliminaiy  anustiee;  m 
the  latter  oaae,  the  mr  ia  canied  on  iriihoiit  aaij  abatemflnt 

SeeHon  IX. 

ÄssassincUion, 

148. 

The  law  of  war  does  not  allow  proclaiming  dther  an  indivi- 
dual  belonging  to  the  bostile  amiy,  or  a  cttisen,  or  a  aidbuject  of  the 
hoBtUe  gOTenunent,  an  outlaw,  who  may  be  slain  withottt  iiial  by 
any  captor,  anymore  thaa  the  modern  law  of  peaoe  allowa  sooli 
intemational  oittbiiny;  on  the  contnury,  it  abhon  mdi  ooftrai^ 
The  Btemeet  retaliation  Bhonld  foUow  the  mnrder  eonmutted  in  con- 
aeqnence  of  snch  prodamation,  made  by  wfaateror  anthorily.  Gvi- 
Bzed  nations  look  nith  hoiror  iq^on  offers  of  rewards  for  the  assaa- 
Bination  of  enenues  aa  relapses  into  barbarism. 

Seetton  X. 

JbuurrecHon — Civil  War — BebdUan. 

U9. 

Inaorrectiu»!  ia  the  liaing  of  people  in  aima  against  their  gor- 
emmeat,  or  a  poition  of  it,  or  against  ooe  or  more  of  its  laws,  or 
againat  an  offioer  or  offiiwra  of  the  gorenuiient  It  may  be  ooofined 
to  mere  armee  reaiataace,  or  it  may  bare  greater  enda  in  vieir« 

150. 

Civil  war  is  war  between  two  or  more  portions  of  a  country 
or  State,  each  contending  for  the  mastery  of  the  whole,  and  each 
daiming  to  be  the  legitimaic  govemment.  The  term  is  also  some- 
times  applied  to  war  af  lebellion,  when  the  rebeUions  provinces  or 
portions  of  the  State  are  contigaons  to  those  oontaimng  the  seafc 
of  goTomment. 

IM. 

The  term  rebeUioii  is  appHed  to  an  insurrection  of  large  ex- 
tent,  and  is  iisually  a  wai*  between  the  legitimate  goyemment  of  a 
Cüuntry  and  portions  or  provinces  uf  tlio  samo  who  seek  to  throw 
off  their  aliegiance  to  it,  aiid  sei      a  govornment  of  their  owu. 
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162. 

WlkflE  Inmanitj  üiduoeB  tbe  adoption  of  fte  nies  of  regulär 
mur  tomrd  xebels,  whefliBr  Üie  Adoption  ii  paartial  or  entire,  it  does 
ia  HO  ivay  wliatefor  inpilj  a  pArtial  or  oomplete  acknowledgment  of 
thdr  goreniiiMoft»  if  ISbej  hMire  sei  np  one,  or  of  them,  as  an  inde- 
pendflnt  or  lOTereign  power.  Neutrals  have  no  right  to  make  the 
adoption  of  the  mies  of  war  by  the  assailed  gOTemment  toward 
rebels  the  gronnd  of  their  own  acknowledgment  of  the  revolted 
people  as  an  independent  power. 

153. 

IVeating  captnred  rebeb  M  prSsonen  of  mr,  eiduoigiDg  them, 
oomdadiiig  of  cartels,  eapitalatioiiB,  or  otiier  ivariike  agroemeats  iriiSi 
tiheni;  addressiag  Office»  of  a  rebel  annj  hj  the  rank  thegr  naj 
liate  ia  the  same;  aooepting  flaga  oi  tnioe;  or,  oa  tha  other  haad, 
prodalimag  aiartial  law  ia  their  tetiitory,  or  levpag  war-tam  or 
fnrced  loaaa,  or  doiag  any  other  aot  saactioaed  or  demaaded  hj  tha 
kw  aad  aaages  of  pabiic  war  hetweea  sofereiga  belligereata»  aeitfier 
prores  aor  eetaMlshea  aa  acknowledgment  of  the  reheOiona  people, 
or  ol  the  govemmeat  which  thej  aiaj  have  orected,  aa  a  pabUk» 
or  BOTereiga  power.  Nor  doea  Uie  adoptioa  of  the  nflea  of  war 
towird  rebela  implj  aa  eagagemeat  wiüi  iheia  eitendiag  beyond''' 
tiie  Ihaiia  of  theae  ndea»  It  ia  victoj  ia  the  field  that  ends  the 
atrife  aad  aetäea  tbe  fotiire  reUtioas  between  the  coateadiag  parties. 

154. 

Treatiag,  ia  the  field,  the  rebeUioaa  eaemy  according  to  the 
law  aad  aaagea  of  war  has  nevcr  prevented  the  legitimate  govefa^ 
aaent  from  trying  the  leaders  of  the  rebellion  or  chief  rebela  for  high 
treasoa,  aad  from  troataag  them  acoordiaglj,  aaleaa  tfacy  are  iachi- 
ded  m  a  geaecal  amaeaty. 

165. 

All  enemies  in  regulär  war  arc  dividcd  into  t:vo  gcnoral  clas- 
ses;  that  is  to  say,  into  combatants  and  iiuii-coiiiba.Umtä,  or  imaimed 
Citizens  of  the  hostilc  governraent. 

The  military  Commander  of  tho  legitimate  government,  in  a  war 
of  rebellion,  distinguishes  between  tliu  loyal  Citizen  m  the  revolted 
portion  of  the  country  and  the  disloyal  Citizen.  The  disloyal  citüsens 

Blanttciili,  £&s  YüULerrecbt.  33 
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may  fMier  be  obsrified  into  thoee  dliieiiB  knoim  to  t^mftiJShSm 
iptih  tiwrebdlioii,  villumt  ponti^dy  aidtng  11^  and  Ümm»  iHmu»  wHli- 
OQt  taking  Up  anu,  ipve  poflitrte  «äd  and  oofl||oKt  tu  tlia  iM^em 
§nmri^  nitiioiil  beiiig  bodJly  foreed  tibeieUiw 

156, 

Common  justice  and  piain  expcdiency  require  that  the  militiiry 
Commander  protcct  the  inanifestly  loyal  Citizens,  in  rcvolted  tcrrito- 
ries,  against  tho  hardships  of  the  war  as  mudi  a«  tha  oomxDOu 
misfortune  of  all  war  admits. 

The  Commander  will  throw  the  bürden  of  the  war,  as  mach 
as  lies  wiUun  his  power,  on  the  disloyal  Citizens  of  the  revolted 
portion  or  provinoe,  sal^jecting  them  to  a  stricter  poUce  than  the 
nou-combatant  eaemies  have  to  soffor  in  regulär  war;  and  if  \m 
deems  it  appropriate,  or  if  his  goTemme&t  demands  of  him  that 
erery  Citizen  shall,  by  an  oath  of  allegiance,  or  \q  aQine  other  ma- 
nifest act,  dedare  hiß  fidelity  to  the  legitimate  govenunent^  he  maj 
ezpel,  transfer,  imprison,  or  hne  the  revolted  Citizens  who  refiise  to 
pledga  thamsetfes  Sfum  aa  citiam  obedMot  to  th«t  I»w  aad  Jfoyi^ 
to  the  goyemment 

Whethor  it  is  expedient  to  4o  «o,  aii4  «Mfai^r  spUanoa  oaia 
be  placed  upo^  such  (laths,  the  oonunaader  bifli  ^onnpaift  ]|«f« 
nie  light  to  decada. 

157. 

Armed  or  unarmcd  resistanco  by  sitizens  of  the  United  Statos 
against  the  lawful  moTemeuts  of  thcir  troops  is  Iot^u^  wai  i^aixist 
the  United  States,  and  is  therefore  ticaso^. 
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Paragraphen,  n. 

A. 

Aachener  Congress  1£^ 

„      Protokoli  lOü  n^  lliS  IL.  in  n- 
Ahberufung  von  Gesandten  210.  228. 
238,  537. 

Abbrechung  des  dipIooL  Yerkebn  234. 

235.  231  n..  637. 
Abschli essung,  eines  States  gegen  jeden 

Fremdenverkehr  S.  26j  eines  Meeres 

vom  Weltverkehr  3^ 
Absolutismus  ü5. 

Abtretung  von  Stat^gebiet  4fi  ff.,  706,  707. 
Abzttgsrccht  S.  2^ 
AbzQgBsteuem  3S3  n. 
Aerzte,  Apotheker  n.  8.  w.  S.  94;  578, 
599. 

Aerztliches  Personal  587,  588  a,  599, 
Agenten:  15ü  ff.;  vc'ilkerrcchtliche  243, 

nicht  völkcrreditliche  241.  geheime 

m  n..  242.  637. 
AlaUamafrage  763  n.  4,  779  a. 
Alexander  II.,  Kaiser,  S.  2(L 
Alexander  VL,  Pabst,  S.  26^  2IS  n. 
Allianz,  heilige,  8.  II;  ß  iL  1,  ü8  n. 

101,  102,  114  n^  44(1 
Allianz,  bewaffnet«,  der  Neutralen  441  jl  1. 
AlUanzen:  Begriff  und  Arten  446.  447. 

448.  28  n. 


Die  tibrigcn  Zahlen  verweiaen  anf  die 

=  Annierkiuig.) 

Allianzverträgc,  Auslegung  und  Anwea« 
dung  der,  44iL 

Allianzpfiicht  515  n. 
Alternat  im 

Altersrang,  diplomatischer  18!L 
Ambassadeur  s.  Botschafter. 
Ambulauceu  s.  Krankouwageu. 
Amnestie  710->714. 
Andr^,  englischer  Major  628  n. 
Anerkennung,  eines  neuen  States  2ä  ff. 
„         einer  auswärtigen  Regie- 
giemng  122,  lÜiL 
Anerkennung  einer  neuen  Statvgewalt 

288.  289.  2äa. 
Anfange,  des  Völkerrechts,  im  Altcr- 
thnm  8.  lü  a.  U,  im  Mittelalter 
S.  12—15. 
angariae  jus  795  a. 
Angriffskrieg  52L 
Annahme,  eines  Gesanteu  1(>9. 
Annexionen  50. 

Anschluss  der  Bevölkerung  eines  States 

an  einen  andern  8tat  2H8. 
Ansiedlung 

Anzeige  von  der  Ai)seaduug  eines  Ge- 

santen  1B7. 
Anzeigepäicht,  des  Personenwechsels  im 
Statshaupt  125. 
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arbitratio,  arbitrium  iä&  il  1  u.  il  2. 
Aristoteles  8.  IL 

Annbinde  570»,  weisse  mit  rothem  Kreuz 

Aerztliches  Persoual  587— 588a.  599. 
Asyl,  Asylrecht  151,  200,  394—398, 

400,  586      774      775  il  845. 
Aufleben  des  modernen  Völkerrechts 
15  ff. 

Aufnalimepfltckt  des  States  gegen  s.  An- 
gchörigeu  3G8,  ÜM. 

Aufbtaud  im  Kriege  598. 

Ausdehnung,  räumliche,  des  Völker- 
rechts S.  12. 

AuBliefcrung  2<>0,  201,  395,  396.  399. 
400.  401.  780. 

Austrägt,  AustragcverfahrenS.2il;  4%n. 

Auswanderer,  friedliche,  816. 

Auswanderung  370 — 372. 

Auswechslung  von  Kricpgefangenen  612 
—616,  623. 

Auswechslung    der  Vertragsarkunden 

AIÜ  IL 

Aus-  und  Zurückweisung  fremder  Stats- 
angehöriger  5<"X). 

Aus-  und  Zurückweisung,  toh  Bewoh- 
nern w&hrend  einer  Belagerung  553. 

B. 

Barbareskcnstaten  363  n. 

Barbarisclie  Völker  425 

Beamte,  des  Heeres  578,  596. 

Bedenken,  gegen  das  Völker^R  u.  deren 
Widerlegung  8.  2—10. 

Beendigung,  des  Krieges  700  ff. 

Befreiung  dos  V.H.  von  religiöser  Be- 
fangenheit S.  16. 

Befreiungskriege  545  n,  2. 

Beghiubigungaachrciben  185, 

Belagerer  563,  564. 

Bergelohn  3afL 

Berichterstatter  im  Felde  595,  688  2. 
BeschLignahme  500,  806  n.      810,  811. 
Beseitigung  einer  Statsgcwalt  28Ö. 
Besitz,  unvordenklicher  354. 


Besitznahme,  militärische,  von  Feindes- 
huid  539  ff.,  576,  719. 

Besitzstand,  Wirkung  des  dauernden  2iMl 
Bessity-störung,  widerrechtliche  4<i4. 
B^trafiiug  eines  Gesauten  210. 
Besteuerung  376,  377,  389,  390. 
Besuche  (und  Einladungen)  der  (u.  bei) 

Oesanten  ISÜ. 
Besuchsrecht,  wechselseitiges,  der  Schiffe 

Beuterecht  im  Landkriege :  8.  38  u.  39 ; 

657,  669—61. 
Beuterecht  im  Seekriege :  8.     —  l^o^ 

665  ff. 

Bewohner,  friedliche,  in  Feindesland  573 

—575,  594. 
Binncnsceu  306,  316. 
Binncnstaten  [\2h. 

Blokade,  Blokaderecht,  (blocus)  8.  43j 

506.  827  ff. 
Bombardement  654,  554  a. 
Botschafter  171,  122. 
Bourboncu  1 18  n. 
Boteu  639. 

Bremer  Seerechta-Agitation  8.  4i;  665il 

Briefgeheimniss,  Verletzuii^  des  lilä. 

Briganti  51^  n.  L 

Bürge,  der  Btat  als,  UL 

Bürgerkriege  512  jl  3^  515  n.  L 

Bürgschaftsgarautie  432  n^  440  n. 

Buchten  S.  27j  309. 

Bund,  deutscher,  ISQ  n. ;  norddeutscher 
2Ü  n.,  mi  n. 

Buude8genossen.schaft  mit  einer  Kriegs- 
partei 750,  751. 

Bundesreich  20. 

Bundesstat  lÖ  ff.,  160,  823. 

Bundesverfassung,  schweizerische  122  a. 
16Q  n. 

Bynkershoek  11  n.      151  n^  164 
568  n^  674  n.  1,  742  a 

c. 

Caboto,  Seefahrer,  228  n. 
Cabotage  s.  Küstenhaiulcl. 
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Cannlng  SQ      763  n.  2. 

Carl  IL  112  IL 

Carl  V.  IM  n- 

Capellenrecfat  204—207. 

Caper  a.  Kaper. 

Cepttalation  697—699. 

Cartelschiffe  680. 

Cartelvertrügc  614  n.  679. 

Casus  foederis  44ä  n.  L 

Christenthum,  dessen  Einäuss  auf  das 

Völkerrecht  S.  12  ff. 
Cercmonialgesandte  181.  22L 
Ceromoiiiel  111  il  188,  182. 
Cliiuscl :  „rebus  sie  stantibus*'  456. 
Codltication,  erste  nordamcrikanische,  des 

Kriegsrechts  im  Landkriege  S.  h  ff. 

und  Anhang. 
Collectiv{?arantlc  440. 
Colonialstaton  79 

Cülouiccji,  Büd-  und  nordamcrikannche, 
29iLaiiLl2Üü.22In.2. 

Colonisten  27Ü  2^0. 

Combattnnten  s.  Kimpfer. 

Commandant,  eines  festen  Platses  552, 
553. 

Commissäre,  völkerrechtliche  241L 
Concordate  2ü  n.  44.'V 
Conferensen  12  n.  L 
ConfOderation  70. 

Conflict  der  Statsrechte  nnd  Bürger- 
pflichten 374. 

Conflicte,  Entscheidung  der,  Ober  die 
Rechte  der  Exterritorialen  224. 

Conflicte,  Schlichtung  der  völkcri-ccht- 
lichen  4Z1  ff. 

Congressukte,  Wiener  53  n.  710  n.  L  745 a. 

Congresse,  allgemeine,  S.  4j  12  n.  L 
108—114. 

Congresse,  von  Wien  S.  19;  9L  K38  n.; 
▼oo  Genf  S.  von  Aachen,  Laibacb 
nnd  Verona  S.  47;  —  8  n.  2.  M  n. 
9Qn.lÖßn.lDan-12Ün.a&lii. 

Connivenz,  statliche  ififi  n.  M2  n.  2. 
CoQseusus  gentiusi  lik 


Consularagenten  271  n. 

Consulate,  Constile:  im  Allgeineincn 
S.  22j  Begriff  und  Stellung  244; 
Patent  245i  Exequatur  246.  248. 
656  nj  Errichtung  247^  Arten  249; 
sind  diplomatische  Agenten  250;  Recht 
zur  Ausferti-^ung  von  Pa^n  251 ; 
G€richtsbarkeit2ä±2iiILÜliIi;  Schieds- 
richtenunt  25a.  252.  320j  Schatzrecht 
(Pflicht)  254— 257;  Schiffspoliaei  258; 
Disziplinargewalt  260;  Unterstützung 
der  Scliilfslührer  2C1 ;  Constatirung 
derSeesdiildoii  ÜüiJ :  Schitfsrcparaturen 
u.  Verkauf^recht  263 ;  KcditbeiScbiff- 
brQchen  264;  R.  zur  FOhrung  der 
Standesregister  265;  R.  zur  Ertheilung 
der  Volljährigkeit  ;  Privilegien  der 
levantinisclien  Consuln  insbcs.  269; 
Bes(»l(luiig  270 ;  llangklassenbestim- 
mung  271;  Wappen-  u.  Flaggenrecht 
272. 

Continentalsperre  S.  41. 

Contrebande  S.  45.  siehe  auch:  Kriegs- 

contrcbande. 
ContributioQcn  S.  dSL  s.  auch:  Geld« 

coiitributionen. 
Contumazanstaltcn  508. 
Convodrung  824—826. 
Courtoisie  IM  u. 

CrcdiUv  183—187.  228—233.  236—288. 
245. 

Cromwell  LH  n.  50Q  n.  3. 
Cultus,  Unterdrückung  des  577. 
Curiere  138.  122.  639. 

D. 

Dante  5  n. 

Decrctum  Gratiani  8.  12.  679  n. 
Deditionsformcl,  altrömische  702  iL 
Defcusivallianzen  44ü  u.  441  u.  L 
Deserteure  627. 

Dienste,  gute  (bona  ofRces)  S.  29;  483. 

484,  lifi  n. 
Diplomaten,  diplomatischer  KOvper  S.  22; 
182.  4ia. 
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Diplomatische    Sendunj?.    deren  Ekde 

221  ff.,  deren  Unterbrechunp  2ÜL 
Diplomatische  Verimndlung  liii» 
Diplomatischer  Verkehr  537,  196^  797. 
Directorialregierung.  franzAsische  112  iL 
Donatifürstenlhfimer  432  iL 
Droit  d'aubaine  '.VSA  jl 

„    de  perquisltioD  3ä3  n. 

„   da  renvoi  383  n. 

„    de  Tißite  3i>2  n. 
Dofoar,  General  586  n. 
Dunant,  Genfer  Arzt  586  n. 
Durchfahrt  310. 

Durchsuchunpsrecht  8.  45^  819—826. 
Dj-nastie,  Verträge  eines  States  mit  einer 
iä  n.      n.  1 ;  —  restaurirte  Dyn.  M. 

£. 

Ehre,  Yerletzung  der,  eines  States  iüä. 
Eid  n.  Ehrenwort  425,  737. 
Eigengewässer  S.  28j  821  n.  2.  342; 

neatrale:  773,  786,  787,  814. 
£änigang,  nationale  hll  n. 
Einquartirung  653  iL  2. 
Einverleibung  5Q  if.,  ^  288^  715  il 
Einzelkampf  578. 
Einzelstat  71^  IM  n  L 
Embargo  509,  669. 
Enge  Meere  IMi  tl 
Entdeckung  statenlc^er  Länder  2Zä 
Entlassung,  eiuca  ücsanten  IGÜ  n. 

„       der  Kriegsgefangenen,  auf 

Ehrenwort  617—626. 
Entschädigungspflicht  fttr  Eequisiüouen 

653,  655,  656. 
Entstehong  eines  neuen  States  ^  ff. 

2IÜ  n.  288  n.  4. 
Entwaffnung,  fluchtiger  Truppen  776, 

einbrechender  Truppen  788. 
Entwicklung  des  Völkerrechts  S.  10  ff. 
Epidemie  422.  4Z3a.  5Ö8. 
Erbrecht,  Erwerbgrund  der  Statsliohdt 

293. 

ErbvertrSge  443.  n.  L 

ErfOllungs-  und  Ersatzforderung  402. 


Eroberung  ^  576  n.  2,  701,  715  iL, 
733. 

Etappenstraasen  771  n. 
EtikettevcrstAese  ISü  n. 

Exelcutionskrieg  514. 
Exemtionsrecht  139,  141,  154j  197^  209, 
2 IS.  i>('.7 

Exequatur  246,  248,  273,  214  &.  auch 
Consuln. 

Exterritorialität  12Ü  n^  135—153,  196, 
216  n..  267.  32L 

F. 

Familie,  souveräne  12L 

Familiengenossen  der  sourerftnen  Per« 
sonen  154 — 158. 

Familiengenossen  und  Gefolge  eines  Ex- 
territorialen 145—149, 211—215,  21!L 

Fecialrecht,  altrömischea  4öß  il 

Fehderecht  511  il  ii22  n.  L 

Feinde  8.  31  und  35j  531—533,  569. 
578  ff.,  594. 

Feindessclionung,  Grundsatz  der  5%. 

Feindliche  Personen  im  eigentl.  Sinne 
5«j9,  570,  575,  578,  594. 

Fehlfreistliche  S.  34.  578,  587,  599. 

Findelkinder  aüüa. 

Fischerboote  667. 

Fischerei,  freie  307,  310,  —  an  den 
englisch-amerikanischen  Küstengewäs- 
sem  718  n.  2. 

Fiscus  442  n. 

Fkgge  324.  325.  3!^  322.  339.  343. 

„     neutrale,  deckt  die  feindliche 

Waare  S.  ^  794. 
Flagge  (Fahne),  weisse,  Aufhissen  and 

Atifstecken  ders.  697  n.  L 
Flibustier  513  n.  L 
Flüchtlinge  395—400. 
Flösse  S.  2L 

Fluss,  als  Grenze  298,  299. 

Fltissschifffahrt  41. 

Fluss-  und  SchiffTahrtspolisei  313. 

Flufiszölle  8.  28- 

Foedus  iniquum  4M  n.  2. 
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FrauWiu  S.  iL 

Freiheit,  der  Stat<^n  8,  9,  61  ff. 

„      persönliche  ff. 

„      religiöse  8.  2L 

ff     des  Verkehrs  S.  25. 

„     der  Schifffahrt  S.  2ä  ff. 
Freificharen  512  il  2,  670,  570a,  672, 
756  IL 

Frei  Schiff,  frei  Gut  S.  43]  794. 

Freiitnglgkeit  S.  24. 

Fremdenrecht  S.  23  ff. ;  881—394;  411, 
422. 

Friede  S.  8. 

„  von  Adrianopel  (1829)  S.  26;  von 
Nanking  (1842)  S.  2öj  von  Paris 
(1856)  S.  26,  S.  ^  8.  29,  S.  42^ 
a  43,  8.  45j  305  n^  3Üa  n^;  von 
Paris  (1814)  8.  27j   von  ütredit 

(1713)  s.  i9i  aai  ü. 

Friedens-Allianzen  44fi  n. 
„     -Blokade  zur  See  502. 
„     -Bruch  465,  725,  726. 
„     <)onf?re«s,  Pariser  ( 1866) :  8.  IL 
8.  26iltitin^  mn^4Mn^4a8n^ 
670      2,  7y4  IL,  801  n.  2, 

828  n.  L  siehe  anch:  Friede. 
Friedens-Congress,  in  Monster  149  iL 
„     •Pr&liminarien  705  a. 
„     -Schluss:  2^  703-709,  714— 
724;  731,  733,  734,  736,  861. 
Fricdens-Unterhandlung,  Eröffnung  der 
705  n.  L 

Friedens-Vertragsverietsnng  725  n.  2. 
Friedrich  d.  Grosse  5üÜ  n.  3,  668  n^ 
842  n. 

Forsten,  entthronte  118,  443  n.  L 

G. 

Ckurantie,  GarantieTerträge :  430—439, 
486. 

Garnntiebeschluss  432      440  n. 

Garibaldi  51^  n.  2,  570  n.  1  und  2. 

Gebietshoheit:  B^ff  276^  Inhalt  277j 
Subjekt  211  IL  Ij  Begründung  289, 
291,  293;  Foxmeu  des  Erwerbs  292; 


coocnrrirende  der  üferstaten  SOO^  303, 
304,  316;  beschränkte  309,  310^  siehe 
auch:  Statsdienstbarkeiten.  Ausdeh- 
nung auf  Schiffe  u.  a.  w.  8.  27i  818; 
VerpfUndung  ders. 

Gebictavermindening  4iL 

Gebirgszug,  als  Grenze  22L 

Gefangennahme,  eines  Exterritorialen 
Oberhaupt  442.  6üQ  e  und  f;  eines 
Ge&anten  13ß  ü.  210;  —  eines  Nea- 
tralitiUsbrcchers  788;  —  eines  Sou- 
veräns jJlü  n^  142;  diplomatischer 
Agcutca  G37. 

Geisehi  426,  427,  500  e,  600. 

Geldcontributionen  654,  717. 

Geleitscheine  675—677. 

Geleitschiffe  824—826. 

Gemnl,  Gemalin,  fürstlicher  (e)  154  ff, 

GemciiiflüRsc  314  n. 

Gemeingeiillu-Hche  Verletsungen  des  Völ- 
kerrechts 471—473,  428. 

Generalconsuln  8.  23,  211. 

Genfer- Vertrag  v.  1864:  586  a. 

Gerichtsliarkoit,  der  Civilgerichte,  über 
die  Exterritorialen  140. 

Grermanen,  das  Völkerrecht  der  S.  14 
und  15. 

Gesamrotstat  (Statenverein)  21  ff.,  432  n^^ 
444  tt.  L  ^  514. 

Gesante:  deren:  UnverletxHchkeitS.2I  ff.; 
Einrichtung  stÄndiger  S.  22j  völker- 
rechtl.  Persüulichkeit  27j  Begriff  170; 
Klassen  und  Arten  III  ff. ;  im  Alter* 
thum  III  st&ndige  und  nicht* 
ständige  180;  Beginn  des  Charakters 
iJiü  ff. ;  persönliche  Rechte  u.  Pflichten 
lill  ff.;  Disziplinargewalt  über  ihr© 
Aiigehörigcu  Gerichtsbarkeit  über 
dieselben  2iß  i^,  217,  220,  221; 
Steuerfreiheit  222,  223^  Abberufung 
228;  Beförderung  236j  Verabschie^ 
dung,  feierliche  238;  Vcrlassenschaft 
240;  Snsi>ensiou  ihrer  Thätigkeit  im 
Kriege  555;  neutrale  Ges.  555;  Bruch 
ihrer  Rechte  191  ff.,  422. 
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Gesantschaftsrecht,  aktives  15S  ff. 
GeschäfUträgcr  (charg^s  d'uffairea)  171. 

174.  m 

Gfcsetzesrecht  12  m  2. 

Gesetzgcbuug,  völkorrechtl.  S.  2 — 7. 

Gewässer,  Gomciuschaft  der  S.  2ü  ff. 
„       öffentliche  301  ff. 

Gewalt,  angebliche  Herrschaft  der  S.  S  ff. 

GlaubenBverfolgungcn  411,  i22. 

Gleichgewicht  Ü5— 100. 

Gottesfriede  (treuga  Dei)  687  n. 

Gregor  XVL  Pabst  Iii  iL 

Grenzen,  des  Statsgcbiets  22fi  ff. 

dee  YftlkerrechtB  S.  II ;  1  u.  ff. 

GrenzreguHrungen  iL 

Grenzverhältnissc  42  n. 

Grenzzeichen  22fi  n. 

Groot  (Grotius)  Hugo  de  8.  16,  S.  26, 
S.  31iS.  ^  ln.2,  Ifin^lMn^ 
21Ö  n^  3Öi       657  n.  1,  709 
742  n. 

Grossstat,  nationaler,  99  d. 

Grundlage  d^  Völkerrechts  S.  1  u.  2j 

1  u.  ff. 
Güter,  geborgene,  668. 

IL 

Hafenordntingen  327  n. 
Ilalbsouvcränctät  JiL 
Hamilton  S.  4&. 

Handel,  mit  Waffen  n.  dgl.  765. 
Handelsconsnhi  8.  22  u.  23. 
Handelsschiffe,  feindliche,  669. 
Handelsverkehr,  dessen  Hemmung,  5QQ. 

neutraler,  790  ff. 
Handlungsfähigkeit  der  Statcn  62  u.  62. 
Häuser,  djuastische  29il  n. 
Hausrecht,  des  Gesanten  2üli  n. 
Havcrei  262. 

Heffter  Ifi      äül  n^  568  a,  718  iL  3. 
Heimatlosigkeit  3811. 
Heimfallsredbt  S.  2L 
Heinrichs'  VH.,  englische  Parlamcuts- 
akte  T.  1494:  112  n. 


Hellenen,  das  TölkemMdit  der,  8.  Ifin.  U. 
HerrenloBo  Sache  221  n.  2. 

Hierarchie,  rflmische,  165  n. 
Hörigkeit,  büiierliche  S,  13. 
Hulfslohn  3311  n. 
HQlfstmppen,  Zufuhr  Ton  815. 
Humanität,  die,  das  Wesen  der  CiTili- 

sation  h  iL 
Humboldt,  WilheUn  von,  S.  28;  312  n. 

I. 

Incognito  133. 
Incorporate  union  Zfi. 
Indult  600  n. 

Innocenz  HL,  Pabst,  560  n. 

Tnseln,  netigebildete,  295. 

Instruktion,  fOr  die  Armeen  der  Yer- 

einigten  Staten  im  Feld  S.  5  u.  6  aud 

Anhang. 
Interimsgesanter  18Q. 
International  law  1  n.  2. 
Inteniirung  398  n^  776. 
Intoniuncius,  österrefchlsclicr  173  n. 
luternuncien,  päpstliche,  17.^. 
Interpretation  der  Statenverträge  440. 
Intervention,  deren:  Unzulässigkeit  im 

Allgemeinen  474;  Geschichte  414  n. 

2 — 4;  Zuhussigkeit  auf  Anrufen  475 

— 477;    Zulässigkeit  ohne  Anrufen 

478,  480.  515       Abwehr  durch  die 

ttbrigeu  Mächte  47i«. 
Intervention,  des  Heimat.stjvtes  3HQ 

„         des  Garanten  431  a.  ff. 
Interventionen,  der  heiligen  Allianz,  BS  il 
tntenentionsrecht  u.  Politik  107,  120  u. 
Italien,  Königreich  104  u^  lÜD  n. 
Jakob  II.  Iii  n^  IIÖ 
jus  albinagü  393  n. 
„  avocandi  375,  394. 

K. 

Kämpfer  (eombattans)  578,  594. 
Kaiserlhum,  römisch-dcutächcs  S.  15. 
Kant  S.  24. 

Kanonenschussweite  302.  309  n; 
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Kaperbriefe  670  il  L 

Kaperei,  Abschaffung  der,  S.  il  a.  42; 

670  n.  2  IL  a 
Kaperschiffe  MÜ  il  3^  501  iL  2,  672, 

670. 

Katharina  II.  von  Rossland  Si  M. 

Kcnt  lü  IL 

Kirche,  römisch-katholificlie^  im  Mittel- 
alter 2&  IL 

Kirchen,  die  chriaUicheii,  sind  keine 
völkeneditl.  Personen  L  engern  Sinne 

KlOher  742  n, 

Kneclitechaft,  erbliche  S.  liL 
Königskammem  SOS  n. 
Krankenwagen  (Ambulanoen)  586  ff. 
Krankenpflege  591. 

Krieg  S.  7}  S.  9i  8.  3jh  dessen:  Be- 
griff 510;  gerechter,  nngOTWjhter, 
völkerrechtswidriger  447,  515,  üliL 
520,  535;  sein  Einfluss  auf  die  Yer^ 
träge  iüL  , 

Kriegs-Allianaen  446  n^  447. 
„    -Anleihe  768. 

„    -Artikel,  nordamerik.,  s.  Anhang. 
„    -Ausrüstung  57^  645,  G64. 
„    -Ikute  im  Landkriege:  644 — 650, 
660. 

KriegB-Beute  im  Seekriege:  664;  — 

Rückgabe  derselben  722,  723. 

Kriegs-Contrebande  S.  42}  765,  7*>4, 
795,  801,  8()2;  absohite  803;  rela- 
tive 805,  806;  dann  noch  807—817. 

KriogB-Depescben  803  n.  5. 
„    -Dienst  57a 
„    -Erklärung  521—525,  537. 
„    -Eröffnung  525—528. 
„    -Gefangene  S.  35;  313  n.  2  u.  3» 
582,  685,  503— 62Ü,  639,  716,  737, 
73a 

Kriegs-Gcrichte,  standrechtliche,  547  n.2i 
548. 

Kriegsgevalt,  Rechte  und  Pflichten  der 

541—551;  568—577. 
Kriegs-Lasten  S. 


Kriegs-Manifest  522.  524. 
„    -Mittel  534;  unerlaubte:  5.57— 
563,  566;  erlaubte:  564,  565,  583. 

Kriegs-Parteien  511-514,  ML 
„    -Rebellen  643. 

„  -Recht  S.  3Ö  u.  ff.;  Ausflbnng 
deas.  542,  543,  560;  Misübrauch  dess. 
542. 

Kriegs-Rüstnng ,    ist  Gegenstand  des 

Beuterechts  S.  2S. 
Kriegs-Schiffe  321j  nothleidende:  775, 

776. 

Kriegs-Sitte,  gute,  544,  560,  567,  578  n^ 

622  n^  661,  685,  807. 
Kriegs-Trophften  650  n.  1  und  3. 

„    -Ursachen  516—519,  536. 

„    -VerrÄther  631—634,  639. 

„    -Ziel  536. 

„  -Znstand,  Wirkungen  des,  522  ff. 
Kflndlgungsrecht,  einseitiges,  eines  Ter- 

träges  454,  458. 
Kitoten  S.  26  u.  21 

„    -Oew&sser,  neutrale,  772. 

„     -Handel    (Cabotage)   der  Neu- 
tralen mi 
Küsten-Saum  302,  ^  309,  322- 

„     -Schutz  303. 

„     -Stat  322,  323,  325^  300. 
Kurffirsten,  Rang  der,  82  n. 
Kurhessischer  Rechtsstreit  733  n. 

Landeskirche  26  u- 
Landesverrath  631  n^  634  u. 
Landsce,  als  Grenze  801. 
Landsperre  506  n.  2. 
Landsturm  697,  698. 
Laurent  S.  Hj  425  n^  663  iL 
Lebensmittel,  Zufuhr  von,  807. 
Legaten  und  Nnncicn,  päpstliche  lüä 
112. 

Legati  a  (de)  latere  172  u.  2. 

„     reYcrentiiie  löl  n. 
Legitimität  (Illegitimität)  einer  Statare- 

gieruug  12£L 
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Legitimitätupolitik  12Ü  il 
Legitimitätsprinzip  S.  11  u.  ff. 
Lehensherrlicher   (oberherrlicher)  StÄt 

7Ö,  IL  ^  n-  L 
Leibeii^Bchaft,  Aufhebung  der  in  Rosb- 

land,  S.  211 

Leiupfad  äl2. 

Licenzen  (Erlaubnissscheine)  674  b.  L 
Lieber,  Professor  8.5,8.30.  Vorrede. 
Lincoln  S.  5^  M9  n^  3,  832  L 
Localistmng  d.  Krieges  8.  44,  747. 
Londoner  Vertrag  (v.  15.  Nov.  1831) 

745.  b.  (v.  1867)  746  d. 
LooB,  Entscheidung  durch  das,  llä. 
Loss<agung8recht  (von  den  Cottcordaten) 

44a  IL  3. 
Ludwig  XrV.  S.  22. 
Ludwig  XVni.  in 
Ludwig  Philipp  III  n. 
LOneTÜler  Friede  2^  n.  2. 

Magna  Charta,   engliache   (y.  1215), 

657  IL  L 
Majcfitat  (Titel)  89. 
Manus  (Gesetzbuch  585  d. 
Maria  Stuart  IBQ  n. 
Marinegerichtsbarlceit  321  o. 
Marketender  578. 

Marode,  Marodeurs  S.       S.  39i  642. 
Martens  2ÖQ      202  n. 
Mediatisirujig  280  n.  4. 
Meer,  als  Grenze  302. 
Meer,  Freiheit  desselben  S.  26;  304,  m 
Meere,  geschlossene,  3D(L 
Meereseinbrüche  .'K>9. 
Mehrheitsbesthliisse  10,  113. 
Mensch,  der  einzelue  2sL 
Menschenrechte  S.  19j  &2d  iL  2.  533. 
Metternich  120  iL 
Milit&rcapitulationen  759  iL 
Militärpflicht  391. 
Militärspitaler  586  ff.,  685. 
Minister,  bevollmÄchte  171,  173  n. 
Miiüstcrresidcuten  171^  124. 


Minneverfahren  481 — 487. 
Mittel,  friedliche,  des  Volkerrechts  S.  8. 
Mission,  auRserordentliche,  126. 
Mobiliar,  eines  Exterritorialen,  153. 
Monroedoktrin  474  ü. 
Montesquieu  2  n. 
Mortara,  Raub  des,  S.  2L 
Moynier,  Präsident  586  n. 

N. 

Napoleon  L  117  tLi  1^  n. 

Napoleon  HI.  im       1119  n^  112  n^ 

12i  IL 

Nation  1  n.  2. 

Nationalität,  der  Schiffe  324  u.  ff. 
Nationalsttt  28a 

Natnrzustand,  angeblicher,  529  n.  1, 

588  IL  L 
Navigatiousakte  321  iL 
NebenlAnder  80. 
Nebenvertrag  430—482. 
Neugestaltung  e.  States  512. 
Neutralität  im  Allgemeinen  S.  Muff.; 
Begriff  der  N.  742,  743;  Grundbe- 
dingung d.  N.  744;  Arten  der  N. 
745-748;  Bedingungen  der  N.  749 
u.  ff.;  Pflichten  der  Neutralen  756 
u.  ff. ;  Rechte  der  Neutralen  783  n.  ff.; 
Handelsverkehr  d.  Neutralen  708  ff. 
NeutralitÄt,  Belgiens  4Ü2  n^  44Ü  n^ 
745  b);  l/uxemburgs  4^  n^ 
745  d);  der  S<'hwciz  745  a); 
Serbiens  745  c). 
„        bewaffnete  (von  1780  und 
18<X))  S.   44i   ^  1, 
794  n^  801  IL  2,  803  n. 
3,  824  n^  825  n^  830 
835  n.  4. 
„        der  Krankenwagen,  MilitAr- 
spitÄler  u.  s.  w.  586—592. 
Nentralltatsakte,  engl.  (v.  1819)  u.  nord- 
amcrikanische  (v.  1794  u.  1818)  S.  45. 
Neutralitätsbruch  779-781,  788-790. 
Neutralitätsgesetz  der  Ver.  St  r.  Nord- 
amerika 763  n.  2^ 
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Nichterfftllnnj?,  der  völkerrechtlichen  Yer- 

bindliclikeiton  4fi2- 
NichtintiTventionsprincip  474  il  3  iL  1. 
Nichticämpfer  (non  combattaiis)  S.  34, 

578,  595. 
Nikolaus  L  Kaiser  IM  n. 
Nomaclenvölker  211 
Nothwelir,  Hecht  der,  144,  IM. 
Notitlcation,  der  Ankunft  Ton  Gesanten 

187;  der  Thronfolge  22iL 
Ntmcien  siehe  Legaten. 

0. 

Occupation  herrenloser  Sachen  212  tl  2. 
„        gestrandeter  Waaren  u.  s.  w. 

„       statenlosen  Landes  278^  279 
—283 

Offene  See  ~  als  Krfcgsfeld  814. 
Offensivallianzen  44fi  n^  MI  jl  2. 
Officiere  neutraler  Staten  638  n.  L 
Organe,  völkerrechtliche  115  ff. 

P. 

Pacifico-Angt'legenheit  5ÖQ  n.  8,  5Ö2  n. 

pacta  405  n. 

pactum  instar  legis  402  n. 

Pftbste,  deren  völkerrechtliche  Stellung 

im  Mittelalter  S.  12]  425  n. 
Panin,  niasischer  Kanzler,  S.  44. 
Pardon,  siehe  Qnartiergebcn. 
Pariser  Vertrag  vom  atl  Marz  1866  746  c. 
Parlamentäre  G81— (iS4,  (587  il,  697  n.  L 
Parlamcutilrflaggc  (Fahne)  G81,  684. 
Parole  s.  Ehrenwort. 
Parteigänger  570. 

Parteien,  sind  nicht  Subjekte  des  Völker- 
rechts im  e.  Sinne  24. 
Partikularstaten  99  n. 
Pisse  Ifiß. 

Passe,  militflrische  675—678,  792. 
Passzustellung  an  einen  Gesanten  21il 
Patent,  der  Consuln  24Ii. 
Penn,  William  28Q  n. 
Pentarchie  103—107,  411  n. 


Personal,  der  Spitftler  und  Ambulancen 

587  u.  ff. 
Personalprindp  329  n. 
Personalunion  51,  74,  26. 
Personen  u.  Güter,  neutrale,  793 — 795. 
Personen,  völkerrechtliche  12  u.  ff. 
Peter  d.  Gr.,  von  Russland  133      218  a. 
Pfandnahme,  gewaltsame,  42iL 
Phillimore  762  n. 

Piraten,  Piraterie  849^  351,  472,  513, 

521  IL 
Piratenschiffe  348—351. 
Piratpnstaten  349. 
Pliit/c,  offene  und  feste,  554  n. 
Piaton  S.  IL 
PlQnderung  661. 
Portalis  531  n. 

Poetliminium  727—741,  860  n.  L 
PrÄsIdent,  einer  Republik,  126,  12&. 
Praxis,  statliche,  des  vor.  Jahres  22  iL 
Praxis,  stat&männische,  deren  ELafluss 
auf  das  Völkerrechts.  15j  amerik.  8. 46. 
Pressfreiheit  wikhrend  des  Kriegs  545  n.  L 
Preussen  IM  il 

Priniien  und  Priuzessinen,  der  souverÄnen 

Hiuscr  157,  158. 
Prise,  Prisenrecht,  Prisengericht  8.  46; 

346,  342;  5QQ  IL  3,  507.  utB  n  ,  521  n.. 

668,  672,  741,  777  n^  786,  809—811, 

818,  822,  825,  841  u.  ff. 
Privateigenthum,  im  Landkriege  S.  3ß  ff. 

652,  653  u.  ff. ;  im  Seekriege :  665, 666. 
Privateigenthum,  des  States  58. 
Privatgut,  füretliches,  734. 
Privatgut,  dessen  Beschlagnahme,  5QQ. 
Privatkrieg  670  n,  L 
Privatpersonen  im  Kriege  5^  53L 
Privatrechtc,  Schutz  derselben  durch  das 

Völkerrecht  S.  Iii 
Privatrcpressalien  ÜU3 
Protest  482. 

Protokolle,  völkerrechtlicbe  12  iL  2. 
Provincialschnlden  4L 
Pnfendorf  8.  16,  S.  31;  2  iL 
Punctationen  il& 
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Quartlergüben  580—584. 

Qaellen,  d.  YöIkerrechU  S.  Sa.  ff.,  10—16. 

Rang,  der  Staten  M  ff. 
„     kaiserlicher  86. 
„     königUcher  87,  122. 
„     der  Familicngenossen  eines  Soo- 

verÄns  lüS-u.  ff. 
„     dpr  Gesantcn  Iii  u.  ff. 

Ran^rbijhiing,  eines  States, 

Ilangorilniing,  der  Gesanten  untereinan- 
der 116. 

Ratification,  der  Verträge,  419—421. 
Raubstaten,  afrikanische,  51B  n.  2. 
Rftnbcr  571,  641. 
Rcalunion  25  iL  2. 

Recht,  der  nationalen  Entwicklung  and 
der  Selbstbestinunung  der  Völker 
8.  46  n.  ff. 
„     Conventionelles  und  nothwendiges 

402  n„  4fiQ  n. 
„     internationales  1  n.  2. 
„     der  königlichen  und  kaiseriichen 
Stateu  82. 
Rechtsbmch  464,  Ml 
Rechtsbücber,  Tdlkerrechtliche  S.  6. 
Rechtsgleichheit  der  Staten  81  u.  ff. 

„  der  Völker  2. 

Rechtspflege,  völkerrechtliche  S.  7 — 8. 
Rechtsschutz  S.  7j  statlicher  in  der 

Fremde  S.  24—25. 
Rechtsverschiedenheit,  kein  Grund  zur 

Betonion  505  n.  2. 
Rechtsverw-ahning  482. 
Recreditivschreibeu  '238. 
Rccognitioasimtrouillen  630. 
Reichsverfassung,  alte  deutsche,  IfiQ  u. 
Reihenfolge,  der  Staten,  bei  der  Unter- 
zeichnung V.  Akten  u.  Vertragen  11& 
Rcisläufer  758. 
Religion  und  Recht  ß  iL  2, 
Religionsübung,  Recht  der  Gesanten  auf 
freie,  203,  208. 


Repräsentationsrecht  im  Völkerrechi  115, 
116,  ^  n. 

Repressalien :  S.  34j  ztiTäissige,  ohne  Krieg 
500;  tuizulässige  aüL 

„         Umfang  der  r><>2. 

„         berechtigt  dazu  M3. 

^         Dauer  derselben  r)04. 

„        im  Kriege  567,  580,  654, 
685  IL 
Reprise  846,  859,  860. 
Requisitionen  653,  717. 
Restaurirte  Regierung  731 — 735. 
Retorsion  r><>.'). 
ReUungsanstaltcn  a3L  33S. 
RettuDgslohn  236  n. 
Revolution,  griechische,  belgische,  fran- 
zösische 120  tt. 
Rheden  S.  21. 
Rhciuschifffahrt  8.  2L  314. 
Richelieu  8.  22. 

Römer,  das  Völkerrecht  der  S.  llj  512iLi. 
ROcktrittsrecht  vom  Vertrage  465,  462, 

50Ü  g. 

8. 

StoikrisatioD  ^  n.  4. 
Saint  Pierre,  Abbd,  ^  n. 

Sanitätfii>ersonal  s.  ärztliches, 
Sclmtzungsverfahren  400  O. 
Schiedsgericht,  8.8^  S.  29  u.  ff.;  der 

Pabste  im  M.-A.  8.  12  n.  ff. 
Schiedsrichterliches  Verfahren  4^ — 498. 
Schifffahrt,  freie,  S.  ^  ff.;  307*  808, 

310.  312,  314.  316.  325.  327.  ML 
Schifffahrtsakte,  englische  (1854)  330  n^, 

333n:,335iLi336iL,aä2n. 
Schifffahrtsgebflhren  315. 
Schiffe,  gestrandete  Ü68. 
Schiffe:  Gebietstheüe  des  Landes  3IX 
„     1  landels-  oder  Kriegsschiffe  312  n. 
„     fremde  319,  323,  328j  339,  ML 
„     auf  offener  See  318. 
„     Gerichtsbarkeit  darüber 319, 320, 
322. 

„    exterritoriale  22L 
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SchiiTe  barbarischer  Stämme  325  n. 

„     Papiere  derselben  326. 

„     Auaweichen  der  330. 

„     Fahrregeln  für  die  331,  332. 

„  „in  Seegefahr  333. 

„  „       nationale  350. 

Schiffbrüchige  334,  337, 
Schiffsrecht  M2  n.  ff. 
Schül  512  2. 

Schlesische  Landesschuld  50Q  jl  3. 
Schranken  dos  Völkerrechts  S.  II  iL  ff. 
Schutzfalinea  bö5. 
Schut^hoheit  78.  4Ü3  n. 
Schutzpflicht,  der  Staten  gcgcuAber  den 

Oesanten  192.  239.  225. 
Schutzrecht  u.  Pflicht  d.  Staten,  gegen- 

tkber  ihren  Angehörigen  im  Auslände 

380.  384.  m 
Sehutzstaten  I^i;  deren  llaug  92^  IM  n.  L 
Schutzwachen,  Schutzbriefe  686. 
Schutz-  und  TnitzbQiidnisj>e  llß  n. 
Schweden  HM  n. 
Seebeate  III  n. 
Seeblokade  5Öß  n.  2, 
Seehäfen  S.  27,  3Ü2, 
Seeherrschaft,  angemasste  304     3Ü5  n^ 

aiQ  n.  2,  472- 
Seehoheit,  angcmasste,  d.  Engländers.  26. 
Seekriegsrecht  8.  4ö  u.  ff. 
Seepolizei,  völkerrechtliche  S.  20;  341 

Mi  n. 

Seeraab,  autoriairter  S.  4L 
Seer&aber  S.  36^  343. 
Selbständigkeiten  der  Staten  S. 

Selbständigkeiten,  deren  Beschränkung  9. 
Selbstbefreiung  eines  Volkes  vom  Feinde 
730. 

SelbsthQlfe,  gewaltsame,  S.  Z  ff.;  429. 

448,  44fl  ff..  464.  51Q  ff. 
„       nr  See  34a  n^  348. 

Siegelang  der  Verlassenschaft  von  Oe- 
santen 240. 
Siegesdenkmäler  650  n.  2. 
Skhivenhandel  351,  3GiL 
Sklaveam&rkte  S.  20:  aüß. 


Skhivenscliiffe  3£lL 

Sklaverei,  Verhalten  der  ROmer,  des 
Christenthums  dagegen  S.  IS 
—19. 

„       die,  im  gennaniftirten  Europa 

s.  la. 

„       in  Amerika  S.  19. 
H       Verhalten  der  Engländer  da- 
zu S.  IL 
„       Erklärung  des  Wiener  Ck>n- 
gresseg  dagegen  S.  19 ;  dStl  IL 
ff       Verbot  derselben  durch  die  V. 

St  V.  N.-Amcrika  S.  19. 
„       Massregeln  dagegen  S.  20. 
„       Aufhebung  d.  in  Nordamerika 
S.  20j  la  n^  dann  360,  361. 
362.  411,  422. 
Sonderbandskrieg,  Schweizer,  514:  n.  L 
Souveräne,  deren  völkerrechtliche  Per- 
sönlichkeit 27]  Verträge  ders.  MiL 
Souveränetät  der  Staten  64—80. 
Souveränetätsrechte,  des  States,  68. 
Spanien  104  n. 

Spione,  Spionerie  S.  85,  628,  629,  630, 
633,  630,  083. 

sponsiones  40.5  il 

Stänune,  barbarische,  280. 

„      wilde,  535  n.  2,  557  n. 

Staudrecht  S.  35,  348^  547,  548. 

Stapel-  und  Landungsplätze  315. 

StAt,  der,  Begriff  S.  2. 

Staten ;  Subjekte  des  Völkerrechts  II  u.  ff.; 
Entstehung  und  Anerkennung  neuer 
Staten  2&  ff. ;  Untergang  der  St  4ß  ff. : 
völkerrechtliche  Eigenschaften  der  St 
ti2  ff.;  halbsouveräne  78^  TÜj  deren 
Rang  92,  93 ;  Bildung  neuer  St  229  n. ; 
pacisdreude  444;  Subjekte  des  Krieges 
530  ff. ;  neutrale  St.,  deren  bewaffnete 
Allianz  442  n.  1,  deren  Handd  50L 

Stateubildung  28  n^  229  n. 

Statenbünde  20  ff.;  m 

Statenbund,  allgemeiner,  10  n. 

Stateofamilie,  europäische  9Ö  n. 

Statenfolge  4d  ff. 
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Kegister. 


Statenreiche  2Ü  ff.,  IGO,  321L 
8tateii8yBt«me  S.  9fi  u.  ff. 

Statcnvertiäge  442,  489  n.  1.  497.  538. 
Statsdieostbarkeitea  42     69i       u.  ff., 
771. 

Statsehre,  Recht  auf,  83. 
Statsgebiet:  Eigenschaften  284;  Abtre- 
tungeu  voa  4fi  ff.,        286,  282;  Er- 

weitenmg  und  Verminderung  dess.  294, 
25)5;  Grenzen  dess.  2^6—21)9. 
Statsgenoäseu,  im  fremden  Laude  378. 

m 

Statsgenosscnscliaft:  Erwerb  und  Verlust 
im  Allgemeinen  3tj4;  der  Ehefrau  a. 
eheL  Kinder  3G5;  der  unebel.  Kinder 
Mß;  der  Landsassen  im  weitesten  Sinne 
des  Wortes  367;  Auflösung  371;  zwei- 
fache 37Si  äI4 
^atsbäupter:  deren  völkerrechtliche  Per- 
Bönliühkcit  21;  als  Schieds- 
richter 48ä  n.  2. 
„         deren  Repr&sentationsrecbt 

115—125. 
„        die,  als  Bouver&ae  Personen 
126—134. 
Statsintercsse  518 

Statspersönlichkeit:   Repräsentant  der- 
selben 115,  116,  III. 
Statsrecht,  äusseres  1  il  2. 
Stateschuldeu  5iL 
Statßumwälziuigeu  474. 
Statsvennögen  54. 

„  dessen  Beschlagimlime  500 
Statthalter  IfiL 

Status  quo  (post  und  ante  bdlom)  700  n^j 

715. 

Steuerbefreiung  der  Exterritorialen  138, 
262. 

Straodiecht  334,  23ü. 
Stnunen,  offene,  ^ 

Ströme  und  FUtese  8.  27j  312. 

314 

SohneTerauch  52L 

Sondzoll,  Aufbebung  desselben  S.  2ü  u. 
27;  am  n.  2. 


Talionsprindp  501  n.  L 

Territorialprincip  329  n. 

Thalweg  2i)8,  m 

Thronfolge,  Vertr&ge  über,  443x 

Thum-  und  Taxis,  Familie,  deren  Post- 
regal 443  n.  2. 

Titel,  der  Staten  84  ff.;  der  Eamüien- 
genossen  eines  Souveräns  IbUi  ff. 

Tödtung,  unnöthige  579. 

Tractate  418. 

Truppentheile,  verfolgte.  774,  776,  785. 

Truppeuw  erbung  760 — 762. 

TOrkei,  deren  Aufnahme  in's  europäische 
Völkerrecht  S.  17j  Schuts  der  christ- 
lichen Rajahs  gegen  dieselbe  S.  2L 

U. 

Ueberfall,  gewaltsamer,  firemder  Stats- 
gebiete  ohne  Kriogsursache  472,  481. 

Uebcrgabc  auf  Guade  u.  Ungnade  696. 

Ueberläufer  627. 

Ufer  S.  211 

Uferbauteu  47,  2aa  u. 

Uferstaten  288,  295,  209,  300.  3f)l,  303. 
am  n..  312.  314.  316.  322,  332. 

Unabhängigkeit,  der  Staten  6i  o.  ff. 

Unfrei  Schiff,  frei  Gut  795. 
„       „      unfrei  Gut  795  n. 

Unifonnirung  570  a  n.  3. 

Union  20. 

Universalherrschaft,  Streben  nach,  99. 

100.  412.  422. 
Unterdrückung,  fremder  Völker  81,  412, 

412. 
Unten)fajid  428, 

Untersuchungsrecht:  gegen  die  Sklaven- 
schiffe S.  20;  Widerspruch  der  Ver. 
Staten  und  Frankreich  dagegen  2ü2n.; 
gegen  vcnlächtige  Schiffe  344,  345,352. 

Untorthanencid  551. 

Unterwerfung  des  besiegten  Fdndes  701, 
702. 

Unverletzbarkeit,  Recht  der,  191,  192, 
193.  232. 


Heister. 
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Usurpator  ITL 

Utt  poesidetis  715  u. 

T. 

Vasallcustaten  Tü,  77^  deren  Rang  92. 
444  n.  L 

Vattel  S.  33,  8.  34i  142  IL,  IfiÖ  n^ 
2Ü1     573     585     594  n.  1,  692  n. 

Yertoderungen  des  Floasbettes  u.  Tbal- 
■weges  2il£L 

Verbittuug  und  Yerweigerung  der  An- 
nahme eines  Gesanten  164.  165.  Ififi. 

Verbrechen,  politische,  deren  Unterschied 
Ton  gemeinen  564  n.  L 

Verbrecher,  fremde,  395,  401. 

Verdrängung  des  Feindes  728  u.  ff. 

Vereinigte  Staten  von  Nordamerika 
III,  114  n..  16Q  n..  aiQ  IL  2. 

Vereins-  a.  Versaramlungsreeht  während 
des  Krieges  545  n.  L 

Verfahren,  schiedsrichterliches  S.  2d  ff.« 
488  IL  ff 

Ver£assuug8iindcruDgen,  innere,  eines  Sta- 
tes S.  46. 

Verfassungstreitigkeitcu  414, 

Verfassuugswaudlung,  deren  Einfluss  auf 
die  völicerrechtUchen  Verhältnisse  der 
Btaten  HD  ff. 

Veri^eich  482,  4114. 

Verhältnissmässigkeit,  Grundsatz  der,  zwi- 
schen Schuld  und  Folgen  469—503  d. 

Verhandlungen,  unter  den  Kriegsparteien 
679  ff. 

Verjährung,  völkerrechtliche  290  n. 

Verkehr,  friedlicher,  Pflege  dess.  S.  21  ff.; 
allgemeine  Verkehrsgcmeiuschaft  S.  25; 
Verkehr  snr  See  S.  2L 

Verkebrsrecht,  internationales,  S.  24. 

Verkehr,  unter  den  Krieggparteien  674  ff. 

Verkehr,  Recht  und  laicht  des  völker- 
rechtlichen lüü  ff. 

Verkehrsanstalten,  muth willige  Zerstö- 
rung der,  651. 

Verkehrsspeiie  (bk)cus)  506,  507i  SÖÖ- 

Verletzung  eines  Gesanten  liliL 


Vermittlung  S.  29j  485—487. 

Vermögen,  feindliches,  im  Landkriege 
S.  ad  ff. ;  im  Seekriege  S.  411  ff. 

Versuche,  bösartige,  zur  Sdiädiguug  d^ 
Feindes  640. 

Vertilguugskricg  535. 

Vertrag,  völkerrechtlicher,  12  n.  2. 

Verträge,  zur  Abschaffung  der  Neger- 
sklaverei 3M  nj  über  wechselseitiges 
üutersuchungsrccht  d.  Schiffe  352. 

Verträge,  völkerrechtUche  S.  5j  402  ff. 
Fähigkeit  zur  Abscbliessung  von,  4fi3; 
Erfordernisse  sur  Gültigkeit  ders.  404 

—407,  416»  444. 
Einfluss  des  Zwanges  u.  dgl  darauf 
408,  40IL 

Eechtsgrund  der  Verbindlichkeit  der 

Vertr.  üfi. 
ungültige  VertrSge  insbesondere  411, 

412.  424. 

virirkangslose  Verträge  413,  414 
Lossagungsrecht  von  Vertr.  415.  456, 

4B(). 

Form  der  Vertr.  41Z  ff.  —  424. 

Verstärkung  der  Vertr.  425  ff.,  44L 

Arten  der  Vertr.  442—445. 
Vertragsemcuerung,  8tillschweigende,451. 
Vertragsrecht  3n.ljl2n-2,494ü. 
Vertragsverbindlichkeit,  Aofhoreii  der 

450—461. 

Vertragsverhältnissc,  zvk'ischen  den  Sta- 
ten, Einfluss  des  Krieges  auf  diese  538 ; 
des  Friedeusschlusscs  auf  diese  718. 

Vertreter  des  Völkerrechts  H 

Verwaltung  und  Eechtspflcge  während 
des  Krieges  541,  545,  547. 

Verweigerung  der  Ratiflkation  der  Ver- 
trikge  4211 

Verwundete  im  Kriege  582,  586, 590, 591. 
Verzicht  288^  482^  424  n. 
Veto  m  u. 
Vicekönigc  lüL 

Victor  L  Emanuel  König  736  n. 

Visitationsrecht,  der  Kriegsschiffe  gegen 
verdächtige  Sklavenschiffe  S.  ^ 


YAlkergericlit  8.  7. 

Tdlkerrecht :  Kogriff  S.  1  und  2;  1; 
Keime  desselben  bei  dcu  wilden  und 
barUarisciteu  btänunen  S.  10;  cbrist- 
Iwhes  S.  12;  der  Barbaren,  Hellenen, 
Bfluer,  Q«nMBatt  8.  10  v.  ft{  wbie 
Befreinng  im  religlaeer  BduigmMlt 
&  IG  ff.;  —  Aufleben  des  modernen 
8.  15  ff.;  Schranken  desselben  S.  17  ff  ; 
Ausdehnung  S.  17;  Aufgabe  S.  17  ff.; 
Begründung,  iHaiur  und  Grenzen  dos 

MikvandiiM  IS  n.  % 

YUkmtiäAi  Verletzungen  dess.  und  Ver- 
fahren 2ur  UemeUnag  dm.  463-  iL 
Tortritt  89  t. 

w. 

ist  freies  Gut  S.  43. 
Waffenruhe  GST—GHO,  691—606. 
Waffoustillstanü  <>8Ö— 696. 
Waftcüvorräthe  57. 

Washington  S.  45,  76t  iL  Sf  788  a  2. 
WctM^ar  Begierviig,  EtnAo»  wf  die 

völkerreditifalie  Persaulichkelt  123;  auf 

die  Fortdauer  der  Creditive  230—232. 
Wechsel,  des  Ministers  des  Aeu^eca,  £in- 

fluss  auf  die  Creditive  2M. 
WegfUurer  634—636. 
WiiMtoni  d.  FikpciMtwilmde  8Q8a.  1, 

806k  808»  818»  818. 
Wegweisung,  von  Flüchtigen  398  n. 
Wegweiamg,  fremder  iCricgsschiffe  321  n. 
„         e.  üesant<?n  210,  235,  637. 
„        von  Korreapoudenten  638. 
Wegzug,  freier,  892,  398. 


WeltbfligeRecht  S.  24;  88 

Weltcongrcss  im,  III,  112. 
Welthcrrscliaft ,   Ansprtirli   der  Piibste 

darauf  S.  13;  der  deutschen  Ksäaet 

8.  15;  418. 
WehnMlit  104. 

Weltordnung,  Geftlndng  der  ingeoel- 

nen,  471,  472. 
Weltstat  und  WeUgeeetm^ebai«  10  a, 

22  n. 

Weltstrome,  mehrst&tliche  u.  eiml.  S.  29. 

WfltefMffcehmMgB  807,  479. 
WiderrtiHd,  dessen  Erlöschen  289. 
WieaflNOngress-Akte  (v.  1815)  S.  28  n.. 

103n.,812n.,314n.,315n. 
t,         -ProtokoU  17 1  u.,  172  n.  2, 

175».,  176  n.,  177  n.,  178a. 
WfldAu^ndrt  8.  84. 
Willielm  I.  Kurfürst  735  n. 
Wilhehn  lü.  v.  England  117  n. 
Wissenschaft,  Einfluss  der  Mf  da»  Vtilnr- 

recht  8.  15. 
Wohnort  367,  378. 


ritorfidBa  160— IM,  80O.  90L 

Wrack  335. 

WQide,  MkMdrtwiig  der  «.  Stalea  453. 


€81,  888. 

Zurückhaltung  der  CMieln  426. 

im  KricffC  Böf). 
Zwangsverkauf  811. 
Ziriwlwnwilflraag  44,  45,  781—188. 
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